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I, Abhandlungen. 


1. Die fehlerhaften Rechtshandlungen und ihre Heilung !). 
Von Professor Dr. Nikolaus Hilling in Freiburg i. B. 


Einleitung. 


M. H. Als Vertreter des Kirchenrechts an der theologischen 
Fakultät dieses Erzbistums danke ich Ihnen, daß Sie bei der 
Auswahl der Vorlesungsthemen des diesjáhrigen theologischen 
Hochschulkurses !) zu Lauda auch das Kirchenrecht berücksichtigt 
haben. Sie haben durch diese Handlung der Meinung Ausdruck 
gegeben, daß der Kenntnis des kanonischen Rechts auch für die 
Ausübung der praktischen Seelsorge eine erhebliche Bedeutung 
beizumessen ist. In dieser Gesinnung befinden Sie sich in 
Übereinstimmung mit den Lehren der Bischöfe und Päpste, die 
zu allen Zeiten die eingehende Kenntnis der kirchenrechtlichen 
Bestimmungen als für die Verwaltung des Seelsorgeamtes 
ersprieBlich und notwendig betont haben. Den schónsten Ausdruck 
hat dieser Auffassung in unseren Tagen Pius X. gegeben, der als 
Patriarch von Venedig in einem Rundschreiben vom 19. Okt 1902 
seinem Klerus die Worte ans Herz legte: »Wie das Studium der 
Dogmatik und Moral für die geistlichen Zwecke des Priesters 
notwendig ist, so ist es nicht weniger die Kenntnis der kanonischen 
Rechtsbestimmungen, welche die kirchliche Gewalt für die 
glückliche Leitung ihres geistlichen Reiches erlassen hat?).« Es 
ist deshalb durchaus nicht als ein Zufall anzusehen, daß in 
unseren Tagen der größte Seelsorgepapst Pius X. zugleich als der 


- 1) Diese Abhandlung wurde niedergeschrieben, um als kirchenrechtliche 
Vorlesung auf dem theologischen Hochschulkurs in Lauda Herbst 1925 zu 
dienen. Jedoch kam das geplante Unternehmen nicht zustande. Ich ver- 
öffentliche den Aufsatz an dieser Stelle, um einen Beitrag zu dem mir dringend 
notwendig erscheinenden Ausbau des »Allgemeinen Teils« der kirchenrecht- 
lichen Disziplin zu liefern. Dieses Bedürfnis ist neuerdings auch von dem 
italienischen Gelehrten S. d’Angelo anerkannt worden in der Abhandlung: 
Per una introduzione scientifica allo’ studio del Codex iuris Canonici, in: 
Studium 1926. 


2) Vgl. N. Hilling, Die Reformen des Papstes Pius X. auf dem Gebiete 
der kirchenrechtlichen Gesetzgebung I, 7. 
| 1* 
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großartige Erneurer des Kirchenrechts und der eigentliche Schöpfer 
des Codex Juris Canonici aufgetreten ist. | 
Als Gegenstand der kanonistischen Vorlesung, die ich jetzt 
zu beginnen die Ehre habe, haben Sie das Thema »Die fehler- 
haften Rechtshandlungen und ihre Heilung« bestimmt. Ich habe 
diesen Vorschlag um so lieber angenommen, als er aus Ihrer 
eigenen Mitte hervorgegangen ist und ich deshalb annehmen muß, 
daß er Ihren Wünschen und Bedürfnissen am meisten entspricht. 
Über die praktische Bedeutung dieses Themas kann meines 
Erachtens niemand im Zweifel sein. Denn wer die zahlreichen und 
komplizierten Rechtsbestimmungen einerseits und die Schwäche 
und Ohnmacht der menschlichen Seelenkräfte anderseits betrachtet, 
dem wird es nicht verwunderlich erscheinen, daß sowohl bei den 
privaten Rechtsakten der Gläubigen, z. B. bei der Eheschließung, 
wie bei den öffentlichen Rechtshandlungen der Priester, z. B. der 
Vornahme einer Trauung, zahlreiche oder besser besagt ungezählte 
und unzählbare Defekte vorkommen, die die betreffenden Akte 
entweder ungültig oder anfechtbar machen. ‘In vielen Fällen 
wird der Handelnde, sei es ein Geistlicher, sei es ein Laie, der 
die betreffende Handlung gesetzt hat, noch nachher zu derselben 
Stellung nehmen und sich besonders die Frage vorlegen müssen, 
ob der geschehene Fehler nicht wieder gut gemacht und die 
Ungiiltigkeit oder Anfechtbarkeit des Rechtsakts durch ein 
remedium iuris geheilt werden kann. Überhaupt bei allen Rechts- 
akten spielt die Frage nach den wesentlichen oder unwesentlichen 
Erfordernissen sowohl ante wie post factum eine große Rolle, so 
daß der geistliche Beamte eigentlich Tag für Tag irgend ein 
Kapitel aus der Lehre von den kirchlichen Rechtshandlungen 
praktisch anwenden muß. Neben der praktischen ist auch kurz 
die theoretische Bedeutung unseres Gegenstandes in dieser Ein- 
leitung kurz zu streifen. Zur Begründung der theoretischen 
Wichtigkeit möge es genügen, wenn ich hervorhebe, daß die 
Lehre von den kirchlichen Rechtsakten einen fundamentalen 
Gegenstand des gesamten Rechtssystems bildet, dem eine ebenso 
große Bedeutung zukommt, wie der Lehre von dem Gesetze 
oder den Rechtsnormen. Denn bei jedem in das Leben ein- 
greifenden casus iuris kommt sowohl die Rechts- wie die Tat- 
sachenfrage in Betracht. Auf diesen beiden Grundfragen beruht 
die ganze Tätigkeit des kirchlichen Richters, für den das Axiom 
gilt: Da mihi factum et dabo tibi ius. Die Lehre von den kirch- 
Jichen Rechtshandlungen ist überdies quantitativ so weit verzweigt 
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und so ausgedehnt, daß sie sich über das ganze Rechtsgebiet 
und alle seine einzelnen Teile erstreckt. 

Handelt es sich somit nach der übereinstimmenden Ansicht 
aller Kanonisten für uns um ein sehr belangreiches und aus- 
gebreitetes Thema, so sind. auch die Schwierigkeiten in seiner 
Behandlung nicht zu verkennen. Diese beruhen. zunächst in der 
Natur der Sache selbst. Denn wir haben es nicht wie bei dem 
Gesetze mit abstrakten Normen, sondern mit konkreten Tatsachen 
zu tun, bei denen auch rein innere Vorgänge, die Willensmeinung 
der menschlichen Seele, eine große Rolle spielt. Jedoch will ich 
auf diese inneren Schwierigkeiten, die Ihnen ja schon aus der 
Lehre der Moraltheologie über die actus humani bekannt sind, 
nicht näher eingehen. Der wissenschaitliche Darsteller der Lehre 
‚von den kirchlichen Rechtshandlungen hat überdies mit großen 
äußeren Schwierigkeiten zu kämpfen. Werfen wir zunächst einen 
Blick auf den Zustand der Rechtsquellen. Sowohl das alte Corpus 
Juris Canonici wie der neue Codex Juris Canonici haben über 
unseren Gegenstand keinen zusammenhángenden Traktat. Der 
Codex Juris Canonici enthält einige grundlegende Bestimmungen 
in dem Abschnitte »De legibus« des 1. Buches, aus dem vor 
allem die can. 15 und 16 über die leges irritantes und inhabili- 
tantes in Betracht kommen, sodann in dem allgemeinen Teile 
des Personenrechts (2. Buch), wo die can. 103 und 104 den 
Einfluß der Furcht und des Zwanges und des Irrtums auf die 
Rechtshandlungen behandeln, und sodann im 4. Buche des 
Prozefrechts, das einen eigenen Abschnitt in can. 1684— 1689 
über die Anfechtungsklagen und die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand (Restitutio in integrum) enthält. Alle übrigen 
Vorschriften sind in den verschiedensten Teilen des Gesetzbuchs 
zerstreut. Wir können daher mit Fug und Recht auf diesen 
Quellenbefund den Satz eines mittelalterlichen Kanonisten an- 
wenden: Materia posita in diversis locis inducit difficultatem 
studentibus. Ä | 

Indessen wáre es verfehlt, dem Gesetzgeber hieraus einen 
Vorwurf zu machen. Denn dieser hatte von vornherein gar nicht die 
Absicht, eine bestimmte größere Materie einheitlich zusammenzu- 
fassen, sondern mußte dieselbe auf Grund des gewählten Systems 
auf mehrere Bücher verteilen. Wie steht es aber mit der kirchen- 
rechtlichen Literatur? Diese hatte an sich wohl die Möglichkeit, 
in dem sog. Allgemeinen Teile oder den Allgemeinen Normen 
des Kirchenrechts die Lehre von den kirchlichen Rechtshandlungen 
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einheitlich und systematisch zu bearbeiten, wie dieses ja auch 
in den modernen Hand- und Lehrbiichern des weltlichen Rechts 
geschieht. Meines Wissens fehlt es jedoch in der kirchen- 
rechtlichen Literatur bislang noch einer zusammenfassenden und 
erschöpfenden Darstellung der Lehre über die actus iuridici. Um 
uns mit den Vorarbeiten unseres Gegenstandes etwas näher 
bekannt zu machen, weise ich darauf hin, daß die kanonistischen 
Handbücher zum alten Gorpus Juris Canonici unseren Gegenstand. 
hauptsächlich im I. Buche behandeln unter dem Titel II de 
constitutionibus und dem Titel XL de his, quae vi metusve causa 
fiunt'). Die Darstellung ist aber sehr lückenhaft, weil einmal 
die Lehre von dem Irrtum überhaupt nicht systematisch behandelt 
wird und sodann die Heilung der fehlerhaften Rechtsgeschäfte 
ganz außer Betracht bleibt. 
Einen gewissen Fortschritt in der systematischen Behandlungs- 
weise haben die Lehrbücher der Moraltheologie gebracht, die 
unsere Lehre einmal in dem Traktate über die Gesetze — leges 
irritantes — und sodann in dem Abschnitte über die menschlichen 
Handlungen — actus humani — berühren?) In ihnen ist 
namentlich auch die gesamte Irrtumslehre systematisch behandelt, 
und auch die Wesenselemente der menschlichen Handlungen 
kommen nach der inneren und äußeren Seite genügend zur 
Sprache. Indessen tritt bei diesen Darstellungen naturgemäß 
die rechtliche Seite etwas in den Hintergrund, und vor allem 
wird zum Schaden der Praxis die Lehre von der Heilung der 
ungültigen und anfechtbaren Akte übergangen. Letzteres dürfte 
wohl dem Umstande zuzuschreiben sein, daß die ganzen 
Erörterungen mehr philosophisch und spekulativ als praktisch 
und juristisch orientiert sind. | 
. Die neuesten kirchenrechtlichen Lehrbücher zum Codex 
Juris Canonici sind meistens nach der Legalordnung aufgebaut 
und lassen deshalb eine systematische Darstellung der Lehre 
von den Rechtshandlungen vermissen. Sie kommen auf unseren 
Gegenstand hauptsächlich an den vorhin genannten drei Stellen, 
bei der Lehre von den irritierenden Gesetzen, von Furcht und 
Zwang und Irrtum und von den Anfechtungsklagen und der 


1) Vgl. die bekanntesten Handbücher des Kirchenrechts nach dem 
System der Dekretalenordnung von Franz Schmalzgrueber, Jus ecclesiasticum 
universum, Venedig 1738, und Anaklet Reiffenstuel Jus canonicum universum, 
Venedig 1726. 

2) van z. B. Augustin Lehmkuhl, Theologia Moralis 12. = I (1914) 
und Dom. M. Prümmer, Manuale Theologiae Moralis, ed. 2.—3. I (1923). 
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Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu sprechen. Als be- 
sonders empfehlenswert sind die gründlichen Erörterungen von 
Philipp Maroto im I. Bande seiner Institutiones Canonici ad 
normam iuris canonici (3. Aufl. Rom 1921) und von Vermeersch- . 
Creusen in der Epitome iuris canonici, 2. Aufl. Mecheln 1923—24. 
Band I—II zu bezeichnen. 


Nach dem Vorbilde des bekannten Handbuchs des Kirchen- 
rechts von Rudolph von Scherer hat Johann B. Haring auch in 
der neuesten Auflage seiner Grundzüge des katholischen Kirchen- 
rechts I. Teil (1924) in der Einleitung eine systematische Dar- 
stellung über die Lehre von den Rechtsgeschäften dargeboten. 
Die betreffenden Ausführungen sind jedoch meines Erachtens zu 
kurz und nehmen vor allem auch zu wenig auf den Inhalt des 
Codex Juris Canonici Rücksicht. Die beste systematische Dar- 
stellung über unseren Gegenstand, die auf den heute geltenden 
kanonischen Rechtsquellen aufgebaut ist, verdanken wir nach 
meinem Dafürhalten dem italienischen Kanonisten Mario Falco, 
der in seine Introduzione allo studio del »Codex Juris Canonici«, 
Turin 1925, eine systematische Abhandlung über Gli atti giuri- 
dici S. 147—154 aufgenommen hat. Endlich darf ich der Voll- 
ständigkeit halber vielleicht noch erwähnen, daß ich in meinem 
erst nach Vollendung dieser Abhandlung erschienenen Buche 
»Die Allgemeinen Normen des Codex Juris Canonici« unsere 
Materie ziemlich eingehend behandelt habe. 


Wir wollen im folgenden aus der gesamten Lehre von den 
kirchlichen Rechtshandlungen nur zwei Punkte herausgreifen : 
1. die fehlerhaften (ungültigen und anfechtbaren) Rechtshand- 
lungen und 2. ihre Heilung. Damit wir jedoch für unsere Er- 
örterung die notwendige Grundlage gewinnen, müssen wir in 
den beiden ersten Kapiteln auch den Begriff und die Arten der 
Rechtshandlungen und die beiden Wesensbestandteile der Rechts- 
handlungen in systematischem Zusammenhange erörtern. 


I. 
Begriff und Arten der Rechtshandlungen (actus iuridici). 


I. Rechtshandlungen sind Äußerungen des menschlichen 
Willens, denen eine rechtliche Bedeutung zukommt. Sie gehóren 
dem Oberbegriffe der juristischen Tatsachen an, die in Rechts- 
handlungen und in Tatbestände anderer Art zerfallen. Die Ent- 
stehung des objektiven Rechts (Gesetz oder Gewohnheit) setzt 
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stets eine Rechtshandlung voraus, weil dieses in dem mensch- 
lichen Willen wurzelt. Das subjektive Recht (die Rechtsbefugnis) 
kann dagegen auch durch juristische Tatbestände anderer Art 
begründet, verändert oder aufgehoben werden. So bewirkt z. B. 
die Geburt eines Kindes dessen Recht auf die religióse und 
moralische Erziehung seitens der Eltern (c. 1113). Die völlige 
Zerstórung einer Kirche oder der Zusammensturz des grófiten 
Teils des Mauerwerks hat den Verlust der Konsekration oder 
Benediktion zur Folge (can. 1170) Durch den Tod eines 
Benefiziaten wird das Benefizium vakant. 

Während bei den bloßen juristischen Tatbeständen allein 
die objektive Tatsache entscheidet, kommt bei den Rechtshand- 
lungen auch das subjektive Moment des menschlichen Willens 
in Betracht. Gerade dieses ist für die juristischen Handlungen 
das Charakteristische und ihr Unterscheidungsmerkmal von den 
einfachen juristischen Tatsachen. Zum Teil haben die juristischen 
Handlungen ebenso wie die juristischen Tatsachen zugleich auch 
einen rein religiósen oder sakramentalen Charakter, wie z. B. die 
Spendung der Taufe. Dadurch wird aber ihre Eigenschaft als 
Rechtshandlung nicht wesentlich berührt. Denn auch die sakra- 
mentalen Akte sind Willensäußerungen, die dieselben moralischen : 
Eigenschaften des Intellekts und Willens besitzen müssen wie 
die übrigen Rechtshandlungen. 

II. Die Rechtshandlungen des Kirchenrechts lassen sich 
nach verschiedenen Gesichtspunkten in mannigfache Arten ein- 
teilen. 

1. Gemäß der Hauptunterscheidung des Rechts als objektives 
und subjektives Recht zerfallen die Rechtshandlungen in solche, die 
objektives Redit hervorbringen, wie die gesetzgeberischen Akte, und 
in solche, die bloß subjektive Rechte begründen, wie z. B. die 
Vornahme einer kanonischen Wahl. Am häufigsten werden im 
Recht die letzten in Frage kommen, jedoch sind die ersten 
keineswegs auszuschließen, da sie auch alle Merkmale einer 
Rechtshandlung an sich haben. Auch die Bildung des Gewohn- 
heitsrechts beruht auf Rechtshandlungen und nicht bloß auf 
juristischen Tatsachen, da es auf seiten der Untergebenen die 
Setzung von freien Handlungen mit dem Willen sich zu ver- 
pflichten (animo se obligandi) und auf seiten des Oberen dessen 
Zustimmung voraussetzt. c. 25 u. 28. 

2. Obwohl das gesamte Kirchenrecht seiner Natur nach 
einen óffentlich-rechtlichen Charakter hat, gibt es doch gewisse 
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Rechtshandlungen die einen stark privat-rechtlichen Einschlag 
haben. Hierher gehören z. B. die Eheschließung, die allerdings 
zugleich auch einen sakramentalen Charakter besitzt, und vor 
alem die Veräußerung von Kirchengut oder die Vornahme von 
vermógens-rechtlichen Geschäften. Wir können daher die Rechts- 
handlungen in solche einteilen, die von den Öffentlichen Rechts- 
personen ausgehen und in solche die von Privatpersonen gesetzt 
werden. Die ersten bewegen sich auf dem Gebiete der Gesetz- 
gebung, der Verwaltung, der Rechtsprechung und des Strafrechts. 
Von den Akten des Legislative ist bereits die Rede gewesen. 
Eine amtliche Verwaltungshandlung ist z. B. die Spendung der 
Taufe durch einen Pfarrer oder die Besetzung eines Benefiziums 
durch den Bischof. Dem Prozeßrecht gehört die Vorladung des 
Beklagten vor Gericht oder die Urteilsprechung des Richters 
an. Das Strafrecht wird durch die Vollziehung der Strafe, z. B. 
durch die Erteilung eines Verweises, ausgeübt. Private Rechts- 
handlungen sind vorher schon genannt. : 
3. Die Rechtshandlungen werden ferner eingeteilt in einseitige 
und zweiseitige. Bei den ersten kommt dieselbe durch die 
Willenserklärung einer einzigen Person zustande, bei den zweiten 
müssen die tübereinstimmenden Willenserklärungen zweier oder 
mehrerer Personen in einander greifen. Die zweiseitigen Rechts- 
handlungen werden auch Verträge genannt. Ulpian definiert . 
den Vertrag (pactio) als duorum pluriumve in idem placitum et 
consensus. 1.1 $2 D 2, 14. Ein einseitiger Rechtsakt ist z. B. 
das einseitige Eheversprechen (promissio matrimonii unilateralis) ') 
c.1017 S 1, ein zweiseitiger das Verlóbnis (promissio bilateralis 
seu sponsalitia) can. 1017 § 1. Das Hauptbeispiel des kanonischen 
Vertrages ist die Eheschließung. CJC. can. 1081 $ 1 sagt: 
Matrimonium facit partium consensus inter personas iure habiles 
legitime. manifestatus und definiert in § 2 den Ehevertrag als 
actus voluntatis quo utraque pars tradit et acceptat ius in corpus, 
perpetuum et exclusivum, in odine ad actus per se aptos ad 
prolis generationem. Die Rechtshandlungen, die von den amtlichen 
Personen ausgehen, haben in der Regel einen einseitigen Charakter. 
Dieses gilt auch dann, wenn bei demselben Rechtsgeschäft, wie 
z. B. bei der Besetzung einer Pfründe, mehrere Personen mitwirken. 
1) Das einseitige Eheversprechen ist allerdings insofern auch ein Vertrag 
oder zweiseitiges Rechtsgeschäft als es zu seiner Wirksamkeit die Annahme- 
erklärung auf seiten des anderen Teils erfordert. — Die Verträge werden 
wiederum in einseitige und zweiseitige eingeteilt, je nachdem sie nur einen 


oder beide Teile verpflichten. Das angenommene einseitige Eheversprechen 
bildet einen einseitigen Vertrag. | 
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Denn solche Rechtsgeschäfte sind in mehrere selbständige Einzel- 
akte aufzulösen, wie z. B. bei der Besetzung einer Piründe in die 
Bereitwilligkeitserklärung des Benefiziaten und den Verleihungs- 
akt des Bischofs. Von einem Vertrage kann hier nicht die Rede 
sein. Denn das konstitutive Moment des Provisionsaktes ist 
allein die Verleihung des Bischofs. Die Bereitwilligkeit des 
Benefiziaten und dessen ausdrückliche Annahmeerklärung bilden 
nur eine Bedingung oder Voraussetzung für die Gültigkeit des 
Provisionsaktes. Vgl. can. 1436. Die amtlichen Personen können 
aber auch in öffentlichen Angelegenheiten Verträge schließen, 
wie z. B. bei den Konkordaten. 

4. Bezüglich der Form unterscheidet das Recht die formlosen 
und die formellen Handlungen. Erstere sind an gar keine Form-- 
vorschriften gebunden, sondern können auf jede beliebige Weise 
vollzogen werden, für letztere ist entweder zur Gültigkeit oder 
zur Erlaubtheit die Beobachtung gewisser Formen vorgeschrieben. 
Diese Formen werden als solemnitates iuris bezeichnet und sind 
im kanonischen Recht besonders stark vertreten. ‘Ich erinnere 
z. B. an die Riten, die für die Spendung der Sakramente und 
Sakramentalien vorgeschrieben sind. Namentlich hervorzuheben 
ist. ferner die schriftliche Form, die z. B. für die Verleihung der 
kirchlichen Ámter (can. 159), die Exkardination und Inkardination 
. (can. 112), die Bevollmächtigung zu einer Kompromißwahl 
(can. 172 S 1), die Genehmigung des Ordinarius zur Errichtung eines 
kirchlichen Vereins (can. 686 $ 3), das Verlóbnis (can. 1017 S 1), 
des mandatum procuratorium bei der Eheschließung (can. 1089 § 1) 
u. a. m. verlangt wird. Es sind dieses sämtlich Fälle wichtiger 
Art, die eine besondere Aufmerksamkeit und Geistesspannung 
erfordern. 

Zu den solemnitates iuris sind auch die Vorschriften zu 
rechnen, die für die Rechtshandlung eines kirchlichen Oberen 
die Anhórung oder die Zustimmung anderer Personen verlangen. 
Can. 105. So muß bekanntlich der Bischof, bevor er eine 
Entschließung trifft, in vielen Fällen den Rat und in einigen die 
Zustimmung des Domkapitels einholen. Ein Vicarius cooperator 
kann gemäß c. 476 S 3 nicht vom Bischofe ernannt werden, 
ohne daß dieser vorher den Pfarrer darüber gehört hat. 

5) Nur auf vermógens-rechtliche Geschäfte bezieht sich 
die Einteilung der Rechtsakte unter Lebenden — inter vivos — und 
von Todeswegen — mortis causa —. Die ersten sind die 
gewöhnlichen Rechtsgeschäfte, wie z, B. Kauf, Miete; die letzten 
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erstrecken sich nur auf den Nachlaß des Handelnden und sind 
in der Regel, wie z. B. das Testament oder Vermächtnis bis 
zum Augenblicke des Todes widerruflich. Sie werden daher 
auch als letzte Willenserklárungen — ultimae voluntates — 
bezeichnet. Vel. can. 1517 $1. | 

6. Aus der Gesamtheit der Rechtshandlungen hat der Gesetz- 
geber in can. 2256 no.2 eine Klasse besonders hervorgehoben, 
die mit dem Namen actus legitimi bezeichnet werden. Es sind 
dieses die Amtshandlungen eines Verwalters des Kirchenvermógens, 
des Richters, Instruktionsrichters und berichterstattenden Richters, 
eines Defensor vinculi, Kirchenanwalts, Notars und Kanzlers, 
eines Gerichtsboten und  Gerichtsvollziehers, Advokaten und 
Prokurators, eines Paten bei der Taufe und Firmung und die 
Ausübung des kirchlichen Wahl- und Patronatsrechts. Der 
Ausdruck ist dem römischen Recht entnommen, das ebeníalls 
gewisse Rechtshandlungen, wie z. B. die emancipatio (die Ent- 
lassung des Sohnes aus der väterlichen Gewalt), hereditatis 
aditio, datio tutoris mit diesem Namen bezeichnete. 1.77 D 50, 17. 

7. Endlich sind zu den Rechtshandlungen auch die Delikte 
zu rechnen, welche sich von den übrigen vorhin genannten Arten 
dadurch unterscheiden, daß sie nicht in Übereinstimmung mit 
der objektiven Rechtsordnung geschehen, sondern gegen dieselbe. 
gerichtet sind. Bei diesen kommt aufer den allgemeinen Er- 
fordernissen der Rechtshandlungen, der freien Willensäußerung, 
noch hinzu, daß sie subjektiv schuldbar sein müssen. Da die 
Delikte wegen des genannten Moments der subjektiven Schuld- 
barkeit und ihrer objektiven Rechtsverletzung aber gleichsam 
eine eigene und besondere Klasse der Rechtshandlungen dar- 
stellen und den letzteren gewöhnlich als eigene Klasse der Delikte 
gegenübergestellt werden, soll von ihnen im folgenden nicht 
näher die Rede sein, 'sondérn sich unsere Darstellung auf die 
Rechtshandlungen im engeren Sinne beschränken. 

Von der zivilistischen Lehre der Rechtshandlungen unter- 
scheidet sich die kanonistische hauptsächlich dadurch, daß jene 
nur die privatrechtlichen Rechtsgeschäfte in den Kreis ihrer Be- 
trachtung zieht, während diese alle Rechtshandlungen sowohl die 
der obrigkeitlichen oder amtlichen Personen wie die der Privat- 
personen — mit Ausnahme der Delikte — erörtert. Abgesehen 
von diesen stofflichen Vermehrungen sind jedoch die in Betracht 
kommenden formellen Gesichtspunkte vielfach in beiden Dis- 
ziplinen dieselben. 
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II. 
Die beiden Wesensbestandteile der Rechtshandlungen. 
(Lehre von den Willensmängeln.) 


l. Wir kaben vorhin in der Definition die Rechtshandlungen 
als Äußerungen des menschlichen Willens bezeichnet. Damit 
sind ihre beiden Wesensbestandteile ausgedrückt: 1. die äußere 
Erklärung und 2. der innere Willensakt. Der Wille ist gleichsam 
die Seele und die äußere Erklärung der Leib der Rechtshandlung. 
Der innere Gedanke allein kann nicht wirksam sein, sondern 
damit er für das Rechtsleben Geltung erlangt, muß er in körper- 
lich oder sinnlich wahrnehmbarer Weise auftreten. Das ist in 
dem sozialen Wesen der Rechtsordnung begründet. 

II. Zwischen dem äußeren Erklärungs- und dem inneren 
Handlungswillen muß eine Harmonie und ein innerer Zusammen- 


hang obwalten, damit der Rechtsakt in gesetzmäßiger Weise zu- 


stande kommt. Wird dieses Verhältnis getrübt oder völlig zerstört, 
so ist die Rechtshandlung entweder ungültig oder wenigstens 
anfechtbar. Eine solche Trübung oder Zersörung tritt ein, wenn . 
der innere Handlungswille an gewissen Mängeln leidet, so daß 
in der äußeren Erklärung entweder gar kein innerer Wille oder 
keine freie oder wahre Willensüberzeugung in die Erscheinung tritt. 

III. Jeder innere Handlungswille fehlt bei den Rechtshand- 
lungen, die von unmündigen, geisteskranken oder bewußtlosen 
Personen vorgenommen werden. Deshalb entbehren diese jeder 
Rechtsgültigkeit. Ein gleiches gilt von den simulierten oder nur 
zum Scheine geschlossenen Rechtsgeschäften. Deshalb würde 
z. B. eine simulierte Ehe ungültig sein. Ebenso die nur zum 
Scherz oder im Spiel vorgenommenen Rechtshandlungen, die 
gleichfalls jedes wirklichen rechtlichen Handlungswillens entbehren. 
Aus diesem Grunde haben z.B. die Ehen, die von den Schau- 
spielern im Theater geschlossen werden, für das Rechtsleben 
keine Bedeutung. Auch Verträge, die nur von einer Seite simuliert 
: sind, z. B. bei der Mentalreservation, sind an sich ungültig; 
jedoch müssen sie in der Regel als gültig betrachtet werden, da 
es der guten Sitte widerspricht, wenn jemand, der den Mangel 
wider Treu und Glauben hervorgerufen hat, sich seinem Mit- 
kontrahenten gegenüber darauf berufen wollte!). Eine Ehe ist 
wegen Mentalreservation natürlich ungültig, jedoch kann die 
Ungültigkeitserklärung nur erfolgen, wenn dieser Mangel nach- 


1) Vgl. can. 1971 § 1. 
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gewiesen wird. Handelt es sich um die sog. reservatio pure 
mentalis, so ist die Ungiültigkeitserklärung wegen Mangels an 
Beweis pro foro externo absolut ausgeschlossen. Was von Ver- 
trägen gilt, gilt auch von einseitigen Rechtsakten, bei denen ein 
geheimer Vorbehalt gemacht ist. Es ist nicht angängig, daß der 
Bischof einem Pfarrer wieder die Pfründe entzieht, weil er bei 
seiner Anstellung den geheimen Vorbehalt gemacht hat, ihm die 
Pfründe nicht zu übertragen. Auch hier gilt der. allgemeine 
Rechtsgrundsatz: Fraus et dolus nulli patrocinari debent. 

IV. Weit häufiger als das totale Fehlen des Handlungs- 
willens ist jedoch das Auftreten eines fehler- oder mangelhaften 
Handlungswillens, und deshalb wird die Lehre von den sog. 
Willensmängeln meistens ausführlicher in den Rechtssystemen 
behandelt. Es gibt im ganzen drei Hauptursachen der Willens- 
mängel: 1. Zwang und Furcht, 2. Täuschung, 3. Irrtum. 

1. Der Willensmangel des Zwanges und der Furcht wird 
durch eine äußere, unmittelbar den Willen beeinflussende Ursache 
hervorgerufen. Man unterscheidet zwei Arten des Zwanges: 
a) die vis physica oder absoluta, d. i. die physische Ver- 
gewaltigung, welche die innere Zustimmung des Handelnden 
ausschließt und lediglich den äußeren Akt gewaltsam herbeiführt. 
Einem solchen Zwange wurden z. B. die christlichen Martyrer 
unterworfen, denen man die mit Weihrauchkörnern gefüllte Hand 
über den heidnischen Götzenaltären hielt. Es liegt auf der Hand, 
daß hier von einer Willensäußerung oder einer menschlichen 
Handlung gar keine Rede sein kann. In dem angezogenen 
Beispiel opferlen die Christen den Göttern nicht als freie mensch- 
liche Wesen, sondern wurden einfach von den Heiden als bloße 
Instrumente gebraucht; b) die vis moralis oder relativa, d. i. die 
moralische Nótigung. In diesem Falle wird die Handlung durch 
den eigenen Willen des Handelnden gesetzt. Es liegt also eine 
wirkliche menschliche Handlung vor. Aus diesem Grunde ist 
die Handlung auch an sich gültig, weil sie alle wesentlichen 
Eigenschaften einer Rechtshandlung besitzt. Trotzdem aber liegt 
ein Willensmangel vor, weil der Wille nicht durch die freie, d. i. 
von außen unabhängige WillensentschlieBung, des Handelnden 
zustande gekommen ist, sondern ihm durch einen fremden 
Willen aufgezwungeu oder aufoktroyiert wurde. Die Rechts- 
ordnung hat aber die Aufgabe, den freien Willen des Handelnden 
zu schützen. Obwohl daher seine Willenserklärung trotz des 
Zwanges gültig zustande gekommen ist, kommt sie dem Handelnden 
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nachträglich zu Hilfe, indem sie ihm das Recht einräumt, die 
gesetzte Handlung durch richterlichen Urteilsspruch wieder 
reszindieren oder auflösen zu lassen. In einigen Fällen geht die 
Rechtsordnung sogar noch einen Schritt weiter, indem sie die 
unter dem Einfluß des Zwanges abgegebene Willenserklärung 
gleichsam ihrer naturrechtlichen Gültigkeit beraubt und dieselbe 
von vornherein für ungültig erklärt. Dieses ist z. B. der Fall 
bei der Eheschließung (can. 1087) und bei den Ordensgelübden 
(can. 572 § 1 no.4). Bei der Ehe erklärt sich die Ungültigmachung 
daraus, daß hier eine Anfechtung ausgeschlossen ist, bei der 
Ordensgelübden aus dem sittlichen Charakter des Ordensstandes, 
der die freie Hingabe des Willens an Gott erfordert !). | 

Der CJC. faßt die bisher vorgetragene Lehre über die 
Wirkung der Furcht und des Zwanges zusammen in dem can. 103: 
§ 1. Akte, die eine physische oder moralische Person aus äußerem 

Zwange setzt, dem man nicht widerstehen kann, werden für un- 
gültig gehalten. $ 2. Akte, die aus schwerer und ungerecht 
eingeflößter Furcht gesetzt sind, gelten, wofern im Recht nicht 
etwas anderes vorgesehen ist; aber sie können nach der Vorschrift 
der can. 1684—1689 durch richterlichen Urteilsspruch aufgelöst 
‚werden, sei es auf Ansuchen der verletzten Partei, sei es von 
Amtswegen. | , 

Der Begriff des absoluten Zwanges ist ganz klar und bedarf 
deshalb keiner weiteren Erläuterung. Dagegen ist auf die Eigen- 
schaften, welche die moralische Nötigung an sich haben muß, 
um die genannten Wirkungen hervorzurufen, noch näher einzu- 
gehen. Im Recht werden die Ausdrücke Furcht und Zwang 
häufig zusammen oder auch promiscue einzein für sich gebraucht. 
Sachlich ist zwischen diesen Termini kein Unterschied, sondern 
sie verhalten sich zu einander wie Ursache und Wirkung. Man 
kann sie auch als die verschiedenen Seiten einer und derselben 
Medaille bezeichnen. Die Furcht wird im römischen Rechte von 
Ulpian definiert als: Instantis vel futuri periculi causa mentis 
trepidatio. 1. 1 D. 4, 2. Nach dem kanonischen Recht muß die 
Furcht, die für das Rechtsleben in Betracht kommt, folgende 
vier Eigenschaften an sich haben, die in can. 1087 CJC. auf- 


1) Der Codex Juris Canonici kennt im ganzen neun Fälle, in denen 
die moralische. Nötigung eine Rechtshandlung ungültig macht. Ich habe 
dieselben in meinen Allgemeinen Normen des CJC. zusammengestellt. Vgl. 
neuerdings auch die Abhandlung von F. C. Bouvaert, De metus influxu 
quoad valorem actuum et quoad delicta et poenas secundum Codicem J. C., 
in: Jus Pontificium VI (1926), 105 ff. 
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gezählt sind. Diese Eigenschaften sind: 1. metus gravis, 2. ab 
extrinseco incussus, 3. iniuste incussus und 4. ad extorquendum 
consensum. 

l. Die schwere Furcht bedeutet die Bedrohung mit einem 
schweren Übel. Eine leichte Furcht wird nach dem Grundsatze 
Minima non curat praetor nicht berücksichtigt. Denn eine solche 
hat in der Regel keinen entscheidenden Einfluß auf den Willen, 
sondern berührt bloß die Stimmung des Menschen. Im Interesse 
der Rechtssicherheit kann darauf keine Rücksicht genommen 
werden. Beispiele einer schweren Furcht sind die Bedrohung 
mit dem Tode, kórperlicher Verstümmlung, grofem Vermógens- 
verluste, schwerer Ehrenschádigung usw. Im Anschlusse an das 
rómische Recht (l. 6 D. 4, 2) hat das kanonische als Typus des 
Bedrohten den vir constans aufgestellt, und man spricht deshalb 
von Metus qui cadit in virum constantem (c. 4 Extra I, 40). 
Einzelne kasuistische Beispiele sind in tit. 40 Lib. I der Dekre- 
talensammlung Gregors IX. aufgezählt. 

In der Regel begnügen sich die Lehrbücher des Kirchen- 
rechts allein mit der Erläuterung der Objekte der schweren Furcht. 
Es ist diese Darstellung aber sehr unvollständig, da auch noch 
andere Merkmale in Betracht kommen, um eine schwere Furcht 
zu begründen. Vor allem muß die Drohung ernst gemeint sein, 
ferner der Drohende in der Lage sein, dieselbe auch wirklich 
durchzuführen, weil sonst seine Drohung .einfach ausgelacht 
werden könnte. Auch muß der Bedrohte zu dem Glauben oder 
der Annahme berechtigt sein, daß der Bedrohende seine Drohung 
wirklich ausführen werde und die Drohung mehr ist als ein bloß 
vorübergehender Zornesausbruch. Wenn eins dieser Merkmale 
fehlt, ist die Drohung nicht imstande, eine wirklich schwere 
Furcht auszulósen und den Willen des Bedrohten wirksam zu 
beeinflussen. Endlich muß noch hinzukommen, daß der Bedrohte 
kein anderes Mittel in der Hand hat, um der Drohung auszu- 
weichen, als die Setzung der von ihm verlangten Handlung. Ist 
der Bedrohte in der Lage, sich der Bedrohung ganz zu entziehen 
oder statt des angedrohten schweren Übels ein leichtes auszu- 
wählen, so kann von einer schweren Drohung, die ihn zur Vor- 
nahme der betreffenden Handlung zwingt, nicht die Rede sein. 

2. Die von außen eingeflößte Furcht muß von einer freien 
menschlichen Persönlichkeit (a causa libera) ausgehen. Aus diesem 
Grunde kommen zunächst innere Zwangsvorstellungen des 
Handelnden gar nicht in Betracht, es sei denn, daß durch sie 
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die freie Willensbestimmung völlig ausgeschlossen würde. Es 
sind aber auch die Fälle einer äußeren Notlage ausgenommen, 
die in der Person des Handelnden selbst beruhen und nicht durch 
eine dritte Person hervorgerufen sind. So kann sich z. B. eine 
arme Braut, die sich in bitterster Notlage zur Heirat mit einem 
ihr widerwärtigen Manne entschlossen hat, nicht auf einen metus 
ab extrinseco incussus berufen. Denn diese Notlage ist nicht 
als Zwang im Sinne des Gesetzes aufzufassen. Da der Zwang 
durch eine freie Ursache herbeigeführt sein muß, wäre er selbst 
dann nicht anzunehmen, wenn die Drohung, z. B. zur Heirat, 
von einem Wahnsinnigen ausginge, der ein schüchternes Mädchen 
mit dem Tode bedrohte. Auch in diesem Falle würde nur eine 
Notlage, aber kein Zwang vorliegen. 

3. Das dritte Erfordernis ist die ungerechte Einflößung der 
Furcht. Dieses Merkmal ist das wichtigste, aber auch für die 
Praxis das schwierigste, weil sich die Autoren in höchst un- 
genügender Weise darüber äußern. Es liegt sicher eine unge- 
rechte Drohung vor, wenn mit einer rechtswidrigen Handlung 
gedroht wird, wie z. B. mit dem Tode oder der Verstümmlung. 
Diese Handlung kann sowohl ihrem Wesen (secundum substantiam) 
wie der Art und Weise der Ausführung (secundum modum) rechts- 
widrig sein, z. B. wenn ein Richter jemanden bedrohen würde, 
ihn ohne Einhaltung der gesetzlichen Formen in einer gerechten 
Straisache abzuurteilen. Die Kanonisten sprechen deshalb von 
einem metus iniustus quoad substantiam und quoad modum. 
Vgl. z. B. Wernz-Vidal Jus Canonicum V, 587 no. 24. Die 
Mehrzahl der Autoren beschränken die ungerechte Furcht auf 
diese beiden Fälle. Einige dagegen, sowohl aus alter wie neuer 
Zeit, rechnen dazu noch einen dritten Fall. Sie nehmen auch 
dann eine ungerechte Furcht an, wenn der Drohende zwar mit 
einer an sich erlaubten Handlung droht, diese aber in unerlaubter 
Weise zu seinem Vorteile ausnutzen will. Das gewöhnliche Bei- 
spiel ist die Drohung mit der Anzeige eines Verbrechens, um 
dadurch jemand zur Heirat zu veranlassen. Man wird meines 
Erachtens dieses Beispiel als berechtigt gelten lassen müssen. 
Denn es handelt sich hier 1. um eine von außen eingeflößte 
Furcht, da der Zustand des Bedrohten trotz des begangenen 
Verbrechens durch die Anzeige wesentlich verschlimmert wird ; 
denn er kann immer noch die Hoffnung haben, daB das Ver- 
brechen nicht zur Anzeige kommt und bald verjährt. Das be- 
gangene Verbrechen ist also nicht die einzige Ursache seiner 
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Furcht, sondern die nächste und durchschlagende Ursache beruht 
in der Drohung mit der Anzeige. Es kommt 2. aber auch ein 
ungerechter Zwang in Frage, weil der Drohende nicht berechtigt 
ist, die Drohung zu diesem Zwecke zu gebrauchen. Die Un- 
gerechtigkeit liegt hier nicht wie im ersten Falle in dem Objekt | 
der Handlung, sondern in dem Zweck. Man kann von einer 
iniustitia ex fine sprechen, die aber eine wirklich ungerechte 
Handlung darstellt. Es ließe sich dagegen einwenden, bei der 
Ungerechtigkeit einer Handlung käme es überhaupt nicht auf 
den Zweck, sondern bloß auf den Gegenstand der Handlung an. 
Das ist zwar in vielen Fällen richtig. Wenn z. B. jemand eine 
an sich berechtigte Handlung gegen seinen Feind vornimmt, um 
sich dadurch an ihm zu rächen, so wird die Handlung dadurch 
zwar unmoralisch, aber noch nicht eo ipso ungerecht. Aber in 
unserem Fall liegt die Sache etwas anders. Der Zweck ist hier 
kein rein innerer, der bloß in der Gedankenwelt des Handelnden 
beruht (Stillung des Rachegefühls), sondern ein äußerer, der auf 
eine andere: Handlung (Schließung der Ehe) abzielt. Deshalb 
ergreift in diesem Fall der Zweck die an sich erlaubte Handlung 
gleichsam von außen, so daß es ungerecht ist, die Handlung als 
Mittel zu diesem, in die Rechte des anderen eingreifenden Zwecke 
zu gebrauchen. Hierbei ist noch besonders zu beachten, daf 
die Anzeige eines Verbrechens kein spezielles subjektives Recht, 
sondern bloß eine allgemeine Fakultät darstellt, und dem An- 
zeigenden aus der Anzeige keine direkten Vorteile erwachsen. 

Aus diesen Gründen kann man behaupten, daß der Drohende 
ein ungerechtes Mittel gegen den Nächsten anwendet, wenn er 
dadurch den Bedrohten zu einer Handlung zwingen will. Der Satz: 
Qui iure suo utitur, neminem laedit, findet keine Anwendung. 
Denn es ist rechtswidrig, das Mittel zu diesem Zwecke zu ge- 
brauchen. | 

Man muß jedoch bei der Drohung zu einem ungerechten, 
äußeren Zwecke außerordentlich vorsichtig sein, wenn man ihr einen 
irritierenden Einfluß auf die Eheschließung zuschreiben will. Viel- 
fach wird die Furcht nicht durch die von außen kommende Drohung 
herbeigeführt, sondern durch die eigene ungünstige Lage des 
Fürchtenden. Das ist z. B. der Fall, wenn ein reicher Mieter 
eine arme Familie mit der Exmission bedroht oder wenn eine 
wohlhabende Tante ihre junge Nichte durch Entziehung der 
Unterstützung zu einer Heirat zu bewegen sucht. Hier ist die 
eigentliche causa timendi in der Notlage der Bedrohten begründet. 

Archiv für kath. Kirchenrecht. CVII. 9 
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Man ersieht dieses daraus, daß die Drohung, z. B. mit der Ent- 
ziehung der Unterstützung seitens der Tante, auf die Nichte gar 
keinen großen Eindruck machen würde, wenn sie sich selbst 
ihren Unterhalt verschaffen könnte. Ferner ist einleuchtend, daß 
die Exmissionshandlung bei einem Mieter, der seine Miete nicht 
bezahlt hat, keine ungerechte Handlung ist, zu welchem äußeren 
Zwecke sie auch immer geschehen mag. Folglich kann auch 
die bloße Drohung mit diesem Akte nicht ungerecht sein. Wollte 
man das Gegenteil annehmen, so würde sich für die Praxis 
daraus die Folgerung ergeben, daß ein geriebener Bräutigam 
gegenüber einem weniger geriebenen im Vorteil wäre. Denn jener 
würde sich der Drohung gegenüber der Braut enthalten und 
sofort zur Ausführung der Exmission schreiten und, nachdem 
die Braut mürbe geworden ist, um ihre Hand anhalten. Ein 
Dolus auf seiten des Bräutigams würde sich nur schwer kon- 
statieren lassen. Anders ist es’bei der Drohung der Anzeige 
eines Verbrechens. Hier ist die Notlage noch nicht unmittelbar 
gegeben, sondern der Verbrecher hat immer noch eine begründete 
Hoffnung und Aussicht, der Bestrafung zu entgehen, so lange 
das Verbrechen geheim ist. Der rückständige Mieter muß dagegen 
stets der Exmissionsklage gewärtig sein, auf die der Gläubiger 
ein subjektives Recht hat. 

4. Endlich muß die erzwungene Handlung unmittelbar 
durch die Drohung herbeigeführt worden sein. Es genügt nicht, 
daß die Drohung nur die Veranlassung, aber nicht die Ursache 
— causa efficiens — der Handlung war. Würde z. B. jemand 
in einem revolutionáren Aufstande wegen gewisser Handlungen 
an dem Leben bedroht und suchte er sich nun aus dieser Not- 
lage zu retten, indem er der Tochter eines Beamten, der ihm 
zur Flucht behilflich sein soll, die Ehe anbietet, so wäre das 
Verlóbnis nicht durch schwere Furcht im Sinne des Gesetzes 
herbeigeführt. Denn der Bedrohte ist durch die. Drohung nicht 
zur Verlobung angehalten. Er befindet sich bloß in einer durch 
andere Umstände herbeigeführten Notlage, aus der er einen 
Ausweg mit Hilfe der Verlobung sucht. Ein solcher ist grund- 
sätzlich nicht anders zu behandeln, als jemand der sich in einer 
anderen Notlage, z. B. schlechten Vermögensverhältnissen, befindet. 
Würde jedoch ein Dritter diese Notlage wider Treu und Glauben 
herbeigeführt haben, um eine Person zur Heirat zu bewegen, so 
würde ein wirklicher Zwang vorliegen. Dieses wäre z. B. der 
Fall, wenn ein Bräutigam die Mutter der Braut betrügerischer 
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Weise in den wirtschaftlichen Ruin bringt, um dadurch die Tochter 
zur Einwilligung in die Ehe zu bewegen. 

2. Die Täuschung — dolus — ist nahe mit dem Zwange 
verwandt. Man versteht darunter die Vorspiegelung falscher 
oder die Unterdrückung wahrer Tatsachen, durch die jemand 
zu einem Handeln bewogen wird. Auch bei der Täuschung 
wird der Wille des Handelnden in rechtswidriger Weise gefangen 
genommen. Aus diesem Grunde ist die Handlung zwar nicht 
naturrechtlich ungültig, kann aber durch Urteilsspruch aufgelöst 
oder für ungültig erklärt werden. Der CJC. wendet in can. 103 
§ 2 auf die Täuschung dieselben Rechtssátze an wie auf den 
Zwang oder die moralische Nötigung. Die Täuschung ist von 
dem Irrtum zu unterscheiden. _Denn der Irrtum im eigentlichen 
Sinne erstreckt sich auf das Wesen der betreffenden Rechtshand- 
lung und macht dieselbe ungültig; die Täuschung dagegen kann 
sich nur auf unwesentliche Eigenschaften der Rechtshandlung 
oder auf die Motive erstrecken und macht die Rechtshandlung 
bloß anfechtbar. Eine Täuschung wäre z. B. gegeben, wenn 
jemand die Einwilligung der Mutter zur Verlobung fälschlich 
vorspiegeln und dadurch die Tochter zum Verlöbnisse bewegen 
würde. Natürlich muß es sich bei der Täuschung aber um 
schwerwiegende Gründe handeln, die den Abschluß der Rechts- 
handlung auch wirksam beeinflußt haben und nicht bloß die 
Stimmung des Handelnden begünstigen. Wenn z. B. eine Markt- 
verkäuferin ihre Waren über Gebühr anpreist, um dadurch die 
Käufer anzulocken, so kann deshalb noch nicht von einer Täuschung 
die Rede sein. Wohl aber wenn jemand einen Käufer arglistig 
über den Wert einer Sache täuscht oder verborgene Mängel 
derselben verschweigt. Die Täuschung setzt stets ein bewußtes 
oder arglistiges Vorgehen voraus. Es ist nicht nötig, daß dadurch 
jemand geschädigt wird. Ein durch Täuschung zustande ge- 
kommener Kaufvertrag ist auch dann anfechtbar, wenn der Käufer 
die Sache nicht zu teuer bezahlt hat. Ist eine Schädigung mit 
der Täuschung verbunden, so spricht man von Betrug im straf- 
rechtlichen Sinne. 

3. Der /rrtum unterscheidet sich in seiner Wirkung dadurch 
von der moralischen Nötigung und der Täuschung, daß er eine 
gültige Rechtshandlung völlig ausschließt. Denn beim Irrtum 
ist ein völliger Zwiespalt zwischen dem inneren Handlungs- und 
dem äußeren Erklärungswillen vorhanden. Schon Ulpian sagte: 
Quid enim tam contrarium consensui est quam error, qui 

| 2 
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imperitiam detegit? 1. 15 D. 2, 1. Damit aber diese Wirkung 
eintritt, muß ein error substantialis vorliegen, d. i. ein Irrtum, 
der das Wesen der Rechtshandlung betrifft. Irrtum bedeutet ein 
falsches Urteil, das mit der Sache nicht übereinstimmt. Wesentlich 
ist der Irrtum für eine Rechtshandlung, wenn er sich bezieht: 
1. auf die Art des Rechtsgeschäfts — error negotii — Ein 
solcher ist z. B. vorhanden, wenn jemand Kauf und Miete mit- 
einander verwechselt. Auch bei der Eheschließung kann ein — 
solcher Irrtum vorkommen, can. 1082, 2. auf die /dentität des 
Mitkontrahenten — error in persona. Dieser kommt auch für 
das Eherecht in Betracht. can. 1083. Es gibt aber anderseits 
auch viele Rechtsgeschäfte, z. B. Verkäufe, bei denen die Person 
des Käufers oder Verkäufers gar keine Rolle spielt. Dann ist 
natürlich der Irrtum unwesentlich. Ein Irrtum über die Eigen- 
schaften des anderen Teils ist stets unwesentlich, wofern sie 
denselben nicht geradezu individualisieren. Vgl. error qualitatis 
in personam redundans. Eine Ausnahme ist c.1083 $2 n.2. 3. auf die 
Identität des Objekts — error in corpore. Letzterer ist z.B. vor- 
handen, wenn Käufer und Verkäufer sich nicht über das Objekt des 
Kaufvertrages einig sind. Nach dem alten römischen Recht galt ein 
Irrtum bezüglich der Eigenschaften des Objekts auch dann als 
wesentlich, wenn jemand sich über die stoffliche Zusammensetzung 
des Gegenstandes total getäuscht hatte, z. B. Messing für Gold ge- 
halten hatte — error in substantia. Man ist in der heutigen Juris- 
prudenz dazu übergegangen,auch solche Eigenschaften als wesentlich 
zu betrachten, die im Verkehrsleben als ein besonderes konstitutives 
Merkmal der betreffenden Art angesehen werden, z. B. Irrtum 
über alte und neue Kleider, über gewöhnliche Tannen und Edel- 
hólzer. Der CJC. zählt außer dem Irrtum, der sich auf die 
Substanz der Rechtshandlung bezieht, auch den Irrtum auf, der 
sich auf eine beigefügte Bedingung — conditio sine qua non — 
bezieht. Diese Auffassung scheint mir aber nicht richtig zu sein, 
da das Rechtsgeschäft in diesem Falle nicht durch den Irrtum,sondern 
durch den Mangel der nicht erfüllten Bedingung vereitelt wird. 

Da der wesentliche Irrtum — error substantialis — das 
Rechtsgeschäft wegen Mangels des innerlichen Geschäftswillens 
überhaupt nicht zustandekommen läßt, ist es gleichgültig, ob es 
sich bei dem Irrtum um einen error vincibilis oder invincibilis 
handelt. Auch macht es keinen Unterschied, ob ein error 
antecedens oder concomitans handelt. Das Gesetzbuch hat daher 
in can. 104 diese Eigenschaften gar nicht berücksichtigt. 
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Bei den genannten Arten des Irrtums handelt es sich stets 
um einen error facti, d. h. um einen Irrtum bezüglich des konkreten 
Tatbestandes. Der Rechtsirrtum — error iuris — kommt für die 
Gültigkeit oder Anfechtbarkeit einer Handlung gewóhnlich nicht 
in Betracht. Daher sagte das alte rómische Recht: error iuris 
nocet. Der CJC. hat den Rechtssatz aufgestellt: Nulla ignorantia 
legum  irritantium aut inhabilitantium ab eisdem excusat, nisi 
aliud expresse dicatür. can. 16 $ 1. 

Beispiele eines Geschäftsirrtums sind das Beisetzen eines 
falschen Datums in der Verlobungsurkunde, durch das dieselbe 
ungültig wird. Ferner die Angabe eines falschen Verwandtschafts- 
grades bei der Ehedispens. Jedoch bestimmt can. 1052, daf 
dieser Irrtum nicht schaden soll, wenn der wirkliche Grad niedriger 
ist als der irrtümlich angegebene. Diese Vorschrift erklärt sich 
dadurch, daß der niedere Grad virtuell in dem höheren enthalten 
ist. Lautet eine Ehedispens auf einen falschen Namen, z. B. 
Vornamen,. so kann die Dispens trotzdem für gültig gehalten 
werden, wenn die Person des Dispensierten zweifellos aus der 
Urkunde zu erkennen ist. Vgl. can. 47. 


4. Nahe verwandt mit dem Irrtum ist das.Nichtwissen, das 
den völligen Mangel der Kenntnis bedeutet. Dieses wird dem 
Irrtum gleichgesetzt. Es macht daher keinen Unterschied, ob 
jemandem der Begriff der Ehe völlig unbekannt ist, oder er eine 
falsche Vorstellung von demselben hat. In beiden Fällen würde 
die geschlossene Ehe ungültig sein. Vgl. can..1082. 


5. Mit dem Nichtwissen berührt sich nahe die Unauf- 
merksamkeit oder Vergeßlichkeit bezüglich eines Gegenstandes. 
Das Nichtwissen bedeutet die habituelle, die Unaufmerksamkeit 
das aktuelle Unkenntnis. Auch die Unaufmerksamkeit auf das 
Wesen des Rechtsakts macht daher denselben ungültig. Eine 
Ausnahme besteht jedoch zugunsten der inadvertentia iuris in 
can. 207 S 2. Wenn jemand pro foro interno einen Jurisdiktionsakt 
ausübt, für den die Jurisdiktion abgelaufen sind, so ist die Hand- 
lung trotzdem gültig. 


Der Gescháftsirrtum kann sich auch auf andere Punkte als 
den inneren Geschäftswillen erstrecken. Es kann z. B. das 
richtig Gedachte falsch wiedergegeben werden — Versprechen 
oder Schreibfehler —, oder das richtig Erklärte kann falsch über- 
mittelt werden. Auch in diesen Fällen liegt, wenn es sich um 
einen wesentlichen Fehler handelt, eine vóllige Dissonanz zwischen 
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dem Gewollten und dem Erklärten vor, und die Erklärung würde 
deshalb als ungültig zu betrachten sein. 


III. 
Fehlerhafte Rechtshandlungen. 


Wie schon aus der voraufgehenden Darstellung erhellt, 
können die Rechtsgeschäfte mit einem Mangel behaftet sein, der 
. die normalen Wirkungen eines Rechtsaktes hemmt. Wir be- 
zeichnen dieselben als fehlerhafte Rechtshandlungen. Sie sind 
entweder nichtig oder anfechtbar. 

A. Nichtige Rechtshandlungen (actus invalidi, nulli, irriti) 
haben den äußeren Anschein, aber nicht das Wesen eines REER Uy 
aktes. 

I. Die Nichtigkeit t) der Rechtshandlung kann ihren Grund 
haben: 

1. in der Unfähigkeit des handelnden Subjekts. Zur Vor- 
nahme einer gültigen Rechtshandlung wird gefordert: 

a) die Rechtsfähigkeit, die alle physische Personen im 
bürgerlichen Rechte besitzen, die aber im Kirchenrecht sehr ein- 
geschränkt ist. So können gemäß can. 118 allein die Kleriker 
die Weihe- und Jurisdiktionsgewalt und kirchliche Benefizien 
und Pensionen erlangen. Ein Nichtgetaufter ist nicht im Stande, 
andere Sakramente als die Taufe zu empfangen. Vgl. can. 737 S 1. 
Háretiker, Schismatiker und Apostaten kónnen gemáf can. 1470 
S 1 no. 6 keinen Kirchenpatronat erwerben ; 


b) die Handlungsfähigkeit, d. i. die Fähigkeit durch eigene 
Handlungen ein Rechtsgeschäft vorzunehmen. Diese fehlt allen 
Personen unter sieben Jahren (can. 88 S 3) und ebenso den 
dauernd Geisteskranken. Für einige Rechtshandlungen wird ein 
höheres Alter verlangt, z. B. für die Eheschließung das Alter 
von 16 Jahren bei Knaben und von 14 Jahren bei Mädchen 
(can. 1067 S 1). Die Minderjährigen im Alter von 7—21 Jahren 
können bezüglich der vermögensrechtlichen Rechtsgeschäfte eine 
Handlung nur durch ihre Gewalthaber (Eltern und Vormünder) 
vornehmen (can. 89); 


c) die Weihe- und Jurisdiktionsgewalt bezüglich der Rechts- 
akte, die eine solche erfordern. So kann z. B. ein Laie nicht 


1) Reg. iur. 64: Quae contra ius fiunt, debent utique pro infectis habere. 
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gültig das hl. MeBopfer zelebrieren (can. 802) oder von den 
Sünden absolvieren (can. 871). . 


d) die Zuständigkeit des betreffenden Oberen zur Vorsahide 
der Rechtshandlung'). Denn die vorhin genannten Weihe- und 
Jurisdiktionsrechte kónnen nicht absolut ausgeübt werden, sondern 
nur innerhalb der vom Rechte bestimmten Kompetenzordnung. 
Deshalb kann z. B. der Bischof eine Rechtshandlung iurisdictionis 
iudicialis (Rechtsprechung) abgesehen vom Beichthóren nur inner- 
halb seiner Diózese gültig vornehmen (can. 201 S 2). Die potestas 
iurisdictionis voluntariae kann vom Oberen grundsätzlich — ab- 
gesehen von speziellen Ausnahmefällen — zwar extra territorium, 
aber nur in Bezug auf die Untergebenen — subditi — in gültiger 
Weise ausgeübt werden. can. 201 S 3. Das Gleiche gilt auch 
bezüglich gewisser Weihehandlungen. So ist z. B. die Erteilung 
der Tonsur und der niederen Weihe, die ein Apostolischer Vikar 
oder Präfekt oder Abt oder Prälat Nullius, der nicht die bischöf- 
liche Weihe besitzt, ungültig, wenn sie außerhalb des dem be- 
treffenden Prälaten gehörigen Territoriums geschieht (can. 957 § 2). 
Eine Ausnahme machen jedoch die sakramentalen Handlungen 
— abgesehen von der Absolution —, die gültig sind, auch wenn 
sie unter Nichtbeobachtung der kirchlichen Kompetenzordnung 
vorgenommen sind, z. B. die Konsekration eines Bischofs, die 
vom Rechte dem Papste vorbehalten ist (can. 953). Denn die 
Kirche hat in diesen Fällen nur das Recht, eine Kompetenz- 
ordnung bezüglich der Erlaubtheit der Akte- aufzustellen. 

2. in der Untauglichkeit des Objekts. Ein taugliches Objekt 
für die Taufe ist solus homo viator, nondum baptizatus (can. 745 
$1) Aus diesem Grunde muß eine zweifelhaft gültige Taufe 
häufig sub conditione wiederholt werden, und kann eine Not- 
taufe unter gewissen Umständen ebenfalls nur bedingungsweise 
gespendet werden, weil die Tauglichkeit des Objekts zweifelhaft 
ist. Wegen Mangels an einem tauglichen Objekt ist die Verleihung 
eines besetzten Amtes ipso facto ungültig (can. 150 § 1). 

3. in dem Defekt des Rechtsaktes selbst, indem bei der 
äußeren Erklärung der innere Handlungswille fehlt. Dieses ist 
der Fall bei dem absoluten Zwange und bei dem wesentlichen 
Irrtum. Wir haben darüber bereits im voraufgehenden Abschnitte 
gehandelt. 


1) Ea quae fiunt a nz si ad eius non spectant officium, viribus 
non subsistunt. Reg. iur. 
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4. in dem Mangel einer wesentlichen Formvorschrift. Wegen 
des letzten Grundes ist z. B. die EheschlieBung ungültig, wenn 
sie nicht vor dem parochus oder Ordinarius loci oder dessen 
Delegaten und wenigstens zwei Zeugen abgeschlossen ist (can 1094). 
Ein Gerichtsurteil ist ungültig, wenn es nicht von sämtlichen 
Richtern, die dasselbe gefällt haben, unterschrieben ist (can. 1894 
no. 3) oder nicht das Datum der Urteilsfällung enthält (can. 1894 
no.4). Die Simonie macht jeden Rechtsvertrag ungültig (can. 729). 
Ein Wahl, zu der wissentlich ein durch deklaratorische oder 
kondemnatorische Sentenz Exkommunizierter zugelassen wird, 
kommt nicht auí gültige Weise zustande (can. 167 $ 2). Hiernach 
kann die Verletzung der Formvorschriften sowohl durch Unter- 
lassung einer gebotenen, wie durch die Setzung einer verbotenen 
Handlung geschehen. Damit jedoch die Ungültigkeit des Rechts- 
aktes herbeigeführt wird, muß es sich bei der Übertretung um 
eine wesentliche Formvorschrift handeln !). Für die Eheschließung 
sind bekanntlich wesentliche Formvorschriften vorgeschrieben, 
die die Gültigkeit des Aktes, und unwesentliche, die bloß die 
Erlaubtheit desselben betreffen. Vgl. can. 1095 und 1097. Aus 
diesem Grunde ist es sehr wichtig, in jedem Einzelfalle festzu- 
stellen, zu welcher Kategorie die betreffenden Sollemnitäts- 
vorschriften gehören. Der Codex Juris Can. gibt uns für die 
Interpretation zwei wichtige Regeln an die Hand. Can. 11 lautet: 
Irritantes aut inhabililantes eae tantum leges habendae sunt, 
quibus aut actum esse nullum aut inhabilem esse personam expresse 
vel aequivalenter statuitur. In der Regel wird stets ausdrücklich 
angegeben, daß die betreffende Vorschrift für die Gültigkeit oder 
die Erlaubtheit vorgeschrieben ist, so z. B. bei der Eheschließung 
can. 1095 und c. 1097, oder es wird betont, daß die betreffende 
Handlung im Falle der Unterlassung ungültig ist. Vgl. z. B. 
can. 169 über die Ungiiltigkeit einer Wahlstimme, can. 568 über 
den Verzicht eines Novizen auf sein Vermógen. Die zweite 
Interpretationsregel bezieht sich auf die Reskripte und lautet: 
Conditiones in rescriptis tunc tantum essentiales pro eorundem 
validitate censentur, cum per particulas, si, dummodo, vel aliam 
eiusdem significationis exprimuntur. can. 39. 


II. Einer besonderen K/age bedarf es in vielen Fällen für 
die Geltendmachung der Nichtigkeit eines Rechtsaktes nicht. 


1) Cap. 16 Extra III, 31: Multa fieri prohibentur, quae si facta fuerint, 
obtinent roboris firmitatem. 
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Denn der Akt gilt als nicht vorhanden oder null und nichtig 
und kann deshalb keine Rechtsfolgen hervorrufen. Jedoch ist 
jeder Interessierte berechtigt, beim Gerichte eine Feststellung der 
Nichtigkeit zu beantragen. can. 1679. Der CJC. bezeichnet in 
can. 1680 $ 1 nur einen solchen Akt als ungültig, bei dem die 
Eigenschaften fehlen, die den Akt selbst wesentlich konstituieren 
oder bei dem die Sollemnitäten oder Bedingungen fehlen, die 
von den heiligen Canones unter Strafe der Ungültigkeit als er- . 
forderlich verlangt werden. Wer den ungültigen Akt gesetzt hat, 
ist für den daraus entstandenen Schaden haítbar. can. 1681. 
Wenn es im óffentlichen Interesse liegt, kann der Akt auch von 
Amtswegen für ungültig erklärt werden, ebenso wenn es sich 
um einen Rechtsakt der Armen, der Minderjährigen oder der 
diesen gleich gestellten Personen handelt. can. 1682. Bei der 
Eheschließung ist in allen Fällen die Nichtigkeit der Ehe zu erklären, 
wenn diese geltend gemacht werden soll. Denn gemäß can. 1069 $2 
kann keine neue Ehe eingegangen werden, wenn nicht die Un- 
gültigkeit der früheren gesetzmäßig und sicher nachgewiesen ist. 
Vgl.can.1970 ff. BeiderNichtigkeit eines Gerichtsurteils ist zwischen 
der nullitas insanabilis und der nullitas sanabilis zu unterscheiden. 
Die erste kann in der Form der Einrede stets geltend gemacht 
werden, in Form der querela nullitatis dagegen nur innerhalb 
30 Jahre vom Tage der Verkündigung des Urteils an. can. 1893. 
Die nullitas sanabilis muß dagegen spätestens innerhalb 3 Monate 
in Form der querela nullitatis geltend gemacht werden. can. 1895. 

B. Anfechtbar sind wahre, aber mangelhafte Rechtshand- 
lungen. Solche begründen das beabsichtigte Rechtsverhältnis 
und haben alle wesentlichen Erfordernisse an sich, die von Rechts- 
wegen für den Akt gefordert werden. Nichtsdestoweniger klebt 
ihnen aber ein Mangel an, der die Obrigkeit oder den Richter 
verpflichtet, das Rechtsgeschäft wieder aufzuheben oder den Akt 
für ungültig zu erklären. 

I. Die Gründe für die Anfechtbarkeit sind nicht so zahlreich 
wie die für die Nichtigheit. Sie können in zwei Hauptkategorien 
eingeteilt werden: 1. in allgemeine Anfechtungsgründe, die sich 
auf alle Arten der auflösbaren Rechtsakte beziehen, und 2. in 
besondere Anfechtungsgründe, die nur auf bestimmte im Rechte 
vorgesehene Fälle zutreffen. 

1. Allgemeine Anfechtungsgründe sind: a) Drohung und 
Täuschung, can. 103 $ 2. Wir haben die hierauf bezüglichen 
Bestimmungen bereits im voraufgehenden Abschnitte ‚bei der 
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Lehre von den Willensmängeln kennen gelernt, b) schwere Ver- 
mögensschädigung bei einem Vertrage, wenn die Schädigung 
über die Hälfte des gemeinen Wertes hinausgeht, z. B. wenn der 
Verkäufer irrtümlich oder aus Not oder Leichtsinn unter dem halben 
Werte verkauft hat. can. 1684 $ 2. Dieser Grundsatz bezüglich 
der sog. laesio enormis stammt aus dem römischen Recht und 
wurde durch ein wahrscheinlich interpoliertes Reskript des Kaisers 
Diokletian eingeführt. 1.2 C. 4, 44. Bei den Minderjährigen und 
den ihnen gleichgestellten Personen kann auch eine einfache 
gravis laesio den Vertrag anfechtbar machen. can. 1687 S 1. 
Ebenso bei den Großjährigen, wenn ihnen die Anfechtungsklage 
oder ein anderes ordentliches Rechtsmittel nicht zusteht und sie 
den Beweis erbringen, daß ein gerechter Grund für die Auflösung 
vorhanden ist und ihnen die Ursache der Verletzung nicht an- 
zurechnen ist. can. 1687 S 2. Wir kommen auf diese Punkte 
noch bei der Geltendmachung der Anfechtung zurück. 


2. Besondere Anfechtungsgründe kommen in folgenden 
vom Recht bestimmten Fällen vor: a) bei der Provision eines . 
Kirdienamtes, wenn der Providierte nicht die erforderlichen Eigen- 
schaften besitzt, aber die Ungültigkeit der Provision nicht im 
gemeinen oder partikulären Recht oder in den Stiftungsbestim- 
mungen vorgesehen ist. can. 153 § 3. b) bei einer Wahl, wenn 
einer der Wahlberechtigten nicht zur Wahl eingeladen und infolge 
dessen abwesend ist. can. 162 $ 2. In rechtlicher Hinsicht 
stimmen die beiden zuletzt genannten Fälle durchaus mit den 
ersten überein. Der Gesetzgeber spricht allerdings bei den letzten 
Fällen nicht von »actus rescindere«, sondern von »irritare«. Das 
bedeutet aber nur eine Verschiedenheit des Ausdrucks. In can. 579 
wird bezüglich aller auflösbaren Rechtsakte der Terminus »irritabilis « 
gebraucht. c) bei einem Gerichtsurteil, wenn die augenschein- 
liche Ungerechtigkeit des Urteils offenbar feststeht und das 
ordentliche Rechtsmittel der Appellation oder Nichtigkeitsklage 
nicht gegeben ist. can., 1905. 


II. Für die Geltendmachung der Anfechtbarkeit kommen als 
allgemeine Rechtsinstitute die Anfechtungsklage (actio rescissoria). 
und die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (restitutio in 
integrum) in Betracht. - | 

Die Anfechtungsklage ist gesetzlich zulässig bei allen auf- 
lösbaren Rechtsakten und Verträgen, die jemand unter Einwirkung 
von ungerechter schwerer Furcht oder von Täuschung gesetzt 
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hat. Can. 1684 S 1. Diese Klage ist an keine Frist gebunden, 
und der Anfechtungsgrund kann auch im Wege der bloßen 
Einrede stets gegenüber dem, der den Zwang oder die Táuschung 
. ausgeübt hat, geltend gemacht werden. can. 1486. Außerdem 
ist die Anfechtungsklage nicht nur gegen den Urheber der Drohung 
und Täuschung zulässig, sondern auch gegen jeden schlecht- 
oder gutgläubigen Besitzer der Sache can. 1685. Ferner ist die 
Anfechtungsklage bei einem Kontrakte vorgesehen, wenn eine 
laesio enormis (über die Hälfte) vorliegt. Diese Klage muß aber 
binnen zwei Jahren angestrengt werden can. 1684 S 2. 

Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wird auf 
materiell-rechtlichem Gebiete den Minderjährigen und den ihnen 
gleichgestellten Personen, z. B. den juristischen Personen can. 100 
§ 3, ohne weiteres bewilligt, wenn sie aus dem gültigen Rechts- 
geschäfte oder Rechtsakte eine schwere Schädigung erlitten haben 
can. 1687 § 1. Sie kann aber auch den Großjährigen zugestanden 
werden, wenn ihnen jedes andere Rechtsmittel fehlt und sie den 
Nachweis erbringen, daß sie einen gerechten Grund haben und 
die erlittene Schädigung ihnen nicht selbst zuzuschreiben ist. 
can. 1687 $ 2. Gegen ein prozeßrechtliches Urteil wird die 
Restitutio in integrum nur gewährt, wenn kein anderes Rechts- 
mittel, wie z.B. die Appellation oder die Nichtigkeitsbeschwerde, 
gegeben ist und die augenscheinliche Ungerechtigkeit des Urteils 
offenbar feststeht. can. 1905. 

Auf andere Weise geschieht die Ungültigkeitserklärung einer 
Amtsprovision, wenn der Providierte der erforderlichen Eigenschaften 
ermangelt. Sie kann durch eine einfache Sentenz des zustándigen 
Oberen für ungültig erklärt werden. can. 153 § 3. Bei einer Wahl 
muß der Nichteingeladene und infolge dessen Abwesende die 
Wahl binnen drei Tagen anfechten und den Beweis seiner Über- 
gehung und Abwesenheit erbringen. Dann wird die Wahl ebenfalls 
durch den Ausspruch des kompetenten Oberen irritiert. can. 162 § 2. 

Zum Schlusse mag noch bemerkt werden, daß die kirchl. 
Irritationsgesetze sowohl pro foro externo wie pro foro interno 
Geltung haben. Bei den Ungiiltigkeitserklarungen, die von dem 
kirchlichen Oberen oder Richter geschehen, versteht sich dieses 
von selbst. Dasselbe ist aber auch bezüglich der von selbst 
eintretenden Irritationsgesetze anzunehmen. Denn die kirchlichen 
Irritationsgesetze sind im öffentlichen Interesse erlassen und 
wollen den irritierten Akt nicht bloß der rechtlichen Wirksamkeit, 
sondern auch der natürlichen Gültigkeit entkleiden. Mit Recht 


28 .— Hilling 


sagt Philipp Maroto im 1. Bande seiner Institutiones Juris Canonici 
3. Aufl. S. 237: Lex irritans ecclesiastica et obligat et actum 
ipsum reddit nullum in utroque foro, ita ut actus qui invalidus 
declaretur, naturaliter etiam deveniat nullus et effectum non 
producat. Bezüglich des formlosen einseitigen und zweiseitigen 
Eheversprechens hat der CJC. ausdrücklich betont: irrita est pro 
utroque foro. can. 1017 § 1. 


IV. 
Die Heilung der fehlerhaften Rechtshandlungen. 


Wir haben bislang nur von der physiologischen und patho- 
logischen Seite der Rechtshandlungen gesprochen. Zum Schlusse ' 
muß noch von den therapeutischen Regeln die Rede sein, die für 
die ungültigen und anfechtbaren Rechtsakte und Rechtsgeschäfte 
gelten. Diese Ausführungen sind um so wichtiger, als sie dem Be- 
rufe des Priesters, den Gláubigen in ihren geistlichen und kirchlichen 
Angelegenheiten zu Hilfe zu kommen, am meisten entsprechen. 

I. Die ungültigen Rechtsakte werden geheilt: 

l. durch Bestätigung oder Ratihabition. Dieses ist der 
Fall, wenn der Rechtsakt infolge eines Willenmangels ungültig 
war. Das kanonische Recht kennt nur ein solches Beispiel. 
Wurde ein Kleriker unter schwerer Furcht zu einer hóheren Weihe 
befördert, so ist die Weihe in Bezug auf die Rechtsverpflichtungen 
ungültig. Sie wird aber gültig, sobald der Kleriker nach dem 
Aufhóren der Furcht die Weihe ausdrücklich oder stillschweigend 
— durch Ausübung der Weihe — bestätigt hat. can. 214 § 1. 
Diese Bestätigung hat rückwirkende Kraft und hat zur Folge, 
daß der Rechtsakt als von Anfang an gültig betrachtet wird. 
Denn die Absicht der Bestätigenden ist ja nicht auf einen neuen 
Rechtsakt gerichtet, sondern er will den alten bestátigen. Daher 
sagt die 10. Rechtsregel des Liber Sextus: Ratihabitionem 
retrotrahi et mandato non est dubium comparari. Vgl. auch 
c. 28 in VI? V, 11. Eine solche Bestätigung ist auch bei 
privat-rechtlichen Akten möglich, z. B. bei Kauf, Miete und 
dgl. Vgl. BGB. $ 141, jedoch fehlt hier die rückwirkende Kraft. 
Denn der $ 141 lautet: Wird ein nichtiges Rechtsgescháft von 
demjenigen, welcher es vorgenommen hat, bestátigt, so ist die 
Bestätigung als erneute Vornahme zu betrachten. 

2. durch einen neuen Willensakt. Hierdurch kann sowohl 
der innere Willensmangel geheilt werden wie ein aus anderen 
Gründen ungültiger Rechtsakt gültig gemacht werden. Beides 
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trifft im kanonischen Recht bei der Konvalidation der Ehe zu. 
Ist die Ehe wegen eines Konsensmangels ungültig, so wird sie . 
durch einen inneren Konsens geheilt, wenn der Mangel des 
Konsenses ein innerer war, und durch eine äußere Konsens- 
erklärung, wenn der Konsensmangel ein äußerer war. can. 1136 
$ 2 und 3. In beiden Fällen muß jedoch die Ungültigkeit der 
Ehe geheim sein. Ist dieselbe bekannt, so ist jede Konvalidation 
ausgeschlossen, und es muß zum Zwecke der Gültigmachung 
der Ehe eine neue gesetzmäßige Eheschließung stattfinden. Analog 
ist zu verfahren, wenn die Ehe wegen eines Hindernisses ungültig 
ist. Bei geheimer Ungültigkeit genügt die geheime Konsens- 
erneuerung, bei der öffentlich bekannten ist ein neuer Trauungsakt 
in gesetzmäßiger Form vorgeschrieben. can. 1135 $ 1 und 2. 
Ist die Ungültigkeit beiden Teilen bekannt, so müssen beide Teile 
den Konsens erneuern, sonst genügt die Konsenserneuerung auf 
seiten des einen Teils, dem der Mangel bekannt ist. can. 1135 
$ 2 u. 3. Vor der Konsenserneuerung muß natürlich das der 
gültigen Eheschließung entgegenstehende Hindernis beseitigt 
sein. can. 1133 $ 1. Ferner wird eine wegen eines bloß inneren 
Konsensmangels ungültige Ordensprofeß gültig, wenn der Konsens 
nachträglich geleistet wird, es sei denn, daß der Konsens seitens des 
Ordens vorher widerrufen war. can.586 $2. Einerückwirkende Kraft 
ist dieser Art der Heilung natürlich nicht beizumessen, da ein neuer 
Willensakt erfordert wird und eine Bestätigung des alten nicht genügt. 

3. durch Zeitablauf. Eine sententia iudicialis sanabilis wird 
ohne weiteres geheilt, wenn binnen drei Monaten keine Nullitäts- 
querel erhoben wird. can. 1894 u. 1895. Hier gilt also der 
Grundsatz: Tempus sanat. Dieser Fall bildet eine Ausnahme 
von der 18 Rechtsregel des Liber Sextus: Non firmatur tractu 
temporis, quod de iure ab initio non subsistit. 

4. durch die Gültigkeitserklärung des Papstes. Da der 
‘Papst als höchster Gesetzgeber über dem Gesetze steht, kann er 
auch einen kirchenrechtlich ungültigen Akt gültig machen. Es 
geschieht dieses z. B. bei Wahlen, die in der Regel vom Papste 
ad cautelam saniert werden. Ferner bei vielen anderen Rechts- 
akten, z. B. Vermögensveräußerungen, Errichtung von Benefizien, 
Erteilung von Ablassen, Dispensen und Privilegien, die auf An- 
suchen vom Papste saniert werden, wenn sie wegen eines Form- 
fehlers oder aus anderen Gründen ungültig waren. Besonders 
geregelt ist die sanatio in radice bei der ungültigen Eheschließung. 
Die sanatio matrimonii in radice unterscheidet sich von der ein- 
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fachen convalidatio mairimonii dadurch, daß bei ihr 1. keine 
Konsenserneuerung gefordert wird und 2. die Gültigkeitserklärung 
rückwirkende Kraft hat. can. 1138 S 1. Diese Art der Ehegiiltig- 
keitserklärung ist besonders dann am Platze, wenn die Ungültigkeit 
der Ehe öffentlich bekannt ist und ein Eheteil nicht zu einer 
kirchlichen EheschlieBung oder zur Erfüllung der nótigen Kautelen 
in religiöser Hinsicht zu bewegen ist. Solche Fälle können bei 
gemischten Zivilehen häufig vorkommen. Die Sanation kann 
auch dann erteilt werden, wenn beide Teile von der Ungültigkeit 
der Ehe nichts wissen. can. 1138 § 3. So könnte z. B. ein 
Pfarrer, der aus Versehen mehrere Paare ungültig getraut hat, 
von sich aus beim Hl. Stuhl um Sanation einkommen. Eine 
Sanation ist aber nur dann móglich, wenn die Ehe naturrechtlich 
gültig sein würde und der von den Nupturienten abgegebene 
Konsens noch fortdauert. Die päpstliche Bestätigung informa speci- 
fica hat gleichialls die Heilung eines ungültigen Aktes zur Folge. 

Die Bischöfe können einen ungültigen Akt sanieren, wenn die 
Ungtiltigkeit auf derVerletzung einer bischöflichenVorschriftberuht'). 

5. durch nachträgliche Verbesserung seitens des Richters. 
Diesern ist das Recht eingeräumt, einen materiellen Irrtum, der 
sich bei dem Abschreiben des dispositiven Teils des Urteils oder 
bei der Wiedergabe des Tatbestandes oder der Anträge der 
Parteien oder bei der Aufstellung der Berechnungen eingeschlichen 
hat, nachträglich zu korrigieren. can. 1878 § 1. Er ist zu dieser 
Korrektur verpflichtet, wenn er von einer Partei darum angegangen 
wird und die andere nicht widerspricht. Beim Widerspruch des 
anderen Teils muß die Frage durch ein Zwischenurteil vom Ge- 
 richtshofe entschieden werden. can. 1878 $82 u. 3. Der Exekutor 
eines Reskripts hat das Recht, die Exekution, bei der er sich 
geirrt hat, nochmals auszuführen. can. 59 $ 1. In dem letzten 
Falle handelt es sich allerdings nicht um die Sanation einer un- 
gültigen Handlung, sondern um die Setzung eines neuen Aktes. 
Dieser Casus verdient aber erwähnt zu werden, weil das neue 
‚Recht in diesem Punkte vom alten abweicht. Früher galt die 
Rechtsregel: Delegatus rescripto executioni dato functus est 
munere suo. 

. 6. Eine indirekte Heilung. des ungültigen Rechtsakts kann 
durch das Rechtsinstitut der Verjährung herbeigeführt werden. 
Hat z. B. ein Kleriker ein Benefizium drei Jahre hindurch in 

1) Vgl. Entscheidung der .Konzilskongregation in Causa Albinganensi 


et aliarum, Sanationis alienationum, vom 17. Mai 1919 bei Hilling, Codicis 
Juris Canonici Interpretatio S. 101. 
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ruhigem und gutgläubigem Besitze und dasselbe nicht durch 
Simonie erlangt, so wird dadurch die ungültige Provision geheilt. 
can. 1446. Noch öfters kommt die Heilung auf Grund der Ver- 
jährung bei den vermögensrechtlichen Geschäften, z. B. dem 
Kaufe, vor. Jedoch handelt es sich hier nicht um eine wirkliche 
Heilung des ungültigen Akts, sondern die Verjährung schafft 
einen neuen selbständigen Rechtstitel, der von dem ersten Rechts- 
akte unabhängig ist. 

II. Die anfechtbaren Rechishändiungen können ebenfalls 
durch nachträgliche Bestätigung geheilt werden. Hat z.B. ein 
Pfarrer ursprünglich durch Zwang in den Verzicht seiner Pfarrei 
eingewilligt, so wird der Verzicht absolut gültig und unanfechtbar, 
wenn er nachträglich freiwillig den abgegebenen Verzicht bestätigt. 
In anderen Fällen hört die Anfechtbarkeit mit dem Ablaufe einer 
gewissen Frist auf. Wer z. B. eine Wahl wegen Mangels der 
Einladung anfechten will, muß die Gültigkeit binnen drei Tagen 
nach der Kenntnis von der vollzogenen Wahl anfechten, sonst 
ist dieselbe unbedingt gültig. can 162 $2. Eine Anfechtungs- 
klage auf Grund der laesio enormis kann nur intra biennium 
angestrengt werden. can. 1684 $2. Die Restitutio in integrum 
gegen eine materiell-rechtliche Schädigung oder gegen ein Prozeß- 
urteil muß innerhalb einer Frist von vier Jahren nachgesucht 
werden. Bei den Minderjährigen läuft diese Frist vom Beginne 
der Großjährigkeit ab, bei den Großjährigen und den juristischen 
Personen von dem Tage der erlittenen Verletzung und der 
Beseitigung des Hindernisses. can. 1688 und 1905 $ 1. 


Schlußwort. 


Wir sind am Schlusse unserer Betrachtung angelangt. Wenn 
wir nach dieser langen Wanderung auf das zurückgelegte Feld 
der kanonistischen Lehre zurückblicken, so dürfte sich uns die 
Überzeugung aufdrängen, daß wir es mit einer festgeschlossenen, 
innerlich zusammenhängenden Materie zu tun hatten, die einen 
Grundstock des gesamten Rechtssystems bildet. Die menschlichen 
Handlungen sind das Objekt der gesamten Rechtsnormen oder 
der objektiven Gesetze. Ihre Gültigkeit hängt von zwei Faktoren 
ab, den natürlichen Voraussetzungen — äußere Erklärung und 
innerer Wille, fähiges Subjekt und taugliches Objekt — und den 
wesentlichen Formvorschriiten. Ein wesentlicher Defekt des 
einen oder anderen Faktors hat die Ungültigkeit zur Folge. 
Fehlt dagegen nur eine unwesentliche Eigenschaft der natürlichen 
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Voraussetzungen oder der Formvorschriften, so kann die Handlung 
‚unter Umständen anfechtbar sein. Bei den ungültigen und 
anfechtbaren Rechtshandlungen ist eine Heilung möglich; stets 
müssen jedoch die natur-rechtlich oder göttlich -rechtlich er- 
forderlichen Eigenschaften entweder von Anfang an vorhanden 
sein oder nachgeholt werden. 

Die Lehre von den Rechtshandlungen hat uns ferner gezeigt, 
daf dieselbe nach der Legalordnung des CJC. in hóchst un- 
vollkommener Weise dargestellt ist. Ich kann deshalb den 
kanonistischen Gelehrten nicht .beistimmen, die immer wieder: 
von neuem auf die Beobachtung der Legalordnung des CJC. 
für die mündliche und schriftliche Darstellung drángen und ein 
Abweichen von derselben brandmarken. Nach meinem Dafür- 
halten bildet gerade die Lehre von den kirchlichen Rechtsakten ein 
schlagendes Schulbeispiel dafür, daß die genügende Bearbeitung 
des Kirchenrechts eines wissenschaftlichen, aus der Natur der 
Sache abgeleiteten Systems nicht entbehren kann. Die Kanonistik 
wird bezüglich der wissenschaftlichen Darstellung unseres Gegen- 
standes so lange hinter der Moraltheologie zurückbleiben, bis die 
Actus iuridici in einem eigenen Abschnitte systematisch behandelt 
werden. Der Fürst der Scholastik, Thomas von Aquin, hat in 
seiner Theologischen Summe einst das herrschende Schulsystem 
verworfen partim etiam, quia ea, quae sunt necessaria talibus ad 
sciendum non traduntur secundum ordinem disciplinae, sed secun- 
dum quod ıequirebat librorum expositio, vel secundum quod se 
praebebat occasio disputandi. Wenn ich nicht irre, kónnen diese 
Worte auch auf zahlreiche Lehrbücher des kanonischen Rechts, 
die in der Gegenwart gebraucht werden, angewendet werden. 
Bezüglich der großen Kommentare, die mehr Gewicht auf eine 
ausführliche und praktische Darstellung, als auf ein theoretisches 
und wissenschaftliches Durchdringen des Stoffes legen, mag die 
= Legalordnung ausreichen und sogar ihre Vorzüge besitzen. Wenn 
es sich aber um eine »Summa canonica«, d. i. um einen wissen- 
schaftlichen Grundriß des Kirchenrechts handelt, wird füglich 
anders, d. h. nach einer systematischen Methode, zu verfahren 
sein. Man wird bei einem solchen rein wissenschaftlichen Unter- 
nehmen dem Vorbilde des Aquinaten folgen dürfen, der im Vertrauen 
auf die göttliche Hilfe den Versuch machte, ea quae ad sacram 
doctrinam pertinent, breviter ac dilucide prosequi, secundum 
quod materia patiebatur. (Prologus ad Summam Theologicam.) 
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2. Katholische Konkordate und evangelische Kirchenverträge 
unter besonderer Berücksichtigung des ev. Memelabkommens 
von 1925. 


Von Dr. phil. et jur. C. Booß, Pfarrer (Klein-Zimmern). 


Die Konkordate haben sich bislang auf evangelischer Seite 
keiner besonderen Gegenliebe zu erfreuen gehabt. Es lag daran, 
daß diese Kreise sowohl zur Sache, über die vertraglich ver- 
handelt werden sollte, als auch zum vertragschließenden Partner, 
dem Papste, nicht die rechte Einstellung finden konnten. Aus 
dieser Mentalität heraus hat man selbst in religiös weniger auf- 
geregten Zeiten die Konkordate in jenen Kreisen entweder direkt 
abgelehnt oder sie doch für nicht wünschenswert oder un- 
zweckmäßig erachtet. Man hielt den Abschluß eines Kon- 
kordates mit der katholischen Kirche vielfach für Einbuße staat- 
licher Souveränetät?) und da Souveränetät nicht teilbar ist, eine 
vertragliche Bindung zwischen Staat und Kirche für rechtlich 
unmöglich. BM 


Diese Meinungen waren in der sog. mehrfach modifizierten 
Legaltheorie zu einem System ausgebaut. Der Kern desselben 
besagte: der Staat kann mit seinen eigenen Untertanen keinen 
Vertrag schließen. Einer der bedeutendsten Rechtslehrer dieser 
Ansicht, Hinschius*), erklärt, ein Konkordat erscheine nur äußer- 
lich als Vertrag, rechtlich sei es aber kein solcher, weil es an 
einem rechtsfáhigen Gegenkontrahenten fehle, und weil es über 


1) Vgl. z. B. Hinschius, Allgem. Darstellung des Verhältnisses von Staat 
und Kirche, in Handbuch d öff. R. der Gegenwart 1883 I, 1 S. 277. 


2) Es sei erinnert, daß der König Wilhelm Ill. von Preußen (1797—1840) 
die Circumscriptionsbulle Pius VII. De salute animarum vom 16. Juli 1821, als 
bindendes Statut für die preufischen Katholiken am 23. August anerkannte 
mit dem ausdrücklichen Zusatze »unbeschadet unserer Majestätsrechte«, was 
hier mit Souveränetätsrechte gleichbedeutend sein soll. (Vgl. Funk-Bihlmeyer, 
Kirchengeschichte 7, 1921 S. 903.) 


3) A. a. O. — Gegenteiliger Ansicht ist Emil Friedberg, der in der 
Ablehnung der Konkordate sonst mit Hinschius zusammengeht, aber nicht 
aus dem von Hinschius vorgeschützten Rechtsgrund, der nach Friedberg zu 
Unrecht von Hinschius vorgeschoben wird. Er führt aus: »Die von Hinschius ` 
geltend gemachten Gründe sprechen mehr gegen die Kontrahierung von 
Konkordaten, weil die Kirche keine Civitas sei, als sie die juristischen Gesichts- 
punkte für die Beurteilung schon geschlossen angeben . . Daß rechtlich, 
juristisch, für den Staat kein Zwang existiert . . hat eben in der völker- 
rechtlichen Natur des Vertrages, welche ja überhaupt nur moralische Garantien 
ihrer Erfüllung besitzen, seinen Grund und braucht nicht mit Hinschius als 
eine Konsequenz des Gedankens angesehen zu werden, daf die Kirche der 
gesetzgebenden Gewalt des Staates unterworfen ist, und bindende Verträge 
mit Rechtssubjekten, die sich in dieser Lage befinden, über die Ausübung der 
gesetzgebenden Gewalt vom modernen Staatsrecht nicht anerkannt werden.« 
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ein Objekt geschlossen werde, über welches ein Kontrahent, der 
Staat, rechtlich nicht kontrahieren könne, nämlich wegen seiner 
Souveränetät. | 

Der Staat kann nach Hinschius nur mit einem gleich- und 
nebengeordneten Rechtssubjekt einen Vertrag schließen, nicht 
aber mit denjenigen, welche als Untertanen ohnehin ihm unter- 
worfer sind. Diese Ansichten waren bis zur Neuordnung unserer 
staatlichen und kirchlichen Verhältnisse im liberalen Protestantis- - 
mus typisch geblieben. Dieser Auffassung liegt aber eine voll- 
ständige Verkennung des Wesens der katholischen Kirche zu 
Grunde. 

Bei ihr, wird behauptet, soll es an einem rechtsfähigen 
Gegenkontrahenten fehlen! Der universale Organismus der 
katholischen Kirche, vertreten durch den Papst als Träger der 
Kirchengewalt, dürfte wohl als Rechtssubjekt ernstlich nicht an- 
zuzweifeln sein, denn was sollte er dann sonst sein? Auch wurde 
kein Konkordat über Untertanen geschlossen, welche dem Staat | 
ohnehin als solche unterworfen waren; sie waren wohl als »Staats- 
bürger« seine Untertanen, als »Gläubige« waren sie aber Unter- 
tanen der katholischen Kirche. Diese doppelte Mitgliedschaft 
ist in anderer Beziehung ja auch rein staatsrechtlich zu unter- 
Scheiden, z. B. bei dem doppelten Indigenat als Reichs- und 
Landes-Staatsbürger. 

Wenn wir uns nun aber fragen, wieso man in evangelischen 
Kreisen zu diesem Standpunkt kam, so gehen wir nicht fehl, 
wenn wir annehmen, daß man bei diesen Betrachtungen den 
Maßstab der seitherigen evangelischen Landeskirchen auch an 
die katholische Universalkirche angelegt hat. So lange die 
evangelische Kirche reine Staatskirche war oder doch viele Züge 
derselben trug, fehlte es bei ihr an einem rechtlich getrennten 
Kirchen- und Staats-Untertanenverhältnis sowie an dem rechts- 
fähigen (kirchlichen) Gegenkontrahenten, so lange der landes- 
herrliche Summepiskopat dem Träger der Staatsgewalt (Fürsten) 
integrierend inhárierte. Unter so gelagerten Verhältnissen konnte 
der Staat mit der evangelischen Kirche zidit vertraglich, sondern 
nur »herrschend« verkehren. Wohl hätte die evangelische Kirche 
eines Landes mit der Landeskirche eines anderen einen Vertrag 
schließen können, was aber nicht geschah, aber nicht mit der 
eigenen Regierung, weil sie sich von ihr nicht organisch, sondern 
nur funktionell unterschied. 
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Der bedeutende evangelische Kirchenrechtslehrer Prof. Kahl, 
der sich um die Neuordnung kirchlicher wie staatlicher Verhält- 
nisse so verdient gemacht hat, schrieb hierüber, als die Neuordnung 
noch in weiter Sicht war (1894): 

»Innerhalb der evangelischen Landeskirche ist durch die 
Identität der Subjekte von Staats- und Kirchengewalt eine (den 
Konkordaten der katholischen Kirche) analoge Rechtsbildung auf 
Grundlage vertragsmäßiger Festsetzungen zwischen beiden Ge- 
walten ausgeschlossen,« und nur auf die Beziehungen der Landes- 
kirchen untereinander beschränkt, wobei Kahl besonders ihre 
föderative Vereinigung im Auge hat. Bei dieser Gestaltung sieht 
Kahl in der Ferne die Möglichkeit einer Rechtsentwickelung, 
welche auch bei der evangelischen Kirche eine Analogie zu den 
Konkordaten der katholischen Kirche bilden könnte. Nach dieser 
föderativen Vereinigung hält er »bei fortschreitender Entwickelung 
die Möglichkeit eröffnet, daß. das Vertragsrecht (wie es uns in 
den Konkordaten gegenübertritt) sich auch zu einer ausgiebigen 
Quelle deutscher evangelischer Kirchenordnung . ausgestaltete« !). 

Der Anfang ist hierzu gemacht. Zwar haben die evangelischen 
Landeskirchen Deutschlands sich nicht zu einer deutsch evan- 
gelischen Nationalkirche zusammengeschlossen, aber doch nach 
Fortfall des landesherrlichen Kirchenregiments, das bis zur 
Revolution 1918 das rechtliche Fundament der evangelischen 
Kirchenvertassung bildete ?), sich zu einer Art Arbeitsgemeinschaft 
im »deutschen evangelischen Kirchenbund « zusammengetan. 
Unter seine Aufgaben zählt der Bund unter anderen auf: »Die 
Wahrung der gemeinsamen evangelischen Interessen bei der 
kirchlichen Versorgung der evangelischen Deutschen im Auslande 
unter Fühlungnahme mit den jeweils beteiligten einzelnen Kirchen 
und freien Vereinigungen« 3). 

Mit dem Augenblicke, wo das landesherrliche Kirchen- 

regiment für die deutschen evangelischen Kirchen gefallen ist, 
sind auch eine Reihe von Beschränkungen gefallen, und ihr 
Aufgabenkreis ist damit erweitert worden. Zu den Veränderungen 
im Innern traten auch solche und zwar sehr bedeutsamer Natur 


1) Kahl, en des Kirchenrechts und der Kirchenpolitik. 
Freiburg 1894, S. 236. 

2) Schwarzlose, Das landesherrliche Kirchenregiment und die Bedeutung 
seines Fortfalles für die Verfassung der evangelischen Landeskirche Preußens. 
Frankfurt a. M. 1919, S. 5. 

3) Schwarzlose, Grundzüge des deutsch-evangelischen Kirchenrechts 
und des orthodox morgenländischen K. R. Bonn 1924, S. 74 ff. 
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von außen heran durch den Versailler Vertrag. Wie derselbe die 
katholische Kirche berührt, so auch, wenn auch nicht im gleichen 
Maße, die evangelische Kirche. Die katholische Kirche hat 
durch den Versailler Vertrag die schwersten Einbußen erlitten: 
Elsaß und Lothringen, Eupen und Malmedy, Schlesien und 
Posen waren zum größten Teile katholische Landstriche. Die 
neuen Regierungen suchten alsbald mit dem apostolischen Stuhle 
zu einer Regelung. der kirchlichen Verhältnisse dieser früher 
deutschen Landesteile zu kommen und sie aus dem deutschen 
Diözesanverband zu lösen. In Westpreußen, Danzig und im 
Memelgebiet waren die Verhältnisse ähnlich für die evangelische 
© Kirche. Hier lag das Interesse zu einer kirchlichen Neuordnung 
weniger bei den neuen Empfangsländern als vielmehr bei dem 
seitherigen evangelischen Kirchenverband. Bei den angezogenen 
Verhältnissen kommt insbesondere inbetracht »die evangelische . 
Kirche der altpreufischen Union«. Die Länder im Osten, welche 
durch die Angliederung deutscher Landesteile ihneri seither fremde 
kirchliche Organisationen empfingen, hätten an und für sich ein 
Interesse daran gehabt, wenn diese neuen Landesteile, soweit sie 
sich nicht dem Kirchenwesen im Angliederungsstaate assimilieren 
konnten, sich zu eigenen selbstándigen Landeskirchen organisiert 
. hätten. Sollte jedoch das seitherige kirchliche Leben in diesen 
Teilen nicht unterbunden werden, so lag es im Interesse der 
abgetretenen Teile wie in dem ihres seitherigen kirchlichen Ver- 
bandes und dessen Kirchenregiments, daf die seitherige Verbindung 
aufrecht erhalten blieb. Da die Abtretung der Landesteile nur 
staatsrechtliche Sphären unmittelbar berührte, so ist an und für sich 
der seitherige kirchliche Verband nicht davon betroffen worden. 

Bezüglich der katholischen Verhältnisse war die Rechtslage 
eine klarere, insofern als die katholische Organisation in den 
Diözesanverbänden eine klarere und staatlich freiere war als die 
der evangelischen mit ihrem landesherrlichen Kirchenregiment 
und ihrer staatlich - kirchlichen Verwaltung. Hier hätten die 
Regierungen der Empfangsländer geltend machen können, daß 
durch Rechtsnachfolge wie durch die evangelischerseits anerkannte 
staatliche Kirchenhoheit mit dem Übergang der neuen Landes- 
teile in die neue Staatsgewalt auch das Kirchenregiment auf diese 
übergegangen sei. Für das Fortbestehen der seitherigen Sonder- 
richtung im kirchlich organisierten Protestantismus mit seinem 
nationalen Einschlag wäre damit natürlich die allergrößte Gefahr 
entstanden. Sollte diese Sonderrichtung gewahrt und lebensfähig. 


r 
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in den abgetretenen Gebieten weiterbestehen, so mußte mit der 
entsprechenden kirchlichen Organisation des Mutterlandes die 
Verbindung aufrecht erhalten bleiben. Die abgetretenen Landes- 
teile mußten in ihrem evangelischen kirchlichen Leben eine 
Selbständigkeit erhalten, die sie davor bewahrte, ein Vorspann 
der jeweiligen Staatsräson des Empfangslandes zu werden. 


An der Erhaltung der seitherigen Beziehungen und dem 
Weiterbestehen ihres Kirchenregimentes war insbesondere inte- 
.fessiert »die evangelische Kirche der altpreußischen Union«, da 
ihr seitheriger Bestand durch die Veränderungen in Danzig und 
dem Memelgebiet in erster Linie berührt wurde. Sie suchte 
ihren Einfluß auf die abgetretenen Gebiete aufrecht zu erhalten. 
Das Mittel mit dem sie denselben sicher zu stellen wie die Rechte 
ihrer evangelischen Mitglieder im neuen Staatsverbande zu ver- 
ankern suchte, erblickte sie im Vertrage. Sie griff damit zur 
Methode des Apostolischen Stuhles in seinen Konkordaten. Dieses 
werden wir erkennen, wenn wir den ersten mit einer fremden 
Regierung abgeschlossenen Vertrag der evangelischen, Kirche der 
altpreußischen Union näher betrachten und nachher das Grund- 
sützliche herausschälen und es mit Form und Materie der 
Konkordate vergleichen. 

Am 31. Juli 1925 schloß »die evangelische Kirche der alt- 
preußischen Union«, vertreten durch den Evangelischen Ober- 
kirchenrat in Berlin als Spitzenbehörde, einerseits mit der litauischen 
Regierung zusammen mit dem Direktorium des Memelgebietes 
andererseits zugunsten der deutsch-evangelischen Gemeinden im 
abgetretenen Memelgebiet ein vertragliches Abkommen in 9 Artikeln 
über die Organisation und Stellung der evangelischen Kirche im 
Memelgebiet. 

Gehen wir zuerst auf: die Form dieses Vertrages ein. Sie 
entspricht, wie wir das aus der Präambel entnehmen können, 
genau den wvölker-rechtlichen Gewohnheiten, wie sie auch bei 
den Konkordaten gebraucht werden Die Präambel lautet: 


»Der Evangelische Oberkirchenrat in Berlin einerseits, die 
Regierung der Litauischen Republik und das Direktorium des 
Memelgebietes andererseits, von dem einmütigen Wunsche geleitet, 
die Verhältnisse der Evangelischen Kirche im Memelgebiet zum 
Segen der Bevólkerung zu regeln, haben für diesen Zweck zu 
ihren Bevollmächtigten ernannt, der Ev. Oberkirchenrat . . . die 
Litauische Regierung ... das Direktorium des Memelgebietes . . . 
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Die Bevollmächtigten haben nach Vorlegung ihrer in guter 
und gehöriger Form befundenen Vollmachten die folgenden 
Bestimmungen vereinbart: 

Abkommen betreffend die Evangelische Kirche des Memel- 
gebiets. Zur Anpassung der evangelisch-kirchlichen Verhältnisse 
im Memelgebiet an die durch das Ausscheiden des Gebiets aus 
dem deutschen Reich und seine Eingliederung als autonome 
Einheit in den Litauischen Staat geschaffene Rechts- und Sach- . 
lage wird zwischen dem Evangelischen Oberkirchenrat in Berlin. 
— für die Evangelische Kirche der altpreußischen Union — 
einerseits und dem Direktorium des Memelgebiets — für das 
Memelgebiet — andererseits, nachdem der Gouverneur des 
Memelgebiets die Verkündigung des anliegenden Staatsgesetzes 
innerhalb eines Monats zugesagt und der evangelische Landes- 
kirchenausschuß dem evangelisch. Oberkirchenrat die erforderliche 
Ermächtigung erteilt hat, nachstehendes Abkommen getroffen.« 

Wir ersehen aus dieser Präambel, daß sie in der Form 
genau den Verträgen entspricht, wie sie von einer souveränen 
Macht zur andern geschlossen werden, mit dem einen Unterschied, 
daß der Inhalt nicht politischer oder wirtschaftlicher, sondern 
kirchlicher Natur ist. Die evangelische Kirche der altpreußischen 
Union vertreten durch den evangelischen Oberkirchenrat betrachtet 
sich hier unstreitig als Reaitssubjekt, denn sonst könnte sie 
vertraglich sich nicht binden. Die Praxis ist hier stillschweigend 
über einen seinerzeit!) so oft gemachten Einwand als ungerecht- 
fertigt hinweggegangen. 

Gehen wir jetzt näher auf den /nhalt ein. Das Abkommen 
besteht aus 9 Artikeln mit zwei bedeutungsvollen Anlagen 2). In 
Kürze ist folgendes ihr Gehalt. | 

1. Die staatliche Kirchenhoheit Litauens über die im Memel- 
gebiet gelegenen evangelischen Kirchengemeinden wird nach 
Maßgabe des Staatsgesetzes vom 17. September 1925 betreffend 
die Verfassung der evangelischen Kirche des Memelgebietes an- 
erkannt. Nach diesem Gesetze (Anlage 2) sind kirchliche Gesetze, 
welche innerhalb des Memelgebietes in Wirksamkeit treten sollen, 
zuvor dem Staatsgouverneur und dem Direktorium des Memel- 
gebietes vorzulegen, welche ein Einspruchsrecht haben. Dieses 
läßt das eigentliche religiöse Gebiet frei und beschränkt sich auf 


1) Vgl. oben S. 34. 
2) Text ist abgedruckt in »Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Berlin 1925, S. 115 ff. 
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drei Fálle: 1. Widerspruch mit einem Staatsgesetz, 2. erforderliche 
` staatliche Mitwirkung zur Durchführung des betreffenden Kirchen- 
gesetzes und 3. gewisse Bedingungen in der kirchlichen Vermógens- 
verwaltung ohne genügende Vertretung der Steuerpflichtigen. 
Erhebt die Kirche Widerspruch gegen den staatlichen Einspruch, 
so entscheidet auf kirchlichen. Antrag das Verwaltungsgericht des 
Memelgebietes. Bei anderen kirchlichen Maßnahmen hat sich 
die Regierung eine unmittelbare Genehmigung durch das Direk- 
torium des M. G. vorbehalten, wie bei Neubildung und Ver- 
änderungen von Kirchengemeinden und -verbánden. Es interessiert 
hierbei, daß mit der erfolgten staatlichen Genehmigung die Verbände 
staatlicherseits die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechtes erlangen. Weiterer Genehmigung bedürfen eine Reihe 
von Rechtsgeschäften in der kirchlichen Vermögensverwaltung. 
Hier scheinen uns die Rechte des Staates am weitesten zu gehen, 
um zu verhüten, daß unter religiöser Flagge eine deutsche 
Propaganda mit politischen Zielen gegen den litauischen Staat 
getrieben werden kann (z.B. $5, 4,5: nicht stiftungsgemäße. 
Verwendung von kircblichem Vermögen). Andererseits leiht der 
Staat bis zu einem gewissen Grade der Kirche das brachium 
saeculare beim förmlichen Disziplinarverfahren, jedoch nicht gegen 
Verleizung der Lehrverpflichtung. 

2. Dieser Artikel entspricht Art. 137 Abs. 3 unserer deutschen 
Reichsverfassung und anerkennt für die evangelische Kirche freie 
Selbstverwaltung. 

3. Die evangelischen Kirchengemeinden des M. G. werden 
zu einem rechtsfähigen Synodalverband mit Rücksichtnahme auf 
die neuen politischen Grenzen zusammengeschlossen sowie seine 
eigene Organisation und Funktion näher geregelt, was Anlage B: 
.»Kirchenordnung der evangelischen Kirche des M. G.« im einzeln 
ausführt. 

4. Vor der Berufung des Vorsitzenden der kirchlichen Ver- 
waltungsbehörde des M. G. ist das Direktorium davon in Kenntnis 
zu setzen, damit etwaige Bedenken staatspolitischer Natur dagegen 
geltend gemacht werden kónnen. 

5. Dieses ist ein besonders wichtiger Artikel; er regelt den 
Sprachgebrauch in den gemischten Gebieten. Er bestimmt grund- 
sätzlich die beiden Sprachen, die litauische wie die deutsche als 
kirchliche Amtssprache im M. G. Vorbedingung der Anstellung 
der Geistlichen ist die Beherrschung der Sprache der Mehrheit 
ihrer Gemeindemitglieder ; innerhalb zwei Jahre nach ihrer 
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Anstellung müssen sie sich aber auch die Kenntnis der anderen 
Amtssprache angeeignet haben, sodaß sie beide Sprachen be- 
herrschen. 

6. Da das M. G. vorerst Geistliche und Kirchenbeamte 
eigener Staatsangehórigkeit nicht nach dem vorhandenen Bedürinis 
wird haben und ausbilden können, so dürfen bis zum 1. Januar 
1932 soweit notwendig auch solche fremder Staatsangehórigkeit 
angestellt werden, nach diesem Termin nur mit staatlicher Er- 
laubnis. | 

7. Die Versorgungskassen für die Geistlichen, Kirchenbeamte, 
sowie deren Witwen und Hinterbliebenen bleiben in der Form 
des seitherigen Verbandes bestehen, so lange nicht die Synode 
des M. G. ein Ausscheiden der Gesamtheit beschließt. Das M. G. 
erkennt die Erfüllung der Leistungen und Pflichten an, die sich 
aus seiner Rechtsnachfolge des preufischen Staates ergeben. 

8. Die im M. G. aufkommenden kirchlichen Umlagen werden 
ausschließlich im M. G. verwaltet und verwendet; jedoch besteht 
eine Beitragspflicht zu den Kosten der Generalsynode (der Ge- 
samtkirche der altpreufischen Union) und den oben erwähnten 
Versorgungskassen. 


9. Dieses Abkommen und die in Art. 1 und 3 erwähnten 
Anlagen sind mit dem /. Oktober 1925 in Kraft getreten. 


Wenn wir den materiellen Inhalt dieses Abkommens nach 
seiner kirchenpolitischen Bedeutung ins Auge fassen, so scheint 
uns ein doppelles gewahrt zu sein: einmal ist vonseiten des 
Staates weitgehend über seine »Kirdienhoheit« gewacht, damit 
nicht unter dem Titel des religiósen Bekenntnisses, das auferhalb 
der Staatsgrenzen sein Zentrum hat, politische Propaganda gegen 
den Staat gemacht wird, darum Einspruchsrecht bei politischer 
Anrüchigkeit gegen die Person, die zum Vorsitzenden der kirch- 
lichen obersten Verwaltungsbehórde ernannt werden soll, darum 
Genehmigung bei Vermógensverwaltung, wenn es sich um Mittel 
für außerkirchliche Zwecke handelt. Andererseits ist aber in der 
Regelung des Sprachgebrauchs der Billigkeit weitgehend Rechnung 
getragen, so daß der Art. 5 geradezu als vorbildlich für die 
Regelung der Seelsorge nationaler Minderheiten angesprochen 
werden kann. Eine ähnliche Regelung für die deutschen Katho- 
liken in Polen würde viele Klagen verstummen lassen. 


Für die evangelische Kirche ist dieses Abkommen geradezu 
von grundsätzlicher Bedeutung, denn es ist anzunehmen, daß 
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ihm noch andere folgen werden. Ob Polen zu einem áhnlichen 
Abkommen sich bereit finden läßt für die neuerworbenen Gebiete, 
die seither zur altpreußischen Union gehört haben, wird fraglich 
sein. Jedenfalls wird aber dem Evangelischen Oberkirchenrat 
das Memelabkommen bei der Führung von Unterhandlungen ein 
Instrument von nicht zu unterschätzender Bedeutung sein, da es 
die Formel für künftige Verträge wird abgeben können und müssen. 

Wenn wir nun die materielle Seite des Memelabkommens 
weiter prüfen und sie mit dem Inhalt der Konkordate der katho- 
lischen Kirche vergleichen, so werden wir hierin eine Parallele 
finden, ob bewußt oder unbewußt, lassen wir dahingestellt. Wie 
in den neueren Konkordaten so ist auch in dem Memelvertrag 
nicht nur der eine oder andere Punkt, wie z. B. Anstellung der 
Geistlichen und Handhabung des Sprachgebrauchs geregelt, sondern 
vor allem ist der gesamte kirchliche Organismus auf eine von 
Staats- und Kirchenseite festumschriebene anerkannte Rechtslage 
gestellt. Nachdem diese Grundlage geschaffen ist, werden dann 
einzelne Punkte, die sich gerade aus den Besonderheiten der 
kirchlichen Bedürfnisse der von der seitherigen Landes- und 
Mutterkirche durch anderweitige Staatsangehórigkeit abgeschnürten 
kirchlichen Minderheit ergeben haben, geregelt. 

Eine gerade in die Augen springende Parallele zwischen 
Konkordat und Memelabkommen findet sich im Absatz 4 über 
die Bestellung des Vorsitzenden der obersten kirchlichen Ver- 
waltungsbehórde und der Regelung der Bischofswahlen in den 
Konkordaten. Beim: Memelabkommen heißt es: daß vor der 
Berufung des höchsten kirchlichen Geistlichen sich mit dem 
Direktorium »ins Benehmen zu setzen ist, um sich zu vergewissern, 
ob gegen die in Aussicht genommene Persönlichkeit unter dem 
Gesichtspunkte der staatlichen‘ Sicherheit Bedenken obwalten ;« 
im bayerischen Konkordat vom 29. März 1924 wird in Art. 14 § 1 
bestimmt: »In der Ernennung der Erzbischöfe und Bischöfe hat 
der Hl. Stuhl volle Freiheit . . . . Vor der Publikation der 
Bulle wird dieser in offizióser Weise mit der Bayerischen Regierung 
in Verbindung treten, um sich zu versichern, daß gegen den 
Kandidaten Erinnerungen politischer Natur nicht obwalten.« 

Fassen wir das grundlegend Bedeutsame aus dem Memel- 
vertrag heraus, so ergibt sich: ein autonomes Kirchenregiment 
schließt mit einer Regierung, unter deren Territorialhoheit sie 
nicht steht, einen kirchenpolitischen Vertrag zugunsten einer 
ihrem Kirchenregiment unterstehenden kirchlichen Teilorganisation, 
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die unter der Territorialhoheit jener Regierung steht, unter Ein- 
haltung aller bei internationalen Verträgen üblichen Förmlichkeiten 
über die grundsätzliche kirchenrechtliche Stellung wie Aus- 
gestaltung einzelner konkreter Punkte. 

Grundsätzlich geschieht bei den Konkordaten dasselbe mit 
der Besonderheit, daß das Rechtssubjekt der universalen katho- 
lischen Kirche gegenüber einer evangelischen Landeskirche von 
weit überragender Bedeutung ist, und ihr Repräsentant, des Papst, 
unter keiner Territorialhoheit steht. 

Noch bei den Verträgen der bayerischen Regierung mit den 
beiden evangelischen Kirchen innerhalb der Grenzen Bayerns!) 
— worauf ein gewisses Gewicht zu legen ist — hat es in 
evangelischen Kreisen nicht an schárfster Ablehnung gefehlt?), 
und gegen das katholische Konkordat ist stärkster Sturm gelaufen 
worden). Kundige glaubten allerdings im Ablehnen der bayerischen 
Staatsverträge mit den beiden evangelischen Kirchen in gewissen 
Kreisen nur die Animosität gegen das katholische Konkordat zu 
finden. Weil man unter allen Umständen in jenen Kreisen kein 
Konkordat wollte, so mußte man auch konsequenter Weise die 
evangelischen Kirchenverträge ablehnen, um dann erst recht ein 
Reichskonkordat ablehnen zu können. Diese Vorgänge haben ihre 
Wellen über ganz Deutschland geschlagen. Fast stillschweigend 
haben sich dagegen die Verhandlungen der »evangelischen Kirche 
der altpreußischen Union« mit Litauen abgespielt. 

Bei unseren ‘grundlegenden Betrachtungen haben wir uns 
nun weiter zu fragen, warum greift eine evangelische Kirche 
zu einem Instrument, das durchgängig seither vom deutschen 
Protestantismus in seiner Mehrheit abgelehnt oder doch für nicht 
wünschenswert gehalten wurde? Die Antwort darauf ist, da. die 
konkreten Verháltnisse und Bedürínisse das Kirchenregiment in 
dem Augenblicke ein anderes gelehrt haben, als es nicht mehr 
in eine Landesgrenze eingezwängt wurde, sondern darüber hinaus- 
ragte. Wenn schon bei einer so kleinen Kirche, wie es doch 
die der altpreußischen Union ist, das Bedürfnis nach rechtlicher 
kirchenpolitischer Bindung zutage getreten ist, wie muß dieses 
in verstärktem Maße bei der universalen katholischen Kirche 
auftreten. Bedenken, die wegen der nationalen Bindung dieser 

1) Für den Text vgl. Giese, Staat und Kirche im neuen Deutschland in 
Jahrbuch des óftentl. Rechts Bd. XIII 1925, S. 346 ff. 

2) ne Kritische Randglossen zum Bayerischen Konkordat. Regensburg, 


1926, S. 1 
3) TM 
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Landeskirche für das außerdeutsche Staatswesen aufgetreten sind 
und wogegen es Sicherungen verlangt hat, fallen bei der über- 
nationalen katholischen Kirche fort. Sie kommt nicht in den 
Verdacht, durch ein Konkordat nationalen Aspirationen dienen 
zu wollen. - 

Bei der doktriniren Behandlung der Konkordate ist immer 
auf die keiner Beschränkung unterworfene Staatssouverdnetat 
hingewiesen worden. Dieses veranlaßt uns auf eine Parallele 
hinzuweisen, die im Wandel der doktrinellen Behandlung der 
Souveränetät stattgefunden hat und die jetzt auch bei dem 
kirchlichen Vertrags- und Konkordatsgedanken zutage tritt. 

Vor 1870 haben die deutschen Staatsrechtslehrer die Sou- 
veränetät als eine notwendige, nicht entbehrliche und nicht auf- 
gebbare Eigenschaft des Staates bezeichnet. Kein Staat ohne 
Souveränetät war die kurze Formel. Als Deutschland 1871 ein 
Bundesstaat geworden war und die Einzelstaaten (»die Bundes- 
staaten«) auch noch Staaten sein wollten und waren und der 
über ihnen stehende Bund aber sicher auch ein Staat sein wollte 
und erst recht war, so wurde jetzt von den meisten Staatsrechts- 
lehrern !) die Souveränetät als eine nicht absolut notwendige 
Eigenschaft des Staates bezeichnet. Bei Kelsen (das Problem 
der Souveränetät und die Theorie des Völkerrechts) ist dieser 
Wandel näher beschrieben und gezeigt, wie politische Not- 
wendigkeiten der Wissenschaft die Richtlinien gegeben haben. 

So finden wir auch auf einmal bei der Evangelischen Kirche, 
daß kirchenpolitische Notwendigkeiten sie einen Weg beschreiten 
lassen, den seither viele ihrer Anhänger bei der katholischen 
Kirche bekämpft oder doch nicht befürwortet haben. Rechtliche 
Notwendigkeiten haben in der kirchenpolitischen Mentalität der 
evangelischen Kirche einen bedeutsamen Wandel geschaffen. 
Wie so oft in der Rechts- und Staatengeschichte hat Zweckwandel 
auch wandelnd und tiefer forschend auf die juristische Erkenntnis 
eingewirkt. | | 

Bei den katholischen Konkordaten wurde von ihren Gegnern 
das Autoritätsverhältnis zu einem nicht nationalen obersten 
Kirchenregiment gerne als staatsgefährlich hingestellt. Dieses 
außerstaatliche Autoritätsverhältnis finden wir aber auch beim 
evangelischen Kirchenvertrag mit Litauen und gerade hier vom 


1) Booß, Über die Schranken der Staatsgewalt nach Papst Leo XIII. 
Frkf. - Dissertation 1926, S. 84 ff. — Vgl. auch Anschütz, Deutsches Staatsrecht 
in Enzyklopädie der Rechtswissenschaft. 1914, Bd. 4, S. 21 ff. 
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Kirchenregiment erstrebt. Es würde sich verwahren, würde man 
das von ihm beanspruchte Autoritätsverhältnis als staatsgefährlich 
oder staatsbeeinträchtigend bezeichnen. Man wird folgerichtiger- 
weise als einen ähnlichen Vorgang diesen Vorwurf auch nicht 
mehr bei den katholischen Konkordaten erheben dürfen, er ist 
durch praktische Notwendigkeiten überholt und antiquiert. 


Von katholischer Seite ist gegen den litauischen evangelischen 
Kirchenvertrag nicht Sturm gelaufen worden, wie es etwa gegen 
das bayerische Konkordat von nichtkatholischer Seite geschehen 
ist, er wurde in der Presse kaum erörtert und, wo es geschehen 
ist, mit einer gewissen Sympathie aufgenommen’). Da die neuen 
staatsrechtlichen Wandlungen in Deutschland die evangelischen 
Kirchen vor neue bedeutsame Aufgaben eigener Organisation 
gestellt haben, welche der Verträge unter sich wie mit Regierungen 
nicht entbehren können, so wäre zu wünschen, daß nun auch 
gegen die Konkordate, denn diesen Sondernamen werden auch 
fernerhin die Verträge der katholischen Kirche mit den Staaten 
behalten °), eine loyalere Einstellung sich kundtut. 


3. Die Inkorporation und ihre geschichtlichen Grundlagen. 
Von Professor Dr. Arnold. Pöschl in Graz. 


I. Abhängigkeitsverhältnisse unter Kirchen im allgemeinen. 
$ I. Einleitung. 


Einer der wesentlichsten Grundzüge mittelalterlicher Rechts- 
entwicklung ist die ungeheure Mannigfaltigkeit der Einzel- 
erscheinungen. In weit stärkerem Maße als zu anderen Zeiten 
tritt damals der Formenreichtum und die Vielgestaltigkeit der 
konkreten Rechtsindividuen entgegen. Und nur langsam und 
oft sehr spät erhob sich über ihnen der Gedankenbau abstrakter 
Rechtsbegriffe. Alle wichtigeren Gestaltungen nehmen daher 
vom Einzelfalle ihren Ausgang. Die Rechtsbildung erfolgt »von 
Fall zu Falle. Und das Privileg ist ihr wichtigstes Werkzeug. 


In stärkstem Maße wirken daher bei jeder Regelung eines 
rechtlichen Tatbestandes die besonderen Umstände der einzelnen 


1) Vgl. »Germania« 1926 Nr. 280. 


2) Deshalb haben wir es unterlassen vorstehenden Vertrag das »erste 
evangelische Konkordat« zu nennen, was er tatsächlich wäre, wenn man diese 
Terminologie auch auf evangelische Kirchenverträge anwenden wollte. 
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Lage ein. Die Grundkräfte des menschlichen Gemeinschafts- 
lebens: religiöser Impuls, künstlerischer Geschmack, wirtschaftliches 
Bedürfnis, gesellschaftlicher Drang bestätigen sich stets unmittelbar. 


Der /nhalt des Rechts beherrscht durchaus die Form und nicht 
umgekehrt. Das Leben gestaltet die Normen und zeigt sich 


ihnen gegenüber als der stärkere Teil. Es ist nur zum geringsten 


Teile in Formen erstarrt. 


Daraus erklärt es sich, daß nominell gleiche Rechtsverhältnisse 
durch die Mannigfaltigkeit ihrer Ausprägungen in den einzelnen 
Fällen die größten Verschiedenheiten aufweisen und daß umgekehrt 
aber auch wieder Gebilde, die auf ganz verschiedenen Grundlagen 
erwachsen waren, im Leben die größte Annäherung erfahren, ja 
ineinander einmiinden konnten. 


Man denke da nur etwa an die folgenschweren Erscheinungen 
bei der Umformung der ganzen Gesellschaftsordnung hauptsäch- 
lich vom 9. bis zum 11. Jahrhundert! Nicht die alien Formen 
für die Standesverhältnisse, die Begriffe »frei« und »unfrei«, 
blieben dafür bestimmend, sondern ihr wechselnder Inhalt im 
Einzelfalle, Beschäftigung und Wirtschaftslage der Einzelnen — 
gleichgültig ob »frei« oder »unfreic — wurden schließlich maß- 
gebend. Und wie verschieden konnte die tatsächliche Lage des 
Einzelnen bei gleichem Stande, wie ähnlich aber die von Ange- 
hörigen verschiedener Stände werden! Der freie Bauer trat an 
Lebenshaltung weit hinter dem rittermäßigen Unfreien zurück. 
Und dies führt schließlich zu ganz neuen Formen, zur Neu- 
gliederung der Stände. Und ähnliches ist auf allen Gebieten zu 
beobachten. | | 

In besonders auffälliger Weise zeigt sich nun das Gesagte 
auch in dem Bereiche der kirchlichen Einrichtungen, die ja im 
Mittelalter mit der allgemeinen staatlichen, gesellschaftlichen und . 
wirtschaftlichen Ordnung in innigster Weise verbunden und zu 
einem einheitlichen Organismus zusammengewachsen waren. 
Auch in der Kirche erfuhren der Form nach ursprünglich gleiche 
oder ähnliche Rechtsgebilde oft die stärksten Verschiedenheiten 
in der tatsächlichen Ausprägung des Lebens, und umgekehrt haben 
wieder die in einem gewissen Rythmus wiederkehrenden Bediiri- 
nisse des Lebens von ganz verschiedenen Grundlagen aus immer 
wieder, oft mehrfach hintereinander, ähnliche Gebilde gezeitigt, 
soweit deren tatsächliche Wirksamkeit in Frage kommt. Und 
von gleicher Rechtsgrundlage ausgehend, ist die tatsächliche 
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Entwicklung dann oft wieder in die verschiedensten Richtungen 
auseinandergelaufen. 

Für die wissenschaftliche Betrachtung mittelalterlicher Rechts- 
einrichtungen genügt es daher nicht, die hiefür allenfalls — wenn 
überhaupt — bestehenden abstrakten Formeln ins Auge zu fassen, 
wie sie in kirchlichen oder auch in weltlichen Gesetzen nieder-. 
gelegt sind. Daraus könnte man nur höchst ungenau und lücken- 
haft den Verlauf der tatsächlichen Entwicklung erkennen. Es 
ist vielmehr durchaus nötig, in weitestem Umfange die einzelnen 
Erscheinungen des Rechtslebens in die Betrachtung einzubeziehen. 
Der Gegensatz zwischen Regel und Ausnahme, zwischen Norm 
und Leben ist damals stärker denn je. 

In ganz besonderem Maße gilt dies von den wirtschaftlichen 
Einrichtungen oder den mit dem Wirtschaftsleben doch in naher 
Verbindung stehenden Rechtsgestaltungen. Sie sind von dem 
wechselvollen Leben am stärksten abhängig und daher steten 
Veränderungen unterworfen. Sie wechseln daher bei oft gleich- 
bleibender Form in weitgehender Art ihren Inhalt. Dies namentlich 
dann, wenn man die Entwicklung großer Zeiträume überblickt. 
Und diese zeitliche Ausdehnung ist gerade bei den kirchlichen 
Einrichtungen in stärkstem Maße vorhanden und von Einfluß. 
Diese wechseln in langen Zeiten oft mehrfach ihre Bedeutung 
und Funktion, dieselbe Form hat zu verschiedenen Zeiten einen 
ganz verschiedenen Inhalt und Sinn, und verschiedene Formen 
wieder streben durch Angleichung ihrer Inhalte dem gleichen, 
oft fernen, Ziele zu. 

Dieser ständige Wechsel, der sogar vielfach zu Rückbildungen 
führt, wird noch dadurch verstärkt, daß die einzelnen Gestaltungen 
schon an sich verschiedene Seiten ihres Wesens ` darbieten. Im 
Laufe langer Zeitráume tritt nun bald die eine, bald die andere 
Seite stärker hervor — je nach den allgemeinen Zeitstrómungen. 
So wird in den mehr auf das Materielle gerichteten Zeiten wirt- 
schaftlicher Not auch bei den kirchlichen Einrichtungen, den 
geistlichen Anstalten und Ämtern, mehr deren kórperliches Substrat, 
ihre Sachgüter als solche, auf ihr Schicksal im ganzen bestimmend 
einwirken, während ihre Verhältnisse zu anderer Zeit wieder mehr 
in Ansehung ihrer ideellen Seite, ihrer geistlichen Aufgaben und 
Ziele, geordnet erscheinen. Doch niemals ist die eine oder die 
andere Seite ausschließlich durchgedrungen. 
| Das frühere Mittelalter mit seinen naturalwirtschaftlichen 
Einrichtungen, mit seiner konkreten, naiv-sinnlichen Anschauungs- 
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weise, legte auf das äußere Beiwerk des Kirchenwesens häufig 
genug viel zu entscheidendes Gewicht. War doch auch im Staate 
die gleiche Auffassung weit verbreitet, und hat man doch auch 
dort die Verfassungselemente, z. B. eine Grafschaft, nicht so sehr 
als Bestandteile óffentlicher Gewalt als vielmehr als Tráger be- 
stimmter Güter, als Mittelpunkte von Wirtschaftseinheiten betrachtet 
und in den Formen privaten Rechtsverkehres darüber verfügt 
(Kauf, Tausch, Schenkung, Leihe usw.) Das gleiche gilt nun © 
von den kirchlichen Einrichtungen, die in erheblichen Maße zu 
Mittelpunkten von Fronhofswirtschaften, ja zu agrarischen Muster- 
betrieben geworden waren. Aber auch da zeigen sich die größten 
Verschiedenheiten im Einzelnen. 

Selbst dann nämlich, wenn man eine Betrachtung etwa 
auf die wirtschaftliche Seite der kirchlichen Einrichtungen be- 
schránkt — was schon an sich viel zu einseitig ist — ergeben 
sich innerhalb dieses Teilgebietes noch die stárksten Wandlungen 
zu verschiedenen Zeiten. Die alten kirchlichen und klósterlichen 
Wirtschaften waren reine Konsumwirtschaften. Das strengste 
Bedarfdeckungsprinzip herrschte in ihnen vor. In verhältnismäßig - 
kurzer Zeit ändert sich (oft mehrmals) die Sachlage indes voll- 
kommen. Aus Konsumptivwirtschaften werden Produktivbetriebe 
größten Stiles, die im Rahmen der allgemeinen Volkswirtschaft 
ihrer Zeit eine ganz andere Stellung einnahmen als jene. Not- 
wendigerweise wird davon das rechtliche Schicksal der geistlichen 
Anstalten entscheidend beeinflußt. Und nicht ein Wechsel der 
kirchlichen Anschauungen und Einrichtungen an sich, sondern 
ein Wechsel des diesen zugrundeliegenden Wirtschaftslebens selbst 
liegt hier vor. 

Wenn beispielsweise die Stellung der Kirche zu Kapitalzins 
und Kreditgeschäften -heute eine ganz andere ist als im Ma. 
und auch innerhalb des letzteren wieder Verschiedenheiten auf- 
treten, so ist dies keineswegs als mangelnde Folgerichtigkeit der 
kirchlichen Einrichtungen, als Wandel der. kirchlichen Grund- 
anschauungen zu deuten, sondern vielmehr aus der ganz ver- 
änderten Bedeutung dieser Wirtschaftsgrößen selbst zu erklären. 
Ein in Geld veranlagter Konsumptivkredit des Ma. war etwas 
ganz anderes als ein zu produktiven Zwecken dargeliehenes Geld- 
kapital in der Gegenwart. Der gleiche Gesichtspunkt gilt aber 
überall, auch inbezug auf alle anderen Einrichtungen, insbesondere 
auf solche mit stark wirtschaftlichem Einschlag, vor allem inbezug 
auf das reichgegliederte kirchliche Ämterwesen. 
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Es gibt nun aber wieder kaum ein Gebiet in diesem Bereiche 
der Kirchenverfassung, wo sich alles Gesagte stärker äußerte als 
die Ausgestaltung der verschiedenen Abhängigkeitsverhältnisse 
der geistlichen Anstalten und der dort eingerichteten Ämter 
untereinander. In den mannigfaltigsten Formen, von den ver- 
schiedensten Grundlagen aus aufgebaut, erscheinen im Laufe der 
Zeit die gegenseitigen Beziehungen der kirchlichen Anstalten 
und Ämter zueinander geordnet. Bald wirken darauf öffentlich- 
rechtliche Gesichtspunkte und Interessen der Kirche stärker, ja 
fast ausschließlich ein, bald aber treten diese wieder hinter mehr 
privatrechtlich, speziell vermögensrechtlich eingestellten. Gedanken 
zurück und werden von wirtschaftlicher Seite aus in erster Linie, 
ja in manchen Zeiten fast allein beherrscht. Bald kommt daher 
ein geistliches Institut dabei als Mittelpunkt kirchlicher Aufgaben, 
bald aber wieder mehr als Träger von Vermögenswerten in 
Betracht. In letzterer Hinsicht erscheint es aber wieder einmal 
als Gebrauchsgut, ein andermal wieder als werbender Vermögens- 
teil. Und die jeweilige Gesamtlage der Zeit bringt da die 
buntesten Mischungen hervor. 


So kommt es, daß auch bei diesen gegenseitigen Abhängig- 
keitsverhältnissen unter Kirchenanstalten einerseits von gleicher 
Grundlage ausgehend, die Entwicklung den verschiedensten 
Verlauf nimmt, während andererseits von ganz verschiedenen 
Grundlagen aus, zu ganz verschiedenen Zeiten doch wieder das 
Durchdringen ganz ähnlicher Gedanken, die Ausbildung ganz 
ähnlicher Erscheinungen — wenigstens dem tatsächlichen Erfolge 
nach — zu beobachten ist. Das gleiche Bedürfnis hat von ver- 
schiedener Wurzel aus. eben immer wieder ähnliche Gebilde 
gezeitigt. Die Entwicklung kehrt da oft, sogar mehrfach, zu 
älteren Zuständen zurück. 


Die seit dem 13. Jh. aufkommenden sog. /nkorporationen 
kirchlicher Anstalten und Ämter‘), die — wie die folgende Dar- 


—— 


1) Für Gütereinverleibungen ist der Ausdruck incorporare, incorporatio 
schon dem römischen Rechte bekannt; vgl. die betreffenden Stellen in sämtlichen 
Glossarien (auch schon den älteren) zu den römischen Quellen s. h. v. — Für 
die Finverleibung kirchlicher Aemter und Anstalten in andere derartige Institute 
begegnet das Wort nicht vor dem 13. Jh. Angeblich ältere Stellen in den 
Quellen sind teils gefälscht, teils re So z.B. das Diplom Konrads Il. 
v. J. 1028 Nr. 126 Mon. Germ. Dipl. IV, S. 171 f. (vgl. die dortigen Bemerkungen). 
Oder die betreffenden Quellen sind chronologisch falsch eingereiht, gehören 
erst späterer Zeit an, wie z. B. Beyer, Mittelrhein UB. I, S. 232 f. Nr. 168, zum 
Jahre 927 eingestellt, und ähnliche Stücke. Oder endlich das Wort ist (wie 
andere) untechnisch verwendet. 


\ 


\ 


Die Inkorporation und ihre geschichtlichen Grundlagen. 49 


stellung auf Grund der Quellen zu erweisen sucht — auf besondere, 
den allgemeinen Verhältnissen eben dieser Zeit angehörende, fast 
noch unbekannte Grundlagen zurückzuführen sind, haben doch 
ihrem Zatsächlichen Ergebnisse nach schon mannigfache ältere, 
teilweise sogar sehr frühe Vorläufer, ohne deren Kenntnis die 
tiefer liegenden Strömungen der ganzen, auch der späteren Ent- 
wicklung nicht zu erkennen sind. Und diese Gestaltungen vor 
dem 13. Jh., insbesondere im früheren Ma., stehen dann wieder 
ihrerseits mit mannigfachen anderen Erscheinungen, mit dem 
Gesamtkomplex der Abhängigkeitsverhältnisse kirchlicher Anstalten 
untereinander, in so naher Verbindung, daß sie nur aus diesem 
größeren Zusammenhang heraus richtig gedeutet und eingeordnet 


werden können. Und gerade dabei herrscht bis jetzt, namentlich 


in der neueren Literatur, eine, wie ich glaube, höchst einseitige 
Betrachtungsweise vor. 


Zwar ist es richtig, wie vielfach hervorgehoben wird und 
wie ja längst schon bekannt ist"), daß die späteren Inkorporations- 
verhältnisse mit mancherlei älteren Gebilden, mit der Übergabe 
und Behandlung von Kirchen und anderen geistlichen Instituten 
Gütern gleich gegenüber anderen kirchlichen Stellen, insbesondere 
dem Ergebnisse nach, vielfach auf eine Linie zu stellen sind. 
Allein dabei hat man, viel zu einseitig, diese älteren Gebilde nur 
von dieser wirtschaftlichen Seite aus betrachtet und die Betrach- 
tung außerdem fast nur auf die Gotteshäuser niedrigster Stufe 
eingestellt, während man die zahlreichen sonstigen Beziehungen, 
die dabei von stärkster Einwirkung waren, und gerade die un- 
gleich lehrreicheren und an sich wichtigeren Verhältnisse der 
höheren Kirchenanstalten fast ganz ausgeschieden hat. So gelangte 
man zu dem ganz einseitigen und deshalb unrichtigen Ergebnisse, 
das frühere Ma. habe überhaupt, wenigstens durch längere Zeit, 
nur eine solche Behandlung der Kirchen als Objekte des privaten 
Vermögensrechtsverkehres gekannt. Und doch ist tatsächlich zu 
allen Zeiten, und gerade im früheren Ma. als Rückwirkung gegen eine 
zu starke materialistische Auffassung des Kirchenwesens, auch die 
Gegenströmung, die idealistische Auffassung, gegenüber den kirchl. 
Einrichtungen, und gerade wieder bei Regelung ihrer gegenseitigen 
Beziehungen, in stärkstem Maße zur Geltung gekommen und hat 
die mannigfaltigsten Ergebnisse gezeitigt. Und diese Seite der Sache 
bloßzulegen, ist eine der Vorbedingungen für eine abgerundete An- 
schauungsweise inbezug auf diese ganzen Verhältnisse überhaupt. 


1) Vgl. nur die im nächsten $ 2 angeführten Schriftsteller. 
Archiv für kath. Kirchenrecht. CVII. 4 
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Nur von diesem Standpunkte aus kann die ungeheuere 
Fülle von Einzelerscheinungen auf diesem Gebiete überhaupt 
überblickt und in ein System gebracht werden, .kann jeweils 
Wirkung und Gegenwirkung und ihr Ausgleich beobachtet werden. 
Will man daher Klarheit darüber schaffen, will man das Unterschied- 
liche und auf der anderen Seite doch auch wieder das Gemeinsame 
erfassen, so kann dies nur durch eine Bearbeitung undDurchdringung 
des ganzen Erscheinungskomplexes geschehen. In erheblichemMaße 
ist dabei dem Wandel der Zeiten Rechnung zu tragen. 

Es genügt also zur Erforschung der späteren Inkorporationen 
i. e. S. nicht, diese für sich zu betrachten. Es genügt aber auch 
nicht, dazu etwa bloß die auf den ersten Blick damit als verwandt - 
zu erkennenden älteren Gebilde hinzuzunehmen und nur eine 

Gruppe der Erscheinungen, etwa die von wirtschaftlicher Grund- 
lage aus geformten Abhängigkeitsverhältnisse unter Kirchen, 
herauszugreifen. Die Betrachtung ist vielmehr auf erheblich 
breitere Grundlagen zu stellen. < | 

Es genügt aber ferner. auch nicht, die Entwicklung etwa 
bloß von der Seite der rechtlichen Formen aus erfassen zu wollen. 
Von erheblich größerer Bedeutung als diese ist eben deren tat- 
sächlicher Inhalt, die konkrete Ausfüllung der Form im Einzel- 
falle. Dazu ist die Berücksichtigung einer möglichst großen Zahl 
von Einzelfällen vonnöten. Erst daraus sind die großen Strö- 
mungen zu erkennen, die die ganze Entwicklung durchziehen. 
Mit einer schematischen Betrachtung ist da nichts zu erreichen. 

So ist es für diesen Zusammenhang von besonderer Wichtig- 
keit festzustellen, daß, wie in mancher Hinsicht längst bekannt, 
wenn auch noch nicht entfernt in vollem Umfange klargelegt 
ist, durch Jahrhunderte viele kirchliche Anstalten in einem 
: vermögens-rechtlichen Pertinenzverhältnisse zu anderen geistlichen 
Instituten standen. Und doch, weiche ungeheuere Mannigfaltigkeit, 
welche weitklaffenden Unterschiede ergaben sich dabei innerhalb 
dieser gleichen Form in den tatsächlichen Beziehungen der einzelnen 
Anstalten untereinander! Aus dem bloßen Zugehörigkeitsverhält- 
nisse eines Klosters oder Stiftes zu einem anderen ähnlichen 
Institut ist an sich noch gar nichts zu erkennen. Es konnte sich 
daraus für die erstere Anstalt im Einzelfalle eine sehr vorteilhafte, 
ja nahezu freie Stellung ergeben oder aber durch eine ganze, 
reiche Skala von Übergängen hindurch auch eine sehr drückende 
Abhängigkeit. Alles nähere wurde eben erst im Einzelfalle durch 
besondere Abmachungen und Sonderverfügungen festgelegt und 
dies ist aus der abstrakten Form überhaupt nicht zu ermitteln. 
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Wurden ferner auch Anstalten und Ämter ganz verschiedener 
Art — inbezug auf ihren kirchlichen Rang und ihre Aufgaben — 
doch wieder formell in mancher Hinsicht gleich behandelt, er- 
scheinen z.B. Kirchen von den höchsten bis zu den niedrigsten, 
vom Bistum selbst bis zum unbedeutenden Oratorium herab 
neben Klöstern und Wohltätigkeitsanstalten als Pertinenzen des 
Vermögens anderer Kirchen in einer Reihe nebeneinander genannt !), 
so lehrt doch eine nähere Untersuchung der Einzelfälle die ge- 
waltigsten Unterschiede in der tatsächlichen Ausgestaltung dieser 
Pertinenzverháültnisse. Darauf war der geistliche Rang ebenso 
wie die weltliche Macht. der einzelnen Anstalt doch wieder von 
größtem Einflusse. Ein als Pertinenz einer anderen Kirche er- 
scheinendes großes und reichbegütertes Kloster oder Kollegiatstift 
oder gar ein Bistum war eben praktisch doch wieder eine ganz 
andere Größe als ein formell in gleicher Lage befindliches unter- 
geordnetes Oratorium, ein Gotteshaus niedrigen Ranges. Aber 
auch innerhalb der Institute gleicher hierarchischer Stufe und 
Aufgabe gab es die gróften Verschiedenheiten in der Lage im 
einzelnen. Auch war es durchaus nicht gleichgiltig und wirkte 
sich nach verschiedenen Richtungen erheblich aus, ob ein Gottes- 
haus einem niedrigeren oder höheren herrschenden Institute 
unterstand, wie es auch ein großer Unterschied war, ob es diesem 
oder jenem weltlichen Herren unterstand, z. B. reichsunmittelbar 
war oder nicht. Bloß formell-juristisch, aus dem Pertinenzverhält- 
nisse, ist da also gar nichts zu erkennen. Alles Nähere und 
Wesentliche ist vielmehr erst von Fall zu Fall — und überall 
ganz verschieden — festgelegt. : 

Auch gibt es mehríach übereinandergelagerte Über- und 
Unterordnungsverháltnisse?). Ein Kloster oder Stift mit seinen 
abhängigen Unterklöstern und Kirchen und allenfalls davon noch 


1) Z. B. Ottos III. Besitzbestitigung für das Erzstift Ravenna Nr. 330 
Mon. Germ. Dipl. Il, S. 758 (999): corroboramus omnes illo pertinentes epi- 
scopatus, monasteria, ecclesias etc. Ebenso Heinr. ll. Nr. 290 (1014). Oder 
Heinrichs III. Privileg für Aquileja Nr. 16 Mon. Germ. Dipl. V, S. 22 (1040): 
pur sancte Acquilegiensi ecclesie eiusque rectoribus . . omnes episcopatus 
abbatias plebes monasteria tam monacorum quam etiam puellarum nec non 
sinodochia etc. 

2) Z. B. Ottos II. Privileg für Passau v. 976 Nr. 135 Mon. Germ. Dipl. Il, 
S. 151: predictam sedem . . cum pertinentibus monasteriis, id est cella sancti 
Floriani martiris atque Treisma ad monasterium sancti Ypoliti nec non Crhemisa 
quae est in honore sancti Salvatoris fundata et consecrata, cum reliquis cellulis 
sibi subiectis etc. Vgl. besonders Heinrichs llI. Besitzbestätigung für Asti 
Dipl. V, S. 91ff. Nr. 70 (1041): bestätigt zahlreiche Besitzungen, auch Abteien 
und Kirchen mit weiteren geistlichen Anstalten als Zubehör, z. B. (S. 93) plebem 
sancti Johannis de Villa cum senodochiis titulis et capellis et omnibus pertinen- 
ciis etc. 4% | 
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weiter abhängigen Kapellen u. dgl. wird z. B. an ein Bistum 
oder an eine diesem untergebene Kirche übertragen !). Natürlich 
nehmen damit die zugehörigen Anstalten der unteren Stufen, 
sozusagen das Zubehör des Zubehörs, auch wieder in bezug auf 
die an oberster Stelle stehende Anstalt Pertinenzqualität?) an. 
Mit dieser Feststellung ist aber für die Erkenntnis von der tat- 
sächlichen Lage des im Einzelfalle reichgegliederten Baues wenig 
oder aber gar nichts gewonnen. Auch mit der Aufstellung, daß 
eine Kirche im Eigentum einer anderen gestanden sei — was 
oft nicht einmal richtig ist oder bestenfalls das Entscheidende 
nicht trifft, weil das Eigentum selbst ebenso wie die Vermögens- 
fáhigkeit der (selbst hóheren) Kirchen im rechtlichen Sinne sehr 
unsicher ist — ist man der Lösung noch nicht näher gekommen. 
Vielmehr begegnen die größten Verschiedenheiten in der tatsäch- 
lichen Lage von nudum ius bis zu weitgehender Herrschaft. 
Die rechtliche Konstruktion ist da meist ziemlich belanglos. Die 
damalige Zeit selbst hatte dafür keinen Sinn. Es kam ihr eben 
auf das praktische Ergebnis, das Maß von Leistung und Gegen- 
leistung, von Berechtigungen und Ansprüchen, von Vorteilen und 
Nachteilen im einzelnen an und keineswegs auf den allgemeinen, 
‚abstrakten Rahmen all dieser Verhältnisse®). In erster Linie war 
die tatsächliche, konkrete Wirtschaftsordnung, die nähere Aus- 
gestaltung in dieser Hinsicht maßgebend. Auf die Eigentums- 
ordnung waren aber diese Verhältnisse überhaupt nur zum ge- 


1) Ein Fall aus vielen: Heinrich II. schenkt der dem Hochstifte Würzburg 
untergebenen Kirche (Kollegiatstift) Johannes des Täufers (vor der Stadt) die 
Abtei Forchheim Mon. Germ. Dipl. Ill, S. 8 f. Nr. 3 (1002) : ecclesig sug (d. Bischofs) . 
sub dominio sanctissimi martyris Kyliani (Hochstift) ad honorem sancti Johannis . . 
constructae non longe a Vvirziburgensi civitate dedimus abbatiam Forecheim 
(mit mehreren Villen); ipsam autem abbatiam et modo dictas villas sibi per- 
tinentes cum ecclesiis decimis tributariis servis etc prenominatae ecclesiae 
sancti Johannis baptistae firma traditione conferimus etc. ad usum canonicorum. . 
Oder vgl. Savini, Cartulario della Chiesa Teramana Nr. 24 S. 59 f. (1027): (ein 
Priester schenkt dem Bistum) — ecclesia (!) sancti Silvestri . . cum cellis et 
dotis et oratorio et ornamenta de predicta ecclesia et cum pertinentia et 
subiacentie sue . . in Casareco cum ipsa ecclesia sancti Laurentii et cum ipsa 
ecclesia . . sancti Pauli etc. 


2) Z. B. Ottos II. Urk. v. 976 für Würzburg Nr. 132 Mon. Germ. Dipl. II, 
S. 148 f.: ecclesiae Vurzeburgensis episcopi quandam nostri aecclesiam . . in 
honore sancti Martini constructam cum omnibus appertinenciis eius, scilicet 
aecclesiis ad praefatam aecclesiam pertinentibus decimationibus clericis villis 
aedificiis utriusque sexus mancipiis agris pratis etc.. . sancto Kiliano .. 
donavimus firmiterque tradidimus, ea ratione ut successoribus illius sanctae 
sedis liceat haec tenere possidere ad utilitatem aecclesiae si placuerit commutare. 
Oder vgl. die Schenkung der Marienabtei in Passau an das dortige Hochstift 
durch Otto II. Nr. 136 b S. 153 f. (976). 

3) Daher das außerordentlich starke Schwanken im Ausdruck, die 
mann gial ige Verwendung z. B. von proprium, dominium, piecaria, usus- 
ructus usw. 
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ringsten Teile aufgebaut!). Nicht wem sie gehörte, sondern wie 
ihre Stellung in den Einzelheiten festgelegt war, entschied für 
das Schicksal einer Kirchenanstalt. Bei der Unterordnung unter 
denselben Herren konnte die Stellung des einzelnen Institutes 
sehr verschieden sein. Und selbst wenn ein Eigentum vorhanden 
war, wurden daraus noch lange nicht eindeutige und gleichförmige 
Befugnisse und Pflichten hergeleitet. 

Welch einen reichgegliederten Bau, welch einen komplizierten 
Wirtschaftsmechanismus stellte z. B. eine große Klosterherrschaít 
mit Dutzenden, ja Hunderten von Unterklöstern, sog. cellae?), 


dar, von denen dann wieder zahlreiche weitere Kirchenanstalten 


abhingen?), deren Stellung im einzelnen äußerst vielgestaltig 


1). Das Eigentum einer dritten Person an einer Kirche konnte auch 
ausdrücklich ausgeschlossen sein; z. B. Heinrich Ill. für San Pietro in Cielo 
d'oro zu Pavia Mon. Germ. Dipl. V, S. 113 Nr. 86 (1041): ut nulla persona 
predictum | cenobium proprietario iure aut beneficiali ordine aut preceptali 
auctoritate nitatur invadere . . Vorher: Sint quoque omnes res ipsius monasterii, 
abbas et monachi hominesque . . sub nostra defensione. Näheres später. 


2) Gleich an dieser Stelle hebe ich hervor, daf man als cellae nicht 
bloße Außenstationen untergeordneter Art, sondern auch untergebene Klöster 
(unter Hauptklóstern oder Kirchen stehend) mit eigenen Aebten und Konventen, 
ausgedehnten Besitzungen und Privilegien (auch Kónigsschutz und Immunität, 
die keineswegs ein Zeichen der Reichsunmittelbarkeit waren; einer weiteren 
Einschränkung bedarf Stengel, Immunität I, S. 576 mit Anm. 1) verstand. Zur 
Verdeutlichung des Eindruckes schon hier ein Beispiel; etwa Heinrichs III. 
Privileg für die Zelle S. Mariae zu Tolentino, die unter dem Kloster S. Salvatoris 
Maioris zu Rieti stand (über die Bezeichnung nach dem Ortsheiligen und dem 
der Hauptanstalt und sonstige Beziehungen die Kopfnote der Urk.) Nr. 187 
Mon. Germ. Dipl. V, S. 235 (1047): cellam sancti Salvatoris in vocabulo sanctae 
Marig de Tolentino cum castellis et villis terris agris et vineis etc. et omnibus 
iure pertinentibus sub nostri mundiburdii tuitionem recepimus . . ea videlicet 
ratione, ut nullus episcopus dux marchio etc. praedictam cellam et abbatem 
Petrum et monachos inibi deo servientes inquietare .'. praesumat aut quicquam 
ab illis exibito exigat. Si quis igitur huius nostri mundiburdii violator extiterit, 
centum libras auri optimi componat, medietatem camerae nostrae et medietatem 
praedicto abbati et monachis. 

3) Zur Beleuchtung des Gesagten sei es mir gestattet, nur ein einziges 
Beispiel genauer anzuführen. Man wird daraus allein schon erkennen, daf 
mit dem bloßen Nachweis der Pertinenzqualität der untergebenen Klöster 


(cellae) gegenüber dem Hauptkloster inbezug auf die Funktion und das Wirtschafts- - 


getriebe dieses ganzen gewaltigen Apparates, der eine gewichtige Größe im 
wirtschaftlich-sozialen Leben der damaligen Zeit darstellt, noch gar nichts gesagt 
ist Vgl. hierfür als Beispiel etwa die Aufzählung des Besitzes der Kloster- 
herrschaft von Montecassino (nach Vorurkunden) im Besitzbestätigungsdiplom 
des Kaisers Konrad Il. v. J. 1038 (Breßlau, Die Urkunden der deutschen Könige 
und Kaiser IV, S. 372 ff. Nr. 270): (zunächst wird der um das Kloster selbst 
liegende Besitz in bestimmten Grenzen bestätigt; hierauf) in ambobus ducatibus, 
scilicet Spoletino atque Firmano, seu infra omnes fines nostri Italici regni, 
quicquid visum est pertinere ad praedictum monasterium sancti Benedicti vel 
ad monasterium sancti archangeli Michaelis . . in loco qui dicitur Baregium . ., 
quod . . Otto serenissimus imperator pro animae suae remedio per suae auc- 
toritatis praeceptum praefato monasterio perhenniter habendum delegavit. 
(Ferner) — omnes res iam dicti monasterii sancti Michaelis in Marsicano 
comitatu, cellam sancti Benedicti et cellam sancte Marie in Fundo magno et 


sancti Eutitii in Arestino et sancti Pauli supra Marsicanam civitatem, sancte 


e 
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festgelegt war. Mit dem bloßen Nachweis der Pertinenzqualität 
all dieser abhängigen Institute ist da eben noch gar nichts Be- 
stimmtes gesagt. Dies betrifft vielmehr eine ganz farblose Äußer- 
lichkeit. Alles kommt vielmehr auf den Aufbau des Ganzen in 
seinen Einzelheiten, auf das wirtschaftliche Getriebe, auf das Maß 
von Leistungen und Gegenleistungen zwischen dem übergeordneten 


Mariae in Auritino, sancti Gregorii, sancti Salvatoris in Avezano, sancti Antimi 
in vico, sancti Angeli in Alba, sancti Angeli in Carciolo nec non sancti 
Sebastiani et sancti Angeli in Trasaquis, sancti Cosme in Silva, sancti Benedicti 
in Tella, sancte Mariae, sancti Gregorii, sancti Pauli; sancti Leutii in Muscusi, 
sancte Mariae in Monteroni, sancti Victorini in Celano; in Balbensi comitatu 
cellam sancti Patris et sancti Petri in Barbarano, sancti Salvatoris supra flumen, 
sancti Angeli ad Aquam vivam, sancti Angeli ad Floretum, sancti Liberatoris 
inter aquis, sancto Marie in Cartiniano, in Forconensi comitatu cellam sancte 
Felicitatis, in Pennensi autem comitatu cellam sancte Marie in Querqueto et 
sancti Gregorii et cellam sanctg Scolastice, sancti Benedicti in Muscuso, sancti _ 
Angeli in Galbanico, sancti Nicolai in Agrenio, sancti Salvatoris in Lucerolo, 
sancti Martini in Salino, sancte Mariae in Maurino cum portu et omnibus suis 
pertinentiis, sancta Columbe, sancti Boniti, sancti Savatoris in Serole et unam 
ecclesiam infra ipsam civitatem et cellam sancti Salvatoris super fluvium Tabe, 
sancti Nicandri, sancti Felicis in Montaniano, sancti Petri in Castriniano, sancti 
Benedicti ad Novem, sancti Felicis inter flumina, ecclesiam sancti Thomae 
cum ipsa Civitella, sancti Valentini, sanctg Mariae in Offano ; in Abruzio cellam 
sancti Angeli in Marano, sancti Nicolai super fluvium Trutinum cum omnibus 
cellis earumque rebus sive subiacentiis, cellam sancti Laurentii, in asculo 
autem domini Salvatoris cellam in Caput aquis, sancti Angeli de Stabulo et 
sancti Angeli de Stalofiano, sancti Petri in Pertignano et res de casa perhenni, 
eas etiam de corte Adelberge etc.; in comitatu vero Firmano monasterium 
sanctae Mariae iuxta fluvium . . Asu et cellam sancti Benedicti iuxta fluvium . . 
Tisinus, sancti Benedicti iuxta fluvium .. Trauto; in comitatu Teatino ecclesiam 
sancti Liberatoris cum quadraginta cellis, cellam sancti Angeli in Magella, 
sancta Columbe in Montecle, sanctae Justae et castellum sancti Angeli cum 
omnibus suis pertinentiis et castellum sancti Petri et sancti Januarii et sancti 
Demetrii et cellam sancti Benedicti iuxta fluvium Senella; necnon et res in 
comitatu Termolensi, quas in predicto monasterio confirmamus (in bestimmten | 
Grenzen) cum omnibus suis pertinentiis, cum castellis videlicet Petra fracida, 
Ripa mala, monasterium quoque sancti Benedicti, quod ibidem aedificatum 
“ est, et Tara, Ripa ursa et Montebellum, Pescoli cum omnibus suis pertinentiis, 
scilicet ecclesiis casis terris etc. et cellam sanctg Marie in Canneto et sancte 
Marig in Baretano et sancti Benedicti in Petenario cum omnibus cellis suis 
et sancti Benedicti in Alarino, sancti Benedicti in Benafro et curtem de Capriato, 
sancte Marie in Cingla, sanctg Sophie in Benevento et sancti Modesti, cellam 
sancti Benedicti in Salerno et sancti Benedicti in Asculo, sancte Cecilie in 
Neapoli, sancto Marie in Bance, in Capuam vero cellam sancti Benedicti et 
sancti Johannis, sancte Scolastico et sancti Herasmi, in Calvo cellam sancti 
Benedicti et in Tiano cellam sancti Benedicti cum omnibus pertinentiis suis, 
castellum de Conca et cellam de Cesamae et sancti Benedicti in Suessa et 
sancti Benedicti et sancte Scolasticg in Pageta et sancti Georgii in Termole 
sanctaeque Trinitatis et cellam sancti Angeli in Cannutio et sancti Petri ia 
Excleto et cellam sancti Benedicti in Colle de Insula et sancti Silvestri in 
Arpino; seu confirmamus sibi omnes ecclesias et res in quibuscumque regni 
nostri partibus sibi pertinentes vel in futuro concedendas vel adquirendas 
omni publica exactione remota. Precipientes itaque iubemus, ut nullus archi- 
episcopus episcopus dux marchio comes etc. audeat vel presumat praefatum 
monasterium suumque abbatem de praenominatis rebus molestare inquietare 
vel dilacerare etc. Also eine mächtige, weit über 100 Unterklöster enthaltende 
Klosteiherrschaft, ein gewaltiger Wirtschaftsapparat! Aehnlich spätere Be- 
stätigungen, z. B. Heinrichs Ill. v. 1047 Mon. Germ. Dipl. V, S. 227 ff. Nr. 184 etc. 
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FK loster und seinen in mehrfacher Abstufung untergebenen An- 
- stalten an. Und da begegnet die größte Mannigfaltigkeit und 
feinste Gliederung einer äußerst reich aufgeführten Ordnung. 
Aber auch mit dem bloß allgemeinen Hinweise, daß der Abt des 
übergeordneten Klosters die Disposition über die untergebenen 
Klöster habe?), ist noch kein anschauliches Bild von der tatsäch- 
lichen Lage im Einzelfalle gewonnen. Maßgebend ist hiefür 
vielmehr durchaus die nähere Durchführung dessen, die Art und 
Weise, wie im einzelnen Falle das gegenseitige Verhältnis all 
dieser Größen geordnet erscheint. Und das war außerordentlich 
verschieden und nur in concreto, nicht in abstracto, bestimmt. 
Überhaupt ist zum Verständnis dessen und gerade für eine 
Betrachtung der geistlichen Herrschafts- und im besonderen 
wieder der Inkorporationsverhältnisse von vornherein: zu beachten, 
- daß Aufbau und Gliederung der mittelalterlichen Grundherrschaften’ 
viel mannigfaltiger waren, als man den schematischen Dar- 
stellungen gewöhnlich zugrundelegt. Mit der Annahme und 
Schilderung der sogenannten Fronhofswirtschaft ist das ganze 
Getriebe noch lange nicht bloßgelegt?). Vielmehr stellt jede 
einzelne größere Herrschaft — und namentlich bei den Geistlichen 
ist das wieder der Fall — ein komplizierteres Gebilde, mit gleich- 
sam mehreren übereinandergelagerten Stockwerken, dar. Eine 
Vielheit von einzelnen Fronhofswirtschaften, die wieder ihrerseits 
nicht einfach beigeordnet nebeneinanderstehen, sondern unter- 
einander in mannigfaltigen, oft mehrfach abgestuften, auf lehens- 
rechtlichen und anderen Grundlagen beruhenden (wie die in- 
korporierten Kirchen!) Abhängigkeitsverhältnissen zueinander 
stehen, die durch mannigfache Leistungen und Gegenleistungen 
miteinander verbunden erscheinen, tritt uns da entgegen. Dies 
erklärt auch z. B, die mehrfache Bedeutung des sog. Herrengutes, 
der bona dominicalia, wovon das für diesen Zusammenhang 


ua! 


1) Z. B. Heinrich Il. für Fruttuaria Nr. 305 = 300 bis; Mon. Germ. 
Urk. IV, S. 425 f.: Constituimus quoque et stabilimus per hoc nostrae con- 
firmationis praeceptum, ut abbas praedicti monasterii liberam habeat potestatem 
tenendi et ordinandi cellas, quas iam habet ex dono misericordiae dei, id est 
cellam Astensem, cellam Nouigensem etc. et si quas alias deus donare dignatus 
fuerit, cum omnibus A uen eis earum remota omnium hominum contra- 
dictione vel molestia. Oder Heinrich Ill. für Brixen Nr. 23 Mon. Germ. Urk. V, 
S. 30 (1040): schenkt dem Bistum die Abtei Disentis, daß die Bischöfe darüber 
das freie Verfügungsrecht haben. 

2) Dies gilt auch von jenen Darstellungen, die mit vollem Recht, wenn 
auch zu ausschließlich, den wirtschaftliche Moment bei der Schilderung dieser 
Verhältnisse zur Geltung zu bringen suchen. Z. B. Werner Sombart, Der 
moderne Kapitalismus. Historisch - systematische Darstellung des gesamt- 
: TE äischen Wirtschaftslebens von seinen Anfängen bis zur Gegenwart; bes. 
(6. Aufl. 1924 — 2. Aufl. 1916). 
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Nötige noch später (III. Abschn.) zu erwähnen sein wird. Auch 
da ist alles Nähere, weil überall verschieden, wieder nur aus dem 
Einzelfalle zu erkennen. 

Auch geistliche und weltliche Gebilde griffen — wie im 
Ma. auch sonst so häufig — auch in diesen Herrschaften in- 
einander und übereinander. Bald erscheint ein Fronhof samt 
Zubehör, eine curtis, villa, ja später eine Burg, Stadt, Grafschaft als 
Pertinenz einer Kirche!) oder eines Klosters, bald wieder um- 
gekehrt?), wobei das eine wie das andere wieder im dienenden 
Verhältnisse zu einem übergeordneten Gebilde stehen konnte, 
mit mehrfacher Fortsetzung auch dieser Abstufungen nach oben 
und unten?) Kirchen i. e. S. erscheinen im Besitze von Klöstern 


1) Otto II. bestätigt 976 dem Kloster S. Bavo in Gent den Besitz Mon. 
Germ. Dipl. II, S. 143 Nr. 126: hoc est in pago Bragbatinse villam Uuar- 
miniam cum ecclesiis duabus et omnibus adiacentiis et villam Flithersele cum 
ecclesia et omnibus appendiciis et Papingehem et Bauingehem cum ecclesia 
et Gisingasele cum ecclesia et omnibus adiacentiis earum etc. Derselbe 
Herrscher für das Bistum Reggio (Emilia) Nr. 231 S. 259 (930): (bestätigt den 
Besitz) cortem que Noue dicitur cum plebe, curtem de sancto Stefano cum 

lebe etc. Oder vgl. Heinr. II. für S. Maria zu Pomposa Nr. 193 Dipl. V, 

. 245 (1097) oder Heinrich III. für Klöster Blandigny und S. Bavo Mon. Germ. - 
Dipl. V, 62 ff. Nr. 49 f. (1040). Ferner Otto II. Nr. 275 II, S. 319 (982) für 
Salzburg: ad praefatam ecclesiam tradidit Pettouiam civitatem una cum ecclesia 
et decima illuc pertinente etc. Oder derselbe für S. Laurentius bei Lüttich 
Nr. 123 S. 154 (1044): predium Meirbes habens XI mansos cum integra ecclesia 
et aliis pertinentiis suis etc. Ferner Heinr. Il. für das Stefansstift zu Mainz 
Nr. 178 Dipl. IIl, S. 213 (1008): predium Amena . . cum omni utilitate ecclesiis 
decimationibus etc. Otto II. Nr. 131 S. 148 (976): bestätigt der Abtei Disentis 
u. a. curtem Phaffinghouun . . cum decimis et ecclesiis etc. Oder Otto III. 
Nr. 214 S. 625 (996) für die Kanoniker von Ascoli: .curtem de Marciano cum 
plebe sancti Victoris et plebe sanctg Marig etc. 


2) Otto II. 976 für die Bischofskirche zu Zeitz a. a. O. Nr. 139 S. 157: 
in pago Uueta vocato basilicam in Gruza cum dote Golobina et aliis villis 
(9 genannte), in comitatu . . Dornburg basilicas tres et villa Eggoluesstat et 
alia dote, in Chirihperg basilicas duas cum villa etc. Oder Nr. 144 S 162 
(976) (Besitzbestätigung für das Bistum Pavia, u. a.) monasterinm vetus, Sigi- 
marii etc. sancti Romuli cum curte et ecclesia sancti Viti cum mercato quod 
fit in eiusdem martiris festivitate, plebes quoque Bassignanam cum curte 
Frigandium etc. Ferner z. B. Heinrich IIl. für das Marienstift zu Verdun 
on ar Dipl. V, S. 70 Nr. 53 (1040): aecclesiam de Elisia cum villa et 
amilia etc. 


3) Vgl. z. B. die zwar. gefälschte (im 11. Jh.), aber eben deshalb die 
zugrundegelegte Rechtsanschauung gut abspiegelnde angebliche Urk. Pippins 
v. 755 für Figeac Mühlbachter, Urk. der Karolinger I, S. 46 ff. Nr. 33: Huic 
ergo loco (Kioster) Figiaco . . monasterium Jonantem cum omnibus ecclesiis, 
rebus et mancipiis ad se pertinentibus vel aspicientibus sollemni donatione 
tradimus (und erklärt das Oberkloster frei von jeder menschlichen Gewalt). 
Conferimus etiam villam nostram . . Fiscella cum ecclesia de Reganto et 
ecclesiam de Ambariaco cum villa et mansis seu aecclesia que dicitur sancta 
Columba et sancti Symphoriani una cum tota foreste nostra . . Prandemia. 
Simili modo villam nostram, ubi monasterium construximus . . sancti Quintini, 
que dicitur Galliacus, cum mancipiis et omnibus appendiciis suis. Concedimus 
etiam similiter alias villas . . . cum omnibus earum appendiciis. Pari modo. 
aecclesiam . . Calumiargas cum aliis duabus de Solotenaco que dicuntur 
sanctus Stephanus et sanctus Sigismundus unacum mansello . . , Quantus 
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und umgekehrt. Alles in den verschiedensten, buntest gemischten 
Verbindungen und Abwandlungen. | 

Zu einer größeren Kirche gehören stets zahlreiche abhängige 
geistliche Institute. Diese erscheinen entweder im Prälatengut 
oder im Kapitelsgut der Kirche !). Innerhalb des ersteren wieder 
in den Tafelgütern oder in den Lehen als deren Pertinenzen. 
Und dort wieder in mannigfachen -Abstufungen und Zugehórig- 
keitsverhältnissen sowohl untereinander als auch mit anderen, 
weltlichen Herrschaftselementen, mit Fronhófen, Burgen usw., 
stehend. Es ist daher stets nur eine mehr zufällige Gestaltung 
und nicht als Typ zu betrachten, was ein einzelnes, aus den 
Quellen willkürlich herausgegriffenes Beispiel in dieser Hinsicht 
bietet. Erst aus der Betrachtung sehr vieler Fälle kann man den 
Verlauf der Entwicklung in ihren Hauptzügen entnehmen. 

Viele geistliche Anstalten sind dann wieder veräußert, be- 
sonders auf dem Wege der großen karolingischen und späteren 
Kirchengutseinziehungen aus dem Besitze der Hauptanstalten 
entfernt worden?), woraus sich dann wieder mannigfaltige Ge- 
staltungen im Einzelnen ergeben haben. Auch da erfolgte die 


cum omni integritate eorum; et eodem modo aecclesiam de Senaliaco cum 
tota curte et hominibus. Et in ipso pago eodem tenore aecclesiam de Gorcias 
unacum illa de Soseiraco et illam de Liciaco cum hominibus et quantum ad 
ipsas pertinere videtur. Etc. Item placuit nostrae serenitati heremitas Con- 
chenses abbati Figiacensi commendare, quatenus ex sua habundantia illorum 
inopiam sappii Ähnlich Nr. 34 S. 48 f. 

1 ttos II. Bestätigung der Kapitelsgüter des Klosters Leno Nr. 243 
S. 273 ff. (981): (bestätigt) eiusdem monasterii monachis quandam divisionem 
de rebus iam dicti cenobii olim factam . . (Besitz des Kapitels u. a.) monasterium 
cum suis adiacentiis et pertinentiis in circuitu cum baptismali ecclesia sancti 
Joannis . . (weitere Ortschaften und Kirchen, darunter) solarium in Brixia cum 
buolo usque in via orientis cum ecclesia sancti Benedicti etc. Oder Heinrichs Il. 
Verleihung für Worms Nr. 128 (1007) Mon. Germ. Dipl. IIl, S. 154: Et ex 
proprio ecclesiam sitam in suburbio, alteram . . sancti Amandi et Openheim 
praeposito ad usum praebendae fratrum contradidimus. 

2) Aus zahlreichen Fällen hier nur etwa: Otto II. stellt dem Kloster 
`S. Vincenzo am Volturno 981 Besitzungen zurück, die bei den großen Säkulari- 
sationen des 10. Jh. entzogen worden waren. Es heißt da (Nr. 262 Mon. Germ. 
Dipl. II, S. 303 f. [vgl. Nr. 261 u. 266 S. 302f. u. 308 f.]): monasterii sancti 
Vincentii Johannes venerabilis abbas nostram adiens clementiam conqueri et 
reclamare ceperat, quod monasterium sancti Vincentii . . pene omnibus 
destitutum rebus et ab inimicis dei ecclesiarum deo contrariis iniuste retineri 
nostris temporibus videtur, scilicet cellam sancti Donati et monasterium sancte 
Palumbe et sancto Marciano . . simulque cella sancti Juliani de vico Albo 
etc. preterea in actu Baluense . . ecclesiam sancte Marie que cella eiusdem 
monasterii dignoscitur . . atque ecclesiam sancti Marcelli propinqua Pectorano 
cum omnibus rebus ibidem subiacentibus. Stellt die Zellen und Kirchen samt 
Zubehör zurück. Oder Heinr. Il. für Niedermünster in Regensburg Nr. 460 
Dipl. III, S. 583 (1021): abbatissa . . pro quadam aecclesia interpellavit, eiusdem 
monasterii. . propria sed iam diu beneficiorum occasione inde abalienata etc. 
Stellt sie. zurück. Ders. stellt im Gericht dem Kloster S. Zeno in Verona 
6 Kirchen zurück Nr. 461 S. 583 ff. (1021). Für später vgl. z. B. Heinrichs III. 
Diplom v. J. 1040 für S. Bavo zu Gent Mon. Germ. Dipl. V, S. 63f. Nr. 50. 
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Einziehung entweder der Kirchenanstalten als Sondergrößen !) 
oder aber als Pertinenzen anderen Grundbesitzes?) oder endlich 
auch von Teilen ihres Besitzes?). Oft handelt es sich da um 
gewaltige Besitzkomplexe, eine größere Anzahl z.B. von Abteien 
mit allem Besitz 4). 

Es trat also ein ständiger Wechsel 'in den Besitzverhältnissen 
ein. Kirchen und Klöster gelangten fortwährend durch Über- 
tragung an andere Kirchen?) oder wurden durch Veräußerung 
wieder aus deren Besitz entfernt. Auch bloße Kirchteile (und 
diese wieder in verschiedener Weise gefunden, durch Realteilung 
oder pro parte indivisa oder dem Erträgnisse nach oder als Mit- 
eigentum oder Gesamteigentum oder Genossenschaftseigentum 
usw.) gelangten wie an andere Rechtssubjekte so auch an andere 
Kirchen®). Aus allen diesen und noch weiteren Verhältnissen 
sind also die größten Verschiedenheiten in der Lage der Einzel- 
fälle entstanden. Will man daher Klarheit über die Abhängig- 
keitsverhältnisse der kirchlichen Anstalten untereinander, aus 
denen die späteren Inkorporationen hervorgegangen sind, für die 
Zeit bis zum 12. Jh. gewinnen, so hat man zunächst einen Überblick 
über die Grundströmungen, eine Übersicht über die verschiedenen 
Möglichkeiten, die hier tiberhaupt entgegentreten, zu erstreben. 
Erst dann ist eine Ordnung und sichere Erfassung der einzelnen 
Fälle möglich. Keinesfalls genügt zur wissenschaftlichen Erkenntnis 


1) Z. B. Rückstellung der Kirche in Diele an Kloster Nivelles durch 
Otto Il. Nr. 222 S. 251 f. (980). Oder desselben Rückstellung der entzogenen 
Kirchen, Zellen und Höfe an S. Vincenzo Otto lI. Nr. 262 S. 303 f. (981). Oder 
bes. Otto III. Nr. 123 S. 535 (993) für Echternach -— setzt das Kloster wieder 
in den Besitz der verlehnten Kirchen ein. 

2) Z. B. Rückstellung an S. Bavo in Gent durch Otto Il. Nr. 125 Dipl. II, 
S. 142 (976): u. a. possessionem vocabalo Creka ct Papingalant cum aecclesia etc. 

3) Für all dies vgl. z. B. Ottos III. Nr. 194 Dipl. If S. 603 f. (996) für 
Rimini: restituiert dem B. — quedam predia suo episcopio vel monasteriis 
sive plebibus pertinencia que Rodulfus iniuste . . tenuerat, quorum nomina 
hec sunt: monasterium sancte Agnetis cum pertinenciis suis situm in civitate 
Ariminense et medietatem monasterii sancti Petri quod vocatur Acotti cum 
pertinenciis suis et monasterium sancte Marie quod Aleuria dicitur cum per- 
tinenciis suis et plebem sancti Georgii castri Conce cum oratorio sancti Stefani 
cum pertinenciis suis et plebem sancti Viti cum pertinenciis suis etc.. 

4) Otto III. Nr. 315 S. 741 (999): gibt der bischóflichen Kirche von 
Würzburg die Abteien Neustadt, Schwarzach, Amorbach, Murrhardt und 
nen zurück — abbatias in antecessorum nostrorum diebus sibi iniuste 
ablatas. 

9) Z. B. Heinrich II. 1005 für Neumünster bei Metz Dipl. IN, 129 Nr. 104 : 
(Bischof hatte gegeben u. a.) unam ecclesiam sancti Aniani cum omnibus suis 
appendiciis, que antea fuit beneficiata. 

6) Z. B. Heinrich III. für das Laurentiuskloster bei Lüttich Nr. 123 
Dipl. V, S. 154 (1044): bestätigt dieser bischöflichen Abtei den Besitz, u. a. 
predium Meirbes . . cum integra ecclesia et .. Gladons XIII mansos cum 
quarta parte ecclesie et aliis appenditiis suis . . Eurehalie XVI mansos et 
dimidium cum dimidia ecclesia etc. (noch andere Kirchen und Kirchteile). 
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dieser vielgestaltigen, reichgegliederten Verhältnisse die bisher 
gepflogene, auch bei Neueren übliche schematische Betrachtungs- 
weise unter Berücksichtigung nur einzelner Beispiele aus den 
Quellen. 

Wir wollen nun zunächst die wichtigsten Grundlagen für 
die Abhängigkeitsverhältnisse unter Kirchenanstalten überhaupt 
zu bestimmen suchen, weil sich nur aus diesen allgemeineren 
Zusammenhängen, worin. sie eingebettet liegen, die nach den 
späteren eigentlichen Inkorporationen hinführenden Entwicklungs- 
reihen herauslösen lassen. 


$ 2. Grundlagen der Abhängigkeitsverhältnisse unter Kirchen. 


Den Ausgangspunkt für die gegenseitigen Beziehungen, 
daher auch für die Über- und Unterordnung der kirchlichen 
Anstalten bietet die hierarchische Ordnung, die höhere und 
niedere Organe, vorgesetzte und untergebene, Ober- und Unter- 
kirchen und Amter schuf. Daneben begegnet aber schon im 
Altertum und im frühen Ma. eine andere Ordnung der Abhängig- 
keitsverhältnisse unter Kirchenanstalten, wodurch jene erste Stufen- 
folge vielfach durchkreuzt und auf Grund besonderer Titel ergänzt, 
aber auch abgeändert wurde. Schon damals ist von anderer 
Basis aus, vor allem auf Grund des Privateigentums an Kirchen 
seitens anderer Kirchen (wie auch anderer Personen) eine Herrschaft 
entstanden, die außerhalb der hierarchischen Ordnung lag?!) Es 
begegnen nicht hierarchisch aufgebaute Zugehörigkeits- und Ab- 
hängigkeitsverhältnisse unter Kirchenanstalten. Einzeln nicht 
lebenskräftige Kirchen wurden z. B. zusammengelegt oder auf 
vermögens-rechtlicher Grundlage eine Verbindung unter mehreren 
Anstalten, hauptsächlich auch Klöstern, hergestellt?). Schon da- 

1) So hatte auch die römische Kirche auf ihren ausgedehnten Patrimonien 
zahlreiche Kirchen und Klöster, die ihr nicht als dem Oberhaupt der Kirche, 
sondern auf Grund des Privateigentums untergeordnet waren; z. B. nächste 
Note. — Das gleiche gilt für die spätere Zeit. Natürlich hatten größere 
päpstliche Kiöster wieder weitere geistliche Institute in ihrem Besitz, sodaß 
sich daraus auch hier eine andere Stufenfolge neben der hierarchischen ergab; 
vgl. etwa Heinrichs III. Diplom für das dem PE Stuhle gehórige Kloster 
S. Pietro bei Perugia Mon. Germ. V, S. 221 f. Nr. 179 (1047): (bestätigt die 
Besitzungen, wie sie) — sive a sancta Romana ecclesia vel a quibusque 
fidelibus prgfato monasterio sunt collata etc. Ut autem sciatur, qug sunt, breviter 
subnectimus : plebem sancti Constantii cum Petroniano et plebem sancti Rufini 
et sancti Martini et ecclesiam sancti Andree in Ripula und weitere Kirchen. 
Diese Kirchen gehören also zum Besitze des päpstlichen Klosters und dieses 
untersteht dem Papste nicht nur als Oberhaupt der Kirche, sondern als seinem 
Temporalherrn. 

2) Das Konzil von Merida im westgotischen Spanien: i. J. 666 ordnet 


die Zusammenlegung mehrerer einzeln nicht lebenskräftiger Kirchen und ihre 
Verwaltung durch einen Geistiichen an; c. 19 Bruns ll, S. 9. Vgl. mein 


g 
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mals waren also auch, wie bei den späteren Inkorporationen, 
vielfach wirtschaftliche Gründe hiefür maßgebend, wenn auch 
nicht ausschließlich bestimmend. 

Größere Bedeutung und Verbreitung, bei steigender Mannig- 
faltigkeit in der Ausgestaltung der einzelnen Fälle, erlangen dann 
diese Abhängigkeitsverhältnisse im Ma. Von verschiedenen Seiten 
her und auf den mannigfaltigsten Grundlagen werden kirchliche 
Anstalten neben und außer, ja gegen die hierarchische Ordnung 
in gegenseitige Beziehung gesetzt. Teils ist es die privat-rechtliche 
Übertragung des Eigentums einer Kirche an eine andere oder 
die Gründung einer geistlichen Anstalt durch eine andere, die 
der letzteren gewisse Herrschaftsrechte verleiht, die wieder in den 
verschiedensten Abstufungen begegnen. Teils sind es Grund- 
lagen anderer Art, Schutzverhältnisse u. dgl, die geistliche 
Institute in Abhängigkeit von anderen bringen. 

Im Ma. tritt — wie überhaupt auch im staatlichen Recht — in 
den Regelungen der kirchlichen Anstalten untereinander immer mehr 
der privat-rechtliche Gedanke hervor. Selbst der an sich öffentlich- 
rechtliche Vorgang z. B. einer Bistumsgründung, Grenzbestimmung, 
Zuweisung des geistlichen Wirkungskreises u. áhnl. erfolgt immer 
mehr in den Formen privaten Rechtsverkehres. Auf Grund privater 
Abmachungen, oft gegen weltliches Entgelt, erwirbt z. B. ein 
hóheres kirchliches (und staatliches) Organ die für eine Neu- 
gründung erforderlichen Bestandteile, nicht nur weltlicher, sondern 
auch geistlicher Ausstattung, einzelne Amtsbefugnisse, Bistums- 
oder Pfarrgrenzen u. dgl. 

Man darf sich daher nicht wundern, aud: den Aufbau der 
gegenseitigen Abhängigkeitsverhältnisse unter Kirchenanstalten 
von dieser immer stärker durchdringenden Grundanschauung be- 
herrscht zu sehen. Schon deshalb wurde in steigendem Maße 
die Stellung der einzelnen Anstalten zueinander lediglich für den 
Einzelfall bestimmt und schon daraus ergaben sich die größten 


»Bischofsgut« I, S. 16. — Einen anderen Sinn hat dann die unio mehrerer 
päpstlicher (?) Klöster, die Gregor I. d. Gr erwähnt Reg. VIII, 30 (598; Jaffe 
1519) Mon. Germ Epist. Il, S. 32 (an den B. von Taormina in Sizilien): 
Querimoniam monachorum monasterii Castelliensis (in Squillaci) oblata ab eis 
petitio, quae tenetur in subditis, patefecit. Proinde iraternitas vestra haec 
quae asserunt sollicita perscrutari cura studeat et, si ea invenerit veritate 
subsistere, tuitionem illis impendat et monasterium, quod monasterio eorum 
(sc. in Sizilien) unitum est, secundum consuetudinem deputatis de con- 
gregatione eorum illic monachis, praevideat ordinari, quia rationis ordo non 
patitur, ut monasterium ipsum, ef maxime contra voluntatem fundatorum, 
ab eorum dispositione ad arbitrium suum laica persona subducat aut aliquod 
sibi in id ius debeat vindicare. Hier wird also der willkürlichen Behandlung 
eines mit einem anderen unierten Klosters durch Laien entgegengetreten, mit 
der Begründung, daß dies namentlich auch dem Willen der Stifter zuwiderlaufe. 
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Verschiedenheiten in der Lage der einzelnen Institute. Und dies 
ist geradezu die Grunderkenntnis für die Beurteilung dieser Ver- 
hältnisse im früheren Ma. 

Dazu kommen dann noch zahlreiche weitere Unterschiede, 
die sich aus der verschiedenen Stellung inbezug auf die Fragen 
der Immunität, der Vogtei, des Königsschutzes, der Prälaten- 
bestellung und zahlreicher weiterer Umstände, überall in buntester 
Mischung und zahlreichen Varianten im einzelnen, ergeben. Zur 
Regelung all dieser Beziehungen führten die konkreten Verhält- 
nisse des Einzelfalles. Nur aus ihrem genauen Studium — und 
nicht durch eine im Ma. ganz besonders unangebrachte Mechani- 
sierung und Typisierung in der Rechtsbetrachtung — kann man 
daher klare Einsicht in alle diese Gestaltungen gewinnen. Die 
Entwicklung hat nichts Schablonenhaftes an sich. _ 

An dieser einleitenden Stelle sei daher zunächst ein Beispiel 
dafür angeführt, woraus sich ergibt, daß man die Sachlage stets nur 
in concreto und nicht in abstracto erfassen kann. Wir wählen 
ein einer Bischofskirche zugehöriges Kloster mit weiterem Zubehör 
an geistlichen Instituten, nämlich die dem Bistume Lüttich unter- 
gebene Abtei Lobbes in Ansehung ihrer Stellung in der zweiten Hälfte 
des 10 Jh. Kaiser Otto JI. beurkundet ihren Privilegienbestand !). 

Unbestritten ist die Zugehörigkeit dieses Klosters zu der 
Hochkirche, ihre Unterwerfung unter die weltliche Gewalt des 
Bischofs auf Grund alter (karolingischer) Verträge?). Der Bischof 
bestellt auch den Abt?) oder vielmehr, es findet Abtwahl nach 
der Regel, jedoch auf Anordnung des Bischofs, wie es ausdrück- 
lich heißt, statt“). Ähnliches ist bei bischöflichen Klöstern häufig 
verfügt. (vgl. § 6). Trotz dieses klar hervorgehobenen Unter- 
werfungsverhältnisses unter das Hochstift erhält aber das Kloster 
ein besonderes königliches Immunitäts- und Schutzprivileg nach 
Art der Privilegien, wie sie sonst für Reichsklöster bewilligt 
wurden, u. zw. auf Bitte des Bischofs selbst’). Genau wird die 

1) Mon. Germ. Dipi. II, S 63 f. Nr. 53 (973). 

2) Vir venerandus et illustris Notgerus sanctae Leodiensis ecclesiae 
episcopus sugeessit serenitati nostrae pro quadam abbatia Laubias dicta suae 
ecclesiae a nostris antecessorious collata . . 


3) Cui (Abtei) etiam ipse episcopus presenti tempore Fulcuinum abbatem 
concessit preesse . . | ; 

4) S. 64: ipse autem abbas, ut secundum: constitutionem Leodiensis 
episcopi regulariter ordinetur, inviolabiliter stabilimus. 

5) Petiitque ut eiusdem abbatiae privilegia renovare atque .. sub prisca 
emunitate corroborare iuberemus. Cuius petitioni annuentes pro eiusdem 
episcopi amore et pro eterna animae nostrae remuneratione etc. concessimus 
eidem abbatiae per hoc preceptum auctoritatis imperatoriae ut, sicut Christo 
propitio reliqua coenobia sub nostra constituta tuitione, ipsa quoque gaudeat 
defensione sub perpetua emunitate. | 


S 
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Immunität des Konventes umschrieben, nämlich für das engere 
Klostergebiet (sg. precincta)') und für die zum Konventsgute 
gehörigen Villen?). Für dieses Gebiet erhält der Konvent einen 
eigenen Vogt und das Recht der Wahl des Vogtes, damit die 
Brüder unter dessen Schutze stehen und ungestört von óffent- 
lichen Beamten ihrem geistlichen Dienste obliegen können. Zu 
der Abtei gehört eine Anzahl Kirchen. Von allen diesen Gottes- 
häusern, sowohl von den zum Konventsgute gehörigen wie von 
den verlehnten erhalten die Klosterbrüder den Herrenzehent?). 
Neben dem Konventsgute der Abtei standen nämlich die reichen 
Bestände der Lehengüter, in diesem Falle außerhalb der Dis- 
position des Regularabtes stehend und unmittelbar dem Bischof 
unterstellt. Überdies gehört zur Abtei noch ein Kollegiatstift mit 
einem besonderen Kapitelsgute für 12 Kanoniker. Dieses steht 
wieder in der Disposition des Abtes und der Brüder von Lobbes 4) 
und enthält auch seinerseits wieder mehrere zugehörige Kirchen. 
Wie man sieht, ein reichgegliederter Bau mit mehrfach über- 
. einandergestuften Abhängigkeitsverhältnissen kirchlicher Anstalten 
untereinander, deren Lage im einzelnen durchaus nur aus der 
besonderen, konkreten Regelung sich ergibt und nicht schablonen- 
haft bestimmt werden kann. 

Haben wir nun aber hier ein unter einer Bischofskirche 
stehendes Kloster vor uns, zu dessen Besitzstand wieder ein 
Kollegiatstift und zahlreiche Niederkirchen gehören, die teils den 
Lehen, teils dem Piründengute der Abtei angehören, so finden 
sich in anderen Fällen wieder Klöster als herrschende Anstalten 
höherer Stufe oder aber Kollegiatkirchen, unter denen dann 
wieder Klöster und andere geistliche Institute dienen. Alles im 
einzelnen genau durch besondere Abmachungen von Fall zu 


1) In anderen Fällen praecinctum genannt; z. B. Diplom Heinrichs II. 
v. 1018 Nr. 386. Mon. Germ. Dipl. IH, S. 492. 

2) Ambitum quoque monasterii quem precinctam vocant, sicut ab 
antecessoribus nostris determinatus est, nos quoque concedimus, ut sint 
undique termini: rivulus videlicet Hlodosa dictus etc. et finiatur in villa 
Hantas dicta, infra quae loca nostrae munitatis tuitionem ponimus et predicto 
monasterio concedimus, sed et in cunctis villis eidem abbatiae concessis regia 
munificentia victui fratrum inibi communentium deservientibus. 

3) Munificentia quoque imperiali confirmamus eisdem fratribus decimas 
omnes indominicatas totius abbatiae, tam de ecclesiis beneficiatis quam et 
eorum victui deputatis. Darüber vgl. meine Abhandlungen in diesem Archiv: 
»Der Neubruchzehent«, 1918, und »Die Entstehung des geistl. Benefiziums«, 1926. 

4) Monasterium autem in montis eiusdem coenobii vertice positum, 
ubi requieseunt predictorum corpora sanctorum, ubi est etiam cimiterium 
fidelium, XII semper canonicis deputetur et res quae eorum victui collatae 
sunt, in locis videlicet Resatio et Waldriaco dictis cum ecclesiis in Tudinio 
et Lederna positis, ut eas perpetualiter inconcusse possideant ef abbatis seu - 
monachorum ordinationi subiaceant. 
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Fall höchst mannigfach geordnet. Auch dafür hier nur noch ein 
Beispiel. Im Jahre 920 erteilt Kaiser Berengar I. den Kanonikem 
der Abtei S. Giovanni-Battista in. Monza ein Privileg !), bewogen 
durch ihre Klage über schlechte Verwaltung der Abteigüter durch 
die Beamten (ministeriales) ihrer Vorgánger und dadurch ent- 
standene Abgänge in den Einkünften. Es heißt da, der Kaiser 
verleihe dem Stifte drei Höfe der Abtei (vorher nämlich zu welt- 
lichen Zwecken gebraucht), nämlich 1. Cremella mit dem Kloster 
S. Pietro, 2. Balcingo und 3. Calpuno; u. zw. nehme er diese 
Zuweisung mit allem Zubehör der Höfe und des Klosters vor, 
nur speziell für die 30 Kanoniker der Abtei selbst, für ihre 
engeren, eigenen Bedürfnisse. - Mit der Weisung jedoch, daß die 
Stiftsherren über das Gegebene zwar frei, soweit es die canones 
gestatteten (Veräußerungsverbot), verfügen könnten, daß sie aber 
den 12 Nonnen des genannten Klosters aus dem Ertrage der 
Gutsherrschaft (curtis) Cremella, zu der das Kloster gehörte, den 
täglichen Unterhalt nach altem Brauche zu gewähren hätten 
(auch dieser Anteil- ist also festgesetzt, wenn auch nur gewohn- 
heitsrechtlich). Die Stiftskirche S. Giovanni-Battista selbst, wo 
die Kanoniker dienten, haben letztere von obigen Gütern und 
zugleich von den Zehnten, die bei der Pfarrkirche der genannten 
Abtei in Monza einliefen, instandzuhalten und an Stelle der 
Oblationen sollten sie den 12 Kustoden dieser Kirche eine genau 
angegebene Menge von Wein und Getreide verabfolgen. Die 
Kapellen, die zu den Höfen gehörten und in verschiedenen 
Orten auf verschiedene Weise genannt sind, werden mit allem 
Zubehör den Kanonikern zu ihrem Gebrauche und Nutzen über- 
wiesen. 


Wir haben hier also eine Stiftsabtei mit 30 Kanonikern, 
dabei eine Pfarrkirche, wo ein Kolleg von 12 Kustoden diente, 
ferner einige Höfe aus den großen Abteigütern, zu deren einem 
ein. Kloster mit 12 Nonnen gehört. Endlich gibt es Kapellen 
mit bestimmten Gütern als Zubehör, die selbst wieder ein Zubehör 
der Höfe bilden. Und zwar hören wir von verschiedenen Ab- 
hängigkeitsverhältnissen; von geistlichen Verpflichtungen (Chor- 
dienst, Pfarrdienst, teilweise hiefür die Oblationen); von temporellen 
Leistungen (teils auf altem Brauche beruhend, teils genau fixiert 
oder als Ablösung für die Oblationen, also für andere Leistungen). 
Die Abhängigkeitsverhältnisse sind auf verschiedene Grund- 


1) Sdia arelli, J. diplomi di Berengario 1, Rom (Forgani etc.) 1903 
Nr. 125 S. 326 if. Böhmer Reg. Nr. 1361; Dümmler, Reg. Nr. 92. 
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pertinenzen begründet, indem die einzelnen Stellen teils Nutzen 
daraus ziehen, teils aber selbst im Verhältnis von solchem Zu- 
behór erscheinen und als solches dienen. 


In einer Unzahl weiterer Fälle erfolgt die Regelung ebenso 
genau, ins Einzelne gehend, aber (überall anders und in den 
mannigfaltigsten Zusammenstellungen und Mischungen der einzelnen 
Bestandteile und ihrer Leistungen und Aufgaben. 


Man kann also das Getriebe dieser ganzen Wirtschafts- 
komplexe stets nur aus der Regelung des Einzelfalles erkennen, 
die durchaus konkret, ad hoc, gegeben und nur an der Ent- 
stehung und Entwicklung der einzelnen Herrschaft zu erklären ist. 


Die Regelung der Abhängigkeitsverhältnisse untergebener 
Anstalten gegen ihre übergeordneten Institute enthält daher nichts 
Grundsätzliches. Es ist ein ganz ungerechtfertigtes Verfahren, 
diese Verhältnisse so erklären zu wollen, als habe die Entwicklung 
Gebilde von großer Gleichförmigkeit, ja Eintönigkeit geschaffen, 
Typen, die bei gleicher Grundlage überall mehr oder weniger 
gleiche Ausgestaltung in den Einzelheiten erfahren hätten. Als 
ob namentlich durch die Übertragung von Kirchenanstalten an 
andere geistliche Institute überall das gleiche Herrenrecht mit 
überall gleichen Bestandteilen entstanden wäre. Nichts falscher 
als das! 


Gerade durch ihre ungeheure Mannigfaltigkeit ist die ganze . 
Entwicklung am stärksten gekennzeichnet. Und nur so erklärt 
es sich, daß nicht nur die Stellung kirchlicher Anstalten derselben 
Gruppe, z. B. der bischöflichen Klöster eines Bistums zur selben 


. Zeit, so verschieden sein konnte, sondern daß auch der Ent- 


wicklungsgang der einzelnen Anstalten durch die Jahrhunderte 
so außerordentlich wechselvoll vor sich gehen konnte. 


Manche bischöflichen Klöster und Kollegiatstifter stehen 
durch lange Zeiträume in einem straffen Unterwerfungsverhältnisse 
zu ihren Hochkirchen. Seit dem 13. Jh. verwandelt sich dieses 
vielfach in eine reine Lehensabhängigkeit. In anderen Fällen 
war das Band zwischen einer Bischofskirche und ihren unter- 
gebenen Anstalten wieder sehr lose. Es lockert sich mehr und 
mehr, um sich schließlich ganz aufzulösen. Aber auch zur selben 
Zeit begegnen die größten Unterschiede in der Stellung der 
untergeordneten zu den übergeordneten Kirchenanstalten. Nur 
die besonderen Entwicklungskräfte des Einzelfalles, hauptsächlich 
seine wirtschaftlichen Hintergründe, bieten dafür eine ausreichende 
Erklärung. 
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Otto II. gewährt i. J. 961 dem Nonnenkloster Frohse ein 
Privileg). Dieses Institut ist dem Nonnenkloster Gernrode unter- 
stellt und hat dessen Äbtissin Gehorsam zu leisten?). Trotzdem 
erhält es einen besonderen königlichen Schutzbrief, ein Immunitäts- 
und Besitzbestätigungsprivileg. Zu seinem Besitz gehören auch 
wieder mehrere Pfarrkirchen®). Die Nonnen des unterworfenen 
Klosters, wenigstens die bedeutenderen, haben zusammen mit 
denen des übergeordneten Klosters das Recht der Äbtissinenwahl 
für ihre Anstalt). Auch über Wohnung, Kleidung und Nahrung 
wird Näheres bestimmt?). Gegen Bischöfe und weltliche Beamte 
wird ihnen Sicherheit vor jeglicher Belästigung zugesagt. Auch 
erhalten sie das Recht der Vogtwahl. Ihre Stellung ist also nach 
jeder Richtung hin besonders festgelegt und daher nur aus diesen 
Einzelbestimmungen zu erkennen. Das an sich leere und nichts- 
sagende Pertinenzverháltnis erhált erst dadurch seinen Inhalt, und 
dieser ist eben im Einzelfalle überall verschieden. Er ist nicht 
aus der Rechtsform konstruktiv zu erfassen, sondern gibt um- 
gekehrt dieser erst Sinn und Farbe *). 


Es ist namentlich auch eine durchaus oberflächliche, in den 
Quellen durch nichts gerechtfertigte Annahme, man habe zu ge- 
wissen Zeiten, im früheren Ma., alle oder doch die meisten 
geistlichen Anstalten Gütern gleich behandelt und unterschiedlos 
als Gegenstände des privaten Rechtsverkehres aufgefaßt. Dies 
ist in einer größeren Anzahl von-Fällen, wie ja längst bekannt, 
allerdings geschehen, allein mächtig und einflußreich waren auch 
die Gegenstrómungen, die zahllosen Gestaltungen und Ordnungen _ 
kirchlicher Abhängigkeitsverhältnisse von anderen Grundlagen 
aus. Die wirtschaftlichen Kräfte waren stark, doch nicht allein 


1) Nr. 4 Mon. Germ. Dipl. II, S. 13. 
2) Monasterium puellarum . . Vrosa . . que puelle subsunt ecclesie 
in Gerenrode . . in eo videlicet quod sue obedientiam facient abbatisse . . 

3) Vrosa cum duabus parrochiis, sanctorum scilicet Stephani et Sebastiani 
martyrum, parrochia in Nachterstide, Balberg, Alneburg, Mulendorp cum aliis 
villis quam pluribus et cum omnibus attinentiis. 

4) Electionem vero prefate domine potiores scilicet una cum dominabus 
in Gerenrod eligendi abbatissam ex nostra regia auctoritate in perpetuum 
habeant. 

5) Firmiter stabilimus, ut habeant proprias mansiones et albis vestibus 
induantur, carnibus et casels et ceteris alimentis vescantur. 

Wurde damals doch auch hinsichtlich aller anderen Verhältnisse 
das Maß der Ansprüche und Leistungen bis in alle Einzelheiten für den 
Einzelfall geregelt; vgl. als ein Beispiel für viele Ottos Il. Diplom von 963 
für die zu Schwerbach ansáfige Klosterfamilie von St. Maximin bei Trier in 
Ansehung ihrer Stellung zum Vogt und zum Abt, Mon. Germ. Dipl. II, S. 16 
Nr. 8, wo d. Maß der Leistungen (Servitien) bis ins Kleinste bestimmt ist, wobei 
sogar auf die Vermógenslage der einzelnen Hintersassen Rücksicht genommen 
wird (die Leistungen der Aermsten sind geringer bemessen). 
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vorhanden. Und in Wahrheit sind die meisten Gebilde erst aus 
einem Zusammenwirken verschiedener Kräfte und ihrem Ausgleich 
auf äußerst wechselnd verlaufenden Mittellinien zu erklären. Man 
darf eben nicht alles über einen Leisten schlagen! Und im Hin- 
blick auf die Vielgestaltigkeit der mittelalterlichen Einrichtungen 
schon gar nicht. Und selbst die Gebilde, die von wirtschaftlicher 
Basis tatsächlich ausgehen, waren in 4uferstem Maße wechselvoll, 
wie schon die bisher angeführten und noch mehr die zahlreichen 
weiteren Beispiele unserer Darstellung wohl lehren dürften. Es 
kommt hier tatsächlich alles auf die stets wechselnden Einzel- 
heiten an, auf die Gedanken, die für die Gestaltung des Einzelfalles 
maßgebend waren. Und wie verschieden die hiefür bestimmenden 
Faktoren waren, kann eben wieder nur die Vergleichung der 
Einzelfälle lehren. Diese Verschiedenheit tritt namentlich dann 
besonders deutlich in Erscheinung, wenn durch dieselbe Autorität 
zur selben Zeit die Regelung von Abhängigkeitsverhältnissen unter 
Kirchenanstalten in ganz verschiedener Art erfolgt. Und war ein 
Eigentum an Kirchen auch vorhanden!) (was ja längst bekannt 
und nie bestritten worden ist), so hatte es doch einen ganz ver- 
schiedenen Inhalt, mochte es sich dabei um Reichsanstalten ?) 
oder um diesen (oder anderen Herren) untergebene Institute 
handeln. Ä 

Am 20. Juni 974 überträgt Kaiser Otto II. der Kirche 
(Kollegiatstift) des hl. Petrus zu Aschaffenburg die Kirchen in 


1) Keineswegs bloß in germanischer Zeit und auf germanischen Rechts- 
anschauungen beruhend. l | 

2) Diese konnten von jeder weltlichen Dienstleistung befreit sein oder 
— durch eine reiche Uebergangsreihe — fast nur als Objekte wirtschaftlicher 
Ausbeutung und Nutzung in Betracht kommen. Für ersteren Fall vgl. z. B. 
Heinrichs II. Diplom für das Kloster Memleben v. J. 1002 Mon. Germ. Dipl. II, 
S. 28 Nr. 25: Statuimus . . ut idem iam dictus locus et abbas cum fratribus 
hominesque illic habitantes aut ibi pertinentes tali iure ac stabilitate deinceps 
perfruantur, quali utuntur cetera loca nostri iuris Uuldensis Corbiensis et 
Augensis, sintque illis per omnia iure stabilitatis similes et aequales ad regulam 
sancti semper Benedicti communiter viventes, et nulli umquam aliquod 
terrenum servicium debeant, sed cuncta quae habent vel in posterum 
habituri sunt, abbas cum monachis ad eorum necessaria, prout eis visum 
fuerit, constituat atque disponat. Gewährt freie Abt- und Vogtwahl. Vel. 
damit etwa desselben Herrschers Urk. aus demselben Jahre für den Bischof 
von Würzburg Nr. 5 S. 61.: episcopo quandam abbatiam in loco qui dicitur 
Selegonostat (Seligenstadt) . . tradidimus et per hoc regale praeceptum 
potestative tenendam concessimus, cum omnibus eidem abbatiae pertinen- 
tibus etc. eo tenore quatinus praefatus venerabilis antistes Heinricus liberam 
de eadem abbatia omnibus diebus vitae suae habeat potestatem usu fructuario 
possidendi vel quicquid sibi pro suo compendio libeat faciendi. ‘Oder vgl. 
Nr. 34 S. 38 (1003): schenkt das Nonnenkloster St. Stefan zu Siraßburg an 
die Bischofskirche zu deren wirtschaftlicher Hebung — quatinus . . episcopus . . 
suique in perpetuum successores liberam de eadem abbatia deinceps habeant 
Viger . . et in usus aecclesiae quicquid iure sibi libeat omnibus modis 
aciendi. ‘ 
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- Salz und Brendlorenzen'). Gewóhnlichen Fronhófen gleich werden 

— letztere beiden Gotteshäuser mit allem Zubehör an wirtschaftlichen 

Gütern der ersteren Kirche als Nutzungsobjekte übertragen ?), 
zum Dienste und Gebrauche der Kanoniker, wie ausdrücklich 
hinzugefügt wird). 

Wie ganz anders sieht dagegen ein zweiter vóllig gleich- 
zeitiger Fall einer von einer anderen Kirche abhängigen Anstalt 
aus, beurkundet durch denselben Herrscher. Am 28. Juni 974 
verbrieft Otto Il. dem dem Erzstifte Magdeburg unterstellten 
Kloster Borghorst die Privilegien®). Letztere Anstalt war von 
der Gründung an der Metropolitankirche unterstellt worden. Die 

— Herrschaft der Erzbischöfe war jedoch äußerst beschränkt, nament- 
lich in materieller Hinsicht. Vor allem sollte das Nonnenkloster 
in seinem Bestande und in seiner geistlichen Wirksamkeit sicher- 
gestellt werden. Der Erzbischof war in erster Linie Schirmherr 
und bezog dafür einen kleinen Zins’). Aber auch der Kaiser 
nimmt den ganzen Besitz in seinen Schutz®). Das Klostergut 
sollte damit ausschließlich (abgesehen von der kleinen Schutz- 
abgabe) dem klösterlichen Dienste sichergestellt bleiben. Das 

Kloster erhält auch eine besondere Immunität und einen eigenen 

Vogt. Der Erzbischof sollte es zwecks Vornahme geistlicher 


1) Mon. Germ. Dipl. II, 99 f. Nr. 84. 


2) Duas nostri iuris ecclesias quarum una in loco Salze, altera in villa 
Brenden sita est, ad ecclesiam in Aschaffenburg que est consecrata in honore 
sancti Petri . . nostre imperialis potencia auctoritatis in proprium ac perpetuum 
usum concessimus, largiti sumus firmiterque donavimus, cum utriusque sexus 
mancipiis edificiis terris cultis et incultis prais pascuis silvis aquis aquarumve 
decursibus molendinis mobilibus et immobilibus vineis decimacionibus viis et 
inviis exitibus et redditibus quesitis et inquirendis et cum omnibus iure 
legaliterque ad has predictas ecclesias pertinentibus . . 


: 

3) Eo racionis tenore ut hec ecclesie cum suis appertinenciis ad illam 

iam dictam ecclesiam sancti Petri . . et ad servicium perpetuumque usum 
canonicorum ibidem deo . . famulancium . . appendant perpetuoque pertineant. 

Vgl. damit Nr. 98 S. 112 (975) : Schenkung einer anderen Kirche an Aschaffenburg. 


4) Nr. 86 S. 101 f. 


| 5) Adalbertus sancte Magdeburgensis ecclesie archiepiscopus nostram 
adiit serenitatem quoddam ferens preceptum, cuius auctoritate piissimus genitor 
noster imperator augustus cenobium quoddam sanctimonialium Buorchuorst 
nuncupatum, duarum Christi-ancillarum Berthe atque Hathwige primo labore 
dei servitio constructum et ab ipso iam primordio ad eiusdem archiepiscopi 
— Magdeburgensis ea ratione subsidium mondiburdio dicatum quod per sin- 
gulos annos decem solidi inde persolvantur, in sui tutaminis conclusit defensione, 
VD dan iam dictus archiepiscopus ut idem preceptum nova nostra auc- 
toritate firmaretur. 

6) Cuius nos petitioni benigne consentientes . . idem monasterium cum 
omnibus apertinentiis eius in nostrum etiam conclusimus mundiburdium, cum 
utriusque sexus mancipiis edificiis terris cultis et incultis pratis prascuis silvis 
elc. et cum omnibus ad hoc iure pertinentibus. Vgl. Stengel, Immunität 
S. 576 ff. 

5* 
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Handlungen überhaupt nur auf Bitten der Äbtissin betreten dürfen '). 
Der Konvent erhält das Wahlrecht, indes ward die Wahl an die 
Zustimmung des Erzbischofs gebunden). Aus allem ist ersicht- 
lich, daß hier in der Beziehung des Klosters zur übergeordneten 
Bischofskirche die materielle Seite ganz zuriicktritt. Man möchte 
das Verhältnis mehr ein familienrechtliches, vormundschaftliches 
als ein vermögens-rechtliches nennen. Es geht nicht an, solche 
Anstalten mit den als Nutzungsobjekte für andere verwendeten 
Kirchen einfach auf eine Linie zu stellen. Die Lage war eben 
im einzelnen äußerst wechselvoll und tausende von anderen Bei- 
spielen lehren dasselbe und zeigen noch zahlreiche weitere Ver- 
schiedenheiten, die in ein wissenschaftliches System zu bringen, 
eben die Aufgabe dieser Ausführungen sein soll. 

Auch der Rang eines Gotteshauses, ob höher oder niedriger, 
macht dabei nichts aus. Wie es einerseits Niederkirchen mit 
nur einem Geistlichen gibt, die in sehr freier und gesicherter 
Stellung erscheinen), so andererseits auch Konventskirchen, die 
fast nur als Nutzungsobjekte erscheinen®). Alles kommt da also 


1) Iubemus ut nec eiusdem loci episcopus nisi precatu abbatisse idem 
monasterium ad sanctimonales velandas, capellas dedicandas vel etiam clericos 
ad gradus promovendos ingredi presumat nec iudex publicus vel exactor seu 
quislibet iudiciare potestatis illarum servis vel'latis aliquam iniuriam vel dis- 
trictionem inferre aut equos tollere, freda inde exigere vel mansiones poscere 
vel actionis ullius rationem nisi coram illius cenobii advocato quisquam facere 
presumat vel potestatem habeat. 


2) Insuper etiam arbitrium illis concessimus abbatissas inter se eligendi, 
.Scilicet quamdiu ex supradictarum Christi ancillarum genere aliqua ibidem 
tali digna officio repperiatur, communi consensu eligatur, post autem huius 
generis defectum de ceteris, si qua probabilis ad eandem dignitatem fuerit, 
licenter abbatissa constituatur; sed nulla omnino illic fiat electio nisi sub 
iam dicti Magdeburgensis archiepiscopi coniventia. 

3) Beispiele unten $ 4 ff. 


4) Oft wird der ausgesprochen wirtschaftliche Zweck einer Kirchen- 
übertragung ausdrücklich hervorgehoben. Dafür dienen namentlich jene 
(zahlreichen) Fälle als Belege, in denen ein Stift oder Kloster einer anderen 
Kirche übertragen werden, um deren wirtschaftlicher Not aufzuhelfen, also 
ganz ähnlich wie bei den späteren Inkorporationen. Vgl z. B. Ottos II. Urk. 
Nr. 99 S. 1121. (975): gibt dem Bistum Toul die in spätkarolingischer Zeit. 
durch Säkularisation entzogene Stifts- (Kanoniker-) Abtei S. Die zurück — con- 
dolendo et compatiendo deplangentes paupertatem apud nostram serenitatem 
sanctae Tullensis ecclesiae cui praeest venerabilis Gerardus episcopus, ad 
cuius molem inopiae subveniendam (bitten die Intervenienten), quod . . iamdictae 
Tullensi saedi abbatiam sancti Deodati redderemus . . Stellt die Abtei mit 
allen Klöstern und Niederkirchea zurück zu immerwährendem Besitz und Dienst 
für das Hochstift. Includimus denique tam ipsam abbatiam quondam cum 
monachis, modo vero cum canonicis provisam quam caetera eiusdem monasteria 
villas ecclesias minores possessiones quoquo modo sitas terrasque cultas et 
incultas monetam theloneum mercatum campos vineas etc. et omnia iure 
legaliterque ad eandem abbatiam pertinencia ac respicientia, eo quoque tenore 
ut haec abbatia cum integris appendiciis suis ad eandem sanctae Mariae 
sanctique Stephani ecclesiam uti caeterae res unquam a regibus sive impe- 
ratoribus ad ecclesiam datae pertineat perpetuoque deserviat. Hier ist das 
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auf die Lage des Falles an. Es geht doch nicht an, so verschiedene 
Dinge einfach zu vermengen. Und so sehr erscheint es der 
damaligen Zeit selbstverständlich, jede Dienstleistung im einzelnen 
durch besondere Verfügung zu regeln, daß es geradezu hervor- 
gehoben wird, wenn einmal außer dem geistlichen Dienste von 
einer untergebenen Kirchenanstalt seitens der Oberkirche nichts 
weiter an besonderen Leistungen verlangt wird!). Nur die konkrete 
Wirtschaftslage gibt sonst über derartige Leistungen Aufschluß. 
Auch befindet sich eine und dieselbe Kirche zu verschiedenen 
Zeiten in sehr verschiedener Lage. Die Unterwerfungsverhältnisse 
erfahren auch in dieser Hinsicht fortwährende Änderungen. Die 
Stellung einer und derselben bischöflichen Abtei im 10. Jh. ist 
schon der allgemeinen Zeitlage nach ganz verschieden von der 
: im 9. oder 11. Alles Nähere kann da wieder nur der genau 
lokalisierte Einzelfall lehren. Namentlich machen die Pertinenz- 
kirchen höherer Kirchen auch die weltliche Machtentfaltung der 
letzteren, die Erwerbung von zahlreichen öffentlichen, ja hoheit- 
lichen Befugnissen, zum guten Teile mit. | Ä 
Zu den äußerst zahlreichen Unterschieden in der rechtlichen 
Stellung der Kirchen gesellen sich dann aber noch weitere durch 
tatsächliche Macht herbeigeführte. So — um nur wieder ein 
Beispiel aus sehr vielen herauszugreifen — gründet und dotiert 
i. J. 1019 Bischof Bernward von Hildesheim das St. Michaels- 
kloster mit der Weisung, daß es von jedem irdischen Dienste 


untergebene Stift nicht mehr bloß eine agrarische Fronhofswirtschaft mit 
Zubehör wie in der Karolingerzeit, sondern hat schon Markt, Münze und Zoll 
in seinem Besitz. Oder vgl. z. B. Ottos II. Diplom für das Nonnenkloster des 
h. Petrus zu Metz Nr. 159 S. 179 (977): de ecclesiarum vel rerum ad eandem 
abbatiam pertinentium . . quia ortis seditionibus earundem ecclesiarum quedam 
ab abbatig eiusdem usibus per violentiam erepto sunt, ut . . easdem ecclesias 
in stipendium sanctimonialibus . . restitueremus etc. assensum prebentes 
cunctas eiusdem abbatiae ecclesias resumentes earumque usibus in integrum 
concedendo restituentes (19 aufgezählte Kirchen mit mehreren Kapellen) 
iubemus, ut pretaxata abbatissa eiusque monache per omnia succedentes (!) 
tempora easdem ecclesias ab hodierna die.et deinceps ad communem utilli- 
tatem in perpetuum habeant et possideant. Also als Nutzungsobjekte zu 
gemeinsamen Gebrauch. Ueber die nähere Stellung dieser Kirchen später (S 8). 


1) Z. B. Ottos HI. Privilegien für das dem Erzbistum Bremen unter- 
stellte Kloster Heeslingen Nr. 24a u. 6 Mon. Germ. Dipl. II, S. 422 ff. (986), 
regeln genau die Besitzverhältnisse, die Leitung. durch den Erzbischof (vgl. 
über dies alles unten S 6), dann heißt es (24 b S. 424): Nullum eis servitium 
speciale imponimus preter id quod ad divinum cultum pertinet. — Auch viele 

eichsklöster waren jeglichen weltlichen Dienstes gegen Dritte entbunden; 
so vor allem (grundsätzlich) die Benediktinerklöster mit Wahlrecht (praktisch 
war es freilich oft anders). Vgl. z. B. Heinr. II. für Memleben Nr. 25 S. 28 
(1002): nulli umquam aliquod terrenum servicium debeant, sed cuncta, quae 
habent vel in posterum habituri sunt, abbas cum monachis ad eorum 
necessaria, prout eis visum fuerit, constituat atque disponat. — Ueber den 
Reichsdienst der Reichskirchen handle ich andernorts ausführlich. 
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frei sein und nur der defensio und dem patrocinium der Bischöfe 
(seiner Nachfolger) unterstehen solle!) Wie willkürlich aber 
trotz dieser Bestimmung schon seitens der nächsten Nachfolger 
des Gründers über das Klostergut verfügt wurde, zeigen uns in 
dem Falle die Quellen ganz genau?) Daß man sich aber über 
rechtliche Schranken auch gelegentlich — und häufig genug — 
hinweggesetzt hat, ist wieder kein Beweis dafür, daß jene nicht 
vorhanden waren. Rechtsverletzungen kommen zu allen Zeiten 
und inbezug auf jedes Recht vor. In anderen Fällen wieder 
werden nämlich die gewährten Privilegien gewissenhaft beobachtet. 
Alles erklärt sich eben wieder nur aus den besonderen Umständen 
des Einzelfalles. Erst die tatsächliche Wirtschaftslage gibt den 
rechtlichen Gebilden ihre Färbung. Diese ist nicht typisch fest- 
gelegt und überall nur aus den Einzelheiten zu erkennen. Dies 
auch noch in anderer Hinsicht. 

Wenn z. B., wie dies im späteren Ma. so oft geschieht, die 
Angliederuug einer Kirche oder eines Amtes an ein arideres mit 
der Weisung erfolgt, dem Vikar des inkorporierten Institutes sei 
eine portio congrua zu belassen, während die Stelle, zu deren 
gunsten die Einverleibung erfolgt, das ganze übrige Erträgnis 
des angegliederten Institutes zu erhalten habe, so kann man die 
Tragweite, die Bedeutung einer solchen Maßnahme, ihre sozial- 
ökonomische Funktion, doch nur dann ermessen, wenn man die 
gegenseitigen Größenverhältnisse des Besitzes im Einzelfalle 
kennt. In der Erforschung der Wirtschaftslage liegt also der 
wahre und auch der einzige Schlüssel für ein restloses Erfassen 
der rechtlichen Einrichtungen selbst und ganz besonders im Ma. 
Mit ganz verschiedener Wirtschaftslage kann gleiche Rechtslag 
und umgekehrt gegeben sein. | 

Hat man daher die rechtliche und die wirtschaftliche Seite 
einer Einrichtung in der wissenschaftlichen Betrachtung auch 
stets zu trennen,?)) so kann dies doch wieder nur in dem 
Sinne geschehen, daß auf die Analyse die entsprechende Synthese 
folgt und nur das eine aus dem anderen — bei voller begriff- 
licher Trennung beider — verstanden werden kann. 


1) Janice, UB. des Hochst. Hildesheim I, 57. 
2) A. a. O. S. 791. Nr. 81 (1038—1044). 


3) Dem Schreiber dieser Zeilen war es von Anbeginn seiner Forschungen 
klar, daß man namentlich zur Durchdringung der Kirchengutsverhältnisse in 
ihrer ausgedehnten geschichtlichen Entwicklung die wirtschaftliche von der 
rechtlichen Frage durchaus trennen müsse, ohne indes das eine ohne das 
andere verstehen zu kónnen. Sie verhalten sich zueinander wie Form und 
Inhalt. Vgl. schon »Bischofsgute I, bes. S. 10 ff. u. S. 32 ff. | 
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So und nur so ist es m. E. zu erklären, daß kirchliche An- 
stalten der gleichen hierarchischen Qualität und geistlichen Funktion 
und auch der gleichen ursprünglichen Rechtslage in vermögens- 
rechtlicher Hinsicht so ganz verschiedene Entwicklungswege ein- 
schlagen konnten; daß z. B. die Gruppe der bischöftlichen (d. h. 
zur Bischofskirche gehörigen) Klöster und Stifter einen so mannig- 
faltigen Entwicklungsverlauf zeigt. Nur die konkrete Wirtschaftslage 
war dafür bestimmend und bildet das wichtigste Erklärungsmittel 
- für diese Verschiedenheit. Hatte ein Kloster reiche Überschüsse 
seiner Wirtschaft über den -eigenen Bedarf, so vereinigten sich 
darauf die Bestrebungen aller möglichen Interessenten, auf Seite 
des Staates wie der Kirche selbst. Bei einem armen Institut, 
das kaum den eigenen Bedarf deckte, wurde die Frage der 
Aufstellung von Vasallen, der Auflage von Servitien u. dgl. oft 
gar nicht aufgeworfen, weil wirtschaftlich unmöglich. Tatsächlich 
wurden auch bei den Reichskirchen von diesem Gesichtspunkte 
aus wichtige Unterschiede aufgestellt. Und ebenso waren solche 
auch bei den untergebenen Anstalten anderer Kirchen in großer 
Zahl vorhanden. Ja, von da aus erschließt sich erst das Ver- 
ständnis für die nähere Ausgestaltung und die große Mannig- 
faltigkeit aller dieser Verhältnisse. Die wirtschaftlichen Möglich- 
keiten lagen eben überall anders. Und daher waren es auch deren 
Auswirkungen. Das zeigt sich auch noch in folgender Hinsicht. 

Sehr oft wurde nämlich, wie bemerkt, bisher bereits (auch 
andererseits) auf die Tatsache hingewiesen, daß geistliche Institute 
im Ma. Gütern gleich an andere Kirchenanstalten übertragen wurden, 
um diesen wirtschaftlich zu dienen. Sehr oft aber — was bisher in 
den Betrachtungen gänzlich übersehen worden ist — erfolgte die 
Angliederung einer Kirchenanstalt an eine andere zu dem aus- 
gesprochenen Zwecke, um der ersteren — wirtschaftlich schwächeren 
— und nicht der letzteren, in deren Vermögen jene übertragen wurde, 
aufzuhelfen. Und damit erhält das Bild der Einverleibungen einen 
ganz neuen Zug. Sie wurden zum Nutzen der einverleibten Institute 
vorgenommen und nicht derjenigen, denen gegenüber die Ver- 
gabung erfolgte. Ihre Bedeutung war daher wechselnd. 

Im Jahre 1015 schenkte Kaiser Heinrich II. dem Kloster 
Hersfeld das Kloster Memleben!). Die Übertragung erfolgte 
mit allem Zubehör?) in die volle Disposition des Abtes von 

1) Mon. Germ. Dipl. IIT, 418 f. Nr. 331. 

2) Mimeleiuensem abbatiam Heroluesueldensi abbatiae eiusque venerando 
abbati Arnoldo suisque successoribus in integrum cum omnibus eius pertinentiis 


sive appendiciis, terris videlicet cultis vel incultis mancipiis utriusque sexus 
burcwardis villis aedificiis etc. concedimus atque largimur . . 
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Hersfeld'),jedoch mit der ausdrücklichen Begründung, daß Memleben 
arm sei und seinem Mangel eben durch die Vergabung an das reiche 
Hersfeld abgeholfen werden solle, aus dessen Überfluß die not- 
-leidende Anstalt nunmehr alles Nötige bekommen solle?). Also 
eine völlige Umkehrung der für Kirchenübertragungen gewöhnlich 
angenommenen Sachlage. Und ähnliches findet sich oit. Vielfach 
wird also die Übertragung von Klöstern und Kirchen an andere 
derartige Institute mit der wirtschaftlichen Schwäche der ersteren 
Anstalten begründet, die ihnen nicht einen selbständigen Bestand 
ermógliche?). Es ist also der Gedanke der wirtschaftlichen Stärkung 
durch Vermögensvereinigung, der hier hervortritt. Oft heißt es 
daher auch, eine Einverleibung erfolge im Interesse beider An- 
stalten. Heinrich Il. gibt i. J. 1016 dem Bistum Bamberg sein 
Hauskloster Deggingen*), damit dem Hochstifte ein Dienst ge- 
leistet, der Abtei jedoch der nötige Schutz zuteil wurde). Tat- 
sächlich wird dem Kloster eine sehr freie Stellung zuerkannt®). 
Man hat also immer die wirtschaftliche Bedeutung und den 
Endzweck im Auge zu behalten, wenn man die Tragweite einer 
Einverleibung im Einzelfalle verstehen will. 


1) De nostro dominio in eius ius et dominium omnino transfundimus, ea 
quippe ratione ut predictus Arnoldus abbas successores de prenominata abbatia 
eiusque pertinentiis dehinc liberam habeant ad usum aecclesiae potestatem 
quicquid eis placuerit faciendi, omnium hominum contradictione remota. 

2) Qualiter nos divini amoris instinctu pro remedio animae nostrae 
cuiusdam abbatiae Mimeleua dictae inopiam considerantes fratrumque ibi deo 
famulantium penuriam inspicientes hoc modo eis providere decrevimus, ut 
eandem abbatiam Heroluesueldensi abbatiae tradamus, ea videlicet ratione uti 
ex Arnoldi eiusdem abbatiae abbatis suorumque successorum industria ac 
eiusdem abbatiae copia iam dictorum fratrum relevetur inopia. Mag dies 
auch im Einzelfalle oft phrasenhaft klingen, so liegt doch aus saclichen 
Gründen ein richtiger Gedanke zugrunde. 

Vgl. z. B. die päpstliche Bestätigung (Joh. XIII.) für Eb. Adalbero von 
Reims Gousset, Actes de la province ecclésiastique de Reims I, 623 (972; 
Jaffé? 3762): (bestätigt) monasterium (in Mosomo castro) tuis proprietatibus 
ecclesiaeque tunc terris et ecclesiis dotatum . . Insuper locellum, qui a Stephano 
viro illustri atque eius coniuge Freduide, Tin nomine, constitutus sanctoque 
Remigio suppositus fuit, quem eidem monasterio Mosomo, quia per se ob 
exiguitatem rerum stare non poterat, contulisti. : 

Mon. Germ. Dipl. III, S. 459 ff. Nr. 357. | 

9) Abbatiam in Rhecia . . Teygingen dictam . . nostra ac eorundem 
parentum nostrorum perpetua salute prediorum largitione ditare curavimus 
eamque nostro Babenbergensi episcopatui (also beide Anstalten kaiserliche 
Stiftungen) . . contradidimus, quatinus uni familiare preberetur obsequium 
nec alteri deesset pie defensionis maternale solatium. ' 

) Porro locum (Kloster) ipsum ab omni oppressione liberum fore 
censemus statuentes, ut quascumque possessiones, quecumque predia vel a 
parentibus nostris vel a nobis aut a quocumque hominum iuste ac. legaliter 
sint vel fuerint eidem loco delegata, sine omni gravamine, sine molestia, sine 
inquietudine servientes inibi deo possideant. Precipiendo itaque iubemus, ut 
nullus archiepiscopus episcopus dux marchio comes nulla denique magna 
parvaque persona hanc nostre institutionis auctoritatem aliquo conatu infringere 
presumat. Vgl. Mon. Germ. SS. IV, S. 572. 
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Erst dadurch kann es aber auch m. E. verständlich gemacht 
werden, daß eine Rechtseinrichtung wie die Inkorporation i. e. S., 
die in bestimmter Richtung zu wirken berufen war und einen 
bestimmten wirtschaftlichen Erfolg herbeiführen sollfe und für 
die Mehrzahl der Fälle auch wirklich herbeiführte, doch unter 
Umstánden auch das Gegenteil von dem bewirken konnte, was 
sie eigentlich bezweckte. Wenn wir daher in den Quellen ge- 
legentlich auch hören, daß die Inkorporation einer Kirche z. B. 
in ein Kloster für diese Anstalt so schädlich wirkte, daß die 
Wirtschaftslage der letzteren nach der Einverleibung ungünstiger 
sei als der vorhergehende Zustand, so kann derartiges nicht 
aus der formaljuristischen Betrachtung der Inkorporation — die 
darüber gar nichis aussagt — erkannt werden, sondern nur aus 
den wirtschaftlichen Begleitvorgängen, aus der Verwendung des 
Rechtsinstituts im Einzelfalle. Und dann darf aus solchen Fällen 
auch nicht etwa ein Gegenargument gegen die Grundauffassung 
der ganzen Einrichtung und ihre zormale Bedeutung und Funktion 
gewonnen werden. Dies wäre ebenso verkehrt. 

Und tatsächlich gibt es solche Äußerungen der Quellen, 
worauf gleich hier einleitungsweise noch hingewiesen sei, damit 
später der Gang der Erörterungen durch solche scheinbare Gegen- 
argumente nicht gestört werde. Normal hatte eine Inkorporation 
den Zweck, der Einrichtung, für die sie erfolgt, Einkünfte zuzu- 
führen!). Wegen Schmalheit der Bezüge eines Instituts, wie fast 
stets ausdrücklich hervorgehoben wird, werden diesem Kirchen 
inkorporiert?). Trotzdem hören wir aber gelegentlich auch vom 
umgekehrten Ergebnis; das angegebene Ziel der Inkorporation 
wurde nämlich durchaus nicht immer erreicht. Und das ist für 
eine gründliche Betrachtung dieser Einrichtung besonders inter- 
essant, ja zu wissen unentbehrlich. Es findet seine Erklärung 
ausschließlich in der Wirtschaftslage des Einzelfalles; denn oft 
war z. B. bei Umwandlung eines geistlichen Patronates in das 
durch die Inkorporation begründete Rechtsverhältnis jenes das 
einträglichere Recht. Dies zeigt uns mit-besonderer Deutlichkeit 
z. B. folgender interessante Fall. 
~ D Aus sehr vielen Fällen vgl. z. B. Joerres, UB. von St. Gereon (Köln) 
S. 95 (1234) Nr. 99: ad supplementum defectus prebendarum — erfolgt die 
Inkorporation von Kirchen. | | 

2) Eine häufig angewandte Formel ist folgende ; z. B. Lünig, Spizilegium II, 
401 f. (1425): Cum . . fructus, redditus et proventus episcopalis mensae 
Lubec. adeo tenues sint et exiles, quod ex illis episcopus Lubec. pro tempore 
existens, statum suum, iuxta suae episcopalis dignitatis decentiam, commode 
tenere et onera ei incumbentia supportare congrue non possit, parrochiales 


ecclesias . . cum omnibus iuribus et pertinentiis suis praefatae mensae in 
perpetuum unire, annectare et incorporare de benignitate apostolica dignaremur. 
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Der mensa fratrum des Prämonstratenserstiites Bellelay 
(Diözese Basel) wurden mehrere Pfarrkirchen inkorporiert, an 
denen dem Stifte vorher der Patronat zugestanden hatte. Nach 
einiger Zeit kamen nun die Brüder klagend vor den Bischof und 
baten ihn, die Inkorporation wieder rückgängig zu machen und 
das frühere Patronatsverhältnis wiederherzustellen, da sie als Patrone 
von der Kirche mehr Einkünfte bezogen hätten als auf Grund 
der Inkorporation?). Begründet wird die Bitte damit, daß ja eine 
Inkorporation den Zweck habe, dem betrefienden Institute, wofür 
sie erfolgt, zu nützen und nicht zu schaden ?2). Der Bischof will- 
fahrt der Bitte und stellt den früheren Zustand wieder her, indem 
er das Inkorporationsverhältnis wieder aufhebt?) Und solche 
Fälle sind sehr merkwürdig und, wie gesagt, für das Verständnis 
des ganzen Institutes besonders wertvoll. Näher kann darauf 
natürlich erst später eingegangen werden. ' 


Vielgestaltig und daher nur aus der besonderen Regelung 
und der konkreten Sachlage des Einzelfalles verständlich wurden 
die Verhältnisse namentlich durch die Inkorporation höherer 
Kirchenanstalten mit ausgebildeten Einrichtungen im Innern und 
einer größeren Wirtschaftsführung in andere ähnliche Institute, 
in Kapitel u. dgl. Dies kam natürlich nicht nur im früheren 
Ma., sondern auch noch nach dem 12. und 13. Jahrhundert — 
hier beginnen ja erst die Inkorporationen i. e. S. — vor. Diese 
späteren Gebilde sind also durchaus nicht etwa, bloß auf Nieder- 
kirchen beschränkt. So wurde z. B. 1256 eine Abtei mit ihrer 
ganzen Herrschaft der mensa communis der residierenden Chor- 
herren des Kollegiatstiftes St. Julien-de-Brioude zugewiesen 4). 
Aber auch weit darüber hinaus findet sich die Inkorporation 
hóherer Kirchen. Ich erwáhne hier nur etwa aus dem 18. Jh. 
die Inkorporation der Nikasiusabtei zu Reims in die h. Kapelle 
von Frankreich, übrigens durch den König vorgenommen‘). 


1) Trouillat, Monuments de Bale IV, 635 ff. (a. 1400). 


2) Cum parochiales ecclesie cum suis decimis, piis et religiosis locis 
solummodo incorporentur, non ut noceant, sed ut prosint, scilicet ad releuandum 
onera debitorum et alias necessitates eis incumbentes, propter quas in congrua 
eorum sustentatione patiuntur defectus. ` 


3) Ideoque . , auctoritate nostra ordinaria, qua fungimur in hac parte, 
(die Verhältnisse) in statum pristinum reducendas fore decreuimus et decer- 
nimus; cassamusque, restituimus et dimittimus et in statum pristinum, in quo 
ante incorporationes huiusmodi fuerant, decreuimus per hec scripta. 

4) Gallia Christ. II b 138 f.: Decretum Brivatensis capituli, quo abbatia 
s. Germani in Embronio cum universis dominiis ecclesiae Brivatensis communi 
canonicorum residentium mensae addicta fuit. ' 


5) Mémoires du Clergé Bd. XI, Sp. 286 f. (1704). 
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Zu erwähnen ist auch schon hier, daß Inkorporationen keines- 
—wegs etwa bloß zugunsten von Konventualkirchen vorgenommen 
_ wurden. Der Ausdruck hat mit dem Worte »Korporation« gar nichts 
zu schaffen?). Auch einzelne Aemter, Stiftungen, Anstalten ohne 
korporatives Element wurden auf diese Weise wirtschaftlich unter- 
— stützt. Sehr häufig ist die Inkorporation in die bischöfliche mensa, 
—wie ja überhaupt die sg. Tafelgüter, wie wir sehen werden, in der 
ganzen Entwicklung, namentlich der eigentlichen Einverleibungen, 
eine besondere Rolle spielen. Das führt auch nach dieser Seite hin 
zu gewissen Ablegern der ganzen Entwicklung und zu Übergängen 
gegen benachbarte Erscheinungen hin, die mit den eigentlichen 
Inkorporationen wenig oder nichts mehr gemein haben. Überhaupt 
- fällt die Hauptbedeutung des ganzen Institutes in das Vermögens- 
redit. Die sonst damit gelegentlich verbundenen Erscheinungen, 
z.B. in personeller Hinsicht (Besetzung der geistlichen Stellen durch 
Mitglieder des Konventes, zu dessen Gunsten die Inkorporation 
erfolgte u. dgl.), sind nur Beiwerk, das oft davon überhaupt zu 
trennen ist. So galten z. B. untergebene Kirchen und Klöster, die 
mit Mitgliedern des Hauptkonventes besetzt wurden, deshalb noch 
nicht als inkorporiert?). Natürlich sind Inkorporationen einzelner 
Ämter in andere auch nicht zu verwechseln mit anderen Formen 
der unio, namentlich mit bloßen Personalunionen. Trotz vielfacher 
Verbote, die gegen Ämterkumulationen erlassen wurden, finden sich 
doch zahlreiche Ausnahmen hiervon. Namentlich ist die Vereinigung 
mehrerer Prälaturen in einer Hand zu allen Zeiten ungemein häufig. 
Insbesondere standen Bischöfe oft als Äbte den Klöstern vor, 
ohne daß dabei von einem Inkorporationsverhältnis irgendwelcher 
Art an sich die Rede sein müßte ?). So leitete gegen Ende des 
10. Jh. Bischof Oliba von Vicque (Ausona) neben seinem Bistum 
- auch noch 38 Klöster (keineswegs bloß die bischöflichen Pertinenz- 


i | | I 


1) Der Begriff gehört als solcher daher keineswegs ausschließlich oder 
auch nur vorwiegend dem Ordensrechte an. Vgl. dagegen bes. Schueller, Die 
Inkorporation von Kirchenámtern etc., Wien 1900, der seine eigentlichen Aus- 
führungen (»Die Gesch. d. Ink.« S. 5 ff) mit dem Satze beginnt: »Das Institut 
der I. hat sich an den Klöstern ausgebildet; es wird daher seine Gesch. zum 
großen Teile auch eine Gesch. des Ordenswesens und der Klöster sein«. 
— Auch von vielen anderen Schriftstellern wird der Ursprung der Inkorporation 
mit den zahlreichen Vergabungen von Kirchen an Klöster im früheren Ma. 
in Verbindung gebracht. Aus der Sonderliteratur vgl. bes. Kujava, De 
incorporatione beneficiorum, Glatz 1872, S. 16 f.; Foesser, De unione, speciatim 
de incorporatione beneficiorum, S. 23 f. Auch schon Hinschius, De iure 
patronatus regio, Berlin 1855, S. 27 f. 

ay. Ge I.SL VI (5, 7). 

3) Monum. Corbei. (Jaffé, Bibl. I) S. 314 f. Nr. 57 (1147): Bischof von 
Lüttich als Abt von Stablo. Und häufig. Stablo war ein Reichskloster und 
meist mit Malmedy durch Aebte vereint. 


76 | Poscl 


klöster) '). Auch der Fall findet sich häufig, daß Kirchenanstalten 
an Bischöfe persönlich als Lehen?) oder Eigen auf Lebenszeit?) 
übertragen wurden, nicht an ihre Bischofskirchen. Insbesondere 
erhalten Bischöfe (samt ihrer Vasallität) auch in dem großartigen 
Säkularisationsprozesse kirchlicher Güter, der inspätmerowingischer 
beginnt und im 10. Jh. seinen Höhepunkt erreicht*), zahlreiche 
Güter und Kirchen anderer, ihnen nicht temporell unterworfener 
Kirchen als persöhnliche Lehen). Gelegentlich nehmen sie bei 
solchen Gelegenheiten sogar den Abtstitel an). Und -selbst die 
bedeutendsten Reichsabteien erfuhren oft — trotz ihrer Privilegien 
— dieses Schicksal”). 

Und so ergibt sich eine große Mannigfaltigkeit der Gebilde, 
die einer Klarlegung dringend bedürftig erscheinen. Wenn nämlich 


1) Gest. com. Barcinon. I, 10 Marca, Marca Hisp. 543. . 
| 2) Vaissete, Histoire de Languedoc II b Sp. 79 (937): (Bischof von 

Le Fuy) — locum sancti Theofredi Calmiliensis coenobii, quod olim regale 
fuit, et a praedecessoribus nostris regali beneficio obtentum, et per incuriam 
et saecularem cupiditatem res praefati loci male direptae sint, et exigente 
inopia religionis status inibi penitus annihilaretur . . 

3) Ein Beispiel Ottos I. u. II. Verleihung der Marienkapelle zu Regensburg 
an den Bischof Rihpeit von Brixen — usque ad obitum vitae ey in pro- 
prietatem donaverat. (Vgl. bes. Mon. Germ. Dipl. II, S. 21 f. Nr. 14). Oder 
vgl. Mon. Germ. Dipl. V, S. 187 Nr. 148, Kopfnote; Heinr. II. Nr. 5 S. 5 (1002). 

4) Vgl.in diesem Archiv 1925 meine Abh. »Kirchengutsveräußerungen« 
etc. Solange meinen dort durchaus auf exakt quellenmäßiger Grundlage 
aufgebauten Ausführungen seitens Einzelner nichts als leere, unbewiesene 
E UDEENGEn entgegengehalten werden, habe ich nichts weiter darauf zu 
erwidern. 

5) Vgl. z. B. das Restitutionsdiplom Ottos II. für S. Maximin bei Trier 
v. J. 973 Mon. Germ. Dipl. II, S. 67 f. Nr. 57: redimus coenobitis sancti 
Maximini quicquid predictus confessor (in mehreren aufgezählten Gauen) habere 
dinoscitur, scilicet totum quod hactenus Ruopertus Magonciacensis archiepi- 
scopus in beneficio tenere videbatur vel milites eius, damit die Mónche lieber 
für Kaiser und Reich beten.  Befiehlt — ut predicte proprietates . . usui 
monachorum perpetualiter serviat (!) nullusque successorum nostrorum, regum 
videlicet vel imperatorum, eas inde auferre vel in beneficium dare presumat. 
Oder vgl. Otto II. Nr. 282 Dipl. II, S. 329 (982) für Nonantola: monasterium 
iam per quinquaginta annos et amplius propter .episcopos qui pene tota 
ipsius monasterii terram pro benefitio tenuerunt, desolatum et ad nichilum 
prope redactum sit etc. 

Z. B. Otto IIl. Nr. 308 Mon. Germ. Dipl. II, S. 729 (998) für Bobbio: 
Audivimus etiam Gisiprandum quendam Terdonensem episcopum aliquam 
prefatae abbatiae partem contra predecessorum nostrorum decreta et apostolica 
Romanorum pontificum privilegia (über die Unveräußerlichkeitsprivilegien 
i. allg. meine Abh. »Kirchengutsveräußerungen« etc. nächste Anm. und unten 
§ 6) in beneficium adquisisse eamque ex maxima parte commutasse, sumpto 
sibi nomine abbatis etc. Ueber die benefizienrechtl. Bedeutung solcher 
Stellen »Entst. des geistl. Benefiziums«. MP 

. 7) Z.B. vor. Anm. Oder Otto III. Nr. 331 S. 759 f. (999) für Farfa: Abt 
hatte geklagt (unter Vorlage älterer Reichsprivilegien) — quia ipsum monasterium 
Hugoni episcopo in beneficium concessimus, quod ignorantes fecimus. Gibt 
dem Kloster die Freiheit zurück — ut amplius in eternum nunquam detur per 
nos nec per nostros successores in beneficium, sed semper permaneat rei 
publicg destinatum, abbati mancipatum, nulli alteri subiectum vel prestitum. 
(Auch gegen den Papst richtet sich das Verbot). | 
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auch einzelne Teilstücke der ganzen großen Entwicklung bereits 
bekannt geworden sind!), so sind doch noch sehr viele andere 
überhaupt ganz unerforscht und die großen Zusammenhänge noch 
unaufgeklart. Namentlich mußte die formal-juristische, lediglich 
auf Gesetzestexte gestützte, vom praktischen Rechtsleben jedoch 
abgekehrte, weltfremde Betrachtungsweise auf diesem Boden völlig 
versagen und zu ganz einseitigen Ergebnissen gelangen. Einer 
Aufklärung bedarf namentlich das Verhältnis der Inkorporation 
zum geistlichen, namentliche bischöflichen Patronat und zu den 
bischöflichen Kallationsrechten überhaupt sowie auch aller dieser 
Größen untereinander. Ferner das Verhältnis der Inkorporation 
zum Eigentum, namentlich nach dessen Teilung in Ober- und 
Nutzeigentum, an Kirchen oder Kirchteilen. Vor allem ist eine 
viel stärkere Berücksichtigung der Konventualkirchen in der Dar- 
stellung des ganzen Erscheinungskomplexes notwendig. Wurde 
die Frage der Inkoporation bisher weit überwiegend bloß im 
Hinblicke auf die Verhältnisse der niedrigsten Gotteshäuser (mit 
Einzelgeistlichen) erörtert, so ist doch auch da die Entwicklung 
der höheren Kirchen ungleich wichtiger und ergiebiger. Schon 
wegen der wesentlich reicheren inneren Gliederung der Konvents- 


1) Von bisheriger Literatur namentlich, außer den zahlreichen Lehr- 
und Handbüchern (vor allem Ainschius, KR. II, S. 436 ff), die meist nur kurze 
Zusammenfassungen bringen, vgl. besonders noch von älterer Literatur die 
bekannten Werke von Van Espen, Diss. canonica de pristinis altarium et 
ecclesiarum | incorporationibus, Opera (ed. Colon. 1729—32) 1I, 827 ff. (auch 
besonders); Neller, De genuina idea et signis parochialitatis primitivae eiusque 
P cipio, incorporatione etc. Trevir. 1752 (Schmidt, Thesaurus iur. eccles. VI, 

. 441 ff.); Derselbe, De iuribus parochi primitivi, Trev. 1752 (a. a. O. S. 466 ff.) ; 
Schloer, De ecclesiarum parochialium saecularitate earumque unione subiectiva 
monasteriis facta, Mogunt. 1753 (a, a. O. S. 502 1f.). Ferner Du Cange, s. v. 
sincorporatio«.. Auch die übrigen Enzyklopädien unter diesem Schlagwort, 
auch die neueren. Muratori, De monasteriis in benef. datis, Antiq Ital. VI, 
301 ff[ Von Neueren überdies aufer den (in vorvoriger Note) genannten 
Schriften Foesser, De unione speciatim de incorporatione beneficiorum, dieses 
Archiv XXI, 353 ff. Finschiss, Zur Gesch. der Inkorporation und des Patronat- 
rechtes, Festgabe für Heffter, Berlin 1873, S. 1 ff. Bluhme, Die Rechtsnachfolge 
der freien Stadt Frankfurt in die Pationatr. des säkularisierten Bartholomäus- 
Stifts etc., Zeitschr. f. KR. IV, 46 ff. Schulte über denselben Gegenstand in 
diesem Archiv XVI, 147 ff. Vering, Ueber d. Eigentumsverhältnisse bz. d. 
inkorp. Pfarreien, dieses Archiv LII, S. 217 ff. Ders., Die rechtl. Natur der 
Inkorporationen, ebenda LIX, 37 ff. Novotny, Die Inkorp. bei der Anlegung 
d. neuen Grundb. in Oest., ebenda LVII, 225 ff. Ders., Das Eigentumssubj. 
einer ink. Kirche oder Pfriinde, ebenda LIX, 44 ff. Scherer, Incorporatio plena 
oder minus plena ebenda LIII, 105 ff. Ders. Ueber das Eigentumssubjekt 
einer inkorp. Kirche oder Pfründe, Oesterr. Zeitschr. f. Verwaltung XX (1887). 
Hinschius, Wer ist als Subjekt des Eigentums bei Grundstücken inkorporierter 


‘Pfarren in den öffentl. Büchern einzutragen? Zeitschr. f. KR. XIX. 223 ff. 


Wahrmund, Das Kirchenpatronatrecht und seine Entwicklung in Oesterreich, I 
(Wien, Hólder 1894) S 92 ff. Michael, Das schlesische Patronat, Beitr. zur 
Gesch. der schles. Kirche und ihres Patronats, Weigwitz 1923 und Midiael, 
Die schlesische Kirche und ihr Patronat I, Görlitz 1926. Vgl. auch noch die 
im Verlaufe der Darstellung angef. Literatur. 
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kirchen und ihrer Güter lassen sich manche grundlegende Er- 
scheinungen überhaupt bloß hier beobachten, insbesondere auch 
für das frühere Ma. Freilich ist aber hier die Entwicklung wegen 
der weit größeren Mannigfaltigkeit und Zahl der in den Quellen 
 überlieferten Fälle auch ungleich schwieriger zu erfassen. 


Wenn daher im folgenden der Versuch gemacht ist, die 
grundlegenden Strömungen in dieser großen und vielgestaltigen 
Entwicklung zur Darstellung zu bringen, das wirklich Wesentliche 
vom Nebensächlichen zu trennen und über Äußerlichkeiten hinweg 
das wirklich Gemeinsame zu erkennen, so ist dies nur durch 
mosaikartiges Zusammensetzen einer ungeheuren Zahl von Einzel- 
bildern, wie sie die reiche Gesamtüberlieferung der Quellen. zu 
erkennen gibt, móglich. Erst dadurch treten die grofen Linien 
der Grundzeichnung deutlich hervor. Und die Hauptschwierigkeit 
liegt hier in der richtigen Ordnung des in fast untibersehbarer 
Fülle vorliegenden Materials einer riesigen Zahl von Einzelfällen. 
Da läßt sich nun m. E. folgendes an großen Bewegungen und 
Linien feststellen. Nicht alles davon kann durch Einzelbelege 
ersichtlich gemacht und erhärtet werden. Die großen Züge 
ergibt vielmehr nur eine Berücksichtigung des Ganzen. Sind 
aber die Grundlinien richtig gezeichnet, so müssen sich alle 
Einzelfälle darin unterbringen und richtig verstehen und einordnen 
lassen. 


$ 3. Entwicklungsstufen und Stoffeinteilung. 


In den bisherigen Ausführungen haben wir den Versuch 
gemacht, den Blick gleichsam aufs Ganze gerichtet, den hier 
behandelten Komplex von Erscheinungen im allgemeinen zu 
kennzeichnen und die wichtigsten Gesichtspunkte zu bestimmen, 
die für seine Beurteilung im ganzen maßgebend sind. Es erübrigt 
nunmehr noch zum Schlusse dieses allgemeinen ersten Abschnittes, 
die Gliederung des Entwicklungsverlaufes in zeitlicher Flinsicht, 
an dieser Stelle zunächst gleichfalls nur in kurzer Übersicht, auf- 
zuzeigen und daraus die Einteilung für die weitere Darstellung 
zu gewinnen, bevor auf die Erörterung und Ordnung der Einzel- 
heiten eingegangen werden kann. 


Da ist zunächst zu betonen, daß die Ausgestaltung der 
Abhängigkeitsverhältnisse unter kirchlichen Anstalten und Ämtern, 
das stärkere oder geringere Hervortreten wirtschaftlicher Interessen 
dabei, in erster Linie von der Beschafienheit bedingt ist, die die 
geistlichen Institute überhaupt jeweils aufweisen. Und deren 
Lage war zu den verschiedenen Zeiten äußerst wechselvoll. Neben 
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ihren geistlichen Aufgaben, die durch die Jahrhunderte eine größere 
Beständigkeit aufweisen, ist vor allem ihre wirtschaftliche Stellung 
stetigem Wechsel unterworfen. Ihre Aufgaben und Ziele waren 
in dieser Hinsicht zu verschiedenen Zeiten ganz anders geartet. 
Das ist das Eine. 

Erschienen also geistliche Institute überhaupt einer Zeit 
mehr als Wirtschaftsgrößen denn als geistliche Einrichtungen, so 
kamen sie als solche auch für die geistlichen Kirchberren, für die 
übergeordneten Gotteshäuser und deren Vorsteher in Betracht, 
trat also auch nach dieser Richtung diese Seite ihres Wesens 
stärker hervor. Namentlich bei gesteigertem Wirtschaftsbedarf. 
Und damit kommen wir auf den zweiten Punkt. 

Nicht nur die Beschaffenheit der Kirchen an sich entschied 
nämlich für ihre mehr oder minder weitgehende wirtschaftliche 
Verwendung und Benützung seitens anderer (übergeordneter) 
geistlicher Anstalten. Hiefür war vielmehr auch der Zustand der 
letzteren und die allgemeine Zeitlage hervorragend von Einfluß. 

In Zeiten gesteigerten Wirtschaftsbedarfes wie in der karo- 
lingischen Periode wurden auch die Kirchen und Klóster zu den 
allgemeinen Lasten stärker herangezogen. Natürlich suchten sich 
da die hóheren Kirchen auch an dem Vermógen der ihnen unter- 
gebenen Anstalten schadlos zu halten und nahmen dieses auch 
für die eigenen Zwecke stärker in Anspruch. 

War dann insbesondere mit dem Vordringen geldwirtschaft- 
licher Gedanken und Einrichtungen seit dem 12. Jh. die Wirt- 
schaftslage der vorwiegend auf ihren Grundbesitz angewiesenen 
Kirchenanstalten schwieriger geworden, so mußten wieder aus 
diesem Grunde Massierungen des Kirchengutes, hauptsächlich 
durch Zusammenlegung kirchlicher Anstalten und Ämter auf dem 
Wege der Inkorporation, erfolgen. 

So bedingte die jeweilige allgemeine Zeitlage die Haupt- 
gesichtspunkte für die nähere Ausgestaltung der Abhängigkeits- 
verhältnisse kirchlicher Anstalten untereinander. In ersterer Hinsicht, 
inbezug auf die wirtschaftliche Bedeutung der Kirchen selbst, 
lassen sich nun folgende Hauptabschnitte auseinanderhalten. 
Zunächst eine älteste Periode. 

Seit christlich-römischer Zeit, ja teilweise selbst schon vorher, 
wurden die kirchlichen Anstalten zu Mittelpunkten von Vermögen- 
schaften, die im Laufe der Zeit oft beträchtlich anwuchsen. Ur- 
sprünglich reine Verbrauchswirtschaften, die lediglich die eigenen 
Bedürfnisse aus den Eingängen (z. B. Geldspenden) zu decken 
hatten, steigerten sie sich bald zu Produktionswirtschaften, die 


80 2 Posdil 


mehr Ertrag abwarten, als sie selbst für ihre unmittelbaren und 
nächsten geistlichen Zwecke verbrauchen konnten. Dies war 
teilweise schon in der Römerzeit der Fall. Kirchen und Klöster 
wurden hier zu Mittelpunkten kleinerer oder größerer Wirlschafts- 
betriebe, die, sehr oft vorzüglich geleitet, vielfach Erträgnisse 
über den eigenen Bedarf abwarfen. Die geistlichen Anstalten 
stellten also auch im Getriebe des damaligen Wirtschaftslebens 
bereits wichtige Knotenpunkte dar. Namentlich größere Kirchen 
mit ihren ausgedehnten Patrimonien und Leihesystemen. 

Als Vermögenswerte traten die Kirchen daher in den Rechts- 
und Wirtschaftsverkehr ein. Und im Hinblick auf diese ihre 
Eigenschaft wurden sie zahlreichen zichthierarchischen Herrschafts- 
verhältnissen unterstellt. Schon im römischen Bereiche also — 
in den westlichen Gebieten zur Zeit des römischen Imperiums, 
in den östlichen Teilen auch nach dem Untergang des west- 
römischen Reiches — bildete sich eine ausgebreitete Laienherrschaft 
über Kirchen und Klöster aus, die sich namentlich auf Seiten 
der Kirchengründer zu weitgehender Beherrschung der geistlichen 
Anstalten auch im Hinblick auf ihre kirchlichen Aufgaben steigerte 
und das Stellenbesetzungsrecht der Ämter, die Beaufsichtigung 
und Überwachung der Geistlichen in den mannigfaltigsten Rich- 
tungen in die Hände des Kirchherren brachte. Vor allem hatte 
er einen weitreichenden Einfluß auch auf die Verwaltung und 
Nutzung des Kirchengutes, den er vielfach im eigenen Interesse 
zur Geltung brachte. 

Ganz ähnlich wie im römischen Machtbereich entwickeln sich 
die Dinge auch z. B. in den keltischen Gebieten, namentlich 
auf den britischen Inseln. Hier standen Kirchen und Klóster wie 
andere Grundherrschaften in mancherlei weltlichen Abhängigkeits- 
verhältnissen. Sie waren organisch in die Klanverfassung eingebaut 
und dort mit wichtigen, auch wirtschaftlichen Aufgaben betraut. 

Im germanischen Herrschaftsbereiche tritt dann zunächst ein 
Rückschlag in dieser Entwicklung ein. Kirchen und Klöster 
erschienen hier fürs erste in idealerer Weise wieder fast aus- 
schließlich als geistliche Größen, mit kirchlichen Aufgaben erfüllt. 
Die ihnen zu diesem Zwecke übertragenen Kirchengüter dienten 
lange ausschließlich oder fast ausschließlich geistl. Interessen. Die 
Quellenüberlieferung gestattet nicht, in den älteren germanischen 
Kirchengründungen und Ausstattungen etwas anderes zu erblicken 
als den Ausdruck des frommen Sinnes der Bevölkerung. Erst 
später traten auch materielle Interessen hinzu. Es kann keine 
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Rede davon sein, daß Kirchen oder Klöster etwa von Anfang an 
Erwerbsunternehmungen gewesen wären, wozu sie in römischer 
Zeit allerdings bereits vielfach geworden waren. Eine solche 
Annahme, wofür die Quellen auch nicht die geringste Stütze 
bieten, wird geradezu durch den Gesamtzustand der damaligen 
Wirtschaftsverhältnisse widerlegt. 

. Überhaupt kommt in der Germanenzeit des frühen Ma. 
gegenüber den Wirtschaftsverhältnissen der spätrömischen Ver- 
kehrs- und Geldwirtschaft wieder viel stärker das Bedarfdeckungs- 
gegenüber dem Erwerbsprinzip imWirtschaftsleben zum Ausdruck). 
Der Zweck einer Einrichtung ist das Primáre, Bestimmende. Er 
bedarf zur Erreichung gewisser Mittel. Man wirtschaftet, um diese 
Mittel zu beschaffen, also nur, um den Bedarf zu decken. Man 
betrachte sich daraufhin etwa die ersten größeren Kirchenstiftungen 
der ersten christlichen Germanenzeit, z. B. die Klostergründungen 
der Merowingerherrscher. Mochte dabei infolge des Gründungs- 
aktes auf Grund der alten eingelebten Bestimmungen der Rómer- 
zeit, die ja in den germanischen Staaten von der Kirche und 
für die Kirche übernommen wurden, zunáchst und von allem 
Anfang an ein Eigentumsrecht der Gründer an ihren Gründungen 
entstehen — was indes keineswegs sicher ist und aus Bezeich- 
nungen wie monasterium nostrum u. dgl. seitens der Kónige 
keineswegs folgt — so war dies doch ein ziemlich leeres Recht, 
wenigstens wirtschaftlich; mochte es auch allenfalls in anderer 
Richtung gewisse Befugnisse gewähren (Stellenbesetzungsrechte 
u. ähnl.), die aber auch ohne Eigentum bestehen konnten und 
auch bestanden, z. B. den alten römischen Kirchen gegenüber, 
die unzweifelhaft juristische Personen waren, wie die Bischofs- 
kirchen selbst. 

Erst das Anwachsen des Kirchengutes, die steigende Be- 
deutung der geistlichen Grundherrschaften, gleichzeitig der steigende 
Bedarf der damaligen Volkswirtschaft an Grund und Boden ließ 
auch hier die materiellen Kráfte des Lebens gegenüber den idellen 
wieder langsam und immer stärker vordringen, doch niemals 
ganz durdidringen. Und gerade die mit unserem Gegenstande 
gegebenen und zusammenhängenden Erscheinungen sind ein 
guter Beleg für diese Grundauffassung und ihrerseits wieder nur 
von da aus verständlich. Sie zeigen uns in zahlreichen, bunt 
gemischten Einzelbildern besonders deutlich das Ringen der 

1) Vgl. namentlich die Arbeiten von Werner Sombart, besonders »Der 
moderne Kapitalismus« 16 (1924). 
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ideellen Seite kirchlicher Anstalten und Ämter mit der materiellen 
in langen Perioden ihrer geschichtlichen Entwicklung. 

Im Ma., hauptsächlich seit karolingischer Zeit, steigerten 
sich dann die weltlichen Funktionen der geistlichen Anstalten 
immer mehr. Nicht nur Grundbesitzungen in großer Ausdehnung, 
sondern auch zahlreiche andere weltliche Machtelemente sammelten 
sich um die kirchlichen Mittelpunkte. Diese wurden vielfach zu 
Burgen, Städten, Territorien ausgebaut und erschienen als Träger 
wichtiger öÖffentlich-rechtlicher Befugnisse, selbst eigentlicher 
Hoheitsrechte. Aber auch da traten die geistlichen Interessen 
nie so weit zurück, wie man vielfach angenommen hat. 


Diesen einzelnen Entwicklungsstufen der Kirchen ` selbst 
entsprachen nun diejenigen der Abhängigkeits- und Zugehórig- 
keitsverhältnisse unter denselben. Seit alten Zeiten, mindestens 
seit dem 4. Jh., wurden nämlich, wie schon bemerkt, Kirchen, 
Klóster und andere kirchliche Anstalten (die. zahlreichen Wohl- 
tätigkeitsinstitute) auch untereinander in zahlreiche zichthierarchische 
Abhängigkeitsverhältnisse gebracht. Es entwickelte sich auch 
ein Gründerrecht geistlicher Kirchenstifter. Mit gesteigertem 
Rechtsverkehre gelangten dann auch zahlreiche geistliche Institute 
aus dem Besitze weltlicher Herren durch zahlreiche Übertragungen 
in das Vermögen anderer Kirchenanstalten, traten in ein Pertinenz- 
verhältnis ihnen gegenüber ein. Und dessen nähere Ausgestaltung: 
in ihren Grundzügen festzulegen, ist eine der Hauptaufgaben 
dieser Darstellung. Es wird dabei besonders zu beachten sein, 
in welcher Art auch hiebei die offizielle Gewalt in der Kirche 
beteiligt ist, und erkannt werden, wie sie die geistlichen Interessen 
in diesem Prozesse zu wahren sucht und durch Ausgleichungen, 
die auf eine mittlere Linie führen, auch tatsächlich, bis zu einem 
gewissen Grade wenigstens, zur Geltung bringt. Zu verschiedenen 
Zeiten in verschiedener Art. 


Allerdings hat sich nämlich auch für die kirchlichen Gewalten 
selbst die Behandlung von Kirchen und Klöstern mehr als wirt- 
schaftliche Größen denn als geistliche Einrichtungen zur materiellen 
Unterstützung und Sicherstellung anderer, wichtigerer derartiger 
Institute wiederholt als nötig herausgestellt. Insbesondere im 
späteren Ma. ist die im Papsttume immer stärker vereinigte kirch- 
liche Obergewalt bei den eigentlichen Inkorporationen i. e. S. 
in dieser Weise vorgegangen. Es mußten zur wirtschaftlichen 
Rettung und Sicherstellung wichtigerer Stellungen minder wichtige 
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- geopfert und deren Vermögen für jene herangezogen werden. 


Und ähnliche Vorgänge zeigen sich auch schon in früheren Perioden. 

Zu beachten ist auch für alle Abschnitte der Entwicklung, 
daß wie bei laikalen Herrschaftsverhältnissen über Kirchenanstalten, 
so auch bei geistlichen, aber nicht in der hierarchischen Ordnung 
selbst begründeten derartigen Beziehungen — und hier leichter 
als dort — der Herrschaftsbereich von wirtschaftlicher Basis auch 


4n die eigentliche Domäne der Kirchengewalt vorgeschoben wurde. 


Weltliche wie geistliche Kirchherren begnügten sich nicht damit, 
das Gut der untergebenen Anstalten zu beherrschen, sie nahmen 
auch Einfluß auf die Besetzung und Verwaltung der kirchlichen 
Ämter u. dgl. 

War dabei auch stets die Wahrung des kirchlichen Stand- 
punktes irgendwie durch die höheren geistlichen Organe bis zu 
einem gewissen Grade durchgesetzt — in zahlreichen Einzel- 
gebilden —, so wirkte andererseits das bei Inkorporationen in 
geistliche Konvente vorhandene Personenelement zur Besorgung 
der kirchlichen Funktionen, Bestellung der Vikare u. dgl. anders 
mit, als dies bei laikalen Herrschaftsverhältnissen möglich war. 

Und in diesem großen Rahmen lassen sich folgende Ab- 
schnitte der Entwicklung auseinanderhalten und werden auch der 
weiteren Darstellung zugrunde gelegt. 

Zunächst heben sich zeitlich zwei große Hauptabschnitte der 
Entwicklung voneinander ab: die Zeit bis zum 12. Jh. und die 
Spätere Zeit. Sie sind durch die großen Wandlungen des kirch- 
lichen Benefizialwesens im allgemeinen mitbedingt — dessen 
Geschichte in eben diese zwei Hauptabschnitte zerfällt’) — und 
stellen ja darin nur einen besonderen Zug dar. Für die Behandlung 
des Problems der Inkorporationen ist es von entscheidender 
Wichtigkeit zu erkennen, daß trotz mancher im Ergebnis ganz 
ähnlicher älterer Gestaltungen die eigentlichen Einverleibungen 
doch erst auf Grund der veränderten Rechts- und Wirtschafts- 
verhältnisse seit dem 13. Jh., auf neuen Grundlagen, entstanden 
sind und mit den älteren Gebilden in keinem unmittelbaren, ur- 
sáchlichen Zusammenhang stehen, sondern nur zu äußerlich ähn- 
lichen Ergebnissen führen. 

Haben wir also die Verhältnisse bis zum 12. Jh. besondeis 
zu betrachten und widmen wir dafür den folgenden II. Abschnitt 
unserer Darstellung, so gliedern wir dann die Erörterung der 


1) Vgl. »Die Entstehung des geistlichen Benefiziums« in diesem Archiv 
106. Bd. (1926). 
6* 
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Verhältnisse nach dem 12. Jh. in zwei weitere Abschnitte und 
behandeln im III. das Inkorporationsproblem im allgemeinen, um 
dann im IV. im besonderen die Inkorporationen kirchlicher An- 
stalten und Ämter im einzelnen zu erörtern. 

Wir wenden uns nun zunächst der wichtigen Frage nach 
der Entstehung der nichthierarchischen Abhängigkeitsverhältnisse 
unter Kirchen im früheren Ma. zu, um dann die Ausprägung 
dieser Verhältnisse für die wichtigsten Gruppen im einzelnen zu 
betrachten: vor allem für die den Bistümern untergebenen Kon- 
ventualkirchen, dann für die der selbständigen Klöster und Kollegiat- 
stifter, endlich für die Bistümer, die anderen Kirchen unterworfen 
waren, und noch vorher für die Niederkirchen. Erst daraus kann 
dann mit Sicherheit festgestellt werden, was von den frühmittel- - 
alterlichen Abhängigkeitsverbältnissen unter Kirchen etwa den 
späteren Inkorporationen im Wesen (went auch nicht nach der 
Entstehung und Ausdrucksweise) entspricht. Die Entwicklung 
bis zum Ausgang der karolingischen Periode soll dabei in aller 
Kürze, nur in ihren wichtigsten Ergebnissen, mitgeteilt werden, 
teils weil die älteren Verhältnissen für unser eigentliches Problem 
nicht die unmittelbare Grundlage bilden, teils weil wir in dieser 
Hinsicht bereits auf unsere eingehenden Betrachtungen andernorts 
verweisen können. 


II. Die Abhängigkeitsverhältnisse unter Kirchenanstalten bis zum 
. 12. Jahrhundert. 


$ 4. Die Entstehung der nichthierarchischen Abhängigkeits- 
verhältnisse unter Kirchenanstalten. 


Unter den zahlreichen Kirchen, Klöstern und sonstigen geist- 
lichen Instituten in den einzelnen Diözesen erscheint im Ma. 
durchweg eine engere Gruppe als in einem näheren Zugehórig- 
keitsverhältnisse zur Bischofskirche stehend. Es sind dies die 
in den Quellen so häufig erwähnten ecclesiae, monasteria, xeno- 
dochia etc. ad episcopatum oder ad ecclesiam episcopalem, ad 
sedem episcopalem u. áhnl. pertinentia. Es ist dabei überall 
leicht nachzuweisen, daß diese Pertinenzverhältnisse auch über 
die Diözesen hinaus griffen, daß m. a. W. Kirchenanstalten der 
einen Diözese solchen einer anderen — entweder der Bischofs- 
kirche selbst oder einem anderen geistlichen Institute — in der 
gedachten Art unterstellt sein konnten, wie ja auch innerhalb der 
Diözese solche Abhängigkeitsverhältnisse von Kirchenanstalten 
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auch gegenüber anderen Instituten als der Kathedrale begründet 
werden konnten. Ä | 


Da ergibt sich nun zunächst die Frage nach dem Ursprung 
dieser Verhältnisse und dann weiter die nach der näheren Aus- 
gestaltung, nach der tatsächlichen Ausprägung im Einzeifalle. 
Was da nun jenen ersten Punkt betrifft, so liegt von vornherein 
wohl die Vermutung am nächsten, daß ebenso wie die Natur so 
auch die Entstehung dieser Pertinenzverhältnisse nichthierarchisch 
gewesen sei; daß die Kirchen m. a. W. ihren Besitz an anderen 
Kirchen ebenso wie sonstige Personen (auch Laien) privatrecht- 
lichen Gründungs- oder Übertragungsakten verdankten. Und in 
der Tat stimmen damit und nur mit dieser Auffassung die Quellen- 
berichte aus allen Zeiten überein. Ich habe andernorts hierüber 
bereits nähere Ausführungen gebracht!) — die ich hier nicht 
.wiederhole, sondern als bekannt voraussetze — und bin dort 
namentlich der früher hinsichtlich der bischóflichen Kirchen weit- 
verbreiteten Anschauung entgegengetreten, als hátten ursprünglich 
sämtliche Diözesankirchen mit der Bischofskirche*) wirtschaftlich 
und rechtlich eine Einheit gebildet, die sich dann — allenfalls 
unter Hinzutritt weiterer Institute durch Akte privatrechtlicher 
Übertragung — in die oben erwähnten Pertinenzverhältnisse des 
Ma. fortgesetzt hätten. Darnach hätten also wenigstens die 
bischöflichen — d. h. die der Bischofskirche als weltlicher Besitz 
zugehörigen — Kirchen, Klöster und Wohltätigkeitsanstalten einen 
wenigstens teilweise anderen, von unserer obigen Auffassung ab- 
weichenden, Ursprung gehabt. Ihre Zugehörigkeit zum Bistum 
hätte sich aus einem älteren Diözesanrecht des Bischofs gegen- 
über sämtlichen geistlichen Einrichtungen seines Sprengels ergeben. 
Freilich wird dabei — logisch nicht verständlich — von vielen 
einerseits die Fortdauer eines alten einheitlichen Diözesanvermögens 
ins Mittelalter, ja sein Übergang zu festerem Gefüge etwa seit 
der Karolingerzeit, gleichzeitig aber die Auflösung der alten Ein- 
heitswirtschaft und Austeilung des einheitlichen Diözesangutes 
an die einzelnen Kirchen ungefähr seit eben dieser Zeit (9. Jh.) 
behauptet. Die Quellen aber wissen von alledem nichts. 


1) Vgl. meine quellenmäßige Begründung des Gesagten in »Bischofs- 
gut« I, bes. S. 14 ff. und 36 ff. | 


2) Einzelne schon im Altertum nachweisbare Kirchen erscheinen im 
Ma. nicht unter den bischóflichen, sondern als Reichskirchen. So außer den 
a. a. O. genannten Fällen z. B. auch S. Apollinare in Classe bei Ravenna; 
vgl. z. B. Heinr. II. Nr. 191 S. 225 f. (1009) mit Vor- und Nachurkunden. 
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Weil es aber noch immer Vertreter jener alten irrigen, m. E. 
von mir bereits widerlegten Annahme gibt, ja solche, die daraus 
noch weitere weittragende Schlüsse ableiten wollen, so sei es mir 
gestattet, hier lediglich noch einige neue Beweise für die Richtig- 
keit, ja, wie ich glaube, alleinige Möglichkeit unserer Auffassung 
unmittelbar aus den Quellen in aller Kürze anzuführen. Die 
Frage wird nämlich von den Quellen selbst positiv entschieden. 
Abweichende Meinungen sind.daher wissenschaftlich unzulässig !). 

Im Ma. wird unsere Frage oft erörtert. Im Zusammenhang 
mit dem Freiheitsstreben mancher abhängigen Gotteshäuser und 
den entgegengesetzten Bemühungen der herrschenden Anstalten 
wird von jeder Partei ihr Anspruch meist genau begründet und 
präzisiert. Als namentlich seit dem 11. Jh. die Gegensätze heftig 
aufeinanderstießen, werden auch viele Streitigkeiten um die gegen- 
seitige Abhängigkeit oder Unabhängigkeit von Kirchen geführt 
und durch zahlreiche Urteile geistlicher oder weltlicher Ober- 
gewalten entschieden. Mit aller Deutlichkeit tritt dabei überall 
die zugrundgelegte A Haug. hervor, die durchweg unserer 
Auffassung entspricht. 

Daß dies aber bereits auch die Auffassung des früheren Ma., 
im besonderen auch der merowingischen und frühkarolingischen 
Zeit, war, ist aus den Quellen heraus gleichfalls leicht und ein- 
deutig zu entscheiden. Und doch soll damals ja die alte Diözesan- 
einheit noch in voller Blüte gestanden haben! 

Zunächst liefern die Besitzbestätigungsurkunden selbst einen 
klaren Beweis. Gar nicht anders wie bei Klóstern wird dort 
auch für die Bischofskirchen selbst ihr Besitz an temporell unter- 
gebenen Kirchenanstalten durchweg und ausdrücklich auf privat- 
rechtliche Stiftung oder Erwerbung zurückgeführt. Mit keinem 
Worte wird dabei ein bischöfliches Diözesanrecht erwähnt. Man 
betrachte daraufhin vor allem die merowingischen und früh- 
karolingischen Kónigsurkunden, die verschiedenen geistlichen 
Instituten ihren Besitz bestätigen, Sicherheit des Besitzes unter 
Verleihung des Königsschutzes, von Immunitäten und anderen 
Vorrechten verbriefen. Stets wird da auch des Besitzes an ab- 
hängigen Kirchenanstalten ausdrücklich und ausführlich gedacht 
und häufig genug wird bei dieser Gelegenheit auch dessen 


1) Es gibt freilich Schriftsteller, die der Meinung sind, in der Geschichts- 
forschung sei alles hypothetisch, daher der subjektiven Auffassung anheim- 
gestellt. Diese wird man auch durch klarste Beweise nie von ihrem vorein- 
genommenen Standpunkte abbringen. 
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2 Jrsprung besonders erwábnt, u. zw. ganz in unserem Sinne. Es 
verhält sich damit gar nicht anders wie mit den profanen Be- 
Sitzungen der Bistümer. 


Und zwar gilt das Gesagte für alle Teile des fränkischen 
Reiches, insbesondere auch für Italien. Dem Bistum Modena 
gewährt Karl der Große i. J. 782 für den ganzen Besitz, ein- 
schließlich aller untergebenen Kirchen, Klöster und Wohltätigkeits- 
anstalten die Immunität. Ausdrücklich wird dabei auf die Ent- 
stehungsgeschichte dieser Pertinenzanstalten — wie der übrigen 
Besitzungen — eingegangen. Es heißt da mit klaren Worten, 

sie seien durch Übertragung seitens der Herrscher oder anderer 

gottesfürchtiger Personen an die Bischofskirche gekommen !). 

Und ebenso deutlich drücken sich da auch andere Quellen aus. 


Ganz ähnlich weist z. B. derselbe Herrscher im nächsten 
Jahre in einer Besitzbestátigungsurkunde für das Bistum Arezzo 
hinsichtlich des hochstiftischen Besitzes an Kirchenanstalten auf 

dessen Ursprung hin und sagt, daß die seit alten Zeiten dem 

Bistum zugehörigen Besitzungen, sowohl die geistlichen Institute 

aller Art als auch die profanen Besitzungen, durch privatrecht- 

rechtliche Erwerbungen oder auch durch bischöfliche Gründungen 
an das Hochstift gelangt seien?). Und das gleiche ergibt sich 
für die anderen Kirchen, soweit überhaupt bestimmte Nachrichten 
vorliegen. Immer bilden die bischöflichen Pertinenzanstalten 
einen engeren Kreis der geistlichen Institute innerhalb der Diözese. 


1) Mühlbadier, Urk. der Karolinger I, S. 199 f. Nr. 147 (Mühlbacher, 
Regesten? Nr. 260): (Gibt bekannt —) qualiter nos ad petitionem venerabilis 
viri Geminiani sanctae Modonensis ecctseae episcopi . . talem circa ipsum 
sanctum locum beneficium (= Wohltat) concessisse, ut in monastheria et 
sinodochia seu ecclesias baptismales vel reliquas possessiones, quae ad ipsum 

episcopatum aspiciunt tam de datione regum quamque reginarum seu reli- 
quorum deo timentium hominum, unde moderno tempore ipsa casa dei iuste 
vestita est, aut quod divina pietas ibi amplificare voluerit, nullus iudex publicus 
ad causas audiendum etc. Es geht da auch nicht an, den Relativsatz nur auf 
Grundbesitz (nicht Kirchen) zu beziehen. Schon deshalb, weil in anderen 
Stücken die Reihenfolge umgekehrt ist. 


| 2) Nr. 150 S. 204 (Mühlbacher, Reg. ? Nr. 265): (Gibt bekannt —) 
qualiter venerabilis vir Aribertus sanctae Arretianensis ecclesie episcopus, quae 
est constructa in honore sancti Donati, . . petiit serenitati nostre, ut omnes 
res ipsius ecclesie, quae ibidem a /ongo tempore et usque nunc visae sunt 
pertinuisse, fam monasteria vel senodochia quamque ecclesias baptismales seu 
reliquas possessiones quicquid per donationes vel confirmationes regum sive 
vinditiones conmutationes, quae ex bonorum hominum largitate ibidem datae 
vel condonatae sunt, vel etiam illut monasterium sancti Benedicti infra ipsa 
civitate, quod bonae memoriae Cunemundus quondam episcopus antecessor 
suus legibus conparavit vel suo fundavit opere, una cum rebus suis propriis, 
qe de iure parentum suorum habuit et ad ipsam casam dei visus fuit 
elegasse etc. 
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Ihr Ursprung geht stets wie der der übrigen bischöflichen Güter, 
in deren Mitte sie bei Besitzaufzählungen, Immunitätsverleihungen 
u. dgl. ja stets erscheinen, auf privatrechtlichen Erwerbs- oder 
Gründungsakt zurück‘). Deshalb konnte ja ein Bistum auch in 
fremden Diözesen Kirchenanstalten erwerben, weil deren Besitz 
eben nicht auf hierarchischen Grundlagen, etwa auf der bischöf- 
lichen Stellung gegenüber seinen Diözesananstalten, beruhte. 

In vollkommen gleicher Weise entstand auch der Besitz 
anderer geistlicher Anstalten, insbesondere der Klöster, an unter- 
gebenen Instituten. Und in vollkommen gleicher Weise wie bei 
den Bistümern wird er von den gleichen Quellen zur selben Zeit 
auch erwähnt, meist in Anwendung gleicher oder doch ganz 
ähnlicher Formulare in den Urkunden. Stets wird, wenn über- 
haupt ausdrücklich auf die Entstehung hingewiesen wird, der 
Bestand der untergebenen Kirchenanstalten auf Gründung oder 
Übertragung zurückgeführt — genau wie bei den Bischofskirchen ?). 
Die Quellen kennen da keinen Unterschied, wenn man einen 
solchen nicht gewaltsam und künstlich hineininterpretiert. 

Es fällt daher nicht ins Gewicht, wenn in anderen Fällen 
die Fassung weniger genau ist und — für sich betrachtet — zu 


1) Vgl. noch Nr. 156 S. 211 f. (787 ; Mahlb., Reg. 3 Nr. 283) für Benevent: 
episcopus . . petiit, ut omnes res, quascumque ipsa casa dei tam de dationibus 
regum quamque reginarum vel ducum atque ducissarum seu deum timentium 
hominum sive etiam per venditionis emptionis commutationisque titulum vel 
omnes diffiniciones, quas . . in indicio vicerunt, nec non et omnes redditus 
vel oblationes fidelium diversarum ecclesiarum ipsi sancte Beneventane 
ecclesie legibus pertinencium in integrum ab p iau Beneventano, qui per 
tempore fuerit, . . possideatur etc. Gewährt Immunität — ut nullus . . in 
monasteria legitime sibi subiectis aut in curtes vel ecclesias seu in rebus uni- 
versis superscriptis, unde nunc tempore ipsa casa dei iuste et rationabiliter 
vestita esse dignoscitur vel quod inantea ex largitate bonorum hominum 
acquirere potuerit, ad causas audiendum etc. Oder Nr. 175 S. 235 f. (792; 
at Reg. 2 Nr. 320) für Aquileja; Nr. 202 S. 271 (803; Mahilb., Reg.? 405) 
ür Como. 

2) Vgl. z.B. mit den vorigen Anm. Karls des Großen Privileg von 
787 für das Kloster S. Vincenzo am Volturno Dipl. Karol. I, S. 212 f. Nr. 157 
(Mühlb., Reg.? Nr.284): tale beneficium (= Wohltat) circa ipsum monasterium 
visi fuimus concessisse, ut in monasteriis legitime sibi subiectis, quorum 
vocabula sunt: monasterium sancti Petri apostoli, quod fundatum est prope 
muros civitatis nostre Benevento, et monasterium sancte Marie, quod situm 
` est in loco qui dicitur Loco sano, et monasterium sancte Marie, quod situm 
est in fines Spolitense in loco qui dicitur Apinianice, insuper et cetera 
monasteria vel cellas sive curtes vel reliquas possessiones, que ex largitate 
regum vel reginarum sive ducum vel bonorum hominum ibi sunt date vel 
delegate, seu etiam excusatos vel offertos, qui in prefatis monasteriis legitime 
lam subiecti sunt vel qui devote offerre se cum suis rebus voluerint, iuste et 
rationabiliter licentiam habere debeant, nec non et undecumque ipsa casa dei 
moderno tempore iusto tramite vestita esse cernitur vel quod inantea a deum 
timentibus hominibus ibidem legibus additum vel delegatum fuerit, ut nullus 
index publicus etc. i 
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zweifeln allenfalls Anlaß bieten könnte. Denn erstens ergibt 
selbst hier genauere Einsicht auch die Möglichkeit, ja Wahrschein- 
lichkeit unserer Auffassung '), zweitens folgt die Richtigkeit der 
letzteren gerade bei den hiebei in Betracht kommenden Fällen 
aus anderen Quellen und drittens hat man die zweifelhaften Fälle 
nach den sicheren und nicht umgekehrt auszulegen. Es ist ins- 
besondere unzulässig, aus einer und derselben Urkunde Teile, 
die weniger deutlich sind, herauszuheben und zu verwerten, wenn 
sich deren klarer Sinn aus den übrigen Teilen des Stückes ergibt ?). 


1) Vgl. hierzu beispielsweise Karls des Großen Immunitätsprivileg für 
Trier Dipl. Karol. I, S. 95 ff. Nr 66 (772; Mühlbacher, Reg. Nr. 145): (bestätigt 
die Urkunden seiner Vorfahren) ut nullus ex iudicibus publicis in curtis ipsius 
ecclesie Treverice sancti Petri et sancti Maximini peculiaris patronis nostro 
seu basilicas infra ipsam urbem constructas vel monasteria vicos castella 
ad eadem aspicientes ingredere non presumant etc. Bestätigt den Besitz 
— precipimus, ut, quidquid constat tam in villabus, domibus etc. ex munificentia 
regum vel reginarum aut id, quod per venditiones commutationes cessionesque 
titulis vel per quelibet strumenta cartarum ad ipsas ecclesias sancti Petri et 
sancti Maximini vel ad supradictas ecclesias, que sub ipsa urbe Treverica 
vel (in) parrochias ipsius pontificis constructas esse noscuntur, fuit dele- 
gatum et ad presens pars ipsarum (ad) loca sanctorum cernitur possidere vel 
dominari, per hanc auctoritatem nostram in id ipsas ecclesias vel memorato 
pontifice aut abbatibus suis vel successoribus suis plenius in dei nomine 
confirmatum atque concessum esse cognoscite. Precipientes enim iubemus, ut 
neque vos neque iuniores seu successores vestri in curtis ipsius ecclesie vel 
memorato pontifice aut abbatibus suis vel monasteria cortella seu et vicos 
tam ultra quam citra Renum et ultra Ligerem vel ante prefatam civitatem 
Trevericam aut in pagos parrochias monasteria seu castella vicos vel omnibus 
ecclesiis ad easdem aspicientibus freda vel thelonea exigendo vel coniectus 
aut aliquos paratos faciendo vel qualicumque ingenio aut aliquo detrimento 
generando penitus ingredere non debeatis, quia volumus, ut, quod a nobis 
vel antecessores nostros fuit concessum circa memoratas ecclesias domno 
Petro vel sancto Maximino seu preíata monasteria castella vicos parrochias 
vel abbatibus suis, quid ad ipso mne aspicere videntur, perenniter maneant 
inconvulsa etc. Auch hier handelt sich lediglich um die bischöflichen Pertinenz- 
Kirchen und nicht um alle Diüzesananstalten und es ist doch auch hier, 
wenn auch im einzelnen weniger genau, auf die regelmäßigen Erwerbungs- 
arten verwiesen. Ueberdies ist das Stück in seiner Echtheit bestritten 
(Bethmann - Hollweg, Zivilprozeß Il, S. 49 Anm. 58 u. Löning, Gesch. des 
deutschen Kirchenr. II, S. 734 Anm. 1; vgl. dazu die Kopfnote der Urk.). 
Aber auch wenn sie echt sein sollte — manches an ihr ist ganz ungewöhnlich * 
— beweist sie gegen unsere Auffassung gar nichts. Lefztere wird vielmehr 
durch das ähnliche, aber deutlichere Stück für Metz Nr. 91 S. 131 ff. (vgl. 
nächste Anm.) gestützt. Sowohl aus der Diözese Trier wie Metz sind zahl- 
reiche andere (nichtbischöfliche) Kirchen und Klóster einzeln bekannt. 

2) So könnte es — wenn man nämlich auch die ganze übrige Quellen- 
überlieferung nicht berücksichtigt — z. B. aus einer Stelle in der Immunitäts- 
verleihung Karls des Großen für Metz (Nr. 91, S. 131 ff.; Mühlb., Reg.? Nr. 178) 
allenfalls erscheinen, als habe die Immunität für alle Diözesananstalten 
gegolten, diese seien also sämtlich der Bischofskirche auch temporell unterstellt 
gewesen (S. 132): Et dummodo per anteriores preceptiones a longo tempore 
ipsa emunitas circa ipsam ecclesiam vel basilicas seu monasteria vicos vel 
parrochias sub tempore precedentium regum semper fuit conservata, et nos .. 
confirmavimus atque concessimus, ut quicumque hoc de iudicibus nostris aut 
quislibet refragare aut irrumpere vel immutare voluerit, iram trine maiestatis 
vel omnium sanctorum, ubi ipse pontifex vel abbates sui deserviunt, incurrat etc. 
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Die Richtigkeit unserer Auffassung iolgt aber dann nament- 
lich aus anderen Quellennachrichten, nämlich aus jenen Stücken, 
in denen Rechtsstreitigkeiten über untergebene Kirchenanstalten 
erwähnt, meist gerichtliche Urteile darüber verbrieft werden. Wir 
ersehen daraus stets mit besonderer Deutlichkeit die Sachlage 
und die schon damals zugrundegelegten Rechtsanschauungen. . 
Namentlich lehrreich sind da jene Fälle, in denen Bischöfe mit 
anderen Kirchherren, auch mit geistlichen, mit anderen Bischöfen 
oder — sehr häufig — mit Abten um den Besitz von Gottes- 
häusern streiten. In solcher Lage mußte jeder seinen Anspruch 
genau darlegen und begründen. Es hätte da doch überall mit 
unbedingter Sicherheit der bischöfliche Anspruch auf die unter- 
gebenen Gotteshäuser auf das bischöfliche Diözesanrecht gestützt 
werden müssen, wenn dies der Anschauung der Zeit überhaupt 
entsprochen hätte! So aber hören wir davon nichts, vielmehr 
suchen Bischöfe — wie andere, geistliche oder weltliche, Kirch- 
herren — stets einen Gründungs- oder Übertragungsakt nachzu- 
weisen, wenn sie eine Kirchenanstalt für sich in Anspruch nehmen 
wollen. Und alle beteiligten Organe, sowohl auf Seiten der Kirche wie 
auch des Staates finden das ganz in der Ordnung. Das wäre aber 
doch ganz undenkbar, wenn irgendwo überhaupt eine andere Auf- 
fassung vorhanden gewesen wäre. Und dies schon im 8. Jh.! 

Im Jahre 775 klagte in der Pfalz zu Düren vor Karl dem 
Großen Bischof Herchenrad von Paris den Abt Fulrad von S. Denis 
auf Herausgabe des von diesem angeblich widerrechtlich in Besitz 
genommenen Klosters Plaisir!. Der Bischof stützt seinen An- 
Oder eine frühere Stelle der Urkunde lautet: ut quicquid constat tam in villis 
domibus edificiis mancipiis vineis silvis campis pratis pascuis aquis aquarumque 
decursibus acolabus utriusque generis sexus vel etatis cum integris terminis 
solidoque statu earum tam ex munificentia regum (vel) reginarum, quam id 
quod per venditiones donationes commutationes cessionesque titulis vel per 
quelibet instrumenta cartarum aut qualelibet ingenium legibus ad ipsam 
ecclesiam domni Stephani vel alias ecclesias, que sub ipsa urbe Metensi 
vel in parrochias ipsius pontificis constructe esse videntur, fuit delegatum 
et ad presens pars ipsarum ecclesiarum cernitur possidere vel dominari, per 
hanc auctoritatem nostram in id ipsis ecclesiis vel memorato pontifici vel 
abbatibus suis eorumque successoribus plenius in dei nomine confirmatum 
atque concessum esse cognoscite. Daß es sich trotzdem bei alledem nur 
um den engeren Kreis der Pertinenzkirchen handelt, zeigt (neben anderen 
Quellen) auch schon dieses Stück selbst andernorts: ad prefatam civitatem 
Mettensem aut in pagos vel parrochias suas et monasteria seu cellas vel 
omnibus ecclesiis ad eandem pertinentibus vel aspicientibus . . Einen 
richtigen Eindruck empfängt man hier eben nur aus den ganzen Urkunden 
und nicht aus bloßen Teilstücken; deshalb mußten sie auch etwas ausführlicher 
mitgeteilt werden. 


1) viue Karol. I, S. 146 f. Nr. 102 (Mühlb., Reg.* 191): ipse Folradus 
abba ad parte sancti Dionisie post se reteniat malo ordine iniuste . . 
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spruch darauf, daß ein freier Franke das Kloster an die Bischofs- 
—kirche geschenkt hatte’), Der Abt aber legte gleichfalls eine 
- Schenkungsurkunde vor, wonach ein anderer Franke das Kloster 


an das von S. Denis geschenkt hátte?). Die rechtliche Grundlage 
war also für den Anspruch beider Parteien vollkommen gleich. 
Es kann keine Rede davon sein, daf ein allgemeines Recht des 
Bischofs auf die Diözesananstalten auch nur entfernt angedeutet, 
geschweige denn behauptet worden wäre und daß vielleicht den 
Abt einseitig die Beweislast getroffen, für den Bischof aber eine 
Rechtsvermutung gestritten hatte! Dies zeigt auch der Fortgang 
und das Ergebnis des Verfahrens. 


Da nämlich aus den vorgelegten und geprüften Urkunden 
der Streit nicht entschieden werden konnte), einigte man sich 
auf Feststellung durch Gottesurteil der Kreuzesprobe. Der Bischof 
unterlag und erkannte schließlich den gegnerischen Anspruch 
an, mit den Worten, an der strittigen Anstalt keinerlei Recht zu 
haben*). Angesichts solcher Quellenäußerungen sollte aber doch 
von einem (bis in die spätere Karolingerzeit!) behaupteten ein- 
heitlichen Diözesanvermögen nicht mehr gesprochen werden. 


Es handelt sich daher auch keineswegs um einen General- 
anspruch des Bischofs auf sämtliche Diózesananstalten, der etwa 
zurückgewiesen werden sollte, wenn in anderen Fällen Kirchen 
und Klöster und ihre untergebenen Anstalten die Freiheit gegen 
bischöfliche Eingriffe behaupten und verteidigen. Denn strittig 
war freilich oft genug die Grenzlinie zwischen hierarchisch-Öffent- 
licher und nichthierarchisch - privatrechtlicher Interessensphäre, 
m. a. W. die Frage, welche Einzelbefugnisse aus der bischöf- 
lichen Macht einerseits und der der Kirchherren andererseits 
hervorzugehen hätten. Und da zeigt sich allerdings, wie unserer- 


1) Monasthyrio . . Pinciacense, quem francus homo nomine Aderaldus 
ad casa sancti (!) Marie . . per suum strumentum condonavit. 

2) Sed ipse Folradus abba de presente adstabat et taliter dedit in 
respunsis, quod ipso Placicio monasthyrio post se ad parte sancti Dionisii 
nunquam reteniat malo ordine iniuste pro eo, quod dixet, quod francus homo 
nomine Hagadeus ipso monasthyrio Placicio ad monasthyrio S. Dionisii manus 
potestativas per suum strumentum condonasset et per ipsa tradicione plus 
obtingit ipse monasthyrius Placicius ad casa sancti Deonisii ad habire quam 
ipsius Herchenrado episcopo ad parti sancte Marie . . ad reddere. 

Dum per ipsis strumentis de utrasque partis certamen non declaratur . . 

4) Homo episcopo (der Streiter des Bischofs) nomine Corellus ad ipso 
dei iudicium ad ipsa crucem trephidus et convictus aparuit et tunc ipse 
Herchenradus episcopus in presencia nostra vel procerum nostrorum sibi 
recognovit vel recrededit, quod nec ipse nec pars ecclesie sue sancti Marie... 
nullum drictum habebant, per quid ipso Placicio monasthyrio habere 
potuissent. 
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seits schon oft betont wurde, häufig ein Vorschieben der bischöf- 
lichen Machtansprüche — gerade in der Germanenzeit!) Weil 
eben damals nirgends das abstrakte Recht, sondern immer nur 
dessen konkreter Inhalt bestimmend auf die Lage des Einzelfalles 
war, suchte man von jeder Basis aus das Bündel der daraus 
abgeleiteten Befugnisse zu vermehren, insbesondere auch aus 
kirchlicher Machtstellung temporelle Befugnisse abzuleiten, dies 
auch z. B. aus der Metropolitangewalt?). Vor allem hängt das 
alles mit der stärkeren Betonung der wirtschäftlichen Seite aller 
Einrichtungen seit der Karolingerzeit zusammen. 

Derselbe (früher erwähnte) Abt Fulrad von S. Denis wandte 
sich in einem anderen Falle wieder an denselben Herrscher?) 
um Bestätigung eines Synodalprivilegs für das von ihm gegründete 
und dem Kloster S. Denis übertragene Kloster Salonne in der 
Diözese Metz. Gewisse Amtshandlungen des Bischofs Angilramm 
von Metz und seiner Nachfolger wurden darin ausgeschlossen‘), 
übrigens das Privileg von diesem Bischof selbst anerkannt. Hierauf 
wird die erbetene Bestätigung erteilt und das Kloster Salonne 
der Immunität von S. Denis wie dessen andere Pertinenzkirchen 
unterstellt). Wird hier wohl eine weitergehende (als die gewóhn- 
liche) Freiheit der Klóster gegen die Bischófe durch Privileg 
gewährt, so findet sich natürlich auch umgekehrt wieder gelegentlich 
ein über das gewöhnliche Maß ihrer Befugnisse hinausgehendes 
Vorgehen der Bischöfe gegen die Gotteshäuser ihrer Diözesen. 

Ein solches Vordringen der bischöflichen Gewalt zeigt sich 
namentlich gegenüber Klöstern, die sich dagegen ihrerseits wieder 
durch besondere Privilegien zu schützen suchten*) Man ver- 

1) Vgl. dieses Archiv 106. Bd. (1926) S.42 und oben S. 80 f. 

2) Vgl. bes. Muratori, SS. Ma, S. 204 (861); Kehr, Reg. Pontif. Italia 
Pontif. V, S. 9 Nr. 36. 

3) Dipl. Karol. I, S. 164 ff. Nr. 118 (777; Mühlb., Reg. 3 213). 

. 4) In eo priuuilegio insertum invinimus, ut neque Angalramnus episcopos 
neque successoris sui neque arcidiaconus neque missus ecclesiae suae Mediomatricis 
ibi in ipso cenubio pontificium habere non debeant, nisi si abbas sancti Dionisii 
expetierit ordinacionis faciendi, cresmetandi et tabulas benedicendi. 

Sit sub emunitate et priuuilegium sancti Dionisii regulariter sicut 
ceteras ecclesias, que ad ipsa casa sancti Dionisii E viduntur . . 

Vgl. z. B. Urk. Theodorichs IV. Mon. Germ. Dipl. Merow. Nr. 93 
S. 82 (723) und darnach Pippins v. 768 für S. Denis Urk. der Karolinger 1, 
S. 85 Nr. 25 (Mühlbacher, Reg. Nr. 107): nullus episcoporum nec presentes 
nec qui futuri fuerint successores aut eorum ordinatores vel quelibet persona 
non possit aliquo ordine de loco pee aliquid auferre aut aliquam potestatem 
sibi in ipso monsterio usurpare vel aliquid quasi commutationis titulo absque 
voluntate ipsius abbatis vel ipsius congregationis vel nostro permissu et neque 
calices neque cruces seu indumenta altarium vel sacros codices aut aurum aut 


argentum vel qualemcumque speciem, de quo ibidem collatum fuerit vel 
inantea dandum auferre aut minuere neque ad civitatem deferre penitus eis 
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bietet darin namentlich jeden Eingriff der Diözesanbischöfe in 
das unbewegliche und bewegliche Klostergut, namentlich in die 
Kirchenausstattung. Sowohl Herrscher wie auch Päpste gewähren 
solche Privilegien und sowohl im rómischen Machtbereich wie 
in den Germanenreichen wurden dabei die Klóster und deren 
Stifter gegen die Bischófe (und nicht etwa umgekehrt!) in Schutz 
genommen !). 

Aus alledem folgt also nichts gegen die Richtigkeit unserer 
Auffassung, vielmehr wird diese dadurch wie auch noch durch 
zahlreiche weitere Quellenäußerungen in klarer Weise gestützt. 
Wird aber einmal ein zu weitgehender Anspruch bischóflicherseits 
erhoben, so erfolgt auch dessen Zurückweisung. Von den besonders 
deutlichen Gerichtsurteilen sei auch hierfür noch eines erwähnt. 
Ein anderer Streit zwischen einem Bischof und einem Kloster 
wurde nämlich i. J. 801 vor Karl d. Gr. ausgetragen ?). Und zwar 
handelt es sich hier um italienische Kirchen. Strittig war der 
Besitz der Taufkirche in Lizzano zwischen dem Bischof Vitalis 
von Bologna und dem Abte Anselm von Nonantula. Und auch 
dieser Fall ist für die Klárung der ganzen Frage in seinen Einzel- 
heiten besonders lehrreich. 

Auf dem am Flusse Reno im Gebiete von Bologna ab- 
gehaltenen Reichs- und Gerichtstage hatte der Bischof dieser 
Stadt gegen den genannten Abt Klage geführt, weil letzterer den 
Priester der zur Diözese gehörigen Taufkirche von Lizzano ver- 
jagt und ihm: alle Habe, die er sich bei der Kirche erarbeitet, 
weggenommen habe. Dem Bischofe sei jeglicher Einfluß auf 
die Kirche verweigert worden®). Der Abt erwiderte, sein Kloster 
non liceat nec facere presumant, sed liceat ipsi sancte congregationi vel ipsi 
sancto loco, quod eis per rectam delegationem collatum est, perpetim possidere. 
Vgl. auch Karls d. Gr. Urk. für Hersfeld v. J. 775 S. 129 Nr. 89. Oder 
Karlmanns Privileg für Kloster Novalese v. J. 770 Dipl. Karol. I, S. 72 ff. Nr. 52 
(Mühlbacher, Reg. Nr. 127, verfaßt nach Marculfs Formel I, 2 Zeumer, Formulae 
S. 41): nullus episcoporum, ut diximus, nec prgsens nec qui fuerint successores 
seu archidiaconus vel eorum ordinatores (vel) S esos: persona posset quoque 
(ordine) de loco ipso aliquid contra rationis ordine auferre aut aliqua potestate 
de ipso monasterio vel rebus ibidem aspicientibus, preter id quod scriptum 
est, adaptare seu aliquid quasi pro commutationis modo invaleat minuere aut 
de ministerii ornamenta vel de offertione in altario inlicite tollere nec ad ipso 
monasterio vel cellolas quoquo usu nisi tantum pro logranda orationem aut 
sacris benedictionibus vel altaria consecrando, si invitati fuerint, absque 


dispendio vel commodo de ipso monasterio, aliter accedere penitus non 


mant.. 
1) Z. B. Gregor d. Gr. für das von der Königin Brunhilde gegründete 
Männerkloster zu Autun Reg XIII, 11 Mon. Germ. Epist. lI, 374 ff. 
2) S. 265 f. Nr. 197 (Mühib., Reg.? Nr. 372). 
3) De una ecclesia baptismali . . pertinentem ad suum episcopatum 
(der Bischof behauptet hier die Pertinenzqualität i. e. S. oder der Ausdruck 
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habe einst vom Langobardenkónige Aistulf das Dorf Lizzano 
mit allem Zubehör, mit allen Bewohnern, Freien wie Unfreien, 
geschenkt erhalten und hierauf dortselbst mit den Einwohnern 
und unter Zustimmung des Diözesanbischofs die Taufkirche er- 
baut, die dann der letztere auch geweiht habe. Nach großem 
Streite zwischen Bischof und Abt legte der letztere dem Reichstage 
die Traditionsurkunde des Langobardenkönigs vor. Hierauf sagte 
der Bischof nochmals unter Zustimmung seines Presbyteriums, 
die Kirche gehöre zu seinem Bistum, weil sie von seinem Vor- 
gänger geweiht worden sei!) | Der Abt aber erwiderte, daß er 
der Weihe, Firmung und Predigt, die der frühere Bischof in der 
Taufkirche nach kanonischer Vorschrift vorgenommen habe, gar 
nicht widersprochen habe noch auch widersprechen wolle, daß 
er ferner den Priester nicht verjagt habe, sondern daß dieser 
selbst geflohen sei. Er gestatte ihm, sein Amt dort kanonisch 
zu versorgen — wenn er dazu in der Lage sei —, wo er geweiht 
worden sei. Es wurde daraufhin die Entscheidung gefällt, daß 
der Bischof in der genannten Kirche die bischöflichen Funktionen 
nach kanonischer Vorschrift ausüben dürfe und daß der Priester 
wieder in den Besitz des Amtes und seiner Errungenschaft einzu- 
setzen sei. Im übrigen verbleibe, das Kloster im Besitz dessen, 
was ihm vom Langobardenkönige geschenkt worden sei. 

In diesem und den ähnlichen Fällen handelt es sich also 
doch nur um die Behauptung der bischöflichen Amtsrechte in 
den zu Klöstern gehörigen Kirchen oder höchstens um ein Vor- 
schieben der bischöflichen Machtsphäre. Keineswegs kann daraus 
auf den Bestand eines Pertinenzverhältnisses im vermógensrecht- 
lichen Sinne zwischen der Bischofskirche und sämtlichen älteren 
Diözesankirchen geschlossen werden. Kein Wort der Urkunde 


berechtigt zu einer solchen Annahme. Wollte ein Bischof ein 


weitergehendes Recht an einer Kirche, die temporelle Herrschaft 
darüber, beanspruchen, so hatte er diesen Anspruch, wie wir früher 
sahen, durch besonderen Erwerbstitel (Stiftung, Übertragung) zu 
begründen. Dies nicht nur gegenüber von Klöstern, sondern 
auch gegenüber anderen Personen, auch Laien. Auch darüber 


bedeutet hier nur »Diözesanzugehörigkeit« schlechtweg) presbiterum suum 
nomine U. foras expulisset inlicite et omnia, quicquid ipse presbiter ad ipsam 
-ecclesiam  conlaboratum habuerat, tam ipse abba: quamque et monachi sui 
exinde contra iustitiam abstraxissent atque nullam potestatem ei aut suo 
presbitero de ipsa ecclesia habere permisissent. 

1) Ad haec iterum Uitalis episcopus cum suis sacerdotibus dixit, quia 
ipsa ecclesia de consecratione antecessores sul fuisset et legibus ad suam 
pertinere deberet parochiam. 
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liegen Urkunden, besonders auch Gerichtsurteile vor. So wurde 
ungefähr i. J. 782 von Karl dem Großen beurkundet, daß die 
Kirche von Trier gegen die Söhne Lantberts das Kloster Mettlach 
gerichtlich erstritten habe’). Und auch dieser Fall ist lehrreich. 
Es handelt sich nämlich um eine zweifelhafte Rechtslage, die 
infolge der Hausmeiersäkularisationen entstanden war. 

Das Reichskloster Mettlach?) war einst vom Hausmeier 
Karl Martell an Bischof Milo von Trier als Benefiz vergabt und 
diese Benefizialleihe an denselben Milo*) von Pippin erneuert 
worden. Nach Milos Tode erhielt das Benefiz Bischof Hartham 
von Trier. Es wurde nun berichtet, daß das Kloster seinerzeit 
von Bischof Leodonius von Trier, dem Vorgänger und Vater des 
Milo und auch Vater des Wido, an das Hochstift Trier vergabt 
worden wäre. Zum Beweise dessen wurde erwähnt, daß Milo 
die Äbte aus der Stadt ins Kloster entsandt habe‘). Zuerst den 
Ebreus, hierauf den Bischof Ratbert und nach diesem den Hartham, 
der nach Milos Tode die Abtei als Benefiz König Pippins erhalten 
habe). Alle sprechen auf Grund dieser Sachlage das Kloster 
als rechtmäßigen Besitz dem Hochstifte Trier zu. Es kam aber 
zu Einwendungen der Söhne und Erben Lantberts, nämlich des 
Wido, Hrodold und Warnarius. Die Vertreter des Hochstifts 
sagten, daß deren Vater Lantbert das Kloster durch einen Gewalt- 
akt des Königs Pippin bekommen hätte, der es dem Bischofe 
Hartham entzogen habe®). Es wurde entschieden, daß der Besitz 
des Klosters dem Hochstift zustehe, da es die Bischöfe Milo und 
Hartham durch Benefiz des Hausmeiers Karl und des Königs 
Pippin innegehabt hätten. Die Söhne Lamberts behaupteten 
jedoch rechtmäßigen Besitz auf Grund der väterlichen Erbschaft’). 


1) Nr. 148 S. 200 ff. (Mählb., Reg.? Nr. 261). 
2) Res proprietatis nostre, id est monasterium, quod dicitur Medolago .. 
3) Milo war Bischof von Trier bis 753 oder 757; vgl. auc, KG. II 3u.4, 


4) Et adseruerunt, ut Leodonius quondam episcopus genitor Miloni et 
Widoni partibus ecclesie sancti Petri, que est constructa infra muros Treverice 
urbis, per sua strumenta delegasset; et dixerunt, qualiter Milo, qui fuit successor 
ipsius Leodoni episcopi et eo tempore episcopio sancti Petri Treverice urbis 
regebat, abbates in ipso monasterio de ipsa civitate misisset . . | 

5) Id est Ebreo et post Ebreo Ratbertum episcopum et post Ratbertum 
Harthamum, qui et post discessum Miloni exinde vestitus fuit per beneficium 
Pippini regis e : 

6) Ut Lambertus genitor eorum per forcia potestate Pippini regis malo 
ordine ipsum monasterium invasisset et Harthamum episcopum exinde ex- 
oliasset. 

d Et taliter iudicaverunt, ut per legem et insticiam illa vestitura 
partibus nostris (Kónigsbote) et sancti Petri adesse debuisset, pro eo quod 
Milo et Harthamus ipsum monas'erium per beneficium Karoli maioris domus 
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Und so entstand ein großer Streit. Weil die Laien nicht nachweisen 
konnten, daß ihr Vater Lambert das Kloster gegen König Pippin 
erstritten habe, wurde es dem Hochstift als dauernder Besitz zu- 
gesprochen. 

Die Sachlage war also offenbar die, daß ein an das Hochstift 
ursprünglich durch privatrechtliche Vergabung (eines arnulfingischen 
Hausklosters ?) und spätere Benefizialleihe an die Bischöfe von Fall zu 
Fall gegen Außenstehende als Besitz der Bischofskirche erstritten wird. 

In gleicher Art wie die Bischöfe hatten eben auch Private ihren 
Besitz an Kirchen zu erweisen und allenfalls zu erstreiten oder um- 
gekehrt die letzteren ihre Freiheit oder Reichsunmittelbarkeit darzu- 
tun!) Die Bischófe standen wie andere Parteien inmitten dieser 
Konflikte. Im Jahre 782 bestätigte Karl der Große dem Kloster Farfa 
die von Herzog Hildeprand dahin vergabte Michaelskirche bei Rieti, 
die der letztere einerseits gegen den Bischof dieser Stadt, andererseits 
gegen einen gewissen Pando und dessen Erben, die gleichfalls ein 
Anrecht an der Kirche behauptet hatten, gerichtlich erstritten hatte?). 
Die Rechtslage der Bischofskirchen inbezug auf die ihnen temporell 
untergebenen geistlichen Institute ist daher überall genau die gleiche 
wie die anderer Kirchherren, irgend ein Unterschied in dieser Hinsicht 
den Quellen selbst nicht bekaunt. 

Und die gleiche Auffassung ist auch anläßlich der Über- 
tragung von Kirchenanstalten an die Bischofskirchen*) und um- 


et domni Pippini regis semper habuissent; sed Wido atque germani sui Hrodoldus 
et Warnarus contradixerunt, ut eorum fuisset vestitura, quia genitor eorum 
Lantbertus in legitima alode eos vestitos dimisisset . . | 

1) Z. B. Dipl. Karls des Großen für Lorsch v. c. 772 Dipl. Karol. I, 
S. 95 Nr. 65. 

2) S. 198 f. Nr. 146 (Mühlb., Reg. ? Nr. 257). , 

3) Dies ist eben ein besonderer Erwerbsgrund, ein freiwilliger Verzicht 
des bisherigen Privateigentümers auf das ihm unbestritten zustehende Recht. 
Das Hochstift sukzediert dabei in die gleiche Stellung. Nicht anders lauten 
auch die Vergabungen von Kirchenanstalten an Klóster oder auch die Ver- 
gabungen profaner Besitzungen an geistliche Institute. Ein Beispiel in ersterer 
Hinsicht Karls d. Gr. Schenkung des Klósterleins S. Dié an S. Denis (Nr. 55 
S. 81 f.; 769; Mühlb., Reg. ? 131): ob amorem dei et mercedis nostrae aug- 
. mentum donamus ad casa sancti domni Dionysii . . monasteriolo . . ad sancto 
Deodato, sicut eum domnus et genetur noster Pippinus in sua vestitura tenuisse 
comprobatum est . ., damit in Hinkunft die Aebte von S. Denis das geschenkte 
Klösterlein besitzen. Oder vgl. die Schenkung einer Fiskalkirche an Hersfeld 
Nr. 121 S. 169 f. (779; Mühlb., Reg. 3 Nr. 217): donamus ad monasterium 
Harialfisfelt .. quem vir venerabilis Lullo episcopus (damals als Klosterbischof) 
in regimine habere videtur, hoc est ecclesia nostra, qui est constructa in fisco 
nostro Lupentia (Lupnitz) in honore sancti Petri, cum omni integritate vel 
adiecentiis suis seu appendiciis, sicut moderno tempore eam Lullo episcopus 
in nostro beneficio habere dinoscitur etc. Ueber persónliche Ausstattung der 
Prälaten mit Benefizien vgl. »Die Entstehung des geistlichen Benefiziums«, 
dieses Archiv 106. Bd. (1926) S. 89 u. 389. Zur Sache vgl. auch Dipl. Nr. 144 
S. 195 f. (782; Mühlb., Reg. ? Nr. 255). 
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gekehrt bei Entäußerungen derselben schon in römischer wie in 
frühgermanischer Zeit ersichtlich. Die Bischöfe treten dabei wie 
andere Kirchherren auf, was doch undenkbar wäre, wenn sie sich 
bei ihren Herrschaftsrechten lediglich auf ihre bischöfliche Stellung 
gestützt hätten. Sie veräußern, z, B. vertauschen auch Gottes- 
häuser aus dem hochstiftischen Besitzstande. Sie und die Hoch- 
kirchen kommen dabei lediglich als Träger des Privateigentums 
an Kirchen in Betracht!) Letztere erscheinen in ihrer Kórper- 
lichkeit, mit ihren Wertsachen *), als Objekte des privaten Rechts- 
verkehres. Auch die Abmachungen, die eine Lockerung des 
Bandes zwischen der Kathedrale und ihren Kirchen bezweckten, 
setzten eben ein privatrechtlich begründetes Pertinenzverhältnis 
voraus?) Auch die Bischöfe untereinander stützen sich bei 
Transaktionen über untergebene Kirchen hinsichtlich ihrer Befug- 
nisse auf die gleichen Grundlagen wie die übrigen Kirchherren. 
Das gilt insbesondere auch für die römische Kirche und ihre 
Auseinandersetzungen mit anderen Bischofskirchen. Päpstlicher- 
seits wird die Herrschaft über Kirchen und Klöster ebenso. wie 
über andere Besitzungen ausschließlich auf Grund des Privat- 
eigentums in Anspruch genommen und nicht etwa aus der kirch- 
lichen Obergewalt hergeleitet. Es ergibt sich diese Auffassung 
der Päpste auch in der Karolingerzeit, die den Besitz der römischen 
Kirche an ihren temporell untergebenen Anstalten bis auf die 
Römerzeit zurückführt. Deutlich zeigt sich dies z. B. in den 
Erörterungen über den strittigen Besitz zwischen Rom und Ravenna 
im 9. Jh.*) und auch sonst häufig. 


1) Z. B. Karls d. Gr. Bestätigung eines Tausches zwischen Bischof 
Agilward von Würzburg und Graf Audult Nr. 206 S. 275 f. (807 ; Mühlb., Reg.? 
Nr. 429): (Bischof und Graf hatten berichtet) — quod ipsi aliquas res pro 
eorum oportunitate inter se commutassent vel concamiassent . . Dedit .. 
episcopus de rebus monasterii sui (Hochstift) comiti ad partem nostrum 
ecclesia una in villa . . Fridunbach . . una cum terris domibus etc. Similiter 
et in conpensatione huius dedit . . comis per nostrum comiatum de eius 
benefítio . . venerabili ep DD et elus congregatione ad partem ecclesiae suae 
Uuirziburgensium .. ecclesia una in pago Dubragave etc. Bestätigt — quicquid 
pars alteri pro ambarum parcium oportunitate iustae et rationabiliter 
contulit parti. . : 

2) Vgl. darüber noch unten $ 5 und schon oben S. 92 Anm. 6. 


3) Z. B. Karls des Großen Bestätigung des Vertrages zwischen Konstanz 
und St Gallen Nr. 130 S. 180 f. (780; Mühlb., Reg.? Nr. 228): monasthirium 
sancti Gallone, qui aspicit ad ecclesiam sanctae Mariae urbis Constantiae . . 

4) Vgl. bes. das Schreiben Johanns VIII. an Kaiser Ludwig Il. v. J. 874 
(Mon. Germ. Epist. VII, 291 Nr. 31): Nam monasterium sancte Marie in 
Comaclo quod Pomposia dicitur et monasterium sancti Salvatoris in Monte 
Feretri aliudque monasterium quod vocatur sancto Probo atque colonos in 
territorio Ferrariense et Adriense et Gallicata et Faventillam Ravennati archi- 
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Es ist also aus allem wohl ersichtlich, wie die damalige 
Zeit über die Entstehung speziell des hochstiftischen Kirchen- 
besitzes dachte und wie die gleiche Auffassung hinsichtlich aller 
nicht hierarchischen Herrenrechte an Kirchenanstalten hinsichtlich 
der Begründung dieser Verhältnisse galt. Nirgends werden für 
die Rechtsstellung der Kathedrale besondere Grundlagen auch 
nur behauptet, soweit eine temporelle Herrschaft über Kirchen- 
anstalten aber die bischöflichen Amtsbefugnisse hinaus überhaupt 
in Frage kommt. Sehr häufig erwähnt man aber auch in späterer 
Zeit noch als den Ursprung der Herrschaftsverhältnisse der Bis- 
tümer gegen untergebene Anstalten die Gründung oder Über- 
tragung solcher Institute’). Und auch sonst kommt in den 
folgenden Zeiten die obige Grundanschauung unverändert und 
eindeutig zum Ausdruck. Den Besitz an untergebenen Kirchen 
hat man stets auf privatrechtlichen Ursprung zurückgeführt und 
daraufhin sogar auch Fälschungen verfertigt. Und zwar läßt sich 
das für alle Jahrhunderte nachweisen. So hat Echternach im 
12. Jahrhundert den Besitz an der Kirche von Cröv auf gefälschte 
Traditionsurkunden angeblich Pippins gestützt?). Ebenso geschah 
es im 11. Jh., z. B. in dem großen Streit um Vorrang und Selbst- 
ständigkeit zwischen den Klöstern Figeac und Conques $) und in 
den zahlreichen anderen ähnlichen Streitigkeiten. 


Überall wird als ganz selbstverständlich vorausgesetzt, daß 
die temporelle Abhängigkeit einer Kirchenanstalt von einer anderen 
nur auf einem privatrechtlichen Gründungs- oder Übertragungsakte 
beruhen könne. Dies auch, wenn man von Jahrhundert zu Jahr- 
hundert zurückgeht. | | 


Bekannt sind aus dem 10. Jh. die Trierer Fälschungen, 
welche die Abhängigkeit der Klöster S. Maximin und Oeren vom 
Erzstift Trier begründen sollten. Durchweg erscheint auch hier 
der erzstiftische Besitz an Kirchen und Klöstern entweder auf die 


episcopo non abstulimus, set ea monasteria et loca ab antecessoribus nostris 
possessa reperientes possedimus hactenusque iure proprio retinemus. Alia 
quoque loca et villas et predia, de quibus aliquam functionem per decem 
annos ecclesia Ravennas recepit, volumus, ut pristinam functionem et dationem 
eadem ecclesia deinceps recipiat. 

1) Z. B. Ottos III. Diplom für Toul Nr. 2 Mon. Germ. Dipl. II, 395 
(984): quandam abbatiam sancti Deodati . . in territorio undique Tullensis 
ecclesiae, debitam /unditus a primo fundo et ex antiquitate ipsius con- 
structionis suae sedi . . | 

2) Mon. Germ. Dipl. Merow. S. 109 Nr. 24; Urk. der Karolinger I, S. 43 
Nr. 31 (Machwerke nach d. J. 1192). UU 


3) A. a. O. Nr. 33 S. 45 ff. 
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Gründungen dieser Anstalten auf Bischofsgut oder auf privat- 
rechtliche Übertragungen von anderer Seite zurückgeführt. Genau 
wie dies hinsichtlich der übrigen (profanen) Besitzungen des 
Erzstiftes der Fall ist!) Und dasselbe war, wie früher eben 
ausgeführt, bereits auch schon im 9. Jh. und in frühkarolingischer 
und merowingischer Zeit der Fall und kommt in den Quellen 
als weit zurückreichende Erinnerung zum Ausdruck. 


Quellen jedoch, aus denen allenfalls eine allgemeine Ein- 
beziehung der Diözesankirchen in den bischöflichen Besitz zu 
erschließen wäre, gerade aus angeblich älterer Zeit, sind entweder 
gefälscht oder doch (gerade in diesem Teile!) interpoliert?) oder 
aber, wie schon gesagt, im Sinne eines Vorstrebens der bischöf- 
lichen Gewalt über die ursprünglichen und regelmäßigen Grenzen 
zu deuten. Dies schon deshalb, weil derartige Quellenäußerungen 
in echten Stücken erst später begegnen, zu einer Zeit, wo (wie 
seit Ausgang des 10. Jh.) von dem Nachwirken eines derartigen 
Zustandes aus älterer Zeit überhaupt nicht mehr die Rede sein 
kann und gerade die Klöster einer Diözese, auch die von anderen 
gegründeten, in dieser Art in den Machtkreis einer Bischofskirche 
einbezogen erscheinen*). Solche Quellenäußerungen gibt es 
natürlich auch hinsichtlich deutscher Kirchen ^). Sie können durch 
ihre weniger genaue Ausdrucksweise also das sonst gewonnene 
Bild in keiner Weise stören. Der Ursprung des Besitzes von 
Kirchen an anderen Kirchen ist ganz klar. 


a |... En d 


1) Z. B. Urk. der Karol. I, S. 51 Nr. 36 (angebl. Pippins v. J. 760): 
es atque iubemus, ut omnes facultates vel res ad ecclesiam sancti 
etri Trevericg urbis pertinentes, scilicet cellam sancti Maximini, que est in 
territorio sancti Petri principis apostolorum constructa, et ecclesiam sancti 
Paulini et sancti Eucharii et monasterium sancte Marie, quod domnus Modoaldus 
pontifex eiusdem gcclesig in territorio sancti Petri a fundamento construxit, 
quod vocatur Orrea, et ecclesiam sancti Martini in pago A. constructam et 
ceteras basilicas castella vicos villas vineas etc. 


2) Z. B. das Immunitätsprivileg Pippins für Worms c aus d. J. 764 
Nr. 20 S. 28 ff. 


3) Vgl. bes. Ottos IL. Privileg für Salerno v. J. 982 Nr. 285 Mon. Germ. 
Dipl. II, S. 332: sancte Salernitang ecclesig . . concedimus atque confirmamus 
omnia monasteria virorum ac mulierum infra praenominate Salernitang ecclesie 
diocesim sita tam extra civitatem Salernitanam quam intra cum omnia sua 
integritate, et illa que nunc presentialiter constructa sunt vel que inantea ibi 
a religiosis viris construenda sunt, cum omnibus rebus mobilibus vel immo- 
bilibus ad iam dicta monasteria in integrum pertinentibus. 


4) Z. B. das Privileg Ottos III für Hamburg v. 988 Nr. 40 Mon. Germ. 
Dipl. II, S. 439; verleiht Immunität usw. — monasteriis in eius (Erzbischof) 
€piscopio consistentibus . . Weiter unten — eidem loco (Erzstift) .. ceterisque 


monasteriis ad hanc diocesim pertinentibus, id est Bremun, Bukkium, Ramaslaut, 
Birchisinun, Hasalinge, Ripesholt — das sind die dem Erzstift zugehörigen 
Klóster, nicht alle Klóster der Diózese. 

f. 
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Dazu kommt, insbesondere auch schon für die ältere Zeit, 
als weiterer Beweis noch ein anderer gewichtiger Umstand. Es ist 
unsererseits schon andernorts wiederbolt hervorgehoben worden!) 
und aus den Quellen leicht durch vielé Belege zu erhärten, daß 
bei den Immunitätsverleihungen für Bischofskirchen, wie sie seit 
der Zeit Karls d. Gr. immer häufiger begegnen?), der gesamte 
Besitz des Bistums, auch dessen untergebene Kirchenanstalten 
mit ihrem Zubehör, in die Immunität des Hochstiftes einbezogen 
wurde. Schon aus diesem Grunde mußten außerordentlich klare 
Grenzen und Besitzverhältnisse vorausgesetzt werden. 

Im übrigen kann an dieser Stelle auf die umfangreiche 
Erörterung dieser Frage und der zahlreichen damit zusammen- 
hängenden Nebenfragen nicht weiter eingegangen werden?). Sie 
war nur soweit hier zu erwähnen, als sich für unsere weiteren 
Ausführungen die Notwendigkeit einer klaren Stellungnahme 
auch nach dieser Richtung ergibt. Dazu dürften die vorgebrachten 
Argumente genügen. | 

Es kann also keine Rede davon sein, daß etwa alle Kirchen- 
anstalten der Diözese oder auch nur jene, die keinem anderen 
Herren temporell unterstanden, oder vielleicht auch nur die Kirchen 
i. e. S. (im Gegensatz zu den Klóstern und den übrigen geist- 
lichen Anstalten) der Bischofskirche temporell unterstellt, also 
zugehörig gewesen wären. Vielmehr reichte der Kirchenbesitz 


1) Bischofsgut I u. Il. | 

2) A. a. O. meine Vermutung, daß darin eine der Entschädigungen für 
die durch die Säkularisationen entstandenen Schäden zu erblicken sei; ebenso 
verhält es sich mit dem staatlichen Zehentgebot. 

3) Auch die, namentlich seit Ausgang des 10, Jh. deutlicher werdende, 
Unterscheidung der nam römischem oder germanischem Rechte lebenden 
Kirchen hat einen ganz anderen Sinn als etwa die Auseinanderhaltung einer 
römischen von einer germanischen Ordnung inbezug auf die Herrschafts- 
verhältnisse über Kirchen. Es handelt sich um die Beweismittel vor Gericht. 
Der interessanteste Fall ist wohl das umfangreiche Diplom Ottos IIl. Nr. 278 
S. 699 ff. (998) über das Hofgerichtsürteil gegen den Abt Hugo von Farfa 
über den Besitz der beiden Kirchen in den alexandrinischen Thermen. Vgl. 
bes. S. 700: Et abbas: »Nolit deus ut res nostri monasterii aliquando sub 
lege Romana vixisset, sed sub lege Langobarda, propterea nolo Romanum 
advocatum.« Et ille (Erzdiakon Leo): »Velis nolis, legem Romanam habes 
facere.« Etc. S. 701: Tunc respondit Hubertus dativus iudex et advocatus 
ipsius monasterii; »Secundum legem Langobardam volumus nos defendere, 
quia per centum et eo anplius annos res nostri monasterii per legem 
Langobardam defensata est« etc. Das Kloster wies Privilegien vor (9. Jh.) 
— quod idem monasterium sub lege Langobardorum vivere deberet, sicut 
cetera monisteria infra regna Francorum constituta . . et pontificem Romanum 
nullum dominium in iure ipsius monasterii haberet, excepta consecratione. 
Interessant auch die übrigen dort aufgerollten Fragen. Die Geistlichen selbst 
waren von der Eidesleistung entbunden. Die Bestimmungen des römischen 
Rechtes wurden im Ma. übernommen. Bes. Heinr. III. Nr. 191 Dipl. V, S. 239f. 
(1047) über das (irrtümlich) dem Kaiser Theodosius zugeschriebene Gesetz. 
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der letzteren nur soweit wie.der anderer Rechtssubjekte, nämlich 
bis an die Grenze des privatrechtlichen Erwerbes, wenn auch, 
wie gesagt, gelegentlich ein weiteres Vorschieben der bischöf- 
lichen Gewalt beabsichtigt war und derartiges gerade in der ersten 
christlichen Germanenzeit häufiger zu beobachten ist. Auch gibt 
es seit der Römerzeit bis weit ins Ma. hinein — vielleicht immer — 
neben den Kathedralen selbst noch andere Kirchen mit Rechts- 
persónlichkeit. 

Doch, wie dem auch sei, von weit größerer Bedeutung als 
der Ursprung und rechtliche Rahmen war der Inhalt und die 
nähere Ausgestaltung dieser Herrschaftsverhältnisse von Kirchen- 
anstalten untereinander. Und da ergibt sich, daß aus der Ab- 
hängigkeit einer Kirche von einer anderen keineswegs etwa 
allgemein, namentlich in frühmittelalterlicher Zeit, die wirtschaft- 
liche Ausnützung der untergebenen Anstalt durch die übergeordnete 
hervorgegangen wäre oder daß etwa jedes einer anderen Kirche 
unterstellte geistliche Institut als Objekt des nutzbaren Eigentums 
erschienen wäre. Vielmehr weisen diese Verhältnisse eine ungleich 
größere Mannigíaltigkeit auf und führen zu den verschiedensten 
Ergebnissen. Und die hier auftretenden Gestaltungen bieten zu 
den Inkorporationen der späteren Zeit nur Zeilweise Analogien. 

Es ist daher unsere weitere Aufgabe u. zw. die eigentliche 
Aufgabe dieses Abschnittes, die nähere Ausgestaltung der Stellung 
abhängiger Kirchenanstalten gegenüber ihren herrschenden Instituten 
nachzuweisen. 

Für die genaue Erfassung der spät mittelalterlichen Inkorpo- 
rationen und die Feststellung dessen, was aus dem früheren Ma. 
damit verwandt ist, genügt es eben nicht, wie dies bisher fast 
ausschließlich geschehen ist, einfach auf die Tatsache zu verweisen, 
daß schon damals Übertragungen von Kirchenanstalten an andere 
vorgekommen seien, u. zw. vielfach Gütern gleich, zu wirtschaft- 
lichen Zwecken. Alles Nähere ist da vielmehr erst aus der Aus- 
gestaltung dieser Abhängigkeitsverhältnisse unter den Kirchen- 
anstallen in ihrem ganzen Umíange zu erkennen. Wir haben 
da zunächst die Verhältnisse bis zum Ausgang der karglingischen 
Periode in kurzem Überblick zu betrachten. 


$ 5. Stellung der abhängigen Kirchenanstalten bis zum Ausgang 
der karolingischen Periode. 


In der Rómerzeit des Abendlandes (und im rómisch gebliebenen 
östlichen Herrschaftsbereich auch noch später) war die Auffassung 
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der geistlichen Institute als Mittelpunkte einer ertragfahigen Wirt- 
schaft, das heißt einer über den eigenen Bedarf Überschüsse 
erzeugenden, wie gesagt, unzweifelhaft bereits vielfach gegeben. 
Auch seitens geistlicher Kirchherren oder herrschender geistlicher 
Institute wurden andere kirchliche Anstalten daher vielfach als 
Teile werbenden Vermögens betrachtet und behandelt. Selbst: 
seitens kirchlicher Oberen als solcher ist das oft geschehen. 
Dies ergibt sich aus vielen Äußerungen der Quellen, namentlich 
aus den zahlreichen Verboten gegen ein solches Vorgehen. Weil 
aber hieran die Gestaltungen der Folgezeit, die schließlich durch 
mancherlei Vorläufer hindurch zur Inkorporation i. e. S. hingeführt 
haben, nicht unmittelbar angeknüpít haben, so fällt die nähere 
Nachweisung dieser älteren Gebilde aus dem Rahmen dieser 
Darstellung heraus und bleibt besonderen Ausführungen vor- 
behalten, soweit sie andernorts nicht bereits gegeben ist!). 


In der ersten christlichen Germanenzeit tritt dann gegenüber 
den vorausgehenden Verhältnissen der Römerzeit, wie bemerkt, 
wieder ein Rückschlag, eine Rückkekr zu älteren Gebilden inso- 
ferne ein, als uns da die Kirchen und Klöster als Mittelpunkte 
ihres Sondergutes zunächst wieder als reine Konsumwirtschaften 
entgegentreten. Namentlich kommt dies deutlich in den zahl- 
reichen Neugründungen der Merowingerzeit zum Ausdruck. Und 
in der Tat entspricht das der wirtschaftlichen Gesamtlage und 
ist, von da aus gesehen, schon a priori das einzig Mögliche. 
In vollkommenster Weise wird es auch durch sämtliche Quellen- 
berichte erwiesen. 


Kirchen und Klöster erscheinen zunächst wieder als Stätten 
lediglich geistlicher Wirksamkeit und stiller Beschaulichkeit. Nicht 
um über den eigenen Bedarf hinaus Erträgnisse abzuwerfen, die 
allenfalls von den Kirchherren oder sonstigen geistlichen oder 
weltlichen Obergewalten hätten abgeschöpft werden können, er- 
folgt ihre Stiftung. Damit sie, abgeschieden von der Welt, ihren 
klösterlichen Pflichten nachgehen könnten, werden Mönchs- 
genossenschaften — sehr oft im wilden Walde — angesiedelt 
und mit Land ausgestattet. Mit eigener Hände Arbeit hatten sie 
dieses vielfach erst urbar zu machen. Es kann nicht die Rede 
davon sein, daß die ersten Kirchen- und Klostergründungen etwa 
der Germanenkönige zu dem Zwecke vorgenommen worden seien, 
um daraus wirtschaftlichen Nutzen zu ziehen. Im Gegenteile 


1) Vgf. vorläufig mein »Bischofsgut« I. Teil. . 
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werden ihnen reiche Krongüter und auch andere Rechte (Immuni- 
täten) mit öffentlichen Gefällen zugewendet !). 


In wirtschaftlicher Hinsicht erscheinen geistliche Anstalten 
damals daher nicht in ihrer Funktion als Produktionsmittelpunkte 
— das waren sie eben in nennenswerter Weise noch nicht —, 
sondern nur als materielle Wertträger, verkörpert durch ihr Kon- 
sumptivgut. Daher nimmt das körperliche Substrat der Kirchen, 
das Gebäude und seine Ausstattung mit dem gottesdienstlichen 
Mobiliar darin eine so wichtige Stellung ein?). Überschüsse 
ergaben sich zunächst allenfalls aus den von den Gläubigen 
dargereichten Opfergaben (Geld oder Naturalien). 


Jedoch allmählich — und verhältnismäßig rasch — verschiebt 
sich dieses Bild. Mit fortschreitender Rodung, zunehmendem 
Anwachsen des kirchlichen Grundbesitzes durch Güterüber- 
tragungen, dadurch erfolgter Abrundung und intensiverer und 
rationellerer Bewirtschaftung kommt die Produktivkraft des im- 
mobilen Grundbesitzes der Kirchen immer stärker zur Geltung. 
Aus den geistlichen Anstalten wurden immer ergiebigere grund- 
herrliche Wirtschaftsbetriebe, auf die sich aller Augen begehrlich 
richteten. Es war nicht nur Mißbrauch, sondern die Notwendigkeit 
der Volkswirtschaft, was zu diesem Wechsel der Dinge hindrängte. 
Der Wandel vollzieht sich etwa seit dem Ausgang des 7. Jh. 
und durchzieht das 8. Jh. Er tritt überall deutlich in Erscheinung. 
Und gerade für die hier zu erórternde Frage gibt diese Betrachtung 
den unentbehrlichen Hintergrund, der die Einzelgestaltungen 
überhaupt erst verständlich macht und plastisch hervortreten läßt. 


2 Für viele Fälle vgl. z. B. Chilperichs Immunitätsdiplom v. 716 (Mon. 
Germ. Dipl. Merov. S. 72 Nr. 81) und darnach Pippins v. 768 (Urk. d. Karol. | 
S.37 Nr. 26) für S. Denis: quicquid exinde forsitan fiscus noster sperare 
potuerat, in luminaribus vel in stipendiis seu et in alimoniis pauperum ipsius 
monasterii perenniter pro nostris oraculis ad integrum in omnia et omnibus 
sit concessum etc. 


2) Dies zeigt sich namentlich auch in den Privilegien der Klóster gegen 
die Bischöfe ; wodurch ersteren Regen Eingriffe der letzteren in ihr Vermögen 
Schutz gewährt wird; vgl. z. B. daraufhin sogar noch Karls des Großen 
Privileg fiir Farfa v. J. 775 (Nr. 98 S. 1411.; Mühlb., Reg.? Nr. 187): ut nullus 
episcoporum pro electione abbatis dationem accipere debeat et potestatem 
non habeat de ipso monasterio auferre cruces calices patenas codices vel 
reliquas quaslibet res de ministerio ecclesio nec ipsum monasterium sub 
tributo ponere principum potestatem minime haberet nec denuo tributum aut 
censum in supradicto monasterio eorum exigere debeat etc. Immerhin wird 
hier aber nicht nur die Möglichkeit einer Tributpflicht bereits in Erwägung 
gezogen (Zeit Karls des GroBen), sondein sogar die Erhóhung der bereits 
bestehenden Zinse und Abgaben ins Auge gefaßt, weil verboten. Vgl. aucli 
oben S. 97 Anm. 2. 


S 
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Bis zum 8. Jh. — im großen und ganzen — erscheinen 
die anderen Kirchen untergebenen (temporell zugehörigen) geist- 
lichen Institute zwar im Verhältnisse rechtlichen Zubehörs — also 
als Vermögensteile — jedoch nicht als Bestandteile ihres werbenden 
Vermögens. Noch in der Zeit König Pippins und selbst noch 
unter Karl d. Gr. haben Übertragungen kirchlicher Anstalten an 
andere kirchliche Anstalten nicht den Sinn (wenigstens nicht in 
der Hauptsache), den übergeordneten Kirchen aus den unter- 
gebenen Einkünfte zuzuführen, also ihre Einkommenquellen zu 
vermehren. In aller Regel war der Zweck vielmehr ein anderer. 
Sehr oft soll das untergebene Institut dadurch unter den Schutz 
des übergeordneten gestellt, der Rechte und Vorteile des letzteren 
teilhaftig werden. Die wirtschaftliche (nicht die rechtliche) Selbst- 
ständigkeit des ersteren bleibt in weitgehender Weise gewahrt, 
Sein Gut hat nach der Übertragung — genau wie vorher — in 
erster Linie den Zweck, den lokalen Bedürfnissen der (unter- 
gebenen) Anstalt zu dienen. Die Kirchherrschaft der übergeordneten 
Kirchen äußert sich in diesem Stadium mehr in Herrschaftsbefug- 
nissen anderer Art, namentlich in der Stellenbesetzung, vor allem 
in der Vergabung der leitenden Stellen; ferner in Immunitäts- 
rechten, der Vogtbestellung u. dgl. 

Dies zeigt sich besonders deutlich dann, wenn gleichzeitig 
und allenfalls in derselben Urkunde sowohl eine Festlegung der 
wirtschaftlichen Lage einer Kirchenanstalt (für die Zukunft) zur 
Darstellung kommt und deren rechtliche Übertragung an eine 
andere Kirche erfolgt. So in dem Falle des Klosters Kesseling !). 
König Pippin gewährt i. J. 762 den Mónchen dieses Klosters 
auf deren Bitte einen Teil des Waldes Mellere?). Er stimmt zu, 
weil er den Wunsch für gerechtfertigt hielt. Er macht die Zu- 
wendung, damit, wie es ausdrücklich heißt, die Mönche von 
Kesseling das Gegebene immerwährend genießen und besitzen, 
urbar machen und bebauen, wie es jedes Menschen Sitte ist, 
das Seine zu genieflen?). Gleichzeitig überträgt er das genannte 
Kloster durch die Hand des Propstes‘) an das Reichskloster 


gehe 1) Mon. Germ., Urk. der Karolinger I, S. 21 Nr. 15 (Mühlbadier, Reg.? 
r, 94). | 

2) Notum sit . . qualiter monachi ex congregatione sancti Petri ex 
monasterio scilicet quod vocatur Casloaca nostram adierunt serenitatem . . 
quatenus ei quandam portionem silvg qug vocatur Mellere concederemus. 

3) Dedimus . . silvam eis in perpetuum habendam, ut, sicut mos est 
unicuique homini de suo gaudere, ita praedicti monadi eternaliter gaudeant, 
usu fructuario excolant atque possideant. 

4) Per manus praepositi eiusdem loci . . 
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Prüm. Es kommt hier also mit voller Deutlichkeit zum Ausdruck, 
daß das Gut des untergebenen Klosters diesem selbst zu dienen 
hatte. Bei der Übertragung an das Hauptkloster (concessimus) 
fehlt auch noch der später so häufige Zusatz: um durch die 
Übertragung der beschenkten Anstalt wirtschaftlich aufzuhelfen 
u. dgl. Der Unterschied ist unverkennbar. 

Das gleiche ergibt sich aus einfachen Güterzuweisungen an 
subalterne Kirchen"). Noch im Jahre 774 schenkt Karl d. Gr.?) 
an das von Abt Fulrad von S. Denis erbaute Kloster in der 
Ortschaft Fulradovillare eine Waldstrecke mit der ausdrücklichen 
Widmung für die dortigen Bedürfnisse, für den Unterhalt der 
Mönche und die Lichter?) Niemand darf das Gegebene aus 
der Gewalt der Vorsteher (rectores) des Unterklosters (cella) 
entfernen. Und so auch in den anderen Fällen. 

Das Gut der untergebenen Kirche geht also zwar rechtlich 
mit dieser selbst in das Vermógen der übergeordneten Anstalt 
über, geht jedoch wirtschaftlich keineswegs in diesem (etwa als 
einer einheitlichen Masse) auf. Es bleibt vielmehr seiner Zweck- 
bestimmung und Verwaltung nach Sondergut der untergebenen 
Anstalt. Der letzteren und besonders ihrem Vorsteher kommt 
daher bis zum 8. Jh. ein ziemlich ‚weitgehendes Maß von Selbst- 
ständigkeit zu. Der Gedanke einer stärkeren Heranziehung der 
Unterkirchen für Wirtschaftszwecke der Hauptkirchen, der selbst 
eine intensivere Wirtschaftsweise voraussetzt, tritt erst spáter hervor. 

Übertragungen von Gütern an untergebene Anstalten erfolgen 
zwar an diese und gleichzeitig an die übergeordneten Institute). 
Stets wird aber der besonderen Verwaltungsbefugnis der Vorsteher 
auch der untergebenen Anstalten gedacht — neben der der 


1) Vgl. sämtliche älteren Traditionen an Kirchen. 

2) Nr. 89 S. 120 ff. (Mahlb., Reg.? Nr. 171). 

3) S. 122: in luminaribus ipsius ecclesie vel ad stipendia monachorum 
ibidem consistentium futuris temporibus proficeat in augmentis, qualiter 
delectit ipsa congregatione pro nos et uxore nostra . . domini misericordia 
attentius exorare. Nicht ein ausgeschiedenes Kapitelsgut ist damit gemeint. 
Ein solches gab es damals noch nicht. Die angegebenen Zwecke sind vielmehr 
in jener Zeit noch die einzigen, die das Sondergut der untergebenen Anstalt 
zu erfüllen hatte. Im Gegensatze zur späteren Entwicklung ; vgl. das Folgende. 
Aehnlich erfolgen damals auch die Uebertragungen an die Hauptkirchen und 
an die bischöfliche Klöster und Kirchen zu deren Zwecken; z. B. Karl d. Gr. 
Nr. 60 S. 88 (770; Mühib., Reg.* Nr. 137) für St. Etienne bei Angers. 

4) Z. B. Dipl. Pippins v. 768 Nr.28 S. 39: schenkt einen Forst an 
S. Denis — praeter tantum, quod antea exinde ad loca sanctorum per 
sirumenta cartarum noscitur fuisse concessum, id sunt ad sanctum Germanum 
Parisiacensem et ad cellam quae vocatur Fossatis, quae sita est in ipso Parisiago, 
et ad sanctum Benedictum Floriacensis monasterii etc. 
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Hauptprälaten. So in den zahlreichen Besitzbestätigungen, 
Immunitätsverleihungen und anderen Urkunden und sonstigen 
Quellen‘). Bei Rechtsgescháften der untergebenen Anstalten 
über deren Sondergut wirkt stets auch deren Vorsteher mit. Oft 
ist er allein erwähnt. | 


Daß aber das Sondergut der untergebenen Kirchen deren 
Lokalzwecken zu dienen hatte, gilt selbst in den Fällen strafferer 
Angliederung an die Hauptanstalt. Das Maß dieser Angliederung, 
die nähere Ausgestaltung des Unterwerfungsverhältnisses war 
nämlich verschieden. Und das ist für den hier behandelten 
Fragenkomplex besonders wichtig. Schon in jener Zeit des 
früheren Ma. gab es nämlich unter den Kirchenverbindungen 
mehrfache Ausprägungen, die mit den späteren (von anderer 
Rechtsgrundlage ausgehenden) Inkorporationsverhältnissen im 
tatsächlichen Ergebnisse bereits viele Ähnlichkeiten aufwiesen. 
‚Die unterworfene Anstalt konnte also trotz ihrer rechtlichen Un- 
selbständigkeit — bei wirtschaftlicher Selbständigkeit — inbezug 
auf ihre sonstigen Aufgaben und ihre Verfassung in verschiedener 
."Arf mit dem übergeordneten Institute verbunden sein. 


Die eine — weitest verbreitete — Form war die, daß bei 
der untergebenen Anstalt im allgemeinen ähnliche Einrichtungen, 
insbesondere die gleichen Ämter vorhanden waren wie bei anderen 
selbständigen Instituten. Konventualkirchen — Klöster wie Stifter 
— dieser Kategorie hatten bis zur Karolingerzeit ihre eigenen 
Äbte, denen die Verwaltung und Leitung ihrer Anstalten oblag. 
Die Herrschaft der übergeordneten Kirche äußerte sich hier vor 
allem in dem Recht der Stellenbesetzung und in einer Mitwirkung 
und Oberaufsicht bei wichtigeren Geschäften (Veräußerung von 
Kirchengut und sonstigen bedeutenderen Vermögenstransaktionen 
u. dgl.) So hatten vor allem auch die bischöflichen (der Bischofs- 
kirche temporell zugehörigen) Klöster und Kollegiatkirchen ebenso 
wie selbständige und dem Reich unterstellte Anstalten dieser 
Gruppe ihre eigenen Äbte, die der Bischof einsetzte?) und bei 
deren Verwaltungsakten er in verschiedener (wohl meist in sein 
Ermessen gestellter) Art mitwirkte. 


1) Karl d. Gr. bestätigt Trier Besitz und Immunität, für das Erzstift und 
dessen ater par Anstalten (vgl. oben S. 89 mit Anm. 1), für den Bischof 
und seine Aebte (Nr. 66 S. 96): memorato pontifice aut abbatibus suis vel 
successoribus suis . . 


2) Z. B. oben S. 95 Anm. 4. 
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Ein weiterer, ebenfalls háufiger Fall ist dann der, daf die 


-untergebene Anstalt überhaupt keinen eigenen Vorsteher hat, 


sondern lediglich als abhängige Aufenstation von einem Unter- 
beamten (Mönchsklöster z. B. nur von einem Propst) geleitet 
wurden oder daß ein Teil des Hauptkonventes in der Außen- 
station (damals meist cella genannt) Dienste tat. Selbst in solchem 
Falle fast vólliger Einverleibung war das Gut der untergebenen 
Anstalt durch besondere Widmung dem Unterhalte eines an Ort 
und Stelle dienenden, stiftungsgemäß bestimmten Konventes ge- 
widmet. Die Entwicklung gibt da im einzelnen reiche Bilder’). 


Eine andere, gleichfalls häufige, Form ständiger Zuordnung 
(also nicht eine bloße Personalunion?)) war ferner die, daß der 
Prálat der übergeordneten Anstalt auch die Vorsteherstelle in der 
untergeordneten bekleidete. Insbesondere treffen wir Bischófe 
(nämlich auch regierende Stadtbischófe, nicht bloß Klosterbischófe) 
als Leiter (rectores, custodes) ihrer untergebenen Klóster und 
Stifter. Auch in diesem Falle blieb das untergebene Institut 
wirtschaftlich ziemlich selbständig. Sein Sondergut diente auch 
hier den eigenen Zwecken der Anstalt, nur die Immunitätsgefälle 
gelangten wohl in allen Fällen an die höhere Kirche (Trägerin 
der Immunität) °). 


Alle diese Gebilde (und noch andere) haben aber etwas 
Gemeinsames. Die untergebenen Kirchen waren zwar anderen 
Kirchen unterstellt (was sich, wie bemerkt, nach verschiedenen 


D Z. B. Karls d. Gr. Uebertragung von St. Dié an St Denis 769 

r.55 S.81f.; Mühlb., Reg.? Nr. 131): ea videlicet ratione ut semper ipsi 
tres decem aut quindecim per vices ibidem ipsum locum custodire debeant 
et ibi assiduae in psalmis et missas et ceteris obsecrationum orationibus . . 
exorare die et nocte non desistant. Die Anstalt hat ein Sondergut, für den 
jeweils dort dienenden Konvent und die Instandhaltung der Kirche bestimmt. 


2) Auch diese begegnet schon früh und war insbesondere seit der 
späteren Karolingerzeit sehr häufig. 


3) Eine Type dieser Art bietet z. B. das Immunitätsprivileg Karls d. Gr. 
für St. Etienne bei Angers (Nr. 60 S. 87f.; Mühlb., Reg.? Nr. 137): (gibt 
bekannt), quod apostolicus vir Mauriolus episcopus Andegavensis civitatis de 
monasterio sancti Stephani, qui est sub urbe ipsius civitatis prope murum 
constructus, nobis suggessit, ut, dum antecessores nostri reges ipsi monasteriolo 
ad ipsius lumen ecclesiae sancti Mauricii concesserunt, et nos modo pro 
mercedis nostrae augmentum tale beneficium ei concedere deberemus, ut iu 
locella ipsius monasterii in quibuscumque pagis . . nullus iudex publicus etc. 
ingredi audeat, sed quod fiscus a longo tempore fuit consuetudo exactandum, 
pro nostro augmento sub emunitatis nomine in luminaribus sancti Mauricii . . 
concedere deberemus. Quod ita et fecimus. Quapropter . . iubemus, ut nec 
nos nec iuniores vestri . . nec quislibet de partibus iudicum fisci nostri, in 
quoscumque pagos ac territorios ipsa cella sancti Stephani locella tenere 
videtur .. nec freda exigendum etc. praesumatis nisi . . in luminaribus ipsius 
Mauricii etc. 
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| Richtungen hin äußerte), dienten indes im allgemeinen nicht 
dazu, dem übergeordneten Institute Zrträgnisse zuzuführen. 
Letzterer Zustand tritt vielmehr erst — im allgemeinen — seit 
dem 8. Jh. ein und lóst die bisherigen, vieliach daneben noch 
fortbestehenden, Verhältnisse allmählich ab‘). Dies aber ist bei 
gleichbleibendem rechtlichem Rahmen eine Veränderung in der 
wirtschaftlichen Struktur dieser Verhältnisse, die von der weitest- 
tragenden Bedeutung für die ganze Entwicklung werden sollte. 
So hängt mit der Entwicklung der gesamten Wirtschaitsverháltnisse . 
jener Zeit zusammen und ist nur von da aus zu erklären. Der 
gesteigerte Bedarf an wirtschaftlichen Gütern, hervorgerufen vor 
allem durch den Ausbau der staatlichen wie auch der kirchlichen 
Verfassung, der zur Vermehrung der Aufgaben und daher auch 
der Beamtenstellen, zur Aufstellung eines Reiterheeres, zur Ver- 
besserung der Lebenshaltung in den mannigfachsten Richtungen, 
zum Aufstieg neuer sozialer Schichten, überhaupt zum Aufbau 
der karolingischen Ordnung führte, erheischte eine intensivere 
Ausnützung der wirtschaftlichen Kräfte, vor allem in der Land- 
wirtschaft und hieran anschließend (später) auch in gewerblicher 
Produktion und Verkehr. 

In hervorragendem Maße nahm nun an dieser Entwicklung 
auch der geistliche Besitz, das Kirchengut, teil, dem dabei sogar 
eine besonders wichtige Rolle zufiel. Während es bis dahin fast 
ausschließlich geistlichen Zwecken zu dienen hatte, wurde es 
von da ab in immer. stärkerem Maße auch für rein weltliche 
Zwecke herangezogen. Und aus dieser neuhinzutretenden Funktion 
ergaben sich zahlreiche neue Gestaltungen. Hierin finden vor allem 
auch die in dieser Darstellung zu erforschenden Erscheinungen und 
Veränderungen ihre vollkommene und wohl allein befriedigende 
Erklärung. Darin äußert sich die Veränderung gleichfalls sehr 
stark und in folgender Art. 
| 1) Vgl. schon das Privileg Pippins für Prüm Nr. 16 S. 23 (762): Tradimus 
igitur ad ipsum sacratissimum locum (Prüm) . . cellam iure proprietatis nostrae 
in loco qui dicitur Altrepio . cum villis vel appenditiis suis, quem H. et W. 
etc. mihi tradiderunt, totum et ad integrum tam ecclesig ministeria quam et 
alias res ibidem pertinentibus Donamus etiam ad ipsum monasterium cellam 
aliam .. Casleoca.. cum omnibus adiacentiis vel appenditiis suis. Confirmamus 
igitur tertiam cellam ad ipsum sanctum locum qui dicitur Riuuinio . . cum 
omni merito vel appenditiis suis. Ea videlicet conditione suprascriptas res tam 
villas quam et cellas cum omni integritate eorum ad ipsum.monasterium con- 
firmamus, id est una cum terris domibus aedificiis accolabus mancipiis vineis 
silvis campis pratis pascuis aquis aquarumve decursibus movilibus et in- 
mobilibus pecuniis peculiis utriusque sexus gregis cum pastoribus, omnia ex 


omnibus . . ad ipsum monasterium . . proficiant in augmentis. Hier liegt 
also bereits ein Uebergang vor. Ueber Kesseling vgl. aber oben S.104 mit Anm. 1 if. 
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Wir sehen nämlich etwa seit Ausgang des 8. Jh. die 
vermögensrechtlich anderen Kirchen (und sonstigen Rechts- 
subjekten) zugehörigen geistlichen Institute in rasch steigendem 
Maße als werbendes Vermögen behandelt, das neben den bis- 
herigen Aufgaben, aus ihrem Sondergute die lokalen geistlichen 
Bedürfnisse der Anstalt zu bedecken, auch noch zahlreiche weitere 
zu erfüllen und insbesondere für Zwecke der Hauptanstalt zu 
dienen hatte — Aufgaben, die sehr bald die ursprüngliche Funktion 
des Kirchengutes vielfach sogar überwogen. Die Subaltern- 
kirchen waren an dem Verweltlichungsprozesse des Gutes der 
Hauptkirchen in erheblichem Maße beteiligt und wurden von 
diesen aus zu allen Leistungen, womit die leitenden Kirchen, vor 
allem die Reichsanstalten, in steigendem Umfange belastet wurden, 
herangezogen. Es wurden nicht nur Abgaben und Dienste von 
ihnen verlangt und auf diese Weise die Überschüsse ihrer eigenen 
Wirtschaft oft bis zu deren Erschöpfung eingezogen, sondern auch 
die Unterlage dieser Wirtschaft selbst, der Grundbesitz, von ihnen 
abgetrennt und für andere Zwecke verwendet. 

In erster Linie kamen. da die immer zahlreicheren Lehen- 
bestellungen in Betracht. Das immer weitere Ausgreifen der 
Benefizialbewegung führte zur Verlehnung immer größerer Teile 
des Kirchengutes'). Nicht nur die Benefizialleihen von Reichs 
wegen kamen da, hauptsächlich seit Karl Martell, in Frage. In 
steigendem Maße liefen daneben — seit Karl d. Gr. organisch 
ausgebaut — die Verlehnungen durch die Kirchenvorstände selbst 
einher, auch diese immer stärker für weltliche Zwecke (Aufstellung 
der Stiftsvasallität) verwendet. Im 9. Jh. erfuhren beiderlei Gruppen, 
vielfach ineinander übergehend, gewaltige Steigerung und führten 
zur Verweltlichung eines Großteils des Kirchengutes am Ausgang 
der karolingischen Periode. 

Neben diesen unmittelbaren Verwendungen kirchlichen Grund- 
besitzes für außerkirchliche Zwecke kam es aber dann auch noch, 
wie gesagt, zu mittelbaren Belastungen dadurch, daß den Kirchen 
Abgaben und Dienste (Servitien) seitens des Reiches und anderer 
Kirchherren, auferlegt wurden. Dadurch wurde also auch vom 
Ertrage des noch in kirchlicher Bewirtschaftung verbliebenen 
Kirchengutes ein gut Teil abgeschöpft. 

In dieser ganzen Entwicklung, die in erster Linie die Haupt- 
kirchen betraf, nahmen nun, wie gesagt, auch deren untergebene 


1) Vgl. dazu meine Abh. »Kirchengutsveräußerungen im früheren Ma.« 
und »Die Entstehung des geistl. Benefiziums«; ferner Bischofsgut, I—II. 
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Anstalten in steigendem Umfange Anteil. Nicht nur Teile des 
Sondergutes der letzteren wurden da in Anspruch genommen, für 
Benefizienbestellungen von Reichs wegen oder seitens der Prälaten 
der Hauptkirchen selbst verwendet, sondern ganze Anstalten mit 
ihrem Sondergute gingen da vielfach mit; nicht nur solche, die 
als Pertinenzen größerer Wirtschaftskomplexe das Schicksal der 
letzteren teilten, sondern auch (wirtschaftlich) selbständige Kirchen 
und Klosterherrschaften. In steigendem Maße wurden seit dem 
8. Jh. überhaupt auch ganze Kirchen und Klöster als Benefizien 
(nutzbares Leihegut) verwendet, u. zw. sowohl Fiskalkirchen als 
auch bischöfliche (den Bischofskirchen unterstehende) oder köster- 
liche (im Besitz von Klöstern befindliche) Anstalten. Kirchen und 
Klöster traten als nutzbare Größen, wie andere Güter, in den 
Benefizialverkehr ein!) und die anderen Anstalten untergebenen 
Institute stehen dabei naturgemäß in erster Reihe. 


Ihr Sondergut hatte also von da an stetig zunehmend die . 


Aufgabe, seinem Benefizienträger Erträgnisse abzuwerfen und 
sonst wirtschaftlich zu dienen. Immer mehr als Nebensache 
erschien daneben die ursprüngliche und eigentliche Funktion 
dieses Gutes: die geistliche Wirksamkeit dieser Gotteshäuser 
selbst sicherzustellen. Und in vielen Fällen kam es zur gänz- 
lichen Vernachlässigung dieser Seite ihres Wesens und überhaupt 
zur Einstellung des kirchlichen Dienstes, zur Auflösung der 
Konvente u. dgl. 

Sollte aber hieraus nicht allzu schwerer Schaden für den 
kirchlichen Organismus erwachsen, so mußte früher oder später 
ein Rückschlag, eine Ausgleichung erfolgen und der gänzlichen 
Verweltlichung des Kirchengutes hinsichtlich seiner Benützung 
Einhalt geboten werden. Namentlich mußten die untergebenen 
Kirchen trachten, der Verfügungsgewalt der Prälaten der Haupt- 
kirchen über ihr Gut eine Grenze zu ziehen, das Maß ihrer 
Verpflichtungen genauer zu regeln und zu beschränken. Und 
einzelne besonders weitblickende Äbte untergebener Klöster 
gingen, die Gefahren der Verweltlichung für ihre Anstalten recht- 
zeitig erkennend und abwehrend, schon früh in dieser Richtung vor. 

Dies geschah zunächst auf dem Wege der Vereinbarung. 
Durch Übernahme bestimmter Leistungen suchten sıch unter- 
gebene Anstalten vor weiteren Eingriffen in ihr Vermögen und 


1) Z. B. oben S. 95 Anm. 5. Zahlreiche weitere Belege für das Gesagte 
in meinen angeführten Abhandlungen. 
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vor stárkeren Belastungen sicherzustellen. Derartige Abmachungen 
finden sich schon im 8. Jh. Eines der ersten Beispiele bietet 
der Vertrag des Klosters St. Gallen mit dem Bistum Konstanz !), 
dem jenes unterstand®). Damit die Mönche frei und ungestört 
ihrem geistlichen Dienste nachgehen könnten, sollten die Äbte 
jährlich einen Zins von einer Unze Gold und einem Pferd im 
Werte eines Pfundes an das Bistum zahlen, im übrigen das 
Klostergut in der Gewalt der Äbte verbleiben und nur für die 
eigenen klösterlichen Bedürfnisse, haupsächlich für den Unterhalt 
der Mönche, dienen ?). 

Derartige Sicherungen, namentlich so weitgehender Art, 
vermochten indes nur wenige Anstalten zu erwirken. Im all- 
gemeinen läßt sich vielmehr eine fortschreitende Inanspruchnahme 
des Gutes der Subalternkirchen und ganzer. deraitiger Anstalten 
sowohl durch die staatlicherseits vorgenommenen Gütereinziehungen 
und Benefizienbestellungen als auch durch die Prälaten der über- 
geordneten Kirchen ins 9. Jh. hinein beobachten. In immer 
größerem Maße wurden daher die Güter der Pertinenzkirchen 
von den Hauptkirchen aus für deren eigene Zwecke in Anspruch 
genommen und oft genug ganz ausgeschöpft. Für die eigenen, 
lokalen Bedürfnisse der untergebenen Anstalten blieb von deren 
Sondergut wenig oder nichts mehr übrig. 

Dieser Zustand nun erheischte dringend Gegenmaßnahmen. 
Sie wurden hauptsächlich in der Art gefunden, daß ein Teil von 
dem Sondergute der untergebenen Anstalten (das diese ja aus- 
nahmslos seit alter Zeit hatten) ausgeschieden und für die eigenen, 
lokalen geistlichen Bedürfnisse dieser Institute festgelegt wurde. 
Es kam zu einer Güterteilung *). Und die Festlegung gleichsam 


1) Die Bestätigung durch Karl d. Gr. Nr. 130 S. 180 f. (780; Mühlb., 
Reg.? Nr. 228). 

2) Monasthirium sancti Gallone, qui aspicit ad ecclesiam sanctae Mariae 
urbis Constantiae . . 


3) Quapropter consenserunt, ut annis singolis abbates eiusdem memorati 
loci de ipso monasthirio partibus sanctae Mariae eiusquae pontificibus in 
censum uncia de auro et caballo valente libra una persolvere deberent; in 
reliquo vero, quicquid ad ipsum monasthirium obtingebat, cum omni integritate 
pro ipsorum monachorum sustentantione vel alimenta rectores sui in eorum 
haberent potestatem pleniter dominandi. 


i 4) Auch an den Hauptkirchen kam es zu einer solchen Güterteilung. 
Ein Teil des Gutes wurde für den Unterhalt des Kapitels, tür Instandhaltung 
der Kirche u. dgl. als Kapitelsgut i. w. S. ausgesondert und festgelegt; der 
übrige (weitaus größere) Teil des Anstaltsgutes verblieb als Gut des Prälaten 
in der freien Disposition des letzteren, woraus dieser die Vasallen belehnte, 
den Reichsdienst bestritt und den eigenen Unterhalt (für sich und seine Hof- 
haltung) gewann. 
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von solchen Anstaltsgiitern im engeren Sinne erfolgte in der 
Art, daB hóheie Gewalten (Pápste, Herrscher, Synoden) die Maf- 
nahmen, die die einzelnen Prálaten in dieser Hinsicht trafen, 
bestätigten und ihnen dadurch dauernde Geltung zu verschaffen 
suchten. Der Prozeß dieser Güterzuweisungen und Festlegungen 
zieht sich durch das ganze 9. Jh. hin und weist im einzelnen 
mancherlei Verschiedenheiten auf. Wir haben ihn andernorts 
ausführlich zur Darstellung gebracht!) und setzen daher das dort 
Gesagte im folgenden voraus. Auch gruppenweise Zuweisungen, 
gleichzeitig einer Mehrheit von Kirchen gegenüber vorgenommen, 
finden sich und dürfen also keineswegs im Sinne einer Zerlegung 
des alten (angeblichen) Diözesan-Einheitsvermögens aufgefaßt 
werden. 

Die dadurch geschaffene Rechtslage war aber hauptsächlich 
in folgendem charakterisiert — und darin zeigt sich auch die 
gewaltige Veränderung, die in der Stellung der Subalternkirchen, 
in der Verwaltung und Nutzung ihres Gutes in karolingischer 
Zeit vor sich gegangen war. Wie die Kirchen anderer Herren 
(des Reiches, anderer Laien) diesen gegenüber zu nutzbaren 
Objekten geworden waren, so hatten auch die Pertinenzkirchen 
anderer geistlicher Institute nunmehr ihren Hauptkirchen gegen- . 
über die Stellung nutzbarer Sachen, werbender Vermögensteile 
angenommen, die mit nur einem kleinen Teile ihres Gutes die 
eignen Bedürfnisse befriedigen konnten, mit dem Hauptteile-davon 
jedoch der höheren Kirche zu dienen hatten. Es treten also da 
im Ergebnis bereits ähnliche Verhältnisse entgegen wie bei den 
Inkorporationen des späteren Ma. Dieser Wandel ist also ent- 
weder ausschließlich oder doch zum weitaus überwiegenden Teile 
auf die grundlegenden Veränderungen zurückzuführen, die sich 
in der gesamten Wirtschaftslage hauptsächlich seit frühkarolingischer 
Zeit anbahnten. Der unmittelbare, funktionelle Zusammenhang 
dieser ganzen Entwicklung mit der Ausbreitung des Benefizial- 
wesens ist in jedem einzelnen Falle unverkennbar. 


Auf diesem gemeinsamen Hintergrunde waren jedoch die 
Einzelheiten in sehr verschiedener Weise aufgetragen und dadurch 
ergibt sich eine große Mannigfaltigkeit der Entwicklung im 
einzelnen. Der Grad der Sicherstellung, das Maß der Errungen- 
schaften, die Festsetzung der Leistungen und Befugnisse und 


1) »Bischofsgut und mensa episcopalis« Il. Teil, S. 175ff. Vgl. auch 
»Die Entstehung des geistl. Benefiziums« und »Kirchengutsveräußerungen«. 
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vor allem die Mittel waren von Fall zu Fall und daher überall 
anders und vielgestaltig geordnet. Hauptsächlich sind da an 
häufiger wiederkehrenden Fällen folgende Typen zu unterscheiden. 
Sie sind deshalb für unsere Darstellung festzuhalten, weil sie den 
Ausgangspunkt späterer Entwicklungen bilden. 


Es gibt untergebene Anstalten, hauptsächlich Klöster und 
Kollegiatstifter, von relativ großer Selbständigkeit mit eigeneri 
Äbten an der Spitze, die sogar in manchen Fällen von den 
eigenen Konventen gewählt werden konnten, die Mitglieder der- 
selben aufnahmen und die über das engere Anstaltsgut die laufende 
Verwaltung besorgten. Nur in wichtigeren Angelegenheiten, bei 
Kirchengutsveräußerungen u. dgl, hatte der Prälat der über- 
geordneten Kirche mitzuwirken. Außerdem zeigte sich die Ab- 
hängigkeit von der herrschenden Anstalt hauptsächlich nur in 
genau bestimmten Abgaben und Dienstleistungen an die Ober- 
kirche. Eine darüber hinausgehende Belastung sollte unterbleiben. 
Innerhalb dieser Schranken waren Vorsteher und Konvent dieser 
Anstalten ziemlich frei. Eine Weiterveräußerung, insbesondere 
Verlehnung dieser Unterkirchen von den Hauptkirchen wurde 
häufig verboten !). 


Ein stärkerer Grad von Abhängigkeit war dann gegeben, 
wenn das untergebene Kloster oder Stifl zwar auch noch einen 
eigenen Abt hatte, der aber von dem Prälaten der übergeordneten 
Kirche frei eingesetzt wurde, wobei letzterem auch meist das 
Recht der Aufnahme der übrigen Mitglieder zustand. Für den 
‚Unterhalt des Konventes war hiebei meist ein besonderes Prábenden- 
gut (Mensalgut) ausgeschieden und festgelegt. Das übrige Gut 
der untergebenen Anstalt verwaltete deren Vorsteher, der dabei 
für seine Person meist ein Benefizium erhielt, zugunsten und auf 
Weisung des Prälaten der Hauptkirche. Es war deren nutzbarer 
Vermógensbestandteil. Es zeigen sich hier im einzelnen ganz 
ähnliche Gebilde wie bei den Inkorporationen ganzer Abteien 
seit dem späteren Ma. Aus gleichem Zweck werden eben zu 
verschiedenen Zeiten ganz ähnliche Verhältnisse geschaffen, wenn 
auch auf ganz verschiedener Rechtsgrundlage. | 


Ein weiterer, gleichfalls weit verbreiteter Typus ist dann 
der, daß überhaupt kein besonderer Vorsteher der Unterkirche 


1) Keineswegs war also mit der Zugehörigkeit einer Kirche zum Vermögen 
einer andern in allen Fällen das Veräußerungsrecht des letzteren gegeben, 
vielmehr sehr oft fallweise ausgeschlossen und durch allgemeine Veräußerungs- 
beschränkungen mehr oder minder aufgehoben. 


Archiv für kath. Kirchenrecht. CVII, 8 
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vorhanden war oder ein solcher doch bei Verlehnung der ganzen 
Anstalt oder deren sonstiger weltlicher Benützung fortgefallen 
war!) Der Konvent solcher Institute erhielt, wenn überhaupt, 
ein Kapitelsgut für den eigenen Unterhalt und für die Instand- 
haltung der Kirche zugewiesen. Das ganze andere Anstaltsgut 
diente den Zwecken der Oberkirche, deren Prälat daraus Lehen 
bestellte oder selbst die Einkünfie bezog. Das Kapitelsgut stand 
dabei unter Leitung eines Unterbeamten (Propstes), der dadurch 
allmáhlich die Stellung eines Vorstehers der Anstalt mit ihrem 
engeren Sondergute (Kapitelsgute) annahm. 


Und dann gibt es noch, um hier nur die Hauptformen kurz 
zu erwähnen, untergebene Konventualkirchen okne jede Selbst- 
ständigkeit, die nur als Außenstationen der Hauptanstalt er- 
schienen. Am gebräuchlichsten hiefür ist‘in der Karolingerzeit?) 
der Ausdruck cellae, der jedoch auch für die anderen Typen 
untergebener Klöster und Stifter verwendet wird, die allerdings 
gewöhnlich noch (wie die Hauptanstalten) monasteria oder doch 
monasteriola genannt werden. Über die Verhältnisse, besonders 
über das Gut, solcher Anstalten verfügt der Prälat der Haupt- 
kirche nach freiem Ermessen. Geordnete Wirtschaftsführung 
erheischt freilich auch hier eine wenigstens vorübergehende, wenn 
auch jederzeit abänderliche Regelung. Eine Bestimmung der 
Güter, die jeweils für den Unterhalt der dorthin entsandten Brüder 
zu verwenden waren, mußte irgendwie erfolgen oder sonst für 
deren leibliche Bedürfnisse gesorgt werden. 

In großer Mannigfaltigkeit tritt uns also die Lage der 
Pertinenzkirchen entgegen und es ist mit der bloßen Feststellung 
des temporellen Zugehörigkeitsverhältnisses einer Unterkirche zu 
einer Hauptanstalt schon damals die Lage jener noch keineswegs 
bestimmt. Alles kommt vielmehr erst auf die nähere Ausgestaltung 
der Lage im Einzelfalle an, sei es durch Vertrag oder privat- 
rechtliche, stiftungsmäßige Verfügungen von Tradenten oder 
Gründern, sei es durch Privileg kirchlicher oder weltlicher Ge- 
walten. Gesetzliche Bestimmungen gibt es nur in ganz geringer 
Zahl u. zw. hauptsächlich nur für Niederkirchen, d. h. für die 
Gotteshäuser niedrigen Ranges, ohne Konvent, nur mit einem 
einzelnen Geistlichen. Bekannt ist die Festsetzung wenigstens 
einer lastenfreien Hufe für den Kleriker bei Niederkirchen durch 


1) Vielfach durch das Uebergangsstadium der Laienprälatur hindurch. 
2) Für die spätere Zeit vgl. jedoch oben S. 53 Anm. 2. 
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—Ludwig d. Fr. Im übrigen war auch bei den Niederkirchen im 


tatsächlichen Rechtsleben die Lage sehr verschieden und überall 
von Fall zu Fall geordnet, namentlich bei den anderen Kirchen 
zugehörigen Gotteshäusern, wie unten (S 8) noch genauer gezeigt ist, 

Die nähere Schilderung aller dieser Verhältnisse wurde, wie 
bereits gesagt, unsererseits schon andernorts gegeben und daher 
hier nur die wichtigsten Typen als Ausgangspunkte für die spätere 
Entwicklung kurz zusammengestellt. Denn letztere hat an die 
Gestaltungen der Karolingerzeit angeknüpft. Nach jeder Richtung 
hin jedoch werden später diese Verhältnisse noch mannigfaltiger. 

Zu bemerken ist hier noch für die Karolingerzeit, daß mit 
den Güterteilungen und Zuweisungen an die Kapitel sowohl bei 
den Hauptkirchen als bei den untergebenen Anstalten die un- 
mittelbar den Hatuptkirchen unterstellten oder in noch weiterer 
Abstufung wieder im Zugehörigkeitsverhältnisse zu solchen Sub- 
alternkirchen stehenden Kirchen ebenfalls verschiedene Wege 
eingeschlagen haben. Teils sind sie im Prälatengute verblieben, 
mit diesem zu Lehen gegeben oder sonst weltlich benützt worden 
— soweit da nicht wieder ein Privileg entgegenstand —, teils 
gelangten sie mit anderen nutzbaren Gütern, wozu sie ja selbst 
gehörten, an die Kapitelsgüter. Sowohl für die eine wie für die 
andere Lage galten indes die früher besprochenen Gestaltungen. 


Alles Nähere wurde im Einzelfalle bestimmt. 


Fassen wir also die Verhältnisse bis zum Ausgang der 
karolingischen Periode zusammen, so zeigt sich uns bereits eine 
große Vielgestaltigkeit in den Abhängigkeitsverhältnissen unter 
Kirchen, hervorgerufen durch die großen wirtschaftlichen Ver- 
änderungen, die zu einer starken Heranziehung des Kirchengutes 
für weltliche Zwecke und dadurch zu dessen Doppelfunktio'i 
führten. Auch die ganze spätere Entwicklung ist von diesen 
Grundlagen beherrscht und bildete diese Gestaltungen nach allen 
Richtungen fort, steigert sie dadurch zu immer größerer Mannig- 
faltigkeit. Die wichtigsten Strömungen davon haben wir im 
folgenden eingehender darzustellen. Wir beginnen zunächst mit den 
bischóflichen (den Bistümern temporell unterstellten) Konventual- 
kirchen. Sie stellen an verschiedenartigen Ausprägungen der 
Einzelheiten eine besonders reichhaltige Gruppe dar und bilden 
zweifellos die wichtigsteKategorie sämtlicher in Betracht kommenden 
Subalternkirchen. Erst hieran kann sich dann die der klöster- 
lichen Konventualkirchen und die Betrachtung der Abhängig- 
keitsverhältnisse der Niederkirchen überhaupt anschließen. 

8* 
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$ 6. Die bischöflichen Klöster und Kollegiatkirchen 
vom 10. bis zum 12. Jh. 


Fassen wir, ehe wir auf Einzelheiten eingehen, die grofen 
Entwicklungslinien für die Gesamtheit der bischöflichen Konven- 
tualkirchen im Hinblick auf den fraglichen Zeitraum ins Auge, 
so zeigen sich uns deutlich — bei allen Verschiedenheiten im 
einzelnen — für einzelne Abschnitte der Entwicklung gewisse 
gemeinsame Grundstrómungen, die alle oder doch größer e Gruppen 
dieser Anstalten erfassen. 


Das 10. Jh. bringt gegenüber der Karolingerzeit zunächst 
einen gewaltigen Rückschlag. Die karolingischen Einrichtungen, 
die zum Schutze dieser Subalternkirchen getroffen waren und 
die im großen und ganzen einen — oft freilich nur mühsam 
aufgeführten und erhaltenen — Damm gegen die fortschreitende 
Verweltlichung des Kirchengutes, hauptsáchlich durch das allseits 
hereinflutende Benefizialwesen, darstellten, brachen im 10. Jh. in 
weitem Umfang wieder zusammen. Der Höhepunkt des Säku- 
larisationsprozesses, der in diese Zeit fällt, ließ bei allen Kirchen, 
daher auch bei den bischöflichen Klöstern und Stiftern, die 
materielle Seite entscheidend hervortreten, führte zu ihrer Behand- 
lung gleich profanen Gütern und ließ vielfach sogar auch jenen 
kleinen Teil des ursprünglichen Gutes bischöflicher Klöster und 
Kollegiatstifter, der zu ihrem eigenen Gebrauche ausgeschieden 
und festgelegt worden war, wieder dahinschwinden, meist in Lehen 
aufgehen. In ganzem Umfang wurden zahlreiche solche Kirchen- 
anstalten, profanen Gütern gleich, als Nutzobjekte behandelt und 
für weltliche Zwecke aller Art verwendet. Ganz von neuem 
müssen spätere Reformen daher vielfach wieder auch wirtschaft- 
lich fundiert werden. ` 


Diese Reformen der bischöflichen Konventskirchen setzen 
-- in engstem Zusammenhang mit der Wiederherstellung der 
Ordnung in den Klöstern und Stiftern überhaupt — seit der 
zweiten Hälfte des 10. Jh. ebenso allgemein und auf breitester 
Grundlage ein, wie auch die vorausgehenden Verfallserscheinungen 
allgemein gewesen waren!). Sie ziehen sich dann teilweise durch 


1) Auch Güterzuteilungen für ganze Gruppen bischöflicher Konvents- 
kirchen unter deren gleichzeitiger Relorm finden sich wieder (wie im 9. Jh.) 
— sie sind natürlich noch viel weniger als Aufteilung des alten Diözesan- 
Einheitsvermögens zu deuten als in der Karolingerzeit. (Uebrigens ist von 
allen diesen Anstalten älterer Besitz bekannt) Hier nur ein Beispiel Beyer 
Mittelrhein. UB. I, S.310 f. Nr. 254 (980): (Eb. Egbert v. Trier) — videns. 
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das ganze ll. Jh. hin, werden darin allerdings bereits wieder 
von manchen Rückschlägen durhbrochen, und finden auch noch 
im 12. ihre Fortsetzung. Zur Wiederaufrichtung zahlreicher alter 
Anstalten kommen damals auch noch viele Neugründungen. 


Die dadurch geschaffenen Verhältnisse in der Stellung der 
- einzelnen Anstalten sind von ungeheurer Vielgestaltigkeit. Als 
gemeinsamer Grundzug läßt sich anführen, daß man, belehrt 
durch die Erfahrungen der vorausgehenden Zeit, vielen Anstalten, | 
um ihre geistliche Wirksamkeit sicherzustellen, ein weit größeres 
Maß von Freiheit und Unabhängigkeit zugestanden hat, als es 
die Karolingerzeit gekannt hatte. Aber auch, soweit die Institute 
in stärkerem Maße in abhängiger Stellung verblieben, wurde letztere 
in den Einzelheiten viel genauer und daher auch mannigfaltiger 
festgelegt als zuvor. 


Allerdings ist die tatsächliche Entwicklung sehr oft über 
die Schranken des Rechts hinweggeschritten. Mit steigendem 
Bedarf und zunehmender Dringlichkeit haben, namentlich seit 
den Zeiten Heinrichs II. und seiner Nachfolger, über alle Privilegien 
hinweg, sogar Übertragungen freier Reichskirchen an Bischofs- 
kirchen zur Behebung deren wirtschaftlicher Not, also zur wirt- 
schaftlichen Ausnützung, stattgefunden, daher umsomehr Heran- 
ziehungen bereits ursprünglicher bischöflicher Pertinenzkirchen 
für wirtschaftliche Zwecke der Hauptkirchen stattgefunden. Allein, 
dies war eben meist eine Verletzung der im Privilegienwege ge- 
währleisteten Stellung und keine regelrechte, rechtmäßige Ver- 
wendung. Zudem war derartiges auch nicht so allgemein, wie 
man vielfach geglaubt hat. Gemessen an der Gesamtzahl der 
Fälle, sind solche Erscheinungen immerhin nur in kleineren Gruppen 
zu beobachten. Die Entwicklung ist vielmehr — im ganzen be- 
trachtet — die, daß für eine große Anzahl von bischöflichen 
Konventskirchen die Abhängigkeit vom Bistum sich seit dem 
10. Jh. lockert oder vielfach ganz aufhört. Die gegenwärtig 
weit verbreitete Annahme einer allgemeinen Zunahme und Ver- 
starkung der Abhängigkeit der Konventskirchen von geistlichen 


monasteria et ecclesias nostro diocesis omnibus ecclesiasticis usibus a diebus. 
antecessorum nostrorum usque ad nostra tempora miserabiliter desolatas atque 
in id redactas, ut vix esset spes eas reparandi, placuit, si non omnibus possem, 
saltem aliquibus pro posse succurrerem. — — quod nunquam convenientius 
aut stabilius fore credidi quam si unicuique loco propriam terram, ut antiquitus 
statutum et concessum est, deliberarem. Cumque in hoc minime prevalerem . . 
cum ipsius episcopii maxima pars militibus esset in beneficium distributa . . 
illud incidit consilii, quatenus ex aliorum terra locorum sumerem. Etc. 
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oder weltlichen Herren zum Zwecke deren wirtschaftlicher Aus- . 
beutung vor dem Investiturstreit ist in dieser Fassung vollkommen 
irrig. Es ist eher eine gegenteilige Gesamtbewegung zu be- 
obachten, wovon die abweichenden Gestaltungen nur Ausnahmen 
darstellen. Ä 


Das 12. Jh. bringt dann namentlich durch die großen Ver- 
schiebungen im Bereiche der Kirchenverfassung, wie sie vor allem 
. durch die Neuerungen in der Grundauffassung aller Kirchenämter 
` als Benefizien eingetreten waren, auch für die bischóflichen Kirchen 
mancherlei Ánderungen in ihrer Lage mit sich, die dann erst 
im Zusammenhang mit den späteren Inkorporationen erörtert 
werden können. Im ganzen läßt sich hier schon sagen, daß 
. damals ein Teil der bis dahin bischöflichen Konventualanstalten 
ganz frei geworden, ein anderer jedoch im Hinblicke auf das 
Vorsteheramt und auch andere Stellen, in eine Lehensabhüngig- 
keit von der Bischofskirche eingerückt ist. 


Auf diesem allgemeinen Hintergrund lassen sich nun folgende 
Einzelzüge eintragen, wofür wir wieder nur die Haupttypen her- 
ausgreifen. Wir beginnen mit jenen bischöflichen Instituten, 
deren Entwicklung einer großen Selbständigkeit entgegenging. 
Schon im 10. Jh. gibt es dafür zahlreiche Beispiele. 


Vor allem kommen da jene Anstalten in Betracht, denen 
Regularprälaten vorstehen und denen die selbständige Verwaltung 
ihres ganzen Vermögens zuerkannt war. Das Maß ihrer wirt- 
schaftlichen Leistungen an die Hauptkirche wurde dabei zumeist 
genau bestimmt und oft auf ein Geringes beschränkt, in manchen 
Fallen jeglicher irdische Dienst überhaupt ausgeschlossen. Solche 
Anstalten, Klöster wie Stiftskirchen, erhalten dann vielfach ‚das 
Recht freier Prälatenwahl, wobei das Unterwerfungsverhältnis 
utter das Hochstift noch insoferne hervorleuchtet'), als die Wahl 
oft an die bischöfliche Zustimmung geknüpft erscheint?). An 


1) Ebenso trat bei Reichskirchen zur »Wahl« des Prälaten noch dessen 
»Einsetzung« durch den Herrscher; z. B. Heinr. Ill. für Beromünster Ni. 129 
Dipl. V, S. 161 (1045): ut idem canonici inter se liberam deinceps potestatem 
habeant eligendi prepositum, cui a regia potestate id ipsum committeretur 
officium. Vorher nimmt er das Stift in den königlichen Schutz — eo quoque 
tenore ut prescriptum monasterium et canonici eandem libertatem habeant 
quam ceteri regales et perpetualiter in eadem consistant. Ebenso das nächste 
Privileg für das Nonnenkloster Schännis Nr. 130 S. 163. — Kaiserliche »ordinatio« 
nach der Wahl z. B. Otto Ill. Nr. 220 S. 632 (996) für Moninella bei Mantua. 


2) Aus vielen Fällen z. B. Heinr. II. für Kloster Michelsberg bei Bamberg 
Nr. 366 S. 468 (1017): monachis, eiusdem monasterii, salvo statu et assensu 
pontificali, regulariter eligendi abbatem dedimus potestatem. 
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Sich hatte bei bischöflichen Klöstern der Bischof das Recht der 
Einsetzung des Abtes und der Klosterbrüder !). 

Übrigens hatten diese Befugnis, bei der Abt- oder Äbtissin- 

wahl mitzuwirken, die Bischöfe auch gegenüber manchen Reichs- 
klöstern?). In anderen Fällen ist ihr Einfluß dabei allerdings 
ausdrücklich ausgeschlossen), namentlich natürlich bei exempten 
Anstalten. Schon in dieser Richtung liegen also die Verhältnisse 
sehr vielgestaltigs, was auch für die Prälatenstellung selbst gilt. 
Auch bei bischöflichen Klöstern und namentlich Stiftern wurden 
die Äbte durch Pröpste und beide schließlich durch Dekane 
abgelóst*). Die allgemeine Bezeichnung dieser Vorsteher war 

| praelati (häufig) oder auch priores *). 

Vor allem suchte man aber durch zahlreiche Maßnahmen 
die Sicherung des Gutes bischóflicher Klóster und Kollegiatstifter 
für diese Anstalten zu erreichen. Bischöfliche Gründer wandten 
sich mit innigen Bitten an ihre Nachfolger, ihre Stiftungen zu 
achten. Durch Bestätigung und »Bannung« des Besitzes seitens 
hóherer kirchlicher und weltlicher Organe bestrebte man sich, 
die Beständigkeit der Besitzverháltnisse zu erwirken ê). 


1) Kehr, UB. des Hochstifts Merseburg Nr. 24 S. 24 f. (983; Jaffe-L., 
Reg. Nr. 3820): Papst Benedikt VII. für den Eb. v. Magdeburg — ut ordinet 
ac regat . . Mersaburgensem ecclesiam et omnia illuc rite aspitientia, quam . . 
Otto imperator ad Magdaburgensem ecclesiam donavit ac tradidit; abbatem 
ipse . . archiepiscopus suique successores, quando opus fuerit, ibi constituant, 
monachos regulariter degentes ibi ponant et ordinent, sicut precipit regularis 
et ecclesiasticus ordo. 


2) Z. B. Otto II. für Kloster Elten Nr. 67 S. 80: Suscepimus eam in eo 
tenore sub mondibordio nostro seu etiam caeteia monasteria, Quinden- 
lingenburch, Essendia videlicet et Gandersem, et ut dei ancillae inibi servientes 
cum consensu et convenientia Traiectensis ecclesiae episcopi eligendi inter se 
abbatissam potestatem habeant, concessimus. Ueber den allmáhlichen Uebergang 
der bischóflichen zu den Reichsklóstern weiter unten. 


3) Z. B Otto II. für das Salvatorkloster zu Pavia Nr. 281 Dipl. II, S. 327 f. 
(982). Oder Heinrich III. für Palazzuolo Nr. 91 Dipl. V, S. 51 (1040): quatinus 
abbas prenominati monasterii huius lucis habitaculum deserat, liceat monachis ex 
sinu eiusdem ecclesie quem meliorem viderint eligere in patrem, omnium 
episcoporum, omnium hominum contradictione remota etc. 


4) Darüber andernorts mehr. Hier nur z. B. Heinr. Ill. für das neue 
(bischöfliche) Marienstift zu Besancon Nr. 134 S. 170 (1045): ne in loco supra 
nominato abbas ponatur nec prepositus ordinetur, quia hoc magistrorum genus 
posthabitis fratrum commodis lucro inhiant proprietatis, sed decanus constituatur, 
lalis tamen qui a fratribus eligatur. Vgl. »Geistl. Benefizium« S. 424 ff. Doch 
finden sich Aebte auch in Kanonikatsstiftern auch noch später, besonders in 
Frankreich ; sogar bei Neugründungen oder Reformen, z. B. Gest. pont Ant. 
c. 51 Bibl. de l'Yonne I, S. 395 (1052—1076); vgl. Gall. Christ. IV b 79 (1055). 


5) Für Própste z. B. Heinr. Ill. Nr. 189 S. 238 (1047). 


6) Z. B. Heinrich IIl. für das S. Laurentiuskloster bei Lüttich Nr. 123 
Dipl. V, S. 154 (1044): Bischof Wazo und Abt Stephanus hatten gebeten — 
ut bona, que reverendus Reinardus ad coenobium in beati Laurentii martiris 
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Die: weitverbreitete Anschauung, die uns bei bischöflichen 
Klostergründungen als selbstverständlich entgegentritt, ist die, 
daß die Bischöfe durch die Stiftung zwar ein Aufsichts- und 
Verfügungsrecht auch für ihre Nachfolger erwerben, das Klostergut 
indes für, die eigenen Zwecke des gestifteten Institutes bleibend 
zu dienen habe !). Es ist ganz unzutreffend und mit den Quellen 
in schroffem Widerspruch anzunehmen, daß solche Gründungen 
etwa in der Mehrzahl der Fälle oder auch nur in einer größeren 
Anzahl] aus wirtschaftlich-egoistischen Beweggründen erfolgt seien. 


In vielen Fällen wird ausdrücklich jeglicher Eingriff des 
Bischofs in das Gut bischóflicher Klóster, insbesondere jede Ver- 
äußerung, untersagt, wenigstens jede derartige Handlung ohne 
besondere pápstliche Bewilligung. Dem mit Genehmigung des 
Papstes von Bischof Wigfrid von Verdun gegründeten und mit 
Gütern seiner Kirche (res sue ecclesie) ausgestatteten St. Pauls: 
Kloster zu Verdun verleiht Otto II. 972 neben dem Rechte der 
Abtwahl das Privileg, ihren Besitz (hauptsächlich übrigens wieder 
aus Kirchen bestehend) ohne Belästigung: von irgend welcher 
Seite genießen zu dürfen?) Dem Bischof sollen sie zwar als 
ihrem Herren und Hirten unterworfen sein, doch wird diesem 
Jeglicher Eingriff ins Klostergut verboten, insbesondere jede 
Veräußerung ohne besondere päpstliche Genehmigung ).- Solche 
und ähnliche Bestimmungen finden sich noch lange*). 


honore . . constructum devota mente contradidit, quod idem episcopus pro 
remuneratione perpetua construxit (die Gründungsurk. des B. Reinard Marténe, 
Coll. IV, 1164 Nr. 1 [1034]) et sub banno Piligrini Coloniensis archiepiscopi 
et Johannis episcopi legati apostolice sedis adstipulatione confirmavit, regia 
nostra auctoritate confirmaremus, quod et fecimus. (Besitzaufzählung). Et ut 
hec nostre confirmationis auctoritas stabilis et inconvulsa omni evo permaneat, 
hanc cartam etc. Oder vgl. die Gründungsurk. des Stiftes S. Crucis bei Lüttich 
1005 Heinr. II. Nr. 93 Dipl. II, S. 117. Zahlreiche bischófliche Gründungs- 
urkunden und päpstliche Privilegien jener Zeit erweisen das Gleiche. 


l) Eine allgemeine derartige Aeußerung z. B. in Heinrichs II. Dipl. v. 
1003 für Würzburg Nr. 60 Dipl. II, S. 74: quatinus praefatus praesul . . 
coortem deo religiose militantium . . instituat et pro libitu suo eam disponat 
et suis successoribus regendam derelinquat et praedictum locum (Burg Laufen) 
cum reditibus suis in illius congregationis victualia et indumenta perpetua 
stabilitate convertat etc. 


2) Mon. Germ. Dipl. II, S. 30f. Nr. ?22a: sicque rebus subnotatis omni 
cum securitate et absque ullius contradictione et nefaria invasione fruantur 
liberaque domino et placida voluntate famulentur . . Vgl. Nr. 156 S. 176 f. (977). 


3) Episcopo autem sedis ipsius sint ut domino et pastori subiecti, sed 
de his que hactenus data sunt et ulterius per largifluam dei misericordiam 
conferenda, nullam auferendi aut subtrahendi vel inutiliter commutandi absque 
apostolica licentia habeant potestatem. 


4) Z. B. Wirtemberg. UB. II, S. 334 (1250) für St, Marien zu Speier. 
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Insbesondere wurde in weitem Umfang für die Kapitelsgüter 
bischöflicher Kollegiatkirchen (wie auch der Hochkirche) jeglicher 
bischólliche Eingriff, vor allem jede Verlehnung, verboten !). 
(Vgl. weiter unten.) 

l Vor allem wurde bei jenen bischöflichen Klöstern, die feste 
Abgaben an die Bischöfe zu leisten hatten, letzteren jede sonstige 
Heranziehung des Klostergutes strenge untersagt?). In sehr vielen 
Fällen, namentlich den zahlreichen Klostergründungen des 11. 
und 12. Jh. finden sich aber überhaupt keine Abgaben normiert. 
Die Bischöfe selbst sichern namentlich bei reformierten Klöstern 
oder Stiftern, auch bei den neuen Anstalten der Regularkanoniker, 
Prämonstentenser, Zisterzienser usw. das zugewiesene Anstaltsgut 
vor allem gegen jeden Eingriff seitens ihrer Nachfolger). Auch 
anläßlich der Uebertragung einzelner Güter wurde ausdrücklich, 
auch seitens der Herrscher, ein besonderes Veräußerungsverbot 
gegen die Bischöfe erlassen‘), natürlich auch gegen die nach- 


l 1) Z. B. Heinr. III. für die S. Johannes- und S. Stephanuskirche zu 
Besançon Nr. 88 S. 115 (1041). 

2) Besonders lehrreich die Diplome für S. Zeno bei Verona; Karls d. Gr. 
(verloren) und darnach Ludwigs d. Fr. Ughelli, It. sacra V?b 705 (815; 
Mülbadier, Reg.? Nr. 597); bestätigt durch Heinr. III. Nr. 203 S. 264 tf. (1047): 
ut episcopus eiusdem civitatis nullam umquam potestatem abeat aliquid inde 
abstrahere aut sibi usurpare aut alicui in beneficium dare vel fodrum exquirere 
nec etiam colonos eiusdem gcclesig vel liberos seu famulos quoscumque 
residentes super res prefati monasterii pertinentes quolibet modo distringere 
aut pignerare vel angariara seu census redibitiones et dona aliqua exigere, 
nisi tantum quod antiquitus in priori precepto dompni Karoli statutum est, 
ut in festivitate sancti Zenonis annis singulis aut mancusos viginti aut quin- 
quaginta solidos argenti cum suis clericis accipiat ab ipsis monachis . . et 
nihil amplius ab eis ab aliquo exquiratur etc. 

3) Aus sehr vielen Fällen z. B. Schmidt, UB. Hochst. Halb. I, S. 91 
Nr. 130 (1108): Bischof f. Augustinerkloster Osterwieck — si quis vero suc- 
cessorum nostorum hec predia, ad predictam vitam collata, . . auferre . . — 
temptaverit, auferat Deus partem illius de libro vite etc. 

4) Z. B. Heinr. lI. für S. Emmeram zu Regensburg Nr. 441 Dipl. III, 563 
(1021): schenkt einen Hof — in proprium largimur . . perpetuo iure predicto 
ecclesig confirmamus, ea videlicet ratione ut nec episcopus eiusdem loci 
nullaque ecclesiastica vel iudiciaria potestas aliquam habent potestatem . . 
auferre, sondern Abt und Konvent haben die freie Verfügungsgewalt. Aehnlich 
Nr. 442 f. S. 564 ff. (1021) u. Nr. 459 S. 582 (1021) für Weihenstefan (Dióz. 
Freising). Oder Heinrich III. für das von Bischof Hermann von Münster 
gegründete Nonnenkloster S. Matia-Ueberwasser zu Münster Dipl. V, S. 87f. 
Nr. 68 (1040): gibt eine curis mit allem Zubehör — ad hanc ecclesiam . . 
eo tenore in proprium dedimus atque tradidimus, ut eiusdem ecclesie abbatissa 
cetereque moniales . . servitium abhinc die noctuque . . possint adimplere. 
Firmissime autem in eadem facienda tradicione hoc excepimus, ut neque presens 
Heremannus episcopus neque futuri successores sui deinceps prefatam curtem 
ulam potestatem habeant de eadem ecclesia retrahendi vel in suos usus 
vendicandi, nisi eo concambio aut ea restitutione, que eiusdem gcclesig abba- 
tisse omnibusque suis monialibus aut ex vicinitate aut ex utilitatis magnitudine 
commodior vel utilior esse videatur. Nützliche Tauschverträge waren erlaubt, 
schädliche aber verboten. 
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folgenden Herrscher!) Es wurden Maßnahmen für den Fall der | 
. Verletzung getroffen ?). | E 

Namentlich wird in Besitzbestätigungen der Herrscher oder 
auch. der Päpste, oft für alle Klöster und Stifter eines Bistums 
Unantastbarkeit des Besitzes gewáhrt?). Auch Metropoliten und 
Synoden verleihen solche Privilegien*). Es wurde sogar als 
Unrecht empfunden, wenn ein Bischof einem untergebenen Kloster 
eine Kirche selbst zur Gründung eines Klosters u. dgl. ohne Ent- 
schádigung und eigenmächtig entzog 5). | | 

Oft wird auch dem Konvente das Verfügungsrecht über die 
Güter verbrieft*), meist allerdings dem Vorsteher oder diesem in 
Verbindung mit dem Kapitel. Den Vorstehern bischöflicher 
Konventskirchen stand insbesondere auch vielfach das Recht zu, 
die Geistlichen der ihnen wieder untergebenen Gottesháuser einzu- 


1) Otto III. schenkt an S. Stefan zu Mainz zu ewigen, unentziehbarem 
Besitz Nr. 107 S. 518 f. (992). 


2) Otto III. Nr. 249 S. 665 f. (997): schenkt den Brüdern von S. Stefan 
zu Mainz ein Gut. Si autem quod absit fortuitu evenerit ut archiepiscopus .. . 
Mogontinus eidem ecclesiae non tam amicus vel avaricia allectus id praedium 
fratribus abstraxerit suaeque utilitati addixerit, rex vel imperator qui tunc 
temporis extet, ei procul dubio tollat regalique imperio vendicet. | 


3) Z. B. rapsi Calixtus II. für dle Klöster des Bistums Naumburg 
Rosenfeld, UB 1, S. 103 Nr. 120 (1119; Jaffe Nr. 6766): Ipsis autem ecclesiis 
et monasteriis (bischöfl. Gründungen) universa, qug a te vel ab allis quibus- 
libet fidelibus de suo iure iam collata sunt vel in futurum . . conferri contigerit, 
stabilimus. Strenge Strafen für jeden Verletzer. Vgl. das ausführliche Privileg 
d. Bischofs Dietrich für Bosau v. J. 1121 a. a. O. S. 105 ff. Nr. 123. Oder die 
Beisitzbestätigung Innozenz’ II. v. 1138 für das Morizkloster a.a. O. S. 121. 
Nr. 140. Ferner die Gründung uud Ausstattung und Besitzsicherung für das 
Nonnenkloster St. Stephan in Zeitz a. a. O. S. 161 f. Nr. 180 an Endlich 
Konrad Ill. für Kloster Gottesgnade Mitzschke, UB. von Bürgel I, S. 34 ff. 
Nr. 18 (1151) usf. 


4) Z. B. Eb. Friedrich v. Magdeburg 1151 für Bosau Rosenfeld |, 
S. 173 Nr. 191. | 


9) Heinrich III. für S. Paul bei Verdun Dipl. V, S. 71 Nr. 54 (1040): 
notum fieri volumus, quod monasterio in honore sancti Pauli . . cui Rambertus 
eiusdem civitatis episcopus quandam ecclesiam subiectam ad honorem sancti 
Martini edificatam auferens separavit, ut monasterium inde faceret et monachos 
sub sancti Benedicti regula inibi tunc servientes incessanter ordinaret, et eo 
animo ut concambium beato Paulo daret, sed morte preventus, cum alia 
compleverat, concambium quod promiserat dare non potuit. Quod venerabilis 
successor eius . . digne et landabiliter considerans et, ne locus predicti apostoli 
aliquod detrimentum inde pateretur, existimans pro illo concambio dedit . . 


6) Z. B. die Besitzbestätigung Heinrichs III. für das bischöfliche Stift 
der hl. Maria Magdalena zu Verdun Nr. 53 S. 70 (1040): (alle Besitzungen mit 
Kirchen) confirmamus, ea videlicet ratione ut eiusdem monasterii fratres - 
dehinc liberam habeant de supra dictis omnibus potestatem quicquid eis 
placuerit ad usum aecclesiae faciendi, omnium hominum regni nostri contra- 
dictione remota. Oder Monumenta Historiae Patriae I, S. 441 f. (c. 1024): B. 
von Asti gründet ein Stift und gibt ihm Güter; die Kanoniker — remota 
omni nostra nostrorumque successorum contradicione et secundum quod eis 
rectum visum fuerit libere disponant etc. 


“e 
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setzen !). Oft wurde dieses Recht aber erst spät erworben?). Die 
Verhältnisse lagen auch da sehr mannigfach. Die Prälaten der 
abhängigen Kirchen erscheinen auch insoferne als die Herren 
ihres An$taltsgutes, als sie — unbeschadet des Unterwerfungs- 
verhältnisses unter das Bistum — Zuwendungen unmittelbar ver- 
anlassen oder entgegennehmen, Verträge über das Gut ihrer 
Anstalten schließen und natürlich auch die laufende Verwaltung 
besorgen 5). Wir sehen sie oft in: sehr freier und unabhängiger 
Stellung. Und Fälle dieser Art sind außerordentlich zahlreich. 


Aber auch den Vorstehern der untergebenen Anstalten war 
es im allgemeinen nicht gestattet, Kirchengut zu veräußern +), 
namentlich nicht ohne bischófliche Zustimmung. Urkundlich ist 
dies oft genug verbrieft. Insbesondere ward die Verlehnung von 
Pfrändengütern fast in jedem Falle von Gütervergabungen u. dgl., 
von Öffentlicher oder privater Seite aus, verpónt. Auch wurden 
gelegentlich verbotene Veräußerungsgeschäfte seitens der Päpste 
und Herrscher oder auch durch Synoden kassiert), teilweise unter 


1) Heinrich Ill. für S. Paul bei Verdun Dipl. V, S. 71 Nr. 54 (1040): 
bestätigt der Abtei als SENDE für.eine durch den Bischof entzogene 
Kirche (oben S. 122 Anm. 5) 12 Hufen et duo altaria cum terris et utililatibus 
ad ea pertinentibus (vgl. unten $ 8), eo videlicet ordine ut predicta apostoli 
abbatia in perpetuum possideat et post decessum horum pastorum eadem 
altaria nunc servantium abbas eiusdem loci habeat licentiam ante episcopum 
conducendi cum archidiacono personam, quam eligere voluerit et quam ad 
illud officium idoneam et utilem esse cognoverit, absque ullias pecan’ precio. 
Alles geschieht auf Bitten des Bischofs. Vgl. fiber die freie Stellung dieses 
Klosters Ottos II. Nr. 22f. S. 30 ff. (972) u. Nr. 156 S. 176 f. (977). 


2) Ein lehrreiches Beispiel Savini, Cart. della Chiesa Teramana Nr. 58 
S. 105 f. (1127): (Bischof fiir den Propst von Campovalano) concessi et con- 
firmavi tibi . . ut deinceps liberam potestatem habeatis tu et successores tui. . 
et constituendi presbiteros in ecclesiis ad vos pertinentibus per aprutinuim 
episcopatum, ita tamen ut postquam eos constitueritis inter XXX dies vel 
ad nos vel ad nuntios nostros eos adducatis qui per sacramentum nobis 
faciant res episcopatus nostri quantum ad ecclesias eorum pertinet salvas et 
indempnes futuras esse. Ueber die Kirchen’ der Kardinäle von Ravenna bes. 
Alex. Ill. Urk. v. 1169 bei Fantuzzi, Mon. II, 138 Nr. 73 (Kehr S. 78 Nr. 1). 


3) Z. B. Otto II. für Gorze Nr. 54 Dipl. II, S. 64 (973): Abt Johannes 
— scilicet monasterii quod Gorzia vocatur sancte sedi Mettensi subditum — 
hatte um Bestätigung einer gräflichen Schenkung gebeten und diese empfangen. 
In sehr vielen Fällen von Rechtsgeschäften über das Gut bischöflicher Klöster 
und Stifter ist des vorstehenden Bischofs überhaupt nicht gedacht. Vgl. noch 
weiter unten und Rosenfeld, UB. I, S. 139 f. Nr. 158 (1143). 


4) Heinr. III. Bestätigung für S. Zeno in Verona Nr. 203 S. 263 ff. (1047). 
Oder vgl. die bischl. Urk. v. 1084 Gall. Christ. X b 396. 


5) Vgl. z. B. Heinrichs III. asp v. J. 1040 für den Bischof von 
Cremona Mon. G. Dipl. V, S. 34 Nr. 26: (Bischof hatte geklagt) quod quedam 
abbatia suo episcopio subdita .. sancti Laurentii .. a quodam abbate Uualderico 
nomine diminueretur in beneficium dando et malas inscriptiones faciendo 
(vgl. » Kirchengutsveräußerungen « in diesem Archiv 1925), scilicet iniustas 
precarias commutationes ac libellaria, et hac occasione victualia fratrum 
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strenger Bestrafung der Schuldigen!). Daß es aber selbst hiervon 
Ausnahmen gibt und manchen Subalternprálaten sogar ein (wenn 
auch beschrünktes) Veräußerungsrecht, namentlich Vertauschungs- 
recht, hinsichtlich des Gutes ihrer Anstalten zustand, werden wir 
später sehen. Immerhin ist dies nur die Ausnahme. Im all- 
gemeinen bleibt das Gut untergebener Konventskirchen Vermögens- 
teilder übergeordneten Anstalt und wird auch als solcher bezeichnet?). 
. Und die Rechtsgeschäfte mit dritten Personen schließt oder bestätigt 
der Bischof auch inbezug auf das Vermögen bischöflicher Klöster 
und Stifter’). Er nimmt auch .sehr häufig die Schenkungen an 
diese Anstalten entgegen‘). Irgend eine Regel läßt sich da aber, 
soweit ich sehe, nicht erkennen. | 


Findet so die Macht der Subalternprälaten auch ihre Schranken, 
so erweitert sich ihr Wirkungskreis und die Freiheit ihrer Anstalten 
doch in anderer Richtung vielfach noch beträchtlich. So vor allem 
im Hinblick auf die Immunitäten. In karolingischer Zeit und 
teilweise weit darüber hinaus liegen die abhängigen Kirchen in 


subtrahebantur et famulorum beneficia (vgl. »Entstehung des geistl. Beneficiums« 
a. a. O. 1926) minuebantur etc. Gibt nach eifriger Beratung und reitlicher 
Ueberlegung dies Privileg, ea videlicet ratione ut tam presens abbas quam 
futuri nullam potestatem dinceps habeant de rebus ad predictam abbatiam 
pertinentibus diminuere nec in beneficium dando nec commutationes seu 
precarias atque libellarias faciendo sime licentia predicti Hubaldi episcopi 
et successorum eius etc. Si quis vero abbas contra hanc nostram auctoritatem 
et preceptionem deinceps facere presumpserit, scripta et investitura que fecerit 
irrita et vacua et sine robore permaneant — (Vgl. auch schon Heinr. IT. Nr. 86 
Dipl. IIl, S. 108 [1004)). 


1) Et abbas proprio honore et dignitate privetur, et illi, qui investituram 
aut aliquod scriptum suscipere presumpserit, sciant se composituros auri optimi 
libras centum, medietatem camere nostre et medietatem abbatie, cui dampnum 
inferre temptavit. (Also nicht dem Hochstift!) 


2) Nämlich nach den Heiligen beider Kirchen. S. schon oben S. 53 
Anm. 2. Oder vgl. nocli Cartul. d'Auch S. 21 f. (1097): das dem Erzbistum 
Auch untergeordnete Stift S. Nicolaus de Nugarol beschenkt mit der aus- 
drücklichen Bestimmung, daß ein Bethaus oder ein Xenodochium, welches 
der Schenker auf den geschenkten Gründen etwa noch erbauen würde, »in 
potestate atque alodio sancti Nicholai et clericorum Deo inibi servientium ef 
Ausciensis archiepiscopi semper maneat.« i 


3) Muller, Cart. v. Utrecht S. 48 (943): B. gibt Güter einer untergebenen 
Abtei in Ususfrukt und empfängt dafür für diese Abtei andere Güter. Unter 
den in Ususfrukt vergabten Besitzungen findet sich auch ein monasterium. 
Oder vgl. für später Rosenfeld, UB. des Hochstifts Naumburg I, S. 137 Nr. 155 
(c. 1140): B. Udo bestätigt einen Tausch zwischen zwei Klöstern. Vgl. auch 
Nr. 156 S. 138 (1142); S. 146 f. Nr. 168 (1144); S. 164 f. Nr. 183 f. (1125—1147); 
S. 215 f. Nr. 233 (1158) usw. Oder Quantin, Cart. de l'Yonne I, S. 215 (1108) 
für St. Michiel de Tonnerre. 


4) Acta Tirolensia I, S. 21 f. Nr. 54 (c. 995—c. De Schenkung an 
die Kirche Wilten — in manus prefati episcopi (von Brixen) et advocati sui 
Engildies.ad ecclesiam sancti Laurentii et sancti Cassiani . . firmiter tenendum 
et potestative perpetualiter possidendum. 


- 
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der Immunität der Hauptkirche, die als deren Träger erscheint. 
Der ganze Besitz der Bischofskirche und deren sämtlicher Zubehör- 
kirchen bildet in dieser Hinsicht ein einheitliches Vermögen !). 
Die Bußen für Besitzentziehungen untergebener Klöster gelangen 
meist an das übergeordnete Bistum?). Die übertragenen Abteien 
gelangen durch die Übertragung in die Immunität des Bistums >). 

In dem Immunitätsprivileg Ottos II. v. J. 967 für die Ham- 
burger Kirche (monasterium) mit ihren untergebenen Konventual- 
kirchen (cum aliis monasteriis sibi subditis); Bremen usw., wird 
jede öffentliche Funktion den staatlichen Beamten im ganzen 
Besitz dieser Anstalten untersagt und nur dem Erzbischof und 
seinen Vógten vorbehalten). Und ähnliches findet sich noch 
im 11. Jh.5. Daneben aber beginnen schon im 10. die Sonder- 
immuniläten einzelner bischöflicher Konventualkirchen, die für 
ihren Besitz auch eigene Vógte*), oft auch das Recht eigener 
Vogtwahl, erhalten. (vgl. weiter unten) Allerdings werden da- 


1) Z. B. Otto III. Nr. 284 S. 709 (998) für oh, Nr. 292 S. 718 (998) 
für Savona; Nr. 295 S 720 (998) für Arezzo ; Nr. 300 S. 725 (998) für Padua usw. 


2) Otto III. Nr. 396 S 827 ff. (1001): Rückstellung der Klöster S. Maria 
in Pomposa u. S. Vitalis an Ravenna im Kónigsgericht. Wer zuwiderhandelt, 
hat 10 Pfund Gold an das Erzstift zu zahlen (S. 829). Noch im gleichen 
Jahre befreit aber der Kaiser das Kloster im Tauschwege von der Abhängigkeit 
von Ravenna gänzlich; Nr. 416 S. 850 f. (vgl. Nr. 419 S. 853 f.) : monasterium 
sancte Marie in Pomposia per concambium accipientes, econtra donavimus 
omnia placita et districtus et bannum de omni terra sancti Apolinaris et.de 
omnibus episcopatibus et comitatibus — des Erzstiftes. Unde abbatiam . . 
ab omni subiectione archiepiscoporum sive aliorum excutimus, ut regalis sit 
nuli dominantium persone subiecta sintque monaci eius ab omni secularis 
servicii infestatione securi. Weihe durch den B. von Comacchio oder — wenn 
dieser pro precunia vel pro aliqua humana potestate molestus esse voluerit 
— durch einen beliebigen anderen. 

3) Uebertragung der Servatiusabtei in Póhlde an das Erzstift Magdeburg 
durch Otto II. Nr. 259 Dipl. II, S. 301 (981): tradidimus, ea scilicet ratione 
ut nullus comes vel iudex aut quelibet excellens persona ullum negotium 
exercere audeat in iam dicta abbatia sine prefato ecclesig archiepiscopi licentia. 
— Oder die Vergabung des Salvatorklosters in Alina an das Bistum Fiesole 
Nr. 277 S. 3221. (982). Für erstere Abtei hatte auch der Eb. von Magdeburg 
das Recht der Vogtbestellung, Otto Il. Nr. 310 S. 367 (983). Ihr scheint auch 
der Erzbischof unmittelbar (ohne Abt) vorzustehen; a. a. O. abbatiam cui 
venerandus Gisalharius (Eb.) honorifice praesidet . . Er nimmt auch die 
Schenkungen entgegen, Ohne daß ein Abt erwähnt wird. 

4) Nr. 16 S. 24: nisi predictae sedis archiepiscopus et advocati quos 
ipse elegerit. Ebenso Nr. 61 S. 71 (973). Vgl. Heinr. II. Nr. 139 S. 165 (1007). 
Oder schon Otto Il. Nr. 285 S. 332 f. (982) für Salerno. 

5) Z. B. Heinr. Ill. für Ascoli Nr. 189 Dipl. V, S. 174 (1045): corroborabit 
terram sui (B.) episcopii, tam ad matricem ecclesiam pertinentem quam etiam 
ad caeteras ecclesias maiores et minores infra et extra civitatem suam, videlicet 
plebes cappellas sive monasteria ad praedictam ecclesiam respicientia etc. und 
verleiht für diesen ganzen Besitz Immunität. —— 

6) Ueber das St. Stefansstift zu Mainz z. B. Heinrichs II. Nr. 178 ff. 


S. 212 ff. (1008). 
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neben noch allgemeine Immunitäten an Bischofskirchen mit allen 
untergebenen Anstalten verliehen !), aber immer mehr findet doch 
eine Lockerung und innere Auflösung der Gesamtimmunitäten, 
unter stetiger Verselbständigung der Subalternkirchen auch auf 


diesem Wege statt. Eine ähnliche Entwicklung machen ja auch : 


die Domkapitel durch ?) 


Das von Bischof Bernhard von Halberstadt gegründete 
Nonnenkloster Hadmersleben erhält von Otto II. 961 ein der- 
artiges Privileg. Ausdrücklich wird darin die dauernde Unter- 
werfung des Klosters mit seinem ganzen Besitz unter die Hochkirche 
von Halberstadt zwar ausgesprochen?) Trotzdem erhält die 
Anstalt ein besonderes Immunitäts- und Besitzbestätigungsprivileg 
des Herrschers. Das gesamte Gut des Klosters, sowohl das vom 
Bischof wie das von anderer Seite gegebene, wird in die Dis- 
position der Äbtissin gestellt‘). Letztere wird vom Konvent 
gewählt — allerdings unter Zustimmung des Bischofs). Und 


1) Vgl. z. B. mit dem oben S. 61 mit Anm. 5 erwähnten Privileg für 
die Abtei Lobbes das Immunitätsprivileg Heinrichs II. v. 1006 für das Bistum 
Lüttich mit allen untergebenen Anstalten, unter ausdrücklicher Aufzählung 
derselben, wobei auch Lobbes mitgenannt ist, Nr. 115 Dipl. Ill, S. 142: ut 
et ipsa (sc. ecclesia Leodiensis) et sue appenditie — que sunt videlicet Lobiis 
et in loco qui dicitur ad sanctum Hubertum, Bronio, Gembluos, Fossis, in 
Malonia etc. vel in ceteris locis — cum omnibus rebus vel hominibus ad se 
pertinentibus libere per sc consisterent et ab omni inquietudine iudiciarie 
potestatis defense et secure manerent — sed ipsi presuli successoribusque 
suis et nunc et semper liceat res predicte ecclesie ef illi subditarum sub 
tuitionis atque immunitatis nostie defensione . . quietas possidere etc. Selbst- 
ıedend waren die Niederkirchen stets in die Immunität eingeschlossen ; z. B. 
Heinr. II. für das untere Nonnenkloster Hohenburg Nr. 355 S. 458 (1016) oder 
Otto II. Nr. 253 S. 287f (981) für Bistum Luni: ut in sancta Lunensi ecclesia 
nullus comes etc. tam in civitate quam in plebibus nec non seu et in titulis 
aliisque ecclesiis ac domibus sive rusticis possessionibus ad eandem sanctam 
ecclesiam pertinentibus placita tenere etc. presumat . . 


2) Aus vielen Fällen z. B. Otto III. Nr. 275 Dipl. II, S. 695 (998) für 
Ferrara; Nr. 290 S. 715 für Arezzo; Nr. 296 S. 721 f. (998) für Florenz usw. 


3) Mon. Germ. Dipl. II, S. 11 Nr. 2: Tali conventione facta ut prefatum 
monasterium ad ipsam sedem Haluerstedensis ecclesig totum cum omni sub- 


stantia firmiter ae Ban EE sit subiectum, concedimus (Vgl. Otto III. 
Nr. 143 S. 553 f. ; a. 994.) 


4) Decernimus, ut omnia que memorato monasterio Hathumeresleum a 
venerabili episcopo Bernhardo sive aliorum fidelium collatione seu per pre- 
carlam iuste tradita sunt, firma et inconvulsa permaneant neque ullus iudex 
publicus seu quelibet iudiciaria persona eiusdem monasterii litos aut colonos 
seu quos libet viros ad ipsum monasterium variis modis inquisitos vel adhuc 
inquirendos quolibet modo distringere audeat, sed maneat ipsius loci abbatissae 
facultas propria que de his iuste voluerit faciendi. 


9) Pro salvatione animarum nostrarum . . concedimus, ut habeant eius- 
dem monasterii sanctimoniales canonicg atque ecclesiastice seu inter se seu 


aliunde . . eligendi abbatissam cum consensu Haluerstadensis episcopi liberam 
ac propriam facultatem . . 
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ähnliche Privilegien wurden zahlreichen weiteren bischöflichen 
Klöstern gewährt !). Vor allem behalten bisherige Reichsklöster 
bei ihrer Übertragung an Bischofskirchen ihre bisherigen Privilegien 
nicht selten wenigstens teilweise bei. Auch behalten sie gelegent- 
lich ihre bisherigen Vögte. Oft handelt es sich dabei nur um 
die engere Immunität des Kapitelsgutes?). Auch nach dieser 
Richtung hin tritt nämlich eine Unterteilung der alten einheit- 
lichen Immunitäten ein. 


Oft wird aber auch nur Immunität, Königsschutz und Un- 
verletzbarkeit des ganzen Besitzes (namentlich durch die späteren 
Bischöfe) für Klöster bischöflicher Gründung gewährt, das nähere 
Verhältnis aber nicht weiter bestimmt ?). 


Eine weitere Steigerung in der Sicherheit ihres Besitzes lag 
dann für solche Institute darin, daß manchen von ihnen die Un- 
veräußerlichkeit von der Bischofskirche in ganzem Umfange, für 
die ganze Anstalt samt allen Besitzungen, gewährleistet wurde 4), 
geradeso wie auch vielen Reichskirchen die dauernde Reichs- 


1) Vgl. z. B. den königlichen Schutzbrief für das vom Bischof Milo 
von Minden gegründete und ausgestattete Kloster zu Wedegenburch Otto III. 
Nr. 136 S. 547 (993). Dem Kloster wird Unverletzlichkeit gewähıt, jedoch 
die Leitung in allen wichtigen Angelegenheiten den Bischöfen anheimgegeben : 
licentiam daremus inter se eligendi abbatissam . . una cum consilio ipsius 
successorumque eius Mindensis ecclesiae episcoporum. Gewährt dies den 
Nonnen — et omnia sua eorum (B.) auxilio oidinare atque disponere. Nimmt 
das ganze Anstaltsgut in seinen Schutz. — Weitere Beispiele aus den massen- 
haften Quellenberichten noch im Verlaufe der folgenden Darstellung. 


2) Dies besonders auch in Frankreich; z.B. Quantin, Cart. de l'Yonne Í» 
S. 161 (gegen 1002): König Robert für die Mönche von S. Germain d'Auxerre, 
gewährt Immunität des Píründengutes, Zollfreiheit etc., verbietet auch den 
Abten jeden Eingriff und jede Veräußerung. 


3) So z. B. Heinr. IJ. für das Kloster S. Michaelis zu Hildesheim Nr. 479 
S. 611 (1022): Sub imperialis igitur banni nostri interdictione precipimus, ut 
nullus suus successor neque alius episcopus sive dux etc. eidem monasterio 
rebusque sibi concessis seu concedendis aliquam violentiam sive rapinam ulla 
temeritate inferre presumat. Die Sprache kann in ihrer Deutlichkeit nicht 
mißverstanden werden. Oder vgl. Otto III. Nr. 271 S. 690 (998) für das von 
Bischof Rozo von Treviso gegründete Kloster Mogliano. 


4) Insbesondere wurde die Unverlehnbarkeit ganzer Klóster und Stifter 
schon in der Karolingerzeit, ee für Italien, allgemein (vgl. bes. 
Kehr, Reg. It. pont. V, S. 9 Nr. 39; a. 877) verfügt, die benefiziarische Ver- 
gabung aber auch in anderen Gebieten fallweise verboten; vgl. »Entst. des 

eistl. Benefiziums«, mehrfach. Später wurden solche Privilegien gerade an- 
aBlich der Rückstellung früher entzogener Kirchen verliehen; z. B. Otto III. 
Nr. 119 S. 530 ff. (993) für S. Servatius zu Maastricht. Oder ders. Nr. 141 
S. 551 f. (993) für Schwarzach-Würzburg. Oder bei Übertragungen Otto I. 
Nr. 373a Dipl. II, S. 878 f. (969): gibt dem Bistum Merseburg die Kirche zu 
Helfta mit allem Besitz — ut ecclesie in Merseburch semper subiecta sit et 
sub regimini venerabilis episcopi Bosonis successorumque eius omni tempore 
permaneat. 
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unmittelbarkeit, die Unveräußerlichkeit vom Reich, verbrieft wurde !). 
Sollte daher in solchen Fällen auch ein Reichseigentum an diesen 
Anstalten bestanden haben, so fehlte diesem doch eine wichtige 
Befugnis: das Veräußerungsrecht. Meist ist aber in solchen Fällen 
überhaupt nur von defensio, mundiburdium u. dgl. des Herrschers 
die Rede?) So auch bei den bischóflichen Klóstern und Stiitern, 
die vielfach auch in den Schutz des Herrschers wie auch des 
Papstes treten ?). m 


1) Z. B. oben S. 53 A. 1. Oder Heinrich III. für Pfafers Dipl. V, 
S. 73 Nr. 56 (1040): Sit vero abbatia illius monasterii libera ei ab omni 
extranea et iniqua potestate secura, nec alicui successorum nostrorum regum 
vel imperatorum liceat eam vel res suas alteri monasterio aut persone in- 
beneficiare aut in proprietatem donare. Vgl. »Kirchengutsveräußerungen«. 
Daß sich namentlich aus der benefiziarischen Vergabung ganzer Kloster- 
herrschaften auch für den geringen zurückbleibenden Güterrest für die Anstalt 
selbst große Verluste ergaben, zeigen wieder die Einzelfälle; z. B. Heinr. lll. 
für Nonnenkloster Kitzingen Dipl. V, S. 84 Nr. 65 (1040): Chicingensi ecclesiae 
sanctisque monialibus .. quaedam bona iniuste ablata et abalienata.. restituere 
et reconfirmare curavimus, scilicet totam villam Chicingin cum omni utilitate 
que ad illam respicit etc. et portum et villam Affaltrach et quicquid excepimus, 
quando Ottoni comiti cetera in beneficium dedimus, prefatae ecclesiae recon- 
solidavimus. Oder vgl. Nr. 69 S. 90 für Echternach; hier hatte das Kloster 
an den Grafen Heinrich (von Lützelburg) ausgedehnten Besitz verloren, der 
einen Teil an seine Vasallen weiterverlehnte. Für Italien zur Sache z. B. 
Heinr. III für S. Maria in Pomposa Nr. 193 S.-245 (1047): abbatiam . . . ab 
omni subiectione archiepiscoporum excutimus, ut regalis in perpetuum sit 
nullis dominantium personis subiecta. Abtwahl und unentgeltliche Weihe 
durch Bischof, Erzbischof oder (im Notfalle) einen beliebigen Bischof. Vgl. 
auch Heinr. II. für Neumünster bei Metz 1005 Nr. 104 S. 129 f. oder für das 
Marienkloster zu Florenz Nr. 245 S. 282 (1012); endlich für San Sepolcro in 
Noceati Nr. 369 S. 472 f. (1017). Otto III. Nr. 18 Dipl. II, S. 416 (985) für 
Kornelimünster (nach Vorurk.); Nr. 256 S. 673 (997) für Helmarshausen und 
Nr. 422 S. 856 (1002) für S. Maria zu Florenz. Besonders deutlich in seiner 
diesbezügl. Bestimmung Heinr. Il. für Kloster Biforco Nr. 463 S. 589 (1021): 
verfügt bleibende Unversehrtheit des Güterbestandes für den Abt und Konvent. 
Constituentes igitur, ut supradictum monasterium nulli marchioni, nulli comiti, 
nulli archiepiscopo, nulli episcopo nullique singulari persone subiaceat, nisi 
sit in imperiali et regali potestate, volumus atque disponimus, ut liceat — 
allen Ábten — advocare quencunque episcopum ad ecclesias consecrandas 
et ad omnem consecrationem faciendam. 


2) Z. B. Heinr. III. Nr. 86 S. 113 (1041). 


3) Vgl. noch weiter unten. Nicht päpstlichen Schutz, sondern Unver- 
äußerlichkeit von der Bischofskirche bedeuten Fälle wie Annal. Besuens. ad 
1052 Mon. Germ. Scriptores II, S. 249: .. Leo papa, qui fecit nobis privilegium, 
ut nulla persona audeat super hunc locum dominationem usurpare preter 
Lingonensem episcopum, proibens, ne infra unam leuwam a monasterio liceat 
alicui aliquam rem invadere vel etiam res auferre. — Dagegen liegt kein be- 
sonderes Unveräußerlichkeitsprivileg vor, sondern sollte nur die Sicherung 
des Besitzstandes überhaupt zum Ausdruck kommen, wenn es z. B. heißt 
(Schmidt, UB. Hochst. Halb. I, S. 61 Nr. 83 [1063]: Papst bestätigt dem 
Bistum alle Besitzungen — tam in abbatiis quam in monasteriis ac xenodochlis 
etc. unter Veräußerungsverbot gegen jedermann. 
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Das von Bischof Bruno von Minden gegründete S. Mau- 


ritiuskloster!) wird zwar ausdrücklich in die Gewalt der Bischöfe 


gestellt, jedoch gleichzeitig dem kaiserlichen und' päpstlichen 
Schutze anvertraut); den Bischöfen jeglicher Eingriff ins Klostergut 
verboten °). . Dieses bleibt der Anstalt zu ewigem Besitz. Nur 
am Kirchweihtage von S. Mauritius ist dem Bischofe und den 
Brüdern von S. Peter, die zur Feier des Hochamts dorthin 
kommen, ein Mahl zu bereiten. Die Stellung solcher Anstalten 
gegenüber ihrem übergeordneten Bistum ist also außerordentlich 
frei, eine wirtschaftliche Abhängigkeit meist überhaupt nicht vor- 
handen oder doch nur ganz unbedeutend, nur für Anerkennungs- 
zwecke gegeben. Der Kreis der königlichen und päpstlichen 
Schutzklóster ist also auch auf die bischöflichen Klöster aus- 
gedehnt. Übrigens gilt das auch von vielen Stiftern und Klöstern 
laikaler Herren. Namentlich sind Neugründungen seit dem 10. Jh. 
in zahlreichen Fällen von jeder wirtschaftlichen Belastung frei. 
Das Gut der Anstalten hat deren Zwecken zu dienen‘) und ist 
oft so gering, daß eine weitere Belastung schon an sich aus- 
geschlossen erscheint. 

Einen weiteren Fall bieten meist auch die päpstlichen (d. h. 
die im Vermögen der römischen Kirche stehenden) Klöster. Auch 
ihnen wurden besondere königliche Schutz- und Immunitäts- 
und auch noch andere Privilegien erteilt 5). Und auch bei ihnen 


1) Heinr. Ill. Nr. 103 S. 129 ff. (1042). Damit die Stiftung und Aus- 
stattung nicht als »VeráuBerung« und Schmälerung bisheriger Rechte der 
übrigen bischöflichen Konventskirchen erscheint, wird sie ausdrücklich in 
folgender Art genehmigt, ja entschuldigt. (S. 130): Et quia ullam in hac re 
novitatem incipere vel nos aliquid exinde postulare antea non presumpsit, 
quam monasteriis suis, que invenit, aliquod supplementum adderet . . Er hat 
auch die beiden von seinem Vorgänger gegründeten Klöster gefördert — aliaque 
monasteria, que in episcopatu eius sub suo iure erant, et prandia ibi deo 
servientium fideli caritate supplevit etc. 

2) (Der Bischof) locum hunc sub nostram (Herrscher) defensionem 
suscipere nos rogavit. Später (S. 131): Atque ut eadem ecclesia cum bonis 
suis . . collatis vel postmodum conferendis ab eius (B.) successoribus vel ab 
alis magis secura consisteret, in mundiburdium sancti Petri et tuitionem 
nostram et sub potestatem episcopi loci illius collocavit. 

3) notum sit omnibus, qualiter id ipsum monasterium eiusdemque 
abbatem et fratres inibi manentes sub nostra regali sive imperiali successorumque 
nostrorum tuitione defendi volumus, sic scilicet ut nullus eiusdem episcopi 
Successor potestatem habeat bona eiusdem monasterii aliquo modo destruere 
aut minuere. 

4) Ein typisches Beispiel Gallia Christ. V b 351 f. (961): Arnulf der 
Große von Flandern gründet ein Stift mit 12 Stellen (canonici praebendati), 
stattet sie mit Gütern aus — pro eorumdem canonicorum vita et aliis eiusdem 
capellae expensis dono, trado etc. 

9) Z. B. Heinrich III. für S. Pietro bei Perugia Nr. 179 S. 221 f. (1047): 
bestätigt den Königsschutz und befreit das Kloster und dessen Besitz, darunter 
auch zahlreiche Kiichen, von der Leistung des Fodrums. 
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finden sich Anstalten mit sehr freier Stellung, deren Leistung 
auf einen sehr geringen Zins oder deren Unterwerfungsverhaltnis 
überhaupt nur durch die päpstliche consecratio des Abtes zum 
Ausdruck kommt und deren Kreis in den bloßer päpstlicher 
Schutzklóster gleichfalls allmählich übergeht‘). Dies lehren ins- 
besondere die Auseinandersetzungen über strittige derartige An- 
stalten?). Auch Übergänge zwischen päpstlichen und kaiserlichen 
Schutzklöstern finden sich. Es konnte ja eine Anstalt gleich- 
zeitig im Schutze beider höchsten Gewalten stehen?). Und auch, 
wie gesagt, bei vielen bischöflichen Klöstern war beides der Fall 
oder doch eines von beiden*) oder auch noch dazu der Schutz 
anderer geistlicher oder weltlicher Herren, z. B. der Erzbischófe 5). 
Namentlich erscheinen auch die der Reformbewegung seit dem 
10. Jh. zugeführten bischöflichen Konventskirchen in freier Lage. 


1) Vgl. z. B. Heinrichs Il. Privileg für Papst Benedikt VIII. Nr. 427 
Dipl. Ill, S. 542 ff. (1020): Super hec contirmamus vobis Fuldense monasterium 
et abbatis eius consecrationem atque omnia monasteria cortes et villas, quas 
in rU E partibus sanctus Petrus habere dinoscitur etc. Über Bamberg 
unter 


2) Vgl. namentlich Otto IlI. Nr. 201 Dipl. II, S. 609 f. (996) für Kloster 
Brugnato: bestätigt auf Grund einer Synodalentscheidung die Selbständigkeit 
der Abtei gegen den Bischof von Luni, welcher — ipsum Brumense mona- 
sterium suo episcopatui subiugare voluerit et a potestate Romanae ecclesiae 
sub cuius tuitione semper fuit, alienare. Bestätigt alle Güter (dotes), die 
Immunität und verbietet Eingriffe wessen immer — praeter illud quod solvere 
debent Romanae ecclesiae, cui subditum est ipsum praefatum coenobium, 
scilicet denarios XII et candelas II. 


' 8) Vgl. z. B. noch Otto Ill. Nr. 235 S. 649 ff. (996) für Kloster Elten: 
Der Gründer (S. 651) in nostrum publice contradidit mondiburdiam et sicut 
mos est laicorum, cum festuca ab eodem semet exivit predio, damit der 
Herrscher dem Kloster dieselbe Freiheit wie Essen usw. verleihe. Gewährt 
die erbetene Freiheit, das Wahlrecht mit Zustimmung des Diözesanbischofs 
(Utrecht) (S. 652) Et ut huius monasterii status . . maneat intactus . . de 
eodem monasterio ad limina sancti Petri principis apostolorum Romam argenti 
quotannis libra deferatur. — Es ist nicht sicher, ob bloß Schutz oder Eigen- 
tum der rómischen Kirche vorliegt, weil letzteres, wenn vorhanden, in solchem 
Falle ganz bedeutungslos war; z. B. Otto III. Nr. 392 S. 822 ff. (1001) für 
S. Lorenzo in Campo: verfügt Rückstellung der entzogenen Besitzungen, 
bestátigt den ganzen Besitz. Decernimus etiam ut nullus imperator rex dux 
marchio princeps comes vicecomes de his omnibus possessionibus . . alicui 
mortalium aliquid donare vel in beneficium attribuere presumat neque alicui 
archiepiscopatui aut episcopatui id monasterium subiiciat, sed semper sub 
solo iure et dominio sancte Romane ecclesie perpetuo consistat. 


4) Päpstlicher Schutz z. B. füi das St. Ursulastift in Köln durch 
Johann XI. gewährt Jaffé Nr. 3594 (931—936); für Bosau durch Eugen III. 
Jaffé Nr. 9623 (1152) und zahlreiche Fälle. Kaiserlicher Schutzbrief z. B. für 
das letzgenannte bischöfliche Kloster Barbarossas Urk. v. 1160 Rosenfeld |, 
220 f. Nr. 238. 

5) Vgl. z. B. die Schutzbriefe des Erzbischofs Wichmann v. Magdeburg 
für das in voriger Anm. genannte (dem kaiserlichen und päpstlichen Schutze 
NN E d ee Naumburgische Kloster Bosau Rosenfeld I, S. 264 ff. 

f. .( à 
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Ihr Sondergut erscheint ausschlieBlich oder doch vorwiegend 
ihren Sonderzwecken gewidmet. An die Bischofskirchen fällt 
dabei ein ganz geringfügiger (Schutz- oder Anerkennungszins) 
oder (überhaupt kein Ertrag!) Im übrigen bleibt aber sehr 
oft das Unterwerfungsverháltnis unter das Bistum aufrecht und 
selbst Veräußerungen solcher Anstalten durch die Bischöfe 
finden sich ?). 

Die Stellung vieler bischóflichen Klóster und Kollegiatstifter 
war — gerade im 10. und 11. Jh. (in schroffem Gegensatze zu 
gegenwärtig weitverbreiteten irrigen Anschauungen) — oft so 
frei und selbständig, daß die Abhängigkeit fast ganz verblaßte 
oder überhaupt aufhörte. Ja, selbst der Übergang zu den Reichs- 
kirchen®) wird mit der Erwerbung von Reichsprivilegien (Immunität, 
Königsschutz, Regalien, vgl. das folgende) durch bischöfliche 
Anstalten fließend. Das Nonnenkloster Epinal in der Diözese 
Toul bietet hierfür ein besonders interessantes Beispiel. Es war 
eine Gründung der Bischöfe von Metz, also eines anderen Bistums *). 
Und die aus dieser Gründung hervorgehende Zugehörigkeit wirkte 
insoferne nach, als dem Kloster zwar das Äbfissinwahlrecht be- 
willigt wurde, jedoch, wie es ausdrücklich heißt unter Mitwirkung 
der Bischöfe von Metz 5) (also nicht der Diózesanbischófe von 
Toul). Im übrigen verleiht ihm der Kaiser die Freiheit der übrigen 


1) Z. B. die Diplome der Bischöfe von Arezzo für die Eremiten in 
Campo amabili (Camaldoli). Pasqui, Cod. Dipl. Aretino I Nr. 127 und 156 
S. 180 u. 225; Bestätigung Heinrichs Il. Mon. Germ. Dipl. V, S. 223 f. 
Nr. 180 (1047). 

2) Vaissete, Hist. de Languedoc II b 140 f. (987). 

3) Der Ausdruck ist an sich mehrdeutig. Schon Ficher hob den Unter- 
schied von Reidhsklöstern i. e. S. (im Reichseigentum stehend) und reidis- 
unmittelbaren Kiöstern hervor. Zu letzteren gehören auch bloße Schutz- 
klóster des Reiches, die anderen Herren oder überhaupt keinem (wie ich 
laube) unterstehen konnten. Viele Klóster unterstehen gar keiner anderen 

errschaft als der »defensio« (nicht dem Eigentum!) des Reichs; z. B. Heinr. ll. 
(nach Vorurkunden) Nr. 81 Dipl. Ill, S. 102 (1004) für Fischbeck: nullius 
seculari dominio subiecte, excepto nostro, qui earum defensor . . . esse 
volumus. Dies ist natürlich ganz anders, als wenn es z. B. heißt (Heinr. Il. 
Nr. 290 S. 353 [1014]): monasterium . . nobis propre iure contraditum 
est etc. Oder Otto II. für Worms Nr. 143 S. 160 f. (976): schenkt quandum 
nostre proprietatis abbatiam . . Über bisdiflidie Reichsklöster folgende Anm. 
Andernorts darüber mehr. Ebenso über »libertas« der Kirchen. 

4) Mon. Germ. Dipl. III, S. 70 f. Nr. 58 (1003) Heinrich II. für Epinal: 
Mettensis aecclesiae praesul . . Adalbero nostrum . . adiit celsitudinem sup- 
pliciter rogitans, ut locum . . Spinal in nostrum mundiburdium reciperemus 
cum monasterio, quod . . suus antecessor Theodericus videlicet episcopus . 
a fundamentis ibidem erexit pariter et consecravit, quodque eo mortuo ipse 
operosis praediis et muneribus ditavit et auxit . . . 

5) A. a. O.: Habeant etiam potestatem per decessiones eligendi inter 
se abbatissam secundum suam et Mettensis episcopi definitionem . . 
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coenobia regalia, nimmt es in seinen Schutz auf, gewáhrt ihm die 
Reichsimmunität und das Recht freier Vogtwahl durch Äbtissin 
und Konvent !). 

Gewöhnlich war jedoch die Abhängigkeit von den Bischöfen 
straffer, indem das Recht der Bestellung des Vogtes den Bischöfen 
zustand; entweder ohne das Recht der Prälatenbestellung ?), bzw. 
bei bloBer — mehr oder minder weitgehender — Anteilnahme 
des Bischofs an der Prälatenwahl®), oder aber mit dem Rechte 
der Prálatenbestellung. Dies namentlich bei Konventen mit Welt- 
geistlichen (Kanonikern)*). Die Verhältnisse waren also auch in 
dieser Hinsicht überall verschieden’) und von Fall zu Fall äußerst 
mannigfach geordnet. Die wechselnden Ansdrücke lassen die 
Lage keineswegs immer klar erkennen. Selbst bei bischöflichen 
Gründungen hört der Einfluß der Bischöfe oft fast oder ganz auf. 


1) locum Spinal cum monasterio et sanctis. . virginibus, quibus moderno 
tempore venerabilis abbatissa Dietburhc praesidere videtur, in nostrum rece- 
pimus mundiburdium, et regalium ex antiquis coenobiorum nostri regni 
libertate concessa regio verbo praecipimus, quatinus nulla regni nostri magna 
vel parva persona praefati monasterii loca ad causas audiendas etc. ingredi 
audeat aut aliquid que ad publicum pertinent inde exactitare praesumat, excepto 
advocato, quem eiusdem monasterii abbatissa qualiscumque tunc fuerit cum 
sororibus suis elegerit suis usibus actum et votis earum bene obtemperantem. 

2) Heinr. Il. für d. S. Michaeliskloster zu Hildesheim Nr. 260 S. 306 
(1013): monachi . . liberam habeant facultatem electiones facere inter se, si 
talis assit persona, que condigna videatur, sive aliunde infra eiusdem episcopii 
terminos .. Advocationes pariter et similia que eis necessaria sunt omnia cum 
consensu .. episcopi disponere habeant potestatem. Aehnlich Nr. 261 S. 308f. 
(1013) f. Nonnenkloster Heiningen (Königsschutz). 

3) Vgl. z. B. Heinrichs II. Privileg für das im übrigen recht günstig 
gestellte (wenn auch mäßig begüterte) Kloster Olderstadt des Bistums Verden 
Nr. 107 S. 132f. (1006): Gleichstellung des Kapitels mit dem Verdener Dom- 
kapitel — ea lege ut eandem in omnibus obedientiam eandemque orationum 
iastantiam quam sanctae Fardensis ecclesiae congregatio suo prout norint ex- 
hibeant episcopo scilicet eiusdem sedis patrono (irüher wird der Vogt patronus 
zenannt) ac ne quid in his que firmavimus ullus eiusdem sedis episcopus 
vel comes vel alicuius personae laicus aliquatenus in rebus suis minuere vel 
censum inde exigere vel suae potestati aut usui usurpare audeat. Die Nonnen 
— arbitrium habeant inter se cum consilio et consensu episcopi abbatissas. 
eligendi; sin autem inter se in electione dissenserint, in episcopi potestate 
consistat. Insuper concedimus, ut nullus comes vel aliqua iudiciaria potestas 
bannum aut aliquam potestatem in rebus praedicti monasterii exerceat, excepto 
advocato ab episcopo electo. 

4) Heinrich U. schenkt 1006 den Ort Arneburg an das Erzstift Magdeburg 
mit folgenden Bestimmungen (Mon. Germ. Dipl. Ill S. 137 Nr. 111): quatinus. - 
archiepiscopus Tageni.. omnesque sui successores sine alicuius contradictione 
liberam habeant potestatem in supradicta civitate Aernaburg canonicorum . 
congregatione collecta praepositum, quem sibi placuerit, ad providendum eidem 
ecclesiae eidem constituere atque collocare. Nullum ibi dux aut comes aut 
aliqua persona iudiciaria potestatem exerceat, excepto advocato, quem archiepi- 
scopus Tageni suique successores elegerint. 

5) Auch bei Reichsklóstern i. e. S. hatte der Abt und Konvent oft das. 
Recht der Vogtwahl; z. B. Heinr. II. für S. Flora zu Arezzo Nr. 477 S. 607 
(1022) und oft. 
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Heinrich IL bestätigt 1013 das von Bischof Alberich von Como 
gegründete und ausgestattete Kloster des hl. Abundius und stellt 
die Güter in die freieste Disposition des Abtes, schließt insbesondere 
jeden Eingriff des Bischofs aus!). Sollte ein solcher erfolgen, 
habe die ganze Herrschaft auf den Kaiser überzugehen?). Möchte 
man hieraus aus gänzliche Unabhängigkeit des Klosters von 
den Bischófen schlieBen, so zeigt doch die spátere Entwicklung, 
daß die Anstalt auch später ausdrücklich als Kloster des Bistums 
Como, der Leitung der Bischöfe unterstellt, bezeichnet wird?), 
wenn ihr auch — in denselben Urkunden — eine besondere 
Immunität mit Königsschutz verliehen wird, ihr Besitz als proprietas 
u. dgl. bezeichnet und der freien Disposition des Abtes unterstellt 
wird — selbst mit dem Rechte der Veräußerung (Vertauschung) *). 
Schon die Sprachentwicklung beweist, daß das Eigentum jenes 
Recht war, worauf es damals am wenigsten ankam; denn es 
gibt kaum ein Wort, das damals so vieldeutig und unbestimmt 
verwendet wird wie proprietas und dominium, was doch un- 
denkbar wäre, wenn man gerade daraus weittragende Folgerungen 
abgeleitet hätte. Das, was in der ganzen Entwicklung entscheidend 
war, sind vielmehr, wie sich wohl aus sämtlichen zahllosen Einzel- 
fällen ergibt, die konkreten, überall besonders bestimmten Zinzel- 
befugnisse. 


1) Nr. 275 Dipl. II], S. 325: in potestate et dispositione . . abbatis 
suorumque successorum sine diminutione illibata permaneant, nostra seu epi- 
on seu omnium hominum contradictione diminutione et molestatione 
remota. 


2) in regiam transeat potestatem et ordinationem . . quatenus omni 
tempore, quod semel deo canonice et catholice ordinatum est. . stabile possit 
manere . . 


3) Heinr. II. Nr. 337 S. 428 f. (1015): donamus atque concedimus sanctae 
Cumanae aecclesiae monasterii sancti Abundii siti non longe foris ab urbe, 
cui praeest domnus Albericus venerabilis episcopus etc. Nicht bloß die 
Diózesanzugehürigkeit ist hier gemeint. 


4) a nostro iure et dominio in ius et dominium et proprietatem praefati 
cenobii transfundimus et delegamus . . eo videlicet ordine ut abbas . . omnesque 
sui successores . . potestatem habeant praedicta omnia . . tenere possidere 
commutare vel quicquid voluerint facere (für ihre Kirche). lubentes . . ut.. 
nullus dux marchio comes episcopus etc. praefectum abbatem . . disvestire 
inquietare molestare vel aliquid minorare praesumat etc. Vgl. desselben 
Herrschers Diplome für das von Bischof Meinwerk von Paderborn gegründete 
Kloster Abdinghof Nr. 370 S. 473 f. (1017) u. Nr. 421 S. 535 (1020) u. namentlich 
Nr. 486 S.620f. (1023): quatinus fratres . . ab omni seculari violentia et 
molestia remoti ihrem Berufe nachgehen. Alle Güter ipsius monasterii abbas 
cum suis fratribus propiietario iure potestative habeat atque possideat atque 
cum episcopi licentia quicquid illis placuerit ad communem usum ecclesiae 
faciat. Verleiht Immunität — advocatus aecclesiae ab abbate et fratribus in 
defensorem electus et ab episcopo constitutus . . cum precepto et consilio 
abbatis omnia faciat atque disponat. 
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Der Kreis dieser bischöflichen Institute geht daher auch in den 
bloßer bischóflicher Schutzklóster unmerklich über. Und es kann 
nach der Gesamtlage der Quellen nicht dem geringsten Zweifel 
unterliegen, daß sich ein Großteil der bischöflichen Konvents- 
kitchen in der durch die Urkunden verbrieften vorteilhaften Lage 
auch tatsächlich befunden hat, wenigstens durch lange Zeiträume. 
Es ist keine Rede davon, daß etwa die Mehrzahl — geschweige 
denn alle — von diesen Instituten in der hier betrachteten Zeit 
die Rolle von bloßen Besitzungen gespielt hatte. Im Gegenteil, 
gerade wirtschaftlich war ihre Selbständigkeit oft sehr groß, 
während ihre Abhängigkeit auf anderen Gebieten zumeist straffer 
war!) Dies ist schließlich eine Eigentümlichkeit des gesamten 
Feudalsystems, dem die kirchlichen Verfassungsbildungen in der 
fraglichen Zeit ja immer mehr eingebaut wurden. Daher kann 
man in den Pertinenzverhältnissen des früheren Ma., besonders 
in den Übertragungen von Kirchen und Klöstern an Bischofs- 
kirchen nur in sehr beschränktem Maße Vorläufer der späteren 
Inkorporationen sehen. 

Die Übertragungen an Bistümer erfolgen sehr oft zum 
Schutze der übertragenen Anstalten und nicht zu deren Aus- 
beutung. Das von der Matrone Gerberga gegründete Kanonissen- 
stift Oedingen nimmt Otto III. auf Bitte der Stifterin in seinen 
Schutz 2). Hierauf vertraut er es dem Erzbischof von Köln an 
und verleiht ihm die Freiheit sonstiger freier Reichsnonnenklöster 
(Essen, Quedlinburg sind besonders genannt)?); insbesondere 
die Sicherheit seines Besitzes auch gegen bischöfliche Eingriffe‘). 
Die Macht des Erzbischois zeigt sich nur durch seine Zustimmung 
bei der zweitfolgenden Abtissin. Für die fernere Zukunft hat 


1) Heinrich II. für das von Frederunda gegründete und an das Hochstift 
Hildesheim übertragene Nonnenkloster zu Steterburg Nr. 126 Dipl. III. S. 152f. 
(1007): verleiht Immunität, bestätigt den Besitz und nimmt ‘das Kloster in 
seinen Schutz auf. Sed liceat illis Christo famulantibus ancillulis sub nostra 
defensione eque ac quiete residere . . et predicti episcopi iussionibus obtem- 
perare. — Insuper eciam ecclesie Christi ancillule cum auctoritate prefati 
antistitis plenariam habeant inter se, si digna inveniatur eligende abbatisse 
potestatem. Sie haben auch die Vogtwahl; iubemus quoque, ut cuncta prefati 
monasterii intus et foris iuxta auctoritatem Bernwardi episcopi eiusque 
successorum . . examinentur. 

2) Nr. 363 S. 792 f. (1000): nostrae tuitionis mundiburdio monasterium 
suum . . (mit allem Besitz) commendavit. 

3) Unde et nos eiusdem monasterii curam mundiburdiumque suscipientes 
episcopo Coloniensi committimus talemque libertatem quali cetera nostri 
monasteria regni legitima, Asnidi scilicet Quidilingeburg aliaque utuntur, sibi 
perdonavimus . . 

4) ita ut nec ipse episcopus vel dux etc. potestatem habeat hospicia 
capiendi etc. 
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die Anstalt auch die Prälatenwahl und Vogtbestellung (durch die 
Äbtissin) frei. Sie geht also durch ein kurzes bischöfliches 
Schutzverhältnis in eine freie Reichskirche über. Es gibt auch 
mehrfache Abhängigkeitsverhältnisse, Zugehörigkeiten als Eigen, 
zum Schutz usw.!) Auch werden Klöster bei der Unterwerfung 
unter Bischofskirchen oft mehr dem. Schutze und der Sorge als 
der Herrschaft der Bischöfe mit ihrem ganzen Gute anvertraut ?). 
So materialistisch dachte das Ma. — insbesondere in seinen 
ersten naturalwirtschaftlichen Jahrhunderten — eben nicht, daß 
überall, wie von ganz einseitiger Konstruktion dieser Verhältnisse 


1) Auch von Laien gegründete Anstalten wurden dem bischöflichen 
Schutze unterstellt und hatten dafür ein genau bestimmtes Servitium zu leisten; 
z.B. die Urk. des Eb. Sigefrid v. Mainz für Kloster Sulza Kehr, Merseb. UB. 
Nr. 76 S 66 (1063): Comes (der Gründer) . . ecclesia illa episcopali defensione 
muniretur, servicium suum (den Erzbischófen) denominari precepit, scilicet 
similas (Semmeln) XII sequentesque panes CXX et porcos maturos IIIf et Il 

orcellos et pullos X et C ova et medonis situlas V, cervisie situlas XXX, 
otri cum paba garbas sexies LX, sine palea modios VI, cere, salis et utensilium 
seu vasorum seu reliquorum, que ullo modo ad servicium necessaria sunt, 
tantum, quantum ad illam expensam sufficiat. Der Eb. bestimmt dem Kloster 
die Zehnten. In anderen Urk. (z. B. Heinrichs IV. a. a. O. S. 67 Nr. 77 [1064]) 
wird von proprium des Klosters, mit freiem Veräußerungsrecht und Ausschluß 
jeder anderen Gewalt, gesprochen. Das Kloster (Propstei) wird später durch 
den Gründer an das Bistum Merseburg geschenkt, mit allen Preziosen (Schmuck 
und Büchern) ; Chron. ep. Mers. Scriptores X, 185. Ueber das spätere Verhältnis 
der A zum Domstift das interessante Diplom Konrads IIl. v. 1144 
(Kehr, S. 81f. Nr. 98; Dobenecer, Reg. Nr. 1508): Fridericus prepositus, 
cui prepositurg eiusdem possessio hereditaria successione obvenerat (trotz 
früherer Uebertragung an das Bistum) .. predictam preposituram Merseburgensi 
ecclesig transactavit, eo tamen rationis moderamine ut in quocumque statu, 
ordine et gradu fuerit, omni tempore vitg sue et administrationem et fructum 
prepositurg absque illius contradictione obtineat et insuper XXII talenta 
denariorum ab episcopatu in beueficio habeat (also auch hier das Benefiz eine 
Ausstattung neben dem geistlichen Amt), hac interdicti lege preposita, ne res 
ad preposituram Iu vendere vel alienare presumat aut de beneficio 
sibi tradito aiiquid in hereditarium beneficium prestare valeat. — »Schutz« 
und »Herrschaít« gingen auch sonst ineinander über, daher auch das Fließende, 
Schwankende der Ausdrucksweise; z. B. Chron. S. Mich. c. 7 Mon. Germ. 
Scriptores IV, 81: ecclesia nostra . . sub tuitione ipsorum regum .. permansit . . 
libertatis suae tenorem usque ad tempora Otthonis imperatoris. Damals ging 
die Kirche auf den Herzog über und der dritte Teil ihrer Güter wurde verlehnt, 
Ex tunc ergo iam per successionum gradus tutelam vel dominium ecclesiae 
nostrae posteri eius obtinuerunt. Qui non contenti supradicta tertiatione, etiam 
de duabus residuis partibus quoniam (f. quam) plures villas militibus in bene- 
liclum distribuerunt. 

2) Otto II. bestätigt die Uebertragung des Klosters Reepsholt an Bremen 
Nr. 302 S. 358 (983): ut predictus locus vocabulo Hripesholt habitatio clericorum 
perpetuo fiat pertinens ad ecclesiam Bremensem sub cura et dispositione 
eiusdem loci archiepiscopi cum omnibus que eidem ecclesiae vel a predicto 
archiepiscopo de rebus episcopii collata vel ab allis fidelibus . . nunc collata 
aut deinceps conferenda sunt. Insuper et omnes res prefate aecclesig ab omni 
censu nostri iuris absolvimus. Concedimus ut res predicte ecclesig ipsi libere 
serviant, omni iudiciaria potestate remota. Hier und in allen derartigen Fällen 
ist doch in erster Linie an das Wohl der betreffenden Kirche selbst, nicht an 
das Wirtschaftsinteresse des Oberstiftes gedacht. | 
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behauptet wird, das wirtschaftliche Interesse im Vordergrund 
gestanden wäre. Oft liegt der Ton, wie gesagt, viel stärker auf 
den anderen Herrenrediten als auf den wirtschaftlichen Vorteilen, 
so auf dem Recht auf Prälaten- und Vogtbestellung, Oberaufsicht 
über die untergebenen Anstalten u. dgl.'). 


Das ist insbesondere in jenen Fällen klar, in denen der 
Bischof von den untergebenen Anstalten lediglich einen festen 
(oft sehr geringen) Zins empfängt und troizdem das Recht der 
Prálaten- und Vogtbestellung übt, wie z. B. der Eb. von Magde- 
burg hinsichtlich seines (Schutz)klosters Borghorst ). | 


Oft ist jeder Eingriff in das Vermögen (auch die Erhebung 
einer Abgabe) verboten è), trotzdem aber manchmal dem Bischof 
die Einsetzung des (wenn auch gewählten) Prälaten vorbehalten‘). 
Untergebene Klöster erscheinen mit den Hochkirchen auch durch 
gemeinsame Verbrüderungen, Totenbünde u. dgl. m. verbunden’). 


1) Otto II. genehmigt die Unterordnung des Klosters Heeslingen unter 
das Erzstift Bremen Nr. 24 Dipl. II, S. 422 (986): auf 3 Generationen sind 
Aebtissinen und Vögte der Gründerfamilie zu entnehmen; hac vero generatione 
preterita ut eiusdem sedis archiepiscopus potestatem haberet et regendi 
monasterium et advocatum et abbatissam constituendi. Ferner ähnliche 
Wendungen wie in vor. Anm. Der Eb. hatte gewisse Einkünfte den Nonnen 
»in beneficium« gegeben (darüber »Entst. des geistl. Benefiziums«). Doch wird 
die Unterwerfung zum Schlusse nochmals betont. Insuper addamus ut pre- 
dictg sedis archiepiscopus consilio et electione ipsarum sororum semper con- 
stituat abbatissam, sic tamen ut locus ipse ad Bremam subiectus sit et ibi deo 
militantes precepto et imperio dae ar qui inibi prelatus fuerit sint obedientes. 

2) Vgl. bes. Otto III. Nr. 52 S. 455 (989): eandem ecclesiam cum 
omnibus illuc traditis vel donandis Magadaburgensi ecclesiae . . subiugavit 
et confirmavit, ea scilicet ratione ut sub eius patrocinio perpetim consistat et 
archiepiscopus Parthenopolitanus . . abbatissam et advocatum ibi constituat 
atque a prefato monasterio census decem solidorum . . propter subiectionem 
ad suam ecclesiam quotannis persolvatur. (Verfügung des Stifters). 

3) Beyer, Mittelrhein. UB. I, S. 299 Nr. 244 (973): (Erzb. Theodorich 
v. Trier für St. Marien) — ut preter abbatem eiusdem loci et fratres nulla 
omnino ecclesiastica terrengque dignitatis potentia quippiam iuris umquam a 
cottidianis claustri ministerialibus sive etiam aliis hominibus per villam 
commorantibus expetere ullatenus deberet. 

4) Lehrreich bes. Otto IIl. Nr. 368 S. 796 f. (1000) für Trier: quandam 
abbatiam sancto Marie .. Horrea (Oeren), infra Treuerensem urbem sitam, 
predecessoris Arnulfi regis consensu eidem acclesig Treüerensi concessam 
— später veräußert und durch Otto I. zurückgestellt — habere permittimus, 
ea videlicet conditione ut presens abbatia sub iure predicti archiepiscopi 
Ekberti et ecclesie sancti Petri cui presidet successorumque illius quieta per- 
maneat — ohne Störung von irgendeiner Seite. Gewährt mit Berufung auf 
Gregor d. Gr. Aebtissinwahl — quam sibi omnis congregatio de suis elegerit 
ordinetur, quam tamen, si digna preesse monasterio iudicata fuerit, ordinet 
eiusdem loci episcopus; in rebus autem vel dispositione eiusdem monasterii 
neque episcopum neque aliorum principum quemquam habere permittimus 
potestatem. 

5) Chron. ep. Merseb. (Mon. Germ Scriptores X, 184; Kehr, UB. S. 71 
Nr. 82 J1091]): Bischof Werner tür das von ihm gegründete Peterskloster auf 
der Altenburg — monachicamque vitam ibidem constituens . . abbatem eidem 
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Überblickt man daher diese ganze Entwicklung und nimmt 
man auch noch jene zahlreichen weiteren Fälle hinzu, aus denen 
die bisher angeführten natürlich nur eine kleine systematische 
Auswahl bilden und die bei ihrer großen Zahl hier selbstredend 
nicht entfernt vollständig angeführt werden können, so kommt 
man zu dem klaren Ergebnis, daß der Weg zahlreicher ursprüng- 
lich bischóflicher Klöster und Stifter seit dem 10. Jh. in die 
Freiheit führt, daß das weltliche Band zwischen dem Bistum 
und den untergebenen Anstalten vielfach ganz gelöst wird. 
Namentlich ist dies bei solchen Anstalten der Fall, die nur einen 
festen Zins oder gar nur einen Anerkennungszins zu leisten 
hatten. Bei ihnen zeigt sich die gänzliche Befreiung besonders 
frih'). Und oft sind es nicht die reichen, sondern im Gegenteil 
gerade die ärmeren Anstalten, deren Gut über den eigenen 
Bedarf eben keine Überschüsse ergab, deren wirtschaftliche Ab- 
hängigkeit bald aufhörte. 

Bei zahlreichen bischöflichen Klöstern der Karolingerzeit 
zeigt sich in den folgenden Jahrhunderten oft kaum mehr eine 
temporelle Abhängigkeit vom Bistum. In voller Selbständigkeit 
schließen diese Anstalten über ihr Vermögen Geschäfte ab, nehmen 
Zuwendungen entgegen, gehen selbst mit Veräußerungen vor, 
ohne daß dabei einer Mitwirkung der früher übergeordneten 
Kirche auch nur Erwähnung gescháhe?) Nur in einigen Über- 
resten konkreter Einzelbefugnisse, die aus der alten geschlossenen 
Abhängigkeit hervorgingen, z. B. der Stellenbesetzung, Vogt- 
bestellung u. dgl., lebt die frühere Beziehung noch fort. Das 
alte volle Herrenrecht zersetzte sich eben und mit fortschreitender 
Spezialisierung wurden Bausteine für neue Rechtsbildungen ge- 
wonnen. Es entspricht aber der Vielgestaltigkeit der ganzen 
Entwicklung, daß diese Befreiung in sehr verschiedener Art, auf 
sehr verschiedenen Wegen und zu sehr verschiedenen Zeiten 


praefecit et temporalia sustentamina . . donavit. — — duas congregationes in 
vinculo fraternitatis copulavit (unter näheren Bestimmungen). Solche Bündnisse 
auch zwischen Hochkirchen ; z. B. Rosenfeld, UB. v. Naumburg I, S. 81 Nr. 98 
(1079—1090). 

1) St. Gallen z. B. (vgl. oben S. 111) ist seit dem 9. Jh. ein freies 
Reichskloster. Für das 10. Jh.: Otto I. Nr. 25, Otto Il. Nr. 26 Otto III. Nr. 195 
usw.: praefatum monasterium . . nostro nostrorumque successorum post deum 
et sanctum eius mancipatui subiectum nullius superioris aut inferioris persong 
difficultate turbetur etc. 

2) Vgl. z. B. die zahlreichen Urkunden für die kólnischen Stifter, die 
im 9. Jh. noch ad episcopatum pertinebant, seit dem 10. Jh. bei Lacomblet, 
Joerres usw. Z. B. die Vererbpachtung einer Rheinmühle durch den Propst 
von S. Severin i. J. 1158 bei Lacomblet 1, S. 274 Nr. 396 usw. 
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eintrat; daß sie endlich nicht überall eintrat, in vielen Fällen 
vielmehr die Abhängigkeit der untergebenen Kirchen von den 


Bistümern fortbesteht, ja noch stärker wird und verschiedenartige 


Ausgestaltungen ertáhrt. Davon soll später die Rede sein. 
Namentlich waren die jüngeren Gründungen seit dem 11. Jh. 
und besonders die des 12. in günstigerer Lage!). Meist wurde 
ihnen, wenigstens wirtschaftlich, gänzliche Befreiung zuerkannt. 
Immer war indes die Freiheit ein relativer Begriff und nur durch. 
die Einzelheiten näher bestimmt ?). 

Die Selbständigkeit vieler bischöflicher Konventskirchen 
zeigt sich auch noch darin, daß an dem Ausbau weltlicher Macht 
seitens vieler höherer Kirchen im 10. und in den folgenden Jh. 
die bischöflichen Klöster und Stifter erheblichen Anteil hatten. 
Ein gut Teil der von den Bistümern erworbenen öffentlichen 
Rechte ging auf ihre Subalternkirchen über?) Die seit dem 
10. Jh. häufigeren Verleihungen von Münz- und Marktrechten 
u. dgl. an Bistümer wurden häufig zugunsten der an den be- 
treffenden Orten liegenden bischöflichen Abteien vorgenommen. 
Namentlich bei Zollverleihungen an Bischofskirchen u. dgl. werden 
die Öffentlichen Gefälle an Orten, z. B. Märkten, wo bischöfliche 
Abteien lagen, oft auch diesen zugewiesen). Oft werden von 
den Bischöfen derartige Rechte an die untergebenen Konvents- 
kirchen weitergegeben oder gleich bei der Gründung übertragen 5). 


1) Boehme, UB. des Klosters Pforte S. 4 Nr. 3 (1140): (B. Udo I. v. 
Naumburg). Sane quia predictum Zmuolnense cenobium in libera proprietate 
a libero constructum homine omnimoda. libertate vigebat, eandem in omnibus 
libertatem sepe dicto Portensi cenobio indulsimus precaventes, ne quis prin- 
cipum vel successorum nostrorum iuris quippiam in eis vel eorum posses- 
sionibus in posterum sibi vendicaret eisque gravamen quodcumque inferret, 
cum etiam totus ordo Cysterciensis auctoritate et privilegiis apostolicorum 
speciali gaudeat libertate. 

2) Z. B. Sdimidt, UB. Hochst. Halb. I, S. 244 Nr. 282 (1178): Bischof 
Ulrich für Hamersleben — eundem locum liberum fore decernimus, tanquam 
unam de praeposituris in ecclesia Halb.: nullus preter prepositum sive in 
spiritualibus seu in temporalibus exerceat dominium: ad episcopum autem 
referat, quod modum vel vires eius excedit. 

3) Heinr. II. für das dem Bistum Lüttich gehörige Nonnenkloster Thorn 
Nr. 140 Dipl. III, S. 166 f. (1007), monasterio eiusdem episcopi (Notker von 
Lüttich) episcopatui subiecto mercatum eiusdem loci teloneum et districtum 
concessimus. Oder derselbe für S. Vanne bei Verdun Nr. 340 S. 431 ff. (1015): 
Münze und Zoll. Oder, schon Ottos II. Verleihung des Marktes zu Spinal 
an das von Bisch. Theodorich gegründete Kloster des h. Vinzenz zu Metz, 
das der Kaiser auch in seinen Schutz nimmt, Nr. 313 S. 369 f. (983). 

4) Z. B. Heinrich III. 1040 für das Erzstift Bremen-Hamburg und das 
Nonnenkloster Haeslingen Nr. 42 S. 52 


5) Otto Ill. Nr. 385 S. 8141. (1000) für das von Bischof Sigfrid von 


Piacenza gegründete und ausgestattete Kloster S. Sabino: bestätigt den vom 
B. verliehenen Besitz, u. a. mercata duo; verleiht Königsschutz und Immunität, 
verbietet jeden (auch bischöflichen) Eingriff. | 
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In dem Freiheitsringen der Bistümer mit den emporkommenden 
Städten wurde in erheblichem Maße auch der bischöflichen 
Abteien gedacht!) | 

Doch ist mit der Ausstattung von bischóflichen Abteien und 
deren Konventen mit öffentlichen Rechten und Gefállen?) keines- 
wegs auch stets deren Unabhängigkeit vom Hochstift gegeben. 
Im Gegenteile war gerade in solchen Fällen die Abhängigkeit 
— gerade wegen der wirtschaftlichen Bedeutung solcher Institute 
— oft sehr straff und gerade dieser Besitz auch oft recht un- 
sicher?). Die Verleihung von solchen Rechten erfolgt häufig 
geradezu im Anschluß an die Unterwerfung einer Anstalt unter 
ein Bistum; so z. B. für Schwarzach durch Otto III.t). Und 
damit kommen wir überhaupt auf die weniger freien bischöf- 
lichen Konventual-Anstalten. x 

Auf der anderen Seite stehen nämlich — mit den früher 
erwähnten Anstaltsgruppen durch zahlreiche Übergangsstufen 
verbunden — die Anstalten mit mehr oder minder weitgehender 
wirtschaftlicher Abhängigkeit von den Hauptanstalten, denen sie 
zugeordnet waren. Freilich darf man da aus dem Wortlaute 
namentlich der Besitzbestätigungs- und Übertragungsurkunden 
nicht zu weitgehende Schlüsse ziehen. Wenn es z. B. heißt, 
eine Abtei werde einem Bistume in der Art und Absicht gegeben, 
daß der Bischof darüber verfügen könne, wie er wolle 5), so be- 


1) Vgl. z. B. bereits Heinr. IIl. Privileg für das neugegründete Marien- 
und Paulstitt zu Besancon Nr. 134 S. 170 (1045): Bestätigt den Besitz Hanc 
vero libertatis graciam huic ecclesie annuimus, ut neque urbis villici preceptis 
subiaceat, nec quisquam cogat inferre quod displiciat. 

2) Auch die Domkapitel erwirkten seit dem 11. Jh. in steigendem Maße 
solche Berechtigungen; davon handeln wir in besonderen Ausführungen 
andernorts. 

3) VE. z. B. die Klagen der Kanoniker von S. Vincenz zu Bergamo 
über ihren Bischof Reginfred (f 1012) und andere über Besitzentziehungen und 
dle neuerliche Besitzbestätigung durch Heinr. II. Nr. 254 S. 292 f. (1013): duo 
scilicet mercata ab Adalberto . . pastore collata etc. | 

4) Am 12. Dezember 993 stellt der Herrscher die Abtei dem Bistum 
zurück (Nr. 141 S. 552); am 11. Nov. 994 verleiht er dem Kloster Marktrechte 
usw., ohne daß dabei des Bistums überhaupt nur gedacht wurde (Nr. 153 S. 564): 
(auf Intervention des Herzogs Konrad) concessimus venerabili abbati . . suisque 
successoribus . . mercatum construendum (in Vallator) cum omnibus appen- 
ditiis quae ad hoc pertinent, id est moneto teloneo etc. eo pacto quod nulla 
persona magna vel parva aliquam potestatem habeat ex eo aliquid faciendi, 
nisi . . . abbas nullusque aducatus ibi fiat nisi licentia ipsius abbatis . . 

5) Z. B. Heinrich III. bestátigt i. J. 1040 Brixen die Abtei Disentis, die 
Grafschaft im Inntale u. a. Nr. 23 Mon. Germ. Dipl. V, S. 30: corroboramus 
atque per huius precepti paginam in perpetuum confirmamus prefato Popponi 
episcopo suaeque ecclesiae eiusque rectoribus qui pro tempore fuerit pre- 
scriptam abbatiam et predictum comitatum etc. ea videlicet ratione ut prefatus 
episcopus suique successores liberam habeant potestatem quicquid eis placuerit 
faciendi ad ecclesiae utilitatem. Aehnlich schon Heinr. II. Nr. 424 S. 538 (1020). 
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deutet dies nicht schrankenlose Unterwerfung, namentlich nicht 
in wirtschaftlicher Hinsicht, sondern offenbar Besitzesschutz und 
Sicherheit gegen Dritte. Die gleichen Ausdrücke werden aller- 
dings auch für den ganzen übrigen Besitz verwendet’). Man 
braucht aber nur die einzelnen Fälle genauer zu betrachten, um 
zu sehen, daß die Stellung solcher Anstalten oft sehr frei, ihre 
Vorsteher die eigentlich Verfügenden über das Anstaltsgut waren. 
Sie nehmen auch die Zuwendungen neuer Güter entgegen?) 
Diese werden in ihr Dispositionsrecht, meist allerdings unter 
Veräußerungsverbot, gestellt*). In anderen Fällen ist es aber 
der Bischof, der — namentlich im Tauschwege, also unter eigener 
Veräußerung — Güter für untergebene Anstalten entgegennimmt^) 
und darüber auch das Verfügungsrecht erwirbt’). Wie in allem 
kommt es also auch dabei auf die besondere Gestaltung des 
Einzelfalles in seinen Einzelheiten an. Oft heißt es bei Über- 


Die Uebertragung erfolgte, obwohl Disentis das Abtwahlrecht und freie Ver- 
fügung über seine Güter (sogar das Kommutationsrecht) hatte; bes. Otto II. 
Nr. 131 Dipl. il, S. 1471. (976). Oder vgl. Heinrichs II. Verleihungen der 
Abteien Haselbach, Neuburg, Bergen, Kitzingen, Stein und Gengenbach an 
Bamberg Nr. 162 ff. Dipl Dipl. IlI, S. 192 ff. (1007) oder desselben Herıschers. 
Verleihung der Abtei Schwarzach an Straßburg Nr. 277 S. 317 (1014). 

1) Z. B. Heinr. Il. Nr. 161 S. 191 (1007). Oder vgl. D. Otto Ilf. Nr. 112 
S. 524 (993): Bestätigt Passau — omnes curtes abbacias aecclesias (bes. 
Kremsmünster u. Mattsee) ad . . Pataviensem s. aecclesiam sub sua proviso- 
rumque eius potestate perpetualiter habenda . . 

- 2) Vgl. z. B. mit vorvoriger Note die Schenkung Heinrichs II. an die 
Abtei Stein Nr. 171 S. 202 (1007). Ausdrücklich wird in dieser Urk. auf die 
Unterwerfung dieser Anstalt unter die Bischöfe von Bamberg hingewiesen 
— pontifici gubernationes et moderamina quorundam monasteriorum, inter que 
unum .. Steine vocitatum . . eius commendationi volumus esse subiectum. 
Huius igitur monasterii procuratores et prelati — hatten um eine weitere 
Zuwendung gebeten, die der Kaiser vornimmt. 

3) Heinr. II. (vor. N.): Hec igitur cum omnibus ceteris appendiciis . . 
perpetua firmitate ad idem monasterium contradimus et transfundimus, ut 
quilibet abbas ibidem successurus absque contradictione habeat ea in sua 
potestate, nec ipsi liceat cuiquam libero homini potenti (bäuerliche Leihen 
dagegen waren erlaubt, vgl. meine Abh. »Kirchengutsveräußerungen«) aliquam 
exinde partem pro beneficio concedere vel ullo modo ab usu fratrum deo illic 
servientium alienare. 

4) Z. B. Heinr. Il. für das St. Stefansstift zu Mainz Nr. 178 ff. Dipl. II, 
S. 212 ff. (1008). 

5) Z. B. Otto H. beschenkt Gorze Nr. 280 S. 325 f. (982): ad... 
monasterium . . sancti Gorgonii . . contructum ac subditum cum omnibus 
pertinentiis suis sancto Stephano prothomartyri cuius ecclesia in civitate Mettis 
etc. Heinr. Il. Nr. 208 S. 244 f. (1009): beschenkt das St. Stefansstift zu Bamberg 
— ut.. episcopus suique successores liberam dehinc habeant potestatem 
eundem locum Eringun . . cum omnibus appendiciis suis tenendi possidendi 
commutandi seu quicquid sibi libeat modis omnibus in usum predicte sancti 
Stephani aecclesiae inde faciendi. Ders. Nr. 250 S. 288 (1012): beschenkt u. a. 
die Peterskirche in der Altstadt von Merseburg — eo rationis tenore ut tam 
praesens episcopus Thietmarus quam alii sibi succedentes de omnibus superius 
comprehensis liberam potestatem dehinc habeant quicquid sibi placuerit inde 

faciendi ad usum tamen aecclesiae . . 
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tragungen von Abteien an Bistümer einfach, ein Kloster werde 
übereignet, damit es der Bischof besitze und nach der Regel 
und »bischóflich« leite. Alle nähere Regelung bleibt also seinem 
Ermessen anheimgegeben !). | 

In vielen Fällen erfolgt aber allerdings die Vergabung von 
Klóstern an Bistümer zu dem ausgesprochenen Zwecke, letztere 
dadurch wirtschaftlich zu stärken. Doch darf auch da nicht aus 
dem Wortlaute allein zu weitgehend auf die tatsächliche Lage 
geschlossen werden. Wenn es z. B. heißt, ein Kloster werde 


mit allem Zubehör einem Hochstift zu bleibendem Dienste über- 


tragen ?), so ist damit noch nichts über die nähere Beschaffenheit 
dieses Dienstes gesagt. Oft bleibt, wie gesagt, diese nähere 
Ausgestaltung ganz dem Bischofe überlassen. Er wird zum 
Herrn der untergebenen Anstalt und ihres Gutes gemacht und 
nur ganz allgemein verpflichtet, dem Konvente das Nötige zu 
verabfolgen?). Ob die Stellung der Anstalt dabei günstig oder 
minder günstig ist, wird damit noch nicht entschieden. Häufig 
wird ihm lediglich die Aufrechterhaltung der klósterlichen Ord- 
nung zur Pflicht gemacht *). 

Immerhin aber ist es zweifellos, daß viele (aber bei weitem 
nicht alle!) Konventualkirchen als Nutzungsobjekte und manche 
fast wie profane Beziehungen behandelt wurden. Dies namentlich 
bei Übertragung als Lehen oder Eigen, zu lebenslänglichem 
Fruchtgenuß u. dgl., auch an Geistliche*). Und das gleiche ist 


1) Z. B. Heinr. II, schenkt an Paderborn die Abtei Helmarshausen 
Nr. 371 S. 474 f. (1017): in proprium dedimus nostroque iure et dominio in 
ius et dominium ipsius amodo potestative et iuxta regulam sancti Benedicti 
episcopaliter disponendam atque possidendam tradidimus. Ders. schenkt an 
das Bistum Münster das Kloster Liesborn Nr. 402 S. 516 f. (1019): (die B.) 
dehinc liberam habeant facultatem servitium dei ordinandi penes divinum 
amorem atque timorem. Preter hec etiam de advocatis in predicto loco epi- 
scopis liceat agere et ordinare secundum eorum voluntatem advocationem in 
ipsorum militia etc. 

2) Vgl. z. B. die Fieber in ra der Klóster Engern und Billinz an 
das Erzstift Magdeburg durch Otto II. 968 (Mon. Germ. Dipl. II, S. 26 f. 
Nr. 18 u. 19): Abbatiam in . . eidem geclesig donamus . . archiepiscopis illius 
ecclesio cum omnibus suis appendiciis perpetualiter servituram etc. 

3) Otto III. bestätigt dem Bistum Eichstätt die Abtei Herrieden Nr. 181 
S. 991 (995): eo tenore ut supranominata abbatia cum omnibus suis pertinentiis 
ad prefatum episcopatum pertinens in potestate episcoporum .. in perpetuum 
consistat atque maneat, ita ut ipsi eam regant et in necessariis subveniendo, 
ubi conveniens sit, illam corrigant. 

4) Z. B. Lappenberg, Hamburg. U. B. 1, 76 (1053). 

5) Z. B. Heinr. II 1002 für den Bischof von Würzburg Nr. 5a Dipl. III, 
S. 6 f.: Uuerceburgensis ecclesie episcopo quandam abbatiam . . Selegonostat 
(Seligenstadt) . . tradidimus et . . potestative tenendam concessimus, cum 
omnibus eidem abbatie pertinentibus . . id est mobilibus et immobilibus (folgt 
ausführliche Pertinenziormel) eo tenore quatinus praefatus venerabilis antistes 
Heinricus liberam de eadem abbatia omnibus diebus vitae suae habeat pote- 
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eben auch bei Vergabung solcher Anstalten an höhere Kirchen — 
geschehen!) Namentlich lassen die Verleihungen Heinrichs I. | 
und die genaue Fassung der Urkunden in dieser Hinsicht kaum 
einen Zweifel 2). Klöster und Stifter werden wie andere Güter?) 
in das freieste Dispositionsrecht der Bischöfe übertragen und 
von diesen auch wirtschaftlich nutzbar gemacht‘). Sie hatten 
entweder Servitien (Abgaben und Dienste) an die Bischöfe zu 
leisten oder letztere zogen Teile ihres Besitzes unmittelbar für 
den eigenen Gebrauch heran’). Dies lehren zahlreiche Einzel- 
fälle. Es wird aber auch durch höhere Gewalten angeordnet‘). © 


statem usu fructuario possidendi vel quicquid sibi pro suo compendio libeat 
faciendi. Daß davon in weitestgehender Weise Gebrauch gemacht wurde, 
lehren Fälle, wie z. B. oben S. 95 A. 5 angeführt. Oft erscheint das Kloster 
samt seinem Besitz auch als lebenslängliches Nutzungsobjekt seines Vorstehers 
z. B. Otto I. 274 und Otto III. 221 für Theodata. 

1) Unecht ist aber Heinrichs II. Nr. 56 (angebl. Verleihung von Seligen- 
stadt [vor. Note] an das Bistum [Würzburg] selbst; d. h. auch an alle Nach- 
folger-Bischöfe). Echt aber die Verleihung von Schwarzach an Würzburg 
Nr. 38 S. 43 f. (1003): eo tenore quatinus praescriptus praesul Heinricus 
suique in perpetuum successores eandem abbatiam teneant usitent et securi 
perpetim possideant ordinent atque disponant . . Genau mit denselben Aus- 
drücken werden prolane Güter und abhängige Klöster (cellae) übertragen; 
z. B. Nr. 37 S. 43 (1003) Übertragung von 2 Ortschaften und 3 Zellen gleich- 
falls an Würzburg. 

2) Vor. Note. Oder, für Italien, vgl. z. B Nr. 41 S. 48 f. (1003): über- 
trágt Parma die Abtei Nonantola mit allem Zubehór — ut habeat (B.) teneat 
fruatur perhenniter tam ille quam et sucussores eius ad partem nominatae 
suae ecclesiae faciantque exinde quicquid secundum aeternum arbitrium melius 
eis praevisum fuerit. Ähnlich schon die Übertragung der Abtei Mezzana an 
Parma in karolingischer Zeit; Affó, Parma], 300 (881; Mühlbacher, Reg?. Nr.1614). 

3) Heinr. II. schenkt an Bamberg Kloster Berga Nr. 408 S. 523 (1019): 
locum Berga .. qui a quibusdam abbatia nuncupatur . . sive abbatia sive 
alio quolibet modo praedium sit .. .. 

4) Dipl. Otto II. (968): Abtei Engern an Magdeburg — s. Mauricio . . 
offerimus et archiepiscopis illius ecclesiae perpetualiter utendam concedimus.. 
ut archiepiscopus . . suique successores teneant et possideant et suis eam 
usibus sicuti res ecclesiasticas iuxta libitum adiungant. 

9) Die Wendungen in den Urkunden sind da meist allgemein gehalten; 
alle náhere Regelung bleibt eben den Bischófen überlassen; vgl. z. B. die 
Diplome Ottos II. für Magdeburg, wodurch nach Vorurkunden die Abteien 
Engern und Weifenburg übertragen werden Nr. 18 S. 26 und Nr. 94 S. 106 f. 
(973—975): Abbatiam . . eidem aecclesiae donamus . . archiepiscopis . . cum 
omnibus suis appendiciis . . perpetualiter servituram etc. 

6) Über die an Magdeburg übertragene Abtei Weißenburg (vgl. vorige 
Note) wird noch näher bestimmt Otto Il. Nr. 93 S. 108 (975): eo rationis 
tenore ut iam dicta abbatia omnes ipsius appertinentias ad hanc aecclesiam 
et altare sancti Mauricii nec non ad Magdeburgense archiepiscopium proprie 
deserviat et per omnes temporum subsequentium . . successiones a nullo 
regum vel imperatorum vel aliqua altae vel humilis persona conditionis inde 
retrahenda vel aliquo modo dimiunenda in proprium permaneat (d. h. zum 
eigenen Gebrauche!) Den Brüdern wird das Recht der Abtwahl gewährt — 
sed sub voluntate et consensu Magdeburgensis archiepiscopi. In anderen 
Fällen kein Wahlrecht; z. B. Otto Il. Nr. 136b S. 153 I (976): Schenkung 
der Marienabtei in Passau mit allen Gütern an das Bistum — eo videlicet 
tenore ut ipsa securiter absque alicuius persone contradictione atque molestia 
more hereditario perpetualiter in proprium teneatatque possideat. Vgl.Nr.137 S.154f. 
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Weitreichend war namentlich die Macht der Herren dort, wo 
der Konvent aus Unfreien bestand. Selbst unfreie Pröpste finden 
sich !). Ganze Kanonikatsstifter dienten daher wie auch Klöster 
auch als nutzbares Pfründengut der Dom- und Kollegiatkapitel *). 
Ebenso werden auch ganze Anstalten von den Bischöfen selbst 
zu nutzbarem Gebrauche verlehnt?) und umgekehrt auch Reichs- 
kirchen zur wirtschaftlichen Unterstützung der Bischofskirchen 
an diese vergabt‘). Tauschgeschäfte der Herrscher mit den 
Bischöfen über Konventskirchen werden zu beiderseitigem wirt- 
schaftlichem Nutzen geschlossen). Und in Zeiten wirtschaft- 
licher Not wurden ganze Abteien nur als Güter behandelt, ihre 
geistliche Seite verblaßte oft ganz 5). 


Seit dem 10. Jh. wurden daher in Verbindung mit den 
sonstigen Reformen der Klöster und Stiftskirchen auch neuerliche 
Güterteilungen, oft ganze Gruppen-Zuweisungen für mehrere 
oder alle bischöflichen Konventskirchen eines Bistums an die 
Kapitel vorgenommen. Das waren also noch weniger wie 
die Teilungen der Karolingerzeit Aufteilungen alter einheitlicher 
Diözesanvermögen — namentlich in jenen Diözesen und Einzel- 
kirchen, wo schon karolingische Teilungen voraufgegangen waren! 
Diese setzen sich vielmehr in die folgende Zeit hinein fort. 


-Ein Teil des Anstaltsgutes wurde für den bischöflichen 
Dienst, für Benefizienbestellungen seitens der Bischöfe u. dgl. 
bestimmt — die Benefizialgüter —, ein anderer (viel keinerer) 


1) Z. B. Otto III. Nr. 369 S. 797 (1000): schenkt an Bistum Worms — 
nostrum famulum Willineburgensem (Weilburg) prepositum Huotcechinum mit 
all seiner Habe. Oder Nr. 378 S. 800 (1000): schenkt an Worms in proprium 
seinen Knecht, den Propst von Poppard et oinnia sua que possidet etc. Freilich 
sind da nicht immer Stiftsprópste gemeint. 

2) Z. B. noch Charmasse, Cart. de l'égl. d'Autun S. 1 f. (1096): Besitz- 
bestätigung für das Domkapitel, u. a. ecclesiam canonicorum b. martyris 
Dionisii Vergiaci castri. 

3) Z. B. Beyer, Mittelrhein. UB. I, 336 Nr. 288 (1005). 

4) Z B. Otto I. 950 für Utrecht Dipl. 1, S. 206. 

5) Otto I. 966 (Ottenthal, Reg. Nr. 426): gibt dem Erzstift Trier Kloster 


-Oeren in Tausch gegen die Servatiusabtei zu Mastricht, die er für immer 


dem Reichsdienste widmet — quoniam in eisdem partibus pro disponendis 
regni negotiis pluribus indigemus. 

6) Cont. Reginonis zu 957 (Scriptores I, 623) über Weißenburg. Dagegen 
richten sich die Bestrebungen der Klóster. Vgl. z. B. Lothars Privileg f. 
Saint-Pierre-au-Mont-Blandin Halphen und Lot Nr. 22 (964) S. 47: Decernimus 
quoque . ., ut praefato monasterio de rebus suis aliquid dispendium nemo 
unquam inferre presumat neque ad dominium sive prioratum eiusdeem loci 
aliquis tyrannica usurpatione ascendat, sive pro Besen: nobilitate sive turpis 
lucri illicita largitione, sed secundum b. patris Benedicti regulam ibi abbas 
constituatur et constitutus legitime potestate libere utatur. Ebenso auch sonst, 
z. B. Nr. 26 (966) S. 64 f. f. S. Bavon-de-Gand. 
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Teil indes diente als Mensal- oder Präbendalgut den unmittel- 
baren Bedürfnissen des Konventes!) Der Abt stand entweder 
nur an der Spitze dieses engeren (geistlichen) Anstaltsgutes oder 
aber er hatte darüber hinaus mit Servitien belastete Prälatengüter, 
eigene Vasallen usw. In ihren vielgestaltigen Einzelheiten ist 
diese Entwicklung hier nicht weiter zu schildern, dies bleibt viel- 
mehr einer besonderen Darstellung vorbehalten. Hier ist nur so 
viel davon festzuhalten wichtig, als zur Erklärung der Behandlung 
bischöflicher Konventskirchen als wirtschaftlicher, für die Bischofs- 
kirchen nutzbarer Größen nötig erscheint, soweit diese Verhält- 
nisse eben als geschichtliche Grundlagen der späteren Inkorpo- 
rationen erscheinen. Und darüber belehren uns wieder nur die 
— überall verschiedenen — Einzelfälle. 


Genauer sind wir z. B. hinsichtlich der Besitzverhältnisse 
der dem Bistume Toul unterworfenen Abteien unterrichtet?®). 
Diese unterstehen mit ihrem gesamten Besitz den Bischöfen?). 
Innerhalb ihrer Güter zeigen sich aber große Unterschiede in 
der Stellung und wirtschaftlichen Funktion. Wir sehen, daß ein 
kleiner Teil der Besitzungen in den einzelnen Klöstern dem 
Konvente als Pfründengut diente, der größte Teil aber als 
Benefizialgut verlehnt war oder in der unmittelbaren Nutzung 
der Bischöfe stand oder aus der Verlehnung (auch von reichs- 
wegen) in diese zurückkehrte 4). 


Wird daher auch in vielen Fällen dem kleinen Präbenden- 
gute erhöhte Sicherheit (durch päpstliche, kaiserliche, synodale, 
bischöfliche u. a. Maßnahmen) zuerkannt, hauptsächlich jede 
Lehenbestellung daraus untersagt’), so kommt doch zumeist 


1) Auch bei den Reichsklöstern war dieses Klostergut im engeren 
Sinne nur ein geringer Ueberrest des ursprünglichen und ganzen Vermögens. 
Ueber Tegernsee z. B. »Kirchengutsveräußerungen« u. Otto II. Nr. 192 Dipl. I, 
S. 219 f. (979). — Vgl. auch (über Kloster Leno) Nr. 243 S. 273f. (981) usw. 
2 Vgl. nämlich das Diplom Ottos Il. Nr. 62 S. 72 f. (973). 

3) decernimus ut iam dictus Gerardus antistes eiusque successores omnes 
has abbatias absque ulla imminutione rerum ad eas pertinentium . . habeant 
atque possideant etc. | 

4) bestätigt den Bischöfen u. a. den Besitz von Moyenmoutier — abba- 
tiam quae vocatur Medianum monasterium . . cum omnibus appendiciis . . 
decernimus ut Fridericus dux (von Lothringen) beneficium iam dictae abbatiae 
tantum tempore vitae suae teneat, adicientes . . ut praefatus Gerardus epi- 
- scopus et ecclesia ipsius praebendam monachorum in vestitura possideat et 
quantum ex beneficio ipsius abbatiae a iam dicto duce consequi poterit, 
post autem obitum Friderici ducis cum omni integritate . . dominio Tullensis 
ecclesiae (d. i. das nutzbare Prálatengut, vgl. III. Abschn.) perpetualiter tenenda 
reformetur; simili modo abbatiam quae dicitur Bodonis monasterium etc. Vgl. 
Ottos III. Nr. 2 Dipl. 1l, S. 395 f. (984) über die Abteien S. Die u. Moyenmoutier. 

5) Z. B. Otto III. Nr. 91 S. 501 (992) für d. Nonnenkloster zu Nivelles. 
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der weitaus größte Teil des Anstaltsgutes für den Anstaltsherren 
als nutzbare Größe in Betracht, dort nämlich, wo über das 
Piründengut hinaus ein Gtüterbestand vorhanden war, mochte er 
verlehnt sein oder nicht. Oft erstreckt sich seine Verfügungs- 
gewalt zweifellos auf das ganze Anstaltsgut und war hóchstens 
durch moralische Rücksichten begrenzt!) So wird bei Über- 
tragungen von Abteien samt allen Gütern den Bischöfen oft 
lediglich ihre moralische Verantwortlichkeit vor Augen gehalten *). 
Solche Anstalten erscheinen daher in erster Linie als ertragfähige 
Besitzungen und waren fast nur nebenbei auch geistliche Ein- 
richtungen. Wie andere Güter wurden daher auch solche 
bischöfliche Konventskirchen, Klöster wie Stifter, wieder seitens 
der Bischöfe veräußert, vertauscht, verschenkt, verlehnt u. a. m. ?). 
Bei zahlreichen Übertragungen von Kirchen an Bistümer wird 
ausdrücklich den letzteren das Recht der Weiterveräußerung 
zugesprochen‘). Wie schon bemerkt, wurden zahlreiche Kirchen, 
auch höhere, den Bistümern durch mehr oder minder gewaltsamen 
Güterentzug entrissen®), wobei ihre Behandlung als Besitzungen 
nur umso deutlicher in Erscheinung trat. Dagegen insbesondere 
richteten sich die erwähnten Unveräußerlichkeitsprivilegien zahl- 
reicher bischöflicher Abteien. Soweit aber eine Veräußerung oder 


1) Otto Ill. Nr. 120 S. 532f. (993): vergabt die Abtei Weilburg an 


. Worms — ut idem .. presul (B.) suique successores ad usum ecclesie Wangionensis 


renominatam abbatiam . . donatam dehinc teneant. atque possideant et omnia 
oca illuc aspicientia, sive sunt seu non in beneficium concessa, secundum 
quod bonum et iustum eis videatur, ordinent et disponant (mit Rücksicht 
auch auf die Gründer). 

2) Otto III. Nr. 407 S. 841 (1001): bestätigt der Kirche Bremen die 
Abtei Ramelsloh — sicut sui rectores habuerunt, cum omnibus illo rite aspi- 
dentibus et integritate sua, eo tenore ut archiepiscopus Liebitzo omnesque 
sui successores eodem monasterio fruantur et prout voluerint disponant, 
tamen timorem dei semper pre oculis habentes. | 

3) Heinr. Il. bestätigt 1017 den Tausch, dem zufolge der B. von Würzburg 
die Abteien Erlangen, Forchheim, Fggolsheim und Kersbach an den B. von 
Bamberg überträgt und dafür andere Güter empfängt Nr. 372 S. 476 f. Vgl. 
schon oben S. 143 mit Anm. 5. 

4) Z. B. Otto Il. für Würzburg Nr. 132 Dipl. II, S. 149 (976): schenkt 
die Kirche des h. Martin in Forchheim mit ihrem Zubehör, u. a. Kirchen, 
Zehnten und Klerlkern — ea ratione ut successoribus illius (B.) sanctae sedis 
liceat haec tenere possidere ad utilitatem aecclesiae si placuerit commutare. 
Tatsächlich wird Forchheim vertauscht; vor. Anm. Oder Heinr. IV. für 
Naumburg Rosenfeld, UB. des Hochst. Naumburg I. Teil (1925 d 
der Provinz Sachsen u. des Freistaates Anhalt N. R. Bd. I) S. 56 f. Nr. 64 (1066): 
gibt dem Bistum die Abtei Schmölle u.a. — in proprium . . perpetuo iure 
an concessimus . . ut . . episcopus Eppo suique successores . . 
beram inde potestatem habeant tenendi constituendi commutandi vel quicquid 
ad utilitatem eiusdem ecclesie voluerint faciendi. 

5) Vgl. z. B. noch das Restitutionsdiplom Heinrichs III. v. J. 1040 für 
Cremona Nr. 29 S. 37 ff. . 
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eine Befreiung auf die eine oder andere Weise!) nicht eintrat, 
verbleiben diese Anstalten im Besitz der Bischofskirchen und 
werden durch Jahrhunderte unter deren übrigen Besitzungen 
aufgeführt ?). | 


Betrachtet man nun die große und wichtige Gruppe der 
bischöflichen Konventualkirchen, die in obigen Ausführungen nur 
in gedrängtester Kürze mit Rücksicht auf die Bedürfnisse dieser 
Darstellung in ihren Haupterscheinungen gekennzeichnet werden 
sollte, im ganzen, so kann es m.E. keinem Zweifel unterliegen, 
daß die Annahme einer weitausgedehnten Herrschaft tiber diese 
Institute von der Grundlage des Eigentums aus, wie sie gegen- 
wärtig namentlich für die Zeiten vor dem Investiturstreit ver- 
breitet ist, ganz erheblicher Einschränkungen bedarf. Dies wird 
namentlich dann klar, wenn man auch noch die in den folgenden 
Ausführungen behandelten Gruppen von geistlichen Instituten 
hinzunimmt. Von diesen seien zunächst die den Klöstern unter- 
stellten anderen Konventualkirchen betrachtet. Weil diese mit 
den bischöflichen Anstalten weitgehende Ähnlichkeiten aufweisen, 
genügt hiefür eine ganz kurze und übersichtliche Betrachtung. 


$ 7. Selbständigen Klöstern und Stiftern untergebene 
Konventskirchen. 
Nächst den bischöflichen Klöstern und Kollegiatkirchen 
bilden die im Besitze von selbständigen Klöstern oder Stiftern 
stehenden Konventualkirchen die wichtigste Gruppe abhängiger 


größerer Kirchenanstalten. Namentlich verfügten alle bedeutenderen | 


Reichsklöster der damaligen Zeit über eine größere oder geringere 
Zahl von Unterklöstern oder auch von Stiftskirchen, die ihnen 
nach verschiedenen Richtungen hin zur Leitung unterstellt waren, 
in der Regel ihrem Vermögen als Zubehör angehörten. 

In vielen Beziehungen wiederholen sich bei diesen ab- 
hängigen Instituten einfach die Verhältnisse, wie wir sie für die 


l)Auch Befreiungen durch Verzicht des Bischofs auf seine bisherigen 
Rechte kamen vor; z. B. Gallia Christ. Ib 177 Nr. 4 (1151): Rogerius Con- 
venarum (Comenge) episcopus . . omnia sua iura, quae in ecclesiam sancti 
Laurentii (Nonnenkloster) ipse et praedecessores sui solebant habere, Deo et 
b. Mariae et sanctissimo ordini Fontisebraldi dedit et absolvit in perpetuum etc. 


2) Vgl. namentlich die zahlreichen päpstlichen Besitzbestätigungen im 
12. Jh. und später. Ein Fall aus vielen nn z. B. Louvet, Hist. de 
Beauvaisis Il, 286 (Jaffé, Reg. Nr. 9456): (Eugen III. für Beauvais) abbatiam 
sancti Symphoriani, sancti Luciani etc. praeterea civitatem, comitatum, thelo- 
neum etc. Von kaiserlichen Bestätigungen z. B. Heinr. VI. für Vercelli 
Monumenta Historiae Patriae I, 976 f. (1196; Stumpf, Reg. Nr. 4725). 
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bischóflichen Anstalten feststellen konnten. Wie dort tritt uns 
nahezu nach allen angegebenen Richtungen hin auch hier eine 
ungeheuere Mannigfaltigkeit von Bildungen ähnlicher Art, die 
überall fallweise in den Einzelheiten festgelegt waren, entgegen. 
Die Analogien sollen daher hier nur in einigen Hauptpunkten 
ausdrücklich Erwähnung finden. Darüber hinaus gibt es aber 
auch noch einige Besonderheiten bei diesen Anstaltsgruppen, 
die dann noch der Abrundung wegen wenigstens kurz anzu- 
deuten sind. Sie erklären sich daraus, daß namentlich Haupt- 
klöster mit vermögensrechtlich untergebenen Klöstern auch in 
anderer Hinsicht, nämlich inbezug auf die klösterliche Organisation, 
vielfach (nicht immer) verbunden erscheinen und bis zu einem 
gewissen Grade eine Einheit bilden. 

In ersterer Hinsicht ist nun zunächst zu betonen, daß ein 
Teil der Klöstern oder Stiftern unterstellten Konventskirchen in 
freierer, selbständiger Stellung erscheint und mit einer Reihe 
wichtiger Vorrechte ausgestattet war. Sie entsprechen den günstiger 
gestellten bischöflichen Abteien. Wie bei diesen erhalten auch 
hier bei vielen Unterklöstern mit eigenen Regularprälaten die 
Konvente, selbst weibliche, das Recht der Wahl, allenfalls mit 


Zustimmung des Prälaten der Hauptkirche. In einer großen Zahl. 


von Fällen wird dies ausdrücklich verbrieft. 

Diese selbstgewählten Vorsteher erscheinen dann auch meist 
als die eigentlichen Verfügenden über das Anstaltsgut. Letzteres 
hat oft nur den Bedürfnissen des Unterklosters selbst zu dienen 
und war dafür durch Privilegienvon geistlichen oder weltlichen Ober- 
gewalten ausdrücklich festgelegt. Die wirtschaftlichen Leistungen 
an die Hauptanstalt wurden genau bestimmt und oft nur auf eine 
feste Abgabe beschränkt. Den Vorstehern der Hauptkirche wird 
jede weitere Inanspruchnahme oder überhaupt jeglicher Eingriff in 
das Vermögen des untergebenen Institutes untersagt. Insbesondere 
wird die Heranziehung von Vermögensteilen für den eigenen 
Gebrauch und die Verwendung für Lehenbestellungen verboten. 

Heinrich Il. bestätigt 1023 dem von Abt Reginbald von 
Lorsch gegründeten Kloster Heiligenberg den Besitz, verbietet 
den Lorscher Äbten jeglichen Eingriff unter Königsbann; ins- 
besondere wird die Verlehnungvon Gütern dieser Anstalt an Vasallen 
untersagt’). Und gerade letzteres Verbot kehrt häufig wieder. 


1) Nr. 503 S. 644: interdicimus, ut nullus posthinc abbas eidem mona- 
sterio de prenominatis locis aliquid auferre et ad suos usus conferre sive 
alicui militi in beneficium dare presumat etc. 

10* 
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Selbst kleinere Unterklóster begegnen in solch freierer 
Stellung und sind durchaus nicht immer der freien Verfügungs- 
gewalt des Hauptprälaten unterstellt. 

Äbtissin Gerberga von Gandersheim baut das Marienkloster 
in der Oberstadt neu auf, führt 30 Nonnen (Benediktinerinnen) 
ein und stattet sie mit Gütern aus, zu ihrem immerwährenden 
Gebrauch (ad perpetuum usum)?). Sollte ihnen außerdem irgend 
was mangeln an Rat und Mitteln, erhalten sie es vom Haupt- 
kloster?). Ferner erhalten sie das Recht, ihre Ábtissin zu wählen 
— mit Zustimmung der Äbtissin des Hauptklosters?). Auch 
durch spätere Bestätigungen wird der kleine Besitz dieses Klosters 
ausdrücklich in die Disposition der eigenen Äbtissin gestellt und 
der von Gandersheim jeglicher Eingriff verboten‘). 

Die Unterklöster stehen nichtsdestoweniger mit ihrem ganzen 
Besitz in dem Vermögen der Oberklöster). Sie gehören natürlich 
auch dessen Immunitätsgebiete an. Dies zeigen vor allem die 
ständig wiederkehrenden Formeln in den Besitzbestätigungs- und 
Immunitätsverleihungsurkunden selbst9). Daneben gibt es aber 
doch auch hier ~ wie bei den bischöflichen Abteien — seit 
dem 10. Jh. immer häufiger besondere Schutzbriefe und Immuni- 
 tütsverleihungen auch für solche unter Hauptklöstern stehende 
Anstalten. Selbst das Recht der Vogtbestellung wird ihren Vor- 
stehern und Konventen verliehen. 

1) Bestätigung durch Otto II. 973 Nr. 35 S. 44 ff. Die zugewiesenen 
Güter werden mit all ihrem Besitz und den Eigenleuten übertragen, aus- 
genommen Gold und Seide; dies verbleibt dem Hauptkloster. Diese Vorbehalte 
oder Uebertragungen bestimmter Stoffe kommen oft vor. Vgl. z. B. noch 
Chron. episc. Merseb. Mon. Germ. Scriptores X, S. 175 (Kehr S. 49) : Bischof 
Thietmar f. d. Kanoniker — donavit argentum et linum atque lanam, que ad 
ecclesiam feruntur et decimacionem mellis ac porcorum etc. 

2) S. 46: si aliquid ipsae (sc. sanctimoniales) noviter constitutae iri 
consiliis egeant vel forte in rebus defitiant, a veteri monasterio habeant. 

3) inter se abbatissas quascumque communiter voluerint cum assensu 
veteris monasterii abbatissae eligendi . . i 

4) Heinr. II. Nr. 323 S. 409 (1014): ut nulla Gandereshemensis abbatissa 


aut quelibet magna sive parva persona abbatissam eiusdem monasterii sibi- 
que in ordine succedentes de his omnibus disvestire ulterius aut inquietare 


presumat. 
5) Otto III. Nr. 28 Dipl. II, S. 428 (986): für Kloster S. Remi zu Reims, 
pini den Besitz der Abtei MeerBen und der Zelle im Wasgau und verleiht 
dafür Immunität innerhalb der Reichsgrenzen — iubendo ut abbatiam quae 
vocatur Marsua, cum fisco et cum omnibus appenditiis quae ad eam pertinent, 
iure quieto ipsi monachi (v. S. Remi) possideant etc. 

6) Z. B. Otto III. Nr. 201 S. 610 (996) für Brugnato: ut nullus episcopus 
dux etc. in monasteriis sive in xenodochiis aut in locis vel in agris seu 
reliquis possessionibus quae ad ipsam abbatiam tam de datione regum quam 
reginarum vel reliquorum deum timentium legitime pervenerunt . . aliquas - 
redibitiones exigere etc. audeant . . Oder ders. Nr. 375 S. 802 (1000) für das 
Salvatorkloster zu Pavia. 
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Das dem Kloster Quedlinburg unterstellte (neugegrtindete) 
Nonnenkloster des h. Andreas bietet dafür ein Beispiel. Es hat 
das Recht der Äbtissinwahl mit Rat (cum consilio) der Äbtissin 
von Quedlinburg, jedoch das Recht der eigenen Vogtbestellung 
und erhält eine besondere Immunität, unbeschadet des fort- 
dauernden und sogar bei Verleihung der erwähnten Vorrechte 
ausdrücklich betonten Unterwerfungsverhältnisses unter das grün- 
dende Hauptkloster !). 


Meist hatte vor Gericht der Prälat der Hauptkirche (und 
sein Vogt) das Gut untergebener Anstalten zu erstreiten. Dieses 
wird als Gut des Unterklosters und des Oberklosters gleichzeitig 
bezeichnet und im Falle des Erfolges dem Abte des Haupt- 
institutes zugesprochen?). Auch Zuwendungen an das Unter- 
kloster ergehen gleichzeitig an das übergeordnete Haus, bzw. 
an die Patrone (Schutzheilige) beider Anstalten $). Ebenso Rück- 
stellungen säkularisierten Besitzes. Das gleiche gilt ja auch für 
bischöfliche Klöster). 


Die Verleihungen von anderen öffentlichen Rechten — außer 
den Immunitäten —, von Markt, Münze und Zoll u. dgl., werden 
auch hier vielfach zugunsten von Unterklöstern vorgenommen, 
auch in dieser Hinsicht das Sondergut des Unterklosters gegen 
jegliche Einmengung des Prälaten der Hauptanstalt geschützt. 
Das Gesagte gilt sowohl für untergebene Klöster wie Kollegiat- 
kirchen. Mit Einführungen regulierter Chorherren seit dem 10. Jh. 
gehen übrigens beiderlei Gruppen zum Teile ineinander über. 
Das gleiche gilt von den übergeordneten Hauptanstalten. Heinrich II. 
nimmt z. B. das von Abt Urold von Prüm gegründete und mit 
einem Kapitelsgute ausgestattete Kanonikatsstift S. Marien zu 
Prüm in seinen Schutz und verleiht ihm einen Jahr- und Wochen- 


1) Otto III. Nr. 81 S. 490 (992): subiectionem presenti abbatisse 
Quitiliniburgensi et futuris . . abbatissis perpetualiter probeant etc. 

2) Vgl. die Gerichtsentscheidung für das Kloster S. Vincenzo am 
Volturno und das diesem unterworfene Marienkloster in Apinianici Otto Il. 
Nr. 255 S. 295 ff. (981): venit Johannes abbas sancti Uincentii . . cum Franko 
advocato suo et querelam habebat de rebus proprietatis predicti monasterii 
sancti Uincentii et de rebus proprietatis monasterii sancte Marie de Apiniaci, 
que subiecta est predicto monasterio sancti Uincentil, de rebus que sunt 
in territorio Marsicano etc. Der missus wird beauftragt, daB er die Güter 
dominio abbatis (von S. Vincenzo) manciparet. 

3) Z. B. Quantin, Cart. de l'Yonne I, 158 (994). 

4) Vgl. noch z. B. Gallia Christiana Novissima Il, 1 Sp. 47 (965): 
Bischof Honorat II. von Marseille (c. 948—976) kam vor den Grafen Boso 
von Arles — deprecatus est supra memoratum comitem ut res sanctae Dei 
genitricis Mariae (Marseille) sanctique Victoris Christi martyris (Kloster) quas 
praenominatus comes iniuste detinebat . . concedere debuisset. 
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markt. Er verbietet den Äbten und Mönchen von Prüm jeden 
Eingriff!) Dies ist ein oft wiederkehrender Fall. 


Inbezug auf eigentliche Regalien, z. B. das Jagdrecht, wird 
jedoch zumeist auch hinsichtlich des Sondergutes der Unterklóster 
die bevorzugte Stellung des Prälaten der Hauptanstalt meist auf- 
rechterhalten. | s 

Ein Mónch des Klosters Niederaltaich gründete im wilden 
Walde die klósterliche Niederlassung Rinchnach, siedelte Bene- 
diktiner an und erwirkte dafür ein kónigliches Besitzbestätigungs- 
diplom. Später bat er den Herrscher (Heinrich IIL), dieses Kloster 
mit allem Zubehór als Unterkloster (ad titulum) an Niederaltaich 
zu übertragen?). Dadurch wurde bewirkt, daß in Zukunft alle 
Hoheitsakte über das Klostergut von Rinchnach, großenteils aus 
Wildland bestehend, dem Abte von Niederaltaich zustanden; 
also das Recht, Rodebewilligungen zu erteilen, Jagd- und Ficherei 
zu regeln?). In keiner Weise durfte jedoch dieser das klöster- 
liche Leben in Rinchnach beeintráchtigen*). Ausdrücklich wird 
diesem sein Grundbesitz bestátigt und für den eigenen Gebrauch 
festgelegt 5. Und diese Unterscheidung erlangt dann in der 
spáteren Entwicklung besondere Bedeutung. Die Unterklóster 
verselbstandigen sich privatrechtlich vielfach vollkommen, bleiben 
jedoch in hoheitlicher Beziehung den Hauptanstalten unterworfen. 
Im einzelnen ergeben sich da die mannigfaltigsten Gestaltungen. 


Neben dieser ersten Gruppe der günstiger gestellten Unter- 
klóster steht dann die zweite, die wie bei den bischóflichen 
Instituten ähnlicher Lage allerdings in weitgehender Weise mit 
ihrem Gute den Hauptanstalten zu dienen hatte. Die Verhältnisse 
waren recht vielgestaltig. Oft wurden Klöster von den über- 
geordneten Abteien sogar veräußert, auch an andere Klöster 
vergabt, auch auf Lebenszeit von deren Prälaten u. dgl. Sie 
erscheinen als Gegenstände des privaten Rechtsverkehres und 
werden oft ganz wie profane Güter behandelt. Die Äbte von 
Farfa verliehen ihre untergebenen Zellen auch in Erbpacht, auch 


1) Nr. 358 S. 461 f. (1016). 
2) Mon. Germ. Dipl. V, S. 32 f. Nr. 25 (1040). 


3) S. 33: ita ut nemo ulterius absque Altahensis abbatis licentia 
potestatem habeat novalia faciendi piscandi aut "ullo ingenio feras decipiendi. 


4) eo scilicet pacto ut neque prefatus abbas Ratmundus nec aliquis 
successorum eius potestatem habeat regularem vitam ibi destruere. 


9) A. a. O. 
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an andere Klóster!) .In solchen Fällen blieb es meist dem An- 
staltsherren überlassen zu bestimmen, in welcher Weise der geist- 
liche Dienst in den abhängigen Anstalten aufrechterhalten und 
wirtschaftlich sichergestellt werden sollte. Namentlich bei unfreien 
Konventen entschied er da nach freiem Ermessen.. | 

Zeigen sich in den angegebenen Richtungen also weit- 
gehende Übereinstimmungen mit den bischöflichen Klöstern und 
Stiftern, so finden sich‘ solche auch noch in anderer Hinsicht. 
In manchen Fällen zeigt sich nämlich noch eine nähere Verbindung 
zwischen mehreren Anstalten. Vor allem bei den Doppelklöstern, 
die sich in mehrfacher Ausprägung finden und woraus auch 
` einzelne Bischofskirchen hervorgegangen sind. (Salzburg, Freising 
u.a.) Hier wirkt die Zusammengehörigkeit über das gewöhnliche 
Zubehörverhältnis hinaus. Oft findet sich da lange Zeit sogar 
eine Vermógensgemeinschaft. Erst verhältnismäßig spät erfolgt 
da oft die Trennung, so die Abtrennung des St. Peterskiosters 
zu Salzburg von dem Erzstift und seinem Vermógen?). Auch in 
Utrecht wirkte das alte Doppelklosterverhältnis zwischen dem 
Domstift (S. Martin) und dem Altmünster (S. Maria) noch lange 
nach ?). 

Auch andere Einrichtungen waren oit lange gemeinsam. 
Dauernd war die Verbindung z. B. von Stablo und Malmedy 
unter einem Abte angeordnet‘). Der Besitz und die Immunitäten 
waren dagegen ebenso wie die Konvente getrennt. Auch in 
Italien gibt es dauernd verbundene Kirchen), Im einzelnen 
waren die Verhältnisse sehr verschieden, worauf hier nicht weiter 


1) Otto III. Nr. 339 S. 767 (999): Karolus . . augustus in primis ipsam 
cellam der h. Maria in Minione de imperiali deditione eidem venerabili 
monasterio donaverat . . Posteo vero abbas ipsius monasterii per emphiteusin 
cartulam delegavit cuidam abbati de monasterio sanctorum Cosme et Damiani 
quod est situm Romg . ., in tribus abbatibus, diebus vite illorum tantum, uno 
post alium succedente. Daraus entstand der Streit unter den Aebten. 

2) Ueber die allmählich Verselbständigung des Klosters vgl.die Traditions- 
kodizes bei Hauthaler, Salzb. UB. 

3) Z. B. noch Heinr. Ill. Nr. 153 S. 194 (1046): bestätigt Güter — 
commanentibus in eodem loco fratribus in duobus scilicet monasteriis, uno 
in honore sancti Martini dedicato, altero vero sancte . . Marie etc. 

4) Wobei jedoch ersteres Kloster den Vorrang hatte, was auch bei der 
Wahl durch eine gemeinsame Versammlung des Doppelkonventes zum Ausdruck 
kam. S. bes..Otto Il. Nr. 219 S. 247 f. (980) u. darnach Heinrich II. Nr. 238 
S. 275 f. (1011): zunächst sollte der Abt aus Stablo gewählt werden und erst, 
wenn dort kein Geeigneter war, aus Malmedy, in letzter Linie ein Auswärtiger. 
Vgl auch Heinrich lll. 1040 Nr. 51 S. 65 f£: statuimus . . ut unius abbatis 
regimi, sicut iugiter permansit, utrumque sit subiectum cenobium. 

5) Ein Abt stets erwähnt für mehrere Kirchen in Venedig; z. B. Heinr. ll. 
Nr. 185 S. 220 (1008): abbas . . sanctarum dei ecclesiarum Hilari et Benedicti 
de partibus Venetie . . 
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einzugehen ist, weil sie für die eigentlichen > be- 
langlos sind. 

Einen anderen Fall bieten dann wieder jene unter Haupt- 
klöstern (die selbst wieder abhängig sein konnten) stehenden 
Nebenklöster, die nur als Außenstationen, als bloß räumlich ge- 
trennte Teile des Ganzen in Betracht kamen und vom Haupt- 
konvent aus in irgend einer Form (z. B. durch einen wechselnden 
Turnus von Brüdern) versorgt wurden !). 


Nonnenklöster waren in Ansehung ihrer Ordensangelegen- 
heiten und geistlichen Leitung — ohne Rücksicht auf ihre welt- 
lichen Zugehörigkeitsverhältnisse — vielfach Männerklöstern unter- 
- stellt. Namentlich freie Reichskirchen. Neu-Corvei leitete in dieser 
Hinsicht z. B. das Reichskloster Herford?) Bei solchen Ver- 
bindungen kam auch gelegentlich Vermögensgemeinschaft vor *). 
Neben vermógensrechtlicher Zuordnung gab es aber mancherlei 
andere Über- und Unterordnungsverhältnisse, meist eine genaue 
Rangordnung zwischen den einzelnen Anstalten. Daß untergebene 
Anstalten wieder weitere Institute in ihrem Besitze haben konnten, 
daß sich also die Abhängigkeitsverhältnisse mehrfach übereinander 
lagerten, wurde bereits erwähnt. Auch dafür gibt es die mannig- 
faltigsten Ausprägungen im einzelnen“). Doch auch abgesehen 
von mehrfachen Pertinenzverhältnissen, standen auch die Klöster 
und Stifter einer Stufe in genau geregelter Rangordnung zu- 
einander’). Auch Reichsklóster standen untereinander trotz ihrer 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit in einer gewissen Rang- 


1) Rosenfeld, UB. I, S. 242f. Nr. 260 (1168): Uebertragung des 
bischöflichen (v. Naumburg) Klosters Riesa samt einer untergebenen Kirche 
und allem Besitz an das gleichfalls Bischöflich-Naumburgische aad 
Bosau — ut inibi . . a Buzaniensis cenobii fratribus perhenniter serviatur . 
Die Güter gehen in den Besitz von Bosau über. 


2) Vgl. das nach einer gefälschten Urk. Ludwigs des Dc 
(angebl 853; Mühibadier, Reg.? Nr. 1406; Wilmans Westfäl. K. U. I iu 
hergestellte Diplom Heinrichs ll. v. J. 1039 Mon. Germ. Dipl. V, S. 6 6 Nr. 5 
venerabilis abbas Trochtmarus adiit “excellentiam nostram suppliciter orans, ut 
nostra munificentia prospiceremus monasteriis sibi commissis, quorum unum 
est Noua Corbeia nuncupatum, ibi et ille regulari constitutione abbas extitit, 
et alterum est sanctimonialium Herifort dictum et proprie abbatisse . . subiectum. 
Sed iuxta consuetudinem, qua ancillarum dei congregationibus procurari solent 
prepositi ex ecclesiastico ordine, iam dicto abbati commendavimus, ut tam in 
disciplina abbatissam loci iuvaret quam in cunctis negotiis, que famulo Christi 
pro ag et professione sua exequi non possent, ipsarum provisor et patronus 
existere 


3) Wirtemberg. UB. II, 54 (1150—1159). 
4) Vgl. z. B. oben S. 61 über Lobbes. 


5) Ueber den Streit z. B. der Hildesheimer Klöster um ihre Rangordnung 
Bode, UB. der Stadt Goslar I, S. 73. 


Die Inkorporation und ihre geschichtlichen Grundlagen. 153 


ordnung, die sich auch in Abgaben und Leistungen ausdrücken 
konnte !). 


Aus allem ergab sich eine grofe Vielgestaltigkeit der Ver- 
hàltnisse. Namentlich auf Grund der seit dem 10. Jh. durch- 
geführten Kirchenreformen wurde die Stellung der einzelnen 
Institute meist genau festgelegt und in reicher Mannigfaltigkeit 
in den Einzelheiten geregelt. Die dem Kloster Cluny und anderen 
Reformklóstern übertragenen Anstalten werden oft mit dem ganzen 
Besitz überwiesen?), verbleiben aber auch gelegentlich trotz der 
Übergabe zur Reform in den bisherigen Abhängigkeitsverhält- 
nissen. Auch eine mehrfache Abhängigkeit findet sich. Sie zeigt 
sich namentlich auch in der Regelung des Abgabenwesens. 


$8. Niederkirchen. 


Von allen Kirchen sind es naturgemäß die Gotteshäuser 
niedrigsten Ranges, ohne Konvent und bedeutendere Ausstattung, 
die, nach jeder Richtung hin unselbständig, am ehesten als bloße 
Wirtschaftsgrößen, profanen Gütern gleich, behandelt werden 
konnten. Hier war ja das geistliche Gegengewicht am wenigsten 
bedeutungsvoli; namentlich dann, wenn der bei der Anstalt 
dienende Geistliche persönlich unfrei war, was bis gegen Ende 
des 11. Jh. gerade hier häufig genug vorkam?). 


Die Niederkirchen sind es daher vor allem, die in den 
Quellen seit frühkarolingischer Zeit als Bestandteile des nutzbaren 
Vermögens erscheinen. Schon im 8. Jh. sehen wir sie in nicht 
unbetrachtlichem Umfange in den Benefizienverkehr einbezogen. 
In erster Linie sind sie es auch, die in den folgenden Jahr- 
hunderten als Bestandteile des werbenden Kirchengutes vor- 


1) Heinr. Il. bestimmt 1005, daß durch seine Gründung der Klöster 
des h. Adalbert und des h. Nikolaus das Marienstift zu Aachen nicht 
beeinträchtigt werden dürfe, vielmehr habe es den Vorrang zu behaupten und 
zum Zeichen dessen jährlich ein Mahl von beiden Klöstern zu erhalten; 
Nr. 98 S. 1221. 

2) Z. B. Otto IIl. Nr. 314 S. 740 f. (999): überträgt an Cluny S. Maria 
in Pavia mit allen Gütern. Verbietet allen jeglichen Eingriff — vel aliquid 
ordinare aut disponere sine iussione et voluntate abbatis Cluniacensis 
monasterii. 

3) Heinr. Il. schenkt 1017 an Merseburg eine Kirche mit den zugehórigen 
2 Hufen und dem Priester Nr. 374 S. 478 f. Geistliche erscheinen daher mit 
den Kirclien und Zehnten in der Pertinenzformel; z. B. Otto Il. für Würzburg 
Nr. 132 S. 149 (976): schenkt die Kirche des h. Martin zu Forchheim — cum 
omnibus appertinenciis eius, scilicet aecclesiis ad praefatam aecclesiam pertinen- 
tibus decimationibus clericis villis aedificiis etc. Oder ders. für Frankfurt 
Nr. 229 S. 257 (980). Vgl. noch weiter unten. 
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kommen !). Die Vermógensausstattung zahlreicher hóherer Kirchen 
besteht, namentlich seit dem 10. Jh. aber gelegentlich auch 
schon früher, fast nur aus niedrigen Kirchen und Zehentrechten, 
meist als Zubehör der ersteren?). Diese Verhältnisse ähneln daher 
am meisten den durch die spáteren Inkorporationen niedriger 
Ämter und Kirchen geschaffenen Zuständen, bei denen gleichfalls 
die wirtschaftliche Seite im Vordergrund stand. 

Gütern gleich werden diese Institute vielfach behandelt. 
Dies zeigt sich vielleicht darin am schrofisten, daß sie sogar 
von Prälaten an Laien verlehnt, gegen weltliche Güter vertauscht 
oder sonst veräußert werden $). Und doch war auch bei diesen 
Niederkirchen die Lage sehr verschieden *). Wie bei den Konventual- 
kirchen dürfen auch hier die Verhältnisse keineswegs auf Grund 
einzelner Quellenäußerungen schematisch erfaßt und als ein- 
förmig gestaltet gedacht werden. 

Oft erfolgt in den Quellen lediglich eine Aufzählung dieser 
Pertinenzkirchen. Immerhin erfahren wir aber in vielen Fällen 
auch Näheres. Vor allem werden wir zumeist über die Größe des 
Besitzes dieser Gotteshäuser unterrichtet. Und daraus allein schon 
erkennen wir die großen Unterschiede in ihrer wirtschaftlichen 
Stellung. Von Gotteshäusern, die lediglich auf Zehnten und 
Oblationen angewiesen sind°), angefangen, gibt es durch eine 
reichgliedrige Stufenfolge von Übergängen solche mit nicht 
unbetráchtlichem Grundbesitz, die als geistliche Fronhófe auch 
größeren Gutsherrschaften vorstehen. Neben den Zehentkirchen 
kommen aber natürlich auch solche ohne Zehnten vor*) mit 


1) Z. B. Heinrich II. für Kloster Thorn (des Bistums Lüttich) Nr. 140 
S. 167 (1007): Insuper aecclesias (Aufzählung), quas isdem episcopus in 
amplificationem facultatis aecclesiastico eidem monasterio concessit, . . assi- 
gnavimus Niederkirchen dienen vielfach als nutzbares Kapitelsgut; z. B- 

ghelli 111, 230 (c. 1030). a 

2) Viele Beispiele in den Quellen. Einige im Verlaufe der folgenden 
Darstellung. 

3) Vgl. z. B. den Tausch Heinrichs II. mit Würzburg Nr. 267 S. 317 f. 
(1013): der Bischof gibt 3 Kirchen und empfängt dafür eine curtis. 

4) Natürlich auch zu verschiedenen Zeiten. In der Periode wirtschaftlichen 
Verfalles im 10. Jh. war auch das Niederkirchengut so erschöpft, daß die 
Instandhaltung der Kirchen durch eine Kopísteuer der Pfarrangehörigen 
gesichert werden mufte; z. B. Dingolfing 932: unusquisque in unaquaque 
parochia degens die palmarum denarium unum aut potum unius denarii . . 
presbytero suo presentare illeque in cena Domini proprio episcopo offerre 
studeat, quatenus inde destructe ecclesie innoventur et lumen . . non extinguatur. 
Aehnlich Syn. v. Erfurt desselben J.: denarium sive unius denarii precium, 
in qualicunque velit re. Waitz, Heinrich S. 147, 149. 

5) Selbst manche Pfarrkirchen, ja Stifter; z.B. Heinr. Ill. Nr.198 S.252 (1047). 

6) Heinrich IIl. Nr. 11 Mon. Germ. Dipl. V, S. 13 (1039) für Freising: 
cum monasteriis ecclesiis decimatis sive absque decima. 
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anderer Ausstattung. Es gibt Niederkirchen mit einem Grund- 
besitz von einer halben Hufe angefangen bis zu 30 Hufen und 
mehr!) Oft erscheinen daher ganze Villen (Villikationen) als 
Zubehór von Niederkirchen?). Es gibt aber villae und curtes mit 
100 abhängigen Hufen und mehr, wenn auch die Durchschnittszahl 
weit geringer war?) Eine Mehrzahl von Hufen ist bei den 
Gotteshäusern, die sich über den Rang der niedrigsten Kapellen 
erheben, nahezu immer vorhanden‘). Die starken Unterschiede 
und die verhältnismäßig große Ausstattung auch kleinerer Kapellen 
und Altäre®) erklärt sich daraus, daß oft das ganze einer Kirche _ 


1) Heinr. II. für Heiligenberg Nr. 503 Dipl. III, S. 644 (1023): unam 
ecclesiam cum l mansis. . Oder Heinr. II. für das Stift S. Crucis bei 
Lüttich Nr. 93 S. 117 (1005): gibt zahlreiche Niederkirchen, u. a. eine — in villa 
Ties cum quinque mansis ad eadem ecclesiam pertinentibus. Dies war auch 
eine -häufige Hufenzahl bei weltlichen Fronhófen. — Zum Vergleiche ist zu 
berücksichtigen, daß auch bei Konventskirchen die Hufenzahl damals oft nicht 
viel mehr als 30 betrug; z. B. Heinr. Il. für das bischöfl. Kloster Oldenstadt 
von Verden Nr. 107 S. 132 (1006): 32 Hüfen und 100 aratra Ackerland. Oder 
Heinr. II. für das allerdings als arm bezeichnete Marienkloster bei Gandersheim 
Nr. 323 S. 408 f. (1014): dieses hatte eine Kirche und 30 Hufen. Auch mit 
Königshufen ausgestattete . Niederkirchen finden sich; z. B. im Besitz von 
Merseburg Heinr. Il. Nr. 250 S. 288 (1012): eine Kirche mit einer Kónigshufe. 
Oder ders. Nr. 267 S. 317 (1013) ertauscht von Würzburg für Bamberg 
2 Kirchen mit Zehnten et sex regalibus mansis et mancipiis ad easdem 
aecclesias pertinentibus . . 

2) Otto H. für Bistum Zeitz Nr. 139 Dipl. II, S 157 (976): in pago 
Ducharin basilicam cum aecclesiastica dote (vgl. unten) et villis Bisilonna, 
Streconna, Longonosi, Bresnizani . . et in pago Uueta vocato basilicam in 
Gruza cum dote Golobina et aliis villis (5 aufgezählte); in comitatu . . in 
Dornburg basilicas tres et villa Eggoluestat et alia dote, in Chirihperg basi- 
licas duas cum villa et in Imelebe duas in propriam dedimus — mit allem 
Zubehör. 

3) Z. B. Otto II. für Aquileja Nr. 241 S. 271 (981): cortem unam 
videlicet que vocatur Lunas cum centum mansis, cortem que vocatur Mariacus 
cum triginta mansis etc. — Plebes im Besitz von curtes z. B. Otto II. Nr. 269 
S. 312 (983) bestätigt den Kanonikern von Florenz u. a. plebes duas, unam 
de Cersino sancte Jerusalem cum corte sua, aliam sancti Larentii sitam Exsinea 
cum corte sua .. Es wurde bereits bemerkt, daß ebenso häufig umgekehrt 
Kirchen als Pertinenzen der villae oder curtes erscheinen; z. B. noch Otto II. 
Nr. 286 S. 333 (983): gibt dem Kloster S. Sophia in Benevent — quandam 
cortem . . cum ecclesia . . posita infra ipsam cortem, mit allem Zubehör. 


. 4) Schmidt, UB. Hochst. Halberst. I, S. 52 Nr. 71 (1031): ecclesiam . . 
cui duos mansos . . in dotem manciparunt . . Oder a. a. O. S. 73 Nr 106 
(1084): capellam s. Sixti dotavimus duobus mansis. 


9) Rosenfeld, UB. v. Naumburg I, S. 257 Nr. 273 (1170): eccelesiam in 
Prouin cum dote sua, VIII videlicet mansis et areis et cum universis decimis. 
suis . . Oder S. 364 Nr. 405 (1199): (Bischof) cappellam in Gezewiz . . con- 
secravimus et consecratam hac dote dotavimus: videlicet de XXVII mansis, 
ut de quolibet manso perrochiano ipsius ville annuatim usque ad festum sancti 
Martini duo modii solvantur, unus frumenti et alter avene, hii vero duo unam 
facient mensuram integralem, que datur canonicis in Ciza (Zeitz) worzedelos 
singulos denarios de areis suis ad prefatum terminum solvere decrevimus. 
Dazu erhält die Kapelle einige Pfarrechte. Ferner S. 375 f. Nr. 420 (1204): 
(Bischof bestätigt 9 Hufen tür das Marienstift Altenburg, nämlich —) qui 
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zugehörige Land von dieser aus in Wirtschaft gezogen wurde 
und ihr diente, während in anderen Fällen oft nur mehr oder 
minder groß bemessene Adgaben von wirtschaftlich selbständigen 
abhängigen Bauernhufen zu leisten waren (vgl. noch weiter unten). 
Oft erscheint die Kirche auch als Zubehör der Villa oder ein- 
iach neben den Bauernhufen genannt!) Sie bildete mit diesen 
wirtschaftlich eine organische Einheit. 

Fast nur aus Kirchen (wohl fast durchweg Niederkirchen 
mit nur einem Geistlichen) und Zehnten besteht die Ausstattung 
des St. Paulsklosters zu Verdun, die diese Anstalt bei der Gründung 
von Bischof Wigfrid erhält?). Die meisten dieser Gotteshäuser 
haben einen Besitz von 7 bis 8 Hufen Landes, eine davon einen 
solchen von 14. Dazu kommen Mühlen, Waldstrecken und Wein- 
gürten?). Schon aus diesem einen Beispiel ergibt sich die 


mansi . . in dotem altaris s. Michaelis quam intra septa et ambitum iam dictae 
ecclesi consecravimus, sunt collati. Etc. Recognoscimus etiam nos conse- 
crasse infra ambitum praefatum ecclesiae unum altare in honorem sancti 
Pauli . . , quod Lufridus miles de Korum et uxor sua . . cum sex mansis in 
Schirnz . . dotaverunt. 

1) Schmidt, UB. Hochst. Halb. I, S. 245 Nr. 282 (1178) für Kloster 
Hamersleben: XXX mansos in Hamersleve etc. in Hursinge XIV et ecclesiam .. 
in Arresleve XX et unum cum ecclesia . . in Hummenvelde X et VIII mansos 
cum ecclesia etc. i 

2) Vgl. die Diplome Ottos II. Nr. 22a und 22b Mon. Germ. Dipl. I, 
S. 30ff. (972) u. Nr. 156 S. 176 (977). | l | 

3) 22a: Jussimus quoque res ipsas monachorum victui destinatas cum 
mansis et mancipiis subnotari, quarum hec sunt nomina: abbatia ipsa vide- 
licet sancti Pauli cum omnibus appendiciis suis (also der klösterliche Haupt- 
hof samt dem unmittelbaren Wirtschaftszubehör), ecclesia in Metganis cum 
capella et VIII mansis, ecclesia in Calvo monte cum capella et VIII mansis 
et molendinis duobus, ecclesia in Marisco cum VIII mansis et manciplis utri- 
usque sexus, in Abbatis villa terra indominicata cum VII mansis et silva et 
mancipiis, in Dombasla mansum indominicatum cum tribus mansis, ecclesia 
dimidia (nur die halbe Kirche, weil schon.ein weltlicher Fronhof da war?), 
sedilia quinque, silva cum mancipiis, in Tenfucdi curte mansum indominicatum 
cum quatuor mansis et dimidio molendinum unum, in Nescei villa mansum 
indominicatum cum quatuor mansis et dimidio, ecclesia dimidia in Gerbodi 
villa et Mauri villa mansi VI, Scarpone ecclesia cum manso I et dimidio in 
villare et dimidium in Losei, ecclesia in Romebach cum mansis XIII, molen- 
dinum I et dimidium, inter Botzeium et Mathei vallem mansi quatuor et vinea, 
ecclesia in Rubro cum mansis duobus, ecclesia in Carniaco cum manso I et 
terra aratoria, abbatia sancti Martini in suburbio, in Marcelli villa mansi VII, 
in Warmarch mansi tres et dimidium cum molendinis et terra indominicata, 
ad hospitale mansum ante portam, decimas indominicatas de villis Pontepe- 
trino, Sampigniaco, Marsiaco, Caslono, Wimbeia, Conmanis et medietatem in- 
dominicate decime de Consenuado et de Superiaco minore et de Limia, ecclesia 
de Cumeneriis, ecclesia in Hunnonis villa in festivitate sancti Gregorli fratrum 
specialiter victui destinata. 

Ergänzung dieses Besitzes durch weitere Kirchen und Fronhöfe in 
Nr. 22b, S. 32. Die Mönche haben das Wahlrecht Nr. 156. Vgl. Otto II. 
Nr. 3 Dipl. II, S. 396 ff. (984). Oder Nr. 218 S. 2451. (980): bestätigt S. Vanne 
bei Verdun den Besitz, darunter zahlreiche Kirchen mit Zubehör, z. B. ad 
Novam villam ecclesiam cum tribus capellis et mansis IIII et dimidio manso etc. 
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außerordentlich große Mannigfaltigkeit der Wirtschaftslage niederer 
Gotteshäuser selbst innerhalb einer und derselben geistlichen 
Grundherrschaft. Von der näheren Stellung dieser Kirchen und 
ihrer Geistlichen erfahren wir hier nichts. Doch ergibt sich 
schon aus der Aufzählung die Ähnlichkeit dieser geistlichen 
Fronhöfe mit weltlichen. Letztere werden in der Beschreibung 
zwischen den ersteren genannt. Beide erscheinen als Mittelpunkte 
zugehöriger Zinshufen. Von ihnen aus wurde die Bewirtschaftung 
der einzelnen Villikation geleitet, jedenfalls oft durch den Geistlichen 
selbst '). 


Auch sonst erscheinen Niederkirchen vielfach in der Stellung 
kleinerer Fronhófe, als Mittelpunkte eines Sallandes und mit 
mehreren Zinshufen ausgestattet). Und es kann dabei gar 
keinem Zweifel unterliegen, daß der Geistliche diese Villikationen 
auch selbst verwaltete. In viel weitergehendem Mafe, als man im 
allgemeinen anzunehmen geneigt ist, waren im früheren Ma. die 
Kleriker in die allgemeine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
eingestellt). Folgerichtig mehren sich gegen Ende des 9. Jh. 
neben den Handelsverboten auch die Vorschriften, die den Priestern 
verbieten, bei Ausübung der Landwirtschaft ihr geistliches Amt 
zu vernachlässigen *) oder sich an Laien als Güterverwalter zu ver- 
dingen ë). Oft stand aber nur ein kleiner Teil des Gutes einer 
Niederkirche in der Verwaltung und Nutzung des dort dienenden 
Geistlichen, meist als dos i. e. S. bezeichnet. 


Die bei den Kirchen angestellten Priester erscheinen dann 
ebenso als Bebauer oder Wirte (rectores) der ihnen zugewiesenen 
Hufen (des Dotalmansus oder eines besonderen Benefiziums) *) wie _ 


9 . 

1) Rosenfeld, UB. v. Naumburg I, S. 243 Nr. 260 (1168): ecclesiam in 
Groben cum reliquis villis . . cellule in Riezowe pertinentibus — gibt 
Bischof Udo Il. dem bischöfl. Kloster Bosau. i 

2) Ein Beispiel für viele Zacomblet, UB. I, S. 50 f. Nr. 91 (931): Erzb. 
Wichfrid von Köln gibt an das Ursulastift — ecclesiam que in uilla Kelse 
(Keltz) nuncupata constructa habetur, cum terra salaricia et cum omni deci- 
matione ad eam delegata . . cum quatuor mansis ad illam iuste pertinentibus. 

3) Vgl. »Entstehung des geistl. Benefiziums«. 


4) Vgl. z. B. die Constitutiones Riculfi (B. von Soissons) c. 16 Gousset, 
Actes de Reims I, 530 f. (889): Monemus praeterea, ut presbyteri sic ruralibus, 
id est terrestribus et ceteris occupationibus inserviant, quatenus divinum 
officium non negligant etc. EE | 

5) C. 15 a. a. O.: Ut presbyteri villici, id est provisores villarum non 
fiant .. et ut conductores agrorum saecularum non sint neque ulli turpi 
negotio et inhonesto victum vel lucrum quaerant. Sie sollten also als Land- 
wirte auch nicht noch anderes Ackerland pachten, außer dem Besitz, der 
ohnehin schon zu ihrer Kirche gehörte. 


6) Vgl. »Entstehung des geistl. Benefiziums«. 


158 ` Posdi 


‚die übrigen Hufner'). Sie wurden, namentlich wenn sie unfrei 
waren, mit ihrem Gerät auch übereignet?). Werden sie mit einer 
Kirche, bei der sie dienten, übertragen, so erfolgte meist auch 
die Übertragung ihres Dienstgutes. Die Verháltnisse lagen also 
auch da äußerst mannigfach. 

Wichtig ist daher für uns die Frage nach der näheren Aus- 
gestaltung des Verhältnisses zwischen abhängigen Niederkirchen 
und den ihnen übergeordneten Anstalten, insbesondere bei 
Klöstern und Stiftskirchen. In welcher Weise war die Stellung 
des Niederkirchengeistlichen, die Nutzung des Vermögens, aber 
auch die amtliche Beziehung, zu dem herrschenden Institute 
geordnet? Schon aus dem bisher Gesagten ergibt sich da 
naturgemäß im Allgemeinen ein bedeutendes Übergewicht der 
höheren Anstalt. Diese ist es denn zumeist auch, die den Haupt- 
anteil an den Einkünften der Niederkirche hat*), dafür jedoch 
in irgend einer Weise für den geistlichen Dienst an Ort und 
Stelle zu sorgen hat. Dies lehren uns die Nachrichten über 
einzelne Fälle. Grundsätzliches findet sich indes in den Quellen 
auch in dieser Hinsicht nur wenig. Im Einzelfalle sind die 
Leistungen genau bestimmt und oft bis ins Einzelne festgelegt. 


1) Vgl. z. B. Heinrichs III. Bestätigung der Ausstattung von Camaldoli 
Dipl. V, S. 228 Nr. 180 (1047): Grundbesitz — et ecclesiam de Aligna cum 
omnibus suis pertinentiis et decimationem de ipsa villa et unum mansum, 
Sicut rectus est per filium Martini, et alium mansum, sicut rectus est per 
Bariscioli, et alium mansum, sicut rectus est per Teuzonem presbiterum, . . 
et unum mansum in Uentulini, sicut rectus est per Morico presbiterum, et 
ex tribus plebibus per omnes mansiones (des Abts oder Bischofs?) unum 
sextarium de frumento, et quicquid addidit episcopus Immo etc. 

2) Heinr. Il. schenkt 1002 der bischöfl. St. Johannes-Abtei bei Würzburg 
u. a. 3 Priester Nr. 3 Dipl. Ill, S. 4: Ad hec damus ecclesig . . tres nostri 
iuris presbiteros cum omni suppellectile eorum: Acemannum, Diothohum et 
Annonem, eo pacto ut eadem abbatia disponatur et deferatur ad usum cano- 
nicorum, qui in prelibata basilica sancti Johannis deo famulentur, quatenus 

ro nostra cottidie apud deum intercedant sospitate etc. Oder vgl. noch 

tto II. Nr. 229 S. 257 (980): der Salvatorskapelle zu Frankfurt — donavimus 
illam capellam . . sanctorum Marcellini et Petri, cum omnibus: ad eam per- 
tinentibus terris cultis etc. molendinis mobilibus et immobilibus, et Otmarum 
clericum cum omni adquisitu suo et aream in qua ipse clericus habitat. In 
Frankfurt wurden die Landgeistlichen vom Oberstift aus in natura verpflegt; 
vgl. weiter unten. 

3) Nicht ohne weiteres ist jedoch derartiges zu erschließen, wenn z. B. 
in Besitzbestátigungen den übergeordneten Kirchen einfach der ruhige Besitz 
und Genuß der untergebenen Änstalten — nebst dem anderer Güter — zu- 
gesichert wird, z. B. Heinrich Ill. Nr. 13 S. 17 (1039) für d. Bistum Acqui: 
liceat eis (Bischófen) per hanc: nostram praeceptalem paginam iam dicta 
castella . . et praedictas plebes et ecclesias universasque earum pertinentias 
tranquillo iure possidere, omnium hominum contradictione et diminoratione 

enitus remota. Hier ist inbezug auf das innere Verhältnis zwischen den 
ischófen und ihren Niederkirchen nichts geregelt, sondern nur Schutz des 
Besitzes nach außen hin gewährt. 
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Insbesondere ist dies auch mit der Verteilung jener Lasten der Fall, die 
die Niederkirche an die geistl. Vorgesetzten (in der hierarchischen 
Ordnung) zu leisten hat, namentlich an Bischof und Erzdiakon. 

Genaues in diesen Beziehungen erfahren wir z. B. über die 
Gotteshäuser, womit die Klöster Neu-Corvei und Herford aus- 
gestattet waren!) und die in deren Vermögen einen wichtigen 
Bestandteil bildeten. Im 11. Jh. sind die Leistungen dieser 
Niederkirchen in folgender Art bestimmt. Man unterscheidet da 
unter den untergebenen Kirchen zunächst weitere Unterwerfungs- 
verhältnisse, Hauptkirchen mit davon wieder abhängigen Neben- 
kirchen®), Die Zehnten und sämtliche Einkünfte aller dieser 
Kirchen sollten den herrschenden Klöstern zufallen?). Diese 
hatten die Kirchen mit den Pfarrfunktionen zu versorgen) und 
die bei den Hauptkirchen angestellten Priester sollten den Rang 
von bischhöflichen Erzpriestern erhalten’). Genau wird das 
Servitium bestimmt, das an die Bischöfe bei Visitationsreisen 
(circationes, circuitus, - sonst auch circaturae, circadae usw. ge- 
nannt) an Herbergsabgaben (mansionaticum) seitens der einzelnen 
Kirchen zu leisten war. Dieses sollte weder erhöht noch er- 
niedrigt werden®) und wahlweise im Jahre einmal im ganzen 
Umfange oder zweimal zur Hälfte erhoben werden dürfen ?). 


1) Heinrichs III. Urk. v. J. 1039 und 1040 Mon. Germ. Urk. V, S. 61. 
und 85 f. Nr.5 u. 67. Eine Fälschung ist jedoch die Vorurkunde angebl. 
Ludwigs d. Deutschen v. 853 Wilmans, Westial. K. U. I, S. 119 (Mühlbacher, 
Reg.? Nr. 1406). Oder auch Heinrichs II. Dipl. Nr. 12 Dipl. III, S. 14 (1002). 
u. Heinr. III. Nr. 6 S. 8 (1039) für Corvei. 

2) Et ut in elemosinam suam ac totius generis sui institutionum earundem 
perfectio compleretur, cellam iuris sui que vocatur Meppia (Meppen) cum 
decimis et possessionibus undique ad eam pertinentibus et ecclesiam Eresburc 
(Marsberg), quam Karolus primo construens in Saxonia decimis dotavit . . 
prefatus noster antecessor ad Nouam tradidit Corbeiam; ad Herifordensis 
autem monasterii adiumentum dedit in episcopatu Arnabruggensi ecclesiam 
Buginithi (Bünde) cum subiectis. sibi ecclesiis, in parrochia (Dióz.) vero Mimi- 
gernarfordensi ecclesiam Hreni (Rheine) cum his que ad eam pertinent ecclesiis. 

3) ita sane ut decimarum aliorumque redituum proventus omnes prefatis 
cederent monasteriis. 

4) et ab his vicissim procurarentur subiectg plebes in baptismate, in 
eucharistia, in sepultura, in confessione peccatorum audienda. 

5) et presbiteri, qui principales ex his ecclesias tenerent, archipresbi- 
lerorum officio fungerentur ad agenda omnia que solent fieri ab archipresbiteris 
episcoporum. 

6) ut descripto quantum satis sit ad servitium episcopi hoc nullo modo 
subtrahatur et episcopus vicissim ampliora non querat nec cum pluribus ve- 
niat, quam ut eis sufficere possint. 

T) ut dentur ad singulas ecclesias (d. h. auf die einzelne Kirche gelegt) 
porci MI valentes singuli denarios XII aut VIII arietes tantundem valentes, 
porcelli II, auco III, pulli VIII, situlg XX de medone, de mellita cervisia XX, 
de non mellita LX, panes CXX, de avena modii C, manipuli DC; sitque in 
polestate episcopi, utrum haec per singulas ecclesias ad unum mansionaticum 
an ad duo velit habere. | 
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"Nichts Näheres erfahren wir darüber, in welcher Art die Lokal- 
geistlichen seitens der übergeordneten Klöster entlohnt waren. 
Sie gehörten hier wenigstens bei Korvey, wie bei Männerklöstern 
auch sonst in vielen Fällen, dem Konvente an und empfingen 
aus dem Konventsgute der Hauptanstalt ihre Entlohnung. Letztere 
hatte daher auch für die Lasten an den Bischof und seine Be- 
amten aufzukommen. Es zeigen sich hier also ähnliche Ver- 
hältnisse wie bei den späteren vollständigen Einverleibungen. 
Auch bei Stiftern ist das oft deutlich nachweisbar. Wir finden 
auch hier gelegentlich Zugehörigkeitsverhältnisse solcher Art, bei 
denen die untergebenen Kirchen mit ihrem Sondergute und dem 
der Hauptkirche eine einheitliche Vermögensmasse bildeten !), aus 
der der Vorsteher der Hauptanstalt nicht nur deren Konvent, 
sondern auch die Priester der Unterkirchen durch Reichnisse zu 
erhalten hatte — nach seiner freien Disposition. Ein solcher 
Zustand zeigt sich z. B. in der Pfalzkapelle zu Frankfurt im Ver- 
hältnisse zu ihren untergebenen Niederkirchen. Kaiser Karl der 
Dicke bestätigt?) 882 der königlichen Kapelle die von seinem 
Vater geschenkten Kirchen (darunter auch ein Kloster). Sie 
sollten für alle Zukunft zur Sicherstellung des geistlichen Dienstes 
dorthin gehóren?). Es wird hier des näheren angeordnet, daß 
in der Hauptkirche ein Konvent von zwölf Klerikern einzusetzen 
sei, außer den Priestern, die in den zugehörigen Kirchen dienten, 
und daß diese alle aus den aufgezählten Gütern ihren Unterhalt 
zu empfangen hätten‘). Hier bleibt also die nähere Durchführung 
der Versorgung dem Abt der Kapelle überlassen. Diese wird 
übrigens vom Kriegsdienst befreit5), gehört also zu den in dieser 
Hinsicht bevorzugten Reichsanstalten; denn auch deren Stellung 
zum Reich war im Einzelfalle des näheren bestimmt und zwar 
sehr verschieden geregelt). In solchen Fällen einer Befreiung 
vom Kriegsdienst war eben eine genaue Festlegung der Stipendial- 

1) Aber gerade dafür kommen nicht Bischofskirchen in Betracht und 
gerade in solchen Fällen liegt ganz bestimmt nicht eine Nachwirkung des 
alten hypothetischen einheitlichen Diözesanvermögens vor. 

) Gudenus. Cod. Dipl. I, S. 2f. Nr. 2 (Mühibadier, Reg. ? Nr. 1645). 
Ebenso Otto II. Nr. 152 Dipl. II, S. 172 (977). 

2 ut deinceps perpetualiter ad dei servicium peragendum ibi permaneant . . 

4) et constituit, ut in eodem loco ad serviendum domino constituantur 
clerici XII, exceptis presbyteris, qui in locis illuc pertinentibus domino famu- 
lantur, et hi omnes de prescriptis rebus habeant stipendia necessaria . . 
Zahlreiche Kirchen mit Zubehör (Hufen, Zehnten) werden aufgezählt. Vgl. 
auch Otto Il. Nr. 229 S. 257 (980). | 

5) et ab illo abbate, cui ipsa capella commissa fuerit, nulla unquam 


hostilis expeditio exigatur. 
6) Vgl. »Bischofsgut« I. Teil, S. 155 if.; II. Teil, S. S4ff. 
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güter (im Gegensatze zu den Benefizialgütern der Kriegsdienste 
leistenden Kirchen) nicht nötig. Eine Spezialisierung der Güter 
ergab sich naturgemäß hauptsächlich mit der. Mannigfaltigkeit 
der Aufgaben. | 


Auch der Fall findet sich; daß bei den untergebenen Kirchen 
(auch Pfarrkirchen) ein kleiner Konvent eingetichtet wird, nämlich 
ein Teil der Konventualen der Hauptanstalt, also nicht ein Ein- 
zelner. Bischof Dietrich von Naumburg weiht 1118 die Pfarr- 
kirche zu Zwickau und überweist sie dem Kloster Bosau mit der 
Weisung, daß dort ständig 6 Brüder des Klosters den geistlichen 
Dienst verrichten sollen. Die Übertragung erfolgt mit der Dos 
von 2 Hufen und einem Zoll von 15 Pfund Jahresertrag. Auch 
Zehnten werden zugewiesen‘). Oft bleibt es dem Abt über- 
lassen, wie er die Seelsorge an untergebenen Pfarrkirchen ein- 
richten und unter seine Klosterbrüder verteilen will. Bischof 
Wichmann von Naumburg weiht 1151 im Vorhofe des Georgen- 
klosters eine Taufkirche, weist ihr den Sprengel zu und be- 
stimmt, daß der Abt dort den geistlichen Dienst durch die Brüder 
anzuordnen habe?) Hier liegen also gelegentlich auch Über- 
gänge zu Unterklöstern und klösterlichen Außenstationen vor. 


In anderen Fällen wird nur ein einzelner Klosterbruder zur 
Verwaltung untergebener Pfarrkirchen bestimmt, selbst wenn davon 
weitere Filialen abhángen?). Oder aber es werden untergebene 
Niederkirchen teils mit Mitgliedern der übergeordneten Konven- 
tualkirche, teils mit anderen Geistlichen besetzt‘). Die ersteren 


1) Rosenfeld, UB. 1, S. 101 Nr. 116. 


2) Rosenfeld a. a. O. S. 180 Nr. 197: in vestibulo eiusdem monasterii - 
ecclesiam baptismalem in honore beate Margarete consecravimus et eam libe- 
ram et ad voluntatem abbatis per fratres in omnibus ecclesiasticis procurari 
decrevimus, weist eine Strecke zu — et familiam beati Georii (I) et areas ipsis 
attinentibus spiritalia inibi expetere . . statuimus. Oder a. a. O. S. 257 Nr. 273 
(1170): B. gibt dem Kloster Bosau eine Kirche samt Dos — ut baptismus et 
sepultura secundum disposicionem abbatis a fratribus Buzauiensis ecclesie 
ibidem perpetuo agatur et reliqua, que divina sunt, in ecclesia eadem per- 
ficiantur et ecclesie, que infra terminos parrochie constructe sunt vel con- 
struentur, ad voluntatem abbatis et fratrum disponantur. 


3) Rosenfeld, UB. I, S. 203 Nr. 222 (1154): (Bischof teilt mit) capellam 
in Wluingesrode rogatu fratrum de sancto Georio in Nuemburg, ad quos ipsa 
pertinet, et . . . . dedicavimus hoc iuxta debitum ius confirmantes, ut ista 
capella filia sit ecclesie sancti Laurentii . . neque eam pater ullus teneat, nisi 
qui ecclesiam sancti Laureutii curaverit. 


4) Schmidt, UB. Hochst. Halberstadt I, S. 114 f. Nr. 147 (1120): (Bischof 
für Kloster Kaltenborn). Ecclesias autem sitas in pago Urla, in Lodesleben, 
in Dusne, in Osneze cum omnibus suis attinentiis . . seu alias, quas in futurum 
largitione regum vel pontificum seu principum vel aliorum nobilium seu quorum- 
cunque fidelium donatione Caldenbornensem ecclesiam adipisci contigerit, dum va- 
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werden zumeist aus den Präbendengütern verpflegt, erhalten indes, 
namentlich bei fortschreitender Geldwirtschaft, wenigstens einen 
Teil der Geldeinkünfte, die die nicht dem Konvente angehörigen 
Niederkirchengeistlichen zu bekommen haben. Und meist wird 
da sehr deutlich unterschieden’). Bei Nonnenklöstern wird das 
Gut untergebener Kirchen oft dem Konvente der Hauptkirche zur 
Nutzung überwiesen, der geistliche Dienst aber dem Propst (Vor- 
steher der bei Nonnenklóstern dienenden Kanoniker) übertragen ?), 

Im übrigen war auch in ‘dieser Hinsicht bei diesen Nieder- 
kirchen im tatsächlichen Leben die Lage sehr verschieden und 
überall von Fall zu Fall geordnet, namentlich wieder bei den 
zu anderen Kirchen zugehörigen Gottesháusern. War auch hier 
gelegentlich — wie bei den Kirchen anderer Herren — das Sonder- 
gut geteilt und diente zum kleineren Teile dem Geistlichen, zum 
größeren aber dem Herren (dies ergab sich schon aus der Nach- 
folge der Kirchen in die Rechte von Laien und umgekehrt im 
Hinblicke auf die Herrschaft an Kirchen), so war das doch nicht 
überall der Fall. 

Einen Überblick über die Verhältnisse und eine Einsicht in 
die Funktion der Kirchen in dem Wirtschaftsgetriebe einer geist- 
lichen Gutsherrschaft erhält man also nur, wenn man einzelne 
derartige Güterkomplexe dem ganzen Umfange ihrer Leistungen 
nach betrachtet. Oft war nur ganz allgemein den Vorstehern der 
übergeordneten Anstalten geboten, die untergebenen Kirchen mit 
Rücksicht auf das kirchliche Bedürfnis und ähnl. zu leiten?). 


caverint, prepositus in suos redigat usus et ibidem sacerdotes de suo collegio 
instituat etc. et in ecclesiis, quibus aliter povidendum duxerit propter nimiam 
locorum distantiam, sicut honestius et utilius visum fuerit, quos voluerit, in- 
stituat. — — et de qualibet capella sive parrochia, que . . XV habet iugera 
indecimata, singulis annis ipsi archidiacono duo denarii exhibeantur etc. 

1) Z. B. Sdimidt, UB. Hochst. Halbstadt I, S. 153 Nr. 182 (1136): (Bischof 
für Kloster Gernrode; weiht eine neugegründete Kapelle samt Hospital und 
bestátigt die zugewiesenen Güter, Grundbesitz und eine Pfründe im Kloster). 
Placuit etiam ex his presbitero divinum officium celebranti, si extraneus et 
bone conversationis fuerit, talentum unum cum prebenda et (! f ex) claustro 
ascribi: si autem nostre ecclesie frater fuerit, solum talentum au prebenda 
vero cum reliquo in usus pauperum excedat. Vgl. aber Nr. 187 S. 155 (1137): 
(Aebtissin von Quedlinburg gründet ein Hospital.) — predictos mansos ecclesi 
s. Johannis firma et inconvulsa donatione concessimus . . statuentes, ut quatenus 
ex claustro regularium canonicorum s. Johannis in Halberstat pro arbitrio pre- 
positi boni testimonii presbiter eidem ecclesie presideat, qui omnia que pre- 
taxata sunt, fideliter administret et prudenter dispenset.  —— 

2) Schmidt, a. a. O. S. 177 Nr. 208 (1145): Bestätigt 3 Pfarren der Äb- 
tissin von Heckiingen — in proprietatem et in usum Deo ibidem servientium 
pro supplemento videlicet penurie . . prefatarum ecclesiarum curam preposito 
ipsius loci per omnium successionum posteritatem commendavimus etc. 

3) Z. B. Otto Ill. für Herford Nr. 168 Dipl. II, S. 580 (995): bestätigt 
3 Kirchen mit Zehnten und Zubehör — ut .. abbatissa omnesque in eodem 
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Alles Nähere zu bestimmen, blieb ihrem freien Ermessen anheim- 
gegeben. Daher erfolgen oft auch nur ganz allgemein Über- 
tragungen von Kirchen z. B. an das Tafelgut eines Kapitels, also 
zu dessen Nutzen, ohne nähere Regelung des Verhältnisses !). 

Aber auch dort, wo bei einer Niederkirche ein Sondergut 
für den dort dienenden Geistlichen ausgeschieden war, hatte 
dieses sehr verschiedene Größe und war sehr oft viel größer 
als eine Hufe. Ganz verschieden war daher auch das Maß der 
Abgaben und Leistungen an die übergeordneten geistlichen 
Anstalten. Auch das zeigen die einzelnen Fälle des Lebens. 
Auch unter den Niederkirchen finden sich Fälle, bei denen die 
Stellung der Anstalt und ihres Geistlichen sehr frei und selbständig 
ist, wobei dieser gelegentlich über ein bedeutendes Anstaltsgut ver- 
fügt. Selbstredend finden sich aber auch noch lange, wenigstens 
gegen Ende des 9. Jh. noch häufiger, Fälle von Kirchen mit einer 
Dotalhufe*). Auch der Besitz einer Königshufe ist als Ausstattung 
häufig. Heinrich II. schenkt dem Bistum Passau i. J. 1014 
mehrere Güter zur Gründung von Niederkirchen, u. zw. für jede 
Kirche je eine Königshufe außer dem Grund für den Kirchenbau 
und die Priesterwohnung ?). Die Hufe war also wohl für den 
Geistlichen bestimmt. Mit.den Dotalhufen, allenfalls aber noch 
weiterem Zubehör, erfolgte daher auch der Übertragung der Kirche. 
Zu der Ausstattung des Nonnenklosters Epinal+), die die Metzer 
Bischöfe diesem aus ihrem Gute gewährten, gehörten zahlreiche 
Kirchen. Sie wurden mit ihren Dotalhufen, ihren Servitien und 
Abgaben übertragen 5). | = 

Uber die nicht ftir den Geistlichen zur Nutzung bestimmten 
Güter der untergebenen Kirchen verfügten indes Prälaten (und 
honore sibi succedentes cum predictis ecclesiasticis rebus . . liberam dehinc 
A habeant cum suis ministris ecclesiastico ordine disponere atque 
gubernare .. 

1) Alle Fälle wie Quantin, Cart. de I!’ Yonne I, S. 189 (1068): Bischof 
v. Langres gibt einem seiner Klöster — concessi ad mensam praedictorum 
fratrum ecclesiam . . perpetuo iure possidendam — gegen die Verpflichtung 
einer Jahresmesse. 

3 Z. B. die Urkunde Rudolís bei Poupardin, Bourgogne S. 18 Anm. 3. 

3) Nr. 317 Dipl. III, S. 397: in his locis: in Herezogenburch locum ad 
ecclesiam construendam et ubi presbyter manssionem (!) facere possit et I 
regalem mansum; in Cremasa etc. similiter in singulis locis singulos regales 
mansos et in se ris locum oportunum ad ecclesiam aedificandam et e 
vicino ecclesiae ad edificia presbyteri construenda. 

4) Vgl. oben S. 131. 

9) Dipl. III, 71 Nr. 58a (1003): de locis episcopii antea sibi famulantibus 
hec loca tradidit et in provendam eterno iure concessit: (eine Anzahl Hufen 


an mehreren Oten) cum ecclesiis und allem Zubehór; adiectis etiam his 
ecclesiis cum dotalibus mansis et servitio suo et censu merito inde redeunte: 


Aufzählung. TE 
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Konvente) der tibergeordneten Anstalten frei’). Und das war oft 
neben einem sehr bescheidenen Gute des Geistlichen — nament- 
lich wenn dieser unfrei war — auch bei Niederkirchen eine be- 
deutende Ausstattung?). Sie stellte daher einen erheblichen 
Nutzwert bei Übertragung solcher Kirchen an andere geistliche 
Institute dar). Ausdrücklich zu dem Zwecke, letzteren wirt- 
schaftlich aufzuhelfen, erfolgte ihre Zuwendung. Weil es ihnen 
an Nahrung fehlte, gibt z. B. Erzbischof Wichfrid von Köln den 
Nonnen des Ursulastiftes die Kirche von Keltz mit allen Gütern 
wie er sie bisher zu eigenem Gebrauche (ad suum opus) hatte. 
Sie sollten dadurch dem Mangel abhelfen. Des bei der Kirche 
dienenden Klerikers wird in dieser Urkunde nicht gedacht*). 
Dies ist auch sonst oft der Fall. So bei der Übertragung der 
Kirche zu Setten mit ihren Zehnten an die Abtei Deutz »ad 
supplendam prebendam« durch Erzb. Heribert von Köln i. J. 10155). 
Die Stellung des Geistlichen konnte dabei sehr verschieden ge- 
staltet sein und wird häufig uberhaupt nicht erwähnt. Die innere 
Regelung ward eben dem herrschenden Institute vorbehalten, bei 
der Übertragung indes nur das äußere (Herren-) Recht verbrieft- 

Oft war aber unzweifelhaft der gesamte Grundbesitz einer 
Kirche Herrengut und diente dem übergeordneten Institute, während 
für den Geistlichen auf andere Weise, durch Zehnten oder Renten 
und dgl., gesorgt war. Dem (erzbischöflichen) Severinstifte zu 
Köln schenkten zwei Brüder 958 eine Kirche®). Von dieser 


1) Z. B. Fedor Schneider, Reg. Volaterranum Nr. 50 S. 17 (972): Propst 
yon m UD verleiht Güter pertinente de eccl. et plebe nostra s. Johannis 

aliste etc. 

2) Vgl. z. B. noch Ottos III. Nr. 30 S. 430 (986) für Kioster Brogne: 
dedimus .. ecclesiam cum curte sua que dicitur Metinum (Mettes) ad praedictum 
Broniensem locum, ea videlicet racione ut praedictus abbas Herebertus suique 
omnes successores abbates vel fratres eandem ecclesiam ad communem utili- 
tatem fratrum . . habeant teneant atque iure firmissimo . . possideant, cum 
omnibus suis appendiciis, hoc est cum omni familia utriusque sexus et cum 
omnibus mansis et curtilibus sive culturis ad ipsam ecclesiam pertinentibus, 
molendinum etiam et cumbam et cum omni decimacione tocius parochie et 
elemosinarum adquisicione etc. 

8) Lacomblet, UB. tür d. Gesch. des Niederrheins I, S. 58 f. Nr. 102 
(948): Eb. Wichfried von Kóln an S. Severin — ad sustentandam inopiam 
illorum (Kanoniker) ecclesiam (in Immendorf). Dasselbe gilt natürlich von 
Kirchen laikaler Herren. Für viele Fälle z. B. Bode, UB. der Stadt Goslar |, 
S. 290 Nr. 258 (1166): Vergabung der Cäcllienkapelle durch Laien — ita 
videlicet, ut, quicquid dominii, iuris, possessionis in eadem ecclesia habuit, 
hoc plenarie deinceps ad eundem Rodulfum etc, spectaret. Der sacerdos 
un das altare aus der Hand des Bischofs oder dessen missus. 

Lacomblet, UB. I. S. 50 f. Nr. 91 (931). 

5) Lacomblet Y, S. 91 Nr. 148. i 

6) Zacomblet, UB. I, S. 60 Nr. 104: alodium nostrum in Humuerstul 
scilicet ecclesiam que est in Kaldenkapellen tradimus. — 
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sollte jährlich ein Zins von 50 Scheffeln Hafer an das Stift ab- 
geliefert werden!). Für den bei der Kirche dienenden Priester 
wurden Renten bestimmt?) Alles ist bis ins Einzelne geregelt 
und durch die Ottsverháltnisse bedingt, daher nur aus dem 
Einzelfalle ersichtlich 3). Oft geht die Spezialisierung so weit, 
daß jede einzelne Einnahme einer Kirche nach bestimmtem Ver- 
hältnis zwischen dem Ortsgeistlichen und dem übergeordneten 
Konvent geteilt war. Dies auch dann, wenn bei der Konvents- 
kirche selbst eine Pfarrei eingerichtet war und durch einen be- 
sonderen (außerhalb des Konventes stehenden) Priester ver- 


waltet wurde, ein besonderer Altar seinem Dienste zugewiesen 


war. Die Quellen bieten für alles Gesagte eine reiche Fülle von 
Beispielen‘). Namentlich gegen Ausgang des 11. Jh. und im 


1) unde per singulos annos censum videlicet quinquaginta modios 
auene dari constituimus. ' 

2) Placuit etiam nobis ut de aliis nostris rebus XXX solidos et in 
Velegen unum solidum, in Frilencheshusen unam domum que persoluit XVI 
denarios et duas domos que persoluunt XVI denarios, in Branbechen quatuor 
solidos et VI denarios, in Zuzzena XVI denarios ad utilitatem prefato ecclesig 
conferremus, cum quibus eiusdem ecclesiae sacerdos suam posset sustentare 
inopiam . . 

i 3) Eine eingehende Darstellung der Niederkirchenverhältnisse an sich, 
die natürlich aus dem Rahmen dieser anderen Zwecken dienenden Untersuchung 
herausfällt, wird andernorts gegeben. Ä 

4) Hier sei nur ein Fall einer weitgehenden en der Einkünfte 
beispielsweise angeführt; Lacomblet, UB. I, S. 2391. Nr. 351 (1144): Bei der 
Kirche Millen, untergeben der Abtei Siegburg, aber in der Diözese Lüttich 
gelegen, wird eine Propstei eingerichtet mit einem Mönchskonvent. Die Ein- 
künfte desselben werden von denen des dort dienenden Pfarrers getrennt. 
Quapropter .. primo diaria presbiteri qui recturus est parrochiam a rebus 
monachorum secernere . . uolumus . . Altare . . in medio ecclesia . . beati 
Nikolai . . ad clericum pertinebit, ubi si unus oblatus tuerit nummus, clerici 
erit, siquidem amplius in nummis, argento vel auro, equa inter fratres et cle- 
ricum erit diuisio. Quicquid aliud ibi fuerit oblatum, dug partes fratrum, tercia 
clerici erit, nisi forte is qui obtulerit quid cuius esse debeat ipse determinet. 
Tunc eius diuisio rata permaneat. Item infirmis quis de rebus suis donationes 
faciens, quicquid illud erit, inter fratres et clericum diuidi statuerit diuidatur; 
si nihil discreverit, dug partas fratrum, una presbiteri erit. Ad maius altare... 
in honore beatorum martyrum Gengulfi et Quirini consecratum . . quicquid 
nummorum ad manum uenerit, preter unum denarium qui fratrum erit, equa- 
liter inter monachos et clericum partietur, uerum quicquid aliud quolibet modo 
fuerit oblatum, omnium omnino rerum, monachorum ex integro erit. Et ut 
clerico abundent unde episcopo chorepiscopo et decano canonice decreta 
persoluat, exceptis his qug superius commemorauimus, sui erunt panes, qui 
de singulis domibus in natale domini et in pascha ad ecclesiam rite deferuntur 
et que post puerperium mulieres offerunt, dum in ecclesiam introducuntur. 
De Emundrode penduntur annue novem solidi Coloniensis monete, horum 
medietas clerico proueniet, uidelicet quatuor solidi et sex denarii . . De Brugele 
quinque solidi et sex denarii Leodiensis monete, horum duo solidi et nouem 
denarii clerico dabuntur. De Were XXX nummos accipiet et insuper medietatem 
omnium capitalium censuum quotannis in cotidiana stipendia sumet. Rebus ac 
ce on us monachorum . . quietem confirmamus et pacem . . Apud 

illene nouem bonuaria — folgt genaue Aufzählung des Grundbesitzes und 
seiner wichtigsten Erträge. 
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12., wo auch sonst die Radizierungen der Einzelleistungen auf 
bestimmte Güter immer häufiger werden. Ä 

Oft ist lediglich eine bestimmte Quote, häufig ein Drittel, 
aus dem Gesamtertrage einer Kirche dem dort dienenden Geist- 
lichen, der Rest dem übergeordneten Kloster oder Stift zugewiesen. 
Ein Ministerial des Hochstifts Halberstadt gibt i. J. 1184 Güter, 
die er vorher von Bischof zu Lehen trug, dem Domkapitel (durch 
den Bischof), darunter eine Kapelle mit 6 Hufen, die zusammen 
jährlich 3 Talente abwarfen, und einigen Zehnten und anderen 
Gütern (Haus, Mühle, Wiese), mit der Weisung, daß der bei der 
Kapelle dienende Priester ein Talent zu bekommen, das übrige 
aber die Kapitulare zu erhalten hätten‘). Auch der Fall findet 
sich, daß kleinere Gotteshäuser, namentlich schwach dotierte, mit 
ihrer Ausstattung anderen Kirchen vollkommen einverleibt werden 
und gar keinen eigenen Geistlichen erhalten ?). 

Es kam übrigens auch sonst vor, daß bei Niederkirchen 
gar kein ständiges Dienstgut oder Einkommen ausgesetzt war, 
daß vielmehr der ganze Besitz dem — geistlichen oder welt- 
lichen — Herren diente. Erschien er doch in erster Linie als. 
ertragfähige Wirtschaft. Für den allfälligen Geistlichen, namentlich 
wenn er — im 11.Jh. sehr häufig — unfrei war, wurde dann fallweise 
gesorgt — nach íreiestem Ermessen des Herrn. Erhielt er für 
den persönlichen Gebrauch ein Benefizium, so ist dies eben 
damals noch nicht ein stándig eingerichtetes geistliches Amtsgut ?). 

Es kam auch vor, daß die zu einer Niederkirche gehörige 
Ausstattung von der übergeordneten Konventualkirche aus be- 
wirtschaftet wurde und dem Geistlichen eine feste Rente aus- 
gesetzt wurde‘). 

1) Schmidt, UB. des Hochstifts Halberstadt I, S. 271 Nr. 303: capellam. . 
in Wiboge cum VI mansis ad eam pertinentibus, singulis annis tria talenta 
solventibus etc. ea videlicet condicione, ut sacerdos eidem capelle deserviens 
unum talentum accipiat, reliqua vero ad oblationes fratrum pertineant . . 
(Anniversarstiftung). Vgl. Nr. 309 S. 272 f. 

2) UB. des Klosters Ilsenburg S. 25 (1163): Einverleibung der zu gering 
dotierten Kapelle S. Veit (samt ihrer Seelsorge) in die Burchardikirche. 

3) »Entstehung des geistl. Benefiziums«, vielenorts. — Zur Sache z. B. 
Lacomblet, UB. I, S. 121 (1054). 

4) Ein besonders deutlicher Fall Schmidt, UB. des Hochst. Halberstadt I, 
S. 305 Nr. 339 (1193): Uebertragung der Kirche zu Wilsleben an das Kloster 
Hagenrode — at sustentationem fratrum — ut, vacante ecclesia de Wellesleve, 
prepositus de Hagenenrode sacerdotem eligat eumque archidiacono offerat, 
qui de manu archidiaconi, quod sui iuris est concedere, suscipiet. Mansos 
autem ecclesie, qui sunt quatuor, prepositus coli faciet et pro eis statutum 
censum, hoc est XXXII solidos, sacerdoti solvet. Pro ampliori autem utilitate, 
quam sacerdos, si ipse agros coli faceret, forte perciperet, prepositus ei VIII, 


solidos addet: et sic sacerdos a preposito XL solidos annuatim accipiet. Vgl. 
S. 329 f. Nr. 366 (1195). 
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Oft hatten aber umgekehrt die untergebenen Kirchen einen 
festen Zins (pensio oder ähnl.) an die übergeordnete Anstalt zu 
leisten. Namentlich in den wirtschaftlich fortgeschritteneren Ge- 
bieten 1). Die Bewirtschaftung des ganzen Niederkirchengutes lag 
dabei in den Händen des Geistlichen. 

Auch eine noch weitergehende Selbständigkeit findet sich. 
Wie dies bei Konventualkirchen vorkam, so zeigt sich auch bei 
niederen Gotteshäusern die Abhängigkeit von geistlichen Anstalten 
nur in der Stellenbesetzung und gar nicht auf wirtschaftlichem 
Gebiet ?). 

Das umíangreiche Niederkirchengut dient also hier und in 
zahlreichen ähnlichen Fällen nur dem dort angestellten Priester, 
allenfalls bis auf einen kleinen Anerkennungszins. Auch bloße 
Schutzverhältnisse an Niederkirchen ‚gibt es, sogar schon am 
Ausgang der Karolingerzeit. 

Berengar I. gründet 9153) in einem seiner Höfe zu Verona 
eine Kirche‘) und stattet sie mit genau aufgezählten Gütern aus 5). 
Kein künftiger König darf diese Dotation schmälern 9), sondern 
sie gehört für immer zur Kirche in der Weise, daß der angestellte 
Geistliche die Nutznießung daran habe und dafür alljährlich zu 
Weihnachten zwei Wachskerzen als Zins an das Bistum ent- 


1) In dem oben (S.100 Anm.3) erwähnten Prozeß zwischen Rom und 
Farfa über 2 Kirchen wird die ent geradezu durch diese Zinsurkunden 
bewiesen. Otto III. Nr. 278 S. 701 (998): »Ego quero Hugonem abbatem de 
duabus ecclesiis cum casis et cellis suis et criptis pertinentibus ad ecclesiam 
beati Eustachii, unde ab anterioribus nostrorum presbiterorum carta tertii 
generis facta est anterioribus istius abbatis in tribus personis ad pensionem 
reddendam« etc. 

2) Z. B. Schmidt, UB. Hochst. Halberstadt I, S. 109 f. Nr. 143 (1118) 
Bischof wird von der Priorissin zu Stederburg gebeten, daf er in Linden 
— ecclesiam fieri in tundo eiusdem Stederburgensis ecclesie concederemus 
— und willfahrt der Bitte. Dotata vero est eadem ecclesia manso uno in 
eadem villa et altero in pago . . Remnigge etc., quatinus tam hec predia quam 
et omnia, que in futurum eadem ecclesia quibuscumque iustis modis adipisci 
posset, Deo ibi serviturum sustentarent. Kein Seelsorger — nisi quem 
predicta priorissa de Stederburch ad explendum divinum officium canonice 
ibi collocaverit etc. Gibt gewisse Pfarrechte. 

3) ep Nr. 97 Sciiaparelli S. 254 ff. 

4) Gibt bekannt — nos in corte nostra in urbe Veronensi iuxta flumen 
Athesim ecclesiam construxisse. 

5) res quasdam regni nostri pertinentes de comitatu Veronense, massa- 
ritiam unam in fundo F. — —, que regitur per D. liberum hominem et terram 
cum vineis in — — A. et massariciam unam in vico P., insuper et terram, 
que pertinet de comitatu Vincentino in eodem loco P. (also in einem Dort 
zwei Grafschaften begütert!) et regitur per St. liberum hominem, eidem et 
devenire pro dotes (!), scilicet secundum canonicum institutionem conferentes 
statuimus et firmiter habendum eandem censemus ecclesiam. 

ut nullo umquam in tempore aut regalis potestas easdem res an 
predicta valeat subtrahere ecclesia, sed in perpetua stabilitate eas possideat 
et vindicet. Ä 
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richte!). Es wird also hier eine untergebene Kirche in den 
Schutz (nicht als Nutzungsobjekt) einem Hochstift unterstellt, 
gegen eine kleine Abgabe. Es wird gleichsam eine Art Wachs- 
zinsigkeit des untergebenen Gotteshauses begründet. Stehen 
wir aber hier im Anfang des 10. Jh., so findet sich derartig 
großer Besitz auch später noch als Zubehör bloßer Niederkirchen 
mit nur einem Geistlichen und für dessen Nuzung bestimmt. 
Doch sind insbesondere in Italien die mit großem Besitz häufig 
erwähnten plebes?), meist nicht einfache Pfarrkirchen, sondern 
Kollegiatstifter. Auch mit den capellae trifft dies gelegentlich 
zu, insbesondere auch in Deutschland (Pfalzkapellen und dgl.). 
Doch finden sich auch viele capellae als Niederkirchen mit einem 
Geistlichen und trotzdem nicht unbeträchtlicher Ausstattung, deren 
Nutzung oft nur dem Geistlichen selbst zufällt 3). 


Außerordentlich manigfach waren auch die Leistungen der 
Niederkirchen an ihre geistlichen Vorgesetzten, vor allem an den 
Bischof. Auch sie wurden von Fall zu Fall festgelegt und eben- 
so erfolgte eine Regelung, ob der Niederkirchengeistliche oder 
das (temporell) übergeordnete Institut die Last zu tragen habe. 
Oft erfolgt auch eine volle Exemtion eines Klosters mit allen 
untergebenen Kirchen von der bischöflichen Gewalt. Die vor- 
behaltenen bischöflichen Funktionen konnten dabei von einem 
beliebigen Bischofe erbeten werden‘). Auch vollkommene Lösung 
des Pertinenzverhältnisses von Niederkirchen gegen übergeordnete 


1) eo vid. ordine, ut presbiter, qui pro tempore in eadem ecclesia 
fuerit ordinatus ac ad militandum constitutus, ipsas res usufructuario nomine 
ad victitamdum habeat et teneat, coad vixerit, et in nativitate domini . . in 
ecclesiam . . virginis Marig in episcopio duos cereos pro censu presbyter 
annualiter otferat. 


2) Ein Beispiel einer genauen Aufzählung des Besitzes einer zum Bistum 
Teramo gehörigen plebs (qui est plebe di sancto episcopio) bei Savini, Cart. 
della Chiesa Teramana Nr. 21 S. 46 f. (1056 ?). 


3) Schmidt, UB. Hochst. Halberstadt I, S. 332 Nr. 370 (1196): Bischof 
für die Kapelle in Stekelnburg — cuius et antiquo ad nos et ad nostros 
successores venerabiles Halb. episcopos altaris donatio specialiter pertinet etc. 
et ad petitiones nostri cappellani Johannis, sacerdotis ibidem manentis, bona 
dicte capelle inscribi iussimus . . hec sunt bona: quatuor mansi indecimales 
(zehentfrei) . . totalis etiam fundus, in quo castrum Stekelenborch quondam 
constructum fuerat, et due piscine adiacentes etc. Alles dies dos est capelle .. 
Niemand darf die Güter ‘entziehen. 


4) Otto III. Nr. 237 Dipl. II, S. 654 (997) für Nonantola: ut, sicut a 
presulibus sancte Romane ecclesie nostrisque ‘predecessoribus imperatoribus 
per privilegia et precepta antiquitus est institutum, hac nostre corroborationis 
pagina predicte abbatie monachos presbiteros clericos ecclesias nullus archiepi- 
Scopus aut episcopus suo regimine dominioque subicere presumat seu alicuius 
consecrationis causas peragere, nisi quoscumque predictus abbas suique 
successores sponte rogaverint etc. 
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geistliche Institute, nicht bloß Aufhebung geistlicher Filiations- 
verhältnisse, findet sich, namentlich seit dem 12. Jh.'). 


Seit dem 10. Jh. hauptsächlich?) unterschied man übrigens 
bekanntlich bei Niederkirchen oft ecclesia und altare), werden 
übrigens auch bei höheren Kirchen die einzelnen Altäre zu 
Mittelpunkte besonderer Vermögenschaften, die den dort dienenden 
Priestern zur Sondernutzung übertragen waren‘). Die Altargtiter 
bei den Niederkirchen dienten für die geistlichen Bedürfnisse, 
Instandhaltung der Kirche, Verrichtung des Gottesdienstes (Be- 
schaffung des Opferweines u. dgl... Doch ist dieser Sprach- 
gebrauch keineswegs allgemein. Kirchen wurden daher mit und 
ohne Altäre an geistliche Genossenschaften übertragen. Erstere 
Form bedeutet häufig die Befreiung von den bischöflichen Lasten; 
namentlich von den Abgaben bei der Stellenbesetzung. Seit 
dem 11. Jh. werden indes »altaria« einfach kleinere Kirchen), 
die der Herr dieser Anstalten, auch ein geistliches Institut, be- 


1) Schmidt, UB. Hochst. Halberst. I, S. 190 Nr. 221 (1148): ecclesiam in 
Elwardestorp ecclesie b. Pauli in Sehuse pentinentem ex petitione . . eiusdem 
loci advocati cum assensu archidiaconi Hildeberti et Bernhardi sacerdotis et 
omnium populorum illic commorantium ab omni debito prefate ecclesie liberam 
lecimus, hoc scilicet pacto, ut pro recompensatione subtracti debiti iuris 
dimidius mansus eidem ecclesie conferatur. Lediglich geistliche Verselb- 
ständigung z. B. Philippi, Osnabr. UB. I, S. 310 Nr. 390 (1187): Mehrere 
Ortschaften erhalten eine eigene Pfarre und werden von der Pfarre. Damme 
gelöst — ut quotiescunque novus sacerdos in praefata ecclesia sit instituendus, 
ille a praedictis hominibus (Bauern) consensu pastoris matricis ecclesie electus 
et eidem pastori praesentatus ab ipso investiatur. 


2) Alte derartige Berichte sind Fälschungen ; z. B. Pardessus Il, 128 f. 
Nr. 346 (zu 662). 
3) Heinr. II. für Neumünster, bestätigt die Ausstattung Nr. 104 Dipl. III, 
S. 129 (1005): Bischof von Metz hatte gegeben u. a.' — integrum mansum, . 
uod antea dotalicium altaris fuit sancti Therencii . . Andere Güter — sancto 
herentio ex beneficiis redempta contulit (zurückgenommene Lehen). _ 


Z. B. Heinr. III. für das Stift Trediano zu Lucca Nr. 176 Dipl. V, 
S. 218 f. (1046): ad altare in honorem sancte Marie etc. constructum duos 
mansos ... in proprium tradidimus cum omni utilitate . . ea videlicet ratione ut 
fratres huius monasterii (also nicht der Vorsteher) in honore sancti Tiidiani 
constructi habeant potestatem eligendi inter se virum probabilem, religiosum 
quidem presbyterum, qui hos mansos suscipiat et ad usum sui privatim 
obtineat, eo tenore ut per singulos dies . . missam celebret . . ad predictum 
altare, et idem presbiter inibi omni nocte lumen subministret. Auch hier 
zeigt sich also die fortschreitende wirtschaítliche Spezialisierung. "Vgl. Gallia 
Christ. XV b 8 Nr. 7 (1010). Vgl. auch Codex Langobardicus 1089 = Lupus, 
Cod. Dipl. Berg. II, 247 (1089) für die Kanoniker von S. Alessandro bei 
Bergamo. 
5) Heinr III. 1040 tür das bischöfl. Kloster St Paul bei Verdun Dipl V, 
S. 71 Nr. 54: bestätigt die zur Entschädigung für eine entzogene Kirche 
(quandam ecclesiam subiectam) des Klosters, die in eine Ordensniederlassung 
verwandelt wurde, durch den Bischof gegebenen Besitzungen, námlich 12 Hufen 
in zwei Orten et duo altaria cum terris et utilitatibus ad ea pertinentibus . . 
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setzen durfte"), genannt?) Teilweise vielleicht nach dauernder 
Abtrennung: der nicht zum Altar gehörigen Güter. Altäre wurden 
an Konvente cum oder sine persona vergabt, je nachdem ob ein 
eigener Geistlicher dabei verblieb oder die Kirche nach Art 
späterer Einverleibungen in den Konvent einbezogen und von 
da aus geistlich verwaltet wurde*). Auch Befreiungen von 
den bischóflichen Abgaben kamen dabei vor, namentlich von 
jener bei der Stellenbesetzung (venditio) ‘). 

Neben den Nutzungsrechten mannigfacher Art war aber das 
praktisch wohl wichtigste Herrenrecht, das der Herr einer Kirche . 
übte, das Besetzungsrecht der geistlichen Stellen. Wenigstens 
in vielen Diözesen stand dies sowohl geistlichen wie weltlichen 
Kirchherren ganz allgemein zu). Es war mehr als ein blofes 
Vorschlagsrecht, bedurfte indes der Mitwirkung des Bischofs oder 
Erzdiakons®). In manchen Fällen erwarben indes die Kirchherren 
erst spät dieses Recht”). Sie hatten wohl auch das Recht der 
Zwischenverwaltung und Nutzung im Erledigungsfalle. Das 
Recht am Mobiliarnachlaß der Geistlichen war dagegen vielfach 
bischöflich. 

Neben Niederkirchen mit Einzelgeistlichen kommen dann 
auch noch andere Kirchenämter in Betracht mit nur einer Person, 
Archidiakonate mit gewissen Einkünften und Gütern ausgestattet, 
und mit zunehmender Spezialisierung der Einzelämter in den 
höheren Kirchen auch diese Stellungen. Auch sie konnten mit 


1) A. a. O. Vgl. oben S. 123 Anm. 1. 

2) Cart. Paris. I, S. 321 Nr. 13 (1011): Bischof von Meaux gibt dem 
Pariser Domkapitel — duo altaria . . in perpetuum habenda in nostro epi- 
scopatu .. (mit Zustimmung des Erzdiakons) — ita ut circada et synodus 
jure debito persolvatur. Aehnlich Gallia Christ. VII b 41. Nr. 49 (1098): B. 
von Paris für das St. Martinskloster. Oder Cart. Paris. I, S. 337 Nr. 31 (c. 1030). 

3) Vgl. Entstehung des geistl. Benefiziums S. 441. Ferner hierzu auch 
Wirtemberg. UB. II, S. 131 (1160). 

4) Gallia Christ. XIII b 469 Nr. 23 (1054): B. v. Toul für S. Mansuet 
— interdicimus nullum successorum nostrorum amodo ecclesias sive data 
altaria praefata loco vendere etc. l 

5) Für Köln erwähnt diesen Rechtszustand z. B. Erzb. Piligrim in einer 
Urkunde a. d. J. 1032 Lacomblet I, S. 104 Nr. 167: schenkt der Abtei Deutz 
ecclesiam Unna dictam nec non ecclesiam Heringhe (Herringen) reliquasque 
in Saxonig partibus, illas videlicet quarum census dinoscitur habere, eo pacto 
atque ratione, ut moriente clerico, qui ei tunc prouisor fuerit constitutus, liberam 
habeat potestatem, sicut ceteri abbates ac prepositi, clerici atque laici, nostre 
ditioni subiecti ipsas ecclesias cum omnibus appendiciis ordinandi et quibus- 
cunque uoluerit tradendi atque commendandi. — Eine ecclesia non censualis, 
die Erzb. Hermann II. dem Severinsstifte zuweist (ad sustendandam fratrum 
inopiam), die aber doch eine Abgabe von einem halben Pfund zahlt 
Lacomblet I, S. 111 Nr. 179 (1043). 

2) Z. B. oben S. 166 Anm. 4. 

7) Oben S. 123 Anm. 2. 
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ihrem Zubehór weitervergabt und mit anderen kirchlichen An- 
stalten oder Ämtern dauernd verbunden, in sie einverleibt werden !). 
Es zeigen sich dann ähnliche Verhältnisse wie bei dem Nieder- 
kirchen oder es treten auch Verbindungen mit solchen ein?). 

Es wird nun unsere weitere Aufgabe sein zu bestimmen, 
wie aus allen diesen vielgestaltigen Bildungen die späteren 
Inkorporationen entstanden sind, in welche Beziehung sie zu 
ihnen zu setzen sind. Jedenfalls steht fest, daß die Niederkirchen- 
verhältnisse dieser älteren Zeit nicht als einheitlich geformt an- 
genommen werden dürfen und daß Zuweisung von Kirchen 
mit all ihrem Besitz an andere Kirchen im Einzelnen einen 
äußerst verschiedene Bedeutung, die Abhängigkeitsverhältnisse 
einen wechselvollen Inhalt aufweisen konnten. 


$ 9. Hochkirchen. 


Wie nach abwärts durch die Niederkirchen, so empfängt das 
Bild der nichthierarchischen Abhängigkeitsverhältnisse unterKirchen- 
anstalten seine volle Rundung erst dadurch, daß man auch jene 
Verhältnisse mit berücksichtigt, die sich aus der Einbeziehung 
selbst von Bistümern in den Kreis der Pertinenzkirchen ergaben. 

Schon in karolingischer Zeit begegnen Versuche, hauptsäch- 
lich italienischer u. zw. vorwiegend außerhalb des germanischen 
Herrschaftsbereichs liegender, Kirchen — in erster Reihe steht 
Ravenna®) — dahingehend, die geistliche Abhängigkeit von 
Bistümern gegen Metropolitankirchen auch in eine temporelle, 
güterrechtliche zu verwandeln, bzw. die letztere zur ersteren 
hinzuzufügen. Tatsächlich waren ja gerade seit karolingischer 
Zeit beide Bereiche nicht mehr vollkommen getrennt, gingen 
vielmehr immer stärker ineinander über. Dies lehrten schon die 
früheren Ausführungen *). 

Von gróferer Bedeutung sind diese Bestrebungen damals 
zwar noch nicht geworden; dennoch stellen sie bereits vorlaufende 

1) Ein Beispiel für viele UB. v. Stótterlingerburg S. 5 (1184): dauernde 
Vereinigung des Archidiakonates Kalme mit der Propstei zu Stött. 

2) UB. Hochst. Halb. I, S. 162 Nr. 191 (1138): (Bischof f. d. Propst von 
St. Johann) — concedentes ei suisque successoribus, ut tantum ad nos 
nostrosque successores respectum habeant, ita quod omnia, que prepositure 
et ecclesig annexa sunt, archidiaconatum in Gerdekertorp, archidiaconatum 
in Watenstide cum ecclesia, curam in civitate, curam in Dietforde cum oratorio 
eiusdem ville, de manu nostra nostrorumque successorum in receptione 
prepositure pariter recipiant et cuicumque fratrum suorum voluerit, has curas. 


committant, qui eas vice sua procuret et cum populo archidiaconi sinodum 


frequentet. 
3) Kehr, Reg. Pontif. Ital. pontif. V, S. 9 Nr. 36 (861). 
4) Vgl. auch Stengel, Immunität I, bes. S. 565 ff. 
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Gestaltungen späterer Ereignisse dar. Eigentliche Pertinenz- 
verhältnisse von Bischofskirchen gegenüber anderen Bischofs- 
kirchen gibt es aber in der Karolingerzeit noch nicht. Die 
scheinbaren Gegenargumente in den Quellen beruhen auf Inter- 
polation und Fálschung!). Aber auch diese Pertinenzverhältnisse 
beruhen später auf privatrechtlicher Übertragung der seit Aus- 
gang der Karolingerzeit mediatisierten Hochkirchen?). Sie passen 
also dann wieder ganz in den Rahmen der hinsichtlich der 
übrigen Pertinenzverhältnisse für jene Zeit nachgewiesenen An- 
schauungen. Hiezu treten dann, gleichfalls damit in Einklang, 
Neugründungen und Ausstattungen von Bischofskirchen durch 
andere Bistümer, denen jene dann temporell unterworfen bleiben. 

Wie die Ansätze so begegnen auch die Vollausprägungen 
temporeller Herrschaftsverhältnisse von Bischofskirchen gegenüber 
anderen Bistümern zuerst in den romanischen Landesteilen, 
namentlich Italiens, aber auch Spaniens und der umliegenden 
Inseln (Balearen usw.). | 

Aquileja hatte im 10. Jh. zuerst nur das Bistum Concordia 
in seinem Besitz?), erwirbt aber noch im 10. Jh. fünf weitere 
Hochkirchen, die am Ausgang desselben nebst drei Abteien 
bereits als sein rechtmäßiger, fester Besitz erscheinen), und deren 
Erwerbung bereits auf Karl den Großen (fälschlich) zurückgeführt 
wird5). In den Besitzbestätigungen für Grado®) ist im 10. Jh. 
auch bereits der untergebenen Bistümer des Patriarchats gedacht. 
Doch erscheinen diese hier noch mehr als beigeordnete Größen, 
selbst als Träger von Herrschaftsrechten über niedrigere geistliche 
Institute als in der Stellung von Pertinenzen des Patriarchats’). 

1) So sind im Privileg Karls d. Gr. für Grado Nr. 200 S. 269 (803; 
Mühlb., Reg.? Nr. 400) gerade die Worte der Besitzbestätigung: tam episcopia 


dum et synodochia vel ecclesias baptismales — interpoliert. Vgl. Ficer, 
eichsfürstenst. I, S. 309. Vgl. auch unten Anm. 5. 

2) »Bischofsgut« III, 1. l ‘ 

. 9) Otto I. Nr. 413 u. darnach Otto III. Nr. 65 S. 472 (990). Die Patriarchen 
sollen darüber wie über die anderen Besitzungen ihrer Kirche verfügen — 
habeant teneant firmiterque possideant omnia predicta ad ipsius ecclesie 
utilitatem seu necessitatem etc. Verleiht dafür auch Immunität. 

4) Otto III. Nr. 215 S. 626 f. (996): bestätigt dem Patriarchen und seiner 
Kirche — episcopatus sex, unum videlicet Concordiensem, alium Utinensem, 
tertium illum qui apud Civitatem novam Histriae constitutus esse noscitur, 
quartum vero Ruginensem, quintum Petenensem, sextum Tarsaticensem. 

5) sex episcopatus quos pie recordationis Carolus imperator augustus 
ei per suum concessit preceptum . . 

6) Bes. Otto IL. für den Patriarchen Vitalis Nr. 71 Dipl. Il, S. 84 ff. 
(974): verleiht Immunität, Inquisitionsrecht usw. | 

7) Bes. S. 86: de rebus patriarchatus sui et episcoporum suorum .. 
confirmationis nostro preceptum fieri iuberemus . . ut proprias res . . absque 
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Auch Ravenna hatte im 10. Jh. bereits eine Anzahl von Bistümern 
in seinen Besitz, die wie Klöster und sonstige Pertinenzkirchen 
und andere Güter in den Bestätigungsurkunden genannt werden *). 

Später sind dann andere Kirchen nachgefolgt. Und die 
Entstehung der Pertinenzverhältnisse an Bistümern läßt sich seit 
dem 10., hauptsächlich aber seit dem 11. Jh., in den Einzelfällen 
genau verfolgen?). Er entsteht zunächst durch Übertragung von 
bisherigen (kleineren) Reichskirchen an andere (größere) Reichs- 
kirchen, wobei unter ersteren sowohl Bistümer als Abteien in 
Frage kommen. Diese Mediatisierungen erfolgen von reichswegen, 
aber oft unter den heftigsten Widerstánden?) der übertragenen 
Kirchen und erscheinen nicht als geordnete Rechtsausübung, 
sondern mehr als Gewaltakt und Rechtsbruch. Sie erklären sich 
— wie die Übertragungen von Reichsabteien af Bistümer — aus 
den wirtschaftlichen Notwendigkeiten der Zeit. 

Wie andere Reichskirchen ließen sich auch Bistümer ihre 
Reichsunmittelbar durch Privilegien sichern. Derartiges geschah 
auch noch später, unter den Hohenstaufen namentlich. Vor 
allem erwirbt eine Anzahl burgundischer Kirchen solche Un- 
veräußerlichkeitsrechte ihres gesamten Besitzes, mit Einschluß der 
Regalien, so Viviers ), Die’) usw. Ä 


cuisquam contrarietate seu refragatione retinere quivissent etc. S.87: Kein 
öffentlicher Funktionär — in monasteria seu loca vel in villas ac predia vel 
possessiones predictg sancto matris ecclesig Gradensis ac episcoporum suorum 
seu in ecclesias baptismales . quae . . possideat vel quae deinceps in iure 
ipsius sancti loci ac episcoporum suorum quolibet more voluerit divina 
pletas augere etc. ad causas iudiciali more audiendas etc. presumat. 


1) Vgl. bes. Otto III. Nr. 330 S. 758 f. (999): corroboramus omnes illo 
pertinentes episcopatus monasteria ecclesias civitates et castella et omnes 
res . . videlicet comitatum Feretunum cum episcopatu suo ei cum monasterio 
sancti Salvatoris . . comitatum Ficloclensem cum ripa et episcopatu suo, 
episcopatum Regiensem cum dono et consecratione, sicut nos ipsi gcclesig 
per preceptum nostrum (verschollen) in perpetuum confirmavimus et tradidimus 
etc. (weitere Grafschaften, Klöster usw.). Vgl. desselben Nr. 341 S. 770 ff. (999). 

2) Z. B. »Entstehung des geistl. Benefiziums« S. 402. Im allg. vgl. 
Fiker, Reichsfürstenst. I, bes. S. 308 ff. 

3) Teilweise hatten diese Erfolg. Die Mediatisierung wurde vereinzelt 
wieder aufgehoben, die Reichsunmittelbarkeit (wenigstens vorübergehend) 
wieder hergestellt; z. B. Fiker 310 u. 312 ff. (über Belluno und Lodi). 

4). Vgl. die in dieser Hinsicht gleichlautenden Urk. Friedrichs I. v. 
1177 und Friedrichs II. v. 1214 (Gallia Christ. XVI b Nr. 9 und Nr. 17, Sp. 225 
und 237): praefatam ecclesiam Soli imperio pertinere cognoscentes — be- 
stätigt alle Besitzungen und Regalien — scilicet monetam pedaticum, utram- 
que stratam, telluris videlicet et Rhodani, et quaécumque alia regalia ad 
eandem pertinent ecclesiam, salva tamen imperiali iustitia. Praeterea statt- 
imus, ut praefata civitas et ecclesia, de liberalitate camerae nostrae decorata, 
nullo umquam tempore aliquem, excepto suo pontifice, dominum habeat et 
possessorem, praeter Romanorum regem vel imperatorem . . 

5) Friedrich I. 1178 (a. a. O. Nr. 5 Sp. 188): bestätigt alle Regalien 
und Besitzungen. De his itaque omnibus te imperiali sceptro et ecclesiam 
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Neben den bloßen — mehr oder minder weitgehenden 
— Unterwerfungsverhältnissen von Bischofskirchen unter andere 
Bistümer gibt es auch damals schon vollständige Einverleibungen 
oder vielmehr Zusammenlegungen. Das Bistum Alba war im 
10. Jh. fast vernichtet). Es wurde wegen Entvölkerung seines 
Gebietes auf einer Synode 969 dem benachbarten Asti mit allen 
Gütern einverleibt?), eine Maßregel, die Kaiser Otto J. bestätigt 
Die geistlichen Oberen (Papst und Erzbischof) verfügen die 
spirituelle, der Kaiser die temporelle Vereinigung’). Otto IL 
bestätigt später diese Maßregel mit einigen Erweiterungen hin- 
sichtlich der Verfügungsgewalt und Besitzessicherheit des Bischofs 
von Asti hinsichtlich der Bischofsgüter von Alba‘). 

Abgesehen jedoch von Vereinigungen so weitgehender Art, 
entsteht für uns die Frage nach der näheren Ausgestaltung des 
Unterwerfungsverhältnisses von Bistümern gegenüber anderen 
Hochkirchen in den übrigen Fällen, in denen Bistümer zwar in 
einem Pertinenzverhältnisse aber doch immerhin als selbständige 
Größen fortbestehen. Im allgemeinen läßt sich da eine günstige 
Lage der untergebenen Bistümer beobachten. 

Hauptsächlich zeigt sich die Abhängigkeit in dem Übergang 
des Rechtes auf Einsetzung, bzw. später auf Regalienbelehnung 
des Subalternbischofs an den geistlichen Temporalherren*). Ferner 
in dem gleichen Übergang der bisherigen Reichsservitien an den 
neuen Herren®). Oft wird jedoch nur des ersteren Rechtes 


tuam per omnesque tuos sucressores, sicut mos est, investimus etc. Be- 
a i Sa eichsunmittelbarkeit. Aehnlich Friedrich II. 1238 (a. a. O. 
r. p. i 


. Vgl über die Ursachen mein »Bischofsgut« [lI und »Kirchengutsver- 
AuDerungen«. 


2) Cipolla, Rozone vecovo di Asti S. 33. 


3) Nr. 380a Dipl. II, S. 8801. (969): Hac igitur auctoritate roborati (dic 
alten canones, die gestatten, Bistümer in unum redigi, die ihre Würde einzeln 
nicht aufrechterhalten können) Albiensem sedem, quam .. domnus papa 
Johannes ob raritatem plebis viciniori Astensi scilicet ecclesiae, ad regendum 
supposuit nec non et Uualpertus archiepiscopus sancte Mediolanensis ecclesiae, ex 
cuius consecratione dioceseos utraque pertinere videtur, presenti hac imperiali 
nostra pagina subponimus . . quatinus post huius . . episcopi obitum pre- 
fata Albiensis ecclesia cum omnibus rebus ad se pertinentibus, plebibus vi- 
delicet abbaciis curtibus capellis oraculis etc. Astensi supponatur ecclesiae 
sitque utrisque . . unum ovile et unus pastor. 


4) Nr. 280c Dipl. II, S. 885f. (982). 


5) Vgl. z. B. Ughelli, It. sacra V, 151 (1160): (K. Barbarossa überträgt 
Belluno an Aglei) ut quicumque de caetero in Bellunensi episcopatu sub- 
stitui ac praesidere debet, a venerabili patriarcha Aquileiae P. eiusque suc- 
cessoribus investituram episcopatus recipiat et de omni iure regalium nos- 
trorum ei vel successoribus respondeat. 


6) Stumpf, Acta Nr. 75 S. 781. (Stumpf, Reg. Nr. 2838). 
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Erwähnung getan, so im Falle Aquileja!. Es war jedenfalls 
das wichtigste, zeigt sich auch bei den späteren Mediat- 
bistümern (z. B. den Suffraganen von Salzburg) und erhält sich 
am längsten. 


Bei letzteren Kirchen, deren Abhängigkeit vom  Erzstift 
übrigens auch wieder ausdrücklich auf die Gründung und Aus- 
stattung durch die Erzbischófe zurückgeführt wird?), wird dann 
namentlich auch die Verfügung über das Kirchengut seitens der 
untergebenen Bischöfe von der vorhergehenden Regalienbelehnung 
durch den Erzbischof abhängig gemacht?). 


Wie andere Pertinerizkirchen gehörten auch die Hochkirchen 
in solcher Stellung zum Immunitätsbereich der übergeordneten 
Kirche. Auch deren sonstige Privilegien, z. B. Freiheit von be- 
stimmten Abgaben für den ganzen Besitz waren naturgemäß 
darauf ausgedehnt. Die Immunitätsgefälle und ähnliche aus 
solchen Vorrechten erfließende Einkünfte gelangten an die Haupt- 
kirche 4). 

Gleichwohl erhalten — wie andere bischöfliche Konvents- 
kirchen — auch die anderen Hochkirchen untergebenen Bistümer 
auch noch besondere Immunitätsprivilegien, Besitzbestátigungen 
und dgl. Sie werden unmittelbar (ohne Erwähnung oder Be- 
teiligung der übergeordneten Kirche) mit Gütern (auch öffent- 


1) Otto II. Nr. 215 S. 626f. (996): bestätigt die unterworfenen 6 Bis- 
tümer — iubemus ut.. in his prenominatis locis episcopos ordinandi ac 
regendi sive dandi nullus ius vel potestatem habere seu exercere aliquando 
presumat preter eum qui sanctae Aquilegensis aecclesiae gubernacula videtur 
fegere. Getrennt hievon wird bezüglich der gleichzeitig bestátigten 3 Abteien 
verfügt, wodurch doch ein Unterschied gemacht wird: Preterea confirmamus . . 
tres abbatias (Aufzählung) una cum curtibus et castellis villis etc. et cum 
omni iure aecclesiastice amministrationis et conservationis. 


2) Mon. Germ. Constitutiones |, 383f. (1179): (Friedrich I). Ostendit . . 
Cuonradus Salzburgensis . . archiepiscopus in sollempni curia nostra . . per 
instrumenta tam a sede apostolica quam ab imperatoria dignitate sedi sue 
collata evidenter probavit, quod Gurcensis episcopatus a prima sui fundatione 
eo iure esset institutus, quod ipsius ordinatio sic ad archiepiscopatum Salzb. 
pertineat, quod archiepiscopus . . debeat arbitrio proprie deliberationis 
Gurcensi ecclesie episcopum eligere et electum investire. 


3) Der Erzb. frägt »consequenter« — an is qui Gurcensis foret electus 
posset licite de possessionibus Gurcensis ecclesie aliquid nomine feodi cui- 
quam concedere, antequam ipse a Salzburgensi archiepiscopo cura et pos- 
sessione eiusdem episcopatus fuisset investitus. Es wird durch Reichssentenz 
entschieden, daf er das nicht dürfe — antequam ipse a suo auctore sit in- 
vestitus. Vgl. Böhmer, Acta 279 (1209; Böhmer-Ficker, Reg. Nr. 269). 


p^ Vgl. z. B. das Diplom Heinrichs III. v. 1039 für Aquileia Mon. 
Germ. Dipl. V, S. 21ff. Nr. 16. Ebenso schon Otto Ill. Nr. 215 Dipl. II, 
S. 627 (996). | 
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lichen Rechten außer der Immunität) ausgestattet"). Ihre Bischöfe 
erscheinen als Vertragschließende in den Rechtsgeschäften über 
Güter ihrer Kirchen. 


Die eigentlichen Hoheitsrechte, die die Kirchen seit dem 
10. Jh. erwarben, wurden auch auf das Gebiet und den Besitz 
der untergebenen Bistümer (wie Abteien und sonstigen Kirchen) 
ausgedehnt, erscheinen indes als Besitz der Hauptkirche, soweit 
diese nicht Teile ihres Regalienbesitzes an die Subaltern-Bistümer 
weitergab. Ausdrücklich verliehen wird dies z. B. der Kirche 
von Ravenna?) Bistümer erscheinen — wie Klöster — insbe- 
sondere auch als Pertinenzen von Grafschaften und mit letzteren 
im Besitze anderer, höherer Kirchen °). 


Auch in der späteren Zeit kommt das dadurch zum Aus- 
druck, daß bei den Regalienbelehnungen hinsichtlich der unter- 
gebenen Bistümer die Regalien an die Hauptkirchen gelangen‘). 


In diesen Zusammenhang gehören auch die der römischen 
Kirche temporell unterstellten Bistümer, deren Stellung aber wie 
die der päpstlichen Schutzklöster meist sehr frei war. Gegen 
einen geringen Zins wurde diesen Anstalten der päpstliche Schutz 
für ihren ganzen Besitz zuteil. Sie erscheinen mehr in der 
Stellung von Schutzkirchen. Die vermögens-rechtliche Beziehung 


1) Vgl. z. B mit den Stellen der vor. Anm. etwa Ottos III. Diplom 
für Concordia Nr. 226 S. 640f. (996): concedimus (auf Intervention des 
Bischofs von Como als Erzkanzlers, nicht des Patriarchen) Benzoni sancte 
Concordiensis ecclesie episcopo suisque successoribus silvam (in bestimmten 
Grenzen) cum lacu, cum omni utilitate etc. et omnes curtes cum oratoriis 
etc. et quidquid . . eidem sancte Concordiensi ecclesie tradita sunt . . con- 
firmamus. Insuper parrochiam cum omnibus plebibus et decimacionibus . . 
et omne fotrum et dacionem atque angariam et omnem publicam funcfonem (!) 
de toto ipso episcopatu etc. Precipimus quoque ut nullus nostrorum fide- 
lium . . vel missi discurrentes in ipso episcopio aut im eius pertinenciis 
potestative (gewaltsam!) mansionaticum faciant aut aliquam dacionem exigant, 
set omnia sint in potestate purs episcopi suorumque successorum, ac 
hac nostra imperiali auctoritale suffultus libere et secure disponat cuncta 
sibi subiecta. Verleiht Immunität gegen jedermann. 


2) Otto III. Nr. 416, 418, 419 u. 420 Dipl. II, S. 852ff. (1001); vgl. bes. 
Nr. 419 S. 852f.: verleiht omnen districtionem et placitum cunctorum epi- 
scopatuum pertinentium und auf allen Besitzungen auch der Abteien — om- 
nesque venationes vel foresta . . ut nullus ibi venationem exerceat . . sine 
iussione Ravennatis archiepiscopi etc. | 

3) Z. B. Otto III. Nr. 330 S. 758 (999) für Ravenna: bestätigt den Be- 
itz, u. a. — comitatum Feretanum cum episcopatu suo et cum monasterio 
sancti Salvatoris in ipso comitatu posito, .. comitatum Ficloclensem (!) cum 
ripa et episcopatu suo etc. 

4) Z. B. Friedrich I. 1180 für den Patriarchen von Aquileja Muratori, 
Seriptores XVI, Sp. 87: concessit patriarchae et ecclesiae Aquileiensi . . re- 
gana mum episcopatuum Histriae et Concordiensis ac regalia trium ab- 

atiarum etc. 
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tritt ganz zurück. So hatte Bamberg als Zeichen seiner tempo- 
rellen Abhängigkeit unmittelbar von Rom jährlich ein aufgezäumtes 
weißes Roß als Anerkennungszins zu entrichten. !). 

Fassen wir also die gesamte Entwicklung bis zum 12. Jh. 
in kurzem Überblick zusammen, so ergibt sich mit vollkommener 
Deutlichkeit, daß in den Abhängigkeitsverhältnissen unter Kirchen- 
anstalten zwei entgegengesetzte Strömungen vorwalten.  Einer- 
seits die Bestrebung, von vielen Seiten ausgehend, die geistlichen 
Anstalten als Mittelpunkte ihres Besitzes und daher als Wirt- 
schaftsgrößen aufzufassen und von da aus ihre Beziehungen auch 
untereinander zu gestalten. Andererseits aber tritt doch auch 
sehr stark der gegenteilige Zug hervor, der die Kirchen als Selbst- 
zweck erscheinen läßt und ihre Beziehungen untereinander, auch 
soweit nichthierarchische Abhängigkeitsverhältnisse in Frage 
kommen, in erster Linie mit Rücksicht auf die geistlichen Bedürfnisse 
der Anstalten zu ordnen sucht. Die unentbehrliche ökonomische 
Unterlage der einzelnen Anstalten erscheint hierbei nur als 
Mittel zum Zweck und ist ausschließlich oder doch vorwiegend 
für den eigenen Bedarf der einzelnen Institute bestimmt, dient 
insbesondere nicht dazu, übergeordneten Anstalten Einkünfte 
zuzuführen. 

Aber auch soweit die Verwendung von Kirchenanstalten als 
Wirtschaftsgrößen im früheren MA. vorgekommen ist und prak- 
tisch zu ähnlichen Ergebnissen geführt hat wie die späteren 
eigentlichen Inkorporationen, haben diese doch nicht unmittelbar 
an jene älteren Gestaltungen angeknüpft, sondern sind anderer 
Wurzel entsprungen. Diese mit der Veränderung der wirtschaftlichen 
Gesamtlage eintretenden Neuerungen wollen wir nun in der fol- 
genden Darstellung klarzulegen suchen. 

(Fortsetzung folgt.) 

1) Z. B. Heinr. II. für Bened. VIII. Nr. 427 S. 545 (1020): Sub tuitione 

preterea sancti Petri et vestra vestrorumque successorum pretaxatum episco- 


pium Babenbergense offerimus, unde sub pensionis nomine equum unum 
album faleratum ex eiusdem loci episcopo vos annualiter suscepturos sancimus. 
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Il. Kleine Beiträge. 


1. Neueste Entscheidungen des Hl. Stuhles über das Ehe- 
hindernis der Religionsverschiedenheit, die Auflösung einer 
Naturehe und die Anwendung des Privilegium Paulinum. 
Von Professor Dr. Nikolaus Hilling in Freiburg i. B. 


I. 
Das Ehehindernis der Religionsverschiedenheit. 


Während das Ehehindernis der Religionsverschiedenheit (cul- 
tus disparitatis) nach dem früheren Recht zwischen jeder gültig 
getauften und jeder nicht gültig getauften Person bestand, ist in 
can. 1070 $ 1 des CJC deutlich ausgesprochen, daf es nach dem 
neuen Rechte nur zwischen einer ungetauften Person einerseits 
und einer in der katholischen Kirche getauften oder (nach der 
außerhalb der katholischen Kirche gültig empfangenen Taufe) zu 
ihr aus der Haeresie oder dem Schisma bekehrten Person anderer- 
seits Geltung hat. Eine hierauf bezügliche Entscheidung des 
Hl. Offiziums vom 21. Dezember 1924, die in diesem Archiv 
CV, 202 wörtlich mitgeteilt wurde, hat in Betreff der Exemtion- 
der außerhalb der katholischen Kirche Getauften und später nicht 
zu ihr Konvertierten von diesem Ehehindernisse mit Recht bemerkt: 
Res adeo clara est, ut nullum de ea dubium habere liceat. 

Dieselben Personen, für die das Ehehindernis der Kultus- 
verschiedenheit auf seiten der Getauften in Betracht kommt, sind 
auch im can. 1099 § 1 No. 1 genannt, der über die persönliche 
Geltung der kanonischen Eheschließung handelt. Es heißt dort: 
Ad statutam superius formam servandam tenentur omnes in 
catholica Ecclesia baptizati et ad eam ex haeresi aut schismate 
conversi. Jedoch ist in can. 1099 $ 2 bezüglich dieser Personen 
die Ausnahme hinzugefügt, daß die von Akatholiken Geborenen, 
die von Kindesalter an in der Haeresie oder dem Schisma oder 
im Unglauben oder religionslos aufgewachsen sind, von der 
Formvorschrift ausgenommen sind, so oft sie eine Ehe mit einem 
akatholischen Teile eingehen, auch wenn sie in der katholischen 
Kirche getauft sind. 
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Einige Autoren vertraten nun die Meinung, daß diese Aus- 
nahme sinngemäß auch auf die Vorschrift des can. 1070 S 1 an- 
gewendet werden könne, so daß die Kinder akatholischer Eltern, 
die von Kindheit an außerhalb der katholischen Religion erzogen 
wurden, nicht unter das Impediment der Religionsverschiedenheit 
fallen, auch wenn sie in der katholischen Kirche getauft sind. 
Das Hl. Offizium hat aber in einer Entscheidung vom 1. April 1922 
aus Anlaß eines konkreten Falles anders entschieden und solche 
Personen als dem Ehehindernisse unterworfen erklärt. Wir lassen 
den betreffenden Text hier nach dem Wortlaute folgen, wie er 
in der Nouvelle Revue Théologique Bd 52, Jahrg. 1925 S. 4971. 
mach der Zeitschrift l'Ami du Clergé 1925, 408 veröffentlicht wurde. 


Quidam vir, nomine Thac, anno 1898 exparentibus infidelibus - 
natus, in infantili aetate a medico quodam catholico, periculo 
mortis imminente, insciis parentibus baptizatus postea in infide- 
litate omnino educatus, matrimonium more patriae contraxit circa 
finem anni 1918, cum puella pagana cui nomen Nam. 


Toto anno 1919 coniuges se feliciter habuerunt., sed anno 
1920, uxore impuros amores cum quodam gentili fovente, eam de 
vitio pluries graviter reprehendit maritus. Quod aegre ferens, circa 
finem anni 1920, domicilio coniugali valedixit nequissima uxor. 


Decurrente anno 1921, Thac cum parentibus et aliis plurimis 
huius pagi incolis, religionem catholicam amplecti cupiens, adiit 
missionarium ab eoque petiit ut inter catechumenos ascriberetur. 
Missionarius de praeterita neophyti vita inquirens, rescivit eum 
iam matrimonio legitimo iunctum fuisse; sed vitam coniugalem 
propter uxoris vitia fuisse dissolutam; nunc autem non amplius 
velle adulteram recipere; quamobrem ipsi desiderium esse novum 
connubium post baptismum cum aliqua muliere catholica ineundi. 


Catechismum et preces adhuc addiscente neophyto, mis- 
sionarius audivit a medico catholico qui olim Thac, imminente 
mortis periculo, baptizaverat, baptismum fuisse ei adhuc infantulo 
valide collatum, idque sive ipsi Thac sive eius parentibus num- 
quam fuisse patefactum. 


Exinde perplexus factus est missionarius circa novum ma- 
trimonium a neophyto Thac intentum. 


Et iure novo aestimat matrimonium ab ipso circa finem 
anni 1918 contractum, fuisse validum et non posse rescindi sive 
privilegio paulino sive alio modo, quia aequivalet connubio inito 
cum dispensatione ab impedimento disparitatis cultus. 

| 127 
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Cum diversae sint sententiae missionariorum, quos circa 
matrimonium huiusmodi consulere potui, humiliter postulo a 
Sanctitate Vestra ut dignetur dubia solvere sequentia: 

1°. An matrimonium a viro Tac in fine anni 1918 contractum 
fuerit validum ? 

2°. Si fuit validum, an possit rescindi vi privilegii paulini, 
ita ut Thac possit, uxore interpellata negative respondente, aliud 
connubium cum muliere catholica inire. 

Et Deus etc. 

Auf dieses Gesuch hat die Propagandakongregation am 
l. April 1922 geantwortet: 

Amplitudini Tuae communico Sacram Congregationem Sancti 
Officii examinasse casum matrimonialem Thac-Nam istius Vicari- 
atus, et respondisse matrimonium hoc Thac-Nam a te declaran- 
dum esse nullum, ob impedimentum disparitatis cultus. 

Quae dum tibi communico, Deum deprecor „.. 


G.-M. Card. Van Rosum Praef. 
P. Fumasoni-Biondi, Arch. Dioclet. Secret. 


Hieraus folgt, daß die für die kanonische Eheschließungsform 
vorgesehene Ausnahme der akatholischen Erziehung von Jugend 
auf für das Ehehindernis der Religionsverschiedenheit keine Gel- 
tung hat. 

Es kommt aber für die Geltung der in den can. 1070 und 
1099 erwähnten Vorschriften nicht ohne weiteres jede in der 
katholischen Kirche gespendeten Taufe in Betracht, sondern nur 
lie gesetzmäßig gespendete. Für die Gesetzmäßigkeit gelten die 
in can. 750 und 751 erwähnten Vorschriften. In Todesgefahr 
darf ein Kind auch gegen den Willen der Eltern getauft werden. 
Dieser Fall lag der vorhin angezogenen Entscheidung des HI. 
Offiziums zu Grunde. Außerhalb der Todesgefahr ist dagegen 
die Taufe nur erlaubt, wenn die katholische Erziehung garantiert 
ist und wenn wenigstens ein Eltern- oder Vormtünderteil darin 
einwilligen oder Eltern und Großeltern oder Vormünder fehlen 
oder das Recht auf das Kind verloren haben oder nicht ausüben 
können. Ich kann daher Vermeersch - Creusen, Epitome Juris 
Canonici ?II, 201 nicht zustimmen, die behaupten: Probabilius 
tales sc. in Ecclesia catholica baptizati quoque habendi sunt 
pueri qui insciis parentibus, etiam acatholicis, ab homine cath olico 
baptizati sunt. Denn es liegt gar kein Grund vor, Kinder pro- 
testantischer Eltern, die unrechtmäßiger Weise in der katholischen 
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Kirche getauft, aber von Jugend auf in der protestantischen Religion 
erzogen sind, anders zu behandeln, als solche Kinder, die nach 
dem Willen der protestantischen Eltern in der protestantischen 
Kirche getauft und erzogen sind. Außer dem Akte der Taufe 
ist auch der Wille der Erziehungsberechtigten zu berücksichtigen. 


II. 
Auflösung der Naturehen durch päpstliche Dispens. 


Die meisten Autoren vertreten heutzutage die Ansicht, daf 
für die Auflösung eines matrimonium legitimum nicht nur das 
Privilegium Paulinum in Betracht kommt, sondern der Papst auch 
kraft seiner plenitudo potestatis eine Naturehe auflósen kónne, 
wenn ein Teil die Taufe empfangen habe und infolgedessen der 
kirchlichen Jurisdiktion unterstellt sei. Diese Dispensbefugnis des 
Papstes wird auf alle Ehen, die nicht nach der Taufe beider Teile 
konsumrniert sind, ausgedehnt. Ausgeschlossen von der päpst- 
lichen Dispensation sind lediglich die Naturehen zweier Unge- 
tauften und die matrimonia rata et consummata zweier Getauíten !). 

Diese Meinung der Kanonisten ist durch zwei Entscheidungen 
des Hl. Offiziums aus der neuesten Zeit meines Erachtens so 
sehr verstärkt worden, daß sie nunmehr als eine sententia certa 
gelten darf. Im vorvorigen Bande des Archivs haben wir ein 
Reskript des Hl. Oftfiziums vom 4. November 1924 mitgeteilt, 
durch das eine von zwei Akatholiken geschlossene Ehe, von 
denen ein Teil nicht getauft war, vom Hl. Vater dem Bande 
nach aufgelöst wurde. Vgl. Band CV, 574. Von einer An- 
wendung des Privilegium Paulinum kann ganz abgesehen von 
dem Wortlaute des Reskripts, das von einer dissolutio vinculi 
naturalis spricht, gar keine Rede sein, da die Auflösung des 
Ehebandes zugunsten des noch ungetauften Teiles geschah, der 
zur katholischen Kirche übertreten wollte. 

Einen anderen analogen Fall hat nach dem Ami du Clergé 
1925, 409 die bereits im ersten Kapitel erwähnte Zeitschrift Nouvelle 
Revue Théologique 52 (1925), 499f. publiziert. Das betreffende 
Aktenstück hat folgenden Wortlaut: 

Georges, baptisé par les hérétiques, s'est marié légitimement 
avec une infidéle. Mais peu aprés, celle-ci abandonne son mari, 
retourne dans sa famille et se marie avec un infidéle. Georges, 

1) Vgl. die ausführliche Darstellung bei Wernz-Vidal, Jus Canonicum V, 


768 ff. Bestritten wird diese Ansicht von Leitner, Lehrbuch des kath. Ehe- 
rechts? (1920), 421 f. 
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lui, embrasse la.religion catholique et, comme il est trop dur de 
garder la continence, il interpelle réguliérement sa premiere femme 
et contracte ensuite mariage devant le missionaire avec une per- 
sonne catholique. Le missionaire, en effet, se basant sur le seh- 
timent de certains auteurs, a jugé le mariage de Georges here 
tique avec une infidéle équivalent au mariage conclu dans 
infidélité. | 

On demande en conséquence: Le second mariage de Georges 
est-il valide, soit que le baptéme qu'il a recu du ministre hérétique 
füt douteux soit qu il füt valide? 

Hierauf erteilte das Hl. Offizium am Donnerstag, den 10. Juli 
1924 folgende Antwort: 

Notre Trés Saint Pére le Pape Pie XI, dans l'audience qu’ 
il a accordée au Rév. Assesseur du S. Office, aprés avoir entendu 
la relation de la supplique ci-dessus, a daigné accorder la faveur : 
de la dispense du mariage contracté avec l'infidéle, afin que, 
en renouvelant le consentement ad cautelam, le mari puisse con- 
tracter validement un nouveau mariage avec la personne catholique 
avec laquelle il vit. Contrariis non obstantibus quibuscumque. 

Auch in dieser zweiten Entscheidung, die zeitlich der ersten 
einige Monate voraufgeht, liegt zweifellos die Auflósung einer 
Naturehe durch päpstliche Dispensation vor. Es wäre indes 
denkbar, daß die erste Ehe bereits auf Grund des Privilegium 
Paulinum durch die zweite Eheschließung aufgelöst worden wäre. 
Letzteres würde dann zutreffen, wenn der Ehemann Georg von 
dem akatholischen Religionsdiener ungültig getauft worden wäre. 
Deshalb wird die Erneuerung des ehelichen Konsenses für die 
eingegangene zweite Ehe nur ad cautelam gefordert. 

Über die praktische Bedeutung dieses Erlasses bemerkt 
J. Creusen a. a. O. der Nouvelle Revue Théologique: La nouvelle 
législation sur cette matiére offrira donc souvent le moyen de 
rompre les liens contractés entre un infidéle et un hérétique; 
si l'un des deux conjoints veut se convertir et trouve dans 
cette union un obstacle trés grave à la pratique de la vraie foi. 
Cette doctrine, avec ses applications, s'impose à l'attention de 
tous les missionaires, des prêtres ayant charge d'âmes dans les 
pays protestantes et, de plus en plus, méme dans les pays 
catholiques. 

Noch einen dritten Dispensationsfall, der bezüglich des Tat- 
bestandes ursprünglich im wesentlichen mit dem ersten vóllig über- 
einstimmte, hat der holländische Kanonist A. C. M. Schaepman 
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im Oktoberheft 1926, S. 310 ff. der Nederlandsche Katolieke 
Stemmen veróffentlicht. Die an das Hl. Offiziums gerichtete 
Supplik lautet: B. P. Ordinarius N. ad pedes S. V. provolutus 
exponit: Die . . 1919 M. acatholicus nonbaptizatus matrimonium 
iniit. cum N. acatholica baptizata in secta haeretica, coram magi- 
stratu civili proindeque absque ulla dispensatione obtenta. Die. . 
1922 M. divortium civile a N. obtinuit. Nunc desiderat M. Catho- 
licam fidem amplecti et matrimonium inire. cum puella catholica. 
Quapropter supplicat S. V. ut dispensatio concedatur super vin- 
culo naturali matrimonii. Auf dieses Bittgesuch hat die Con- 
gregatio S. Officii, nachdem sie vorher die Taufe des M. verlangt 
‘und noch bezüglich einiger Punkte des Tatbestandes um eine 
nähere Auskunft gebeten hatte, am 16. April 1926 geantwortet: 
lime et Rme Dne. De casu matrimoniali M. N. haec suprema Con- 
gregatio Sancti Officii, omnibus mature perpensis decrevit: Attentis 
expositis nihil obstare quominus M. iam ad Fidem Catholicam 
conversus et rite baptizatus admittatur ad matrimonium cum 
muliere catholica, ut in precibus, contrahendum: facto verbo cum 
Sanctissimo. Et SSmus D. N. Pius divina providentia Papa XI, — 
de omnibus audita. relatione, resolutionem adprobavit. Da in 
diesem Falle die Taufe des zweiten Ehegatten vor der päpstlichen 
Dispensation gefordert wurde, handelt es sich aber nicht um eine 
dispensatio a vinculo naturali, sondern a matrimonio rato et non 
consummato '). Letzteres war deshalb gegeben, weil die Ehe nach 
der Taufe beider Eheleute nicht vollzogen worden war. Insofern 
ist dieser Casus von den beiden vorauigehenden verschieden. 


III. 


Die Anwendung des Privilegium Paulinum bei zweifelhafter 
Gültigkeit der Taufe zweier Häretiker. 


Can. 1127 CJC enthält den Satz: In re dubia privilegium 
fidei gaudet favore iuris. Hieraus haben einige Gelehrte?) die 
Schlußfolgerung gezogen, daß die Ehen von zwei Haeretikern 
durch das Privilegium Paulinum oder durch päpstliche Dispens 
aufgelöst werden können, wenn die Gültigkeit der Taufe bei 
einem oder bei beiden Teilen zweifelhaft ist. 

J. Creusen hat in einem Aufsatze der Nouvelle Revue 
Theologique 52 (1924) S. 227 ff. Baptéme douteux et mariage 

1) Hierbei muß allerdings die Gültigkeit der Taufe beider Ehegatten 

dns ls werden. 


) Cerato, Matrimonium a CJC integre desumptum n. 117 und Donovan 
in Ecclesiastical Review LXX (1924), 66. 
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indissoluble zu dieser Streiffrage Stellung genommen und die 
Ansichten der genannten Autoren bekntipft. Er beruft sich in 
seiner Beweisführung hauptsächlich auf zwei Entscheidungen des 
Hl. Stuhles. Die erste wurde am 18. Dezember 1872") vom 
Hl. Offizium gefällt. Es handelte sich dabei um zwei Eheleute, 
deren Taufe zweifelhaft war. Der eine Eheteil weigerte sich 
friedlich mit dem anderen zusammenzuwohnen, weil derselbe zum 
Katholizismus übergetreten war. Man fragte deshalb in Rom an: 
Utrum pars conversa propter gravissimum dubium de baptismo 
in haeresi recepto aequiparari possit parti ab infidelitate con- 
versae, et propter Paulinum privilegium ad alias nuptias transire. _ 
Die Hl. Kongregation antwortete: Negative. 


Neuerdings hat Mgr. Schaepman in den Nederlandsche 
Katolieke Stemmen 1925, 53ff.?) eine analoge Entscheidung 
des Hl. Offiziums aus neuester Zeit veróffentlicht. Nach dem 
negativen Gutachten zweier Konsultoren entschied auch hier die 
Kongregation: Non constare de nultitate matrimonii nec esse 
locum usui privilegii Paulini ?). 

Der Inhalt dieser beiden Entscheidungen ist klar und un- 
zweifelhaft. Nach der Meinung der obersten Kongregation des 
Hl. Offiziums kann eine Ehe nicht durch das Privilegium Paulinum 
getrennt werden, wenn beide Eheleute getauft sind und die Taute 
bei einem oder beiden Teilen zweifelhaft ist. Indessen ist es 
meines Erachtens nicht leicht, diese Entscheidungen mit den 
Bestimmungen des CJC in Einklang zu bringen. Es ist der Satz 
des favor iuris zugunsten des Privilegium Paulinum in can. 1127 
ganz allgemein ausgesprochen, so daß er nach den Regeln der 
juristischen Hermeneutik auch uneingeschránkt angewandt werden 
muß, falls keine zwingenden Gründe entgegenstehen. Solche 
Gegengründe scheinen aber im Codex selbst nicht vorhanden zu 


| 1) Collectanea Congr. de Prop. Fide II, no. 1392 p. 59. 
2) Toepassing van het privilegium Paulinum. 


3) In dem vorhinzitierten Aufsatze der Nederlandsche Katolieke Stemmen, 
Oktoberheft 1926, S. 310 ff. hat Sdiaepman noch die Ansicht vertreten, daß 
der oben S.183 besprochene Dispensfall sich auch auf das matrimonium naturale 
beziehen könne, wenn man voraussetze, daß die Taufe des haeretischen Teils 
zweifelhaft sei. Hiergegen ist jedoch zu bemerken, daß der Grund der 
päpstlichen Dispensation jedenfalls in der Nichtkonsummation der Ehe nach 
der Taufe beider Eheleute beruht. Für eine Dispensation zu Gunsten einer 
Ehe, dessen einer Ehegatte sicher gültig und der andere zweifelhaft gültig 
red war, bietet das Dispensrerkript keine Stütze. Ich benutze diese 

elegenheit, um Monseigneur Schaeoman für die liebenswürdige Ueber- 
sendung seiner Aufsätze zu danken. 
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sein. Namentlich kann man sich nicht auf can. 1014 berufen, 
der den favor iuris bezüglich der Gültigkeit des geschlossenen 
Ehebandes enthält. Denn es ist in diesem Canon am Schlusse 
ausdrücklich die Klausel hinzugefügt: Salvo praescripto can. 1127. 
Demnach geht der favor iuris des Paulinischen Privilegs dem 
favor iuris des Ehebandes vor. Auch findet sich in dem kirch- 
lichen Gesetzbuch keine Bestimmung, welche vorschreibt, daß 
die gespendete Taufe so lange für gültig gehalten werden muß, 
bis das Gegenteil sicher nachgewiesen werden muß. Die in 
can. 1070 $ 2 aufgestellten Bestimmungen bezüglich der zweifel- 
haften Taufe beziehen sich nur auf die Gültigkeit der Ehe und 
kommen daher für unseren Fall nicht in Betracht. Aus diesen 
Gründen halte ich die von Mgr. Schaepman in dem angeführten 
Artikel aufgeworfene Frage: Warum soll man bei dem can. 1127 
eine Ausnahme machen? nicht für unberechtigt. Sicher hat 
Creusen dieses Dubium nicht hinreichend gelöst, wenn er be- 
hauptet, man könne auf Grund der Entscheidung des Hl. Stuhles 
vom Jahre 1872 annehmen, daß der Gesetzgeber dfe Gewißheit 
des Unglaubens d. i. des Nichtempfangs der Taufe voraus- 
gesetzt habe. 

Von größerer Bedeutung ist dagegen der Einwand, den 
Creusen aus theologischen Erwägungen gegen die Zulässigkeit 
des Privilegium Paulinum bzw. der päpstlichen Dispens in 
unserem Falle erhoben hat. Er bemerkt mit Recht, daß bei einer 
zweifelhaft gültigen Taufe zweier Eheleute die Gefahr bestünde, 
durch die Gestattung einer zweiten Ehe das göttliche Recht zu 
verletzen. Eine solche Gefahr ist gewiß vorhanden. Jedoch 
halte ich trotzdem dieses Bedenken nicht für durchschlagend. 
Man muß bedenken, daß das Privilegium fidei nur im Interesse 
des Glaubens anwendbar ist ‚und auf der anderen Seite die Ge- 
fahr besteht, daß durch die Nichtanwendbarkeit des Privilegs der 
eine Ehegatte abgehalten wird, sich dem richtigen Glauben zu- 
zuwenden. Bei einer solchen Interessenkollission, bei der das 
Seelenheil auf dem Spiele steht, kann deshalb die bloße Gefahr, 
das göttliche Gebot zu übertreten, keine unbedingte Gegeninstanz 
bilden. Nur eine absolut sichere Übertretung des göttlichen Ge- 
setzes muß unter allen Umständen vermieden werden. Letzteres 
ist aber in unserem Falle sehr wohl möglich. Denn der favor 
iuris zugunsten des Privilegium Paulinum hat nur eine hypo- 
thetische Geltung. Er gilt nur solange, als der Zweifel wirklich 
besteht. Würde sich später herausstellen, daß die Taufen der 
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Eheleute beider sicher gültig waren, so müßte die zweite Ehe 
für ungültig erklärt und die erste Ehe wieder aufgenommen 
werden, auch wenn diese auf Grund des Privilegium Paulinum 
oder der päpstlichen Dispens aufgelöst worden wäre!'). Man 
kann aus diesem Grunde allerdings wohl mit Sicherheit behaupten, 
daß der Papst kaum eine Dispens vom Ehebande erteilen wird, 
wenn die Taufe auf beiden Seiten, zweifelhaft ist. Dagegen ist 
eine Dispens bei der Anwendung des Privilegium Paulinum nicht 
vorgeschrieben, und infolgedessen können die Eheleute selbst 
auch in zweifelhaften Fällen von dem favor iuris Gebrauch machen, 
aber stets nur unter der Bedingung, daß die zweite Ehe ungültig 
ist, wenn sich später die Gültigkeit ihrer empfangenen Taufe 
herausstellt. Das allgemeine moralische Prinzip, welches die An- 
wendung dieses Grundsatzes gestattet, besteht meines Erachtens 
darin, daß man in Notfällen wenn das Seelenheil es erfordert, 
auch eine Handlung setzen d. i. in unserem Falle eine Ehe ein- 
gehen darf, die vielleicht ungültig ist. 


Da die Entscheidungen des Hl. Offiziums nur für den par- 
tikularen Fall Recht schaffen, halte ich die Frage nach dem 
Umfange der Geltung des favor iuris zugunsten des Privilegium 
Paulinum hierdurch noch nicht für definitiv gelöst. 


2. Das Recht der Gemeinde an Grabdenkmalen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Josef in Freiburg i. Br. 


Dem Urteil des Reichsgerichts v. 21. Jan. 26 (Pr. Ver- 
waltBl. 48, 53) liegt folgender Sachverhalt zugrund: Die ver- 
storbene Mutter des Kl. hatte nach dem Tode ihres Mannes 
auf dem Friedhof der bekl. Stadtgemeinde eine Grabstätte er- 
worben; auf dieser hatte Kl. als Denkmal einen Granitbau 
errichtet, der die Urne mit den Aschenresten der Eltern des Kl. 
enthielt. Kl. beabsichtigte das Denkmal mit der Urne nach einem 
anderen Friedhof zu überführen; die Bekl. war mit der Ent 
fernung der Urne einverstanden, widersprach aber der Wegnahme 
des Denkmals unter Hinweis auf die N. 10 der Friedhofsordnung, 


1) Dieser Fall kann bekanntlich auch eintreten, wenn ein Ehegatte auf 
Grund einer falschen Todeserklärung des ersten Ehegatten eine neue Ehe 
eingegangen ist. Jedoch ist dieser Casus mit dem unserigen nicht auf die 
leiche Stufe zu stellen. Denn eine Wiederverheiratung ist gemäß can. 1069 
82 nur gestattet, wenn die Ungültigkeit oder Auflösung der ersten Ehe 
gesetzmäßig und sicher nachgewiesen ist. 
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wonach Blumen, Pflanzen und Grabausstattungen ohne Ge- 
nehmigung der Bekl. nicht vom Friedhof entfernt werden dürfen. — 
Das Berufungsgericht hatte die Bkl. zur Einwilligung in die Ent- 
fernung des Denkmals verurteilt, weil eine Beschränkung des 
»Eigentums der Grabinterressenten an dem Denkmal« nicht be- 
gründet sei. Das RG. wies die Revision zurück mit der Aus- 
führung, jene Verwaltungsvorschrift der Friedhofsordnung regle 
nur die äußere Ordnung der Benutzung und komme nicht in 
Betracht, wa über die privatrechtliche Befugnis der Wegnahme 
gestritten werde; die Bekl. müsse also, wenn sie die Wegnahme 
aus diesem Grund verbieten wolle, auf die Unterlassung einer 
solchen Änderung ein vertragliches Recht haben. Ein solches stehe 
ihr aber nicht zur Seite; insbesondere könne man nicht sagen, 
daß Kl. sich im Interesse der Erhaltung des Gesamtbildes dieses 
Friedhofsteils einer solchen Beschränkung habe unterwerfen wollen. 

Aus dem Urteil ist nicht zu ersehen, ob auf das Rechts- 
verhältnis der Parteien das jetzt geltende Recht oder eines der 
früheren Rechte Anwendung ‚gefunden hat. Nach dem Recht 
des BGB. erscheint das Urteil nicht zutreffend. Nach S 94 BGB. 
gehóren zu den wesentlichen Bestandteilen eines Grundstücks 
die mit dem Boden fest verbundenen Sachen, also auch Pfosten, 
Zàune (Mot. 3, 43), umsomehr folglich das Gitter, das Kreuz und 
das Denkmal der Grabstätte. — Nach $ 95 Abs. 1 gehören freilich 
zu den Bestandteilen eines Grundstücks nicht solche Sachen, die 
nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem Boden verbunden 
sind; diese Voraussetzung ist gegeben, wenn bei der Verbindung 
die spátere Trennung beabsichtigt war oder sonst die Verbindung 
nach der Natur des Gegenstandes zeitlich begrenzt ist, so auch 
bei Gebäuden für die Zwecke einer einzelnen Ausstellung, Strand- 
hallen, Bauten des Páüchters. So die feste Rechtsprechung und 
Rechtslehre, RGKomm. Anm: 2 zu § 95. Beim Erwerb einer 
Grabstätte aber kommt den Beteiligten eine spätere Trennung 
des Denkmals, Gitters usw. garnicht zum Bewuftsein. Wo die 
Friedhofsordnung dem Grabstellenerwerber das Recht, zur Be- 
nutzung nur auf eine bestimmte Zeit (gewöhnlich 30 Jahre) zu- 
spricht, da gibt sie ihm wohl ausnahmslos das Recht, nach Ab- 
lauf der »Verschonungsírist« die Grabstelle gegen Zahlung einer 
neuen Gebühr abermals auf eine gleiche Frist zu erwerben. Nun 
bestehen Friedhofsordnungen fast nur in größeren Städten; auf 
dem Land und in kleinen Städten wird eine Benutzungsfrist über- 
haupt nicht bestimmt; hier wird, wenn der ganze Friedhof mit 
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Gräbern besetzt ist, ein neuer Friedhof angelegt, so daß die vor- 
handenen Grabstätten allenfalls nach Ablauf der gesetzlichen 
Verwesungsfrist (gewöhnlich 40 Jahre nach Schließung des Fried- 
hofs) oder überhaupt niemals beseitigt werden. Keinesialls 
rechnen die Beteiligten mit einer Beseitigung des Grabes; das 
Vorübergehende liegt ganz außerhalb ihrer Vorstellung, die spätere 
Trennung außerhalb ihrer Absicht; der $ 95 ist also auf Grab- 
denkmale nicht anwendbar. !). | 

Als Eigentümer der Grabstätte (des Friedhofs) war die Bekl. 
folglich auch Eigentümer des Denkmals und konnte danach 
dessen Wegnahme durch Kl. widersprechen; sie bedurfte nicht 
des vom RG, vermißten besonderen vertragsmäßigen Rechts auf 
Unterlassung der Wegnahme. Bekl. bedurfte auch gar nicht jener 
Bestimmung der Friedhofsordnung, um ihren Widerspruch zu 
begründen; ihr Verbietungsrecht folgte wie dargelegt schon aus 
ihrem Eigentum an dem Denkmal. — Die Ansicht von Gareis 
in SeuffBl. f. Rechtsanwendung Bd. 70 S. 315, wonach auch die 
mit der Grabstelle fest verbundenen Sachen Eigentum des Grab- 
stellenbesitzers, nicht der Gemeinde sind, ist nicht beizustimmen. 
Die Friedhofsordnung ist, wie weiter unten zu zeigen, nur lex 
contractus, Vertragsvereinbarung, und deren Festsetzung folglich 
gegenüber der zwingenden Vorschrift des $ 94 BGB. wirkungslos. 
Nach dem früheren Preußischen Recht traf allerdings jene Ansicht 
von Gareis zu; an dem so bestandenen Eigentum des Grab- 
stellenbesitzers ist durch das BGB. nichts geändert (Art. 184 BGB). 
Aus dem früheren Rechtsstand erklären sich die Vorschriften der 
Friedhofsordnungen, wonach der Grabstellenbesitzer, obwohl er 
nach damaligem Recht?) Eigentümer des Denkmals usw. war, 
es nur mit Genehmigung der Gemeinde beseitigen kann. Nach 
jetzigem Recht ist eine solche Bestimmung behufs Klarstellung 
der Rechtslage doch sachgemäß. Es gilt auch als stillschweigend 
vereinbart, daß die Gemeinde die Genehmigung nur aus einem 


1) Von dem, so nachgewiesenen Grundsatz, daß die Gemeinde als 
Eigentümer der Grabstätte auch das Eigentum an der Superficies erwirbt, 
bestimmt § 95 eine weitere Ausnahme für ein Werk, das vom Erwerber der 
Grabstätte in Ausübung eines — dinglichen — Rechts am Friedhof mit der 
Grabstätte verbunden ist; ein solches Werk wird nicht Eigentum der Gemeinde, 
verbleibt vielmehr dem Grabstelleninhaber. Doch hat diese Vorschrift kaum 
praktische Bedeutung. Denn wenn auch die Eintragung eines dinglichen 
Rechts tür den Grabstellenberechtigten (z. B. eines Erbbaurechts oder einer 
beschränkten persönlichen Dienstbarkeit, $ 1090) an sich zulässig ist, so 
kommen derartige Eintragungen doch tatsächlich kaum vor. 

2) Dem Preußischen wie dem Französischen. Dagegen bestand im 
Gebiet des gemeinen Rechts der jetzige Rechtszustand. Mot. 3, 42. 


Lei 
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wichtigen Grunde verweigern darf; als solchen machte sie hier 
geltend, die Beibehaltung des Denkmals trage zur Verschönerung 
des Friedhofs bei, wirke wohltuend auf das Auge. 

Das RG. geht nun als selbstverständlich davon aus, daß 
unter den. Parteien privat-rechtliche Beziehungen bestehen, für 
die Entscheidung also der ordentliche Rechtsweg zulässig ist; 
und dies entspricht der ständigen Rechtsprechung. Man hat für 
die entgegengesetzte Ansicht indes folgendes angeführt: der 
Gemeindefriedhof sei nach Preuß. Recht eine öffentliche Gemeinde- 
anstalt i. S. des Gemeindeverfassungsrechts, deren Benutzung 
seitens des einzelnen Gemeindeangehörigen dem Verwaltungs- 
gerichtlichen Schutz unterstellt sei ($18 ZuständigkGef. v. 1. Aug. 
83) Die Mitbenutzung einer óffentlichen Gemeindeanstalt beruhe 
nicht auf privatrechtlichem Vertrage oder vertragsáhnlichem Rechts- 
verhältnisse, sondern sie beruhe und bewege sich ausschließlich 
auf dem Boden öffentlichen Rechts und zwar dergestalt, daß irgend 
welche privatrechtlichen Beziehungen auch nicht einmal nebenbei 
in Betracht kämen. Das gelte auch von der Belegung, Aus- 
schmückung und Ausstattung von Grabstellen auf einem öffent- 
lichen Gemeindebegräbnisplatz. Die auch dem Eingangs gedachten 
Urteil des RG. zu Grunde liegende entgegengesetzte Auffassung 
beruhe auf einer Verkennung des ausschließlich 6ffentlichrecht- : 
lichen Charakters des Mitbenutzungsrechts an einer öffentlichen 
Gemeindeanstalt; dieser schließe auch die Anwendbarkeit des 
$94 BGB. auf Grabdenkmale ohne Weiteres und unbedingt aus. 
— So bemerken auch Dorner-Seng, Bad, LandesPrR. 140: durch 
die Überlassung des Platzes gegen Entgelt werde das Recht und 
die Pflicht des Einzelnen als Gemeindezugehórigen auf Bestattung 
näher geregelt; die Zweckbestimmung gehöre somit beiderseits 
dem öffentlichen Recht an; das Entgelt sei Gebühr, öffentliche 
Abgabe, die vertragliche Überlassung ein Rechtsgeschäft des 
öffentlichen Rechts, weder Kauf noch Miete. Aus der óffentlich- 
rechtlichen Natur des Rechtsverhältnisses aber Folge allgemein 
(für weltliche wie für konfessionelle Friedhöfe), daß auf den 
Erwerb der Benutzungsrechte die Vorschriften des BGB. keine 
Anwendung finden, daß insbesondere eine Eintragung im Grund- 
buch weder erforderlich noch zulässig ist und für die Geltend- 
machung der Nutzungsrechte ihrer Natur nach der Zivilrechtsweg 
unzulässig sei. 

Der so dargelegten Ansicht ist nicht beizutreten. Der $ 190 
Il 11 ALR. lautet: »Wo ein Kirchhof erweislich nicht der Kirchen- 
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gemeinschaft, sondern der Stadt- oder Dorigemeinde gehört, da 
kann jedes Mitglied der Gemeinde ohne Unterschied der Religion 
auch auf das Begräbnis daselbst Anspruch machen«; d.h. der 
Antragsteller hat Anspruch gegen die Gemeinde, daó diese die 
Beerdigung auf dem von der Friedhofverwaltung angewiesenen 
Platz (»in der Reihe«, neben dem zuletzt gemachten Grab, an 
einer vielleicht entlegenen Stelle) dulde. Auf die Wahl dieses 
Platzes und auf dessen Erhaltung als Grab hat der Antragsteller 
keinen Einfluß. Verweigert ihm die Gemeinde die Anweisung 
des Platzes, etwa weil sie seine Zugehörigkeit zur Gemeinde 
bestreitet, so ist streitig das Recht zur »Mitbenutzung der 
öffentlichen Anstalt« (eine solche ist auch der Friedhof, OVG. 21, 
126) und es findet gegen den Beschluß des Gemeindevorstandes 
nach $ 18 Zustdgkges. die Klage im. Verwaltungsstreitverfahren 
statt. — Anders aber lag der vom RG. entschiedene Fall: der 
Antragsteller zahlt an die Gemeinde eine Gebühr und hierfür 
wird ihm ein ihm genehmer Platz (in besserer Lage) zugewiesen 
mit der weiteren Verpflichtung der Gemeinde, das Grab während 
der Verschonungsírist (gewöhnlich 30 J.) zu erhalten und nach 
deren Ablauf gegen eine neue Zahlung eine abermalige Ver- 
schonungsfrist zu bewilligen. Entsteht aus einer solchen Über- 
einkunft ein Streit (z. B. weil die Gemeinde vor Ablauf der Frist 
das Grab beseitigen will oder wie in unserem Fall über das 
Denkmal‘, so betrifft er nicht das in S 18 gedachte Recht zur 
»Mitbenutzung« des Friedhofs, sondern ausschließlich das Recht 
auf Erfüllung jenes Abkommens; zur Entscheidung ist also nach 
S 13 GVG. das ordentliche Gericht berufen. Es besteht kein 
allgemeiner Grundsatz, daß für Mitglieder einer óffentlichrecht- 
lichen Korporation wegen ihrer Ansprüche gegen diese auf Teil- 
nahme an der Nutzung der Rechtsweg auch dann ausgeschlossen 
ist, wenn das Mitglied ein ihm durch Vertrag entstandenes Sonder- 
recht (nicht das allen Mitgliedern zustehende gleiche Recht) 
geltend macht. 

Für die hier vertretene Ansicht sprechen auch die Vor- 
arbeiten zum BGB. Der Art. 133 EG. lautet: 

»Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften über 
das Recht zur Benutzung eines Platzes . . . auf einer óffentlichen 
Begräbnisstätte«. 

Das BGB. und das EG. regeln nur das Privatrecht, nicht 
das öffentliche Recht; sie bestimmen daher nichts über das Recht 
der Gemeindeangehörigen auf Gestattung der Beerdigung auf 
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dem Gemeindefriedhof. Im Gegensatz zu diesem allgemeinen 
Recht, das durch die bloße Gemeindezugehörigkeit bedingt ist, 
steht nun das Sonderrecht des Erbbegräbnisses; und wenn das 
EG. die landesgesetzlichen Vorschriften über das Recht zur Be- 
nutzung eines solchen Platzes zum Erbbegräbnis aufrecht hält, 
so geht es ersichtlich davon aus, daß dieses Recht dem Privat- 
recht angehört; es weist ein solches Recht dem Privatrecht zu. 
Jeden Zweifel hieran beseitigen die Motive; sie bemerken: 


»Berechtigungen der in diesem Artikel bezeichneten Art 
sind ungeachtet ihrer privatrechtlichen Seite von óffentlichrecht- 
lichen (kirchlichen, polizeilichen) Einrichtungen dergestalt ab- 
hängig und beeinflußt, daß es nicht angemessen sein würde, sie 
ohne Weiteres den sachenrechtlichen Vorschriften des BGB. zu 
unterwerfen. Ihre Regelung ist daher der Landesgesetzgebung 
überlassen. Ein Bedürfnis zu einer Beschränkung des Vorbehalts 
ist nicht ersichtlich, insbesondere nicht nach der Richtung, daß 
die Landesgesetzgebung gehindert wird, das für derartige Be- 
rechtigungen wenig passende Eintragungsprinzip auf dieselben 
auszudehnen, da nicht zu besorgen ist, ‚daß die Landesgesetz- 
gebung diesen Weg betritt«. | 


Also das Erbbegräbnis hat eine privatrechtliche Seite; da- 
neben aber wird es beeinflußt von kirchlichen und polizeilichen 
Einrichtungen. Grundsätzlich müßte es — davon gehen die 
Motive aus — im Grundbuch eingetragen werden; indes erscheint 
dies nicht angemessen; daher ist die weitere Regelung dem 
Landesprivatrecht überlassen. 


Das Ergebnis dieser Untersuchung ist hiernach: 


Der S 18 des Preuß. Zuständigkeitges. v. 1. Aug. 1883 
überweist Streitigkeiten über das Recht zur Benutzung der öffent- 
lichen Gemeindeanstalten nur insoweit dem  Verwaltungsstreit- 
verfahren, als ein solches Recht jedem Gemeindeangehörigen als 
solchem zusteht, nicht aber soweit dieses Mitbenutzungsrecht 
durch besonderes Abkommen zwischen der Gemeinde und einem 
Mitglied geregelt ist. Daher unterliegen Streitigkeiten zwischen 
der Gemeinde und einem Mitglied über das Beerdigungsrecht auf 
dem öffentlichen Friedhof dem ordentlichen Rechtsweg, wenn der 
Berechtigte seinen Anspruch darauf stützt, daß er durch besonderes 
Abkommen den Anspruch auf Benutzung einer bestimmten Stelle 
des Friedhofs und auf deren Beibehaltung als Grabstelle erworben 
habe. Denkmale, die ein solcher Erwerber auf dem Grabe auf- 
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stellt, sind nach § 94 BGB. Eigentum der Gemeinde); der § 95 
findet auf sie nicht Anwendung, weil den Beteiligten bei der 
Aufstellung des Denkmals eine etwa nach Ablauf der Ver- 
schonungsfrist oder nach Schließung des Friedhofs stattfindende 
Trennung des Denkmals vom Boden nicht zum Bewußtsein 
kommt, jedenfalls von ihnen nicht beabsichtigt wird, die Ver- 
bindung also nicht zu einem vorübergehenden Zweck erfolgt. 


3. Die Dekretglossen des Cod. Stuttgart. hist. f. 419. 


Von Prof. Dr. Franz Gillmann in Würzburg. 


Der Güte des Meisters der Paläographie, des Geheimrats Dr. 
Anton Chroust verdanke ich die Bekanntschaft mit dem aus der Bene- 
diktinerabtei Zwiefalten stammenden Cod.hist. f.419d.wiirttemberg. 
Landesbibliothek, dessen letztes m. W. bisher unbekanntes Stück 
den Gegenstand der folgenden kleinen Abhandlung bilden soll. 

Das fragliche Stück, zwei Lagen mit je acht Blättern um- 
fassend, beginnt f. 34?) c. 1 und endigt f. 48 c. 2 Dazu kommt 
aber f. 49, welches zwischen f. 41 und f. 42 einzureihen ist ?). 


` . D Die Gemeinde wird zwar Eigentümer des Denkmals; ‘aber sie ist 
nicht verpflichtet, dem Grabstelleninhaber nach Abs. 1 des $ 951 BGB. den 
Wert zu erstatten. Vielmehr ist nach Abs. 2 Satz 2 verbunden mit S 946 der 
Grabstelleninhaber zur Wegnahme des Denkmals als einer »Einrichtunge 
(Satz I) berechtigt. (KommissProtok. Bd. 6 S. 388). Aber auch selbst dieses 
Wegnahmerecht ist dem Grabstelleninhaber entzogen durch die Friedhofs- 
ordnungen, die das Wegnahmerecht abhängig machen von einer Genehmigung 
der Gemeinde. Daher haben diese Bestimmungen der Friedhofsordnungen, die 
aus der Zeit stammen, wo der Grabstelleninhaber Eigentümer des Denkmals 
war, noch heute ihre gute Bedeutung. 

2) Genauer t. 35, da im Voraufgehenden 2 Blätter die Nummer 22 
tragen. Ich behalte jedoch die Zählweise der Hs bei. 

3) F. 48’ werden getrennt für sich zwei kirchenrechtliche Fragen be- 
sprochen, deren erste diesen Fall betrifft: »S Prepositus quidam clericum de 
mensa sua episcopo presentavit ordinandum.  Querit episcopus a preposito, 
in qua ecclesia ille sit intitulatus. Respondet prepositus: Contentus est bene- 
ficio mense mee, vel sic: Volo ei ministrare necessaria [darüber steht: vel 
alimenta]. Ordinatur. Postmodum ex culpa sua offensa contracta removet eum 
prepositus a mensa sua. Hic queritur, an prepositus teneatur istum de iure 
exhibere.« Nach Anführung der für und wider sprechenden Gründe heiBt 
die Lósung: »Adversus prepositum nil habet iuris, nisi alia sit forma verborum, 
quam adhuc sit posita, set adversus episcopum potest habere.« 

Der zweite Fall gehórt dem Eherecht an: »De matrimonio. S Vir et 
uxor accusantur de consanguineitate, citantur ab ecclesia, citati non veniunt, 
exconmunicantur, per quinquennium manent in exconmunicatione, interim 
suscipiunt prolem. Hinc surgit duplex questionis articulus: Primus est, an 
causa matrimonii per procuratorem possit expediri; secundus est articulus, 
utrum filii sic suscepti paternam possint adire hereditatem vel an tamquam 
spurii excludendi sint a bonis paternis« (f. 48' c. 1 sq.). Der erste Artikel 
wird dahin beantwortet: »In qualibet causa spirituali potest agi per procu- 
ratorem, set in sententia partes debent esse presentes« (f. 48° c. 2); der 
zweite: »Si matrimonium postea fuit confirmatum, filii me.(dio) tempore nati 
fuerunt legitimi« (l. c.). 


Die Dekretglossen des Cod. Stuttgart. hist. f. 419. 193 


Das Stück wurde zu Ende des zwölften oder am Anfang des 
dreizehnten Jahrhunderts von verschiedenen Händen!) geschrieben. 
Auf jeder Seite stehen zwei Kolumnen. Die Zahl der Zeilen ist 
auf den einzelnen Seiten nicht gleich. F. 49 zählte ich 32, 
f. 49' 39, f. 38° und f. 39 41, f. 37° 45, f. 35, f. 42° und f. 43 47, 
f. 36 (s. die beigegebene Tafel) und f. 46 48, f.35', f. 37 und 
f. 47' 49, f. 34 und f. 36‘ 50 und f. 34‘ 51 Zeilen. 

Was den /nhalt angeht, so haben wir es hier mit Glossen 
zum ersten Teil des Gratianischen Dekrets zu tun. Nach »Sancti 
spiritus adsit nobis gratia.« lautet der Anfang: »(H)umanum Genus 
duobus regitur, naturali s.(cil.) iure et moribus. Et est sciendum, 
quod ius naturale duobus modis potest hic accipi, et primo 
S(cil) large pro quolibet iure divino, ut etiam conprehendat 
evangelicum et canonicum, quod naturale dicitur, vel quia a deo, 
qui est summa natura, est traditum, vel quia a naturali equitate 
non discrepat. Mores aulem intelligit ius civile, sive sit redactum 
in scriptis sive utentium tantum moribus approbatum. Est ergo 
sensus: Humanum genus regitur naturali iure et. Moribus, quia 
quicquid possidetur, aut iure divino aut humano habetur, ut Infra 
d. VIII. Quo iure (c. 1) et C. XXIII. Q. VIII. (VI) c. I. Ac- 
cipitur etiam hic ius naturale spetialius pro ipsa ratione, que 
a deo, qui est summa natura, est homini inspirata, qua homines 
velud (!) quadam lege reguntur. Quod autem ius naturale pro 
ratione accipiatur, habes ibi: »Video aliam legem«, s.(cil.) fomitem, 
"repugnantem legi mentis«, i. e. rationi (cf. Rom 7, 23), et ibi: 
Si gentes, que legem non habent, naturaliter«, i. e. ductu rationis, 
»faciunt ea, que legis sunt« (cf. Rom 2, 14), ut infra XIX. Q. II. 
Due (c. 2). Si ergo per ius naturale accipitur ratio, verum est, 
quod omnes gentes hoc iure reguntur, tam christiani quam Iudei 
et gentiles. Nam ius naturale conmune est omnium nationum, ut 
dicit ysidorus Infra di. I. Ius cu. (!) [c. 7]. Qui etiam moribus 
reguntur. Habent enim traditiones suas. Si vero per ius naturale 
evangelicum et canonicum accipitur, tantum de fidelibus dicendum, 
quod eo regantur. /us naturale est, quod in lege et in evangelio 
continetur. Si hic ius naturale pro ratione accipitur, dicitur con- 
tineri in lege et in evangelio, quia evangelica et legalia precepta 
a naturali equitate et rationabili non discrepant nec discordant. 
usque quod sibi vult fieri . .«?). 

1) Aus der beigegebenen Tafel — das Bild hat genau die gleiche Größe 


wie die Hs — ist leicht ersichtlich, daß z. B. f. 36 vier Hände tätig waren. 
Von der dortigen zweiten Hand ist auch f. 48° geschrieben. 


2) L. c. f. 34 c. 1. - 13 


Archiv für kath. Kirchenrecht. CVII. 
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Und zum Schluß heißt es: »S Contra morem (— c. 8 D. C) 
usque ex privilegio vendicas. Hinc habes, quod privilegium _ 
concessum alicui non videtur concedere nisi id, quod ei de iure 
communi non licebat, ut in decretali In litteris. usque oportet 
ostendi, Hinc habes, quod quicunque excipit et prescriptione vel 
privilegio se asserit munitum, exceptionem probare debet, ut hic - 
et C. XVI. Q.IIII. Volumus (c.2). Nam qui excipit, auctor (!) efficitur. 
usque consuetudine generali. Hinc habes, quod generalis consuetudo 
derogat legi et canoni. Hic enim duntaxat negat specialem con- 
suetudinem posse canoni derogare, vel forte iste non prescripserat. 
Ideo non poterat se tueri contra iura communia, cum privilegium 
non haberet vel consuetudine generali deffende RETUR.« !). 


Bei Erforschung der Abfassungszeit dieser Glossen erhalten 
wir einmal bestimmten Aufschluß durch die Tatsache, daß vom 
Verfasser wiederholt Kanones der dritten Lateransynode (1179) 
herangezogen werden. Das gilt gleich von ihrem ersten Kanon, 
indem es zu c. 1 D. XXIII ad v. disponendi facultates u.a. heißt: 
». . Item quero, si presbiter esset electus in papam, an posset 
accusari de symonia, cum deberet in episcopum ordinari. Et vi- 
detur quod non, quia cum sit. papa, non potest nisi de -heresi 
ac(c)usari, ut d'. XL. Si papa (c. 6). Hodie vero non potest electio 
pape revocari in dubium, cum nulla sit pape electio, nisi ab- 
omnibus facta fuerit vel a duabus partibus, uf in conc. lat. Licet 
de vitanda.«*). Ebenso wird c. 4 des dritten Laterankonzils 
erwähnt, u. zw. einmal zu c. 1 S 11 D. XXV ad v. sollicitudo 
quoque parrochiarum et ordinatio: »Ordinatio ista parrochie in 
hoc consistit, quia archidyaconus debet circuire parrochiam, set 
non nisi cum V. aut VII. equis, ut in con. lat. Cum apostolis (l). - 
Debet etiam ibidem  archipresbiterum eligere et ecclesiarum 
vacantium suscipere curam, ut d. LXIII. Si in plebibus« (c. 20)5); 

1) L. c. f. 48 c. 2, woselbst bei der ersten Silbe des letzten Wortes 
das »e« getilgt und darüber »i« geschrieben ist. — Hierauf folgen aus viel 
späterer Zeit Bemerkungen etymologischer Art: »Rinoceros idem est quod 


unicornis et dicitur rinoceros a rinos, quod est naris, et ceros, quod est cornu, 
quia unicum cornu habet in nare . . .« (l. c.). 


2) L. c. f. 37° c. 2. — Wie aus der Medi errr Tafel zu ersehen, ist 
am Rand unserer Hs jeweils die betreffende Distinktion verzeichnet. Des. 
gleichen stehen am Rand fortwährend dem Text Fr ae ae Bemerkungen, 


© e à 
wie Ar. = Argumentum, N. = Nota, Q. = Questio, S. — Solutio. Wiederholt 
findet sich am Rand der Buchstabe d mit voraufgehendem und nachfolgendem 
Punkt (.d.). So steht z. B. f. 36^ c. 2 am Rand ».d.«, ebenso f. 42* c. 2, 
f. 43 c. 2. F. 89 c. 2 steht »d.«, desgleichen f. 41 c. 1, f..44' c. 1 usw. Was 
dieses ». d.« bedeutet, kann ich nicht sagen. 


3) L. c. f. 39 c. ! sq. 
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sodann zu c. 3 D. XCIV ad v. censum exigunt: »Nota hic canonem 
prohibere, ne archidyaconi tallias vel collectas faciant super cleri- 
cos(?), ut in con. lat. Cum apostolus, quod de extraordinariis 
exaccionibus intelligitur. Certa sunt enim quedam, que de con- 
su(e)tudine possunt exigere. Prohibetur etiam archidyaconibus, 
ne penam. pecuniariam infligant, ut in decrefali Licet iuxta 
apostolum arguere« (= c. 3 Comp. I V. 32)1). Ferner c. 8, 
bezüglich dessen es zu c. 1 D. LXX ad v. Neminem heißt: »Hic 
canon generaliter prohibet, ne ad aliquem ordinem aliquis pro- 
moveatur absque titulo. Set con. lat. hoc duntaxat prohibet de 
dyacono et presbitero in ¢. Nulla ecclesiastica«?). Desgleichen 
c. 26, auf den zu c. 3 D. XXVI ad v. familieras (!) credit Bezug 
genommen wird: »Et no.(ta), quod si uterque parentum ad fidem 
convertitur, filii ante nati, s.(cil.) parvuli sunt baptizandi, ut 
C. XXVIII. Q. I. Iudei (c. 10). Adultos: vero non credo debere 
baptizari invitos, ut d'. XLV. De iudeis (c. 5), nec legitimam eis 
debere aliquatenus denegari, sicut si infidelis filius ad fidem 
christianam convertitur, non debet porcione legitima defraudari, 
ut in conci. lat. Iudei. Eadem ratione si quis ex concubina filios 
suscepit et eam postea accipit in uxorem, filii in concubinatu 
nati eo ipso efficiuntur legittimi, uf in extrav. Tanía est vis 
(= c. 6 Comp. I IV. 18), instit. I. III. U. () I.« (§ 2a I. 3, 1)). 
‘Ferner c. 27, zu c. 1 D. VIII ad v. Quo iure: » Hic queritur, 
de quibus rebus hereticorum hic loquitur. Si de his, quas possi- 
debant nomine ecclesie, non videtur, quia non potuit laicus de 
his statuere, ut C. XVI. q.ult. Laicis (c. 24). Solutio: De rebus, 
quas here(t)ci possidebant nomine ecclesie, hic intelligitur, de 
quibus inperator statuere potuit precibus ecclesie, que tunc 
temporis erat novella, ut d. LXXXVIII. (LXXIX) Si duo (c. 8), 
nec poterat vires proprias excedere. Quibus etiam propria bona 
debent auctoritate ecclesie tolli per principes, ut in con. lat. Sicut 
ait, et ex hoc habetur, quod heretico vel anathematizato vasallo 
potest dominus feodum denegare, quia nec tali domino subditus 
cogitur obedire, ut XV. q. VI. c. pnlt. et ult. 4).« 

Häufig wird c. 2 des dritten Laterankonzils zitiert. So zu 
c. 1 D. XXIII ad v. futuris: »Nota, quod constitutiones futuris dant 
formam negotiis, non preteritis vel precedentibus(!), ut d'. XXXI. 
Ante triennium (c. 1), nisi hoc expresse dicatur in lege, ut C. L I. 


uic d es — 2)L.c.f. 45' c. 2. — 3) L. c. f. 40 c. 1. 
— 4) L.c.f. 35 c. 1. 
13* 
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de legibus I. Leges (C.1, 14, 3) et concilio lat. Cum in cunctis«'); 
ebenso zu c. 5 ead. ad v. discutiantur: »Hinc habes, quod si 
tempore consecrationis alicuius ei crimen opponatur, differri 
consecratio debet, uf in con. lat. Cum in cunctis. Set quid si 
ac(c)usator petit indutias ad testes inveniendos? Credo debere eum 
audiri, si tamen satisdederit de ac(c)usatione prosequenda « ?); 
abermals zu c. 1 § 11 D. XXV ad v. ef iurgia: ». . . Cum vero 
dyaconibus premineat archidyaconus, oportet eum de necessita(te) 
officii dyaconum esse, ut d'. LX. c. I. Quod si facere noluerit, 
deponi debet, ut d'. LX. Innovamus (c. 3) et in con. lat. Cum in 
cunctis«*); ferner zu c. 5 D. XXVIII ad v. infancie annis: »Nota, 
quod in canonibus expressum est, a quo tempore in ante debeant 
dignitates ecclesie dari, s.(cil.) a XIIIL, ut in decretali Indecorum 
(= c. 4 Comp. I I. 8), secundum canonem vero lat. conci. non 
nisi post XXV., ut in c. Cum in cunctis. Set non expressum, a 
quo tempore debeat aliquis clericus fieri. Credo tamen non esse 
hoc ante septennium faciendum. Ab eo enim tempore incipit puer 
esse doli capax et sponsalia ex tunc possunt contrahi, ut in extra- 
vag. Accessit« (= c. 6 Comp. I IV. 225; weiterhin zu c. 9 § 1 
D. LIV ad v. ante fuerint: »Nota constitutionem ad preterita 
debere extendi, ubi hoc exprimitur in canone, ut in con. lateranensi 
Cum in cunctis«*); wiederum zu c. 1 D. LVI ad v. Presbiterorum : 
».. Set nunquid talis (scil. illegitimus, si fuerit in monasterio 
conversatus) posset episcopus fieri? Non, quia nulli hoc con- 
ceditur, nisi sit de legittimo matrimonio natus, ut in con. l. Cum in 
cunctis« *); zu c. 14 ead. ad v. videbatur: »Et revera inpediebat 
eius promotionem peccatum parentum, quia non potest episcopus 
fieri de fornicario coitu natus, uf im conci. lat. Cum in cunctis. 
Quare de iure iste deponi potuit, nisi eum dispensative papa 
toleret . . . Quid dices de eo, qui de concubina natus est, quam 
pater postea accepit uxorem? Filius ante genitus legittimatur, ut 
in extrav. Tanta est et d. (1) c. l. 1) V. de naturalibus liberis 
lege Cum quis« (C. 5, 27, 10)*); sodann zu c. 20 D. LXIII ad v. 
electionem faciat: »Ex hoc patet, quod in electione archipresbiteri 
archidyaconus habet vocem. Set queritur, a quo debeat archi- 
presbiter accipere investituram ecclesie et animarum curam. Forte 
ab archidyacono, qui curam accipit animarum, ut in con. lat. Cum 
in cunctis. Vel quod est melius, videtur ab episcopo, qui solus 
1) L. c. f. 37’ c — DDL. c. f. 38 c 2 — 3) L. c. f. 39 c. 2 


sa ct c2, £40 cl B) Le .f. 44° c 2, beide 
— 7) »c. l.« steht auf radierter Stelle. — D) L. c. f. 45’ c. 1. 


Die Dekretglossen des Cod. Stuttgart. hist. f. 419. 197 


hoc dare potest, ut C. XVI. Q. ult. Nullus (c. 11). Idem videtur 
de presbitero, qui in ecclesia sinplicis canonici eligitur, ut per 
solum episcopum debeat ad patroni representationem confirmari 
canonico tamen consentiente electioni«!); endlich zu c. 7 D. XCII 
ad v. nec recepti: »Per hoc habeo solutionem argumenti, quod 
hinc solet elici, s.(cil.) quod clericus electus in ecclesia, si inde 
expellitur, potest ad priorem redire. Quod tunc demum intelligo, 
cum non accepit ad (I) possessionem corporalem ecclesie, in qua 
fuit electus, ut hic dicitur mec receptus. Si vero electione con- 
firmata possessionem acciperet, statim poterunt eius priores reditus 
alteri assignari, ut in con. Lat. Cum in cunctis, nec ipse deinceps 
poterit sibi aliquid iuris in priori ecclesia vendicare, ut C. XXI. 
Q. II. Si quis iam« (c. 3)?). | 

Die Glossen sind also jedenfalls nach 1179 geschrieben. 
Indessen läßt sich ihre Entstehungszeit noch näher bestimmen. 
In der Glosse zu c. 1 D. XL ad v. perennem dotem etc. ist 
nämlich von Lucius II. als dem damals regierenden Papst die 
Rede. Die Glosse lautet: »Dotem meritorum, ubi privilegia di- 
gnitatis petrus transmisit ad posteros quasi iure hereditario. Nam 
qui ei substituitur, in plenitudinem potestatis succedit sicut heres 
in omne ius, quod habuit defunctus. Unde dicunt quidam, quod 
sicut petrus tanquam caput apostolorum poterat apostolos solvere 
et ligare, ita si hodie apostolus viveret, posset a lucio solvi et 
ligari, qui petro in plenitudinem potestatis successit, licet non 
sit explorati iuris. Innocentiam autem transmisit ad posteros 
solummodo per exemplum«?). Somit fällt die Entstehungszeit 
der Glossen zwischen 1181 und 1185. Für die Möglichkeit einer 
noch genaueren zeitlichen Umgrenzung innerhalb des Pontifikats 
Lucius’ III. fand ich keinerlei Anhaltspunkt. Insbesondere bin ich 
auf keine Dekretale dieses Papstes gestoßen. 


Als Heimat der Glossen muß Frankreich, näherhin die 
Kirchenprovinz Sens gelten. Der Verfasser kommt zwar auch 
auf ifalienische kirchliche Rechtsverhältnisse zu sprechen. Er 
berichtet, daß in manchen italienischen Kirchen, der Dom-»archi- 
presbyter« von Amts wegen das Gleiche tut, was in den galli- 
kanischen Kirchen der Dom-»dekan«*). Insbesondere weiß er, 

1) L.c.f.45' c. 1l. — 2)L.c.f.47 c.2. — 3)L.c.f.42' c.1. — 4)Zuc.l 
S 12 D. XXV ad v. archipresbiter heißt es: »De archipresbitero parrochie verum 
est eum debere archidyacono obedire, set an sit idem de archipresbitero maloris 
[»maioris« ist korrigiert aus »mortis«] ecclesie, queri solet et littera sequens hoc 
velle videtur. Credo etiam, quod archipresbiteri nomine etiam decanus intelligitur, 


ut d'. L. In capite (c. 64). /n quibusdam enim ecclesiis italie idem facit ex 
offitio presbiteri (I) maioris ecclesie, quod in gallicanis decanus« (l. c. f. 39 c.2). 
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daß in der Mailänder Kirche der Dekan oder der Archipresbyter 
eigenmächtig die Tonsur erteilt). Mit den Verhältnissen der 
Kirche Frankreichs ist der Verfasser jedoch viel mehr vertraut. 
Abgesehen von dem soeben über die französischen Dom-»dekane« 
Mitgeteilten kennt er die Art des Chorgesangs bei den Mönchen 
von Clairvaux?). Zu c. 1 § 11 D. XXV ad v. et iurgia bemerkt 
er: »/n ecclesia gallicana hec omnia observantur, ubi qualibet 
VI feria, que in parrochia eveniunt, coram archidyacono ven- 
tilantur«?). Namentlich ist von Bedeutung, daß er zur Beleuchtung 
seiner Lehren gerade auf die Kirche von Sens und die von 
Paris exemplifiziert. Zu c. 26 D. XCIII ad v. £unc enim sicut 
illius locum tenens honorabitur lesen wir nämlich: »Ex hoc 
volunt quidam, quod personis metropolitane sedis reverentiam 
debent clerici ecclesie suffraganee. Unde si decanus senonensis 
parisiensem intraret ecclesiam, ei deberet in choro cedere pari- 
siensis. Set tunc demum hoc videtur debere fieri, cum ille esset 
legatus maioris, et hinc habes, quod ex persona alterius potest 
aliquis, quod ex persona sua non potest. Valet et argumentum, 
quod si a parisiensi appellatur ad senonensem et causa pendente 
parisiensis eligitur in senonensem, quod potest de hac causa 
cognoscere ratione sedis et persone, cui successit« ^). Die an- 


1) Zu c. 1 D. LXIX ad v. manus inpositione schreibt der Verfasser: 
»De subdyaconatu non potest intelligi, quia non datur hic ordo cum manus 
inpositione, ut Supra d'. XXI(l. Subdiaconus (c. 15). De quibus si intelligatur, 
ex hoc potest haberi, quia ante subdyaconatum nullus potest in publica missa 
legere epistolam, in privata vero missa quilibet potest facere iussione sinplicis 
sacerdotis et in hoc casu inproprie ponitur manus inpositio. Abbas vero si 
sacerdos fuerit, potest usque ad acolitum in suo monasterio ordinare. Quod 


tamen est hodie derogatum sicut illud, quod in hoc eodem C. habetur de 

corepiscopis. Set Meus decanus vel archipresbiter potest coronam facere 

alicui sua auctoritate? Et (respondeo) quod, .quidquid sit de iure, in medio- 

lanensi ecclesia tamen sit (?). Set nunquid isti auctoritate episcopi possunt 

minores ordines conferre? Non credo. Illi vero, qui religiosis presunt ecclesiis, 

| a un FE ng possunt alicui coronam facere, ut in dec. Ad peticionem «s 
. C. f. 45° c. 2). 


2) Zu c. 1 D XCII ad v. non voce lesen wir: »Tantum subaudias, ut 
de con. d. V. Non mediocriter (c. 24). Non enim prohibetur hic extrinseca 
modulatio vocis, licet quedam religio habeat, quod nunquam voce alta cantent, 
set voce submissa sine omni cantu, ut legere videantur pocius quam cantare. 
Melodye etiam, quas quidam faciunt, a clarevallensibus respuuntur. Quod 
autem dicitur voces cantantium non esse medicamine liniendas, credo ex 
causa fuisse dictum, ne ad voluptates exercendas hoc fiat. Si vero causa 
ee medicamina adhibentur faucibus, non esset notandum« (I. c. f. 47 
c. 1 sq.). | 

8) L. c. f. 39 c. 2 — Der Verf. fáhrt fort: »Set nunquid omnia debent 
coram eo ventilari, ut causa matrimonii et huiusmodi? Possunt utique, quia 
vice episcopi videtur congnoscere, qui eum in partem sue sollicitudinis in- 
vitavit, ut d. XCII. c. ul't.« (l. c.). 


4) L. c. f. 47 c. 2. 
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geführten Umstände sprechen unbedingt dafür, daß die Glossen 
in Frankreich, näherhin in der Kirchenprovinz Sens, vielleicht zu 
Paris verfaßt wurden. 


Über die Person des Verfassers wissen wir wenigstens soviel, 
daß er vor den Glossen bereits eine Summa zum Gratianischen 
Dekret geschrieben hatte. Denn zu c. 5 D. XXIII ad v. //lud 
erklärt er: »Preter eum casum, quem in hoc. c. in summa nostra 
posuimus, «liter dicimus sic posse poni: Ecce ad eligendum 
metropolitanum convenire debent episcopi, ut d. LXIII. Metro- 
politano (c. 19). Si vero eo electo aliquid opponatur, quod in- 
quisitione facta coram conprovintialibus episcopis ei probari non 
possit, tunc si mala fama subest, debet electus se purgare cum 
episcopis conprovintialibus VI. ad minus, ut C. Il. q. II. (V) Si 
legitimi (c. 12). Unde si tres episcopi conveniant ad eius electionem, 
adiungent sibi alios tres, si Ilo., duos, ita ut senper sint VI. 
Hic casus consonat littere, in qua dicitur ad eligendum et pur- 
gandum«!) Um welchen Summisten es sich aber näherhin 
handelt, entzieht sich meiner Kenntnis. Jedenfalls ist er nicht 
identisch mit dem Verfasser der Summa Parisiensis, da letzterer 
z. B. hinsichtlich der Notwendigkeit der Intention auf seiten des 
Taufenden und auf seiten des Täuflings eine ganz andere An- 
Schauung als unsere Glosse vertritt ?). | 


Zu c. 5 cit. heißt es in der SP ad v. Illud: »De episcopis. 
Si enim aliquis electus criminatur nec exeant testes, debet se 
purgare non duobus episcopis tantum, set ad minus coram V. 
vel VI. postule(ntur) V vel V(I) ad nu.(merum), i. e. ut fiat cum 
supradictis quinarius vel senarius, et idcirco quidam libri habent 
emendatum post duos vel tres. purgatus per iuramentum ad 
removendam infamiam, et hoc si testes non exeant« (Cod.Bamberg. 
Can. 36 [P. II. 26] f. 8 c. 1). 


Der Verfasser bietet keinen fórmlichen Apparat zum ersten 
Dekretteil, vielmehr sind zahlreiche Kapitel mit vólligem Still- 
Schweigen übergangen. In D. L z. B. folgt auf eine Glosse zu 
c. 8 sofort eine solche zu c. 219). Dei D. LVI wird c. 1 und dann 
sogleich c. 14 kommentiert). Zu D. LXIV findet sich eine 


1) L. c. f. 38 c. 1 sq. — Wir begegnen hier also der gleichen Erscheinung 
wie bei Johannes Faventinus, der bekanntlich zuerst eine Summa und dann 
eine Glosse zum Oratianischen Dekret verfaüte. — 2) Das Nähere darüber s. 
unten S. 237 f. — 3) L.c.f.4c.1. — 4)L.cf45c2. - 


200 Gillmann 


Glosse zu c. I, eine zu c. 5, woran sich unmittelbar eine Glosse 
zu c. 3 D. LXVIII anschließt‘. Nach einer Erklärung zu c. 3 
D.LXXXVII wird ohne weiteres zur Erörterung von c.5 D.LXXXVIII 
geschritten *). Der Verfasser wollte wohl nur Ergänzungen zu 
seiner Summa liefern. 

- Ob er auch die übrigen Dekretteile in ähnlicher Weise 
glossiert hat, darüber geben die vorliegenden Glossen keinen 
positiven Aufschluß. Jedenfalls fehlt aber bei ihnen jeglicher 
Hinweis auf eine derartige Betätigung und in unserer Hs endigt 
der Text vor der Mitte der c. 2 f. 48, wobei die letzten Buchstaben 
des letzten Wortes zum Zeichen des Schlusses mit Majuskeln 
(s. oben S. 194) geschrieben und in die Länge gezogen sind. 


Daß die fraglichen Glossen sämtlich von einem und dem- 
selben Urheber herrühren, ist bei ihrem durchaus einheitlichen 
Charakter nicht zu bezweifeln. 


Was die benutzten Quellen anlangt, so ist zunächst zu 
bemerken, daß die HI. Schrift reichlich zur Verwendung kommt. 
So lesen wir z. B. zu c. 7 D. I ad v. violentie per vim repulsio: 
»In continenti, i. e. nullo contrario actu interveniente, ne dissi- 
mulatione aboleatur iniuria, vel maleficio flagrante licet cuique 
se defendere etiam cum iniuriantis lesione, ut in extravag. Sicut 
dignum (= c. 4 Comp. I V. 34). Illud ergo apostoli: »non vos 
vindicantes« (!) etc. (cf. Rom 12, 19), consilii est, non precepti. 
Alii vero dicunt precepti esse, ut ibi glosa [scil. Walafrid. Strab. ; 
Migne, P. L. 114, 512] innuit. Nec sine peccato potest aliquis 
referire et istud solvunt dicentes aliud esse repercutere, quod in 
apostolo prohibetur, aliud vim repellere, i. e. iniuriantem a se 
removere, tamen sine lesione, arma-s.(cil.) defensionis, non in- 
pugnationis opponendo, quod hic permittitur. Set potior nobis 
videtur prima sententia«?). Zu c. 29 D. XXIII ad v. docere heißt 
es: »Hec fuit causa constitutionis huius, quia et apostolus dicit: 
»Mulieres in ecclesia non loqua(n)tur, set domi viros suos in- 
terrogent« (cf. 1 Cor. 14, 34 sq.), vel quia propter peccatum, quod 
mulier introduxit, verecumdari ei similiter precipitur, ut C. XXXIII. 
Q. ul't. c. ult, quia hoc dominus ipse prohibuit, ut dixit: 
»Mulier, noli ıne tangere« (Jo 20, 17), quod sic exponitur in 
iohanne: i. e. noli de occultis ecclesie sacramentis docere. Non 
tamen per hoc prohibitam estimo abbatissam litteratam sermonem 


l)L.cf.45'c.2.— 2) L. c. f. 47 c.1. — 3) L. c. f. 34' c. I. 
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facere in claustro sororibus«!). Zu c. 1 D. XXX ad v. maxime 
fideles finden wir: » Maxime hic pro »tantum« debet accipi, ut ibi 
in C. XI. Q. III. Si quis episcopus danpnatur (c. 6). Solis enim 
fidelibus parentibus reverentia debetur a filiis iuxta illud: »Honora 
patrem tuum« (Ex 20, 12). Infidelibus autem parentibus non sunt 
filii [korrigiert aus: alii] fideles subiecti, ut C. XI. Q. III. Si 
dominus (c. 93), ut C. XXVIII. Q. I. Si infidelis [korrigiert aus: 
infideles] (c. 7). Vel potest maxime proprie accipi. Nam infideles 
parentes, i. e. excommunicatos, debent filii honorare, qui et eis 
licite communicare possunt, ut C. XI. Q. IIl. Quoniam (c. 103). 
Set nunquid precisis parentibus, i. e. hereticis et scismaticis, possunt 
licite per illud gregorii (c.103 cit.) filii communicare? Quere«?). Zu 
c.10 D. XC ad v Si quis contristatus lautet die Glosse: »Nota, quod 
is, qui iniuriam facit, aut vult satisfacere iniuriato aut non. Si 
vult satisfacere et legittime, ut animus relevetur afflicti, ut C. XXIII. 
Q. III. Si illic (c. 29), tunc debet cogi offensus reconciliari ei, 
quo ad pacem intelligo extrinsecam,  s.(cil.) ut ei non deneget 
osculum vel colloquium vel huiusmodi amicicie signa. Nam quod 
eum non odiat (!) solius dei est efficere. Si vero satisfactionem 
offerre non vult, credo eum cogendum. Set nunquid in eo casu 
potest ille cogi, ut ei remittat? "Videtur, quia absolute dicitur: 
»Orate pro persequentibus et calunpniantibus vos« (Mt 5, 44). 
Set secundum hoc nullus potest hodie agere iniuria(ru)m, cum 
teneatur iniuriam remittere. Set illud vel perfectorum est vel est 
consilium. Sufficit enim inimicum non odire (!), vel iubemur eis 
dimittere rancorem animi, non iniuriarum accionem, ut d'. XLV. 
Et qui« (c. 11)9). ' 


Von vorgratianischen Rechtssammlungen wird nur das Dekret 
Burchards von Worms zitiert. Ich fand eine Erwähnung Burchards 
an folgenden Stellen: Zu c. 2 D. V ad v. eadem hora schreibt 
der Veríasser: » Hoc in necessitate fieri posse intelligo, ut in 
sequenti capitulo dicitur. Alioquin esset huic derogatum. per con- 
trariam consuetudinem et constitutionem, que est in b. /. XVII. 
Mulier« (c. 141; Migne, P. L. 140, 1010) 5); zu c. 7 D. XXIII ad 
v. Episcopus etc.: »Sicut ex aliis canonibus collegimus, hec 
videntur esse de substantia consecrationis episcopalis, ut s.(cil.) 
a tribus episcopis ad minus consecretur — nam a paucioribus 
consecratus nomen episcopi non meretur, ut d. LXXIII. (LXIV) 


1) L. c.f.39c.1. — 2) L. c.f. 41 c. 2. — 3) L. c. f. 47 c. 1. — Weitere 
Belege s. oben S. 193, noch weitere folgen unten. — 4) L. c. f. 34* c. 2. 
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c. I. — et quod ab eisdem debeat inungi crismate, ut in eodem 
N dicitur et C. VIII. q.I. Licet (c. 15). Benedictiones etiam 
sunt necessarie, ut de con. d. MII. (V) Nonquid (c. 10). Hec 
autem auctoritas et sequentes vel eadem, de (!) quorum hic non 
exprimit auctor.(itatem), inveniuntur ut (!) burcardi li. I. In ordi- 
natione« (?)'); zu c. 6 D. XXXII ad v. vel aliis sacramentis 
consulitur: »Per hoc apparet. sacramentum ordinis non debere 
vel posse dari, ubi sacramentum fidei non precessit, ut C. I. Q.I. 
Cum paulus (c. 26) quia non esset ordinatus, qui baptismum 
non accepisset, ut b’. I. IHI: Si quis presbiter« (c. 74; Migne 1. c. c. 
741)2); zu c. 5 D. XXXVIII ad v. canon penitentialis: »Nota, 
quod episcopi canones generales scire tenentur, per quos iudi- 
cant episcopi et iudicantur, ut d. XX. De libellis (c. 1). Minores 
vero presbiteri scire debent penitenciales, qui sunt in burcardo«?); 
zu c. 5 D. L ad v. Clericum: »In hoc et in sequenti c. dicitur, 
quod qui occidit paganum — idem esset de iudeo et multo fortius 
de christiano —, licet se defendendo non debet in suis ordinibus 
tolerari. Set est sciendum, quod cum aliquis se defendendo 
occidit, aut sua culpa in hanc necessitatem devenit aut non. Item 
aut potuit aliter evadere aut non. Si igitur sua culpa ad hoc 
devenit vel aliter evadere potuit et occidit licet se defendendo, 
tenetur, ut in inst’ 1. IIII. t. de L. aquilia (§ 2 I. 4, 3). Si vero 
nec sua culpa eum ad hanc necessitatem induxit nec aliter evadere 
potuit et occidit, non debet deponi, set penitentia aliquantula ei 
inponetur, ut Infra e. d. De hiis clericis (c. 6). Nam vim vi repellere 
omnia iura permittunt. Set quid si occidit furem clericus ob 
tutelam et liberationem suarum rerum? Non debet deponi, se; 
duntaxat ei penitentia inponetur, uf b’. l. XI. Si fur« (c. 60; 
Migne |. c. c. 870)%); zu c. 4 D. LIV ad v. Qui ex famulis 
servituri: »Potest enim ecclesia ea lege servum suum manu- 
mittere, ut promoveatur, nec est symoniacum. Nam hoc potest 
privatus, ut b’. L. II. Nullus clericus (c. 234; Migne |. c. c. 665). 
Set quid si manumissus non patitur se promoveri? Credo eum 
in servitutem redigendum, cum hoc etiam dicatur de iam promoto 
in predicto c. b. 5);.zu c. 10 $ 1 ead. ad v. per sacerdotium iam 
intelligi (!) non potest: »Nota hic casum, in quo dominus sine 
culpa suo iure privatur, set propter favorem rei alterius, s.(cil.) 


1) L. c. f. 38 c. 2, .38' c. 1. — 2) L.c.f.49 c.2. — 3) L. c. f.42c.2. — Die 
Fortsetzung heißt: »Hodie vero omnes pen(itenci)e sunt arbitrarie et arbitrio 
sacerdotis cuiuslibet dimittuntur, quia nunc exasperare eas pote nunc molliri, | 

ut C. XXVI. Q. ult. Tempora« (c. 2. — 4)L.c.1.43'c.2. — 5) L. c.f. 44' c. 9. 
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sacerdocii. Per hoc quidam dicunt derogatum esse illis capitulis 
b’., in quibus sacerdos debet restitui. Per hoc volunt derogatum 
esse legi, que dicit, quod episcopalis dignitas non liberat a curiali 
fortuna infra e. d'. (Si) servus« (c. 20)'); zu c. 1 D. C ad v. 
ac per hoc episcoporum consecratio: »Hinc canon videtur innuere 
ante pallium archiepiscopum non posse episcopum consecrare et 
in hoc casu forte potest intelligi illud b.l. I. Nullus episcopus 
sine (c. 27; Migne l. c. c. 556), ubi dicitur archiepiscopum non 
posse episcopum consecrare cum duobus episcopis, s.(cil.) ante 
pallium acceptum: ?). 

‘Ober die Art und Weise der Zitation Burchards braucht 
nach diesen Mitteilungen nichts gesagt zu werden. f 


In ähnlicher Weise wie bei Simon von Bisiniano 3) finden die 
nachgratianischen Dekretalen in ausgiebigster Weise Verwendung. 
Von Eugens Ill. Dekretalen wird luvenis*) einmal, Temerariam 5) 


1) L. c. f. 45 c. 1. — Der Verf. fährt fort: »Set opponitur: Nonne hic 
servus peccavit mortaliter, cum se permisit promoveri? Fecit enim furtum sui 
ipsius domino. Cum enim secundum apostolum servi teneantur dominis obedire 
(cf. 1 Petr 2, 18), peccat ergo, qui se vel servicium domino subtrahit. Item 
non prodidit se fuisse servum tempore consecrationis, quare debet degradari 
promotus, ut Supra d'. L. Ex penitentibus (c. 55). Lectori solutio servatur 

. « 


.« (l. c). 

2) L. c. f. 48 c. 1. — Die Fortsetzung der Glosse lautet: »Set nunne (!) 
potest suffraganeis dare licentiam episcopos ordinandi ante pallium? Videtur. 
Nam et capitulum forte metropolitane ecclesie posset sede vacante. Set quid 
si archiepiscopus eligitur in primatem, nunquid novum eum oportet habeie 

allium, vel non poterit episcopum primitus consecrare? Quere, lector, a maiori- 
us, quia hec non inveniuntur iuris laqueis innodata« (l. c). 

3) Vgl. Wiener Sitz.-Ber. phil.-hist. Kl. 63 (1869), 324—328) [Schulte]. 

4) c. 2 D. XIV ad v. dubia vel obscura: »Est interdum factum dubium 
et tunc in humaniorem partem est declinandum et ubi minus ubi minus (!) 
est periculum, ut d'. LXVIII. Cui (!) et de con. d'. I. Sollenpnitates (c. 17). 
Unde per hoc habes: Si dubitatur de matrimonio, an fuerit contractum, potius 

ro ipso quam contra ipsum est iudicandum, ul in extravaganti luvenis 
= c 18 Comp. 1 IV. 1). Si vero obscura est legis littera vel mens, ea est 
accipienda significatio, que vicio caret, ut in d'c. (!) In ambiguo« (D. 1, 3, 19) 
[f. 35 c. 2, f. 35' c. 1]. 

5) c. 3 D. XCV ad v. nam non penitentibus: »Hinc expresse habetur 
sacramenta ecclesiastica non debere dari non penitentibus, ut XIII. Q. II. c. 
ult. Unde si manifestum est aliquem in notorio crimine esse et in extremis 
petit eucharístiam, cum tamen penitere non velit, dicimus ei sacramenta omnia 
neganda. Set quid si freneticus fuerit vel alio modo preventus non potest hoc 
facere? Tunc si aliorum verbis habet argumentum preterite voluntatis vel 
presentis in suo nutu, danda sunt ei saciamenta, ut C. XXVI. Q. VI. Qui 
recedunt (c. 7). Set quod hic generaliter dicitur: cui omnia denegantur, nec 
unum debet concedi, simile habet infra de con d. II. Conperimus (e. 12) Set 
contraria sunt duo im extrav. Temerariam (== c. 2 Comp. 1 V. 11) et C. 
XXIL Q. VIII. Quiconque (c. 4), ubi dicitur, quod sepultura debet privari 
ille, qui in ludo noxio moritur, licet penitenti sacramenta reliqua concedantur. 
Set specialiter illud statutum credo in odium talium, qui in torniamentis dece- 
dunt, ut pene atrocitas eos a temeritate tali valeat revocare« (l. c. f. 47* c. 1). 
— Nach c. 4 C. XXIII q. 8 wird dem Betreffenden das kirchliche Begräbnis 
in Wirklichkeit nicht verweigert. 
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einmal, Presbiterum') zweimal zitiert. Von den Dekretalen 
Alexanders IIl. sind — abgesehen von den Kanones des dritten 
Laterankonzils — folgende beigezogen: Sicut dignum ?), Non satis 3), 
Licet preter solitum *) Cum Christus 5), Quamvis simus ô), 


1) c. 23 D. XXIII: »Si quis ecclesiasticis (!) relaxaverit comam, sit 
. anathema. Ex hoc pate: omnes tales apostatas ut (!) infames, ut in decretali 
Presbiterum (= c. 2 Comp. I V. 8). Unde et a patrocinio causarum essent 
repellendi, si infames, ut C. 1. (Ii) Q. VII. Infames (c. 1). Quidam tamen ad 
excusandas excusationes in peccatis (cf. Ps 140, 4) dicunt de contenptoribus 
hoc esse intelligendum, i. e. de hiis, qui altario serviunt, ut iníra e. d. c. 
penul't. De peregrinantibus vero secus. 

Nam tucius peterem laici sub ymagine romam, 

Fas fuit, ut sinerem luxuriare comam« (I. c. f. 38' c. 2); c. 1 D. LV 
ad v. corpore viciatus: »Si enim naturalium menbrorum defectum patitur 
aliquis in membris evidentibus, qui deformitatem inducat, non promovebitur, 
puta in manu tres habet digitos. Si vero uno digito careret, puta minimo, non 
inpediretur. Nam si casu unum talem perderet, promoveretur, ut iníra e. d. 
Lator (c. 11), nisi quis dicat ibi eum non digitum, set partem amisisse, que 
non inducebat manifestam menbri enormitatem, ut in extrav. Presbiterum 
(= c. 2 Comp. I Ill. 6). Si vero pedis digitos naturaliter vel casualiter per- 
didisset, non ideo inpediretur. Set quid si VI. vel plures digitos haberet in 
manu vel tres oculos vel plus, sicut sepe contingit? Non crederem monstrum 
huiusmodi. debere promoveri. Set quid de ermairodito? Dicemus: Qualitas 
sexus incalescentis ostendit, an debeat promoveri, ut C. III. Q. Ill. S Item iu 
criminali« (c. 3 S 22) fl. c. f. 45 c. 2. — Die Verse zu c. 23 D. XXIII hat 
auch Tankred, welcher zu c. 3 Comp I Ill. 1 ad v. relaxaverit bemerkt: 
»S Nisi iusta de causa. Unde quidam reprehensus a domino papa, quare 
habitum dimiserit clericalem, respondit: Tutius ut peterem . . . romam, 

Fas fuit . . . . comam. t.« (Cod. Lips. 968 f. 29° c. 2. Cf. gloss. ord. 
ad v. relaxaverit c. 4 X III. 1. | 

2) S. oben S. 200. 

3) c. 6 D. IV ad v. consuetudinem: »Nec ıatione temporis nec multi 
tudinis aliquis a crimine excusatur [korrigiert aus: accusatur], quia non ideo- 
minus peccatur quia cum pluribus, ut C. II. q. I. Multi (c. 19), et diuturnitas . 
temporis non minuit peccata, set auget, ut in extrava. Non satis (= c. 7 Comp. I 
V. 2) Hic ergo venia pene fuit inpunitas, ut C. I. q. ult. Quoniam (c. 13), non 
indulgentia abolens culpam« (f. 34° c. 2). 

4) c. 7 D. VIII ad v. consuetudinem nobis obiciunt: ». . ut in extrava. 

Licet preter solitum (= c. 3 Comp. I IV. 11) . .« (f. 35 c. 1); c. 8D. XI ad v. 
auctoritate tota constringitur: ». . ut in extrava. Licet preter solitume (f. 35 
c..2); c. 22 D. L ad v. sacrilegium: ». . ut in dec. Licet pre. s. . .« ( 
c. 1); c. 5 D. LXXXII ad v. secundum canonem apostolorum debeat deponi: 
». . Set quia a peccato carnis pauci inveniuntur inmunes, ut d'. L. Quia (c. 38), - 
ideo misericorditer voluit silvester papa, ut episcopus episcopus (!) cum talibus 
(scil. fornicariis in iure confessis vel convictis) vere contritis et penitentibus 
dispensaret, si vellet, ut dicitur in extrav. Licet preter soli. . .« (f. 46 c. 2). 

9) c. 2 D. XII ad v. religionis relatio: ». . sicut in dec. Cum Christus 
(= c. 5 Comp. | V. 6) . .« (f. 35 c. 2); D. XX pr. ad v. expositionibus : 
». . ut in extra. Cum Christus« (f. 36 c. 2; s. die beigegebene Tafel); c. 6 
D. XL ad v. nisi in fide: ». . licet omnes Christum dixerint non esse aliquid, 
secundum quod est homo, prevaluit tamen alex. tercii sententia in contrarium 
sencientis, ut in decretali Cum Christus . .« (f. 42° c. 2). 

6) c. 7 D. XVIII ad v. Quoniam quidem et (!) regula: ». . ut in extra. 
Quamvis simus (= c. 3 Comp. I I. 2) . .« (f. 35" c. 25; c. 28 D. L ad v. 
antiquior et potior: ». . ut in extrav. Quamvis simus« (t. 44 c. 1); c. 1 
D. LXIV ad v. consensum in litteris teneant: »Hinc nota, quod ubi aliquorum 
consensus requiritur et presentia, sufficit eos vel litteris consentire Ergo duo 
iudices delegati possunt de causa cognoscere tercio litteris consentiente eis Hcet 
eo absente, ut in extrav. Quamvis simus« (= c. 7 Comp. 11.21) (f. 45° c. 2]. 
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Personas ecclesiarum !), Inlitteris?), Quoniam quesitum, Qua fronte, 
Sane quia nos’), Dignum est‘), In litteris"), Tanta est vis 2). 
Meminimus?), Indecorum?), Accessit?) Cum sis preditus, Ad 
petitionem '°), Relatum est!!), Continebatur '*), Universalis '3), 


1) c. 3 D. XIX ad v redarguatur : ». . ut d'. L. Si episcopus (c. 7) 
et in extravag. Personas (= c 3 Comp. I V. 16) . .« (f. 36 c. 2; s. die bei- 
gegebene Tafel); c. 7 D. L ad v. falsaverit: ». . ut hic et Supra d’. XXX. 

In memoria (c. 3) et in decretali Personas ecclesiarum« (f. 44 c. 1). 

2) c. 3 D. XX ad v. Quorum (!): ».. ut in extravag. In litteris (= c. 2 
Comp. I IV. 22) . .« (f. 36' c. 1). 

3) c. 4 D. XXI ad v. absolvit: ». . ut in dec. Quoniam quesitum 
(= c. 2 Comp. I I. 23). , ut in dec. Qua fronte (= c. 41 Comp I Il. 20). ., 
ut in decret. Sane quia nos« (= c. 16 Comp. I I. 21) [f. 36° c. 2, f. 37 c. 1l]; 
i 1 D. LD ad v. suscipiendi non sunt: ».. ut in decretali Qua foite« (!) 

. 44’ c. 2]. 

4) c. 1 D. XXIII ad v. disponendi facultates: ». . ut in extravag. 
Dignum est (= c. 19 [16] Comp. I I. 4) . .« (f. 37' c. 2). 

5) c. 6 D. XXIII ad v. singulariter : »Istud potest responderi querenti- 
bus, quare specialiter a promovendis votum continentie exigitur, ut d'. XXVIII. 
c. L, cum ipso iure ad hoc teneantur, ut d’. LXXXIIII. Cum in peccato [!] (c. 3): 
Quia solet etc. Hic etiam respondetur querentibus, quare quod de iure con- 
muni est licitum nobis, s.(cil.) prebendas nostras habere vel beneficia, facimus 


inde nobis confirmationem fieri a papa. Et hec est R.: Quia solet etc., licet _ 
confirmatio beneficii aliquid plus operetur, ut in extravag. In litteris. Alibi 
tamen dicitur, quod specialiter non debet concedi, quod de iure conmuni 
conceditur, ut C. 1. III. () quibus non obicitur longi temporis prescriptio 
l. II. (C. 7, 35, 2). Unde dicitur: Expressa nocent, non expressa non nocent« 
(f. 38 c. 2); c. 3 D. LXXXVII ad v. nostri nominis intercessione sperat sibi 
remedia: »Hinc potest quoquo modo haberi, quid prosit alicui a romana 
ecclesia confirmationis vel protectionis litteras impetrare: Quia facilius ei 
tenetur assistere quam aliis, vel ideo, "s solet plus timeri, quod specialiter 
promittitur vel confirmatur, ut d. XXIII. Quamquam (c. 6). Vel quod melius. 
est, ad hoc prodest eis confirmatio pape, quia si tempore contirmationis 
pacifice illud beneficium possidebat, non potest suus episcopus post de 
wears inde suborta iudicare sine licencia pape, ut in decretali In litteris« 
. 47 c. 1). 

6) S. oben S. 195f Ebenso c. 5 D. LXXXII ad v. redimere: ». . ut in 
decretali Tanta est vis . .« (f. 46 c. 2). 

c. 2 D. XXVII ad v Quidam: ». . ut in C. XXVII. q. I. Nuptiarum 
(c. 41) et in extravag. Meminimus (— c. 6 Comp. I IV. 6) . .« (f. 40 c. 2). 

8) S. oben S. 196. 

9) S. oben S. 196. 

10) c. 9 D. XXVIII ad v. nec religiosam mutaverit vestem: ». . ut 
in extravag. Cum sis preditus (— c. 4 Comp. I III. 28) . ., ut in extravag. Ad 
peticionem (= c. 8 eod.) . .« (f. 40° c. 2). 

11) c. 13 ead. ad v De syracusane: ». . triplex est cautio, iuratoria, 
fideiussoria et pignoraticia. Ante electionem nulla istarum est exigenda, ut 
C. VIII. Q. HI. Artaldus (c. 2) post electionem vero confirmatam quelibet 
exigi potest, ut hic et in d'. C. In ea (c.5) et in extravag. Relatum este (f.41c.1). 

12) c. 1 D. XXXI ad v. victurum caste promiserit : ». . ut in decretali 
Continebatur (= c. 5 Comp. I IV. 6) . . (f. 41 c. 2). 

13) c. 3 D. XXXII ad v. ef stipendia: »Ex hoc volunt quidam, quod 
cum liceat omnibus in minoribus ordinibus uxores ducere, licite possint et 
beneficia retinere. Quod tamen non provenit, nisi forte ubi ecclesie talis 
consuetudo diutius inolevit, ut infra e. d'. Placuit (c 13). Hodie enim con- 
gatis clericis sublato appellationis remedio debent beneficia tolli, ut in decre- 
talibus (1) Universalis (= c. 2 Comp. I Ill. 8). Hoc autem capitulum et locale 
est et temporale. Anglicis enim specialiter hoc fuit indultum, cum noviter 
fuerint ad fidem conversi, ut dicitur infra C. XII. Q. I. Quia« [c. 8] (f. 41^ c. 2). 
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Inter cetera, Cum sacrosancta!), Quoniam sicut?) Super eo?) 
De illis*), Licet universis), Cum nos") Cum teneamur?), 
Ad petitionem *), Super eo quod a nobis?), Licet, In ementi !9), 
Licet iuxta apostolum''), In litteris!?). Wie aus den Zitaten 
ersichtlich ist, werden die päpstlichen Erlasse völlig wahllos 
als Dekretalen und als Extravaganten bezeichnet. Viermal wird 
der Name des Urhebers einer Dekretale angegeben. So in der. 
Glosse zu c. 4 D. V ad v. menstruatam: »Hinc dicunt quidam, 
quod sicut est prohibitum ad menstruatam accedere, ne partus 
corruptus nascatur — nam sanies corrupta degenerat —, eadem 
ratione de leprosa est dicendum, quod eam non debeat cogno- 
scere vir sanus. Set alex. III. contradicit in decret. Quoniam sicut 


1) c. 5 eod. ad v. indubitanter : ». . ut in d’. LXXXI. Si qui pres- 
biteri (c. 15) et in extravag. Inter cetera (= c. 4 Comp. I Ill. 3) . ., ut in 
decretali Cum sacrosancta (= c. 5 Comp. I II. 20) . .« (f. 49 c. 1). 

2) c. 12 D. XXXVII ad v animus preponitur corpori: ». . ut in 
decretali Quoniam sicut« (= c. 2 Comp. I IV. 8) [f. 42° c. 1]. 

l 8) c. 1 D. LIII ad v. in suo habitu: ». . ut in dec. Super eo (= c. 9 
Comp. 1 III. 27) . .« (f. 44° c. 2). | 
4) c. 9 D. LIV ad v. exuti religioso privilegio: ». . Nam et qui 
apostatam (clericum) verberat, est ESEE S. si scit illum esse clericum, wt in 
dec. De illis . .« (f. 45 c. 1); c. 2D L II ad v. non probatur pervenisse: 
"Inprimis ex hoc collige: Qui ignoranciam allegat alicuius rei, non ‘cogitur 
eam probare, set adversarius tenetur probare in contrarium, s (cil.) cum scienter 
illud fecisse. Simile in C. IH. Q. IX. Indicas (c. 14). Set contraria sunt ista 
tria: in C. I. Q. I. Si quis a symoniacis (c. 108) et C. IX. Q. I. Ordinationes 
(c. 5) et in dec. De ill'. Set de mero iure qui ignorantiam pretendit et dicit 
se non novisse statutum, non [ist in der Hs irrtümlich wieder getilgt] tenetur 
"d ront on a nulla sit probatio, ut C. VI. Q. ult. Accusator 
c. 2) . .« (f. c. 2). 
| 9) c. 13 D. LIV ad v. Mancipia: »Nota, quod hic non solum est 
prohibitum, ne christiani ut servi serviant iudeis. set nec etiam debent alii 
christiani eis operas suas locare nec nutrices eorum nutrire infantes, ut in 
dec. Licet universis (— c. 2 Comp. 1 V. 4), et cum iudeus christianum emit, 
non reddito precio ei tolletur, quia christianorum conmercium infidelibus est 
interdictum« (f. 45 c. 1). | 

6) c. 20 D. LXIII ad v. custodiat: »Per hoc potest haberi, quod donec 

vacat, eius redditus debent venire ad manus episcopi vel archidyaconi. Set 


canones contradicunt I d. LXXV. c. I. et C. XII. Q. II. Non licet (c. 13) et in 
extrav. Cum nos« (= c 3 Comp. I IH 9) [f. 45° c. 1 sq). 

7) c. 24 ead. ad v. sub exconmunicationis interminatione: ». . ut in 
decretali Cum teneamur« (= c. 23 Comp. I Il. 20) [f. 45° c. 2]. 

8) S. oben S. 198!. 

9) c.5 D. LXXXII ad- v. secundum canonem apostolorum debent 
deponi: ».. Nam et vir de adulterio penitens vel mulier potest alteri debitum 
reddere infra tempus entente, In decret. Super eo quod a nobis« (== c. 6 
Comp. I IV. 20) fi 46 c. 2]. 

10) c. 5 cit. ad v. redimere: ». . Absolutiones autem ille et sole pro- 
sunt, que fiunt a suis maioribus, ut in decretal. Licet, In eminenti (= c. 3 
Comp. | V. 33) . .« «f. 46’ c. 1); c. 1 D. XCIII ad v. nec s his, quibus 
ipse non loquitur: ». . ut in decretali In eminenti« (f. 47 c. 2). 

11) S. oben S. 195. 

12) S. oben S. 194. — Ob es sich bei In litteris um je eine andere 
Dekretale handelt, vermag ich nicht zu entscheiden. 


N 
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ex mullis (= c. 2 Comp. I IV. 8) et diversitatis hec potest ratio 
assignari, quoniam menstruorum fluxus cito- preterit et siccatur 
nec timetur fornicationis periculum in mora modici temporis. 
Secus vero est in lepra, que est infirmitas perpetuo duratura: !). 
Desgleichen zu c. 6 S 1 D. XXIII ad v. non ante: ». . Et urbanus 
dicit: Nullus episcopus clericos suos nisi forte quibus ecclesia- 
sticarum rerum dispensatio conmissa fuerit, sibi iurare conpellat« 
(=C. XXII q. 5 c. 23 [palea!] = c. 1 Comp.I il. 17)?. Ebenso 
in der Glosse zu c 5 D. XCIII ad v. hostiario abbas: »Secundum 
lempora sua hoc intelligas, cum monachi et abbates erant laici, 
ut C XVI. Q. I. Generaliter (c. 40). Hodie vero non habet hoc 
locum, cum abbates debeant esse sacerdotes, ut Supra d. LXIX. 
Quoniam (c. 1) et C. XVI. Q. I. Superiori auctoritate (dict. Gr. 
p. c. 39). Per quod apparet, quod hodie in religionibus, quibus 
laici preficiuntur, non deberent subici clerici eiusdem religionis 
laicis magistris nec eis obedientiam promittere vel ab eis non 
deberent delinquentes iuxta regule statuta attingi verberibus. Set 
consuetudo in contrarium optinet, quam videtur alex. tertius con- 
firmare in decretali A(d) petitionem vestram« (= c. 1 Comp. | 
M. 27). Den vierten Fall s. oben S. 2045. Zweimal teilt der 
Verfasser den Wortlaut einer Dekretale mit, das eine Mal in der 
eben zitierten Glosse zu c..6 D. XXIII, das andere Mal zu c. 14 
ead. ad v. humano iudicio accusari non potest: ». . De inferioribus 
autem ordinibus queritur, an possint simul omnes dari vel quolibet 
tempore. Set de his in antiquis canonibus nichil legimus, set 
decretalem consulas, que dicit: »De eo autem, quod quesisti, an 
liceat extra ieiunia III”. temporum aliquos in hostiarios, lectores, 
exorcistas vel acolitos promovere aut etiam subdiaconos facere, 
prudencie tue duximus E, quod licitum est episcopis dominicis 
et aliis festivis diebus unum vel duos ad minores ordines promo- 
veree (= c. 3 [Alex. III] Comp. I I. 6)5) 

Von außergratianischen »Dekretalen« älterer Zeit wird zitiert 
der auch bei Burchard von Worms (I, 19; Migne |. c. c. 554) 
sich findende c. 2 der Synode von Sardika*), ferner die dem 


1) L c. f. 35 c. 1. — Diese Dekretale wird auch zitiert zu c. 12 D. 
tud D v. animus prepönitur corpori: ».. ut in decretali Quoniam sicut« 
» 42' c. 1). 

2) L. c. f. 38 c. 2. 


4) L. c. f. 38' c. 2. 
c. 13 D. XXVIII ad v. De syracusane: »Ex hoc capitulo VIII. 
notabilia dicimus colligenda . . . Quarto hic innuitur eligentes posse licite ab 
electione resilire et in alium sua vota transferre. Set sciendum est, quod 
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Papst Gregor d. Gr. zugeschriebene, die Formel des Bischofs- 
eides enthaltende Dekretale!, sowie der bereits erwähnte den 
Klerikereid betreffende Erlaß Urbans II. Woher der Verfasser 
diese beiden Dekretalen entnommen hat, vermag ich nicht anzu- 
geben. 


Was die Benützung des corpus iuris civilis angeht, so habe 
ich einen Verweis auf die /nstitutionen nur an den oben (S.195 
und 202) bezeichneten zwei Stellen gefunden, aus denen zugleich 
die Art der Zitation ersichtlich ist. Den Digesten begegnete ich 
weiterhin (s. oben S. 2034) in der Glosse zu c.3 D. XV 
ad v. post illorum III.: »Per hoc habes, de quibus conciliis 
intelligendum est illud ysidori, quod est infra d'. L. Domino 
sancto (c. 28) in fine c., secundum quod de universalibus IIlle 
conciliis est intelligendum. Alioquin esset falsum, cum nova et 
posteriora trahant ad se vetera constituta, ut d’ de legibus et 
senatus con. Non est novum« (D. 1, 3, 26)*); zu c. 288 3 D.L 
ad v. antiquior et potior: »Ex hoc inprimis nota ar.(gumentum) 
pro privilegiis, quod antiquiora derogant posterioribus. Eadem 


electio int(er)dum est canonica, aliquando vero non. ltem canonica dicitur 
dupliciter, vel ratione eligentium, si bono zelo ducuntur, ut d’. LXIII. c. ult, 
vel ratione electi, si ei nihil de canonicis obviat institutis. Item cum est 
canonica electio, aut est subscripta et publicata aut non. Si igitur non fuit 
electio canonica, licet eis errorem suum corrigere et alium nominare, ut d', 
LXXVIII. Si duo (c. 8) et hic. Si vero fuit canonica et subscripta et publicata, 
non licet eis resilire, ut in dectatali (I) Osius episcopus (c. 2 Comp. I IV. 4) ..« 
(f. 40* c. 2, f. 41 c. 1). | 

1) c. 6 D. XXIII ad v. non ante: »Ex hoc patet, quod ante ordinationem 
potest licite pactio upon! Quid est ergo, quod dicitur: Omnis absit pactio, 
omnis entio cesset, ut C. I. q. II. Quam pio (c. 2)? Set de illicita pactione 
illud intelligitur, s.(cil.) pecunie dande vel huiusmodi, hic autem de obedientia 
promittenda maiori Set nunquid hec cautio erit iuratoria et an simplices 
canonici tenentur felicitatem (!) episcopo sacramento promittere? Dicimus, 
quod ecclesie habet consuetudo fidelitatem istam exigere post promotionem, 
ut ab omni specie mali abstineant prelati. Sacramento autem eam promittere 
illi soli tenentur, quibus cura animarum conmittitur, ut in decretali Ab hac 
hora (= c. 20 [17] Comp. I 1. 4) . .« (f. 38 c. 2); c. 3 D. XCVII ad v. absque 
signatis apicibus legationem suscipere: »S Per hoc manifeste apparet, quod 
si quis dicit se legatum pape vel principis et vult facere, que sünt legati, non 
est ei primitus deferendum ut legato, nisi exhibeat litteras legationis sibi 
concesse, uf co. decimo [lies: libro] 7. t. de mandatis principum l. I. (C. 1, 
15, 1) et in decretali Ego petrus (= c. 20 cit.) . .« (f. 47° c. 2; c. 4D.C 
ad v. qui iure iurando firmaret: »Hinc habes aliquem absentem posse iurare 
per alium. Set queritut, sub qua forma. Equidem si presens est dominus, 
manus suas tenebit super manus vel caput iurantis et dicet ei: Iura in anima 
mea, quod ita observabo. Si vero dominus est absens, nuncius iurabit in 
anima sua, quod dominus iuravit se ita facturum et precepit, ut ita iuraret. 
Si vero non observaverit dominus, ut est iuratum, ipse erit reus et infamis 
nuncius. Quid vero debeant episcopi iurare apostolico, legitur in decretali 
gregorii Ego ED COpEE petrus« (= c 20 cit.) [f. 48 c. 1]. 
2) L. c. f. 35’ c. I. 
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ratione et antiqua decreta novis. Et quidem de privilegiis vel 
litteris hoc teneas, quod ea que ante sunt inpetrata, derogant 
posterioribus inpetratis, nisi in posterioribus fieret mentio anti- - 
quorum, ut in extrav. Quamvis simus. De canonibus vero est 
dicendum, quod novi derogant indistincte veteribus, quibus ob- 
locuntur. Dicit enim lex, quod non est novum, ut nove leges 
ad se trahant veteres, ut d'. de legibus et senatus consultis 
(D. 1, 3, 26) . .«); zu c. 4D. LI ad v. Si quis post: »Dupliciter 
potest intelligi hoc C. primo de eo, qui sta auctoritate accepit 
gladium, ut occideret, set non occidit. De quo dicit canon, quod 
licet gravia non conmiserit ipso actu, tamen quia per eum non 
stetit, pro ipso conatu et presunptione temeraria non debet deinceps 
promoveri, quia in eo puniri puni (!) conatus, licet malitia non fuerit 
sortita effectum, ut d'. de postulando et qui (D. 3,1,5) et C. L V. 
Si quaconque preditus potestate l. I. (C. 5, 7, 1). Vel sic: Aliquis 
militans . .«?); zu c. 11 D. XCVI ad v. et contra illius bene- 
ficia pugnare videatur, a quo propriam sortitus est dignitatem: 
»Hinc habes, quod clericus non debet contra ecclesiam suam 
vel suum prelatum prestare patrocinium alicui. Quod si fecerit, 
tamquam ingratus beneficio est privandus, ut C. XXII. Q. V. De 
forma (c. 18), nisi suam vel suorum causam agat, ut d'. de 
postuiando Decuriones (D. 3, 1, 10) . .«*9). Einmal wird bloß 
allgemein auf das erste Buch der Digesten verwiesen‘) und ein 
anderes Mal heißt es noch allgemeiner: ut legitur in digestis 5). 

Der Kodex ist abgesehen von den bereits mitgeteilten Stellen 
(s. oben S. 195, 196, 2055, 208 ', 209) zitiert zu c. 10 D. X ad v. quod 
contra leges: »Duobus modis lex offenditur, cum fit contra legis 
verba vel mentem. Nam non est dubium eum in legem conmittere, 
qui verba legis anplexus contra legis nititur voluntatem, ut C. L. I. 


Í 

c. f. . 2. 
c. f. 47’ c. 2. 

2 D. IV ad v. manifesta: »Debet enim lex esse manifesta quo 
ad verba. Unde lex precipit, ut non nisi per consequentiam, i. e. absque par- 
tium abbreviatione leges scribantur, uf in primo codicis. Quo ad sensum 
etiam debet esse lex manifesta. Si vero obscura est legis sententia, dicit lex, 
quod in ambigua voce legis ea potius significatio accipienda est, que vicio 
caret, ut in primo. t. (/) D. (D. 1, 3, 19, et secundum canones in dubiis et 
obscuris D a canonis benignior sententia est sequenda, ut d’. XIII. c. ul't.« 
(f. 34’ c. 2). 

5) c. 3 D. XXVI ad v. preceptum: ». . Alie obligationes corporales et 
reales remanent post baptismum. Ita enim tenebitur mihi christianus factus ut 
prius. Nam arbitrium non potest a sacerdocio incipere, set post sacerdocium 
durat, ut legitur in digestis« (f. 40 c. 1). 
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de legibus et con. Non est dubium« (C. 1, 14, 5)'); zu c. 1 
D. XIX ad v. Si romanorum: »De epistolibus (!) decretalibus est 
hoc notum, quod alias ad personas, alias -ad provintias diriguntur. 
In utroque tamen casu dico, quod potest secundum eas iudicari 
etiam ab aliis quam ab hiis, quibus sunt scripte. Similium enim 
conponunt fata causarum, ut codice l. I. de legibus Leges (C. 1, 
14, 3) . .«3); zu c. 3 D. XX ad v. exempla: »Nota secundum 
exempla esse iudicandum, licet lex dicat non exemplis, set legibus 
iudicandum esse in C. l. VII. de sententiis et interlocutionibus 
Nemo (C. 7, 45, 13) . .«3); zu c. 14 D. LXXXVI ad v. peccunia 
tua quam vita morituri: »Hinc habes, quod quilibet tenetur, si 
potest, captivos redimere, ut Supra XLVII. d’. Sicut hii (c. 8), et quod 
de ecclesia est expeditum, ut C. XII. Q. II. Sicut omnia(!) (c. 16), 
que nec poterit repetere, que pro redentione concessit, ut C. XII. 
Q. II. Sacrorum (c. 15)... Laici vero etsi captivos teneantur 
redimere, ut hinc notatur, possunt tamen repetere data, nisi animo 
donandi sint data, uf co. de negotiis gestis Alimenta« (C. 2, 18, 
11)45); zu c. 4 D. C ad v. propria subscriptione munieras: »Hinc 
collige, quod per subscriptionem videtur quis rei facte consentire, 
ut Supra d'. XCVI. c. I. et Co. de fide instrumentorum Contractus« 
(C. 4, 21, 17)5). Der Novellen geschieht keine Erwähung. 

Über die Art der Zitation braucht nach all diesen An- 
führungen nichts gesagt zu werden. 

Für eine über das Gratianische Dekret hinausgehende 
Kenntnis der Äirchenväter fand ich mehrere Belege. 

Von den Schriftstellern des klassischen Altertums wird nur 
Seneca der Philosoph und dieser nur ein einziges Mal berück- 
sichtigt. Es geschieht in der Glosse zu c. 7 D. LXXXVI ad v. 
Donare res suas ystrionibus vicium est. »Per ystriones hic credo 
generaliter intelligi omnes ioculatores et leccatores, qui adulationi- 
bus vel scurrilitatibus vitam agere elegerunt. Nam de talibus 
dicitur: „Utilius esurienti panis tollitur, si de cibo securus iusticiam 


1) L. c. f. 35 c. 1 


2) L. c. f. 36 c. l. — S. die beigegebene Tafel. — Eben diese Stelle 
wird wieder angeführt -- in anderer Weise — zu c. 2 D. LXXXII ad v. non 
probatur pervenisse: ». . Secundo hinc nota, quod decretalis epistola vim 


optinet canonis, ut d. XIX. c. L, et quod tunc demum obligat, cum publicatur 
per legatum. Nam constitutiones ante publicationem non ligant, ut C. XII. 
I. De laicis (c. 46) et C. XXXVI. Q. Il. Si autem (c. 10), et licet certe 
persone vel provincie dirigatur, tamen similium conponit fata causarum, ut 
C. de legibus Leges z C. XVI. Q. NI. Licet in regulise (c. 5) ff. hus c. 2]. 
3) L. c. E 36' c. 1. 
4) L. c. f. 46" 3 2. 
5) L. c. f. 48 c. 1. 
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negligit, quam ei frangatur, ut iniusticie acquiescat“, ut C. V. Q. V. 
c. H. Quidam tamen leccatoribus adulantes dicunt ad terrorem 
esse dictum vel ex causa emanasse statutum. Prohibemur enim 
dare talibus ea intencione, ut nos laudent, ut in 1. sequenti c. 
et secundo foli (), vel ne eos in vicio nutriamus. Tamen si eos 
egere videremus, licite pietatis intuitu eis possemus beneficium 
impertiri. Nam hoc casu etiam e(x)communicatis benefacere 
deberemus, ut C. XI. Q. III. Quoniam multos (c. 103). Quidam 
tamen dicunt alia de causa dandum talibus, ne nobis detrahant 
et corrunpant famam, cum sit crudelis, qui conscientie fidens 
famam negligit, ut C. XI. Q. III. Non sunt (c. 56) et C. XII. Q. I. 
Nolo (c. 10). Set de talibus dicitur: ,,Senti de augustino, quidquid 
vis“ (cf. c. 51 C. XI q. 3), et seneca: „Tale est laudari a turpibus 
quam laudari ob turpia“«'). Ohne Nennung des Namens wird je 
einmal ein Vers des Ovid und des Claudianus zitiert. 

Keinen der benützten zeitgenössischen Autoren nennt der 
Verfasser mit Namen, dagegen ist, wie aus den mitgeteilten und 
noch mitzuteilenden Stellen ersichtlich, von »quidam« und »alii« 
fort und fort die Rede. 


In meiner Abhandlung: Einteilung und System des Gra- 
tianischen Dekrets nach den alten Dekretglossatoren bis Johannes 
Teutonikus einschließlich (Archiv f. k. K.-R. 1926 [106] S. 523*; 
Sonderabdruck S. 54?) habe ich bereits darauf aufmerksam ge- 
macht, daß unsere Glossen eine Quelle der Summa Lipsiensis 
bilden. Zum Beweis meiner dortigen Behauptung führe ich zu- 
nächst an, daß es nach Dom. Lindner, Die Lehre vom Privileg 
nach Gratian und den Glossatoren des Corpus iuris canonici, 
Regensburg 1917, S. 16, 10, 898 in der SL zu c. 3 D. III ad v. 
leges privatorum heißt: »Non dicitur privilegium, eo quod solum 
privatis detur, ut infra C. IX. q. III. Conquestus (c. 8), set quia 
subtrait iuri communi et facit licere, quod prius non licebat . . . 
Quandoque dantur (privilegia) ecclesiis et tunc exceditur etimologia 
et ita non dicitur privilegium, eo quod solum privatis detur... 
Et nota, quod privilegiorum quedam sunt persone, et ista non 
transgrediuntur personas.« In unserer Hs lesen wir nun eod.: 
»Privilegium dicitur lex privata non ideo, quod solis privatis 
concedatur, cum etiam ecclesiis et collegiis:concedatur, ut C. VIIII. 
q. II. Conquestus, set quia aliquid privat, i. e. subtrahit iuri con- 


L. c. f. 46' c. 2. — Ich unterließ die Identifizierung der Stelle, da 
sie voraussichülch zuviel Zeit erfordert hätte. 
14* 
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muni et facit licere, quod de iure conmuni prius non licebat. 
Dicitur etiam lex privata, i. e. propria et singularis, quia privi- 
legium personam non transgreditur, ut d'. XXIII. In nomine (c. 1) 
et C. XXVI. Q. Il. Non exemplo« (c. 4)'). Daß zwischen diesen 
beiden Glossen ein Abhängigkeitsverhältnis besteht und daß 
unserer Glosse, weil älter, die Priorität zukommt, ist offenbar. 
Sodann teilt Jos. Juncker in der Abhandlung: Die Summa 
des Simon von Bisignano und seine Glossen (Z. S.-St. Kan. 
Abt. XV (1926) S. 3765 [S. 377]) aus der SL folgende Glosse 
zu c. 9 D. XIX mit: ». . Alii dicunt, quod dande sententie est 
(canon). Licet enim episcopus non obediat pape, tamen donec 
eum tollerat ecclesia, tenentur subdite (!) obedire, ut XV. q. ult. 
c. ult, infra VIII. q. III. Nonne.« In unserer Hs steht eod. ad v. 
Nulli fas: »Hunc canonem non dico esse date sententie, set 
dande. Licet enim episcopus non obediat pape, tamen donec 
eum ecclesia tolerat, tenentur ei subditi obedire, quia eius interim 
sententia ligat, ut C. XV. q. ult. c. ult. et C. II. (XXIV) Q. I. 
Aperte (c. 36), licet non de vite merito, set de officii debito«?). 


Zu c. 2 D. XXI heißt es in der SL: »Nota, quod petrus a 
domino sacerdos factus dicitur, non quod suscepisset signaculum 
sacerdotis ab eo, set quia sacerdotis et episcopi ei dedit potestatem. 
Factus est ergo sacerdos, antequam alios ordines suscepisset. 
Unde ex hoc videtur, quod non est de substantia ordines alios 
prius suscipere . .«®). In unserer Hs finden wir ebenda ad v. 
a petra: »Nota, quod petrus sacerdos a domino factus dicitur, 
non quod sacerdotii signaculum a domino accepisset, set quia 
sacerdotis et episcopi ei dominus prebuit potestatem. Factus est 
ergo sacerdos, antequam alios ordines accepisset. Unde ex hoc 
videtur, quod non est de substantia ordinis, ut ante alios suscipiat 
quam sacerdotium« ^). 


1) L. c. f. 34’ c. 2. 
3} L. c. f. 36 c. 2. — Vgl. die beigegebene Tafel. 
3) Der Text ist mitgeteilt von Schulte: Die Stellung der Konzilien, 
Papste und Bischöfe vom historischen und kanonistischen Standpunkte und 
die päpstliche Konstitution vom 18. Juli 1870, Prag 1871, S. 258. 

4) L. c. f. 36° c. 2. — Die Hs fährt fort: »Unde videtur secundum hoc: 
Si laicus ordinaretur in presbiterum, quod sacerdotium acciperet. Canon tamen 
dicit, quod clericatus et sacerdotium faciant presbiterum, ut d'. XL. Sicut viri 
(c. 8). Per quod apparet non posse sacerdotium accipere, qui non est clericus, 
cum etiam sic ecclesia instituerit. Secundum premissa etiam apparet, quod 
ordinis preposteratio non inpedit ordinis collationem. Nam in veritate est 
episcopus vel sacerdos, qui accipit sacerdotium ante dyaconatum, ut d'. LII. 
c. l. Set nunquid omnino ydiota sacerdotium acciperet vel puer septennis? 
De hiis querant filii excussorum (cf. Ps 126, 4). Potius enim est in talibus 
pie et humiliter dubitare quam precipitare sententiam« (l. c.). 
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Ferner steht in der SL zu c. 4 D. XXI ad v. qui non potest 
absolvere, non potest ligare: ». . Item nota, sicut minor maiorem 
non potest solvere vel ligare, ita nec eum, quem maior ligat, ut 
D. XV. Sicut (c. 2) et XVII. q. III. Si quis (c. 29). Set nec ligare 
eum, quem maior absolvit, ut infra XIX. q. Il. Due (c. 2). .«!). 
Unsere Hs hat eod. ad v. /nferior sedes potiorem: »Nota, quod 
inferior non potest potiorem solvere vel ligare, ergo nec eum, 
quem maior ligat, ut d’. XV. Sicut sancti (c. 2) et C. XVII. q. HH. 
Si quis suadente (c. 29); set nec ligare eum, quem maior ab- 
solvit, ut C. XIX. q. II. Due«?). 

In all diesen Fällen waren unsere Glossen offensichtlich die 
Quelle der SL. Ebendies gilt auch von der Glosse zu c. 1 
Omnis D. XXII ad v. terreni simul: »Ex hoc dicunt quidam, 
quod quicunque gladio utitur, a papa habet. Ergo imperator ab 
eo accipit gladii potestatem. Inde est, quod si imperator potestate 
sua abutitur, potest eum papa ab imperio removere, ut C. XV. 
q. VI. Alius item (c. 3), quod non faceret, si ei huiusmodi potes- 
tatem non conferret. Nobis tamen videtur in contrarium hiis 
rationibus: Ante enim fuerunt imperatores quam pape et tunc 
potestatem habebant. Nam omnis potestas a domino deo est 
(cf. Rom 13, 1). Item hodie potest inperator uti gladio, antequam 
consecretur in inperatorem, populi electione, qui ei et in etm 
omne ius et potestatem contulit. Item quomodo posset ei papa 
donare potestatem vel executionem gladii, cum ipse hoc non 
habeat nec habere vel exercere possit, ut C. XXIII. q. ult. Sepe, 
Hii (cc. 29, 30), et nullus possit in alium plus transferre, quam 
ipse habeat? Habet ergo eam a deo, ut d'. XCVI. Si inperator 
(c. 11) et C. XXIII. Q. III. Quesitum (c. 45), et per populi 


1) Z. S.-St. a. a. O. S. 3827, 
2) L. c. f. 36' c. 2. — In der Hs heißt es weiter eod. ad v. absolvit: 
»Ex hoc potest colligi [daraus ist nachtráglich gemacht: Ex hoc duo collige], 
od ab Be exconmunicatus potest absolvi per archiepiscopum, ut 
a XI. q. Ill. Si episcopus (c. 4), sacramento tamen prestito, quod stabit man- 
dato ecclesie, ut in dec. Quoniam quesitum, etiam si minor appellet, ne ab- 
solveretur, ut in dec. Qua fronte. Queritur, quare hereticus exconmunicare 
non possit catholicum, ut C. I. q. I. Remissionem (c. 39), cum tamen valeat 
eum ordinare. Quia solus maior inferiorem potest solvere vel ligare ut hic, 
hereticus autem catholico est minor, ut C. II. q. VII. c. Queritur (c. 36) et 
VI. q.I. Quero (c. 21). Ordines autem dare potest, cum ipsos et potestatem 
dandi retineat, ut C. I. q. I. Quod quidam (c. 97). Et nota, quod quamvis 
ab hac regula casus videantur [nachträglich ist daraus gemacht: viderentur] 
excepti, ubi s.(cil.) maior minoris ligatur sententia, cum maior minoris arbitiio 
se submittit, tamen veritate inspecta nulla est exceptio, quoniam non hic 
maior a minore iudicatur, ut verum dicatur, set a maiore minor. Ex quo enim 
maior minoris arbitrio submittitur, minor est in ea causa, ut in decret. Sane 
quia nos« (l. c.). Vgl. hierzu Z. S.-St. a. a. OS. 382. 
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electionem. Hic autem per celeste et terrenum inperium clericos 
et laicos accipit, quos potest apostolicus iusta de causa per decreta 
solvere vel ligare. Regem autem deposuisse papa dicitur, cum 
eum propter aliquam contumatiam exconmunicavit et ita subditos 
eius ab eius obedientia in servitio subtraxit, cum nulli debeant 
exconmunicato domino obedire, ut C. XV. q. VI. c. penl'. et 
ul', et hoc fuit regem per consequentiam degradare. Quid ergo 
a papa accipit, cum inungitur imperator? Contirmationem potestatis 
accepte vel ut ei tanquam imperatori liceant!), non simpliciter. 
Sed quid dicemus de hiis iudicibus, qui ab ipso papa temporalem 
iurisdictionem accipiunt, vel ab episcopis, qui et comites sunt, a 
. quo tales gladii potestatem accipiunt? Forte potest dici, quod 
ab episcopis potestatem accipiunt et ex potestatis auctoritate 
executionem vel ab episcopis totum. Quedam enim aliis concedere 
possumus, que tamen per nos exercere non possumus, ut d'. 
LXXXVIII. Episcopus (c. 7). Sed quid si a talibus iudicibus ad 
tales episcopos in causa sanguinis fuerit appellatum? An possunt 
de ea cognoscere? Studiosus lector inquirat«?). Die entsprechende 
Glosse der SL s. in Z. S.-St. a. a. O. S. 4922. 

Nach Juncker (Z. S.-St. a. a. O. S. 403*) lehrt die SL zu 
c. 1 D. XXIII ad v. disponendi facultates, daB die Befugnisse 
des gewählten Papstes nur dann begrenzt sind, wenn er nicht 
bereits als Bischof consekriert war Die SL folgt hier unserer 
Glosse, welche eod. bemerkt: » Nota, quod papa, statim cum eligitur, 
potest omnia dispensare ut papa, quia statim est eius confirmata 
electio. Cardinales enim eligunt et eligendo confirmant, ut C. VII. 
q. I. Factus (c. 5). Ceteri vero clerici electi nil ex electione 
possunt facere, antequam sit confirmata electio, ut in extravag. 
Dignum est. Sed nunquid potest omnia electus, que potest 
postea? Dico, quod si episcopus in papam eligitur, statim omnia 
potest. Nil enim ordinis vel unctionis ei postea confertur excepto 
pallio. Si vero electus esset presbiter, tum?) posset quidem 
suspendere, beneficia dare, non autem degradare. Set nunquid 
posset episcopis precipere, ut eius auctoritate episcopum degra- 
darent? Quere, lector . .«*). 

Zuc. 2§1 D. XXVI ad v. Sicut duobus liest die SL: 
». . Item hic est casus, ubi unum sacramentum negatur, et alia 
conceduntur. Contra illud inf(ra) XCV. Illud (c. 3). Set hec est 
ratio, quia sacramentum ordinis est sacramentum dignitatis, unde ab 


1) In der Hs ist bei liceant das »n« nachträglich durch darunter ape 
Punkt gestrichen. — 2) L. c. f. 37 c.1sq. — 3) Die Hs hat »tn e. — 4)L.c. f.37' c.2. 
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hiis non debet accipi, qui sunt persone illegulares, ut XVI. q.I. Legi 
(c. 36) . .« !). Die Glosse unserer Hs zu c. 2 cit. ad v. bygamum non 
peccasse lautet: »Nota, quod hic est casus, ubi aliquis sine peccato 
punitur, cum non peccet, quia coniugia iterat, ut C. XXXI. Q. I. 
Aperiant (c. 11). Tamen promoveri non potest, quod ei est ad 
penam. /tem hic est casus, ubi quedam sacramenta conceduntur, 
alia prohibentur. Contra illud, quod est in d'. XCV. Illud. Set 
ratio hec est, quia sacramentum ordinis est sacramentum digni- 
latis, unde ab his non debet accipi, qui sunt irregulares persone, 
ut C. XVI. Q. I. Legi«?). Auch hier ist die Abhängigkeit der 
SL von unserer Glosse unzweifelhaft. 

Wie die SL so hat auch Huguccio sei es unmittelbar sei 
es mittelbar aus unseren Glossen geschöpft. Dies ergibt sich mit 
ziemlicher Sicherheit schon aus Huguccios Glosse zu c. 3 D. XII 
ad v. nichil, lautend: »Id est non. Et nota, quod hec cap. intelli- 
guntur de consuetudinibus, que iuri non obviant. Unde non est 
oppositio, quod sit observanda utraque illarum consuetudinum, 
S(cil. quod sponsa cognita a secundo remaneat cum illo, quod 
observatur bononie, et quod redeat ad primum, quod observatur 
fere ubique alibi. Altera enim, s.(cil. quod remaneat cum secundo, 
obviat iuri canonico, ut XXVII. Q. Il. Requisisti, Duobus (cc. 50, 51) 
et in extra. Licet preter solitum (— c. 3 Comp. I IV. 4), et ideo 
non est servanda, ut hic dicitur«?). In unserer Hs steht eod. 
ad v. nil obsunt saluti credentium diverse consuetudines: »ldem 
dicilur de con. d. II. De trina (c. 80). Set hoc non videtur stare 
posse. Nam ecce consuetudinis est in quibusdam ecclesiis, quod 
sponsa de presenti primo restituitur, licet a secundo sit congnita, 
in aliis vero ecclesiis in contrarium observatur. Set nunquid 
J. omnes bene faciunt? Non videtur, set est necesse aliquos errare. 
Unde quod hic dicitur, de consuetudinibus debet intelligi, que 
iuri non sunt contrarie. Illarum vero altera est iuri contraria, 
Scil que sponsam de presenti non restituit primo«^). Diese 
Glosse scheint Huguccio bei Abfassung der obigen Glosse vor 
Augen gehabt zu haben. Aus zahlreichen anderen Glossen läßt 
sich volle Gewißheit erzielen. So schreibt H. z. B. zu c. 9 D. XIX 
ad v. sine concilio vel concilio: »S Videtur a sensu contrario, 
quod eorum assensu licite potuerit ei communicare, et est hoc 


AE ur rs a. ^d S. 4712. 
"E 
3} Cim. M 10247 f ii c. 2; Cod. Vat. 2280 f. 11’ c. 1. 
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argumentum) papam non debere communicare ei, cui cardinales 
vel concilium non communicat vel censent [V.: cessent] non communi- 
candum. Ergo a simili si in aliqua questione discordat concilium 
a sententia pape, maior est sententia concilii quam pape«'). In 
unserer Hs heift es eod. ad v. sine concilio episcoporum: »Per 
hoc habes, quod non debet papa ei communicare, cui concilium 
censuit non communicandum. e. r. Sic (!) in questionibus, que 
in concilio proponuntur, a sententia pape discordat concilium, 
maior est sententia concilii quam pape«?). Zweiiellos war diese 
Glosse direkt oder indirekt die Vorlage für die vorstehende Glosse 
Huguccios. 

Zu c. 4 D. XXII ad v. De constantinopolitana bemerkt H.: 
», . Dicit ergo gregorius in hoc c., quod nullus debet dubitare 
constanti. ecclesiam esse subiectam romane. Hoc enim confitentur 
etiam ipsi constant. episcopi. Ordo constructionis est iste: Quis 
dubitet, i. e. dubitare debet de con. ecclesia eam esse subiectam 
ap. sedi? Quod, s.(cil.) eam subiectam esse sedi apostolice, dicunt 
ipsi constantinopolitani sicut primas, ut l. e. c. dicitur. Vel ita: 
Quod dicunt quidam de constant. ecclesia, s.(cil.) quod non sit 
subiecta apostolice sedi, falsum est, quia quis dubitaret eam esse 
subiectam sedi ap.? Q.(uasi): Nullus. Vel ita: Quis dubitet esse 
verum, quod dicunt quidam de constant. ecclesia, s.(cil.) eam 
esse subiectam a. sedi? Q.(uasi): Nullus«?). In unserer Hs steht 
eod. ad v. De constantinop.: »Ordo constructionis: Quis dubitet, 
S.(cil.) verum esse hoc, quod quidam dicunt de constantinopolitana 
ecclesia, eam s.(cil.) esse subiectam romane ecclesie? Q.(uasi) 
d.(icat): Nullus«*). Wie ersichtlich, kehrt diese Glosse so gut 
wie wörtlich bei Huguccio wieder. 

Zu c. 6 eod. ad v. deinde antiocena hat H.: »Et est ar.(gu- 
mentum), quod iniuria illata uni de collegio, omnibus illata 
intelligitur. Item ar., quod qui preponitur uni de collegio, et 
omnibus sequentibus preponi intelligitur. Item ar, quod cum 
unus de coro cedit supervenienti, sequens debet ei cedere et 
tertius ei et sic de aliis« 5). Unsere Hs hat eod.: »Hinc habetur, 

1) Cod. Vat. cit. f. 17° c. 2. — Hug. fährt fort: »Quod non credo, set 
potius credo contrarium. Dico ergo, quod hic non est argumentandum a sensu 
contrario, quia nec cum consensu nec sine consensu eorum potuit papa licite 
communicare fotino in errore iam danpnato« (I. c.). 

2) L. c. f. 36 c. 2. — Vgl. die beigegebene Tafel. 

3) Cod. Vat. cit f. 20' c. 1. 

4) L. c. f. 37 c. 2, f. 37° c. 1. 

9) Cod. Vat. cit. f. 21 c. 1. — Die Fortsetzung lautet: »Et nota, quod 


romana ecclesia bene potuit sic statuere de iure unius alteri ecclesie cedere, 
ar. VIII. q. III Conquestus, Cuncta (cc. 8, 17). Nunc vero per principalem (1. c.). 
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quod cum uni de ordine aliqua fit iniuria, omnibus de eodem 
ordine intelligitur facta. Nam cum uni quis preponitur, et omnibus 
Habes etiam, quod favore persone potest episcopus in choro 
unum preponere alii, quod est contra antiquam sedium scitallo- 
rum (l) ordinationem« '). Auch -hier ist Hug. von dieser Glosse 
abhängig. | 

Zu c. 2 D. XXIII ad v. prudens lesen wir bei Huguccio: 
»S.(cil.) ne decipiatur. Hoc enim maxime dicitur de prelatis: 
»Estote prudentes« (Mt 10, 16), s.(cil.) ne decipiamini vel etiam 
decipiatis. Nam inter hec duo parum distat quo ad articulos fidei, 
ut XVI. q. I. Si cupis (c. 5). Est ergo prudentia necessaria electo 
in episcopum non tantum in spiritualibus, set etiam in secularibus 
negotiis. Nam propter simplicitatem repellitur, ut dicitur de petro, 
ut di. XXXVIII. Petrus (c. 1) et di. XLVII. De petro (c. 4) . . . 
pervigil. Hoc non solum de sonpno corporis intelligitur, set 
etiam de sompno pigritie et torporis, ut di. LXXXVI Fratrem 
(c. 6). si suis negotiis cavens, i. e. cautelam adhibens, q.(uasi) 
si in dispositione suarum rerum sit providus et circumspectus, 
quia de eo, qui bene disponit de suis rebus, bene speratur, quod 
in rebus ecclesie sit providus. Qui vero male disponit de propriis 
rebus, presumitur de eo, quod male disponet de rebus ecclesie, 
et ideo repellitur, tanquam qui domui sue non est bene prepositus, 
ut di. XLVII. $ Necesse (dict. G. p. c. 8) et XXIII. q. V. Si apud 
(c. 24). humilis. Nam in cervice episcopali nil fulget splendidius 
quam humilitas, ut di. C. Contra morem (c. 8) . . . in lege dei, 
i. e. in utroque t.(estamento), in iure canonico, que non solum 
verbotenus, set scruptabiliter scire tenetur, ut di. XXXVIIII. Omnes 
(c. 6). Et nota, quod dicit „lege dei“ et non „legeseculi“. Non ergo 
exigitur ab episcopo, ut sit exercitatus in lege seculari . . que- 
rendum etiam ab eo. Ar. quod quis potest esse testis in re sua 
et ei fides adhibetur, quia sepe fit extra iudicii formam, presertim 
cum alias veritas sciri non potest nec inde fit preiudicium alteri, 
ar. II. q. V. Quanto, Que de causa (cc. 8, 9) et de con. di. IMI. 
Placuit, Cum itaque (cc. 111, 112) Set in iuditio secus est, ut III. 
q. III. Nullus in re sua (c. 3 S 24). Et nota, quod differentia est 
in hac inquisitione inter ea, que spectant ad articulos fidei, et ea, 
que spectant ad scientiam vel mores. Illa enim ab eo queruntur, 
utrum sic vel sic credat. Set illa alia non tantum ab eo quantum ab 
aliis inquiruntur de eo, presertim cum laus in ore proprio sordescat. 
Set nec eis simpliciter in illis creditur, set probatur experimento, 


1) L. c. f. 37' c. 1. 
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(an) sit talis vel talis . . cum in hiis omnibus . . . Set nunquid 
in hiis omnibus est examinandus, qui debet ordinari episcopus? 
Credo quod sic, saltem generaliter. Olim enim propter modicam 
fidem et quia de multorum fide dubitabatur, sic quilibet inter- 
rogabatur in singulis istorum, set modo sufficit, si quibusdam 
enumeratis generaliter interrogetur, an teneat articulos fidei . .« !). 
Dies schreibt H. in offenbarem Anschluß an unsere Glossen, 
worin es eod. ad v. prudens heift: »Dicitur enim prelatis maxime: 
Prudentes estote, ne decipiatis vel decipiamini, quia inter hec 
duo quo ad articulos fidei nil distat decipere vel decipi, ut C. XVI. 
q. I. Si cupis. usque si pervigil. Hoc non solum de sonno corporis 
intelligitur, set etiam de sonno pigritie et torporis, ut d. LXXXVI. 
Fratrem. usque suis negotiis cavens, i.e. si in temporalium dis- 
positione providus sit et circonspectus. Nam talium simplicitas 
inpedit promovendum, ut d. XXXIX. Petrus. usque sí humilis. 
Nil enim in cervice episcopali splendidius quam humilitas fulget, 
ut d. C. Contra morem. usque si in lege domini, i. e. in theologia, 
i.e. in sacris scripturis, quas non solum verbotenus, set etiam 
scrutabiliter scire tenentur, ut d’. XXXVII. Omnes. Non ergo 
oportet eos legum forensium esse exercitatos et nota, quod ea, 
que ad morum pertinent honestatem, ab aliis quam a promovendis 
inquiruntur, cum nulli de se sit credendum in iure et laus in 
proprio ore sordescat, ea vero, que ad fidem pertinent, a se ipso. 
Nota (non) omnia, que hic dicuntur, a promovendis inquirit 
ecclesia, cum nemo in talibus dubitet. Olim ergo hec require- 
bantur, cum de multorum fide propter hereses ecclesia dubitabat, 
sicut nec hodie ab archiepiscopis requiruntur in datione pallii ea, 
que requirenda mandavit antiquitas, ut d'. C c. I. et c. Optatum« 
(c. 4)?). 

Zu c. 5 D. XXIII ad v. purgatus schreibt H.: »Id est ostensus 
inmunis et innocens eo ipso, quod accusator defecit.«?). Unsere 
Glosse bemerkt eod.: »/d est purgatus ostensus eo ipso, quod 
ac(c)usator defecit, vel propri epotest accipi, cum s.(cil.) fama 
crebrescit, ut C. XV. q. V. c. L«*). 

Zu c. 9 ead. ad v. Ecclesiastica hat H.: ». . Ideo autem | 
presbiter ambit utrumque humerum stola, ut per hoc significetur, 

1) Cod. Vat. f.21° c. 1sq., f. 22 c. 1. 

2) L. c. f. 87^ c. 2, f. 38 c. 1. — Zu c. 1 D. C ad v. fidem suam heißt 
die Glosse: »Hoc hodie non requiritur, ut archiepiscopus fidem suam specialiter 
exponat, set fiebat tempore primitive ecclesie, cum multi erant heretici« (f. 48 
c. 1). »archi« ist durch darunter gesetzte Punkte gestrichen. 


3) Cod. Vat. f. 22’ c. 1. 
4) L. c. f. 38 c. 2. 
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quod debet esse munitus contra prospera et adversa persistens 
firmus, s.(cil.) ne adversis frangatur et ne prosperis exaltetur. Per 
dextrum humerum prospera, per sinistrum adversa significantur. 
utroque humero, quia senper debet esse munitus armis iustitie 
contra prospera et.adversa. Et statim supponit, qnid significet, 
s(cil.) ut qui. Ecce hic est ministerium (!), quare utrumque 
humerum anbit orario . . sunpturus, ab alio. Videtur innuere, 
quod presbiter debet habere stolam, cum accipit [V.: accepit] 
corpus vel(!) sanguinem Christi ab alio, sicut habet, cum consecrat, 
et forte in quibusdam partibus sic observatur, set in multis locis 
per contrariam consuetudinem est abrogatum. Vel forte oblationem 
vocat, dum conficit, sunptionem post consecrationem, dum sumit. 
Facta enim consecratione non debet stolam deponere, set usque 
ad perceptionem retinere. Set littera multum videtur repugnare. 
Set legatur utrumque aut vel (!) pro ef. Vel sunptionem vocat, cum 
accipit in festivis diebus, ut populo largiatur. Tunc enim propter 
reverentiam sacramentorum debet habere stolam, dum largitur. 
Vel sunptionem vocat, cum in festivis diebus assistit episcopo 
missam celebranti et communicat, ut de con. di. I. Episcopus deo 
(c. 59). Et hoc videtur velle littera, dum disiungit auf per se, 
s(cil.) [deest: V.] quod in propria persona debet conficere, aut 
sacramentum, q.(uasi) cum accedit ad sollenpnia misse, non ut 
ipse eam celebret, set ut assistat episcopo ea celebranti, et postea 
communicat . . . utrumque humerum. Ecce in sollenpni missa 
pro penuria diaconi presbiter supplet vicem diaconi et sumit 
indumenta diaconi. Habebit stolam super utrumque humerum ut 
[V.: vel] presbiter, vel super alterum tantum ut diaconus? Non 
est determinatum in iure, ergo inspici(a)tur consuetudo loci et sic 
fiat ibi, sicut consuetum est. Ego tamen credo, quod deberet eam 
habere ut diaconus, ex quo ministrat ut diaconus, ar. di. XXV. 
Unum (c. 3), et ex quo obtinet vicem diaconi, ar. di. XCII. 
Precipimus (c. 26) et di. XCIIII. c. I. et II. q. VI. Si episcopus« 
(c. 36). Hier waren wiederum unsere Glossen Huguccios 
Vorlage. Denn eod. ad v. sunpturus lesen sie: »Mirum videtur, 
quod hic dicitur, quod non debeat sacerdos dominica sacramenta 
accipere, nisi stolam habuerit. Unde vel ad tempora antiqua 
relertur vel tunc debet sacerdos habere orarium accipiens corpus 
Christi, quando in sollenpni assistit episcopo et communicat, ut 
de con. d. I. Episcopus deo, vel cum accipitur, ut populo 
Sollempniter largiatur in diebus pascalibus. Tunc enim propter 


1) Cod. Vat. f. 23 c. 1sq. 
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reverentiam sacramentorum debet habere ad minus stolam, cum 
hec largitur. Set queritur, si instante necessitate propter dya- 
conorum vel subdyaconorum penuriam vel deiectum, cum debeat 
missa cantari sollenpniter et soli intersint presbiteri, an ipsi possint 
loco dyaconi. vel subdyaconi ministrare in missa cum dyaconorum 
vel subdyaconorum indumentis vel debeat tunc presbiter orarium 
tantum ex una parte gestare. Possemus forte in talibus respondere 
visibiliter (1), set ab eis hec inquirenda relinquimus, qui ecclesiarum 
consuetudines didicerunt. Hic ergo habes ministerium (!), quare 
sacerdos utramque partem debet anbire orario, s.(cil quod inter 
prospera et adversa debet intrepidus existere, ne s.(cil.) adversis 
frangi vel prosperis elevari debeat. Dyaconus vero ideo sinistrum 
tantum humerum ambit orario, i. e. stola, quia ministrat altario 
nec debet pars dextra apta ministerio prepediri, ut d'. XXV. 
Unum« !). 


Der Wert unserer Glossen muß als bedeutend erklärt werden. 
Der Verfasser zeichnet sich aus durch Selbstándigkeit und Scharf- 
sinn im Urteil, wobei er es jedoch an der gebührenden Zurück- 
haltung nicht fehlen läßt. Zum Beleg für letzteres verweise ich 
auf seine oben S. 212 * und S. 220 mitgeteilten Ausführungen. Außer 
dem schreibt er z.B. zu c. 6 D. C ad v. ad sola missarum solle(n)- 
pnia utatur: »Occultam forte esse huius dicti causam, cur non 
possit archiepiscopus uti pallio nisi in missa. Set nunquid in 
qualibet missa? Non videtur nisi duntaxat in festivis diebus, ut 
de con. d. I. Porro (c. 56). Set secundum hoc si assistit altario 
et vult missa expleta ad processionem exire, pallium deponetur. 
Queri etiam solet, quare novum semper pallium debeat novo 
archiepiscopo indulgeri et an semel ei novo concesso possit uti 
veteri, quod predecessori fuerat iam concessum. /n quibus tamen 
omnibus audire mallem intelligens quam docens audiri. Licet 
enim in ecclesiasticis officiis nil fere a ministerio (1) vacet, 
satius tamen est in dubiis pie dubitare quam in solutionem 
temerariam properare«?), Wiederholt überläßt er die Beantwortung 
der von ihm gestellten Fragen dem Leser. So z. B. zu c. 3 D. XX 
c. à ad v. Quorum (!), wo er bemerkt: »Multa hodie inusitata propo- 
nuntur, quorum vix aut nunquam potest solutio inveniri, verbi 
gratia si quis quereret, an lazarus resuscitatus posset uxorem suam 
repetere. Quod tamen non videtur, quia mortuo viro soluta est 
uxor a lege viri (cf. 1 Cor 7, .39) et potest statim nubere, 


1) L. c. f. 38^c 1. — 2)L. c. f. 48 c. 1sq. 
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cui vult, ut in extravag. In litteris. Vel si sacerdos fuisset, an 
deberet iterum ordinari, vel si secundam acciperet, an esset 
bigamus, vel utrum posset consanguineam prioris accipere et an 
esset rebaptizandus vel circoncidendus, si fuerit prius baptizatus 
vel circoncisus. /n quibus tamen omnibus licet aliquas ponere 
possemus solutiones, lectorum tamen ingenio relinquimus in- 
quirendum«"). Zu c. 11 D. LXI ad v. Episcopus cum fuerit heißt 


1) L. c. f. 36' c. 1. — Huguccio beschäftigt sich eingehend mit diesen 
Fragen. Er schreibt zu c. 2 C. XXXII q. 7 ad v. carebit autem: Hinc [V.: 
hic] solvitur questio, que solet fieri de lazaro, s.(cil) utrum possit repetere 
[V.: repetetere) uxorem suam vel econverso. Hic est expressum ar (gumentum), 
quod non, et etiam ex dicto apostoli idem probatur, s.(cil. mortuo viro soluta 
est a lege viri etc., ut VII. Q. I. Sicut alterius (cz 39), et ego cum apostolo et 
aug. idem dico, s.(cil. quod non potest eam repetere vel econverso, quia in 
eius morte dissolutum fuit matrimonium. Set pone, quod iterum contrahat 
cum ea, nunquid erit bigamus? Non. Divisio enim carnis in duas uxores, non 
in duo coniugia facit bigamum. Licet enim [deest: V.] cognoverit uxorem 
[V.: uxores], que duobus coniugiis fuerit sibi copulata, non tamen cognoverit 
duas uxores. quia nunquam moritur deus. Vide rationem, quare baptizatus 
non debeat baptizari post excommunicationem, quia deus nunquam moritur, 
ergo eadem ratione anima semel baptizata nunquam debet baptizari, quamvis. 
milies quis revocetur ad vitam, s(cil) quia deus nunquam moritur, cui per 
baptismum anima fuit copulata. Remanet ergo. .[s. Katholik 1910 I S. 306% . : 
anime. Ergo nec lazarus nec alius resuscitatus, qui clim fuit baptizatus et 
ordinatus, potest iterum baptizari vel ordinari. Sic ergo omnia sacramenta, 
que conferuntur gratia anime, remanent post mortem, set in quo? In [V.: i] 
anima s.(cil.). Secus est de sacramento coniugii, quia in eo gratia non con- 
feıtur nec confertur gratia anime, et ideo in morte deletur. Item est alia ratio, 
quare baptizatus, si redeat ad vitam istam, non debeat rebaptizari, quia iam 
non habet originale peccatum in se, quod deletum fuit in morte, s(cil.) [V.: 
set] baptismus presertlm contra vulnus originalis p.(eccati) adhibetur. Credo 

uidem, quod in quolibet bono originale p. extinguatur morte, et si postea 
[V.: post] resuscitatur ad mortalitatem, non est in eo originale p. Primum 
non est in eo, quia illud ex toto fuit deletum in morte. Per quid \v.: quod} 
postea fuisset resuscitatum et reductum ad esse? Si [V.: set] per deum, deus 
esset auctor et creator mali. Per hominem non videtur, quia per quem? Set 
[deest: V.] nec per diabolum videtur. Potest quidem homo vel diabolus facere 
de non esse aliquid venire ad esse, set non reducere ad esse. Item aliud 
originale non est in eo, quia tunc esset dignus morte eterna et indigeret 
remedio baptismi, quod de lazaro vel alio bono ad vitam resuscitato non est 
credendum. Set numquid primi motus surgunt in eo? [ta credo. Non enim 
seriper et omnes primi motus surgunt ex or.(iginali) p. Preterea quamvis orig. 
p. non sit in eo, tamen adhuc ipse ex [deest: V.] orig. p., quod olim habuit, 
est gravatus et infirmus et pronus ad peccandum, set non sicut et ante. Set 
uid de dignitate, si quam habuit? Credo, quod eam iam repetere non possit. 
di tamen adhuc vacat, ex equitate credo illam esse restituendam. Set quid de 
possessionibus? lura non sunt prodita de talibus, s.(cil.) [V.: set] que raro et 
miraculose contingunt. Crederem tamen ex equitate omnes esse ei restituendas, 
cum ei restituatur, quod maius est, s.(cil.) vita, et ab eo s.(cil.) [deest; V.], qui 
plenitudinem habet potestatis restituendi quo ad omnia, ita tamen ut postea 
in morte non debeat aliter disponere de his. Set hec questio non procedit 
secundum G.(andulphum) et quosdam alios, qui dicunt, quod nec in lazaro 
nec in ‘alio resuscitato iterum morituro [V.: mortuo] prima morte extinctum 
est orig. peccatum, set post illam remansit in anima eius, nisi talis mors fuit 
debita pena or.(iginalis) p. nec fuit intlicta pro eo, set miraculose fuit inflicta 
ad manifestandam gloriam dei ut de ceco nato (cf. lo 9, 3), et isti omnia sunt 
reddenda sua ad similitudinem illius, qui recuperat sua iure postliminii. Est 


299 Gillmann 


es: ». . Set de postulatione solet queri, an liceat clericis a postu- 
lacione iam facta inpune resilire vel sit symoniacus, qui ideo se 
permittit promoveri ad ordines, quia cum sit postulatus, debeat 
eligi. Solutio: Nihil iuris acquiritur postulato per sinplicem postu- 
lationem, quia nec electo per sinplicem electionem. De questione 


ergo ei reddendus episcopatus, etiam si iam sit ibi alter, et est reddenda uxor, 
etiam si iam contraxit cum alio, quia non est matrimonium cum illo, set adhuc 
durat vinculum prioris coniugii. Et dicunt isti, quod apostolus et aug. locuntur 
{V.: loquuntur] de morte naturali, s.(cil.) que est debita pena orig. p. Set isti 
vendunt vesicam pro laterna. Pone enim, quod ita sit de lazaro et de aliis 
Sic resuscitatis, ut dicunt, quero tamen, quid debeat iudicari de omnibus 
predictis, si quis post mortem naturalem et debitam [V.: debitum] pro orig. 
p. resuscitetur iterum moriturus, quod deum posse facere nemo sane mentsi 
ambigit« (Clm. 10247 f. 257' c. 2, f. 258 c. 1; Cod. Vat. 2280 f. 286° c. 2, 
f. 287 c. 1). — Hierzu sei weiterhin bemerkt, daß »G.« sicher = Gandulphus 
ist. In Gandulphs Sentenzen (vgl. Walters Ausgabe) findet sich eine Äuße- 
rung wie die oben von do oper ihm zugeschriebene nicht, also stand sie in 
Gandulphs Dekretglosse.. Vgi. Walter a. a. O. S. XXXIV—XXXVIII; Ardiv 
1924 S. 37 Anm.; meine Abhandlung: Magister Albertus Glossator der Compi- 
latio II, Mainz 1925, S. 55!. Vgl. auch die glossa ordinaria zu c. 2 cit. ad v. 
nunquam. — Zugleich haben wir hier einen neuen Beleg für die von mir zu 
wiederholten Malen festgestellte Unrichtigkeit von Schultes Behauptung 
(Quellengeschichte I, 156), Huguccio übe wider seine Gewohnheit gegen Gan- 
dulphus keine Polemik. 
Nebenbei sei hier noch eine andere Hugucciostelle angeführt, aus der 
sich ergibt, daß Gandulph das Dekret kommentiert hat. H. bemerkt zu 
c. 2 C. XXXII q. 1 ad v. vel suspicio fornicationis: »Sunt ergo due cause, 
quare dimitti possit uxor, s.(cil) fornicatio et suspitio fornicationis. Non est 
fornicatio, inmo quandoque nec peccatum. Non ergo sola fornicatio est, quare 
uxor possit dimitti, Set hoc contradicit superioribus, ubi dictum est: so/a for.- 
- (nicatio) etc. Contradicit etiam evangelio, ubi dicitur, quod uxor non potes! 
dimitti nisi causa fornicationis, et ideo G. non recipiebat hoc verbum ier. 
dicens: Si propter suspicionem uxor dimittitur, ergo non propter solam 
fornicationem, et hoc est contra preceptum domini. Et ideo dicebat ier male 
dixisse vel dixisse hoc secundum leges. Ego autem dico, quod hic non 
assignantur due cause, set duo modi dimittendi uxorem propter eandem causam, 
s.(cil.) propter fornicationem. Nam propter fornicationem dimittitur, cum propter 
suspitionem violentam dimittitur. Fornicatio enim quandoque probatur et fit 
manifesta evidentia facti . . ., quando per legitimos testes . ., quandoque 
probatur per violentam presumptionem vel suspicionem . . . Est ergo sensus: 
ubicunque est fornicatio reveia evidentia facti vel testibus probata vel 
suspitio fornicationis, i. e. fornicatio violenter presumpta, i. e. per violentas 
resumptiones conprobata, quamvis rei veritate non sit ibi fornicatio . .« 
(Cim. 10247 f. 249° c. 2). In seinen Sentenzen hat sich G. in der fraglichen 
Weise nicht ausgesprochen (vgl. Walters Ausgabe S. 557—560), also waren 
seine Dekretglossen die Quelle für Huguccio. Vgl auch die glossa ordinaria 
eod. ad v. suspicio. Daß Huguccio hier wiederum gegen Gandulph polemisieit, 
braucht nicht eigens gesagt zu werden. — Auch an der von mir in der Ab- 
handlung: Das ehemals zwischen der soboles ex secundis nuptiis und den 
Blutsverwandten des verstorbenen Eheteils bestehende Ehehindernis, Mainz 1909, 
S. 233 mitgeteilten Stelle streitet Hug. gegen Gandulph. Indessen bilden nicht 
Gandulphs Sentenzen, wie ich ebenda $.13 irrig annahm, die Quelle für 
Hug., vielmehr hatte dieser eine Glosse Gandulphs vor Augen. Denn nach 
den Sentenzen beruht das fragliche Hindernis auf einer quasi-affinitas oder auf 
einer affinitas primi generis affinitatis (s. Walters Ausgabe S. 601), nicht auf 
einer affinitas quarti generis (s. meine zitierte Abh. S. 14!). | 
Dagegen bedeutet in der glossa ordinaria zu c. 3 C. XXX q. 4 ad v. 
compatres »G.« nidit, wie Schulte, Die Glosse zum Dekret Gratians von 
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secunda (?) querat lector«?); zu c. 4 D. LXXV ad v. ieiuniis: 
». . Item quero, an a (!) quolibet die dominico post ieiunia possint 
ordines probari (!) vel in sola dominica de resurrectione hoc 
habeat locum. Quero et, quare oportet in utroque continuari 
ieiunium, quando in dominica debent fieri ordines. Set hec lector 
inquirat«?*). S. auch oben S. 203', 214. Immer wieder begegnen 
wir der Aufforderung: »Quere«®) oder »quere, lector«4). Einmal 
heißt es: »De hiis querant filii excussorum« (s. oben S. 2124), ein 
anderes Mal: »Querite, filii excussorum«5). Wiederholungen der 
gleichen Gedanken sind häufig. i 


Zum Schluß soll noch eine größere Anzahl von inte- 
tessanten Glossen mitgeteilt werden, aus denen zugleich 
die Methode des Verfassers und die Beschaffenheit der Glossen 
noch genauer erkennbar ist. | 


An erster Stelle sei hervorgehoben, daß nach unserem Autor 
nur die Kanones der allgemeinen Konzilien unter Eingebung des 
Hl. Geistes erlassen: sind, daß dagegen durch die kirchlichen 
Schriftsteller nicht immer der Hl. Geist geredet hat, da diese 
sonst einander nicht widersprechen könnten. Die fragliche An- 
schauung kommt zum Ausdruck in der Glosse zu c. 1 $ 6 D. XV 
ad v. spiritu dei pleni: »Hinc notabis, qui canones dicantur editi 
spiritus sancti inspiratione, s.(cil.) conciliorum, qui soli proprie 
canones appellantur, ut C. XXV. Q. I. Violatores (c. 5). Non 
ergo de omnibus. est verum, quia non de illo, quod est in 


ihren Anfängen bis auf die jüngsten Ausgaben, Wien 1872, S. 54 behauptet 
Gandulph, sondern Gratian. Dies folgt mit Sicherheit aus der von 
Johannes Teutonikus ganz und gar übernommenen Glosse Huguccios eod. 
ad v. existunt: »Expresse hinc [V.: hic] colligitur, quod cum alter coniugum 
(V.: coniugium] suscipit filium alicuius, statim ambo coniuges efficiuntur 
nonpatres illius. Ergo nichil refert, utrum postea conmisceaniur carnaliter vel 
con, ad hoc ut coritrabatur conpaternitas cum illo coniugum, qui non suscepit. 
oe apa rep totats opinio gratiani« (Clm. 10247 f. 244 c. 2; Cod. Vat. 
2280 f. ' c. 1). ER 


1) L. c. f. 45° c. 1. 


promoveri, quia non credit se ydoneum, erit cogendus? Vel si appellat clericus 
ab hoc gravamine, erit deferendum appellationi? Quere, lector« (f. 46 c 1). 
Weitere Beispiele s. oben S. 203*, 214. Ä 

9) c. 9 D. LXXXII ad v. exceptis dominicis diebus. ». . Set quid si 
(sacerdos) specialiter ei (scil. penitenti) interdixit, ne VI. vel VII. feria carnibus 
uteretur, et natale domini aliquo dierum illorum inciderit, nunquid licite his 
utetur? Querite, filii excussorum . .« (f. 46 c. 2). 
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d’. XXVI. c.l.< 1); sodann in der Glosse zu c. 1 D. XXVI ad v. 
Unius uxoris: ». . Et nota, quod infra leron.(imo) contradicit 
augustinus et innocentius, quod nulla potest nisi supersticiosa 
solutio adhiberi, nisi quis velit eum hoc non asserendo dixisse, 
set opinionem referendo aliorum. Set cum se dicant in hoc male 
dixisse, patet, quod non senper expositores per spiritum s. loque- 
bantur, quia non essent sibi contrarii, si de eodem fonte potarent, 
ut C. XXIIII. Q. I. Cum beatissimus« (c. 16) 2). 

Über die verschiedenen Bedeutungen des Ausdrucks »romana 
ecclesia« lesen wir in der Glosse zu c. 3 D. XXI ad v. sancía 
romana ecclesia: »Nota, quod nomine romane ecclesie accipitur 
interdum universalis ecclesia, que a romani pontificis sententia non 
discordat, que dicitur esse sine macula heresis et ruga duplicitatis 
(cf. Eph 5, 27) in menbris puris, que sunt de ecclesia merito et vin- 
culo caritatis, licet sint in ea menbra putrida quo ad sacramentorum 
duntaxat participationem. Dicitur etiam romana ecclesia ipsa sedes 
et ecclesia petri, in qua acceptione accipitur illud, quod Res 
romane ecclesie, i. e. beati petri non possunt nisi centenaria 
prescriptione prescribi, ut C. XVI. q. III. Nemo (c. 17). Accipitur etiam 
pro capite et menbris, i. e. pape et cardinalium collegio ut hic, 
et interdum pro solo papa, ut cum dicitur: Ap(p)ello romanam 
sedem, i. e. papam« ?). 


Über die päpstliche Lehrgewalt, die päpstliche Lehrfehlbarkeit 
und über die Strafbarkeit eines häretischen oder sonst ver- 
brecherischen Papstes spricht sich der Verfasser zu wiederholten 
Malen aus. So schreibt er zu c. 2 D. XII ad v. religionis relatio: 
»Quotiens enim questio fidei vertitur, a solo papa est terminandum, 
ut C. XXIIII q. I. Quoties (c. 12). Per quod patet, quod si in con- 


1) L. c. f. 35' c. 1. 

2) L. c. f. 39° c. 2. — Der Verfasser war also nicht wie Sohm (Das 
altkatholische Kirchenrecht und das Dekret Gratians, München-Leipzig 1918, 
S. 9!) der Ansicht, »ob Gott (der heilige Geist) durch einen Kirchenvater oder 
durch eine örtliche oder eine allgemeine Synode oder durch den Papst redet«, 
sei »vom altkatholischen Standpunkt aus im Grundsatz gleichgültig«. Nach 
dem Verfasser ist es eben fraglich, ob Gott im einzelnen Fall redet. — Huguccio 
übernimmt die bezügliche Anschauung unserer Glosse, wenn er zu c. 28 S3 D.L 
ad v. antiquior u. a schreibt: »Set qualiter est contrarietas in canonibus, 
cum dicantur esse conditi per spiritum sanctum? Potest dici, quod sancti 
patres non senper loquebantur per spiritum sanctum, et ita potuerunt 
dicere contraria vel ignoranter vel scienter« (Cod. Vat. 2280 f. 50° c. 1). 
Der andere Erklärungsversuch Huguccios: »Vel potest dici, quod non est ibi 
contrarietas nisi quo ad nos, qui non plene intelleximus et legimus« (l. c.) ist 
selbstverständlich verfehlt. — Zu »supersticiosa solutio« vgl. »supersticiosa 
distinctio« bei Rufinus (Singers Ausg. S. 460). 

3) L. c. f. 36° c. 2. 
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cilio questio fidei vertitur et a sententia pape discordat con.(cilium), 
quod sequenda est sententia pape, sicut in dec. Cum Christus. 
Unde videtur, quod apostolicus non potest accusari de heresi, 
nisi esset iam danpnata. Alii dicunt in contrarium. Non enim 
dicit canon questionem huiusmodi referendam esse ad papam, 
set ad sedem romanam«?); zum dict. Gr. S 1 p. c. 6 D. XVII 
ad v. preter reverentiam de ecclesiasticis: »Per hoc habes, quod 
non potest imperator de statutis ecclesiasticis aliquid terminare, 
ergo nec prescriptionem inter ecclesiam, cum sit a canone recepta, 
secus inter laicos. Apostolicus autem, de quo hic dicitur, accusari 
non poterat a subditis nec danpnari, ut d’. XXI. Nunc autem (c. 7) 
et C. IX. Q. III. Aliorum (c. 14), nisi pro fide, ut d'. XL. Si papa 
(c. 6), et tunc demum, cum errorem vellet defendere, ut C. XXIII. 
Q. III. Dicit apostolus (c. 29). A/ii dicunt, quod de nova heresi 
non potest papa accusari, cum eo ipso aliquid autenticum sit, 
quod ipse sic sentit, cuius est questionem fidei terminare, ut 
C.XXIIII.q.l.Quociens. Secus vero est, si incideret in errorem 
danpnatum, ut C. XXIIII. Q.I. c. Ilet lll. Alii dicunt, quod (!) pro 
quolibet notorio crimine eum posse a concilio deponi. Si vero 
de hoc ipso esset questio, utrum esset verus pape, hoc posset 
per hoies (!) terminari« 2). Zu c. 8 D. XIX ad v. Secundum ecclesie: 
Hic queritur, quare decretalem hanc ecclesia reprobat. Licet enim 
dixisset papa acatium potuisse ordinare vel ab eo ordinatos 
debuisse de iure ministrare, non tamen errat, cum ipse potuisset 
mutare canones, in quibus dicebatur hereticos tolerari non posse, 
nisi cum hoc non fit contra articulos fidei. Solutio: Hic papa 
errorem defendebat acatii. Quare ipse convincebatur magis errore 
defendendo culpam errantis, ut C. XXII. Q. HI. Qui aliorum (c. 32). 
Credo tamen tempore anastasii hanc decretalem fuisse autenticam. 
Eius vero successor presunpsit illum hereticum, quia est fulmine 
percussus, ut Infra c. I. (= c. 9) dicimus, quare eius scripta 
iniqua iudicavit, ista maxime, vel quia sine voluntate concilii 
hereticum voluit reconciliare« 5). | 


Weiterhin heißt es zu c. 7 D. XXI ad v. Nunc autem: »Si 
marcellus iste fuit idolatra, ergo hereticus, ergo poterat de eo 
concilium iudicare, ut d’. XL. Si papa. Item si non fuit idolatra, 
quare se in morte menbris truncaret, ut alibi legitur? Ad hoc 
potest dici, quod quamvis esset idolatra et ita hereticus, non 


1) L. c. f. 35 c.2. — 2) L. c.f. 35° c. 2. — 3) L.c. f. 36 c. 2. Vgl. die 
beigegebene Tafel. 
Archiv für kath. Kirchenrecht. CVII. 15 
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tamen pro hoc potuit condenpnari. Multe enim sunt species 
heresis, ut C. XXIIII. Q. III. Heresis (c. 27) et C. III. Q. I. c. IL, nec 
pro earum qualibet potest apostolicus condenpnari. Vel nec 
idolatra est dicendus, ex quo coactus hoc fecit, ut hic dicitur, 
ut C. XXXII. Q. V. Ita (c. 3) et d'. L. Presbiteros (c. 32). Set si non 
errat (!) propter hoc deponendus per con.(cilium), ergo nec a se 
ipso. Quid est ergo, quod dicit: »Cum tuo ore condenpnaberis«? 
Q.(uasi : Tu te ipsum depone. Set talis est dicti ratio: Q. d.: 
Nos non possumus te deponere, per hoc quod constat te hoc 
invitum fecisse. Set si te conscientia remordet, quod sponte idolatrie 
consenseris, depone te ipsum, i.e. a pontificatus officio te sus- 
pende«?); und zu c. 9 ead. ad v. absque omni controversia: 
»Videtur, quod ante depositionem huius queri debuit, utrum iuste 
exconmunicaverit papam vel non, puta pro heresi. Quod tamen 


non provenit. Constabit (!) enim eum non potuisse hoc fecisse . 


etiam pro heresi, ctim adhuc pro papa eum haberet ecclesia«?). : 


Zu dem berühmten c. 6 Si papa D. XL ad v. nisi in fide 
lautet der Kommentar: »Ecce casus, qui a generalitate excipitur, 
in quo s.(cil.) apostolicus accusari potest, cum errat in fide. Quod 
tamen tunc demum debet intelligi posse fieri, cum errorem 
defendit, ut C. XXIIII. Q. III. Dicit apostolus. Set quare in heresi 
speciale? Quia cetera peccata unitatem ecclesie et fundamentum 
fidei non corrunpunt. Cum ceteris enim viciis potest esse homo 
menbrum ecclesie, licet putridum. Heresis vero vel scissma (1) 
ipsam violant unitatem etfundamentum fidei maculantet currunpunt. 
Unde cum papa sit hereticus, est quolibet catholico minor. Alü 
vero dicunt non esse speciale in hoc casu. Idem enim potest 
fieri pro quolibet peccato notorio. Set contra hoc totum obicitur: 
Non videtur, quod papa pro heresi possit accusari, quia eo ipso 


videtur aliquid esse catholice dictum, quod papa sic sentit, licet - 


ab eius sententia discrepe(n)t universi, quia questio fidei non 
nisi per successorem petri est ierminanda, ut C. XXIII. Q. I. 
Quociens, cum videam quod licet . . [s. oben S. 2045] . . Cum 
Christus. Item cum papa adhuc pro apostolico habeatur, quia vel 
factum negat vel hoc esse heresim non est certum, omnis ei 
debetur honor a subditis et reverentia ut ante accusationem, 
donec obiecta sub luce constiterint, ut C. VIII. Q. II. Nonne 
(c. un.). Non enim qui accusatur, reus est, set qui convincitur 


1) L. c. f. 37 c. 1. — 2) L. c. f. 37 c. 1. 
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criminosus, ut C. XV. Q. ult. c ult. Sicut igitur ante a nemine 
accusari poterat, ut C. II. Q. IX. Aliorum, item nec modo. Item 
cum liceat ei omnia statuta predecessorum mutare, nonne potest 
et istud et nec etiam possit pro heresi accusari? Item par pari 
legem dare non potest nec stia sententia ligare. Solutio: Si novam 
heresim fingeret, tunc dicerem eum non accusandum, inmo eius 
opinio ceteris anteponeretur. De errore vero iam danpnato in 
conciliis hoc potest intelligi. Si enim vellet defendere errorem iam 
danpnatum, statim eum posset eum (!) dampnare concilium tan- 
quam hereticum et exconmunicatum, ut C. XXIIII. Q. I. c. II. et III. 
Nec concedendum est eum solum absque omni consilio fratrum 
posse derogare statuta conciliorum« !). 

Als kirchlicher Schriftsteller untersteht der Papst der gleichen 
Beurteilung wie andere kirchliche Autoren, dagegen haben die 
amtlichen Verlautbarungen des Papstes den Vorzug vor jeglicher 
schriftstellerischer Leistung: D. XX pr. ad v. expositionibus: »Hic 
solet queri, si gregorius, qui et papa et expositor exstitit, inveniretur 
in sua expositione alicui expositor(i) contrarius, an preponi deberet 
an subici vel equalis esset auctoritatis: Et forte videtur equalis, 
ubi non ut papa, set ut expositor locutus est, vel etiam maioris, 
maxime si eius expositor(!) magis esset consona veritati. Nam 
expositio unius alterius expositioni prefertur, ut d'. XXVI. c. II. et I. 
Secus vero, ubi locutus est ut papa, quo casu exponenti prefertur, 
ut in extra. Cum Christus« *). 

Auch unser Autor hält mit Entschiedenheit fest, daß es 
beim Papst keine Rechts- oder Kanonesunkenntnis gibt. Er 
bemerkt zu c. 7 D. XVIII ad v. Quoniam quidem et (!) regula: 
»Canon iste, in quo dicitur semel esse concelebranda, loquitur 
in [von späterer Hand ist beigefügt: ita] latis provintiis, ubi sine 
difficultate et expensarum gravamine nequeunt tociens convenire, 
alia vero in aliis provintiis. Vel istud predictis derogat, cum faciat 
predictorum mentionem et eis contraria statuat. Unde hinc habes, 
quod tunc demum canoni canon derogat, cum mentionem facit 
predictorum et in contrarium statuit, quia tunc videtur ex certa 
scientia derogare. Idem dicendum est de literis pape et privilegiis, 
quod tunc demum prioribus posteriora derogant, quando in 
posterioribus fit mentio priorum, ut in extra. Quamvis simus. 
Credo tamen senper posteriorem canonem eo ipso derogare 
priori, quia non videtur conditus per ignorantiam canonum, que 

1) L. c. f. 42' c. us m Vgl. oben S. 194. 

L. c. f. 36 c. 2. Vgl. die beigegebene Tafel. 
15* 
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in papam non cadit. Secus est de literis et privilegiis, quorum 
omnium habere memoriam divinitatis est potius quam humani- 
tatis«!); und zu c. 1 D. XIX ad v. Si romanorum: ». . Set quid, 
si constat eam (scil. epistolam romani pontificis) decretalem esse, 
est tamen contraria canoni, nunquid debet secundum eam iudicari? 
Dicunt quidam, quod non, quia maioris auctoritatis est canon, 
quam sit decretalis, cum rescripta contra ius elicita sint refutanda, 
ut C. XXV. q. II. Rescripta (c. 15). Michi tamen videtur in con- 
trarium. Nam cum apostolicus, in quem ignorantia iuris non 
cadit, decretalem instituit contrariam canoni, ex certa scientia 
videtur velle canoni derogare. Quod ei licet. Nam in constitutione 
canonum tacite romano pontifici interpretatio et dispensatio reser- 
vatur, ut C. I. Q. V. c. [.« 3). 


Vom Privilegium handelt der Verfasser, abgesehen von den 
bereits mitgeteilten Stellen (s. oben S. 194, 208f., 211f.), z.B. zu c. 3 
D.XXII ad v. Constantinop.: »Nota, quodin memoriam beneficiorum, 
que constantinus ro.(mane) concessit ecclesie, de quibus legitur 
in C. XII. Q. II. (1) Futuram (c. 15), romanus pontifex privilegium 
hoc concessit constantine ecclesie, ut esset secunda sedes. Set 
cum nemini sit cum alterius iniuria consulendum, ut C. XXII. 
Q. II. Primum (c. 8), quomodo alexandrina ecclesia innocens suo 
privilegio denudatur? Ad hoc nota, quod plura faciunt aliquem 
suo iure privari, alterius favor, non eius odium ut hic, privilegii 
abusus, ut C. XI. Q. III. Privilegium (c. 63), et delictum plebis, 
ut C. XXV. Q. II. Ita nos (c. 25). Interdum etiam alicui privilegium 


1) L. c. f. 35' c. 2. 

2) L. c. f. 36 c. 1sq. Vgl. die beigegebene Tafel. — Vgl. zu diesem 
Gegenstand Archiv f. k. K.-R. 1912. S. 3—17, 1926 S. 156 —174. Dem sei bei- 
gerüpt, daß auch nach Richardus Anglikus der Papst das ganze gemeine 

echt in seinen Sdireinen hat. Er schreibt in seinem Apparat zur Comp. I 
zu c. o Ill. 18 (= c.3X Ill. 22) ad v. contraria: »S Ar.(gumentum), quod 
semper facienda est mentio de iure, quod debet reprobari, ut di. XVIII. Quoniam 

uidem (c. 7). Alioquin redargueretur de veri suppressione, ut XXV. Q. II. 

rescriptione (dict. Gr. S 1 p. c. 16). Quod verum intelligo de iure particulari. 
In generali vero secus. Nam fotum ius generale in scriniis eius continetur, 
ut oct Q. I. Pervenit (c. 1), C de inoffitioso t. Si quando« (C. 3, 28, 35) 
[Cod. Bamberg. Can. 20 [P. II. 7] f. 24’ c. 2; Clm. 6352 f. 37° c. 1]. — In der 
Stuttgarter Hs steht unmittelbar vor dem mitgeteilten Text: »Si vero de hoc 
ipso dubitatur, utrum sit decretalis, ad presumptionem est recurrendum, quia 
ab omnibus fere habetur et quod stilum redolet curie et a canonica non 
discrepat equitate« (s. die beigegebene Tafel) In ähnlicher Weise sagt die 
Glosse zu c. 2 D. LXXXII ad v. non probatur pervenisse: ». . Si vero revo- 
catur in dubium, an sit decretalis, cum non appareat bulla, tunc ad hoc ut 
fides possit fieri iudici, ad presunptiones est recurrendum, s.(cil.) quod a 
pluribus habetur, quod in memoria darüber steht von anderer Hand: stilum] 
curie redolet et huiusmodi« (l. c. f. 46 c. 2). 
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conceditur et beneficia conferuntur non favore suo vel meritis, 
set odio aliorum, ut d’. LXXIII. c. ult; et C. XVI. Q. I. Hinc (c. 39). 
Quod autem tunc temporis a constantino in grecia est translatum in- 
perium, volunt quidam constantinopolitanum debere esse romanum 
inperatorem. Tamen quia quodam tempore ecclesia ab hereticis vexa- 
batur et vocatus grecorum inperator ad ecclesie auxilium venire 
contenpsit, et datum est inperium genti facienti iusticiam eius 
et tunc karolus invitatus venit, ut C. XXIII. Q. ult. Hortatu (c. 10), 
unde ad francos est translatum, qui tunc temporis dominabantur« !); 
femer zu^c. 1 $ 4 D. XXIII ad v. personaliter: »Ex hoc inprimis 
nota, quod personale privilegium personam non transgreditur nec 
potest in exemplum trahi, ut C. XVI. q. I. Hinc et C. XXVI. q. Il. 
Non exemplo (c. 4), et quod privilegium interdum persone, interdum 
ecclesie conceditur, ut C. IX. q. II. (III) Conquestus (c. 8). Set si 
nil iuris per hoc est acquisitum successoribus huius, quid est 
quod dicit »poterunt impediri«, cum e. r. cuilibet esset concessum ? 
Unde potest dici, quod sibi et successoribus hoc indulsit, ita 
tamen quod successor quilibet tempore suo hoc a papa inpetraret, 
i.e. inpetrati confirmationem peteret. Dicuntur enim privilegia 
indulgeri, quando indulta confirmantur, ut d'. C. cap. ult. Hodie 
vero nullus principum hoc potest petere, tum quia ipsis privilegiis 
abrenunciaverunt, ut d’. LXIII. Ego tibi (c. 30), tum etiam quia 
ex causa sunt eis indulta, ut d’. LXIII. Quia sancta (c. 28), qua 
cessante cessare debuit, ut C. I. q. ult. Quod pro« (c. 7)?). 


Einen weiten Raum nehmen die Erórterungen über das 
kirchliche Dispensationsrecht ein. In c. 25 D. Lad v. detrahendum 
est aliquid severitati handelt der Verfasser über das Verhältnis 
von Dispensation und Recht sowie über die Dispensations- 
verpflichtung auf seiten des kirchlichen Obern und den Dispen- 
sationsanspruch des Untergebenen: »Inprimis hic quero de ipsa 
institutione (\), que hic fieri mandatur, an sit ius vel iuri contraria 
et an prelatus peccet, si eam non facit, et an aliquis possit 
petere, ut secum dispensetur. Inprimis dico, quod dispensatio 
non est ius, nisi cum canon volens tenperare rigorem canonum 
statuit aliquid dispensative, quam dispensationem vult trahi ad 
ius commune, quale est secundum quosdam illud in d’. XXXIIII. 
Fraternitatis, Lector (cc. 7, 18). Nec tamen est iuri conmuni 


D L. c. f. 37 c. 2. 
2) L. c. f. 37’ c. N — Ueber der -Dekretisten Lehre vom Privilegium 
überhaupt vgl. die oben (S. 211) zitierte Schrift Lindners. 
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contraria, licet contrarium fieri mandet, quia hoc ipsum precipit 
ius conmune, ut necessitate instante peı dispensationem aliquid 
suo rigori subtrahatur, et ideo ei non est contraria, sicut voluritas 
mea non contraria voluntati divine, que vult patrem mori, quem 
tamen ego volo vivere, vel ideo quia licet per dispensationem 
aliquid videatur fieri, quod sit iuri contrarium, non tamen est, 
quia nihilominus ius conmune remanet in statu suo, licet eius 
rigori aliquid casualiter subtrahatur, ut d'. LV. Priscis (c. 1). Est 
dispensatio canonici rigoris casualis facta (relaxatio). Tenetur 
autem prelatus dispensare, si scandalum timeatur ut hic, et peccaret 
aliter faciendo, ut C. I. Q. ult. Dispensationes (c. 16). Non tamen 
potest quis et in hoc cast petere de iure suo dispensationem. 
Nam et elemosinam facere teneor indigenti, tamen non indigens 
me potest ad id artare et episcopus bene meritis clericis providere 
tenetur, ad quod tamen invitus ab eis non potest induci«'). Zu 
c. 1 D. LV ad v. Priscis heißt es abermals: »Ex hoc c. inprimis 
nota, quare dispensatio non sit contraria iuri conmuni, quia 
nihilominus iura conmunia in sua permanent auctoritate, licet eis 
aliquid casualiter derogetur . . .«?). 

Den Umfang der kirchlichen, bezw. der päpstlichen Dis- 
pensationsgewalt haben mehrere Glossen zum Gegenstand. Zu 
c. 5 D. LXXXII ad v. redimere lesen wir: »Hinc habes, quod 
hoc quod quis facere per se tenetur et in persona propria, si 
per alium vicarium facit, liberatur, ut d'. LIIII. Ex antiquis (c. 9). 
Per hoc apparet, quod si quis vovit se visitaturum limina sepulcri, 
potest per alium visitare, dunmodo hoc non faciat ex voluptate, 
set causa iuste necessitatis, ut in decretali Tanta est vis. Ft hic 
est casus, in quo potest aliquis dispensare in voto licito, licet 
alias dicatur, quod in his que sunt de iure naturali, dispensatio 
non admittitur«*); zu c. 2 D. XXVII ad v. Quidam: »Declaratissime 
falsitatis hoc capitulum et sequens a quibusdam arguuntur, in 
quibus dicitur, quod potest ecclesia dispensare cum illis, -ut 
matrimonium contrahant, qui de non contrahendo votum emi- 
serunt, cum non liceat pape in talibus dispensare, ut C. XXV. 
Q. I. Sunt qui (c. 6). Nec propter eam solutionem placatur obiectio 
de voto simplici in [lies: et] sollempni. De natura enim voti 
simpliciter dicebatur: »Vovete et reddite« (Ps 75, 12). Ergo de 
natura voti sinpliciter tenetur abstinere a coniugio, qui se non con- 
tracturum promisit. Item ecclesia sola instituit, ut sollenpne votum 


1)L.c.f.44 c1. — 2)L1.cf45c.2. — 3)L.c.f.46 c. 2. 


Die Dekretglossen des Cod. Stuttgart. hist. f. 419. 231 


inpediat matrimonium et dirimat iam contractum, ergo ipsa potest 
hoc inmutare, ut s.(cil.) sacerdos vel monachus possit contrahere. 
Propter hoc videtur, quod male dixit hic augustinus, quod vo- 
vencium matrimonium non debeat ecclesia separare. Quare dicunt 
quidam eum hoc non affirmando dixisse, set aliorum recitando 
opinionem. Vel distinguas inter votum de presenti, ut cum dicit: 
Voveo vel promitto deo perpetuam castitatem, et de voto de 
futuro, ut. cum dicit: Voveo vel promitto, quod hoc faciam. 
Primum matrimonium inpedit et dirimit, secundum non, ut hic 
et in C. XVII. Q. IL. Nos novimus (c. 2). Tamen conmunis et 
usitacior est oppinio, quod licet post votum sinplex non debeat 
quis contrahere, contractum- tamen tenet, ut in C. XXVII. q. I. 
Nuptiarum (c. 41) et in extravag. Meminimus. Nec dico eum 
peccare contrahendo, set dum proponit fidem et votum frangere, 
pro qua fractione penitentia triennis inponitur, ut in primo c. Set 
quid si prima uxor ınortua fuerit, nunquid tenentur iterum con- 
tinere? Non credo« !). Bezüglich der Dispensation von der 
Zülibatsverpfliditung eines Priesters heißt es zu c. 1 eod. ad v. 
Dyaconus: ». . ltem queritur, an posset papa dispensare, ut 
sacerdos uxorem | acciperet, qui. in nullo ordine expresse con- 
tinenciam vovit. Et quibusdam placet eum posse dispensare 
contra hoc votum fictum et interpretativum, i. e. fictione et inter- 
pretacione canonis factum. Secus vero esset, si expresse continentiam 
promisisset« ?), | 

Hinsichtlich der Dispensation von rein apostolischen An- 
ordnungen, bzw. von Disziplinarbestimmungen allgemeiner 
Konzilien, genauer des Nicänums lautet die Glosse zu c. 5 
D. LXXXII ad v. secundum canonem apostolorum debeat deponi : 
"Canon ille apostolorum, qui hoc statuit, supra d'. proxima 
Presbiter (c. 12). Set si apostoli statuerunt talem degradandum, 
quomodo potuit Silvester papa in contrarium statuere, cum tubi 
apostoli aliquid statuerunt, non possit romana ecclesia dispensare, 
ut C. XXVI. (XXV) Q. I. Sunt quidam (c. 6)? Set illud de illis 
Statutum intelligitur, que ad articulos fidei spectant, ut d. XV. 
C. L, istud vero de illis, que in animadversioriem personarum 
sunt instituta« 3); ferner zu c. 14 D. XXXIV ad v. set etiam patres 
etc.: »Si in niceno conci.(lio) est prohibitum bygamum non posse 
clericum fieri, quomodo ergo dispensavit martinus (Bracar.) tales ad 
subdyac.(onatum) posse promoveri, cum contra concilium nicenum 


1)Lcí40c.2. — 2L1.cf.40c.2. — 3) L. c.f. 46 c. 2. 
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non valeret dispensari, ut d’. XV. c. penul't. et ult. et d. L. Si 
ille (c. 58)? Quod tamen de hiis intelligitur, que ad articulos 
fidei pertinent, hec autem i(n) animadversionem personarum sunt 
introducta. Item queritur, quare dispensavit martinus cum bygamis 
usque ad subdyac. tantum. Forte ideo, quia prohibitio apostolica 
de episcopo, presbitero et dyacono data fuit, ut est prohatum (I) 
[lies: prolatum] non de subdyacono, quia tunc temporis non erat 
ordo, ut colligitur ex primo c. d’. proxime. Credo tamen apostolicum 
posse cum talibus dispen.(sare) etiam ulterius, licet factum fuisse 
non legatur, et videtur, quod si bygamus sacerdos fieret, quod 
in veritate ordinem haberet, ut d'. L. Quiconque (c. 56). Nam 
et apostolus similiter prohibuit criminosum non promovendum 
vel violentum et huiusmodi. Qui tamen omnes, si promoverentur, 
acciperent ordines. Nec credo per illam dispensationem martini 
aliquem episcopum possse bigamum promovere ad subdiac.« 
(onatum)'); sodann zu c.56 D. L ad v. ad sacram: »Ex hoc 
duo noto, s.(cil.) quod si sollemniter penitens vel bygamus promotus 
fuerit ad quemlibet sacrum ordinem, in veritate accepit ordinem 
et quod papa potest cum talibus dispensare. Qui vero in con- 
trarium sentiunt, dicunt hoc debere intelligi de sacra militia, ad 
quam possunt dispensative promoveri, ut Supra d’: XXXIII. Lector« 
(c. 18)?). | 

Die Dispensation von der irregularitas ex homicidio volun- 
tario betreffend lehrt der Verfasser in der Glosse zu c. 4 D. L 
ad v. post perpetratum homicidium: ». . Set nunquid posset 
apostolicus cum talibus dispensare, ut possent promoveri vel 
tolerari promoti, qui scienter et sine iusta causa occidunt? Forte 
posset dici, quod non, quia ipse dominus prohibuisse videtur 
dicens: »Non edificabis mihi domum, quia vir sanguinum es« 
(cf. 1 Par 28, 3), contra cuius constituta nec huius sedis quid potest 
auctoritas condere vel mutare, ut. C. XXV. Q. I. Contra (c. 7). Set 
quare plus homicidium promotionem inpedit quam cetera crimina, 
cum multa sint magis enormia? Propter sacramentorum puritatem 
est introductum, ut qui maculavit manus sanguine, non debeat 
sacramenta tractare, vel quia homicida videtur magis contra 


1) L c. f. 42 c. 1. — Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang auch 
die Glosse zu c. 1 D. XV ad v. fidei naturam: »Hinc habes, in quibus non 
potest derogari principalibus conciliis [korrigiert aus: constitutionibus], in hiis 
s.(cil.), que spectant ad articulos fidel, ad statum universalem ecclesie. Secus 
de huiusmodi, que in animadversione personarum sunt statuta, ut d'. XXXIIII. 
Cognoscamus« tc. 14) [l. c. f. 35* c. 1]. ; 


2) L, c. f. 44' c. 1. 
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fraternam caritatem venire. Set nunquid ideo minus accipiet 
ordines? Non«'); und zu c. 1 D. LI ad v. remittenda potius: 
»Per hoc duo noto, primum quod si is, qui propria manu occidit, 
ad sacerdotium promovetur, in sacerdotio dispensative poterit 
tolerari, ergo sacerdotium accepit, quoniam cum talibus potest 
apostolicus dispensare, nisi quis dicat istos non homicidium 
conmisisse, set alia seva, puta incendium et sacrilegia et consimilia. 
Tamen alius canon videtur velle, quod de illis etiam debeat hoc 
intelligi, qui sanguinem effuderunt ut iudices vel officiales, infra 
C. XXIII. Q. III. Quesitum« (c. 45)?). Die Dispensation von der 
irregularitas ex defectu lenitatis hat auch zum Gegenstand die 
Glosse zu c. 4 D. LI ad v. Si quis post: »Dupliciter potest . 
{s. oben S. 209] . . Vel sic: Aliquis militans auctoritate maioris 
occidit, modo dicit canon de tali, quod licet gravia non con- 
misisset quo ad reatum — non enim peccat miles vel officialis, 
qui de mandato superioris occidit, ut C. XXIII. Q. IHI. Quesitum 
et Q. V. Miles (c. 13) —, tamen quia occidendo factus irregularis 
persona non potest deinceps promoveri, promotus tamen dispen- 
sative potest in minoribus ordinibus promoveri vel promotus 
tolerari. Multa enim inpediunt promovendum, que non deiciunt 
iam promotum< ?). 

Von der bischöflichen Dispensationsgewalt spricht der Ver- 
fasser in der Glosse zu c. 1 D. XXXI ad v. victurum caste 
promiserit: »Ex hoc quidam dicunt, quod subdyaconatui non 
est votum continentie annexum, unde potest subdyaconus con- 
trahere, si expresse continentiam non promiserit, quia nec etiam 
inter sacros ordines conputatur ut d'. LX. c. ult. Quare etiam potest 
episcopus cum dyacono [lies: subdyacono] dispensare, si matri- 
monium contraxit, ut in decretali Continebatur« *); ebenso in der 
Glosse zu c. 22 D. L ad v. sacrilegium: »Mirum est, cur canones 
non dicunt eum esse symoniacum, qui in casu non concesso 
vendit vasa sacra, cum hec sint sacra (!) rei annexa et 
deputata, cum ille videatur esse symeniacus (!), qui sepulturam 
vendit, ut C. I. Q. I. Dicunt (!) (c. 105). Item de eo potest queri, 
qui vendit ipsum presbiterum, cum sit symoniacus. Ex hoc etiam 
quod hic dicitur in potestate episcopi relictam (!) esse, ut dispenset 
cum clerico convicto de sacrilegio, videtur, quod cum omnibus 
talibus potest episcopus, si voluerit, dispensare, ut in dec. Licet 
pres. Ex hoc etiam habetur, quod episcopus in minimis sacri- 


1) L. c. f. 43° c2. — 2)L.cf.44'c. l. — 3) L. c. f. 44' c. 2. 
— Vgl. auch oben S. 196. — 4 Le. 't.41 c. 
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legiis potest auctoritate sua sibi indulta ab hoc canone dispensare, 
s.(cil.) absolvere penitentem sacrilegum, ut non oporteat eum ideo 
romam ire, puta si quis verberat hominem in ecclesia vel cimiterio 
vel aliquid inde furatur, qui omnes sunt sacrilegi, ut C. XVII. Q. illl. 
Quisquis (c. 21). Ubi vero quis clericum verberat vel enormiter 
sancta conmaculant (!), non potest nisi a papa solo absolvi, ut 
C. XII. Q.II. De viro (c. 17) et C. XVII. Q.II. (IV) Si quis suadente« 
(c. 29)'); desgleichen zu c. 55 ead. ad v. episcopus si sciens 
ordinaverit: »Ex hoc patet episcopum propria auctoritate non 
posse bygamos ordinare. Per quod videtur dispensationem Martini 
(Bracar) in d’. XXXIII. Lector (c. 18) non esse redactam. ad ius 
conmune, nisi quis velit dicere istud ante illud fuisse statutum, 
et ideo per illud corrigitur, vel non potest episcopus ordinare 
tales, nisi necessitas hoc suadeat, ut ibi dicitur« ?). 


Über das Verhältnis von Kirche und Staat äußert sich der 
Verfasser zu wiederholten Malen. So schreibt er — abgesehen 
von der oben S. 213 f. mitgeteilten Stelle — zu c. 22 D. LXIII ad v. 
ad defendendas res ecclesie: »Per hoc potest videre, quare a 
grecis inperium sit translatum, quia cum princeps debeat ecclesiam 
defendere, ut C. XXIII. Q. V. Principes (c. 20), ipse invitatus non - 
venit. Unde karolus est vocatus, ut hic et in C. XXIII. q. ult. 
Hortatu (c. 10). Set nunquid hoc potuit facere? Potuit, quia et 
utriusque regni potestas est conmissa, ut d'. XXI. c.l. Unde etiam 
potest regem inutilem removere, ut C. XV. Q. VI. Alius (c. 3). 
vestiatur. De investitura regalium si intelligatur, nullum fuit 
privilegium, cum omnibus videatur concessum. De spiritualibus 
ergo videtur, quod debeat exponi. Set nunquid potuit eis con- 
cedere papa? Ergo eadem ratione posset laico conmittere causam 
spiritualem determinandam et ita laicus posset exconmunicare 
contumacem. Quod videtur ex eo, quod legitur infra in d". XCVI. 
C. 1«?). An letzterer Stelle heißt es $ 4 ad v. quia non licuit 
laicis statuendi in ecclesia preter romanum pon.(titicem): »Per 
hoc patet, quod de mandato domini pape potest laicus de rebus 
ecclesiasticis iudicare. Nam et eiusdem auctoritate posset investire 


1) L. c. f. 44 c. 1. 

2) L. c. f. 44' c. 1l. — S. auch oben S. 232. — Zur Lehre von der Dis- 
pensation bei den Dekretisten überhaupt s. Brys J., De dispensatione in iure 
canonico apud decretistas et decretalistas usque ad medium saeculum decinum 
quartum, Brugis-Wetteren 1925. 

3) L. c. f. 45' c. 2. — Vgl. auch oben S. 228 f. 
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clericos beneficiis ecclesiasticis, quod plus est, ut d'. LXIII. 
Adrianus, In synodo« (cc. 22, 23) !). 

^ Zu c. 7 D. LXXXVIII ad v. Episcopus gubernationem lesen 
wir: »Ex mente huius capituli habetur, licet non ex littera, quod 
quedam possumus per alios, que tamen per nos exercere non ` 
valemus, et quedam aliis demandare et iniungere possumus, que 
tamen nos in persona propria exequi non valemus. Et est argu- 
mentum, quod /icef papa non possit per se exercere gladium, 
lamen potest alteri gladii tribuere potestatem. Alibi tamen 
habetur, quod hoc, quod non licet nobis per nos facere, nec 
per alios facere valemus, ut C. XXIII. Q. ult. His a quibus« 
(c. 30)2). Schon vorher hatte der Verfasser zu c. 1 D. XLV ad v. 
non percussores darüber geschrieben: ». . Ex hoc apparet, quod 
quedam possumus aliis demandare, que per nos exercere nor 
valemus. Unde et apostolicus et quilibet episcopus, qui est comes, 
potest laico dare potestatem gladii, licet per se eam non valeat 
exercere « 5). 

Zu c. 13 D. XVIII ad v. a. (!) preceptione regia lautet die 
Glosse: »Per hoc videtur, quod vocatus a papa et principe plus 
principi deberet quam pape deferre. Quod vel ad tempora nas- 
centis ecclesie refertur vel de his intelligas, qui a principe habent 
regalia, qui debent, que sunt cesaris, cesari et que dei, deo 
(cf. Mt 22, 21). Quidam tamen distingunt, quis eorum vocaverit 
eum prius, et ei obediet, qui prius vocavit« $). 

Zu c. 1 D. X ad v. Lege imperatorum non in omnibus 
schreibt der Verfasser: »Hic canon innuit in aliquibus ecclesiasticis 
causis utendum esse legibus principum, s.(cil.) mixtis, in meris 
vero non, ut C. XXXIII. q. II. Inter hec (c. 6). usque /nperiali iu- 
dicio non possunt ecclesiastica iura dissolvi. Hinc habes, quod 
si inperator ecclesie privilegium contulit, ut contra eam non 
prescribatur nisi spacio C. annorum, nihilominus alia ecclesia infra 
hoc contra eam prescribet. Idem dico, si laico concessum est 
privilegium tale a principe, quod contra eum ecclesia non pre- 
scriberet, cui laicus non potuit legem dare, ut d. XCVI. c. I. Si vero 
ecclesie hoc indulgetur a principe, forte non posset contra eam 
laicus prescribere, cui potuit legem ponere inperator. Posset tamen 
apostolicus ab ecclesia removere prescriptorem et inperator inter 
laicos«5); zu c. 30 D. LXXXI ad v. ab episcopo auferantur: »Et 
nota, quod hoc ut ancilla fieret ingenua in odium clericorum vel 


1) L c. f. 47^ c. 1. — 2) L. c. f. 47 c. 1. mur cd ic — 4)L.c.f.36 
c. l. — Vgl. die beigegebene Tafel — 5L ef 35c 
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alterius ancilla domino invito debe(re)t distrahi, non pofuit con- 
cilium statuere absque consensu principis, sicut nec laicis licet 
de ecclesiasticis iudicare absque mandato pape, ut d'. (XCVI) 
Bene quidem (c. 1). Precium tamen credo dandum domino vel 
' ecclesie, si fuit ancilla clerici, et hic est casus secundum canones, 
ubi quis cogitur rem suam vendere. Set qualiter istorum filii erunt 
servi ecclesie, ut dicitur infra C. XV. Q. V. (VII) Cum multe 
(c. 3, cum earum matres debeant distrahi et partus ventrem 
sequatur? Set illud de iam natis intelligitur«'); und zu c. 5 
D. LXXXVIII ad v. Episcopus tuicionem testamentorum: »Nichil 
aliud hic canon prohibet, nisi quod episcopi non debent facere 
testamenta mortuorum coraın se aperiri, quod soli magistro census 
convenit. Set quid si episcopus est dominus civitatis? Forte tunc 
secus esset. Item quid si in testamento aliquid relictum est epi- 
Scopo vel ecclesie nec vult heres testamentum aperiri? Videtur, 
quod tunc episcopus eum poterit ad hoc artare per exconmuni- 
cationem, quia exconmunicandus est, qui oblationes defunctorum 
-detinet vel tradere demoratur, ut C. XIII. Q. II. Qui oblationes 
(c. 10). Set coram quo iudice conveniet ecclesia hunc laicum? 
Coram seculari, dicunt quidam, ut actor sequatur forum tei, ut 
C. XI. Q. I. Si quisquam (c. 16). Set melius dicitur in hoc casu 
laicum coram ecclesiastico iudice conveniendum esse. Nam ubi 
de decimus, usuris et oblationibus et consimilibus agitur, forum 
omnium est ecclesia«?). 

Über die Zuständigkeit in Lehenssachen heißt es in c. 10 $2 
D. XCVI ad v. colla principum sacerdotum submitti genibus: 
»Quomodo ergo feudum est de’ principibus, si turbato ordine 
reverentie prelatos ecclesie ante sua patiantur genua incurvari ?« ?). 

Die Gewalf des Fürsten geht vom Volk aus, das jedoch 
alles Recht und alle Gewalt ohne Vorbehalt auf den Fürsten 
übertragen hat, nach c. 8 D. I: »$ /us civile est, quod queque 
civilas sibi constituit, Ex hoc habes, quod quelibet civitas potest 
ius condere, quod ius civile civitatis illius dicetur. Nam si con- 
sensu civium potest consuetudo constitui et dicitur ius consue- 
tudinarium, eadem ratione de iure civili potest dici. Set nunquid 
ius civile potest constitui contrarium iuri scripto? Non videtur. 
Nam et consuetudo civitatis, si iuri est contraria, nulla est. Alü 
dicunt, quod ius civile non derogat legi generaliter, set in eo 
loco, ubi est institutum. Set nunquid hoc ius potest civitas condere 


1) L.cf46c.1sq — 2 L. c£ 47 01 — 3) L.c f 47’ c. 2. 
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citra consensum principis? Non videtur, quia populus ei et in 
eum omne ius et omnem potestatem transtulit« (cf.D.1,4, 1pr.; 
$61.1,2; C. 1, 17, 1 $7). 


In der Glosse zu c. 15 D. XXXII ad v. alterius secte ist die 
Rede vom »Charakter« des Taufsakraments : »Ubi enim est dispar 
cultus, non potest matrimonium contrahi, ut C. XXVIII. Q. I. Cave 
(c. 15). Set queri solet, si catholicus cum excommunicata vel 
heretica contrahat, an sit coniugium. Quod inde (?) dicendum 
credo, quia soror dicitur propter caracterem baptismi, quem 
recepit, ut C. XXIII. Q. HII. Displicet« (c. 38)?). Hieraus ergibt 
sich zugleich, daß nach dem Verfasser nur cultus disparitas, nicht 
mixta religio ein trennendes Ehehindernis ist. In gleicher Weise 
spricht er von dem Siegel an der Seele des Ordinierten: c. 3 
D. LXVIII ad v. semine pollute: »Mirum est, cur sacerdos non 
execretur per propriam pollutionem, ut iterum ordinetur, cum 
ecclesia pollutione aliena execratur ut hic. Forte quia sacerdos 
per penitentiam potest emundari, quod non ecclesia, vel quia 
ordinis est signaculum in anima etideo per facta extrinseca non 
aboletur, ecclesie vero consecratio exterior per factum extrinsecus 
tolli potest«?). Deshalb verliert auch der Degradierte nicht den 
Ordo selbst, sondern nur die Vorrechte des Ordo: c. 9 D. LIV 
ad v. exuti religioso privilegio: »Nota hic, quod non dicit de- 
gradatum amittere ordinem, set ordinis privilegium« 4). 

Zur Gültigkeit der Taufe bedarf es einer Intention weder 
auf seiten des Spenders noch auf seiten des Empfängers des 
Sakraments. Zu c. 6 D XXXV ad v. omne quod inebriat schreibt 
nämlich der Verfasser: »Statum mentis enervat. Nota, quod cum 
dicatur ebrium baptizare posse, ut C. I. Q. I. Dedit (c. 46), ebrius 
autem nullam habet discietionem, quia est amens, ut hic dicitur, 
constat ergo eum baptizare, qui nullam habet intencionem. Ergo 

1) L. c. f. 34’ c. l. Vgl. oben S. 213. 

2) L. c. f. 49' c. 1. i 

3) L. c. f. 45' c. 1. 

4) L. c. f. 44^ c. 2. — Die Fortsetzung lautet: »Set queritur, an talis. 
possit contrahere, et dico eum non posse, si sacrum accepit ordinem, quia 
voto quilibet alligatur et ab his, que sunt honeris, depositus non liberatur. 
Set nunquid est sacrilegus, qui eum verberat? Videtur, quia hoc non favore 
clericorum est introductum, set odio sacrilegorum. Nam et. . [s. oben S.2064] . . 
De illis. Tamen forte dominus forte (!) posset eum corrigere ea modica coher- 
cione, que permissa est dominis in servos. Set nunquid talis potest coram 
iudice seculari conveniri vel potest ipse clericus accusare vel a bygamo 


accusari? Quere. Diversas tamen nos meminimus de huiusmodi sententias 
audivisse« (I. c. f. 44' c. 2, f. 45 c. 1) — Zur frühscholastischen Lehre vom 


sakramentalen Charakter überhaupt vgl Katholik 1910 I S. 300—313, IL S 215 
bis 228; 1912 I S. 453—499; 1913 I S. 74—76. 
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baptiste intencio non est necessaria«'); und zu c. 5 D. XLV ad 
v. necessitate: »Hinc habes casum, quod beneficium in invitum 
confertur. Nam et renitens baptizatur, quia secundum quosdam 
etiam dormiens«?). 

Bei Beantwortung der Frage, ob die Taufe jedem darum 
Bittenden ohne Rücksicht auf dessen Disposition zu spenden sei, 
führt der Verfasser nur die verschiedenen Anschauungen ohne 
eigene Stellungnahme an. Er schreibt zu c. 6 D. XXXII ad v. vel 
aliis sacramentis consulitur: ». . SSolet queri, an baptismus dari 
omnibus debeat, puta ei, quem scimus esse in mortali peccato, 
quia usurarius vel huiusmodi nec penitere vult. Quod quidam 
concedunt. Hoc enim sacramentum porta est christianitatis, unde 
nemini est denegandum.  Baptizatum tamen debet ecclesia ad 
correctionem artare, maxime cum dicat aug. in puncto baptismi 
omnia peccata preterita dimitti, etiam fraternum odium, ut de 


1) L. c. f. 42 c. ]. = 
2) L. c. f. 43 c. 2. — Vgl. zu diesem Problem meine Abhandlung: Die 
Notwendigkeit der Intention auf seiten des Spenders und des Empfängers der 
Sakramente nach der Anschauung der Frühscholastik, Mainz 1916. Die be- 
zügliche Ansicht der Summa Parisiensis s. ebenda S.23f. — Hier sollen 
noch zwei weitere Belege dafür folgen, daß der Verfasser der SP nicht der 
Urheber unserer Glossen ist. Wir sahen oben (S. 202), daß nach unserer Glosse 
der Empfang der Taufe die notwendige Voraussetzung für den Rang des 
Weihesakraments bildet. Ganz anderer Anschauung ist der Verf. der SP, weicher 
nach dem Vorgang Stephans von Tournai (vgl. Schultes Stephanusausg. S. 133) 
zu c. 99 C. I q. 1 bemerkt: »Hoc cap. ysidorus videtur velle baptizatos a non 
baptizatis iterum debere baptizarl. Set postea videtur emendare dicens: »Set 
romanus.« Verum congruentius est, ut sub interrogatione legatur sic: Debent 
rebaptizari et ipse ulterius non ordinari? Et respondet prime interrogationi 
dicens, quod non debent rebaptizari, sic: set romanus. Secunda interrogatio, 
utrum possit promoveri, sic determinatur: Si iusta ignorantia deceptus sic 
ordinatus fuit, baptizabitur e£ postea promovebitur, alias non. Et hoc dicimus 
ad similitudinem eius, qui pretermisso gradu ultra ordinatus est, qui pre- 
cipitur cessare in superiori, are usque recipiat inferiorem« (Cod. Bamberg. 
Can. 36 [P. II. 26] f. 27 c. 2). Ueber körperliches Gebrechen als Weihehindernis 
lesen wir in der SP zum pr. D. LV ad v. Corpore vero: »Si quis quocunque 
modo principalia menbra non habuit et superiora, ut aurem, nasum et similia, 
non potest anministrare vel promoveri. Set (in) inferioribus menbris distinctio 
habetur. Si enim casu vel hostilitate vel natura minora menbra non habuit 
vel habita amiserit, ut testiculos, digitos et huiusmodi, non minus propterea 
promovebitur. Set si scienter vel causa religionis vel ex ira ipse absciderit, 
non anministrabit, nec tamen deponetur. Set (de) digitis sciendum, quia si 
ollicem vel indicem ex toto amiserit, exinde non celebrabit« (I. c. f. 17 c. 1 sq.). 
ierzu vergleiche man, was unser Glossator über den gleichen Gegenstand zu 
sagen weiß (s. oben S. 204’), und man wird wohl nicht leicht versucht sein, 
beide Verlautbarungen einem und demselben Autor zuzuschreiben. l 
Wenn es dagegen ir der SP zu c. 7 D. XXI ad v. Nunc autem heißt: 
»Quod ita pepercit ecclesia marcellino, est factum, quia coactus ille fecerat« 
(l.c. . 7 c. 2) — vgl. hierzu oben S. 226 — und zu c. 4 D. XXII ad v. De 
const.: »Quod quidam dicunt de constantinop,, s.(cil.) eam esse subiectt (T) sedi 
apostolice, quis dubitet ? Quasi nullus, quia verum est« (L. c. f. 7^ c. 1) — vel 
hierzu oben S. 216, so wird man vielleicht-eine gewisse — aber jedenfalls 
sehr geringe — Abhängigkeit unserer Glosse von der SP annehmen dürfen. 
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. con. d. III Quomodo exaudit (c. 41 $6). Alii aliter sentiunt, quia 
iohannes, quos baptizabat, penitere docebat et non nisi eos bap- 
tizabat, quos 'penitentes videbat«'). Bezüglich der Verpflichtung 
zur Spendung der übrigen Sakramente heißt es zu c. 63 D. L ad 
v. viaticum omnibus in morte positis non est denegandum: »De 
penitentibus vel penitere volentibus hoc intelligas, ut C. XIII. Q. II. 
c. ult. et d’. XXV. (XCV) Illud (c. 3). Set nunquid senper tenetur 
vel minori dare debet, sive petat sive nolit? Solet etiam queri 
de aliis sacramentis, ut de unctione infirmorum et huiusmodi, 
an dari debeant omnibus infirmis, sive possint petere vel non, 
puta si efficiuntur amentes. Et (dicendum) quod omnibus dari 
debent, queconque sunt pietatis, maxime si velint vel voluntatis 
preterite testimonium haberemus verbis aliorum, ut C. XXVI. Q. VI. 
Qui recedunt« (c. 7)?). 

Beim letzten Abendmahl nahm der Heiland die eucharistische 
Konsekration vor nicht beim Aussprechen von »Hoc est corpus 
meum«, sondern bereits vorher »secreta potestate«. Die bezüg- 
liche Glosse, zu c. 14 D. XXIII ad v. quem (scil. gradum sacer- 
dotii vel levitici ordinis) perverse adepti sunt, amittant lautet: 
Dicunt quidam tales in veritate esse ordinandos [lies: ordinatos], 
set debent deponi. Canon tamen videtur dicere, quod tales non 
consecrationis titulum, set ignominie pocius eulogium perceperunt 
ut hic. Acongnitionem(!). Deponendi tamen secundum hoc di- 
cuntur non ab ordine incepto [lies: accepto], set quod videbantur 
accepisse, ut I. Q. 1. Si quis confugerit (c. 52). Et nota, quod 
Christus, qui fuit sacerdos secundum ordinem melchisedech (cf. 
Ps 109, 4), non habuit vel accepit ordinem, singula set officia 
gessit. Sacerdotis enim functus est officio, quando panem et vinum 
in carnem et sanguinem secreta potestate convertit, ut de con. 
d'IlL. Quia corpus (c. 35), et quando se ipsum obtulit in ara 
crucis hostiam deo, et ipse fuit offerens et oblatum, ut de con. 
d’. II. Sacerdos dei patris (c. 89). Dyaconi vero tunc, quando 
dixit: »Accipite, hoc est corpus meum« (Mt 26, 26), quod ad 
dyaconi spectat officium, ut d'. XCIII. Dyaconi sunt (c. 23). Sub- 
dyaconi vero tunc officio est functus — hoc semper repete —, 
quando linteo se precinxit et lavit pedes discipulorum, quod ad 
eos pertinet, ut d'. XXV. c. L, accoliti, quando dixit: »Ego sum 
lux mundi« (Io 8, 12), exorciste, quando demones ab obsessis 
corporibus expellebat dicens: »Effeta« (Mk 7, 34), quod ad 


1) L. cf49c2. — 2) L c f. 44’ c.l. 
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exorcistam pertinet, ut de con. d’. III. (V) Omni die (c. 1). 
Lector fuit, cum in medio seniorum legit lybrum ysaie dicens: 
»Spiritus domini super me« (Lk 4, 17 sq.‘. Hostiarius fuit, cum 
vendentes de templo eiecit, quod ad hostiarium pertinet, ut 
d'. XXI. Cleros« (c. 1) !). | 


Die Frage der Laienbeicht wird gestreift in der Glosse zum 
dict. Gr. $ 4 p. c. 3 D. XXV ad v. quod non fiat criminale, dum 
placet: »Non placito sensualitatis, set rationis. Quod, sicut cum 
ratio ipsum approbat vel de eo penitere non proponit, vel guod, 
i. e. cuius contenptus, ut sit sinplex relatio. Tamen quidam di- 
cunt, quod contenptus venialium non est nisi veniale peccatum. 
Vel quod melius est: Non dicit augustinus, quod veniale efficiatur 
mortale, quod est inpossibile, set fit criminale, i e. tale, pro quo 
se ipsum debeat criminari, i. e. acic)usare, e£ illud sacerdoti 
confiteri tenetur, cum prius possit socio, ut Supra dictum«. *) 


Besonders interessant ist die Lehre vom Abdlaß, die in der 
Glosse zu c. 5 D. LXXXII ad v. redimere ihren Ausdruck findet: 
».. Ex hoc etiam, quod dicit denarium dando pauperibus, potest 
videri, quod fructuosa est illa remissio, cum quis dat elemosinam 
captivis redimendis vel talibus vel flies: qui] litteras habent 
remissionis?). Set nunquid plus habet remissionis, qui. ei plus 
largitur, vel minus, qui minus confert? Credo, quod potius animus 
consideratur in talibus quam census, non inpar facultas plus vel 
minus dantis, set impar caritas. Tamen non est ordinata largitio, 
nisi secundum iura a‘) patrimoniis aliquis largiatur talibus, licet 
non sit summa expressa, quantum aliquis dare teneatur. Nolumus 
tamen, quod aliis sit iuxta apostolum consolatio, vobis autem 


1) L. c. f. 38’ c. 1sq. — Vgl. meine Abhandlung: Spender und 4uBeres 
Zeichen der Bischofsweihe nach Huguccio, Würzburg 1922, S. 45. 

2) L. c. f. 39° c. 1. — In diesem Zusammenhang seien auch folgende 
Glossen mitgeteilt. Zu c. 1 D. XCIV ad v. precipimus lesen wir: »Hinc 
habes, quod quamlibet causam potest dominus papa cuilibet conmittere 
decidendam, ergo spiritualem laico, quia nec ipse laicus videretur hoc facere, 
set ille, cuius nomine hoc ageret et mandato« (l. c. f. 47 c. 2); und zu c. | 
D. XCVI ad v. de me licuit legem laico dare: »Per hoc expresse videtur, 
quod nunquam laicus potest aliquem exconmunicare vel absolvere nec 
etiam sacerdote absente, ut infra de penitentia d'. VI. Cui fleri debeat (pr.) et de 
con. d'.IlII. Sanctum est baptissma (c.36), maxime quia claves oportet eum habere, 
qui vult ligare vel solvere, quibus laicus caret. Ergo nec mandato pape hoc 
potest, quod quibusdam placet. Set questio est, an auctoritate maioris hoc 
possit (?)« (I. c. f. 47° c. 1). 

) Ueber Ablaßbriefe vgl. Paulus Nik., Geschichte des Ablasses im 
Mittelalter 2 (Paderborn 1923) S. 47 ff., 124 ff. 

4) Das durch »a« ersetzte und gestrichene Wort (»xaii«) brachte ich 

nicht heraus. 
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tristicia (cf.2 Cor8,13)'). Cum ea enim temperanti equitate hoc faciat, 
ut cui confert, conpetens subsidium conferat, et cui aufert, danpna 
gravia non iníligat. Non enim uni omnia debent conferri, set 
»dispersit et dedit pauperibus« (cf. Ps 111, 9). Absolutiones . . 
[s. oben S. 206'%) . . In eminenti. Set nunquid omnibus prosunt 
remissiones? Non illis, qui eo licentius peccant ex proposito, 
quia facilem se reputant absolutionem mereri. Alii dicunt ad hoc 
tantum valere, quod per ignorantiam vel negli(g)entiam de satis- 
factione inposita fuerit remissum ?). Set hoc est contra claves 
ecclesie disputare. Credimus ergo, quod si a nostro prelato fit 
absolutio conferentibus, quod conferentes non teneantur ea ob- 
servare in abstinentia tempora, que sibi a prelato proprio remissa 
non dubitant et indulta. Set quere, lector, anm constitutis in 
peccatis mortalibus huiusmodi valeant remissiones prodesse«?). 


Das Weihesakrament anlangend vertritt der Verfasser zu- 
nächt nach Hieronymus die Anschauung, Bischöfe und Priester 
seien ursprünglich gleich gewesen. Er schreibt zu c. 1 D. XXVI 
ad v. Unius uxoris: »Et nota, quod hoc preceptum apostoli 
sicut et cetera similia non tantum locuntur de episcopo, set etiam 
de presbitero, ut d'. XXXIIII. Cognoscamus (c. 14). Olim enim 
inter episcopum et presbiterum nulla erat distancia, ut d.' XCV. 
Olim« (c. 5)4); und zu c. 14 D. XXXIV ad v. presbitero: »Ex hoc 


1) Auf diese Schriftstelle verweist der Verf. auch in der Glosse zu 
c. 14 D. LXXXVI ad v. peccunia tua quam vita morituri, wo es an der oben 
S. 210 mitgeteilten Stelle zwischenhineln heißt: »(Sacrorum), et hoc ideo, quia 
bona ecclesiarum sunt pauperum, ut C. XVI. Q. I. Quoniam quidquid (c. 68). 
Set nunquid omnia predia et vasa tenetur (scil. ecclesia) distrahere, ut pascat 
pauperes vel captivos redimat, vel usque ad quem modum hec sunt eis man- 
data? Et credo, quod tantum sibi debent reservare, unde ecclesia luminaria 
habeat et sarta tecta et ministri necessaria conpetenter. »Nolumus enim, quod 
alils sit remissio, vobis autem tristicia«. Sufficit enim, si quis quod habet, cum 
paupere partitur, ut infra e. d. In singulis« (c. 19) [l. c. t. 46* c. 2]. 


2) Ueber den Ablaß für die aus Unwissenheit oder Nachlässigkeit 
unterlassene Bufe vgl. Paulus a. a. O. 1 (Paderborn 1922) S. 228 f., 2 S. 89 f. 


3) L. c. f. 46 c. 2, f. 46' c. 1. — Vgl. Ardiv f. k. K.-R. 1926 S. 179 
bis 183. — Von der Notwendigkeit der Auflegung einer den begangenen 
Sünden in etwa entsprechenden Buße handelt c. 29 S 2 D. L ad v. non acta 
digna penitentia: »Ex hoc patet, quod sacerdos licet possit satisfactionem 
penitentis t(en)perare, non tamen potest eum omnino absolvere nulla satis- 
lactione iniuncta, ne facilitas u. t. d. Canon etiam hoc prohibet infra C. XXIII. 
Q. IIL (IV) Si his (c. 28). Set quid si ego sciens criminis magnitudinem video 
a sacerdote simplici vel nullam vel minorem satisfactionem iniungi, nunquid 
possum ad discietiorem ire? Videtur ex eo, quod [Hs: quod ex eo] legitur 
infra: de penitentia d'. VI. c. ult. Set nunquid oberit simplici, quem sacerdos 
ex toto absolvit, quod hic nullam agit penitentiam? Quere« (I. c. f. 44 c. 2). 


4) L. c. f. 39' c. 2. — Die Fortsetzung lautet: »Hoc tamen per negationem 
debet intelligi, i. e. non plurium uxorum debet vir esse, non quod unam habere 
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habes, quod regula illa apostolica, ex qua dicitur: »Oportet epi- 
scopum esse sine crimine, unius uxoris virum« (Tit 1, 7; 1 Tim 3, 2) 
et huiusmodi non solum de episcopo, set etiam de presbitero 
debet intelligi, ut hic dicitur. Olim enim idem erant episcopi et 
presbiteri, ut d’. XCV. Olim. Quin immo et de dyaconibus videtur 
idem esse sentiendum, ut d’. LXXXI. Apostolus« (c. 1)1). 

Den Termin der Papstwahl betr. schreibt der Verf. unter 
offenbarer Bezugnahme auf Rufinus (vgl. Singers Ausgabe S. 169), 
bzw. auf Stephan von Tournai (vgl. Schultes Ausg. S. 102 f.) zu 
c. 1 D. XXIII ad v. obeunte: »Nota, quod non nisi tercio die 
depositionis premortui pape debet electio celebrari, ut d. LXXIX. - 
Nullus (c. 7). Triduo enim potest ecclesia carere summo pontifice. 
Nam tribus diebus, quibus sponsus fuit in sepulcro, sponsa caruit 
eius presentia, licet quidam dicunt hoc hodieinmutatum. Ante enim, 
ut asserunt, debet successor eligi quam premortuus sepeliri« ?). 

Über den Spender der Bischofsweihe äußert sich die Glosse 
zu c. 5 D. LXIV ad v. Extra conscientiam metropolitani: »Set quid 
Si vacat metropolis, a quo confirmabitur electio provincialis epi- 
scopi vėl cuius auctoritate consecrabitur? Forte a visitatore, si 
ibi est, si autem, a primate, si habet. Non autem credo capitulum 
maioris ecclesie hoc posse. Quod autem prohibet, ne ab uno 
episcopo ordinetur, perpetuum est, quia mec esset episcopus, si 
ab uno vel duobus fuerit ordinatus, ut infra d'. LXVIII. Correpti (!) 
[c. 5]. Set quid si non remaneret, nisi unus episcopus? Forte 
aliam formam ecclesia institueret. Nam secundum quosdam 
ecclesia posset instituere, ut unus episcopus episcopum consecraret. 
Set quare maior numerus desideratur in depositione episcoporum 
et aliorum quam in promotione eorundem, ut C. XV. Q. VII. Felix 
(c. 4)? Quia proniora sunt iura ad promovendum quam ad 
degradandum, ut C. XXXV. Q. VIII. Veniam« (c. 5) 3). | 

Die Frage, ob jemand gültig zum Priester geweiht sei, bei 
dessen Ordination ein Bischof die Hündeauflegung und ein 
teneatur, ut d'. LXXXII. c. II. et C. VI. Q. I. Qui crimen (c. 6. Set nunquid 
esset minus episcopus vel sacerdos, si plures haberet uxores ? Hanc questionem 
infra discutiendam servamus« (I. c.). 

1) L. c. f. 42 c. 1. 

2) L. c. f. 37° c. 1. — Nebenbei sei bemerkt: In Satultes (s. Stephanus- 
ausg. S. XIX f.) Nachfolge behauptet Walter (Gandulphusausg. S. LIX) — und 
auch Diekamp hat pogen diese Behauptung nichts einzuwenden & Theologische 
Revue 1927 Sp. 22 f) —, die Summa Stephans sei vor dem September 1159 
entstanden, obwohl ich bereits i. J. 1916 in der zitierten Abhandlung: Die 
Notwendigkeit der Intention usw. S. 185 nachgewiesen habe, daß die Summa 
nicht vor 1160 vollendet sein kann. 


3) L. c. f. 45’ c. 2. S. oben S. 201f. — Vgl. meine Abhandlung: Spender 
und äußeres Zeichen usw. S. 1—5. | | 


! 
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anderer Bischof die Segnung vornahm, wird dem Leser zur Be- 
 antwortung überlassen: c. 14 D. XXIII ad v. presbiter: »Set quid 
si unus episcopus benedictionem dedisset et alius inposuisset 

manus, esset idem? Quere«!). | 

Über die ordinatio per saltum heißt es zu c. 8 D. XL ad v. 
clericatus: »Ex hoc dicunt quidam, quod ad hoc ut quis accipiat 
ordinem, oportet, quod primum habeat ad minus, s.(cil.) ut sit 
hostiarius. Nam si laicus fieret accolitus vel huiusmodi, nihil 
acciperet. Ex quo vero habet vel primum ordinem, crederem eum 
statim sacerdotium posse accipere, ut d'. LII c. L, licet aliter 
factum fuerit in apostolis, qui episcopi fuerunt primo facti, ante- 
quam legantur inferiores ordines accepisse«?); und zu c. 1 D. LII, 
ad v. prepropero: »Ex hoc nota, quod ordinis preposteratio vel 
turbatio est in iure prohibita, ut d'. LXI. Miramur (c. 5) et 
C.I. Q. I. Si quis per ignorantiam (c. 59), non tamen quod fit 
ordine prepostero vel turbato, irritatur ut hic. Hic enim, qui ante 
dyaconatum accepit sacerdotium, in veritate est sacerdos. Idem 
dico, si exorcista sacerdos fieret. Nam hec non esse de sub- 
stantia ordinis patet ex eo, quia in primitiva ecclesia apostolos 
egimus sacerdotalem et episcopalem dignitatem ante alios ordines 
accepisse. Questio est tamen de laico, an sacerdos esset, si 
ordinaretur de facto. Item nota, quod iste de iure perpetuo debuit 
degradari, licet negli(g)enter hoc fecerit. Hec enim negli(g)entia 
crassa fuit et supina. Unde dicimus, quod non debuit eum ex- 
cusare. Misericorditer ergo est actum secum, unde non potest 
ad consequentiam trahi. Item nota, quod hoc quod dicitur 
negli(g)encia, non superbia, non facit distinctionem quo ad 
ordinem, qui in utroque casu recipitur, set quo ad penam suspen- 
sionis infligendam, que propter negli(g)entiam relaxatur« 3). 

Von der priesterlichen Schlüsselgewalt handelt die Glosse 
zum pr. S 1 D. XX ad v. claves: »Secundum quosdam due sunt 
claves, que dantur presbiteris, potestas lig.(andi) et sol.(vendi) et 
Scientia discernendi inter peccata. Set nunquid anbe dantur 
omnibus? Non videtur, quia idiote non datur scientia in ordinis 
collatione, non perito, quia eam habebat ante. Dicendum ergo 


DL c. f. 38° c. 1. — Die unmittelbar folgende Glosse eod. ad v. 
ecclesiasticum ordinem lautet: »Nota, quod in sacramentis quidquid sit contra 
ordinem, pro infecto haberetur, ut hic et C. XI. q. I. Illud (c. 20). Quod vero 
fit ordine turbato, non est irritum ipso iure, ut d'. LII. c. I.« (l. c.). 

2) L. c. f. 42' c. 2. 

3) L. c. f. 44’ c. 2. S. oben S. 212. — Vgl. Ardiv 1922 S. 70; 1925 
S. 501 1 (S. 508). | 
16* 
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videtur, quod non omnibus ambe dantur, unde dolendum est. 
Discreto vero datur clavis scientie, quia licet prius fuisset in eo — 
scientia, non tamen errat (!) in eo clavis, quia de officio inter 
lepram et lepram non poterat discernere. Hoc autem dictum est 
alludendo his, que in v.(eteri) t(estamento) fiebant: aut lepra 
vestis, domus et parietis, quarum species diversitates [lies: 
diversas] sacerdotis errat (!) discernere (cf. Lev 14), ut C.XI. Q. III. 
Quomodo (c. 44). A/ii tamen dicunt, quod non est nisi una clavis, 
set due dicuntur propter duplicem effectum« 1). _ | 
Der Zölibat der Majoristen ergibt sich nicht aus der Natur 
des Ordo, sondern beruht auf kirchlicher Anordnung. Deshalb 
könnte die Kirche die Priester- und die Bischofsehe gestatten. So 
schreibt die Glosse zu c. 1 D. XXXI ad v. victurum caste promiserit: 
». . Set quoniam hodie subdyaconatus sacer ordo existimatur, 
ut d’. XXXII. Erubescant (c. 11), dicimus eum non posse contrahere, 
cum videatur tacite continentiam polliceri. Specialiter tamen hic 
dicit gregorius ab eis debere castitatem promitti, quia solet plus 
timeri, quod specialiter promittitur, quam quod generali conclu- 
ditur sponsione, ut d'. XXIII. Quamquam (c. 6). Adnexam autem 
dicimus continenciam ordini non ex natura ordinis, set ex ecclesie 
institutione et hoc tantum in occidentali ecclesia, que hoc recipit. 
Unde posset romana ecclesia in contrarium statuere, ut promo- 
vendi deinceps presbiteri vel episcopi uxores ducerent« ?). Die 
Zulässigkeit der Forderung des Zölibats der Majoristen wird 
dargetan in der Glosse zu c. 5 D. XXVIII ad v. ab apostolo con- 
cessam licentiam: »Istam s.(cil.): »Unusquisque -habeat suam 
propter fornicationem« (cf. 1 Cor 7, 2). Set queritur, quomodo potuit 
apostolicus auferre mihi licenciam istam. ab apostolo concessam, 
ut s.(cil.) me non promoveat, nisi castitatem promittam. Ad hoc 
dici potest: Apostolus non mandavit nec precepit, ut unusquisque 
suam acciperet, set dumtaxat indulsit et contra eius indulgentiam 
potuit apostolicus aliquid ordinare, cum contra apostoli generalia 
. statuta legamus apostol(ic)um dispensasse, ut d'. LXXXII. c. ult. 3) 
Vel dicas apostolicum hoc licite facere potuisse eoque spiritu, quo 


1) L c. f. 36 c. l. S. die beigegebene Tafel. 

2) L. c. f. 40 c. 2, f. 40' c. 1. — Zu c. 3 D. LXXXIIII ad v. pro con- 
scriptione (!) quadam castitatis per consecrationem sunt adnexi heißt es. 
weiterhin: »Nota, quod hinc habetur illud, quod tres sacri ordines sunt legibus 
continentie et voto annexi. Quare qui alterum volens accipit in ecclesia 
occidentali, et alterum videtur per consequentiam accepisse. Talis est enim 
ee natura, ut dicitur in C. I. Q. III. Si quis obiecerit« (c. 7) [l. c. 
; c. 1]. | | 

3) S hierzu oben S. 231. 


Die Dekretglossen des Cod. Stuttgart. hist. f. 419. 245 


sacra pagina fuit condita, eodem. fuit exposita, cum canones (a) 
spiritu sancto sint conditi, ut C. XXV. q. I. Violatores (c. 5)?). 
Vel dic apostolici constitutionem in nullo esse contrariam consti- 
tutioni apostolice. Non enim episcopus aufert clerico licenciam 
contrahendi ab apostolo concessam, set interrogat, utrum velit. 
uti ea licentia vel non, et si dixerit se nolle ea uti, quod facere 
potest, cum liceat unicuique renunciare hiis, que per se sunt 
introducta, tunc ordinabit eum« ?). 

Wer deshalb wider Willen oder trotz der Erklärung nicht 
enthaltsam leben zu wollen zu den höheren Weihen befördert 
wurde, kann heiraten: c.1 D. XXVII ad v. Dyaconus: »Hinc 
queri solet, si clericus invitus promotus fuerit ad sacros ordines 
vel in ordinatione expressit se nolle vivere continenter, an possit 
contrahere matrimonium. Quibusdam non videtur. Nam si iudeus 
invitus baptizatus fuerit, tenetur tamen ea, qui(!) fidei sunt christiane, 
servare, ut d’. LXV. De iudeis (c. 5); maxime cum id acceperit, 
quod est continentie et voto annexum, ut d’. LXXXIII. Cum in 
preterito (c. 3), videtur et alterum accepisse videtur (!), quod sibi 
adheret, ut C. I. Q. III. Si quis obiecerit (c. 7). Ego tamen in 
contrarium dico, quia cum continencia sit res voti, ut C. XXXII. 
Q. I, Integritas (c. 13), nullus eam cogitur observare, qui non 
promittit eam tacite vel expresse. Annexum autem dico votum 
continentie ordini in hiis, qui tacite eam vovent. De iudeis vero 
manifesta est ratio diversitatis, quia ad fidem servandam omnes 
tenentur ex voto generali, vel aliter quia illis vis facta fuit a 
principio, ut fierent volentes, et facti volentes acceperunt« 8). 


Was das Ehesakrament betrifft, so lehrt der Verfasser mit 
voller Bestimmtheit, daß der eheliche Verkehr behufs Erzielung 
von Nachkommenschaft ohne alle Sünde erfolgen kann. In der 
Glosse zu c. 7 D. I ad v. viri et femine coniunctio heißt es: 
»Hoc et que secuntur, non sunt ius naturale, set eius effectus. 
Per hoc habes, quod sine omni peccato viri et uxoris potest 
celebrari coitus, qui fit causa prolis, ut d'. XIII. Nervi (c. 2). Non 
enim ratio con coniunctionem (!) illam permitteret vel etiam 

1) S. hierzu oben S. 223f. | 

2) L. c. f. 40' c. 1. — Zu c. 2 D. XXXI ad v. precipitur bemerkt der 
Verf.: »Inproprie hic ponitur precipitur pıo »suadetur«, ut ibi C. XXXI. Q. I. 
Hac ratione (c. 9). Castitas enim suaderi potest, non inperari, ut C. XXXII. 
Q. (I) Integritas (c. 13). Vel precipitur post votum. Nam post votum est 
necessarium, quod ante fuit voluntarium, ut C. XXXIII. Q. V. S Finis (dict. 


Gr. p. c. 9) et C. XXXII. Q. ult. c. ult.« (l. c. f. 41 c. 1 sq.). 
3) L. c. f. 40 c. 1sq.- | 
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persuaderet, quam sine culpa crederet non expleri«'); ebenso 
zu c. 3 D. XXVI ad v. preceptum. »Et nota, si secundum domini 
preceptum matrimonium est institutum et primi parentes fuerunt 
coniuncti, non est ergo verum, quod coitus maritalis non posset 
exerceri sine culpa, etiam cum sit causa prolis. Non enim dominus 
precepisset, quod sciret non posse fieri sine culpa«?). Zu c.2 
D. XXIII ad v. si nuptias non prohibeat lesen wir: »ut heretici, 
qui dicunt neminem cum uxore salvari, ut d'. XXVIII. Si quis 
decernit (c. 16), cum tamen sit castitas concubitus coniugalis, ut 
d'. XXXI. In cena« (!) [c. 18]5). 

Von der Zeit der sicheren Schwangerschaft bis zum Ende 
der Stillzeit ist der geschlechtliche Verkehr zwischen den Gatten 
verboten: c. 4 D. V ad v. ablactaetur: »Nota, quod non senper 
debet vir credere potestatem cognoscendi uxorem sibi permissam. 
Nam a tempore, quo uxoris venter intumuerit, usque ad tenpus 


1) L. c. f. 34 c. 2, f. 34' c. 1. 

2) L. c. . 0 c. 1. — HAuguccio, der auf dieses Problem häufig zu 
sprechen kommt, vertritt hier eine andere Anschauung als unsere Glosse. Er 
schreibt z. B. zu c. 4 C. XXXII q. 2 ad v. Connubia: »Tripliciter exponitur 
hoc cap. carent peccato, i. e. non sunt peccatum vel peccata . . . Vel quod 
melius est: non datur quo ad omnia, que ibi fiunt, presentia, i.e. auctoritas. 
Non fit auctoritate spiritus sancti, quicquid ibi agitur et exercetur. Est enim 
quidam fervor, quedam voluptas, que senper peccatum est, ut XXXIII. Q. DI. 
Vir (c. 7). Illa non est a deo nec quo ad illam adest ibi auctoritas divina. 
Coitus vero, si sit peccatum, similiter non est a deo nec quo ad illum adest 
presentia spiritus sancti. Si vero non est peccatum, est opus dei et a deo et 
tunc datur presentia spiritus s. quo ad illum et nunquam quo ad pruritum, 
qui subest. Et [deest: V.] dico, quod tam coniugalis actus causa prolis vel 
causa reddendi debitum quam quodlibet minimum opus bonum potest esse ex 
caritate et ex quolibet parvo [V.: pravo] opere meretur quis vitam eternam, si 
fiat ex caritate. Set et alia plura sunt, puta omnia peccata. Nullum enim 
peccatum fit a deo vel eius auctoritate. Ecce hic expresse habetur, quod opus 
coniugale numquam potest exerceri sine peccato. Set deus illud precepit 
[V.: precipit, cum dixit: »Crescite et multiplicamini« (Gn 1, 28). Set qualiter 
deus precepit [V: precipit], quod sine peccato expleri nequid? Ad hoc dicunt, 
quod quando deus illud precepit ante peccatum, poterat expleri et exerceri 
sine peccato, et expletum fuisset sine peccato, si sic primi parentes perman- 
sissent, sicut erant, quando eis preceptum fuit, set postea multiplicatis hominibus 
cepit esse consilium. Set nonne fuit preceptum post diluvium in exitu de 
arca, cum iam expleri non poterat sine peccato? Et ideo nullius momenti 
videtur esse hec solutio. Plane potest dici, quod deus multa precipit et facit, 
que non sunt nec esse possunt sine peccato. Nonne facit animas, que nun- 

uam possunt esse sine peccato in hac vita, ut de con. di. IIII. Per aquam 
(c. 9)? Precipit etiam, ut filios et uxores Den et ut curam eorum agamus, 
et tamen vix sine peccato hec fiunt, ut di. XXV. Qualis (c. 4) et de pen. di. 
V. Fratres (c. 8) et di. VII. Nullus (c. 6). Item hoc cap. et multa alia expresse 
contradicunt manducatori et petro lombardo, qui dicunt, quod cohitus 
[V.: coitus] causa prolis vel causa reddendi debitum potest expleri sine peccato, 
et dicunt, quod heretici hoc dicebant, s.(cil.) quod concubitus non potest 
fieri sine peccato. Quod tamen ego credo esse catholicum, set credo, quod 
heretici intelligebant sine peccato mortali« (Clm. 10247 f. 251‘ c. 2, f. 252 c. 1; 
Cod. Vat. 2280 f. 281 c. 1sq.). 

3) L. c. f. 38 c. 1. 


Die Dekretglossen des Cod. Stuttgart. hist. f. 419. 247 


ablactionis, i. e. purgationis, non debet uxor viro/suo facere 
copiam sui, ut XXXII. q. III. Origo (c. 5) et XXXIII. q. III. Si 
causa« (c. 4)!). | 

_ Über die sog. Tobiasmächte aiterichiel die Glosse zu c. 33 
D. XXIII ad v. in virginitate: »Hoc forte exhortacio est et con- - 
silium, alias omnes fere essent huius canonis iransgressores. 
Institutionis vero inde habuit ecclesia causam, quia thobyas filius 
thobye de mandato angeli biduo vel triduo ab uxoris.anplexibus 
temperavit (cf. Tob 6, 18; 8, 4). Reges tamen observant hoc 
hodie, quorum regine inunguntur. Set nunquid in vidue coniunc- 
tione hoc debet attendi? Quere« *). 

Hinsichtlich der soeben erwähnten zweiten Ehe, bzw. hin- 
sichtlich des defectus bigamiae hóren wir zu c. 2 D. XXVI ad v. 
Unius uxoris: »Nota, quod hec est una ratio, quare secunde 
nuptie non benedicuntur, quia deest ibi Christi et ecclesie sacra- 
mentum, ut C. XXXI. Q. I. Quomodo (c. 10). Pro eo autem est, si 
duas accipit vel unam corruptam, ut d'. XXXIIII. Si quis viduam 
(c. 13), quia Christus et unicam et virginem accepit iuxta illud: 
»Despondi vos uni viro virginem castam exhibere Christo« (2 Cor 
11,2). usque sicut ab uno. Hec non videntur respondere prioribus. 
Unde dici potest, quod hic muttetur [korrigiert aus »mittetur«] 
sententia, vel sic possunt prioribus adaptari: Q.(uasi) dicat: Cum 
Christus unicam accepit, ille qui coniugium iterat, non eum sequitur 
in unitate coniugii, set ab eo apostatat per dissimilitudinem con- 
iugii iterati. Binarius enim informis?) est numerus, quia primus 
ab unitate numeri discedit, et quicquid ab unitate recedit, domimo 
displicet, ut C. XXXII. Q. I. Nuptie (c. 12). Et nota, quod non solum 
ile inpeditur ab ordine, cuius uxor ante deliquit, verum is debet 
removeri iam promotus ab ordine, cuius uxor postea fornicatur, 
ut d’. XXXIII. (XXXIV) Si cuius (c. 11), videlicet propter sig- 
naculum sacramenti, de quo hic agit. Dicunt tamen guidam hoc tunc 
demum verum esse, si post adulterium maritus eam cognovit« *). 

1) L. c. f. 34' c. 2, f. 35 c. 1. — Huguccio bemerkt zu c. 53 2 C. XXXII 
q. 4 ad v. venter intumuerit: »Ab eo enim tempore neque ad tempus Pe 

tionis non debet uxor facere copiam sui viro, ut di Ad eius (c. 4 

I. Q. 1H. Si causa (c. 4). Quid si tunc alter exigat? Credo, quod tunc 

alter teneatur reddere« (Clm. 10247 f. 254 c. 2). 
L. c. f. 39 c. 1. 

3) die »informis« ist nachträglich »infamis« gemacht. 

.4) L. c. f. 39° c. 2, f. 40 c. 1. — Unsere Glosse scheint hier abhängig 
zu sein von Simon von Bisiniano, der zu c. 8 C. XXXI q.1 ad v. secun- 
darum nuptiarum schreibt : »Et nota, a secunde nuptie in ecclesia non 
benedicuntur ideo, quia ibi non est Christi et ecclesie sacramentum, ut in 


secundo c. (= c. 10) videtur innui, vel ideo quia binarius est primus numerus, 
qui ab unitate recedit, unde et operibus secunde diei dominus non benedixit 
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Mit der Frage der Wirksamkeit einer angedrohten, aber 
erst nach erfolgter Appellation verhängten Exkommunikation 
beschäftigt sich die Glosse zu c. 24 D. LXII ad v. sub excon- 
municationis interminatione: »Set hic quero, si appellaret is, cui 
sub pena excommunicationis aliquid prohibetur, et postea rem 
prohibitam faceret, an esset excommunicatus. Et videtur, quod 
non. Nam post appellationem non potest eum ligare eius sen- 
tentia, a quo appellat pro ea causa. Set quia ipse aliquid innovat 
post appellationem, videtur quibusdam, quod circa eum potest 
aliquid innovari, ut in decretali Cum teneamur« '). Das Verbot 
des Verkehrs mit Exkommunizierten betrifit die Glosse zu c. 1 
D. XCII ad v. nec loqui his, quibus ipse non loquitur: »Si in 
eo casu istud exaudias, in quo apostolicus talem excommuni- 
caverat, planum est nec erit in eo aliquid speciale. Set quid si 
tantum servientem vel clericum suum sibi inobidientem (!) a se 
removet nec sibi loquitur, nunquid a talis debeo colloquio cessare? 
Forte propter primatus dignitatem dici posset. Nam et principes 
graviter ferre consueverunt, si quis cum hiis conmoratur vel 
loquitur, quos ipsi vel odiunt (!) vel a sua familiaritate removerunt. 
Set quidquid sit in hoc casu, tamen constat, quod si quis ei 
communicat, quem nominatim excommunicat papa, ab eo solo 
sunt absolvendi. Communicantes excommunicatis ab episcopis a 
suis episcopis debent absolvi, ut in decretali In eminenti« ?). 


Mit der Art der Fegfeuerstrafe beschäftigt sich die Glosse 
zu c. 5 D. XXV ad v. superat enim: »Non videtur hoc verum, 
cum gravior sit pena huius naturalis ignis, qui consumit, quam 
illius, qui consumere non potest. Set vel ad terrorem est dictum 
vel ideo, quia dum est ibi, caret dei visione anima, qua nulla 
pena maior. Set quomodo potest res incorporea et invisibilis in 
loco concludi vel detineri (?) corporeo et puniri, cum spiritus 
carnem et ossa non habeat (cf. Lk 24, 39)? Quare dicunt guidam 


nobis intelligentiam 1elinquens non esse bonum duplicem numerum, qui ab 
` invicem [darüber: vel unione] dividit et prefigurat federa secundarum nuptiarum, 
ut C. XXXII. q. I. Nuptie. Et hoc quidam exaudiunt, cum vidua ducitur. Si vero 
virginem accipit is, qui aliam duxerat, an tales nuptie benedici debeant, lector 
inquirat. Vel ideo secunde nuptie non benedicuntur,:quia cum in primis 
nuptiis fuerint benedicti, postea non debet eis benedictio iterari, ut in extrava. 
Cum sit romana ecclesia« (= c. 1 Comp. I IV. 22) (Cod. Bamberg. Can. 38 
(D. II. 20) f. 45 c. 1] Vgl. meine Abhandlung: Magister Albertus Glossator 
der Compilatio II, Mainz 1925, S. 40' [Huguccio]. 


1) L. c. f. 45' c. 2. — Vgl. Arhiv 1924 S. 5—40. 
2) L. c. f. 47 c.2. 
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animas accipere aere(a) corpora, in quibus tantum puniuntur in 
purgatorio« !). 


Der Primat des Gewissens wird betont in der Glosse zu 
c.11 D. XXXVill ad v. erranti non errans preponitur: » Ex hoc 
nota ar.(gumentum), quod si deprehendo uxorem meam in primo 
vel in secundo gradu coniunctam et probare non possum, magis 
debeo conscientie mee aquiescere quam mandatis ecclesie errantis 
et veritatem nescientis et non errans, ut hic dicitur, erranti pre- 
poniture ?). 


Das Seelenheil geht dem körperlichen Wohl unbedingt vor. 
Deshalb muf der gesunde Eheteil dem aussátzigen die eheliche 
Pflicht leisten: c. 12 D. XXXVIII ad v. animus preponitur corpori: 
»Hinc habes, quod est faciendum potius, ubi anime salus peri- 
clitatur quam ubi corporis duntaxat discrimen inminet, ut C. XXIII. 
Q. ult. Convenior (c. 21) et C. XXII. Q. III. Si habes (c. 1). Ethec 
sunt omnia argumenta [korrigiert aus »arta«], quod sanus tenetur 
reddere debitum uxori leprose, ut in decretali Quoniam sicut« ?). 


1) L. c. f. 39' c. 1 sq. 


2) L, c. f. 42^ c. 1. — Auch Auguccio tritt für den Primat des Gewissens 
ein, wenn er zu c. 1 § 1 C. XXX q. 5 ad v. et vota schreibt: ». . Item alter 
quandoque dissentit et separatur ab uxore, quia matrimonium inter eos fuit 
clandestinum, i. e. occulte contractum et ideo probari non potest. Accipit 
ille aliam, revera matrimonium non est cum secunda, tandem penitet, vult 
recedere a secunda. et redire [V.: reddire] ad primam. Ecclesia excommunicat 
eum pro secunda, Cui ergo obediet, s.(cil.) an ecclesie vel proprie con- 
scientie ? Credo, quod conscientie debeat obedire et dimittere se excommuni- 
cati potius quam secundam cognoscat, quia in nullo malo obediendum est, 
ut XI. Q. n Quid ergo« (c. 99) [Clm. 10247 f. 245 c. 2; Cod. Vat. 2280 
f. 274° c. 1]. 


3) L. c. f. 42/ c. l. S. oben S. 206f. — Huguccio ist der gleichen 
Anschauung. Er schreibt zu c. 18 C. XXXII q. 5 ad v. pro societate fideque: 
»[d est pro sociali fide coniugali. Expresse ex hoc cap. colligitur, quod alter 
coniugum debitum [M.: debito] tenetur reddere alteri etiam leproso, arg. S. e. 
Q. $ Cum ergo hec (dict. Gr. p. c. 14) et I. e. Q. VII. Omnes, Dominus (cc. 7, 6) 
et in duobus proximis cap. sequentibus et in extra. Quoniam sicut. Arg. 
contra I. Q. L Ventum (c. 18) et arg. contra in extra. Pervenit (= c. 1 Comp. I 
IV. 8), ubi dicitur, quod uxor admoneatur sequi virum leprosum, et si noluerit, 
contineat, dum vixerit. Et dicunt quidam, quod morbus lepre debet inspici a 
medicis, utrum alter debeat inde infici vel non, et si viderit, quod alter inde 
debeat infici, non reddat debitum leproso. Set hoc nicil est, cum non nitatur 
rationi vel auctoritati. Dico ergo |deest: M pose uod uxor sana tenetur 
sequi leprosum in locum solitarium, ut, XIII. Q. II. Unaqueque (c. 3), et ei 
reddere debitum, ut hic dicitur et in extra. Quoniam sicut. Debent enim salutem 
anime saluti corporis preponere, ut dicit aug. S. e. Q. S Cum ergo hec. 
Illam vero decretalem, s.(cil.) Pervenit, non recipio, vel dico, quod loquitur 
in eo casu, cum leprosus vel leprosa non exigit, ut uxor vel vir sanus sequatur 
vel reddat ei debitum. In quo casu uterque est cogendus ad continentiam, set 
si exigit alter, tenetur sequi et reddere debitum. Set numquid vir leprosus 
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potest expelli de vicinia, ne per eum corrumpatur ? Sic videtur de consuetudine, 
ut in extra. Pervenit et de auctoritate v.(eteris) t.(estamenti), ut di. VI. Testa- 
mentum (c. 1) et XXXIII. Q. Il. Hoc ipsum (c. 11). Set ecce uxor est leprosa, 
maritus vult eam tenere secum et uxor tenetur sequi virum et non econverso, 
ut XIII. Q. II. Unaqueque, quid ergo erit? Credo, quod in tali articulo maritus 
tenetur sequi uxorem, si vicinia non vult pati eam esse. ibi. Quod autem 
dicitur sanus debere sequi leprosum, non intelligo, quod cogatur esse continuo 
[V.: continue] cum illo in uno lecto vel etiam [deest: V.] in una domo, set 
loco et tempore debet ei reddere debitum et necessaria subministrare et cum 
indiget, non debet ei deesse. Set ecce sponsa est, antequam cognoscatur, 
lepra inficitur, cogitur sponsus eam habere? Distinguo: Si est de futuro, non, 
si est de presenti, sic. Nam nisi alter velit transire ad religionem, neuter potest 
discedere ab altero nisi causa fornicationis; Urbanus tamen tertius contradicit 
in extra. Litteras (= c.3 Comp.I IV 8). Ibi enim dicitur, quod si ante carnalem 
copulam contigerit [V.: contingerit] alterum lepra infici, alter potest contrahere, 
quia non erat matrimonium consumatum, quod nullo modo credo verum esse« 
(Clm. 10247 f. 256° c. 2; Cod. Vat. 2280 f. 285' c. 2, f. 286 c. 1). 


Ich benütze die Gelegenheit um folgende in meiner Abhandlung: Ein- 
teilung und System des Gratianischen Dekrets (Archiv 1926) stehengebliebene 
Versehen richtigzustellen. Lies daselbst S. 525! [Sonderabdruck S. 562] Z. 2: 
Prohibentur; S. 526 Z. 12 [S.-A. S. 57 Z. 12]: set etiam si post; S.526 Z. 2 v. 
u. [S.-A. S. 58 Z. 10 v. o.]: minus puniri debet; S. 528 Z. 6 v. o. [S.-A. S. 59 
Z. 17 v. o.]: tractandum occurrit; ebenda Z. 15 v. o. [S.-A. S. 59 Z. 14 v. u]: 
a non depositis hereticis; S. 529 Z. 4 v. o, [S.-A. S. 61 Z. 2 v. o.]: Diocesiani; 
ebenda Z. 5 v. o. [S.-A. S. 61 Z. 3 v. o.]: alienentur; S. 5301 Z. 8 v. o. [S.-A. 
S. 611 Z. 8 v. o.]: quoniam predia; ebenda Z. 15 v. o. [S.-A. ebenda Z. 15 
v. 0.]: prescribere possint; S. 531? Z. 3 v. u. [S.-A. S. 62? Z. 3 v. u.]: non 
poterit celebrare; S. 5321! Z. 2 v. o. [S.-A. S. 635 Z. 2 v. o.]: a Diocesiani; 
ebenda Anm. 2 Z. 1 v. o. [S.-A. S. 634 Z. 1 v. o.]: Quicquid sequitur. Im 
S.-A. S. 635 lies: Belege s. oben S. 553, 56. 


Ill. Kirchliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Entscheidung der Sakramentenkongregation in Causa 

Romana et aliarum, betr. die Zelebration der hl. Messe im 

Sterbehause, vom 18. Dezember 1925 und 30. April 1926). 
A. A. S. XVIII, 388. 


In plenariis comitiis E.morum Patrum H.S.C. habitis die 
18 decembris 1925 el die 30 aprilis 1926, postulantibus nonnullis 
locorum Ordinariis, nempe Valentin. Compostellan., Pampilonen. 
aliisque, prositum fuit dubium: »Utrum Ordinarius, vi canonis 822, 
§ 4, permittere possit, absque indulto Apostolico celebrationem 
unius vel plurium Missarum domi, praesente cadavere, quando 
haec celebratio postulatur a parentibus defuncti«. 

Re mature perpensa et dubio reformato, quaestiones et 
responsiones ab E.mis Patribus dion editaeve fuerunt uti 
sequitur : 

I. »Utrum Ordinarius vi canonis 829, § 4, permittere possit 
Missae celebrationem domi praesente cadavere in loco vulgo 
Camera ardente«. 

R. »Negative, nisi agatur de casu aliquo extraordinario, ex- 
stante iusta et rationabili causa; et hoc etiam in casu, dummodo 
cadaveris expositio fiat servato debito decore, ac in eodem loco 
nihil adsit quod sit alienum a sanctitate divini Sacrificii«. 

II. »Quando censendus sit haberi casus extraordinarius, vi 
cuius, concurrente iusta et rationabili causa, permitti possit ab 
Ordinario Missae celebratio, et utrum unius tantum aut plurium 
Missarum celebratio permitti possit ?«. 

R. »Casum extraordinarium haberi, unaque simul iustam et 
rationabilem causam, occasione obitus Episcopi residentialis seu 
loci Ordinarii, aut personae e principe familia, aut aliter insignis 
ob merita et benefacta in Ecclesiam vel in rempublicam, vel ob 
munificentissimas elargitiones in pauperes et egenos; itemque 
personae huiusmodi privilegio Apostolico iam ornatae; dummodo 
semper debitae exsequiae expleantur in ecclesia. 


1) Vgl. die Entscheidung der e rpretanonskommission des CJC. vom 
16. Okt. 1919 ad XII, in: A. A. S. XI, 478. 
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» Tunc Ordinarius permittere poterit unius aut alterius 
Missae, sed non plus quam trium Missarum celebrationem : abro- 
gato indulto Sacrae Rituum Congregationis diei 29 aprilis 1894 
et contrariis quibuscumque minime obstantibus; facto verbo cum 
SS.mo«. 


In audientia diei 8 maii 1926 Ss.mus D.nus Noster Pius Papa XI, 
audita relatione facta ab infrascipto Secretario huius S. C, deci- 
sionem E.morum Patrum in omnibus ratam habuit et confirmavit. 


L. t S. M. Card. LEGA, Praefectus. 
T Aloysius Capotosti, Ep. Thermen., Secretarius. 


ADNOTATIONES 


Iuvat publici iuris facere aliqua, quae RR. PP. Consultores 
animadvertenda duxerunt circa propositam quaestionem. 


1. Can. 822, S 4 Codicis iuris canonici ita se habet: »Loci 
Ordinarius licentiam celebrandi extra ecclesiam et oratorium super 
petram sacram et decenti loco, numquam autem in cubiculo, 
concedere potest iusta tantum ac rationabili de causa, in a 
extraordinario casu et per modum actus«. 


Notandum autem est in primis circa hunc canonem propo- 
situm iam fuisse Commissioni interpretationis Codicis dubium: 
Utrum facultas celebrandi Missam in domo privata sit ab 
Ordinario, ad normam can, 822 § 4 interpretanda restric- 
tive, eamdemque Commissionem die 16 oct. 1919 respondisse: 
» Affirmatives. 


Et iure ita responsum est. Si quis enim consideret antiquam 
Ecclesiae praxim, videbit profecto eam non favere huic celebra- 
brationi extra ecclesiam. Nimis profecto -noti sunt canones, qui 
in Decreto tribuuntur sive Clementi Papae, sive Felici IV, omnes 
quidem apocryphi, sed referentes antiquam consuetudinem, quae 
tandem resolvitur in praxim a Codice conservatam in citato 
canone 822, Missam scilicet celebrandam esse in ecclesia aut 
in oratorio. 


Ab hac autem obligatione, secundum antiquam praxim, una 
excusabat magna (c. 1, D. I. de consecr.) aut summa necessitas 
(c. 11, D. I, cit.) quibus verbis postea usus est etiam Benedictus XIV 
in Const. /nter omnigenas, 2 febr. 1744 S 22 fin. (Fontes iur. 
can., |, 809) Neque aliud procul dubio dicendum erat usque 
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ad Codicem, si attendamus interpretationem auctoritative suis 
Missionariis datam a S. G. de Prop. Fide quae (Collectanea n. 411) 
edixit: celebrare extra locum sacrum »non licere ex devotione, 
licere tamen ex necessitate«. 


Num aliquid ex Codice immutatum sit? Nonnulli putant et 
ex eo moveri videntur, quod Codex requirit causam iustam et 
" rationabilem, ex quo deducunt eam non. debere esse gravem. 


Verum si quis attendat non solum causam concessionis de- 
bere esse iustam ac rationabilem, sed simul, seu cumulative, con- 
cessionem fieri debere per modum actus et quidem ia casu aliquo 
extraordinario, inferri rationabiliter potest nihil esse immutatum. 
Nam gravitas causae seu necessitas, morali modo assumenda 
est et aestimanda; quum vero canon 822 § 4 exquirat, una simul 
causam concessionis iustam et rationabilem, concessionem autem 
fieri ab Ordinario tantum per modum actus et in casu aliquo 
extraordinario, sane tunc versamur in casu moralis necessitatis. 
Itaque non habetur inducta mutatio in veteri iure et in iurispru- 
dentia, quae conclusio sequitur etiam ad normam c. 6 n. 4. 


Ex his facile deduci potest casum de quo agttur (vulgo 
camera ardente) non esse, relafe ad celebrationem Missae, neque 
casum necessitatis, neque casum extraordinarium. 


. 2. Quoad funus Episcopi residentialis defuncti, Caeremoniale 
Episcoporum (Lib II, cap, XXXVIII) statuit quidem corpus Epi- 
scopi exponi debere in aula maiore Palatii episcopalis in qua 
clrus saecularis per ordinem, vel Religiosi quatuor Ordinum 
Mendicantium vel alii per singula collegia incipient vigilias, hoc 
est Vesperas et Matutinum cum Invitatorio et tribus Nocturnis, 
ac Laudibus defunctorum: sed nullatenus conceditur facultas 
inibi celebrandi Missas; immo manifeste excluditur, quia Caere- 
moniale Episcoporum statuit corpus Episcopi, expletis Laudibns, 
deduci debere ad ecclesiam pro funere et Missae celebratione. 


Verum quidem est Sacram Rituum Congregationem edidisse 
decretum relatum in Collectione authentica decretorum eiusdem 
Congregationis (vol. Ill, n. 3822) circa facultatem celebrandi 
Missas domi in expositione corporis Episcopi dioecesani defuncti, 
vel Abbatis nullius, vel Vicarii Apostolici vel Episcopi titularis, 
uti videre est in ipso decreto quod hic ex integro referre prae- 
stat, nimirum: 

»Qui pro Domini ‚grege vitam impenderunt aequum est, ut 
Ecclesiae suffragiis singulari modo post mortem iuventur. Sacris 
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ideo Ritibus praeposita Congregatio, re mature perpensa, decer- 
nendum esse statuit: 


»Ut dum corpus Episcopi Dioecesaui defuncti, sacris indutum 
vestibus, in propriae Aedis aula maiori publice et solemniter 
iacet expositum, Missae in suffragium animae eius per totum 
mane celebrari valeant; iis omnibus servatis, quae de Episcopi 
defuncti corpore exponendo ac suffragiis ferendis in Caeremoniali 
Episcoporum libro Il, Cap. XXXVIII praescribuntur. Quod pri- 
vilegium Episcopis in sua Dioecesi concessum ad Vicarios Aposto- 
licos in suis Vicariatibus, nec non ad Abbates ceterosque Prae- 
latos Nullius Dioeceseos, iurisdictione in plebem ordinaria quum 
vita cesserunt fruentes, in proprio tamen territorio, pari intelligatur 
ratione extensum. De speciali tandem gratia Sacra Rituum Con- 
gregatio, indulget, ut eodem quoque privilegio frui valeant Epi- 
scopi Titulares defuncti; dummodo eorum cadavera in aula 
convenienti exponantur et ornamentis pontificalibus (absque tamen 
baculo pastorali), si extra Urbem, fuerint induta; si vero in Urbe, 
habitu tantum praelatitio«. 


»Contrariis non obstantibus dumbuscumoden 
»Die 3 Aprilis 1894«. 


»Facta autem Sanctissimo Domino Nostro Leoni Papae XIII 
de his omnibus relatione per Eminentissimum et Rmum Dominum 
Cardinalem Sacrae eidem Congregationi Praefectum, Sanctitas 
Sua sententiam ipsius Sacrae Congregationis in omnibus ratam 
habuit et confirmavit. Die 29 iisdem mense et anno«. 


At, inspecta responsione Commissionis pro interpretatione 
Codicis I. C. quoad can. 822 $ 4, quam supra retulimus, expediens 
foret huiusmodi facultatem limitari, eo magis quod ex hoc nihil 
animabus Episcoporum suffragii demitur, quia Missae celebrantur 
in ecclesia pleniore decore et cultu coram frequentioribus fidelibus. 


3, Aliud argumentum ad denegandam hanc potestatem 
Ordinario ex eo desumitur, quod facultas haec non videtur bene 
componi cum facultate, de qua in can. 1194. Scilicet in hoc 
cànone dicitur: »in aliis oratoriis domesticis« (aliis videlicet a 
privatis coemeteriorum aediculis, de quibus immediate ante lo- 
cutus fuerat canon) »nonnisi unius Missae, per modum actus, in 
casu aliquo extraordinario, iusta et rationabili de causa (Ordinarius 
loci celebrationem permittere potest)«. Et certe, nonne defectus 
harmoniae dicendus esset in iure exsistere si in oratoriis posset 
una tantum ab Ordinario loci permitti Missa, dum extra oratorium, 
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et proinde extra omnen locum sacrum, plurium etiam Missarum 
celebratio deberet dici permissa? 

4. Tandem non deest aliud gravissimum argumentum. Omnes 
advertunt serpere inter fideles propensionem quandam seu pro- 
pensum studium ad extrahendas, quantum fieri potest, a locis 
sacris sanctissimas caeremonias Ecclesiae. Quis nescit multis in 
locis consuetudinem quamdam, per nefas inductam, continuare 
velle fideles etiam post promulgationem Codicis iuris canonici, 
ut scilicet liceat et infantes in ipsa domo sua baptismo ablui, et 
matrimonia in cubiculo domus contrahere et alia huiusmodi extra 
ecclesiam peragere? Est conatus quidem ad laicizandas — sit 
venia verbo — caeremonias ecclesiasticas. Quas non possunt 
omnino destruere impii homines, iis accidentalem saltem sancti- 
tatem detrahere conantur: et fideles supine acquiescunt Codex 
huic infirmitati plurimum resistere conatus est (cfr. cann. 773, 
1109 SS 1, 2); sperandum est cum fructu. Hinc casus isti non 
sunt multiplicandi, sed pro viribus restringendi. 


t Aloysius Capotosti, Ep. Thermen., Secretarius. 


2. Indult der Konzilskongregation, betr. die Verlängerung 
` der Fastenordnung !) für die deutschen Diözesen, 
vom 20. Januar 1927. 
(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diözese Trier 1927, 27.) 


SACRA CONGREGATIO CONCILII. 
Beatissime Pater, 

Emus Card Episcopus Wratislaviensis perdurantibus iisdem 
causis, a Sanctitate Vestra humiliter postulat ut sibi prorogetur 
indultum jam pridem concessum per rescripta S. C. Concilii diei 
14 Febr. 1922 et diei 17 Octob. 1923 favore omnium Ordinariorum 
Germaniae circa observantiam legis abstinentiae et jejunii. 

Sacra Congregatio Concillii attentis expositis, petitam proro- 
gationem, in terminis et forma praecedentis rescripti, benigne 
impertita est ad aliud quinquennium. 

Datum -Romae, die 20 Januarii 1927. 


sig. D. Card. Sbaretti, Praefectus, 
sign. Julius ep. tit. Lampsacen, secretarius. 


1) Siehe den Text in diesem Archiv CIl, 108. 
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3. Entscheidung der Religiosenkongregation, betr. die bischöf- 
liche Erlaubnis zum Ubertritt der Nonnen in ein anderes 
Kloster desselben Ordens, vom 26. Juni 1926. A. A. S. XVIII, 490. 


Sacrae Congregationi Religiosorum Sodalium negotiis prae- 
positae sequentia dubia, pro opportuna solutione, subiecta fuere: 

Il. Utrum moniales monasteriorum, in quibus vota dumtaxat 
simplicia emittuntur juxta can. 488, 7? Codicis iuris canonici et 
decretum Sacrae Congregationis de Religiosis sub die 23 iunii 
1923"), e proprio ad aliud huiusmodi monasterium sui iuris et 
eiusdem Ordinis transire queant sola Ordinarii vel Ordinariorum 
auctoritate. 

II. Utrum eaedem moniales ab Ordinario vel Ordinariis e 
proprio ad aliud monasterium, uti supra, de ipsarum et utriusque 
Communitatis consensu, transferri queant saltem ad tempus, ita 
ut in novo monasterio, dum ibidem commorantur, iuribus gaudere 
et officiis fungi valeant ut moniales de familia. 

Porro Sacra Congregatio, in Congressu diei 26 iunii 1926, 
re mature perpensa, respondendum censuit prout respondet: 

Ad. I. Negative et servetur can. 632 Codicis iuris canonici. 

Ad. Il. Negative sine praevia Apostolicae Sedis licentia. 

Facta autem de praemissis relatione Ssmo Dno Nostro Pio, 
Div. Prov. Papae XI, in audientia habita ab Emmo Card. Praefecto 
huius Sacrae Congregationis, die 9 nov. 1926, Sanctitas Sua 
resolutionem eiusdem Sacrae Congregationis approbavit et con- 
firmavit ac publici iuris fieri mandavit. — 

Datum Romae ex Secretaria Sacrae Congregationis de Religi- 
osis, die, mense et anno ut supa. 


C. CARD. LAURENTI, Dip eta. 


4. Indult der Ritenkongregation für den Fürstbischof von 
Breslau, betr. die Karwoche-Funktionen in Kloster- und 
Krankenhauskapellen, vom 1. Februar 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1927, 14.) 


Durch ein Indult der Riten-Kongregation vom 1. Februar 1927 
ist dem Ordinarius der Diósese die Fakultät verliehen, die Funk- 
tionen der Karwoche, und zwar in der einfacheren Form, wie sie 
in dem Memoriale Rituum Papst Benedikt XIII. (Neuausgabe 1920) 
für kleinere Kirchen und Kapellen geordnet sind, zu gestatten . 


1) Acta Apostolicae Sedis XV (1923), p. 357. 
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. ]. in Anstaltskapellen weiblicher Orden mit Klausur, 

2. in den Kapellen auch von Orden ohne Klausur, wenn die 
Zahl der regelmáfigen Teilnehmer am Gottesdienst eine 
gioBe ist, so daß der Besuch der IALWOENENZETEMONjEn 
in der Pfarrkirche beschwerlich wäre, 

3. in den Oratorien von Krankenhäusern und Sanaian 

Bedingung für diese Erlaubnis ist die Möglichkeit einer 
würdigen Feier, d. h. es müssen die Raumverhältnisse, die Zahl 
der Teilnehmenden, die Paramente und Kultgeräte sowie die Aus- 
führungen der Gesänge derartig sein, daß die Feier wirklich 
erhebend und erbauend ist. 

Von den früher durch besondere Verfügung gewährten Indulten 
bleibt nur die Gestattung einer stillen hl. Messe am Gründonnerstag 
mit Kommunion der Anwesenden in Kraft, die erst nach Ablauf 
der im Reskript ausgesprochenen Frist zu erneuern ist. Alle 
andern Erlasse haben keine Geltung mehr, und ist in jedem ein- 
zelnen Falle, wo man von dem obigen Indult Gebrauch machen 
will, ein besonderes Gesuch mit Motivierung nach den angegebenen 
Gesichtspunkten einzureichen. Es ist dabei besonders anzugeben, 
ob auch die Aufstellung eines hl. Grabes und der Karsamstags- 
gottesdienst erbeten wird, welche beide nicht notwendig mit den 
andern Zeremonien verbunden sind, während Gründonnerstags- 
und Karfreitagsfeier zusammenhängen, also letztere ohne erstere 
nicht gewährt werden kann. Eine stille hl. Messe ohne Zere- 
monien am Karsamstag kann nicht gestattet werden. 

Ehe Gesuche eingereicht werden, möge das hochw. Pfarramt 
erwägen, ob es nicht praktischer ist, die hl. Funktionen auf die 
Pfarrkirche zu beschränken, in der allgemeine Teilnahme die 
gemeinsame Andacht erhöht. 


5. Indult der Ritenkongregation für das Bistum Meißen, betr. 
die Austeilung der Asche am ersten Fastensonntage, 
vom 29. Dezember 1926 ). 

(Kirchliches Amtsblatt für das Bistum MeiBen 1927, 2.) 


Misnen. 


Beatissime Pater! Christianus Schreiber, Episcopus Dioecesis 
Misnensis in Germania, humillime petit a Sanctitate Vestra Indultrum, 


ACA die Entscheidungen der Ritenkongregation vom 30. Juni 1922 
und 1. Februar 1924, in: Hilling, CJC. Interpretatio 82. 
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. quo Sibi benignissime concedatur facultas parochis alliisque sacer- 
dotibus Dioecesis suae elargiendi licentiam cineres in die Cinerum 
ad normas Missalis Romani benedictos etiam in Dominica I. 
Quadragesimae fidelibus imponendi. 

Maior pars fidelium Dioecesis Misnensis in ipsa die Cinerum 
SS. Missae sacrificio adstare non potest, sive ob magnam distan- 
tiam ab Ecclesiis, cum plurimi habitent inter acatholicos valde 
dispersi, sive ob quotidianos labores, qui iis infra hebdomadam 
SS. Missae adstare non permittunt. Si vero concedatur facultas 
etiam in Dominica I. Quadragesimae imponendi, hoc tam salutari 
remedio plures fideles non careant. 

Sacra Rituum Congregatio, utendo facultatibus sibi specialiter 
a SS. Dom. Nostro Pio Papa XI. tributis, attentis expositis pecu- 
liaribus adiunctis ab Episcopo Misnensi, benigne annuit pro gratia 
iuxta preces, ad proximum quinquennium, dummodo die Cinerum 
fiat functio liturgica cum benedictione et impositione Cinerum. 
Servatis de cetero Rubricis. Contrariis non obstantibus quibus- 
cumque. | 

Die 29. Decembris 1926. 

A. Card. Vico, Ep. Portuen., 


Praefectus. 
Angelus Mariani, S. R. C Secretarius. 


.Auf Grund vorstehenden Indultes erteile ich hiermit die 
Erlaubnis — zunächst ad quinquennium —, die am Aschermittwoch 
geweihte Asche auch am 1. Fastensonntage den Gläubigen aus- 
zuteilen. Ich überlasse es den hochwürdigen Herren Pfarrern 
und selbständigen Seelsorgern, von der Erlaubnis in ihren Kirchen 
den Verhältnissen entsprechend Gebrauch zu machen. 

E 7 Christian, Bischof von Meißen. 

Bautzen, den 25. Januar 1927. 


6. Rundschreiben des Kardinalpräfekten der Kongregation der 

Seminare und Universitáten an alle Ordinarien, betr. die Fór- 

derung der katechetischen Disziplin, vom 8. September 1926 !). 
A. A. S. XVIII, 453. 


Illme. ac Rme. Domine. 
Ad regnum lesu Christi, Servatoris nostri, in terris. instau- 
randum, nulla res plus confert, ex ipso divino instituto, quam 


1) Vgl. Motu proprio Pius’ XI. betr. die EE einer besonderen 
Amtsstelle für die katechetische Aktion an der Konzilskongregation, vom 
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eximia sacerdotalis ordinis sanctitas et doctrina. »Causae profecto 
graves, et ómnium aetatum communes, decora virtutum multa 
et magna in sacerdotibus postulant: veruntamen nostra haec aetas 
plura quoque et maiora admodum flagitat« (Leo XIII. Enc. Etsi 
nos, 15 febr. 1882). 

Cum autem idonei altaris ministri et studiosi animarum 
curatores nequeant evadere nisi, qui, in sacris Seminariorum septis 
adolescentes, ad omnem virtutis et scientiae decorem rite insti- 
tuantur, Sancta Sedes Apostolica sapientissimas edidit leges de 
huiusmodi institutis. quorum cum statu ipsa Ecclesiae fortuna 
coniungitur maxime. 

Nos quidem omnia, quae de hac re statuta sunt, ab omnibus, 
quorum interest, religiose servari confidimus ; sed unum est maximi 
momenti et ponderis, quod universos sacrorum Anstistites dili- 
genter attendere percupimus, idque spectat ad rationem seu 
methodum christianae doctrinae tradendae. 

Codicis iuris canonici canone 1365 S 3 praescribitur ut in 
cursu theologico, qui saltem integro quadriennio debet contineri, 
»habeantur etiam lectiones de Theologia pastorali, additis practicis 
exercitationibus praesertim de ratione tradendi pueris aliisque 
catechismum«. 

Quam congruenter quamque necessario haec praecipiantur, 
facile intelliget quisquis animadvertat officium docendi christianam 
plebem, quo tenentur sacerdotes omnes, praesertim curiones, 
omnium officiorum primum esse et maximum: ex eius enim obser- 
vatione aut neglectu salus vel ruina animarum magna ex parte 
pendet. Apertum notumque est gravissimum Benedicti XIV, sapien- 
tissimi Pontificis, effatum : »lllud affirmamus magnam eorum partem, 
qni aeternis suppliciis damuantur, eam calamitatem perpetuo subire 
ob ignorantiam mysteriorum fidei, quae scire et credere necessario 
debent, ut inter electos cooptentur« (Inst. XXVI, 18). 

Hinc, ex iuris canonici praescripto, debet parochus, ut 
gravissimum impleat officium suum de catechetica populi christiani 
institutione, pueros ad sacramenta Poenitentiae, Confirmationis et 
Eucharistiae rite suscipienda praeparare, eosque, postquam primum 
Sancta de altari libaverint, uberius ac perfectius excolere, item 
fidelibus adultis catechismum, sermone ad eorum captum accommo- 
dato, explicare (can. 1329—32). 

29. Juni 1923, in: A. A. S. XV, 327; Fragen der Konzi skongregation, betr. den 


Religionsunterricht, vom 24. Juni 1924, in: A.A. S. 332; Dekret der 


ar eater Wc betr. die katechetischen Kongresse, vom 16. April 1924, 
in: A. A. S. XVI, 431. 17* 
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Huiusmodi autem officio ceteros presbyteros, atque etiam 
clericos, teneri, constat ex sequenti: »Presbyteri aliique clerici, 
nullo legitimo impedimento detenti, proprio parocho in hoc 
sanctissimo opere adiutores sunto, etiam sub poenis ab Ordinario 
infligendis« (can. 1333 $ 2). At, cum rudium praesertim et imperi- 
torum institutio de rebus altissimis, sermone ad eorum captum 
accommodato, res sit perdifficilis aeque ac pernecessaria, ideo ad 
tantum opus diuturna ac prorsus diligens adhibenda est praeparatio. 
Haec fieri debet in sacris Seminariis: ad hoc enim sunt ipsa 
constituta. Ut autem munus docendi christianum populum rite 
et fructuose quis obeat, non sufficit praeparatio doctrinalis, quae 
in veritatum tradendarum cognitione versatur quaeque fit per 
studium sacrae theologiae, praesertim dogmaticae, sed requiritur 
etiam ila quae dicitur didascalica, ad modum pertinens quo 
veritates tradi debent, eaque fit tum per congrua praecepta tum 
per practicas exercitationes. 

Ad rem Summus Pontifex Pius X in memorabili Encyclica 
Acerbo nimis (15 apr. 1905): »Facilius longe est reperire ora- 
torem, qui copiose dicat ac splendide, quam catechistam, qui 
praeceptionem habeat ex omni parte laudabilem. Quamcumque 
igitur facilitatem cogitandi et loquendi quis a natura sit nactus, 
hoc probe teneat, numquam se de christiana doctrina ad pueros 
vel ad populum ctm animi fructu esse dicturum, nisi multa com- 
mentatione paratum atque exqeditum.  Falluntur sane qui plebis 
imperitia ac tarditate fisi, hac in re negligentius agere se posse 
autumant. E contrario, quo quis rudiores nactus sit auditores, eo 
maiore studio ac diligentia utatur oportet, ut sublimissimas veritates, 
adeo a vulgari intelligentia remotas, ad obtusiorem imperitorum 
aciem accommodet, quibus aeque ac sapientibus, ad aeternam 
beatitudinem adipiscendam sunt necessariae«. 

Quae cum ita sint, Amplitudinem tuam enixe rogamus ut 
hoc iuris canonici praecepttim vehementer urgeas operamque des 
. ut in Seminario tuo impense excolatur disciplina catechetica ; 
quam ob rem magister theologiae pastoralis praelectiones de ratione 
doctrinae christianae tradendae frequentes. habeat, et clerici ipsi 
ad tantum opus sese practice exerceant, sive in Seminario, sive 
in ecclesiis, prout prudentia suaserit: 

Haec sunt, Amplissime Praesul, quae ad te, sicut et ad 
ceteros sacrorum Antistites, habuimus hac de re scribere. Placet 
litteram nostram abSolvere verbis, quibus Summus Pontifex Leo- 
XIII Episcopos Peruviae simili in casu hortabatur: »Haec si 
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praestabitis et clerus florebit honore suo, et Ecclesiae laus manebit, 
quae semper optimorum studiorum fautrix et altrix est habita 
vereque habenda est. Vobis praeterea idonei homines praesto 
erunt, qui vocati in partem ministerii vestri, magno vobis eru- 
diendis populis pietatique fovendae usui futuri sint et adiumento«. 
(Breve Inter graves, 1 maii 1894). 

Interim Deum, benignum bonorum omnium largitorem. humi- 
liter adprecamur et te cunctosque fideles, postorali sollicitudini tuae 
concreditos, uberrimis caelestis gratiae auxiliis munerari dignetur. 

Romae, ex Secretaria S. Congregationis Seminariis et Studi- 
orum Universitatibus praepositae, die 8 septembris an. 1926. 

Amplitudini tuae 
addictissimus in Domino 
Cajetanus Card. Bisleti, Praefectus. 


f lacobus Sinibaldi, Episc. Tiberien., Secretarius. 


7. Entscheidung der Hl. Poenitentiarie, betr. die bischöfliche 
Vollmacht zur Kommunik ation der Benediktionsfakultaten !), 
vom 10. Nov. 1926. A. A. S. XVIII, 500. 


Ad Sacram Poenitentiariam Apostolicam u dubia, 
pro opportuna solutione, delata sunt: 

Sacra Poenitentiaria Apostolica, die 18 iulii 1919, declaravit, 
non licere Episcopis communicare Presbyteris suae ditionis habitua- 
liter potestatem benedicendi Rosaria, etc. de qua in can. 349 $ 
I, n. I, Codicis iuris canouici, cum Indulgentiarum applicatione; 
nunc quaeritur: 

‘əf. Licetne Episcopis communicare, saltem per modum actus, 
Sacerdotibus suae ditionis facultates, de quibus in can. 349 § I, 
on. I, Codicis iuris canonici?« 

»2. Eaedem facultates competuntne etiam Vicario Generali ?« | 

Et eadem Sacra Poenitentiaria, re mature perpensa, respon- 
dendum censuit: 

Ad utrumque Negative. 

Datum Romae, in Sacra Poenitentiaria, die 10 novembris 1926. 

S. Luzio, S. P. Regens. 
I. B. Menghini, Substit. 


D Vel. Entscheidung der Hl. Poenitentiarie vom 18. Juli 1918, in: A. A. 
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8. Indult der Hl. Poenitentiarie für die Priester der Diözese 
Breslau, betr. die Erteilung des päpstlichen Segens bei 
Volksmissionen und Exerzitien, vom 22. Okt. 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 132.) 


Beatissime Pater, 


Adulphus Cardinalis Bertram, Episcopus Diocesis Wratis- 
laviensis, ad Solium Sanctitatis Vestrae inclinatus, humiliter petit 
facultatem pro Sacerdotibus sive saecularibus sive regularibus 
suae dioecesis impertiendi in fine Concionum, quas ipsi ad 
quoslibet fideles habebunt, Benedictionem nomine ejusdem Sanc- 
titatis Vestrae, cum adnexa plenaria Indulgentia. Et Deus etc. 


Die 22. Octobris 1926. 

Sacra Poenitentiaria Apostolica potestatem facit Sacerdotibus, 
de quibus in precibus, impertiendi cum Crucifixo et unico Crucis 
signo, intra fines dioecesis Wratislaviensis, in postrema eorum 
^ Concione sacrarum Missionum et spiritualium Exercitiorum, 
papalem Benedictionem cum adnexa plenaria Indulgentia, ab 
omnibus christifidelibus confessis ac sacra Synaxi refectis lu- 
cranda, qui postremae eidem Concioni adfuerint et quatuor saltem 
alias ex praecedentibus audierint, ac insuper ad mentem Summi 
Pontificis pie oraverint; facta praeterea potestate christifidelibus, 
qui Concionibus praedictorum Sacerdotum eo tempore interfuerint, 
singulis vicibus Indulgentiam partialem CC. dierum acquirendi. 
Praesenti ad quinquennium valituro. Contrariis quibuscumque non 
obstantibus. 

L. S. sign. Fr. Andreas Card. Früh wirth. 


P. R. Major Poenitentiarius.. 
| sign. N. N. Sub. 


9. Urteil der Römischen Rota in Causa Southwarcensi, betr. 
die Ungültigkeit einer Ehe wegen Furcht und Zwang, 
vom 29. Juli 1926. A. A. S. XVIII, 501. 


Wegen metus reverentialis qualificatus aufseiten der Ehefrau 
hat die Rota die am 6. November 1895 geschlossene Ehe des 
‘Herzogs Karl von Marlbourough und der Consuela Vanderbilt 
für ungültig erklärt. Die letztere war durch den Befehl und die 
andauernden ungestümen Bitten ihrer Mutter zur Heirat gezwungen 
worden. Es handelt sich hier um metus relative gravis, für dessen 
Annahme der schüchterne Charakter und das jugendliche Alter 
der Braut von 17 Jahren besonders ins Gewicht fiel. 
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Dieses Urteil ist auch aus dem Grunde interessant, daß beide 
Eheteile der evangelischen Kirche angehörten. Vgl. Hilling, Ehe- 
rechtliche Kontroversen und Probleme in diesem Archiv CV, 117 ff. 

\ 


10. Mitteilung des Kardinalstaatssekretärs, betr. die Anzeigen 
an das Hl. Offizium'), vom 6. August 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Osnabrück und 

die Norddeutschen Missionen 1926, 99.) 

Zufolge einer Mitteilung Sr. Eminenz des Hochwürdigsten 
Herrn Kardinal-Staatssekretärs vom 6. August d. J. — Nr. 55912 — 
ist dessen Zirkularschreiben vom 1. Dezember 1918 — Nr. 84139 — 
bezüglich der Anzeigen an das Hl. Offizium (Seling, Sammlung 
S. 485 f., Anmerkung 55) mit Rücksicht auf die veränderten Zeit- 
verhältnisse aufer Kraft gesetzt. »Quapropter«, so heißt es in — 
der erwähnten Mitteilung weiter, »directe ad praedictam S. Officii 
Congregationem deferri debent ea omnia de quibus idem ipsum 
Tribunal proprio ac nativo jure decernit.« 


Osnabrück, den 25. Oktober 1926. | 
Das Bischöfliche Generalvikariat. 


11. Entscheidung der Interpretationskommission des Cod. Jur. 
Can., betr. fünf verschiedene Rechtsfragen, vom 25. Juli 1926. 
(Stellvertretung beim Chorgebet, Wechsel der Ordensoberen, 
Ablegung des Glaubensbekenntnisses, Ordenspfarreien, Ver- 
hinderung der kirchlichen Jurisdiktion). A. A. S. XVIII, 393. 


E.mi Patres Pontificiae Commissionis ad Codicis canones 
authentice interpretandos, propositis in plenario coetu quae se- 
quuntur dubiis, responderi mandarunt ut infra ad singula: 

I. De substitutione in choro. — D. An ad substitutionem 
in choro in casibus particularibus, de quibus in can. 419 S 1, 
requiratur venia S. Sedis vel saltem licentia Ordinarii aut Capituli. 

R. Negative. | 

II. De mutatione Superiorum religiosorum. — D. An prae- 
scriptum canonis 505 comprehendat etiam Societates, de quibus 
canones 673—681 agunt, earumque domus, quae non sint vere 
et proprie religiosae sed externae seu non pertinentes ad Socie- 


1) Siehe dieses Archiv 99, 65. 
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tatem, in quibus nempe sodales pauci numero adhiberi solent, 
ex. gr., in Seminariis, scholis, nosocomiis. 

R. Affirmative ad normam responsi diei 3 iunii 1918. 

Il. De fidei professione. D. An Superiores in Societatibus 
clericalibus sine votis, de quibus agunt canones 673—681, fidei 
professionem ad normam canonis 1406 $ 1 n.9, emittere teneantur. 

R. Affirmative. 

IV. De paroeciis religiosis. — D. An vi canonum 631 $3; 
535 § 3 n. 2; 533 $1 un. 3, 4, loci Ordinarius ius habeat exigendi 
rationes de administratione fundorum legatorumque paroeciae reli- 
giosae, de qua in canone 1425 § 2. 

R. Affirmative, firmis praescriptis canonum 630 § 4; 1550. 

V. De impedientibus iurisdictionem ecclesiasticam. — D. 
Utrum ad incurrendam excommunicationem, de qua in can. 2334 
n. 2, sufficiat recursus ad laicalem potestatem causa impediendi 
exercitium iurisdictionis ecclesiasticae, an requiratur praeterea ut 
recursus suum sortiatur effectum. 

R. Negative ad primam partem, affirmative ad secundam, 
firmo tamen praescripto canonis 2235. 


Romae, die 25 iulii 1926. 


P. Card. Gasparri, Praeses. 
loseph Bruno, Secretarius. 


12. Erlaß des Bischofs von Münster, betr. Veranstaltung 
weltlicher Festlichkeiten bei Primizen, vom 25. November 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diózese Münster 1926, 94.) 


An der Freude eines neugeweihten Priesters nehmen natur- 
gemäß die Familie, der er angehört, wie die Gemeinde, aus der 
er stammt, innigen Anteil. Es ist darum durchaus angemessen, 
wenn der junge Priester, nachdem er wohlvorbereitet in der Stille 
des Seminarlebens seine erste heilige Messe gefeiert hat, auch in 
der Heimatkirche, umgeben von Eltern, Verwandten, Freunden 
und der ganzen Gemeinde, in besonders feierlicher Weise das hl. 
Opfer darbringt. Wir empfehlen es dringendst, die Feier in der 
Kirche so erhebend wie móglich zu gestalten. Es sollen insbe- 
sondere in der mit dieser Messe verbundenen Predigt die Gläubigen 
' eindringlich auf die erhabene Würde des Priestertums hingewiesen 
werden. Es ist auch nichts dagegen einzuwenden, wenn nach 
Beendigung der kirchlichen Feier bei einem bescheidenen Festmahl 
der Primiziant und seine Angehórigen sich vereinigen, damit auch 


Der Bezug von Meßwein. 265 


in der Familie selbst noch die Freude an diesem schönen Feste 
ihren Ausdruck finde. Indessen ist es durchaus ungeziemend, 
daß der Charakter des Festes durch weltliche Veranstaltungen 
beeinträchtigt werde. Da das aber nach uns gewordenen Mit- 
teilungen mehrfach der Fall gewesen ist, so verbieten wir hier- 
durch ausdrücklich das Abholen des Primizianten durch Reiter- 
oder Radfahrerzüge, das Abhalten eines Fackelzuges, das Bringen 
eines Stándchens, sowie die Veranstaltung eines Feuerwerks. Auch 
soll- die Teilnahme an dem häuslichen Festessen auf die nächsten 
Verwandten beschränkt werden. 

Dieser Erlaf ist in jeder Gemeinde, in welcher eine Primiz- 
feier bevorsteht und derartige Veranstaltungen zu erwarten sind, 
einige Monate vor diesem Feste von der Kanzel den Gläubigen 
durch langsames und deutliches Vorlesen zur Kenntnis zu bringen. 


Münster, den 25. November 1926. 
Der Bischof von Münster. 
7 Johannes. 


13. Verordnung des Fürstbischóflichen Ordinariats zu Breslau, 
betr. den Bezug von MeB wein, vom Jahre 1926. 
Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinaiiats in Breslau 1926, 128. 


In Ausführung der Beschlüsse der Fuldaer Bischofskonferenz 
(s. Verordn. 780, 231) verordnen wir folgendes: 

I. Als Regel soll gelten, daß der Meßwein von inländischen 
katholischen Meßweinproduzenten (Winzern) direkt bezogen werde, 
entweder von weinbauenden Pfarrämtern oder Klöstern aus ihrer 
eigenen Ernte unter Versicherung der Eigenschaft als Meßwein, 
oder von solchen Winzern, die nicht nur behaupten, sondern auch 
urkundlich nachweisen, daß sie von ihrem zuständigen Ordinariate 
vereidigt sind. | 

Der Bezug erfolge direkt. Der Pfarrer überzeuge sich bei 
Ankunft durch Augenschein, daß Faß und Originalsiegel unverletzt 
sind. Die Abfüllung erfolge im Pfarrhause unter Aufsicht des 
Pfarrers oder einer von ihm zu überwachenden Vertrauensperson. 

Die Aufbewahrung der Flaschen erfolge so, daß jede Ver- 
wechslung ausgeschlossen ist (z. B. durch die Aufdriickung des 
Pfarrsiegels auf den Kork). Etiquetten sind nach Gebrauch zu 
entfernen. Das sind kleine Vorsichtsmafregeln, die im Hinblick 
auf die Notwendigkeit eines absolut reinen Weines zum hl. Opfer 
nicht zu scheuen sind. 
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Il. Die vorstehenden Vorsichtsmaßregeln sind auch zu befolgen, 
wenn Meßwein von ausländischen Produzenten bezogen wird. 
Der Bezug erfolge tunlichst direkt. Die Kontrolle, daß auf dem 


Transportwege nicht Beschädigungen vorgekommen sind, muB 


besonders sorgfältig sein. 

III. Die seither von uns gewährten Anerkennungen als »ver- 
eidigte Meßweinlieferanten« werden hiermit sämtlich widerrufen. 

In Zukunft werden Vereidigungen nur in sehr geringer Zahl 
von uns zugelassen werden. Pfarramtliche Vereidigungen ohne 
behördlichen Auftrag sind unzulässig. Die Bedeutung künftiger 
Vereidigungen gilt nur auf drei Jahre. 

Der zu leistende Eid umfaßt 

a) die Pflicht, MeBwein nur zu beziehen direkt von katho- 
lischen Ordenshäusern, die die Eignung als Mef wein als 
Erzeugnis ihrer eigenen Ernte bei jeder Sendung besonders 
bestätigen, oder direkt von solchen katholischen Wein- 
produzenten, die urkundlich nachweisen, daf sie hierzu 
von ihrem Ordinariate beeidigt sind, und auf Grund dieser 
Beeidigung erklären, daß der gelieferte Wein Produkt ihrer 
eigenen Ernte und absolut naturrein ist; 

b) bei Ankunft jeden Fasses und unmittelbar vor der Abfüllung 
sich persónlich überzeugen, ob Faß uud Originalsiegel 
unverletzt sind; 

c) die Abfüllung selbst zu überwachen oder durch eine von 
ihnen kontrollierte Vertrauensperson überwachen zu lassen; 

d) den Meßwein gesondert unter sicherem Verschluß aufzu- 
bewahren und den Versand sorgsam zu überwachen. 

Die Erfüllung dieser Pflichten ist jährlich dem für den Wohnort 
des Vereidigten zuständigen Erzpriester durch Vorlegung der 
Ausweispapiere (Atteste u. dgl.) und entsprechende Erklärung 
nachzuweisen. Erfolgt dieser Nachweis nicht bis zum 1. Februar 
nach Ablauf des Jahres, so gilt die Anerkennung als vereidigter 
Meßweinlieferant als widerrufen. 

Vereidigt werden nicht Firmen oder Gesellschaften, sondern 
nur Einzelpersonen. Ablehnung eines Vereidigungsantrages ist 
in keiner Hinsicht als Mißtrauensvotum zu betrachten. Händlern, 
die eine erfolgte Vereidigung als geschäftliche Reklame für ihren 
sonstigen Geschäftsbetrieb benutzen, wird die Anerkennung 
entzogen werden. 

Bei jeder Kircheuvisitation ist dieBezugsquelle für Hostien und 
Meßwein anzugeben. 
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14. Erlaß des Bischöflichen Generalvikariats zu Paderborn, 
betr. Meßstiftungen, vom Jahre 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Paderborn 1926, 102.) 


L Die alten durch die Inflation betroffenen Meßstiftungen 
Ledürfen einer erneuten Prüfung und Regelung durch den zu- 
ständigen Stelleninhaber. Es ist vor allem festzustellen, welche 
Aufwertungsbeträge bei Sparkassenguthaben, Hypotheken, aus- 
geliehenen Kapitalien usw. erzielt worden sind. Nach dem Zins- 
ertrag, den die aufgewerteten Kapitalien dieser Art erbringen, 
ist erneut die Zahl der Meßstiftungsverpflichtungen zu berechnen 
und, — sofern Einzelstiftungen nicht eine Vollaufwertung erfahren 
haben, in welchem Falle diese separat zu behandeln wären — 
sind für den Zinsertrag des gesamten durch Aufwertung erlangten 
Stiftungskapitals soviel stille hl. Messen ad intentionem fundatorum 
zu lesen, wie sich unter Anrechnung des diózesanüblichen 
Stipendiums ergeben, natürlich nicht über die Höchstzahl der 
gestifteten Messen hinaus. Die Aufwertungskapitalien der alten 
Meßstiftungen der einzelnen Stellen werden am zweckmäßigsten 
unter dem Titel »Alte Meßstiftungen« getrennt von anderen 
Kapitalien bei einer Sparkasse angelegt. In den Fällen, in denen 
Meßstiftungskapitalien in Verbindung mit anderen Kapitalien (z. B. 
unbelasteter Pfarrfonds) eine Aufwertung erfahren, ist der Auf- 
wertungsbetrag für die Meßstiftungskapitalien in einem an- 
gemessenem Verhältnis zu berechnen und in Zukunit getrennt 
zu halten. Zu begrüßen wäre es, wenn es gelänge, durch 
Sammlung von Beiträgen bei den früheren Stiftern bzw. deren 
Angehörigen diesen alten Meßstiftungsfonds noch weiter aufzu- 
werten. Die vereinigte Persolvierung der Stiftmessen müßte jedoch 
gewahrt bleiben. l 


Bei solchen Fundationen, die hl. Messen und dazu noch 
sonstige Verpflichtungen z. B. Andachten auflegen, gehen die 
ersteren immer voran. Es sind also alle Aufwertungsbeträge 
zunächst für möglichst vollständige Erfüllung der Mefver- 
pilichtungen zu verwenden. 


Bei Meßstiftungs- und anderen Stiftungskapitalien dürite 
entsprechend den im Kirchl. Amtsblatt (Stück 3 lfd. Jahrg.) für 
Fragen der Aufwertung gegebenen Richtlinien eine möglichst 
hohe, wenn nicht volle Aufwertung anzustreben sein. In vielen 
Fällen, in denen das Stiftungskapital nicht ganz aufgewertet werden 
kann, dürfte es möglich sein, von dem Schuldner (z. B. wenn dies 
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die eigene oder eine andere Kirchengemeinde ist) die Kapital 
schuld voll anerkennen und alsdann die Zinsen nach dem Spar 
kassenzinsfuß zahlen zu lassen. 

Auf die durch das päpstliche Reduktionsindult auferlegte 
Verpflichtung, der Bischöflichen Behörde bis zum Ende des Jahres 
Bericht über die Zahl der persolvierten Stiftmessen zu geben, 
werden hiermit die Herren Geistlichen erneut und nachdrücklich 
hingewiesen. 
| Il. Die nach der Inflationszeit gemachten Stiftungen erfahren 
eine separate Verwaltung. Es sei nochmals darauf hingewiesen, 
daB in die Genehmigungsurkunde einer jeden Fundation im 
Sinne des Kanon 1551 8 1 C.I. C. eine Reduktionsklausel des 
Inhaltes aufzunehmen ist, daß die Stiftungsverpflichtungen ent- 
sprechend vermindert werden oder ganz aufhören, falls das 
Fundationsvermögen an Wert verliert oder in Verlust gerät. 

Die Herren Geistlichen wollen die Stifter anleiten, sich 
damit einverstanden zu erklären, daß nach Ablauf einer bestimmten 
Reihe von Jahren (etwa 50) das Stiftungskapital ohne jede weitere 
Belastung in das Eigentum der geistlichen Stelle oder der Kirche 
übergeht. 


15. Instruktion des Bischöflichen Ordinariats zu Linz, betr. 
Delegationstrauungen, vom Jahre 1927. 
Linzer Diözesanblatt 1927, 7. 


Es ist eine unleugbare Tatsache, daß in den letzten Jahren, 
insbesondere seit dem Kriegsende die Delegationstrauungen über 
Gebühr oft vorkommen: es gehört sozusagen in manchen Kreisen 
zum guten Ton, zur herrschenden Mode, auswärts getraut zu 
werden, auch wenn.kein stichhältiger Grund dafür geltend gemacht 
werden kann. 

Da hierüber von Seelsorgern Klagen laut wurden, in denen 
auch auf die damit verbundenen sittlichen Bedenken hingewiesen 
war, wurden die hochwürdigen Herren Dechanten eingeladen, sich 
zur Frage der Delegationstrauungen zu äußern, und ihre Erfah- 
rungen mitzuteilen (L. D. 1926, S. 26). 

Sämtliche hochwürdige Herren Dechanten und außerdem 
einige hochwürdige Pfarrämter haben dem Bischöflichen Ordi- 
nariate ihre Erfahrungen berichtet und die meisten auch zur Frage 
Stellung genommen. Weitaus die meisten, gut zwei Drittel aller 
Äußerungen, sprechen sich entschieden für die Einschränkung der 
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allzu häufig begehrten Delegationen aus; etwa zehn betonen mehr 
die Gründe für die Gewährung; einige bemerken dabei, daß 
besondere Mißstände nicht wahrgenommen wurden und sind 
gegen eine Einschränkung, die schwer zu erreichen wäre und 
viel Verdruß bringen würde. Der Dekanatsklerus von ein paar 
Dekanaten sieht die Delegationen nach auswärts gerne und befördert 
sie, um dadurch die sogenannten »tanzenden« Hochzeiten zu 
verhindern; einige andere Referenten betonen, daß es ihnen durch 
seelsorgliche Einflußnahme gelungen sei, Delegationstrauungen 
fast ausnahmslos hintanzuhalten. Ein hochwiirdiger Herr Dechant 
schreibt, an der Trauung liege dem Ortspfarrer wenig, wenn er 
nur die Brauleute zum Brautunterricht habe. Ein Dekanat spricht 
sich ganz entschieden für dia bisherige Praxis aus. 

An Gründen oder Anlässen für die Delegationstrauungen 
werden haupsächlich immer wieder angeführt: 

1. Solche religiöser Art: Verbindung der Trauung mit einer 
Wallfahrt oder mit dem Besuche des Mariendomes in Linz; die 
Gelegenheit, die Brautbeichte bei einem fremden Priester ablegen 

zu können. 
2. Persönliche Umstände, wie die Rücksicht auf den guten 
Namen der Brautleute, um Beschämung und unliebsames Aufsehen 
zu vermeiden und üblem Gerede auszuweichen, z.B. bei Schwanger- 
schaft der Braut aus einer sonst angesehenen Familie oder bei 
größerem Altersunterschiede der Brautleute oder wenn eines von 
ihnen an einem auffallenden Gebrechen leidet. | 

Ferner wird auch auf den Wunsch der Brautleute hingewiesen, 
von einem verwandten oder sonst nahestehenden Priester getraut 
zu werden, der an einer auswärtigen Kirche angestellt ist. 


3. Wirtschaftliche Rücksichten, wie die schlechte Wirtschafts- 
lage, ja die Not, die Brautleute vielfach zwinge, die üblichen 
Hochzeitsfeiern wegen der großen Auslagen und Kosten zu ver- 
meiden, was aber bei einer Trauung in der eigenen Pfarrkirche 
aus Standesrücksichten untunlich ist. So lassen sich Brautleute 
von Stádten per delegationem auswárts trauen, um den sonst 
doch unvermeidlichen und teuren Wagen oder das Auto zu ersparen. 

4. Gesellschaftliche Gründe, z. B. um so manchen Verdrieß- 
lichkeiten auszuweichen, die sich sonst aus der gesellschaftlichen 
Stellung ergeben müßten, wie die Eifersucht der Gastwirte, die 
Gefährdung geschäftlicher Verbindungen. Beamte, die. am Orte 
ihrer Anstellung vielfach fremd sind, wollen lieber in ihrer Heimat 
oder im Wohnorte ihrer Angehörigen getraut werden. 
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5. Verhütung von Ärgernis und sittlichen Gefahren für die 
Jugend durch Verhinderung der »tanzenden« großen Hochzeiten, 
mit denen meist ärgernisgebende Tänze verbunden sind, die ja 
tatsächlich in den Abendstunden zu Freitänzen werden.. Ein 
hochwürdiger Herr Pfarrer bezeichnet diese Tänze die »Dreh- 
krankheit«, als die »gefährlichste Jugendbewegung« unserer Zeit. 

Als Gründe für die Einschränkung der Delegationstrauungen 
werden geltend gemacht: 

1. Religiöse Bedenken. Die Trauung auswärts durch fremde 
Priester ohne Teilnahme der Angehörigen, mit ganz fremden 
Trauungszeugen verliert mehr die heilige kirchliche Weihe, macht 
auf die Brautleute nicht den nachhaltigen Eindruck, der den 
»Ehrentag« unvergeßlich machen sollte; der Empfang des heiligen 
Ehesakramentes wird mehr zur Formsache, zur Nebensache; die 
Bahnfahrt, das Hasten usw. vereiteln jede weihevolle Stimmung 
und eine ordentliche Vorbereitung; die feierliche Segnuug der Ehe, 
Brautmesse und Brautsegen fallen meistens weg; die schließlichen 
Folgen sind: Verweltlichung und Verflachung der Trauungsfeier. 

2. Sittliche Bedenken, die darin begründet sind, daß delegierte 
. Brautleute bereits am Vorabend der Trauung abreisen oder abreisen 
müssen und am Vorabend am Trauungsorte gemeinsam übernachten. 

3. Rücksicht auf die kirchlichen Angestellten, wie Meßner 
und Kirchendiener, denen durch die auswärtigen Trauungen der 
besondere und erwartete Verdienst entgeht, zumal die Armut der 
Kirchen nur eine geringe fixe Besoldung ermöglicht. 

4. Sonstige seelsorgliche Gründe, wie die möglichste Stärkung 
des Pfarrbewußtseins; die Eindämmung der allgemeinen Ver- 
gnügungssucht, als deren Ausdruck von einigen Gutachten auch 
das Überhandnehmen der Delegationstrauungen erklärt wird; 
Vermeidung der doppelten Matrikulierung und der damit ver- 
bundenen vielfachen Schreibereien ; die auch seelsorglich wünschens- 
werte und sonst heute so beliebte Pflege der Heimatliebe. 

5. Unwirksamkeit der Delegationstrauung zur Verhütung 
der Tanzunterhaltungen, da nach der Heimkehr der jungen Ehe- 
leute am Abend des Trauungstages vielfach doch solche Tänze 
veranstaltet werden, die schlimmer als »tanzende« Hochzeiten 
wirken, weil sie nur mehr Tanz, in nichts mehr familiäre Hoch- 
zeitsfeiern sind, wenn auch die Delegationen und die Eheleute 
selbst daran nicht schuld sind, sondern die Gastwirte, die sich 
das Geschäft nicht entgehen lassen wollen und auf die Ver- 
gnügungssucht der Jugend richtig spekulieren. 
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Weisungen an die hochwürdigen Herren 
Pfarrvorstände. 


1. Da die staatlichen Ehegesetze die Trauungsdelegationen 
ausdrücklich vorsehen und auch das kirchliche Recht sie zuläßt, 
ja durch das Ne temere-Recht und durch den C. J. C. erleichtert 
hat — während der auswärtige Pfarrer in seinem Gebiete früher 
zur giltigen Trauung aüch kirchliche Delegation haben mußte, 
braucht er jetzt kirchlich nur mehr die Lizenz zur Erlaubtheit der 
Eheassistenz — kann von einem grundsätzlichen Verbote der 
Delegationen keine Rede sein; es würde wegen der staatlichen 
Vorschriften zu Konflikten führen und den Pfarrvorständen vielen 
Verdruß bereiten. 

2. Die hochwürdigen Herren Pfarrvorstände werden jedoch 
angewiesen, die Delegationen nach Möglichkeit einzuschränken 
und sie nur aus wichtigen und stichhältigen Gründen zu geben, 
die in den persönlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
näheren Umständen hauptsächlich gelegen sein sollen. | 

Die Brautleute sollen vor allem durch ernsten seelsorglichen 
Einfluß dafür gewonnen werden, von ihrem Vorhaben abzustehen 
und die Trauungsfeier in der eigenen Pfarrkirche halten zu lassen. 

3. Die hochwürdigen Herren Pfarrvorstände sollen in erster 
Linie durch eifrige seelsorgliche Maßnahmen trachten, dem 
beklagten Mißstande entgegenzuarbeiten. 

In dieser Hinsicht wird dringend gewünscht: 


a) Im Brautunterrichte die Heiligkeit des Brautstandes, die 
Ehrfurcht vor dem heiligen Ehesakramente, die Notwendig- 
keit des Segens Gottes für die christliche Familie und 
die Bedeutung einer schönen und weihevollen kirchlichen 
Trauung in der heimatlichen Pfarrkirche für die fernste 
Erinnerung zu betonen; 

b) auf die Bedeutung der Brautmesse und des Brautsegens 
nachdrücklich hinzuweisen und auf diese feierliche kirch- 
liche Segnung der Ehe möglichst zu dringen; 

c) die Trauungsfeiern in der Pfarrkirche möglichst feierlich 
und eindrucksvoll zu gestalten; 

d) Trauungen bereitwillig auch in sehr früher Stunde anzu- 
setzen, wenn die Eheleute nachher gleich abreisen und 
alle weltliche Feierlichkeit vermeiden wollen. 


272 Das Verfahren bei Ehescheidungen. 


16. Instruktion des Bischóflichen Ordinariats in Linz, betr. 
das Verfahren bei Ehescheidungen, vom Jahre 1927. 
(Linzer Didzesanblatt 1927, 9.) 


Um das zu einer großen Belastung der Bischöflichen Ordi- 
nariatskanzlei angewachsene Verfahren bei Ehescheidungsangelegen- 
heiten zu vereinfachen, werden hiermit die hochwürdigen Herren 
Seelsorger (Beichtväter) Rngewiesenn, in Zukunft in folgender Weise 
vorzugehen: 

1. Die nächste Aufgabe ist es, in allen Fällen von geplanter 
und von tatsächlich oder zivilgerichtlich durchgeführter Ehe- 
scheidung, soweit sie den hochwürdigen Herren Seelsorger 
bekannt werden, die Wiederversöhnung der getrennt lebenden 
Ehegatten anzustreben; hierbei ist der schuldige Teil zu bewegen, 
den Scheidungsgrund zu beseitigen und die möglichen Garantien 
für ein weiteres friedliches Zusammenleben zu geben; der unschuldige 
Teil, welcher gekränkt wurde, ist womöglich zu gewinnen, dem 


schuldigen Gatten zu verzeihen und ihn nach Beseitigung der 
Scheidungsursache und Leistung der nötigen Garantien wieder 


aufzunehmen. Es sind womöglich zwei, wenigstens jedoch ein 
solcher Versuch zu machen und protokollarisch aufzunehmen. 

2. Wenn der gekränkte Gatte bei dem Begehren nach 
Scheidung von Tisch und Bett verharrt und die Gründe für die 
eigenmächtige Scheidung nicht zweifellos sicher gegeben sind, 
ist sein Verlangen, die kirchliche Erlaubnis für die Scheidung zu 
erhalten, vom Pfarrvorstande protokollarisch aufzunehmen, ein- 
gehend zu begründen und mit einem eigenen. Gutachten des 
Pfarramtes über den Fall selbst oder wenigstens über die Religio- 
sität, Gewissenhaftigkeit, Glaubwürdigkeit und den Charakter des 
bittenden Gatten an das Bischöfliche Ordinariat zu senden; dieses 
Gutachten ist unmittelbar nach Schluß des Protokolles anzufügen. 
Das Protokoll muß stets enthalten: Die Personalien beider Gatten 
Namen, Religion, Wohnung, Beruf, Geburtsdaten, Zuständigkeit); die 
genaue Angaben, wo, vorwem und wann die Ehe geschlossen wurde; 
die Gründe für die kirchliche immerwährende oder nur zeitweise 
Ehescheidung; die etwa vorhandenen Kinder und, bei wem sie sich 
in Pfege befinden; ob, wo und wann die gerichtliche Scheidung 
bewilligt wurde. Protokolle über vorausgegangene Versóhnungs 
versuche und womóglich ein Trauungszeugnis sind beizugeben. 

Unter Umständen kann ein Ehegatte auch das Begehren 
stellen, daß der andere Teil zur Wiederaufnahme des ehelichen 
Lebens durch den kirchlichen Oberen verhalten werde. 


-— 
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_ €. Das Bischófliche Ordinariat wird nun das Pfarramt des 
beklagten, bzw. beschuldigten Gatten beauftragen, ihn zum Be- 
gehren des gekränkten Teiles und zu den beigebrachten Gründen 
eingehend einzuvernehmen. In dieses Protokoll sind gleichfalls 
seine Personalien, seine Antworten auf die Beschwerden und 
Klagen des anderen Teiles, seine allfälligen eigenen Klagen gegen 
ihn, seine Stellungnahme zum Scheidungsbegehren und allen- 
falls seine Bereitwilligkeit und seine Garantien für die Wieder- 
versóhnung aufzunehmen: Dieses Protokoll, mit dem pfarramt- 
lichen Gutachten (wie oben) ist ehestmóglich mit Hinweis auf 
den amtlichen Auftrag vom..... ay ce Ned , an das Bischóf- 
liche Ordinariat einzusenden. 

4. Dieses wird die etwa noch notwendigen weiteren Er- 
hebungen veranlassen und schließlich über das Verlangen des 
gekränkten Ehegatten entscheiden, d. h. ihm entweder die immer- 
währende oder zeitweise Aufhebung der ehelichen Lebensgemein- 
Schaft bewilligen oder sein Begehren abweisen oder unter Um- 
stánden beiden erlauben, zeitweise getrennt von einander zu 
leben. Die Entscheidung wird dem Gatten oder den Gatten, die 
sie betrifft, zugestellt und der andere Teil in der Regel davon 
verständigt, beides durch den zuständigen Pfarrvorstand. | 

5. Die gerichtlichen Entscheidungen werden dem Pfarr- 
~ vorstande, vor dem die Trauung stattfand, zur Anmerkung im 
Trauungsbuche vom Bischöflichen Ordinariate mitgeteilt. 

6. Die Durchführung der Ehescheidungen für den kirch- 
lichen und Gewissensbereich wird in Zukunft nicht mehr wie 
bisher vom Bischöflichen Ordinariate von Amts wegen eingeleitet, 
wenn die Gerichte die zivilgerichtlich bewilligten Ehescheidungen 
anzeigen, sondern -es ist die Pflicht der hochwürdigen Herren 
Beichtväter, Seelsorger und Pfarrvorstände, die betreffenden | 
Ehegatten auf ihre Gewissenspflicht in dieser Hinsicht hinzuweisen 
und zur Einleitung des kirchlichen Scheidungsverfahrens zu ver- 
anlassen, falls jeder Versöhnungsversuch ergebnislos bleibt. 


17. Erlaß des Fürstbischöflichen Ordinariats zu Breslau, betr. 
die Eintragungen von Trauungen, Taufen und Beerdigungen 
in die Kirchenbücher, vom Jahre 1927. 

(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1927, 19.) 

Es kommt öfters vor, daß Brautpaare sich nicht in der für 


Sie zuständigen, sondern in einer anderen Kirche trauen lassen. 
Archiv für kath. Kischenrecht. CVU. 18 
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In diesem Falle ist der Pfarrer der Kirche, in der die Trauung 
stattfindet, zur Eintragung der vollzogenen Trauung in das Trauungs- 
register unter lanfender Nummer sowie zur Benachrichtigung des 
Pfarrers der Tauforte des Brautpaares verpflichtet. Es ist von 
ihm aber auch dem zuständigen Pfarrer, welcher die Erlaubnis 
zur Trauung erteilt hat, alsbald über die erfolgte Trauung Mit- 
teilung zu machen, damit dieser die Trauung auch in sein Trau- 
register, jedoch ohne Nummer einträgt (vgl. Verordnung 608, 58). 


Analog ist auch bei Taufen und Beerdigungen zu verfahren. 
Unter laufender Nummer sind also in den Registern der eigenen 
Pfarrei die Taufen und Beerdigungen einzutragen, welche tatsächlich 
dort stattfinden. Danach sind auch Taufen und Beerdigungen, 
welche in einer fremden Pfarrei stattfinden, bei dieser unter lau- 
fender Nummer, in ihrer zuständigen Pfarrei aber ohne Nummer 
einzutragen. 


Dies ist zur Sicherstellung der Beurkundung, aber auch für 
die Statistik von Bedeutung. 


18. Fastenordnung für die Österreichischen Diözesen, 
vom Jahre 1927. 
(St. Pöltner Diózesanblatt 1927,. 13.) 


Über Ansuchen der im Herbste des vorigen Jahres zu Wien 
versammelten hochwürdigsten Bischöfe Österreichs hat der Heilige 
Vater wegen der jetzt herrschenden außergewöhnlichen Verhältnisse 
folgende Fastenordnung für fünf Jahre genehmigt: 


I. Allgemeine Verordnungen. 


Das Fleischessen ist verboten. 


l. an allen Freitagen des Jahres, 

2. am Vortage vor Weihnachten, 

3. am Aschermittwoch, 

4. am Karsamstag bis 11 Uhr vormittags. 

Fällt der Vortag vor Weihnachten auf einen Sonntag, ein 
kirchlich gebotener Feiertag oder der Silvestertag (31. Dezember) 
auf einen Freitag, so kann an diesen Tagen Fleisch genossen 
werden, am Silvestertage aber erst von 11 Uhr vormittags an. 


Fasttage, an denen nur eine einmalige Sättigung erlaubt 
ist, sind: 
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l. der Vortag vor Weihnachten, 
` 2. der Aschermittwoch, 

3. der Karfreitag, 

4. der Karsamstag bis 11 Uhr vormittags. 

Das Fasten wird ferner sehr empfohlen an den Wochentagen 
der 40tägen Fastenzeit und an den Quatemberfreitagen. 


I. Personen, die durch diese Verordnungen 
verpflichtet werden. 


Das Gebot der Enthaltung von Fleischspeisen verpflichtet 
bis ans Lebensende alle Katholiken, die über 7 Jahre alt sind; 
das Gebot der nur einmaligen Sättigung alle jene, die über 21 
und nicht über 59 Jahre alt sind. 

Der Genuß von Fleischsuppe (Bouillon) ist nur am Karfreitag 
verboten, der Gebrauch von tierischem Fette nnd von d 
ist immer erlaubt. 


III. Besondere Dispensen. 


An allen Tagen mit Ausnahme des Karfreitages dürfen 
Fleisch essen: 

' ]. Reisende, | 

2. alle jene, die in Gastháusern speisen, auch die Gastwirte 
und ihre Familien, 

3. Arbeiter, die sehr ermüdende Arbeiten verrichten, z.B. 
in Bergwerken, Steinbrüchen, Salinen und Wäldern, 
Erntearbeiter, 

4. alle, die bei öffentlichen Verkehrsgesellschaften (Eisenbahn, 
Schiffahrt, Tramway, Auto) angestellt sind; ebenso Ange- 
.stellte der Polizei, Gendarmerie und Finanzwache. 

5. Personen, die bei Nichtkatholiken Wohnung und Kost 
haben oder in Familien speisen, in denen Fastenspeisen 
nicht verabreicht werden, oder bereits ein Mitglied dis- 
pensiert ist; ebenso Familien, in denen Militárpersonen 
speisen. 

6. Personen, die sich zur Kur oder Erholung in Kur- oder 
Badeorten aufhalten, samt den sie begleitenden Ange- 
hórigen und Bediensteten. 

7. Alle, die ihr Essen außer Haus bekommen oder das Essen 
mitnehmen. 

An allen Tagen, auch Karfreitag nicht ausgenommen, dürfen 

Fleisch essen und sind zum Abbruchsfasten nicht Yerpchteb 


Arme, Kranke und Genesende. | " 
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An Orten, wo Märkte oder weltliche Festlichkeiten auf einen 
Tag fallen, an dem sonst der Fleischgenuß verboten wäre, ist - 
derselbe allgemein erlaubt. 

Für einzelne Fälle können sowohl Pfarrer als Beichtväter 
aus gerechter Ursache einzelne Personen und ganze Familien vom 
Abstinenz- und Fastengebote dispensieren. | 

Wer von diesen Dispensen Gebranch macht, möge über 
ausdrücklichen Wunsch des Heiligen Vaters den Abgang in der 
strengen Befolgung des kirchlichen Fastengebotes durch andere 
- fromme Werke, besonders durch Almosen für die Armen ersetzen. 


St. Pölten, 12. Februar 1927. Franz Huber 
l ; vic. Cap. 


19. Instruktion des Fürstbischofs von Breslau, betr. Obliegen- 
heiten des Pfarrers bezüglich des Kirchengesanges, vom 
8. Oktober 1926. 

(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 120.) 


Wiederholt ist, namentlich in den Pastoralkonferenzen bei 
Firmungsreisen, die Frage zur Aussprache gebracht, inwieweit der 
Pfarrer für die Gestaltung des Kirchengesanges verantwortlich 
sei. Darauf ist folgendes zu antworten. Bei aller Wertschätzung 
von Kirchenchören und Gesangleitern, die von herzlicher Liebe 
zum Gottesdienste und von Freude an Pilege des heiligen Ge- 
sanges erfüllt sind, und bei aller Rücksichtnahme auf tüchtige ~ 
gesangliche und musikalische Leistungen muß doch mit allem 
Erste auf die primäre Stellung der kirchlichen Vorgesetzten (des 
Ordinarius für die Diözese und des Pfarrers als rector ecclesiae 
für die eigene Kirche) hingewiesen werden. Es kann nicht eine 
Praxis gebilligt werden, die gegen die Normen des kirchlichen 
Rechts verstoßen würde: 

Can. 1260. Ecclesiae ministri in cultu exercendo. unice a 
Superioribus ecclesiasticis dependere debent. 

Can. 485. Rector ecclesiae debet curare seu advigilare, ut 
divina officia ad sacrorum canonum praescripta ordinate in ecclesia 
celebrentur. 

Eine Unabhängigkeit des Chorrektors oder Gesangleiters 
bzw. Organisten in Ausübung seines Amtes ist mit der hohen 
und umfassenden Verantwortung des rector ecclesiae als Leiters 
des gesamten Gottesdienstes in allen seinen Teilen nicht ver- 
einbar. Hat doch Papst Pius X. in seinem, alle Katholiken ver- 
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pflichtenden Erlasse vom 22. November 1903 den zu allen Zeiten 
herrschend gewesenen Grundsatz als oberste Norm .aufgestellt: 
»Die Kirchenmusik ist ein untrennbarer Teil der feierlichen Liturgie 
‚und wirkt als solche mit zu dem alleinigen Zwecke der Liturgie, 
der da ist die Ehre Gottes und die Erbauung der Gläubigen.« 

Dieser Grundsatz, daß Gesang und Musik einen untrenn- 
baren Teil der Liturgie bilden, ist die Quelle aller einzelnen 
Anordnungen der kirchlichen Behörden, und möge daher in 
seiner Begründung und Auswirkung ein bevorzugter Gegenstand 
der Verhandlungen-- auf Pastoralkonferenzen und in Cäcilien- 
vereinstagungen sein. 

Der Rektor der Kirche möge dafür sorgen, daß vor allem 
der gregorianische Choralgesang beim feierlichen Hochamte eine 
würdige Ausgestaltung erlange. Die Erfahrung zeigt genügend, 
daß der gregorianische Gesang, verständnislos eingeübt, lang- 
weilig und schleppend wirkt; dagegen frisch und erhebend wirkt, 
wo immer Gebetsgeist, verbunden mit Feingefühl für den Sinn 
des gesungenen Textes und für den Geist der musica sacra 
Empfindung für seine Schönheit zu wecken wußte. 

Im übrigen sind nur solche musikalische Kompositionen 
zuzulassen, die nach dem Ausdruck der Ritenkongregation »durch- 
drungen sind vom Geiste der heiligen Handlung, die sie be- 
gleiten, indem sie in frommer Weise der Bedeutung des Ritus 
und der Worte entsprechen.« 

Abzulehnen sind solche Kompositionen, in denen die Musik 
zur Hauptsache und der Text zur Nebensache wird. Auch bei 
kunstreicher polyphoner Ausgestaltung und Orchesterbegleitung 
muß der Text klar verständlich bleiben und die Musik sich 
würdig und andachtweckend unterordnen. 

Abzulehnen sind Gesang- und Müsikstücke, die in einem 
 Konzertsaale als stimmungsvoll empfunden werden, nicht aber 
zur heiligen Handlung passen. Vorträge nach Art von Konzert- 
soli sind für den Gottesdienst und den Gebetsgeist ungeeignet 
und daher nicht zugelassen, 

Ablehnen muß der Pfarrer eine rauschende und lärmende 
Musik; auch in höchster Festesstimmung und musikalischer Um- 
kleidung wuchtiger Textesstellen bleibe der Gebetsgeist herrschend. 
Auch dominierendes Hervortreten einer einzelnen Stimme in 
übertriebenem Sichgeltendmachen kann recht störend wirken. 
Aus ähnlichen Rücksichten eignet sich im Inneren der Kirche die 
Anwendung von Blechmusik durchweg nicht zum kirchlichen 
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Gesange, mag sie auch außerhalb der Kirche, z. B. bei Prozessionen, 
zweckmäßig und gestattet sein. 

Ein Lieblingswunsch des Papstes Pius X. war es, daß der 
liturgische Gesang von den Lippen der ganzen Gemeinde er-' 
schallen möge. Das wird nun in zahlreichen Fällen auf unüber- 
windliche Hindernisse stoßen. Teilweise aber wird es unschwer 
durchzuführen sein. Die Gesänge zum eucharistischen Segen 
(Tantum ergo und Genitori) wirken, wenn sie von der ganzen 
Gemeinde gesungen werden, eindrucksvoller, als wenn ein kleiner 
Chor von der Orgel sie mehrstimmig singt. Ähnliches gilt von 
Responsorien. Wenn auf Sursum corda Hunderte oder Tausende 
Habemus ad Dominum antworten, wirkt das erhebender, als wenn 
eine einzelne Stimme von der Orgelbühne die Antwort gibt. 
Man benutze gern Gelegenheiten, um dem Wunsche des Papstes 
Pius X. zu einer mehr tätigen Teilnahme der Gemeinde am 
Gottesdienste die Wege zu bahnen. 

Eine ganz besondere Pflege ist — innerhalb der von ka- 
nonischen Rechte gezogenen Grenzei — dem Volksgesang in 
der Muttersprache zuzuwenden, der leider in vielen Gegenden 
viel zu sehr zurückgetreten ist zum Schaden einer wirklich aktiven 
Teilnahme des Volkes an der heiligen Handlung. Die Pflege 
des Volksgesanges in der Muttersprache bietet ja auch die aller- 
beste Gelegenheit, die Wirksamkeit der Jugendvereine und Kon- 
gregationen anziehend und erhebend zu gestalten und durch die 
Vereine Jugendlicher allmählich die ganze Gemeinde zu einem 
feierlichen und herzerhebenden Kirchengesange zu erziehen. 
Der Dank aller Verständigen ist dem Pfarrer sicher. 

Rühmende Empfehlung und wärmste Förderung verdient 
der seit Jahrzenten in unserer Diözese mit gutem Erfolge für alle 
Zweige des Kirchengesanges wirkende Cäcilienverein. 

Hinsichtlich der Zulassung von Mädchen- und Frauen- 
stimmen zum liturgischen Gesange halte sich der Pfarrer an die 
liturgischen Vorschriften, soweit deren Durchfürung unter den 
örtlichen Verhältnissen möglich ist. Vergleiche die im Folgenden 
zitierten Entscheidungen. | 

Die Auswahl von Volksliedeın aus dem Gesangbuche für 
die einzelnen Gottesdienste zu treffen, obliegt aus dem oben 
dargelegten Grunde (leitende Stellung des rector ecclesiae im 
gesamten Kultus) in erster Linie dem Pfarrer. Es ist hierbei 
dafür zu sorgen, daß die Auswahl von Gesängen bei der hl. Messe 
in der Regel sich dem Gange des hl. Opfers anschließe, und 
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daß die Zeiten des Kirchenjahres genügende Beachtung finden. 


Zu vermeiden ist, daß der Kirchengesang einen weichlichen, 
femininen Zug erhalte. | 
Besondere Aufgabe und ein Lieblingsgegenstand im kirch- 


lichen Wirken des Pfarrers sei es, die Gläubigen in das Ver- 


ständnis des Textes der Kirchenlieder in Predigt und erklärenden 
Vorträgen einzuführen und gemeinsam mit dem Chorrektor den 
würdigen und andächtigen Gesangsvortrag planmäßig einzuüben. 

Wer immer warme, lebendige Fühlung mit der Volksseele 
hat, der weiß, welchen Born religiöser Bildung und Freude, er- 
hebender gesunder Frömmigkeit und erquickenden Trostes unser 
Volk in lichten und dunklen Tagen in den Liedern der Mutter- 
Sprache besitzt — seelische Güter, auf die unser Volk ein heiliges 
Anrecht hat. Móge immer mehr zur Wahrheit werden, was im 
12. Jahrhundert Propst Gerhoch von Reichersberg bekundet: 
»Da$ ganze Volk jubelt das Lob des Heilandes auch in Liedern 
der Volkssprache.« . 

Vorstehende Bemerkungen wollen: nicht eime erschópfende 
Zusammenfassung der zu beobachtenden Normen sein, sondern 
nur eine Antwort auf Fragen, die sich an Beobachtungen knüpften, 
die ich in den verschiedenen Teilen der Diózese zu machen bei 
den Firmungsreisen Gelegenheit fand. 

Der Fiirstbischof. 
A. Kard. Bertram. 


Anhang. 


I. 
Responsum S. Congr. Rituum, d. 17. Sept. 1897. 

An servari possit mos . . ., ut mulieres et puellae intra vel 
extra ambitum Chori canant in Missis sollemnibus? 

Resp.: Invectam consuetudinem utpote Apostolicis et Eccle- 
siasticis praescriptionibus obsonam tanquam abusum esse prudenter 
et quam primum eliminandam. 

| IL . 
Motu proprio Pii PP. X., d. 22. Nov. 1903. 

13. Quum cantoribus in Ecclesia munus vere liturgicum sit, 
consequitur, mulieres talis officii expertes, ad Chori partem agendam, 
aut ullo modo in Musicum Chorum admitti non posse. Quod 
Si acutae vel acutis proximae voces adhiberi velint, antiquissimo 
Ecclesiae more id pueri praestabunt. 
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III. E 
Responsum S. Congr. Rit, d. 17. Januarii 1908. — 


Licebitque permittere, ut puellae ac mulieres in scamnis se- 
dentes ipsis in Ecclesiis assignatis, separatim a viris, partes 
Missae cantent; — vel saltem extra functiones stricte liturgicas, 
" hymnos aut cantilenas vernaculas concinant? 

Resp: Aífirmative ad utrumque et ad mentem. Mens est: 

Ubi viri et pueri suam partem convenienter tanquam Chorus 
seu »Schola cantorum« conferre possunt, mulieres et puellae 
canentes a reliquo populo non distinguantur, salva separaiione 
virorum a mulieribus, ubi laudabilis hujusmodi servatur consuetudo. 

Et ubi praesertim officiatura choralis habetur, cantus ex- 
clusivus mulierum non admittatur, nisi ex gravi causa ab Ordinario 
agnoscenda; et cauto semper ut quaevis inordinatio vitetur. 


IV. 
Responsum S. Congr. Rit., d. 18. Dec. 1908. 


Per... Americam Septentrionalem nomine Chori designatur 
quidam coetus paucorum cantorum, tum feminarum quum virorum, 
qui seliguntur ad officium textus liturgicos intra Missas solemnes 
cantandi . . . in loco ejus soli usui destinato extra cancellos, 
plerumque longissime ab altari. Quaeritur, utrum . . . talem 
Chorum seu coetum virorum ac mulierum in loco ab Altari re- 
motissimo positum, et Chori liturgici fungentem officio adhiberi liceat. 

Resp.: Prout exponitur, negative, et ad mentem. Mens est, 
ut viri a mulieribus et puellis omnino sint separati, vitato quolibet 
inconvenienti, et onerata super his Ordinariorum conscientia. 


20. Erlaß des Bischofs von Trier, betr. die Gründung kath, 
Müttervereine, vom 12. Februar 1927. 
(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diözese Trier 1927, 25.) ` 


Bischof Wilhelm Emmanuel von Ketteler, der groBe Be- 
forderer der Miittervereine, hat einmal den Ausspruch getan: 
»Bessere Mütter — bessere Familien; bessere Familien = bessere 
Kinder; bessere Kinder = besseres Volk«. Wer wollte die Wahrheit 
dieses Wortes, besonders für unsere Zeit, leugnen? Es gibt heute 
keinen um seine Pfarrkinder besorgten Seelenhirten, über dessen 
Lippen nicht manch’ bitteres Klagewort kommt über soviele 
Mütter, die ihre Pflicht nicht mehr kennen und nicht mehr er- 
füllen, über ungeratene, verwahrloste, schlecht erzogene Kinder 
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und über den sittlich-religiösen Niedergang eines großen Teiles 
unseres Volkes. 

Freilich solche Klagen hat man immer gehört und sie werden 
auch niemals verstummen. Jeder aber, dem von Gott eine be- 
sondere Sorge um das religiós-sittliche Wohl der Mitmenschen 
übertragen wurde, wird alle gangbaren Wege gehen und alle 
brauchbaren Mittel benutzen, um dem Niedergang in Glaube und 
Sitte entgegenzuarbeiten. Nach dem Urteil aller erfahrenen Seel- 
sorger gehört ein gut geleiteter Mütterverein zu denjenigen Mitteln, 
mit denen ein kluger und seeleneifriger Hirt die Heilung der 
krank gewordenen Menschheit an ihrer Wurzel erfaßt, das ist die 
christliche Familie und in ihr vor allem die Mutter. 

Leider machen wir heute die Beobachtung, daß viele junge 
Mädchen in die Ehe treten, die den hohen Aufgaben einer 
christlichen Mutter sehr wenig oder gamicht gewachsen sind. 
Ihr religiöses für die Familie ausschlaggebendes Leben ist fast 
erstorben, ihre Auffassung von der Ehe tiefbetrübend. Frau und 
Weib wollen sie sein, aber das Mutterwerden lehnen sie ab. Selbst 
sind sie kaum oder schlecht erzogen, und so fehlt ihnen alles, 
was notwendig ist, Erzieherinnen ihrer Kinder zu werden. Die 
elementarsten Grundregeln einer geordneten Familienpflege und 
eines gediegenen Hausstandes sind ihnen unbekannt; daher soviel 
Elend in sovielen Familien. 

Hier muf der Mülterverein im Rahmen seines Kónnens 
helfen. Ich bin mir ja wohl bewußt, daß in manchen Pfarreien 
gewiß nicht alle Mütter zu erfassen sind, auch daß nicht alle 
Mitglieder des Müttervereins ideale Mütter werden. Aber man 
darf einen Teil des Guten nicht unterlassen, wenn man das Ganze 
nicht erreichen kann. Die Gesamtverhältnisse werden nicht besser, 
wenn nicht die einzelnen Menschen besser werden. Sittlich und 
religiös vollwertige Menschen sind die notwendigen Grundbe- 
dingungen eines geordneten, religiösen, sittlichen und auch 
sozialen Gemeinschaftslebens. Diese aber sollen die Müttervereine 
mit Hilfe der göttlichen übernatürlichen Kräfte in ihren Mitgliedern 
bilden und bewahren, damit sie allen Anforderungen ihres Mutter- 
berufes gewachsen sind. 

Der Mütterverein soll die Mutter wieder zu Ehren bringen, 
soll den christlichen Frauen ihre Mutterschaft wieder in religiösem 
Glanze aufleuchten lassen, entgegen den modernen Strömungen 
unserer Tage, die unsere Frauen geradezu entwürdigen und die 
Mutterschaft entweihen. 
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Manche Erziehungsfragen lassen sich nur besprechen, wenn 
der Seelsorger die Mütter allein vor sich hat. Von manchem 
Kreuz, das Mütter tragen müssen, kann man nur mit ihnen 
sprechen. Jede Arbeit religiöser Vertiefung bekommt eine andere 
wärmere Note, wenn man sie mit dem Mutterberuf in Verbindung 
bringen kann. Die Schärfung des Gewissens durch religiöse 
und belehrende Standesvorträge, die Pflege des Gebetes und des 
Sakramentenempfangs, die Zuwendung so mancher Gnaden, 
die mit der Zugehörigkeit zum Mütterverein verbunden sind, 
werden Müttern und Familien großen Segen bringen. 

Es bestehen in unserer Diözese, soweit die Meldungen ge- 
schehen sind, bereits 189 Müttervereine mit 48730 Mitgliedern. 
Das entspricht bei weitem weder der Zahl der Piarreien, noch 
den Bedürfnissen. 

In anderen Dekanaten besteht nur der eine oder andere 
Mütterverein. Ich bitte deshalb die Hochwürdigen Herren Pfarrer, 
der Frage der Errichtung eines Miittervereins recht bald nahe 
zu treten. | | | 

Zu meiner großen Freude haben sich in einer großen Zahl 
von gróferen Gemeinden Zweigvereine von Ortsgruppen des 
katholischen Fürsorgevereins für Frauen, Mädchen und Kinder 
und des katholischen Frauenbundes gebildet. Ich begrüße von 
Herzen diese Gründungen, weil ich aus eigner früherer Tätigkeit 
in diesen Organisationen weiß, wieviel Segen sie bringen. Sie 
können wegen ihrer Sonderaufgaben sehr gut neben den Mütter- 
vereinen bestehen. | 

Vor Beginn der Dechantenkonferenz, die voraussichtlich 
Mitte September stattfindet, wird eine neue Erhebung stattfinden. 
Zur Erlangung der allgemeinen Statuten der Müttervereine oder 
anderer Auskunft wende man sich an den Hochwürdigen Herrn 
Konviktsdirektor Müller in Trier. 

Trier, den 12. Februar 1927. 

Der Bischof von Trier. 
T Franz Rudolf. 


21. Erlaß des Bischöflichen Ordinariats zu Mainz, betr. die 
Abhaltung kirchlicher Sammlungen, vom 20. November 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Mainz 1926, 62.) 


Bezüglich der kirchlichen Sammlungen verordnen wir 
folgendes: 
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1. Der K/ingelbeutel soll möglichst an jedem Sonn- und 
Feiertag in allen Pfarr- und Filialkirchen herumgereicht werden. 
Sein Ertrag ist für die ordentlichen Bedürfnisse der Kirchen- 
gemeinde zu verwenden und in die Kirchenrechnung aufzunehmen. 


2. Für außerordentliche Zwecke (Ausstattung des Gottes- 
hauses, Fahnen, Paramente, Statuen, Arme) kann der Pfarrer 62- 
sondere Sammlungen anordnen. Ihr Ertrag erscheint nicht in der 
Kirchenrechnung, jedoch ist genau darüber Buch zu führen und 
dieses dem Dekan bei der kanonischen Visitation der Pfarrei 
vorzulegen. 


3. Die von uns angeordneten Sammlungen, die sogenannten 
Diözesankollekten, sind entsprechend der jedesmaligen Verfügung 
anzukündigen und abzuhalten. Sie sind bei der Ankündigung 
und am Tag der Abhaltung warm zu empfehlen. Wer diese 
Kollekten nicht unverkürzt abliefert, ist restitutionspilichtig. Wer 
sie nicht abhält, haftet für den Entgang gemäß der Entscheidung, 
die wir im einzelnen Falle treffen. Gesuche um Befreiung von 
diesen Kollekten werden wir aus den in unserer Verordnung 
vom 9. März 1925 angegebenen Gründen nicht genehmigen. 


4. An den für die Diözesankollekten festgesetzten Tagen 
darf nicht noch eine andere Sammlung angesetzt werden, jedoch 
darf der Klingelbeutel herumgehen und sein Inhalt für die Be- 
dürfnisse der Pfarrgemeinde verwendet werden. Wenn ein Pfarrer 
glaubt, bei dem Gottesdienst nicht zwei Sammlungen (Klingel- 
beutel und Tellersammlung am Schluß des Gottesdienstes) vor- 
nehmen zu können, kann er nur eine Sammlung abhalten, muß 
jedoch ?/; des Ergebnisses für den von uns bestimmten Zweck 
abführen; die Gläubigen sind hierüber bei der Ankündigung und 
bei der Abhaltung der Sammlung zu unterrichten. 

5. Die Diözesankollekten sind in allen Morgengottesdiensten 
des von uns festgesetzten Tages abzuhalten. Der Ertrag ist als- 
baldan die Bischöfliche Kanzlei (Postscheckamt Frankfurt a. M. 3800) 
einzusenden, Am Schluß des Jahres wird das Ergebnis der 
Diözesankollekten in den einzelnen Pfarrereien im Kirchlichen 
Amtsblatt veröffentlicht. 


Mainz, den 20. November 1926. 


Das Bischöfliche Ordinariat 
Dr. Mayer. 
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22. Mitteilung des Bischöflichen Ordinariats zu Speyer, betr. die - 
Unfallversicherung der Geistlichen und Kirchenangestellten 

der Diözese, vom 10. Januar 1927. | 

(Oberhirtliches Verordnungsblatt für das Bistum Speyer 1927, 10.) - 


Nachdem durch den Diözesansteuerausschuß die nötigen 
Mittel bewilligt worden sind, hat die oberhirtliche Stelle mit dem 
Bayerischen Versicherungsverband in Sachen Uniallversicherung 
der Geistlichen und Kirchenangestellten der ganzen Diózese (ein- 
schließlich der im Saargebiet gelegenen Pfarreien) iolgenden 
Vertrag abgeschlossen, der am 1. Januar 1927 in Kraft tritt: 


Vereinbarung 


zwischer dem Bischóflichen Ordinariat Speyer und dem Bayerischen 
Versicherungsverband. T 


Das Bischófliche Ordinariat Speyer am Rhein versichert die 
sämtlichen im Dienste der Kirche stehenden Geistlichen, den 
Hausmeister und Offizianten des Bischófl Ordinariats und die 
sámtlichen Angestellten der Kirchengemeinden der Diózese Speyer 
am Rhein nämlich Meßner, Chorleiter, Organisten, Kirchendiener, 
Mitglieder des Kirchenchors, Kalkanten, Ministranten, Láutknaben, 
und Putzfrauen sowie die Mitglieder der Kirchenverwaltungen 
beim Bayerischen Versicherungsverband gegen Unfälle bei der 
Ausübung des Dienstes. Unfälle, welche sich auf dem Wege 
zu und von der Dienststelle, bei den Mitgliedern des Kirchen- 
chors auch Unfälle, welche sich auf dem Wege zu und von den 
Proben ereignen, gelten als eingeschlossen. Außerdem erstreckt 
sich die Versicherung auf Unfälle bei der Ausführung von Auf- 
trägen des Kirchenverwaltungsvorstandes zum Zwecke kirchlicher 
Verrichtungen, wie Abholen eines Geistlichen beim Patroziniums- 
fest usw., sowie auf Unfälle von Böllerschützen, soweit diese bei 
rein kirchlichen Feiern, wie Fronleichnams-Prozessionen, Flur- 
prozessionen, Patroziniumsfesten, Bruderschaftsfesten, Glocken- 
weihen, im ausdrücklichen Auftrage des Kirchenverwaltungs- 
vorstandes das Böllerschießen besorgen. Unfälle bei Böller- 
schießen aus Anlaß von Vereinsveranstaltungen, Kriegerbegräb- 
nissen usw. sind von der Versicherung ausgeschlossen. 

Maßgebend für die Versicherung ist die Satzung des Bayerisch. 
Versicherungsverbandes nebst Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung und das Reichsgesetz über den Ver- 
sicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 (Reichsgesetzblatt S. 243 ff.) 
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§ 2. 
Die Versicherung vergütet: 


l. Für die Geistlichen und die hauptamtlich Angestellten der 
Kirchengemeinden, sowie für den Hausmeister und Offi- 
zianten des Bischöfl. Ordinariats: 
5000 -Æ im Todesfall, | 
5000 «Æ im Falle dauernder Arbeitsunfahigkeit, 
- 5 M tägliche Entschädigung im Falle der your 
gehenden Arbeitsunfähigkeit, 


2, Für die sonstigen Versicherten bis zu 14 Jahren 
100 Æ im Todesfall, 
2000 «Æ im Falle dauernder Arbeitsunfähigkeit, 
2 & tägliche Entschädigung im Falle der vorüber- 
gehenden Arbeitsunfähigkeit. 


3. Für die sonstigen Versicherten über 14 Jahren 
a) für die Ledigen | 
300 & im Todesfalle, 
3000 Æ im Falle der dauernden Arbeitsunfähigkeit, 
3 «Æ tägliche Entschädigung im Falle der vorüber- 
gehenden Arbeitsunfähigkeit. 
b) für die Verheirateten 
3000 -4 im Todesfall, 
3000 Æ im Falle der dauernden Arbeitsunfähigkeit, 
3 A. tägliche Entschädigung im Falle der vorüber- 
gehenden Arbeitsunfähigkeit. 


Bei nur teilweiser Arbeitsunfähigkeit oder, wenn schon vor 
dem Unfall eine Arbeitsbeeinträchtigung bestand, werden die für die 
dauernde und vorübergehende Arbeitsunfähigkeit vorgesehenen 
Beträge entsprechend gekürzt. | 


§ 4. 

Ein Unfall ist vom Geistlichen oder Kirchenverwaltungs- 
vorstand der Versicherungskammer ungesáumt schriftlich anzu- 
melden, ein Todesfall ist ihr binnen 24 Stunden drahtlich anzu- 
zeigen, auch wenn der Unfall bereits angemeldet ist. Ferner ist 
binnen einer Woche nach der Zustellung der von der Ver- 
sicherungskammer gelieferte Fragebogen sorgfältig auszufüllen 
und ihr zuzusenden, sowie auch sonst jede von ihr verlangte 
Auskunft zu geben. | 
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Unabhängig davon ist spätestens am 4. Tage nach dem 
Unfall ein staatlich zugelassener Arzt zuzuziehen und die ärztliche 
Behandlung bis zum Abschluß des Heilverfahrens regelmäßig 
fortzusetzen, sowie für angemessene Krankenpflege und auch 
sonst für tunlichste Minderung der Unfallfolgen zu sorgen. 

Auf Verlangen sind der Versicherungskammer jeweils un- 
entgeltlich Zeugnisse und Berichte der behandelnden Ärzte vorzu- 
legen und diese zu ermächtigen, der Versicherungskammer un- 
mittelbar jede gewünschte Auskunit zu erteilen. Außerdem kann die 
Versicherungskammer auf Kosten des Bayerischen Versicherungs- 
verbandes den Verletzten auch durch andere Ärzte untersuchen 
und beobachten lassen. Diesen Ärzten ist jederzeit die "Unter- 
suchung zu gestatten und ihren sachdienlichen Anordnungen 
Folge zu leisten, auch soweit die Behandlung vor der Unter- 
suchung in einer Heilanstalt angeordnet wird. 

Zuwiderhandlungen gegen diese Verpflichtungen, insbesondere 
wissentlich falsche Angaben und absichtliche Verschweigungen 
berechtigen den Verband, die Entschädigungen zu verweigern. 


S 5. 

Die Versicherungskammer wird, soweit die Todesfallsumme 
oder Entschädigung für vorübergehende Arbeitsunfähigkeit be- 
ansprucht wird, spätestens innerhalb zweier Wochen und soweit 
Entschädigung für dauernde Arbeitsunfahigkeit beansprucht wird, 
spätestens innerhalb eines Monats nach der Vorlage der Nach- 
weise über den Abschluß des Heilverfahrens und über die Unfall- 
folgen erklären, ob und in wie weit Entschädigung anerkannt wird. 


$6. | 
Der Bayerische Versicherungsverband vergütet der Diózese 
jeweils ein Viertel der jährlichen Erübrigungen, die nach Abzug 
der Verwaltungskosten verbleiben. | 


S 7. 

Gegen Verfügungen der Versicherungskammer steht dem 
Ordinariat binnen vier Wochen nach Eröffnung Beschwerde an 
das Schiedsgericht des Bayerischen Versicherungsverbandes zu. 
Dieses entscheidet endgiltig mit Ausschluß des Rechtswegs. 


S 8. | | 
Die zur allgemeinen Kenntnis der Versicherten bestimmten 


Bedingungen werden durch diesen Vertragsabschluß allgemein 
verbindlich. 
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S 9. 
Der Vertrag tritt am 1. Januar 1927 in Kraft; er kann 
beiderseits zum Schlusse jedes Kalenderjahres, spätestens am 
30. September gekündigt werden. 


Speyer a. Rh., 31. Dez. 1926. München, 14. Dez. 1926. 
Bischöfliches Ordinariat: ~ Versicherungskammer: 
Brehm. Englert. 


Kuffler. 
Die bisher schon von einzelnen Küchenvenwaltunaen ab- 
geschlossenen Unfallversicherungen sind alsbald auf den erst 
möglichen Termin zu kündigen. Vollzugsbericht ist zu erstatten. 


23. Instruktion des Bischöfl. Generalvikariats zu Hildesheim, 
betr. die Versorgung der Hausangestellten der Geistlichen, 
vom 10. Februar 1927. 

(Kirchlicher Anzeiger für das Bistum Hildesheim 1927, 90.) 


Für die materielle Sicherstellung der Zukunft der Haus- 
hälterin bieten sich folgende Mittel und Wege: 


1. Die Versicherung bei der Krankenkasse: 


Alle regelmäßig ihren Lohn empfangenden Haushälterinnen, 
auch Schwestern oder sonstige Verwandte des Geistlichen sind 
krankenversicherungspflichtig, wenn ihre monatliche Vergütung, 
die freie Station mit eingerechnet, die Summe von 200 Rm. nicht 
übersteigt. Die Anmeldung muß bei der zuständigen Orts- bzw. 
Landkrankenkasse erfolgen; ihre Unterlassung wird bestraft. 


2. Die Invaliden- bzw. Altersversicherung: 


Alle Personen, die bei der Krankenkasse versichert werden 
müssen, sind auch zur Invalidenversicherung pflichtig, falls sie 
nicht der unter 3 genannten Angestelltenversicherung beigetreten 
sind oder beitreten. 

Die Leistungen aus der Invalidenversicherung werden fällig: 

8) bei einer Berufsunfähigkeit von 66?/, Prozent als In- 

validenrente; 

b) bei einer Krankheitsdauer über 26 Wochen als Kranken- 

rente (Krankenruhegeld) ; 

c) mit dem vollendeten 65. Lebensjahre (Altersrente), wenn 

regelmäßig Marken geklebt sind, sonst entsprechend später. 


[| 
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3. Die Angestelltenversicherung. 


Nach einem Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 15. Sep- 
tember 1925 II 7590/25 »läßt sich die Frage, ob die bei katho- 
lischen Geistlichen tätigen Hausbálterinnen der Invaliden- oder 
Angestelltenversicherungspflicht unterliegen, nur von Fall zu Fall 
entscheiden«. 

Ist im Einzelfall die Haushálterin als in »gehobener Stellung« 
befindlich anzusehen, so kommt für sie an Stelle der Invaliden- 
versicherung die Angestelltenversicherung in Frage.  Etwaige 
Ansprüche aus der Invalidenversicherung gehen hierdurch jedoch 
nicht verloren. 

Nach fünfjähriger Mitgliedschaft kommen bei der Angestellten- 
versicherung drei Versicherungsfälle in Betracht, uud zwar: 


a) Berufsunfáhigkeit von 50 Prozent, 
b) Krankenruhegeld bei einer Krankheitsdauer über 26 Wochen, 


c) Altersruhegeld mit 65 Jahren ohne Prüfung der Invalidität 
und der Bedürftigkeit. 


Die monatlich zu entrichtenden Beiträge für die An- 
gestelltenversicherung sind etwas höher als die für die Invaliden- 
versicherung, aber auch die Leistungen der Angestelltenver- 
sicherung sind wesentlich höhere und für weibliche Versicherte 
besonders günstig. 


Ausgabestellen für die Versicherungskarten zur Angestellten- 
Versicherung sind gewöhnlich die zuständigen Versicherungs- 
ämter, die Beitragsmarken sind bei der Post zu kaufen. 


4. Die »Pax«-Versorgungskasse. 


Da die Angestelltenversicherung wegen der damit verbundenen 
. Karenzzeit von 5 Jahren nicht in allen Fällen die nötige Ver- 
sorgung bietet, so dürfte es sich empfehlen, von der durch »Pax« 
. eingerichteten Lebensversicheruug bzw. Sterbekasse Gebrauch zu 
machen, da aus diesen im Falle des Ablebens des Versorgers 
stets die volle Versicherungssumme zur Auszahlung gelangt. 

Zudem bietet der Einkauf bei der »Pax«-Versorgungskasse 
die Möglichkeit, über die unter 1, 2 und 3 behandeltete Pflicht- 
versorgung hinaus je nach Wunsch eine beliebig hohe weitere Ver- 
sorgung zu sichern. | 

Satzungen der »Pax«-Versorgungskasse sind zü beziehen 
von Kóln, Steinfeldergasse 15. | 
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Nähere Angaben über Art und Bedingungen der Pflicht- 
versicherung und Selbstversicherung der Haushälterinnen finden 
sich in der Pax-Korrespondenz 1926 Nr, 1, S. 2ff. 


Hildesheim, den 10. Februar 1927. 
Bischöfliches General-Vikariat. 


24. Instruktion des Bischöflichen Generalvikariats zu Hildes- 

heim, betr. Invaliden-, Alters- und Hinterbliebenenversicherung 
der Kirchenangestellten, vom 10. Februar 1927. 
(Kirchlicher Anzeiger für das Bistum Hildesheim 1927, 91.) 


Die Kirchenangestellten, deren Amt nicht mit einem Schul- 
amte organisch verbunden ist, also berufsmäßige Organisten, 
Küster usw., erstreben eine geordnete und bessere Invaliden-, 
Alters- und Hinterbliebenen-Versorgung. 

I. In Betracht kommen nur zwei Kategorien von Kirchen- 
angestellten, nämlich: 

1. Solche Personen, die auf Grund einer Anstellung oder 
eines Auftrags bei einer Kirche oder Kirchengemeinde mit 
niederen, lediglich mechanischen oder körperlichen Dienst- 
leistungen beschäftigt werden, insbesondere Küster unter 
einfachen Verhältnissen, welche das Öffnen und Schließen 
der Kirche, die Reinhaltung und Schmückung derselben, 
das Läuten der Glocken zu besorgen, dem Geistlichen 
bei Anlegung der priesterlichen Kleidung zu helfen, den 
Altar für den Gottesdienst vorzubereiten, allenfalls auch 
zu respondieren haben. | 

Diese Personen sind nach Mafgabe der Reichs- 
versicherungsordnung vom 19. Juli 1911, $$ 1226 bis 
1500 bei der Invaliden- (Alters-) und Hinterbliebenen- 
versicherung zu versichern, wenn sie gegen Entgelt be- 
schäftigt sind, ihre Einnahmen einen wesentlichen Teil 
ihres Lebensunterhalts ausmachen und der regelmäßig 
Jahresverdienst 2000 Mark nicht übersteigt (S 165 a. a. O.). ` 

Im Falle des Zweifels, ob eine solche Person ver- 
sicherungspflichtig oder doch versicherungsfähig ist, ent- 
scheidet auf Anrufung das Reichsversicherungsamt. 

2. Solche Personen, deren Tätigkeit bei einer Kirche über 
die Verrichtung mechanischer und körperlicher Dienste 
hinausgeht, deren Beschäftigung eine gewisse Fähigkeit 
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und Vorbildung erfordert, insbesondere Personen mit 
einer mehr künstlerischen oder wissenschaftlichen Tätig- 
keit, sowie Angestellte in leitender Stellung (Versicherungs- 
gesetz für Angestellte vom 20. Dez. 1911 und Anleitung 
hierzu vom 20. Juni 1912). Hierzu gehören Organisten. 

Voraussetzung ist, daß ihre Tätigkeit im Kirchen- 
dienst ihr Hauptberuf ist, daß sie als Angestellte gegen 
Entgelt beschäftigt werden, ihr Jahresverdienst 5000 Mark 
nicht überschreitet und daß sie beim Eintritt in die ver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung nicht älter als 60 Jahre 
waren (a. a. O. § 1). 

Kirchenangestellte dieser Kategorie sind bei der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte zu versichern. 
Im Zweifelsfalle, ob Personen zu der einen oder anderen 
Kategorie gehóren, entscheidet das Reichsversicherungsamt. 


II. Die Versicherung der unter I 1 und 2 bezeichneten Per- 
sonen durch die Kirchenvorstánde nach Maßgabe der Reichs- 
versicherungsordnung vom 19. Juli 1911 oder des Angestellten 
Versicherungsgesetzes vom 20. Dezember 1911 ist pflichtmäßig 
und kann durch Strafen erzwungen werden. Wir können die 
Kirchenvorstánde als Arbeitgeber nur dringend mahnen, diese 
sozialen Pflichten ihren im Kichendienste beschäftigten Personen 
und Angestellten gegenüber treu und wohlwollend zu erfüllen. 

III. Die Zahlung der Versicherungsbeiträge regelt sich nach 
den gesetzlichen Bestimmungen. Wir haben aber nichts dagegen, 
wenn die Kirchkassen, falls sie dazu imstande sind, die gesamten 
Beiträge übernehmen. 

IV. Die Wartezeit kann durch Nachzahlung der Beiträge 
abgekürzt werden, 

V. Für einige Klassen der sozial höher stehenden Kirchen- 
angestellten sind die Leistungen der Invaliditäts- und Hinter- 
bliebenenversicherung, sowie der Angestelltenversicherung, nicht 
ausreichend. Eine Verbesserung ist möglich dadurch, daß Beiträge 
über die gesetzliche Lohnklasse hinaus (vgl. $ 1443 der Reichs- 
versicherungsordnung und $ 19 des Angestellten-Versicherungs- 
gesetzes) entrichtet werden. 


Hildesheim, den 10. Februar 1927. 
Bischöfliches Generalvikariat. 
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25. Erlaß der Fuldaer Bischofskonferenz, betr. nichtkatholische 
Jugendverbande') vom Jahre 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Fulda 1926, 76.) 


Die Fuldaer Bischofskonferenz, die in den letzten Jahren 
Warnungen vor bestimmten Gruppen nichtkatholischer Vereine 
erlassen hat, beschloß auf ihrer diesjährigen Tagung zu dieser 
Warnung zwecks Verhütung, von Mißdeutungen, daß die Warnung 
»Selbststandlich zu verstehen ist als geltend auch von allen vor- 
-wiegend politisch orientierten Organisationen, die dem Bestande 
der katholischen Jugendverbände schaden und die durch Eigen- 
art ihrer Zusammensetzung (Interkonfessionalität) zur Verbreitung 
unkatholischer Grundsätze führen, dem religiösen Indifferentismus 
Vorschub leisten, bzw. als Kampforganisationen den Frieden und 
die Einheit des Volkes gefährden können«. Daß einzig die Liebe 
zur Reinerhaltung des Glaubenslebens und die Sorge um die 
höchsten Güter des Volkslebens. den Episkopat bei solchen 
Warnungen leitet, ist genügend bekannt. | 


26. Satzungen des Diözesan-Caritasverbandes für das 
Erzbistum Kóln, vom Jahre 1926. 
(Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiözese Köln 1927, 114.) 


Die auf Grund der Dekrete der Diózesansynode v. J. 1922 
und der Beschlüsse der Diózesankonferenz v. J. 1924 in der 
Mitgliederversammlung vom 27. 4. 1926 angenommenen Satzungen 
des Diózesan-Caritasverbandes für das Erzbistum Köln werden 
hierdurch gemäß can. 686 §§ 1—3 und can. 689 8 1 oberhirtlich 
genehmigt und nachfolgend veröffentlicht. 

Köln, den 27. Oktober 1926. 


. Karl Joseph Kardinal Schulte 
Erzbischof von Köln. 


Satzungen des Diözesan-Caritasverbandes 
iür das Erzbistum Köln. 


S 1. 
Name und Wesen. 


Der »Diózesan-Caritasverband für das Erzbistum Köln« ist 
die vom hochwürdigsten Herrn Erzbischof von Köln anerkannte 


1) Vgl. dieses Archiv CIV, 376. 
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organisatorische Zusammenfassung der innerhalb des Erzbistums 
Köln der Caritas dienenden katholischen Einrichtungen, Anstalten, 
Körperschaften, Gemeinschaften, Vereine und Verbände. Er ist 
dem Deutschen Caritasverband in Freiburg angeschlossen und 
hat seinen Sitz in Köln. Er ist in das Vereinsregister des Amts- 
gerichts Köln eingetragen. 
S 2. 
Zweck. 


Zweck des Verbandes ist es, die Werke des Caritas innerhalb 
des Kölner Erzbistums sachkundig anzuregen und planmäßig zu 
fördern, bei ihren Trägern die Einheitlichkeit der Grundsätze und, 
soweit erforderlich, die Geschlossenheit des Handelns sicher- 
zustellen, sowie die Mitglieder des Verbandes in ihrer Gesamtheit 
bei den öffentlichen Körperschaften und Behörden, den katholischen 
und nichtkatholischen Organisationen innerhalb und außerhalb’ des 
Erzbistums zu vertreten. 

S 3. 
Mittel. 

Der Verband sucht seine Zwecke vornehmlich durch folgende 

Mittel zu erreichen: 


a) durch eine Diózesan-Caritaszentrale als Geschäftsstelle des 
Verbandes und als Diózesan-Auskunfts- und Beratungsstelle 
in Angelegenheiten der Caritas und Wohlfahrtspilege ; 

b) durch Fórderung der Caritasorganisation in denStádten und 
Landkreisen des Erzbistums, sowie der angeschlossenen 
caritativen Fachorganisationen ; | 

C) durch Veranstaltung von Konferenzen, Lehrgängen und 
Tagungen, gegebenenfalls in Verbindung mit den cari- 
tativen Fachorganisationen ; 

d) durch praktische Ausführung solcher Werke der Caritas, für 
die ein anderer berufener und geeigneter Träger noch nicht 
vorhanden ist ; 

e) durch eine die Selbständigkeit und den satzungsgemäßen 
Charakter des Verbandes wahrende Zusammenarbeit mit der 
óffentlichen und freien Wohlfahrtspflege. 


S 4. 
Mitgliedschaft. 


Ordentliche Mitglieder sind alle im Erzbistum der Caritas | 
dienenden katholischen Einrichtungen, Anstalten, Körperschaften, 
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Gemeinschaften, Vereine und Verbände. Sie haben auf der Mitglieder- 
versammlung beschließende Stimme, wenn sie den vorgeschriebenen 
Jahresbeitrag entrichten. 


Außerordentliche Mitglieder können katholische Einzel- 
personen des Erzbistums Köln werden, die den vorgeschriebenen 
Jahresbeitrag entrichten. Sie haben auf der Mitgliederversammlung 
beratende Stimme. 


Die Anmeldung erfolgt durch die zuständigen Orts- bzw. 
Kreis-Caritasvertreter, für korporative Mitglieder, die über den 
Bereich der Orts- und Kreisvertretungen hinaus wirksam sind, 
unmittelbar bei der Diózesan-Caritaszentrale. 


Die Hóhe des Jahresbeitrages wird durch Beschluß des 
Diözesanausschusses festgesetzt. Von den Beiträgen verbleiben, 
nach Abzug eines etwaigen pflichtmäßigen Anteils für den 
Deutschen Caritasverband, zwei Drittel bei den ordnungsgemäß 
errichteten Orts- bzw. Kreiscaritasverbánden und ein Drittel beim 
Diözesan-Caritasverband. 


Lebenslängliche Mitglieder werden solche Katholiken, 
die einen einmaligen Beitrag von wenigstens 300 Mark ent- 
richten. 


Ehrenmitglieder können solche Katholiken werden, die sich 
um das caritative Leben besonders verdient gemacht haben und 
vom Diözesan- Ausschuß auf Vorschlag der Verbandsleitung 
gewählt werden. 


Lebenslängliche und Ehrenmitglieder haben die Rechte der 
außerordentlichen Mitglieder und sind zu den Verbandsveran- 
staltungen besonders einzuladen. 


Alle Mitglieder des Diözesan-Caritasverbandes sind zugleich 
Mitglieder der entsprechenden Orts- oder Kreisorganisation und 
des Deutschen Caritasverbandes. 


Der Austritt geschieht durch schriftliche Austrittserklarung ; 
sie ist erst am Schlusse des Kalenderjahres wirksam. Ein Mitglied, 
das dauernd oder bewußt gegen den Zweck oder die Interessen 
des Verbandes handelt oder seiner Beitragspflicht trotz zweimaliger 
Aufforderung bis zum Ablauf des Geschäftsjahres nicht nach- 
gekommen ist, kann auf Beschluß des Diözesanausschusses aus 
der Mitgliederliste gestrichen werden. 


Das Geschäftsjahr des Verbandes ist das Kalenderjahr. 
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§ 5. 
Organe. 


Organe des Verbandes sind: 
a) die Mitgliederversammlung, 
b) der Diözesanausschuß, 

c) der Diözesanrat, 

d) der Diözesanvorstand. 


§ 6. 


Die Mitgliederversammlun g. 


Die Mitgliederversammlung umfaßtalle ordentlichen Mitglieder 
des Verbandes, sowie die Mitglieder des Diózesanausschusses und. 
des Diözesanvorstandes. Die übrigen Verbandsmitglieder haben 
auf ihr beratende Stimme. 

Der Mitgliederversammlung obliegt: 

a) die Wahl der gemäß S 7 zu berufenden Mitglieder des 

Diözesanausschusses ; 

b) die Bestellung des Diözesanvorstandes gemäß $27 des BGB; 

c) die Entgegennahme des Tätigkeitsberichtes ; 

d) die Beschlußfassung über ordnungsgemäß gestellte Anträge; 

e) die Beschlußfassung über Satzungsänderung und Auflösung 

des Verbandes. 

Die Mitgliederversammlung ist ARE alle zwei Jahre 
zu berufen. 

Die Einladung erfolgt schriftlich oder in geeigneten, den 
Mitgliedern zugänglichen Presseorganen, und zwar unter Angabe 
der Tagesordnung mindestens 14 Tage vor dem Versammlungs- 
termin. 

Außergewöhnliche Versammlungen sind nach Ermessen des 
Vorstandes oder auf Verlangen von einem Drittel der Mitglieder 
des Diözesanausschusses zu berufen. Es gelten dabei die Vor- 
Schriften des vorigen Absatzes. 


S 7. 


Der Diózesanausschuf. 


Der Diözesanausschuß setzt sich zusammen aus: 


1. den Mitgliedern des Diózesanvorstandes ; 

2. aus je einem auf Vorschlag des Verbandsvorsitzender 
durch die Erzbischófliche Behórde zu berufenden Pfarrer 
einer Grofstadt-, Stadt- und Landgemeinde ; 


Ld 
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3. aus je einem Vertreter der dem Diözesan-Caritasverbande 
angeschlossenen caritativen Fachorganisationen ; 

4. aus je einem Vertreter der ordnungsmäßig erichieteh 
und durch die Diözesanleitung bestätigten Orts- und 
Kreis-Caritasverbände bzw. Caritasausschüsse ; 

5. aus einer Anzahl — die Zahl 25 tunlichst nicht über- 
steigend — aus den Reihen der Mitglieder, auch außer- 
ordentlichen, durch die Mitgliederversammlung ‚gewählter . 
Einzelpersónlichkeiten, deren Mitarbeit für den Verband 
besonders wertvoll erscheint. 

Dem Diözesanausschuß obliegt: 

a) die Entgegennahme des Kassenberichtes und die Ge- 
nehmigung des Voranschlags und der Jahresrechnung; 

b) die Beratung über wichtige Angelegenheiten des Ver- 
bandes, besonders über betráchtliche finanzielle Unter- 
nehmungen ; 

c) die Wahl der nach S 9 Abs. 2 der Satzungen zu be- 
rufenden Mitglieder des Diézesanvorstandes ; 

d) die Beschluffassung über die Hóhe des Jahresbeitrages. 

Der Diözesanausschuß ist nach Bedarf, mindestens aber 
einmal im Jahre, schriftlich durch den Diózesanvorstand zu be- 
rufen. Im übrigen gelten die Vorschriften des $ 6 Abs. 4. 

S 8. 
| Der Diózesanrat. 

Der Diózesanrat setzt sich zusammen aus den auf Vorschlag 
des Verbandsvorsitzenden durch die Erzbischófliche Behórde be- 
stätigten Vertretern der in S 7 Abs. 4 bezeichneten Orts- und 
Kreiscaritasverbánde bzw. Caritasausschüsse. Ihm obliegt: 

a) dieVorbesprechung wichtiger Verbandsangelegenheiten,ins- 
besondere die Vorberatung über Mitgliederversammlungen, 
Diózesan-Caritastagungen, Lehrgánge und Konferenzen ; 

b) die Besprechung der in der Diözese bestehenden oder 
neuauftretenden Notstánde, sowie die Vorbereitungen und 
Anregungen zur Abhilfe. 

Er ist wenigstens in jedem Vierteljahr zu berufen. 


S9 
Der Diózesanvorstand. 


Der Diózesanvorstand setzt sich zusammen aus dem Vor- 
sitzenden und dessen Stellvertreter, sowie 5 Beisitzern. Der 
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Diözesan-Caritasverband wird nach außen hin vertreten durch den 
Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter. Beide werden vom Erz- 
bischof von Köln emannt. 

Die übrigen Mitglieder des Vorstandes werden durch den 
Diözesanausschuß mit der Maßgabe gewählt, daß wenigstens 
3 Mitglieder des Vorstandes aus dem Laienstande, darunter 
wenigstens eine Frau, und daß ein Mitglied aus dem Diözesan- 
rat genommen werden sollen. 

Für die rechtliche Vertretung des Verbandes, insbesondere 
zum Abschluß von Rechtsgeschäften, sind die ‚Unterschriften des 
Vorsitzenden, in dessen Behinderung oder Auftrag die seines 
. Stellvertreters und eines weiteren Vorstandsmitgliedes erforderlich. 
. Die Amtsdauer des Vorstandes erlischt mit der Eintragung des 
neuen Vorstandes in das Vereinsregister. 

Der Diózesanvorstand hat das Recht und die Pflicht, das 
zur Erfüllung der Verbandszwecke Erforderliche anzuordnen, ins- 
besondere besorgt er: 

a) die Ausführung der Beschlüsse des Diózesanausschusses 

und der Mitgliederversammlung ; 

b)die Herausgabe der Veróffentlichungen des Verbandes; 

c) die Regelung der Beziehungen des Diózesanverbandes 

zu den Orts- und Kreisorganisationen, zur Zentralorgani- 
sation und den Fachorganisationen; 

d) die Vorprüfung der Abschlufrechnung und des Voran- 

schlags sowie die Genehmigung der Gehälter der Be- 
amten und Angestellten des Diózesan-Caritasverbandes. 


S 10. 
Geschäftsführung. 


Der Vorsitzende, in dessen Behinderung oder Auftrag ein Stell- 
vertreter, leitet die Veranstaltungen der einzelnen Verbandsorgane. 

Die Führung der Rechnung besorgt die Geschäftsstelle. 

Die Abrechnung ist jährlich durch einen vom Diözesan- 
vorstand zu berufenden Revisor zu prüfen und das Ergebnis 
dem Diözesanausschuß, sowie der Erzbischöflichen Behörde zu 
unterbreiten. su 


Abstimmung. 


Alle Organe des Verbandes sind, soweit die Satzung es 
nicht ausdrücklich anders bestimmt, ohne Rücksicht auf die Zahl 
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der anwesenden Mitglieder beschlußfähig und fassen ihre Be- 
schlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Sümmengleichheit entscheidet die Stimme des Versammlungs- 
vorsitzenden. Über Beschlüsse wird ein Protokoll aufgenommen, 
das vom Versammlungsvorsitzenden und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen ist. 

S 12. 


Wahlen. 


Alle Wahlen des Verbandes werden auf die Dauer von vier 
Jahren getätigt, Wiederwahl ist zulässig. 


§ 13. 
Verhältnis zu den Fachorganisationen. 


Durch den Anschluß an den Diózesan-Caritasverband wird 
die Selbständigkeit der caritativen Fachorganisationen nicht be- 
rührt. Das Verhältnis zu ihnen regelt sich nach den ent- 
Sprechenden Richtlinien der Fuldaer Bischofskonferenz vom 
Jahre 1917. 

§ 14. 
Satzungsánderung und Auflösung. 


Aenderungen der Saizungen können nur mit einer Mehrheit 
von zwei Drittel der Stimmen der anwesenden ordentlichen Ver- 
bandsmitglieder vorgenommen werden. 

Die Auflósung des Verbandes kann nur in einer onen 
zu diesem Zweck berufenen Versammlung mit einer Mehrheit von 
drei Viertel der Stimmen aller Abstimmenden erfolgen und be- 
darf der Zustimmung des Erzbischofs von Köln. 


§ 15. 
Vermögensverwendung. 
Bei Auflösung des Verbandes fällt das Vermögen an den 


Erzbischof oder Bistumsverweser von Köln 2 zur Verwendung im 
Sinne des Verbandszweckes. 


IV. Staatliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Erlaß des österreichisch. Bundesministeriums für Unterricht, 
betr. den Tischtitel, vom 22. Februar 1927. 
(Wiener Diózesanblatt 1927, 31.) 


Das Bundesministerium für Unterricht hat mit dem Erlasse 
vom 22. Februar 1927, Z: 4743 Kultusamt-a, auf Grund erhaltener 
Ermächtigung unter Festhaltung an den für den Anspruch der 
katholischen Geistlichkeit auf den Tischtitelbezug aus dem Religions- 
fonds bisher in Geltung stehenden Normen mit Wirksamkeit vom 
1. Jänner 1927 den Tischtitelbezug in der Weise neu geregelt, daß 
an Stelle der bisherigen Bezüge solche in der einheitlichen Höhe 
von je 500 S pro Jahr bewilligt werden. (Ord. Z. 3135 aus 1927.) 


2. Württembergisches Änderungsgesetz zum Kirchengesetz, 
vom 17. Februar 1927. 
(Kirchliches Amts-Blatt für die Diózese Rottenburg 1927, 123.) 


Der Landtag hat am 16. Dezember 1926 das folgende Gesetz 
beschlossen, das hiermit verkündet wird: 


I. Änderungen des Gesetzes über die Kirchen vom 
3. März 1924 (Reg.Bl. S. 93)?). 


Art. I. Änderung des $ 30. 


$ 30 Abs. 3 wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

3) »Ist die Einkommensteuer eines Pflichtigen wegen der 
Beteiligung an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung er- 
mäßigt (vgl. $ 57 des Einkommensteuergesetzes vom 10. August 
1925, Reichsgesetzbl. I S. 189), so ist der kirchliche Zuschlag aus 
der ungekürzten Einkommensteuer zu berechnen.« 


Art. 2. Änderung des $$ 34 und 35. 
Die §§ 34 und 35 erhalten folgende Fassung: 


1) Abgedruckt in diesem Archiv 104, 103—132. 
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»§ 34. 

l. Soweit Ehegatten oder Eltern und minderjährige Kinder 
zusammen zu einer bürgerlichen Steuer veranlagt werden, wird 
auch der kirchliche Zuschlag einheitlich festgesetzt. Sie haften 
für den gemeinschaftlichen Zuschlag als Gesamtschuldner. 

2. Sind Ehegatten nicht derselben Kirche steuerpflichtig, so 
erhebt die besteuernde Kirche oder Kirchengemeinde von dem 
pflichtigen Teil die Hälfte der Kirchensteuer, die auf beide Gatten 
entfiele, wenn der andere Teil derselben Kirche angehörte. Für 
den Zuschlag haftet auch der andere Ehegatte als Gesamtschuldner. . 

3. Soweit zu einer bürgerlichen Steuer Eltern und minder- 
jährige Kinder zusammen veranlagt werden, sind die Zuschläge 
der Beteiligten, wenn sie nicht derselben Kirche steuerpflichtig 
sind, nach ihrem Anteil an der gemeinschaftlichen Steuer zu 
bemessen. Der Anteil ist nach den Verhältniszahlen zu berechnen, 
die sich ergeben, wenn jeder von ihnen getrennt veranlagt worden 
wäre. Die Beteiligten sind verpflichtet, über das Anteilsverháltnis 
Auskunft zu geben; für die Verpflichtung und ihre Verletzung 
gelten die Vorschriften der Reichsabgabenordnung. Die Eltern 
haften für die Zuschäge der Kinder als Gesamtschuldner. 

4. Als Kinder im Sinne dieser Bestimmungen gelten auch 
Stief-, Schwieger-, Adoptiv- und Pflegekinder samt ihren Ab- 
kömmlingen. Für Ehegatten, die dauernd getrennt leben, und 
für Eltern und Kinder, die nicht zu einer gemeinsamen Haus- 
haltung gehören, gelten die Bestimmungen nicht. 


§ 35. EM 
Werden in anderen Fällen als denen des $ 34 mehrere Personen 
zusammen zu einer bürgerlichen Steuer veranlagt, so sind die 
kirchlichen Zuschläge nach den Anteilen der Pflichtigen an der 
gemeinschaftlichen Steuer festzusetzen. Wenn der Veranlagungs- 
behörde nicht etwas anderes nachgewiesen oder bekannt ist, so 
sind gleiche Anteile anzunehmen.« 


Art. 8. Änderung des $ 44. 

§ 44 lautet künftig: 

l. »Wird die Kirchensteuer nicht rechtzeitig entrichtet, so 
können die kirchlichen Körperschaften Verzugs- und Stundungs- 
zinsen im Rahmen der Vorschriften verlangen, die für die reichs- 
gesetzliche Einkommensteuer gelten. 

2. Für die Zinsen gelten die $$ 42 und 43 mit der Ab- 
weichung, daß das Oberamt endgültig entscheidet.« 
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Art. 4. Änderung des $ 86. 
An die Stelle des $ 86 treten folgende Vorschriiten: 


»S 86. l 
1. Werden die Reichs- oder Landessteuergesetze geändert, so 
kann das Staatsministerium die Steuervorschriften dieses Gesetzes 
durch Verordnung den Änderungen anpassen. 
.. 2. Solche Verordnungen sind dem Landtag mitzuteilen und 
auf sein Verlangen aufzuheben.« 


S 86a. 


1. In den Rechnungsjahren 1927 bis 1936 gelten für die 
Kirchensteuern folgende Bestimmungen: 

a) Der Maßstab der Landeskirchensteuer wird von den Kirchen 
der Maßstab der Ortskirchensteuer von den Ortskirchen- 
steuervertretungen festgesetzt. Der Maßstab bedarf der 
staatlichen Genehmigung. 

Die Vorschriften der SS 20 Abs. 2, 30 Abs.1 und 2, 
31 Abs.1 bis 3, 37 Abs.1 Satz 1 und 38 sind nicht 
anzuwenden. Die übrigen Bestimmungen tiber kirchliche 
Zuschläge zu bürgerlichen Steuern gelten sinngemäß auch 
für Kirchensteuern, die nicht als Zuschläge zu bürgerlichen 
Steuern erhoben werden; ihre sinngemäße Anwendung 

. kann durch Verordnung näher geregelt werden. 

b) Die Kirchengemeinden kónnen mit Genehmigung der Ober- 
kirchenbehörde die auf ihre Mitglieder entfallende Summe 
derLandeskirchensteuer durchOrtskirchensteuer aufbringen. 

Bei derVorlegung des ortskirchlichenSteuerbeschlusses 
ist dem Oberamt durch eine Bescheinigung der Oberkirchen- 
behórde nachzuweisen, daß die in den Haushaltsplan der 
Kirchengemeinde eingestellte Landeskirchensteuerschuld 
dem Mafstab der Landeskirchensteuer entspricht. 

c) Statt eine Landeskirchensteuer zu erheben, können die 
Kirchen die Bedarfssumme unter den Voraussetzungen der 
SS 23 und 24 mit staatlicher Genehmigung auf die Kirchen- 
gemeinden umlegen. Der Maßstab, nach dem die Summe 
auf die Kirchengemeinden umgelegt wird, ist Offentlich 
bekanntzumachen. 

2. Der Teil der Ortskirchensteuer, der nach b und c an Stelle 

einer Landeskirchensteuer erhoben wird, wird bei der Anwendung 
der §§ 31 Abs. 4 und 37 Abs. 2 und 3 nicht berücksichtigt. 
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3. Zur Genehmigung des Maßstabs der Kirchensteuern und 


einer Umlage auf die Kirchengemeinden (Abs. 1 Buchstabe a 
und c) bedarf das Kultministerium der Zustimmung des Finanz- 


ministeriums. Die’ Genehmigung des Maßstabs der Ortskirchen- 
steuer kann das Kultministerium mit Zustimmung des Finanz- 
ministeriums den Oberámtern übertragen.« 


II. Inkrafttreten. 
Dieses Gesetz tritt am 1. April 1927 in Kraft. 


3. Deutsches Reichsgesetz zur Bewahrung der Jugend vor 
Schund- und Schmutzschriften, vom 18. Dezember 1926. 
(Reichsgesetzblatt 1926 I, 505.) l 


Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
mit Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird: 


S 1. 

1. Zum Schutze der heranwachsenden Jugend werden Schund- 
und Schmutzschriften in eine Liste aufgenommen. Sie sind, sobald 
ihre Aufnahme in die Liste óffentlich bekannt gemacht ist, im 
ganzen Reichsgebiete folgenden Beschränkungen unterworfen: 

1. sie dürfen im Umherziehen weder feilgehalten noch an- 
geboten oder angekündigt werden; auch dürfen auf sie 
keine Bestellungen im Umherziehen gesucht oder ent- 
gegengenommen werden; 

2. sie dürfen im stehenden Gewerbe, von Haus zu Haus 
oder auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an 
anderen öffentlichen Orten nicht feilgeboten, angekündigt 
sowie innerhalb der Verkaufsráume und in Schaufenstern 
oder an anderen von der Strafe aus sichtbaren Orten 
nicht zur Schau gestellt werden; auch dürfen Bestellungen 
auf sie nicht gesucht werden; 

3. sie dürfen Personen unter 18 Jahren weder zum Kaufe 
angeboten noch innerhalb des gewerblichen Betriebs ent- 
geltlich oder unentgeltlich überlassen werden. 

2. Reichs-, Staats- und Gemeindebehórden haben die Ver- 
pflichtung, dafür Sorge zu tragen, daß in keiner ihrer Ein- 
richtungen Kindern oder Jugendlichen Bücher oder Schriften 
zugänglich gemacht werden, die in die Liste der Schmutz- oder 
Schundschriften aufgenommen sind. 
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3. Werden mehr als zwei Nummern einer periodischen Druck- 
schrift, die innerhalb Jahresfrist erschienen sind, auf die Liste 
gesetzt, so kann auch die periodische Druckschrift als solche aut 
die Dauer von drei bis zwölf Monaten auf die Liste gesetzt 
werden. Politische Tageszeitungen und politische Zeitschriften 
werden hiervon nicht betroffen. 


4. Als auf die Liste gesetzt gilt auch eine angeblich neue 
Schrift, die sich sachlich als eine bereits auf die Liste gesetzte 
Schrift darstellt. 


5. Eine Schrift kann wegen ihrer politischen, sozialen, 
religiösen, ethischen. oder weltanschaulichen Tendenz als solcher 
nicht auf die Liste gesetzt werden. 


S 2. 

1. Die Entscheidung darüber, ob eine Schrift auf die Liste 
gesetzt werden soll, erfolgt durch Prüfstellen, die von dem 
Reichsminister des Innern im Einvernehmen mit den Landes 
regierungen nach Bedarf errichtet werden. Ihre Zuständigkeit 
wird räumlich abgegrenzt. Die Entscheidungen der Prüfstellen 
haben für das gesamte Reichsgebiet Gültigkeit. Zur Entscheidung 
über Anträge gegen Aufnahme einer Schrift in die Liste oder 
auf Streichung sowie über Beschwerden ($ 4) wird eine Ober- 
prülstelle in Leipzig gebildet. 

2. Antragsberechtigt sind die Landeszentralbehörden und 
die Landesjugendämter. 

3. Die Entscheidungen sind dem Vorsitzenden der Ober- 
priifstelle mitzuteilen. Dieser hat die Schriften, deren Aufnahme 
in die Liste ausgesprochen ist, binnen drei Wochen öffentlich 
bekanntzumachen. Die Bekanntmachung unterbleibt einstweilen, 
wenn das Reich oder ein Land gemäß $ 4 die Entscheidung der 
Oberprüfstelle beantragt. 

S 3. 

1. Die Prüfstelle setzt sich aus einem beamteten Vorsitzenden 
und acht Sachverständigen zusammen. Von den Sachverständigen 
sind je zwei zu entnehmen den Kreisen 

1. der Kunst und Literatur, 

2. des Buch- und Kunsthandels, 

3. der Jugendwohlfahrt und der Jugendorganisationen, 

4. der Lehrerschaft und der Volksbildungsorganisationen. 
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Der Reichsminister des Innern ernennt auf Grund von Vor- 
schlägen der beteiligten Verbände von jeder dieser Gruppen auf 
drei Jahre eine Anzahl Sachverständiger unter Berücksichtigung 
der Vertreter der Körperschaften des Öffentlichen Rechtes nach 
Artikel 137 der Reichsverfassung. Die Heranziehung im Einzel- 
fall erfolgt nach einem bestimmten Plane durch den Vorsitzenden. 

2. Nur bei Übereinstimmung von wenigstens sechs Mit- 
gliedern der Prüfstelle ist eine Schrift in die Liste aufzunehmen. 


§ 4. 


1. Das Reich, jedes Land sowie der Verfasser und der Ver- 
leger können bei der Oberprüfstelle einen Antrag gegen Auf- 
nahme einer Schrift in die Liste oder auf Streichung einer Schrift 
von der Liste stellen. Der Antrag kann von dem Verfasser oder 
Verleger nur binnen zwei Wochen nach Zustellung der Ent- 
scheidung gestellt werden. Ist ein Antrag gegen Aufnahme oder 
auf Streichung abgelehnt worden, so darf er vor Ablauf eines 
eines Jahres von keiner Seite erneuert werden. 


2. Lehnt die Prüfstelle den Antrag ab, eine Schrift auf die 
Liste zu setzen, so kónnen die Antragberechtigten, der Vorsitzende 
oder zwei an der Entscheidung beteiligte Beisitzer innerhalb zwei 
Wochen seit dem Tage der Entscheidung Beschwerde bei der 
Oberprüfstelle einlegen. 


3. Ist ein Antrag gegen Aufnahme in die Liste oder aut 
Streichung gestellt, so kann der Vorsitzende der Oberprüfstelle 
veranlassen, daf die óffentliche Bekanntmachung der Entscheidung 
der Prüfstelle einstweilen bis zur Entscheidung der Oberprüf- 
Stelle unterbleibt. | 


4. Die Oberprüfstelle besteht aus einem Vertreter des Reichs- 
ministeriums des Innern als Vorsitzenden, sechs vom Reichsrat 
gewählten Beisitzern und aus Sachverständigen der im S 3 Abs. 1 
Satz 2 bezeichneten Gruppen, die vom Reichsminister des Innern 
auf drei Jahre ernannt werden. Sie entscheidet in der Besetzung 
von sieben Mitgliedern, die aus dem beamteten Vorsitzenden, 
zwei Beisitzern und je einem Sachverständigen der obenbe- 
zeichneten Gruppen bestehen. Die Entscheidungen erfolgen mit 
einfacher Mehrheit. Soll indessen der Antrag gegen Aufnahme 
in die Liste oder auf Streichung abgelehnt oder der Beschwerde 
aus S 4 Abs. 2 stattgegeben werden, so muß die Mehrheit 
wenigstens fünf Stimmen betragen. 
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5. Bei geschäftlicher Anpreisung von Schriften ist der Hin 
weis darauf verboten, daß ein Verfahren auf Aufnahme der Schrift 
in die Liste anhängig oder anhängig gewesen ist. 


$ 5. 
1. Die Kosten der Errichtung der Reichsprüfstellen trägt 
das Reich. 
2. Die Kosten des Verfahrens bei der Oberpriifstelle trägt 
im Falle der Ablehnung der Verleger, wenn er das Verfahren 
beantragt hat. 
S 6. 


1. Wer vorsätzlich den Bestimmungen der §§ 1 und 4 
Abs. 5 zuwiderhandelt, und wer die Liste (S 1) zum Zwecke 
des Anpreisens abdruckt oder vervielfältigt, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. Wer die Tat fahrlässig begeht, wird nur mit 
Geldstrafe bestraft. 

2. In besonders leichten Fällen kann von Strafe abgesehen 
werden. 

3. Neben der Strafe ist bei vorsätzlicher Zuwiderhandlung 
auf Einziehung der zur Begehung der Tat gebrauchten oder be 
stimmten Schriften zu erkennen, auch wenn sie weder dem Täter 
noch einem Teilnehmer gehören. Auf die Einziehung kann 
selbständig erkannt werden, wenn die Verfolgung oder Verur 
teilung einer bestimmten Person nicht ausführbar ist. 


§ 7. | 
Der Reichsminister des Innern wird ermächtigt, mit Zu 
stimmung des Reichsrats Ausführungsbestimmungen zu diesem 
Gesetze zu erlassen. 


Berlin, den 18. Dezember 1926. 


Der Reichspräsident: von Hindenburg. 
Der Reichsminister des Innem: Dr. Külz. 
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4. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbiidung, betr. die Genehmigung der Steuerbe- 
schlüsse der katholischen Gemeindeverbände, v. 8. April 1927. 
. (Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diözese Trier 1927, 68.) 
Der Preußische Minister . 
für Wiss Kunst und | 
a Berlin W 8, den 8. April 1927. 
Auf die Berichte vom 23. September 1926 — Nr. 10974 — 
und vom 1. März 1927 — Nr. 264. — 


In dem Gesetz über die Verwaltung des katholischen Kirchen- 
vermögens vom 24. Juli 1924 (GS.S. 585) und in der Verordnung 
über die Ausübung der Rechte des Staates bei der Verwaltung 
des katholischen Kirchenvermögens vom 24. Oktober 1924 (GS. 
S. 731) ist die Mitwirkung des Staates im kirchlichen Steuer- 
wesen nicht neu geregelt worden. Daher sind $ 1 Abs. 3 n. 34 
Abs. 2 des Gesetzes betr. die Erhebung von Kirchensteuern in 
den katholischen Kirchengemeinden und Gesamtverbänden vom 
14. Juli 1905 (GS.S.281) und die Verordnung vom 23. März 1906 
(GS. S. 281) mit den Maßgaben noch in Kraft, die sich aus dem 
Wegfall der preußischen Staatseinkommensteuer ergeben. 

Diese Veränderung der Einkommensteuergesetzgebung hat 
zur Folge, daß die Kirchensteuerbeschlüsse katholischer Ge- 
meindeverbände stets — ohne Rücksicht auf die Höhe des 
Hundertsatzes — vom Oberpräsidenten genehmigt werden müssen. 
Aus $ 18 des Finanzausgleichsgesetzes vom 23. Juni 1923 — 
RGBI. I. S. 494 — ergibt sich zwar die Berechtigung der Kirchen- 
gemeinden usw., die Reichseinkommensteuer als Umlagemaßstab 
anstatt der weggefallenen Staatseinkommensteuer zu benutzen. 
Hieraus folgt jedoch nicht, daB die Reichseinkommensteuer bei 
Anwendung aller Bestimmungen der Kirchensteuergesetzgebung 
an die Stelle der früheren Staatseinkommensteuer zu treten hátte. 
Eine solche Schlußfolgerung verbietet sich schon durch die große 
Verschiedenheit der wirtschaftlichen Bedeutung beider Steuerarten. 
Die Wirkung des Wegfalls der früheren Staatseinkommensteuer 
ist vielmehr für jede einzelne der in Betracht kommenden Be- 
stimmungen besonders zu prüfen. Während z. B. die Bestimmung 
in § 10 Abs. 3 Satz 1 des Kirchensteuergesetzes nach Ziffer 2 
der Richtlinien für die Erhebung der Kirchensteuer des Rechnungs- 
jahres 1927 in den katholischen Kirchengemeinder und Gemeinde- 
verbänden (Zentralbl. f. d. UV. S. 104) gegenstandslos geworden 
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ist, wird man für die Zuständigkeitsbestimmung des Art. 1 der 
Verordnung vom 23. März 1906 die gleiche Schlußfolgerung nicht 
ziehen kónnen, ohne den Absichten dieser Verordnung Gewalt 
anzutun. Man kann vielmehr nur sagen, daß die hier gezogene 
Zuständigkeitsgrenze in keinem Falle mehr feststellbar ist. Hieraus 
ergibt sich, daß zur Vermeidung der Gefahr der Ungültigkeit der 
Genehmigungserklärung die Genehmigung allemal durch die höhere 
der beiden in Betracht kommenden Instanzen zu erfolgen hat, bis — 
was sich einstweilen aus verschiedenen Gründen noch nicht empfiehlt 
— die in den Zuständigkeitsbestimmungen entstandene Lücke durch. 
Abänderung der Verordnung vom 23. März 1906 ausgefüllt sein wird. 

Für die evangelischen Parochial- und Gesamtverbände ist die 
Rechtslage die gleiche. Über die Zuständigkeit zur Genehmigung 
von Kirchensteuerbeschlüssen ist in der Zuständigkeitsverordnung 
vom 4. August 1924 (GS.S.549) nichts bestimmt. Nach Abs. 2 des 
Art.7 des Gesetzes vom 8.April 1924 (GS. S.221) erfolgt die staatliche 
Mitwirkung im kirchlichen Steuerwesen nach den bisherigen Vor- 
schriften. Von $3 der Zuständigkeitsverordnung vom 4. April 1924 - 
werden daher zwar die Umlagen der Kreissynodalverbände, aber nicht 
die Kirchensteuern derKirchengemeinde-, Gesamt- und Parochialver- 
bände betroffen. Für letztere gelten nach wie vor die Bestimmungen 
der drei Verordnungen vom 23. März 1906 (GS. S. 53,54,55) mit den 
oben näher erläuterten Maßgaben, dergestalt also, daß die Umlage- 
beschlüsse dieser Verbände — abgesehen von der Berliner Stadt- 
synode, für die das Staatsministerium zuständig ist —, in jedem Falle 
der Genehmigung des Oberpräsidenten unterliegen. 


Im Auftrage: Stalmann. 


5. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung, betr. die Kirchensteuern, vom 4. März 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Paderborn 1927, 38.) 


Der Preußische Minister 
für Wissenschaft, Kunst und 


Volksbildung. Berlin, den 4. Màrz 1927. 
G I 310 G II 
I. Begleiterlaf. 


(Im Auszug.) mE 
Erhebung der Kirchensteuer für das Rechnungsjahr 1927. 


1. Nach den Beratungen mit den Kirchenbehórden habe ich 
gemäß $ 41 des Gesetzes vom 14. Juli 1905 die anliegenden 
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Richtlinien für die Erhebung der Kirchensteuern des Rechnungs- 
jahres 1927 in den katholischen Kirchengemeinden und Gemeinde- 
verbänden erlassen. 

2. Ziffer I dieser Richtlinien regelt die Kirchensteuern, inso- 
weit sie nach dem Maßstabe der Einkommensteuer erhoben wird. 

Für die kirchliche Besteuerung des der förmlichen Ver- 
anlagung zur Einkommensteuer unterliegenden Einkommens bildet 
auch fernerhin die im Einkommensteuerbescheid festgesetzte Ein- 
kommensteuer für das vorangegangene Kalenderjahr oder für 
diejenigen Steuerabschnitte, die in ihm geendet haben, den 
gesetzlichen Maßstab. 

. 9. Stand dieser Maßstab bereits im Vorjahre wieder zur 
Verfügung, so ist jetzt auch für die Heranziehung der sogenannten 
Nurlohnsteuerpflichtigen die eigentliche gesetzliche Grundlage 
wieder gegeben. Nach den Erlassen des Herrn Reichsministers 
der Finanzen vom 23. Juli 1926 und vom 1.' Septemder 1926 
hat die in den SS 46 ff. der Durchführungsbestimmungen über 
den Steuerabzug vom Arbeitslohn vorgesehene Einreichung der 
Überweisungsblätter und Steuerkarten für den Arbeitslohn des 
Jahres 1926 zu erfolgen. Überall ist danach eine Feststellung 
der im Kalenderjahr 1926 einbehaltenen und vorschriftsmäßig 
abgeführten Lohnsteuerbeträge möglich. Daher findet eine Fest- 
setzung von Pauschbeträgen nicht mehr statt. 

4. Gesetzlicher Maßstab der Kirchensteuer vom Einkommen 
sind mithin für das Rechnungsjahr 1927 die in Ziffer I 1 a und b 
der Richtlinien bezeichneten Beträge. Da hierüber Zweifel kaum 
noch bestehen können, erübrigen sich Erläuterungen in den 
Umlagebeschlüssen. Es genügt, wenn der Maßstab der Umlage 
Schlechthin als Reichseinkommensteuer bezeichnet wird (vgl. 
Ziffer 5). 

5. Wenn die in Ziffer 1 bezeichneten Maßstäbe nicht schon 
zu Beginn des Rechnungsjahres zur Verfügung stehen sollten, 
kann die Veranlagung zur Kirchensteuer wie im Vorjahre dem 
Stande der Veranlagung zur Einkommensteuer angepaßt werden 
(vgl. Abs. 3 des Erlasses vom 23. Februar 1926). Um jedoch 
unter allen Umständen den rechtzeitigen Eingang der Kirchen- 
steuer zu ermöglichen, ist für die in Ziffer I 2 Abs. 1 der Richt- 
linien vorgesehenen Ausnahmefälle wiederum eine einstweilige 
Veranlagung zur Kirchensteuer zugelassen. Der hierfür gegebene 
Maßstab ist der der vorjährigen kirchlichen Besteuerung. Doch 
ist in Absatz 2 Ziffer 2 auch für den bei Nurlohnsteuerpflichtigen 
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denkbaren Fall Vorsorge getroffen, daß selbst dieser Maßstab 
nicht bekannt sein sollte. Selbstverständlich muß im Falle einst 
weiliger Veranlagung nach Maßgabe des Abs. 3 Verrechnung 
erfolgen. Die ganze Ziffer 2 gibt nur eine Behelfsmaßnahme zur 
Hand, von der nur im Notfalle Gebrauch gemacht werden soll. 

6. Für die Schätzung der Höhe des Gesamteinkommen- 
steuersolls der Kirchensteuerpflichtigen standen in den Vorjahren 
nur sehr unsichere Unterlagen zur Verfügung. Hierdurch ist die 
Höhe des Hundertsatzes der Kirchensteuer vielfach ungünstig 
beeinflußt worden. Um den Haushalt der Kirchengemeinde vor 
Erschütterung zu sichern, war bei Abschätzung des Einkommen- 
steuersolls besondere Vorsicht geboten, was leicht zu Unter- 
schätzungen des Maßstabsteuersolls und daher zur Festsetzung. 
entsprechend höherer Hundersätze führte. Für 1927 haben die 
Kirchengemeinden ungleich bessere Unterlagen (Ziffer 4). Im 
allgemeinen wird das Maßstabsteuersoll des Kirchensteuerjahres 
1927 nicht niedriger sein als dasjenige Maßstabsteuersoll, das 
sich bei Veranlagung der Kirchensteuer 1926 ergeben hat. Voraus 
sichtlich werden die für die Kirchensteuer 1927 in die Erscheinung 
tretenden Auswirkungen des Lohnsteuersenkungsgesetzes aus- 
geglichen werden nicht bloß dadurch, daß an Stelle der Veran- 
lagung nach Pauschbeträgen die wirklichen Lohnsteuerbeträge 
erfaßt werden können, sondern auch durch eine mit Sicherheit 
zu erwartende Steigerung der veranlagten Einkommensteuer. Ob 
diese Erwartungen im Einzelfalle gerechtfertigt sind, muß selbst- 
verständlich nach Lage der örtlichen Verhältnisse geprüft werden. 

7. Schon die genauere Schätzung des Maßstabsteuersolls 
wird es voraussichtlich in vielen Fällen möglich machen, die 
fast überall dringend wünschenswerte Senkung der Höhe der 
Hundertsätze der Kirchensteuer durchzuführen. Die Kirchen- 
steuer hat im Rechnungsjahr 1926 an vielen Orten eine Höhe 
erlangt, die mit Recht als unbillig empfunden wird und ebensosehr 
die kirchlichen wie die staatlichen Interessen benachteiligt. Hierin 
muß Wandel geschaffen werden. Darauf, daß die ausgeschriebenen 
Kirchensteuern den Bedarf nicht übersteigen, haben auch die 
‚staatlichen Genehmigungsbehórden unter Berücksichtigung des. 
Selbstverwaltungsrechts der Kirchengemeinden nach Maßgabe der 
hierüber erlassenen Weisungen (vgl. VI 3 der Ausführungs- 
 anweisung zum katholischen Kirchensteuergesetz vom 24. März 
1906) zu achten. Die nach den Ausführungsanweisungen den 
kirchlichen Aufsichtsbehörden mit dem Antrage auf Genehmigung 
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der Umlagebeschlüsse einzureichenden Unterlagen, insbesondere 
der Haushaltsplan und die Erklärung des Finanzamts über die 
Schätzung des Einkommensteuersolls (vgl. Ziffer 4 Abs. 4 der 
Richtlinien), sind auch den staatlichen Genehmigungsbehórden 
vorzulegen (VI D Nr. 3 Abs. 6 der obenerwáhnten Ausführungs- 
anweisung vom 24. März 1906 usw.). Für 1927 bleibt besonders 
zu beachten, daß infolge der im vorhergehenden Absatz erwähnten 
Umstände die Kirchensteuerertráge der Vorjahre öfter Überschüsse 
über den Kirchensteuerbedarf (vgl. Ziffer 4 Abs.3 der Richt- . 
linien) ergeben haben; solche Überschüsse stehen’ den Gemeinde- 
organen nicht zur beliebigen Verfügung, insbesondere nicht für 
Zwecke, für die laufende Kirchensteuern nicht erhoben werden 
dürfen. Sie müssen nach den Grundsätzen einer vernünftigen 
Finanzwirtschaft und stets so verwendet werden, daß sie in 
irgendeiner Form den Kirchensteuerpflichtigen wieder zugute 
kommen. 

8. Zu den übrigen Bestimmungen der Ziffer I dürfen Er- 
läuterungen entbehrlich sein. Infolge einer kirchlicherseits an 
mich gerichteten Anfrage über Notwendigkeit und Form einer 
Benachrichtigung des einzelnen Steuerpflichtigen bemerke ich, 
daß jeder Steuerpflichtige unter Zahlungsaufforderung von seiner 
Veranlagung benachrichtigt werden muß. Die Benachrichtigung 
(Zahlungsaufforderung) muß, wenn sie schriftlich erfolgt, ver- 
schlossen sein. Doch ist auch mündliche Benachrichtigung und 
Zahlungsaufforderung zulässig; sie muß jedoch in genügender 
Weise bescheinigt werden. 

9. Zu II der Richtlinien bemerke ich, daß die Entwicklung 
der Verháltnisse im stárkeren Mafe als früher auf die Mitbenutzung 
der Realsteuern als Maßstab der Umlegung der Kirchensteuern 
hinweist. Die Reichseinkommensteuer allein ist bei höherem 
Hundertsatz vielfach kein geeigneter Maßstab für die Kirchen- 
steuer mehr. Ihre alleinige Benutzung als Verteilungsmaßstab 
der kirchlichen Umlage führt leicht zu unbilligen und unsozialen 
Belastungen. Um Benachteiligung der Gehalts- und Lohn- 
empfänger gegenüber wirtschaftlich stärkeren Steuerpflichtigen zu 
verneiden, werden mehr als bisher auch die Realsteuern mit 
Kirchensteuerzuschlägen belastet werden müssen, in ländlichen 
Gegenden vielfach mit höheren Zuschlägen als die Einkommen- 
steuer. Selbtverständlich wird eine Mitheranziehung der Real- 
steuern nicht überall möglich sein. Doch ist dies (vgl. Abs. 2 
der Ziffer II) in jedem Einzelfalle zu prüfen. 
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10. Die Zulassung unterschiedlicher Belastung der einzelnen 
Arten von Realsteuern ergibt sich aus dem bisherigen Recht. 


11. Darüber, ob etwa im Interesse größerer Gerechtigkeit 
noch weitere Möglichkeiten zur Senkung der auf die Reichs- 
einkommensteuer gelegten Kirchensteuerzuschläge eröffnet werden 
können, bleibt Bestimmung vorbehalten. 


12. An die Bischöflichen Behörden ergeht das Ersuchen, 
die vorliegenden Richtlinien schleunigst den ihnen unterstellten 
Kirchengemeinden bekanntzugeben. 


Im Auftrage: Trendelenburg. 


II. Richtlinien 


für die Erhebung der Kirchensteuer des Rechnungsjahres 1927 
in den katholischen Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden. 


I. Soweit die Kirchensteuer in den katholischen Kirchen- 
gemeinden und Gemeindeverbänden nach dem Maßstab der 
Reichseinkommensteuer erhoben wird, geschieht dies nach fol- 
genden Richtlinien: | 

1. Es werden Zuschläge erhoben: 

. a) zu der im Einkommensteuerbescheid festgesetzten Ein- 
kommensteuer für das Kalenderjahr 1926 oder für diejenigen 
vom Kalenderjahre abweichenden Steuerabschnitte, die im 
Kalenderjahr 1926 geendet haben, 

b) soweit die auf den Arbeitslohn entfallende Einkommen- 
steuer nicht veranlagt wird, zu den im Kalenderjahr 1926 
gemäß SS 70, 73, 74 ESTG. einbehaltenen und nach 
$77 vorschriftsmäßig abgeführten oder verwendeten Lohn- 
steuerbetrágen. 

Die Feststellung der Lohnsteuerbetráge zu b erfolgt auf 
Grund der gemäß §§ 46 ff. der Durchführungsbestimmungen 
über den Steuerabzug vom Arbeitslohn vom 5. September 1925 
und ergänzenden Erlassen des Reichsministers der Finanzen einzu- 
reichenden Überweisungsblätter oder Steuerkarten. 

2. Liegt im Zeitpunkte der kirchlichen Veranlagung eines 
Steuerpflichtigen das Ergebnis seiner Einkommensteuerveranlagung 
ausnahmsweise hoch nicht vor oder ist in diesem Zeitpunkt die 
Feststellung seiner Lohnsteuerbetráge ausnahmsweise noch nicht 
erfolgt, so kónnen einstweilen Zuschláge zu denjenigen Mafstab- 
sätzen erhoben werden, die seiner kirchlichen Besteuerung für 
1926 zugrunde gelegt waren. 
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Ist im Falle des Abs. 1 bei einem Lohnsteuerpflichtigen 
auch der Maßstabsatz seiner vorjährigen kirchlichen Besteuerung 
nicht bekannt, so kann die Kirchengemeinde der einstweiligen 
Heranziehung zur Kirchensteuer einen durch freie Schätzung 
ermittelten Maßstabsatz zugrunde legen. Bei der Schätzung 
können die vorjährigen Pauschbeträge als Anhalt benutzt werden. 
Vor Veranlagung auf Grund freier Schätzung ist dem Steuer- 
pflichtigen tunlichst Gelegenheit zu geben, den Betrag der wirk- 
lichen Lohnsteuer des Kalenderjahres 1926 (Ziffer 1 b) nachzuweisen. 


Sobald das Ergebnis der Einkommensteuerveranlagung 
(Ziffer 1 a) oder die Feststellung der Lohnsteuerbeträge (Ziffer 1 b) 
vorliegt, erfolgt nach Bestimmung der kirchlichen Veranlagungs- 
behórde oder auf Verlangen des Steuerpflichtigen die Verrechnung 
der bereits nach Abs. 1 geleisteten Zahlungen. 


3. Die Umlageerhebung ist mit móglichster Beschleunigung 
vorzubereiten, damit tunlichst schon an den ersten in das Kirchen- 
steuerjahr fallenden Zahlungsterminen der Einkommensteuer gleich- 
zeitig Kirchensteuern erhoben werden können (vgl. Ziffer 5 Abs. 2). 


4. Im Zeitpunkt der Beschlußfassung über die Umlage wird- 
regelmäßig die Gesamtsumme der Maßstabsätze (Ziffer 1) noch 
nicht festgestellt sein. Bei der Ermittelung des der Bemessung 
des Hundertsatzes der Kirchensteuer zugrunde zu legenden Ein- 
kommensteuersolls ist daher von den Ergebnissen des Kirchen- 
steuerjahres 1926 auszugehen (vgl. VIA Abs. 6 der zum Kirchen- 
steuergesetz vom 14. Juli 1905 erlassenen Ausführungsanweisung 
vom 24. März 1906 — Min.Bl. f. d. i. Verw. S. 121 —) Jedoch 
sind die Ánderungen der Einkommensteuergesetzgebung durch 
das Gesetz über die Senkung der Lohnsteuer vom 19. Dezember 
1925 (RGBI. I S. 469), die sich für die kirchliche Besteuerung 
1927 auswirken werden, zu beachten. Auch ist zu berücksichtigen, 
daB die kirchliche Besteuerung der Nurlohnsteuerpflichtigen end- 
gültig nicht mehr nach Pauschbeträgen, sondern nur noch nach 
der wirklichen Lohnsteuer (Ziffer 1 b) erfolgt. Inwieweit hiernach 
und mit Rücksicht auf Änderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse 
das Einkommensteuersoll im Vergleich zu den Ergebnissen des 
Kirchensteuerjahres 1926 niedriger oder höher anzusetzen ist, 

muß gewissenhafter Schätzung überlassen bleiben. | 

Stets ist durch äußerste Sparsamkeit darauf Bedacht zu 
nehmen, daß der Hundertsatz der Umlage so niedrig als möglich 
gehalten wird. 
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Bei der Einreichung der Umlagebeschlüsse zur auísicht- 
lichen Genehmigung (VI D 2 AusfAnw. vom 24. März 1906 — 
Min.Bl. f. d. i. Verw. S. 121 —) ist anzugeben, ob und welche 
Überschüsse die Kirchensteuerbeträge über den Kirchensteuer- 
bedarf ergeben haben und wie sie verwendet werden. 

Ferner ist eine Erklärung des Finanzamts zu der Schätzung 
des Reichseinkommensteuersolls beizufügen. 


5. Der Maßstab der Umlage ist im Umlagebeschluß schlecht- 
hin als Reichseinkommensteuer zu bezeichnen. 

Soweit die Einziehung der Kirchensteuer durch die Finanz- 
ämter erfolgt, empfiehlt es sich, gemäß $ 19 Abs. 5 Satz 2 des 
Kirchensteuergesetzes zu bestimmen, daß die Hebung der auf die 
veranlagte Einkommensteuer gelegten Zuschläge gleichzeitig mit 
den auf die Einkommensteuer zu leistenden Vorauszahlungen in 
entsprechenden Raten erfolgt. 


6. Die Veröffentlichung des Hundertsatzes gemäß $ 19 Abs. 1 
des Kirchensteuergesetzes und VI F der Ausführungsanweisung 
vom 24. März 1906 (Min.Bl. f. d. i. Verw. S. 121) hat sofort nach 
Genehmigung des Umlagebeschlusses zu erfolgen. 

In der Veröffentlichung ist der Inhalt von Ziffer 1 Abs.1a 
und b und, sofern von Ziffer 2 Gebrauch gemacht werden soll, 
auch deren Inhalt bekanntzugeben. 


7T. Diese Veranlagung zur Kirchensteuer erfolgt durchweg 
durch Feststellung ihres Betrages. 

Wird von der Möglichkeit einer einstweiligen Besteuerung 
nach behelfsmäßigen Maßstäben (Ziffer 2) Gebrauch gemacht, so 
ist die Veranlagung in der Benachrichtigung des Steuerpflichtigen 
ausdrücklich als vorläufige zu bezeichnen und ist ihm die Móglich- 
keit einer Verrechnung gemäß Ziffer 2 Abs. 3 bekanntzugeben. 


II. Nach wie vor können neben der Einkommensteuer auch 
die Realsteuern (Grundvermögens- bzw. Grund- und Gebäude- 
steuer und Gewerbesteuer) gemäß $ 9 Abs. 2, $ 10 Abs. 2 KStG. 
vom 14. Juli 1905 als Maßstab der Umlegung dienen. Gesetzliche 
Beschränkungen in der Höhe der Heranziehung bestehen nicht 
mehr. Die Bestimmung des Satzes 1 in § 10 Abs. 3 a. a. O., 
wonach die Realsteuern nicht mit einem höheren Prozentsatz 
herangezogen werden dürfen als die Staatseinkommensteuer, ist 
infolge des Wegfalls der Staatseinkommensteuer gegenstandlos 
geworden. Wie gänzliche Freilassung der Realsteuern oder ihre 
Minderbelastung ist auch ihre hóhere Belastung als mit dem 
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. Hundertsatz der Einkommensteuer zulässig. Es ist ferner zulässig, 
nur die Grundvermögens- bzw. Grund- und Gebäudesteuer oder 
nur die Gewerbesteuer neben der -Einkommensteuer als Umlage- 
. maßstab zu benutzen. Auch können bei Heranziehung der 
Grundvermögens- bzw. Grund- und Gebäudesteuer Grundstücke, 
die nicht zum landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und 
gärtnerischen Vermögen gehören, freigelassen werden. 

(Bemerkung des Generalvikariats: Nach mündlicher Auskunft 
im Kultusministerium ist hier sinngemäß zu ergänzen »oder zu 
einem niedrigeren Hundertsatze herangezogen werden«). 

In jedem Einzelfalle ist zu prüfen, ob und inwieweit nach Lage 
der Verhältnisse die Mitheranziehung der Realsteuern gerechtfertigt 
erscheint. 


Berlin, den 4. März 1997. 


Der Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung. 
Im Auftrag: Trendelenburg. 


IIl. Erklárungen des Generalvikariats zu Paderborn. 


l. Zu I Nr. 6. Wir glauben annehmen zu dürfen, daß in 
den stádtischen Gemeinden durchweg mit einer Erhóhung des 
Einkommensteuersolls gerechnet werden kann, nicht aber in den 
Landgemeinden und in den Vorortgemeinden, die ausgesprochene 
Arbeiterviertel sind. 

. 2. Zu I Nr.7. Der Haushaltsplan wird von uns aus der 
Regierung als Material zum Steuerbeschluß vorgelegt. 
| 3. Zu I Nr. 8. Die Zustellung eines Steuerzettels wird hier- 
nach nicht mehr als unbedingt erforderlich angesehen. Wir 
möchten jedoch dringend empfehlen, nach wie vor Steuerzettel 
mit Angabe des Einkommensteuersolls (bzw. Realsteuersolls), des 
Prozentsatzes und des Kirchensteuersolls herausgeben zu lassen. 
(Muster sind bei der Bonifaciusdruckerei zu haben.) 

4. Zu II Nr. I 4 Abs. 3. Im Steuerbeschluß ist jetzt anzu- 
geben, ob und welche Überschüsse in den letzten Jahren aus 
Kirchensteuern erzielt sind. 

5. Zu Il Nr. 1 4 Abs. 4. Bei der Einreichung des Steuerbe- 
schlusses ist eine Schätzung des Finanzamtes beizufügen. Genaue 
Angaben sind diesem jedoch vor Vollendung der Veranlagung und 
der Durcharbeitung der Lohnsteuerausweise nicht möglich. 

6. Die Pauschsätze der Lohnsteuerpflichtigen sind fortge- 
fallen. Die Finanzämter haben von jedem Lohnsteuerpflichtigen 
den Lohnsteuerausweis des Kalenderjahres 1926, jeder Steuer- 
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zahler hat Abschrift davon. Auf Verlangen der Kirchengemeinden 
muß jedes Finanzamt die Lohnsteuerausweise zur Einsicht und 
Abschrift einem Bevollmächtigten der Kirchengemeinde vorlegen. 

7. Fingierte Steuersätze oder sogenannte Einheitssätze waren 
auf gesetzlicher Grundlage nicht zu erlangen. Es wird das vielleicht 
erst durch den neuen Finanzausgleich zum 1. April 1928 oder 
1929 möglich sein. | 

Immerhin ist es den Kirchengemeinden unbenommen, von 
den gesetzlichen Besteuerungsmaßstäben abzuweichen und, sei 
es als Ersatz oder als Ergänzung, andere Umlagemaßstäbe aufzu- 
stellen. Derartige Beträge können jedoch nicht zwangsweise 
beigetrieben werden. Auch brauchen hierauf bezügliche Beschlüsse 
den Aufsichtsbehörden nicht zur Genehmigung eingereicht zu 
werden. | 

8. Für die Höhe der Realsteuerhundertsätze — Grundver- 
mögensteuer und Gewerbesteuer — gibt es keine Beschränkungen 
mehr. Auch kann der städtische oder nicht landwirtschaftliche 
Grundbesitz gegenüber dem landwirtschaftlichen Grundbesitz 
bevorzugt, ja sogar ganz freigelassen werden. 


IV. Muster eines Umlagebeschlusses. 


Ao den 4x 4 


Zu der heutigen Sitzung, zu welcher rechtzeitig und schrift- 
lich unter Angabe der Tagesordnung eingeladen war, waren 
 mebenbezeichnete X. Mitglieder erschienen. Da der Kirchen- 
vorstand zurzeit mit Einschlu8 von ... Geistlichen . . . Mit- 
glieder zählt, ist die Sitzung beschlußfähig. 

Es wurde verhandelt und beschlossen wie folgt: 

I. Der vom Vorsitzenden vorgelegte Voranschlag der Kirchen- 
kasse für das Rechnungsjahr 1927/28 wurde genehmigt. Er schließt 
in Einnahme und Ausgabe mit 10000 RM. ab, wovon 9000 RM. 
durch Kirchensteuer aufzubringen sind. 

II. ZurDeckungdesFehlbetrags im Voranschlag des Rechnungs- 
jahres 1927/28 in Hóhe von 9000 RM. sind keine Kirchensteuer- 
überschüsse der vergangenen Rechnungsjahre verfügbar (oder es 
sind X RM. verfügbar, sodaß noch Y RM. aufzubringen sind). 
Es sollen darum als Kirchensteuer erhoben werden: 

l. von der Grundvermógensteuer mit einem veranschlagten 
Steuersoll von 2500 RM. 40%, welche 1000 RM. ergeben werden, 
[oder 1. a) von der Grundvermögensteuer des landwirtschaftlichen, 
forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Vermögens mit einem veran- 
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schlagten Steuersoll von 2000 RM. 30%,, welche 600 RM. ergeben 
werden, | 

b) von der Grundvermögensteuer des übrigen Vermögens 
mit einem veranschlagten Steuersoll von 4000 RM. 109/,, welche 
400 RM. ergeben werden,] 

2. vom Reichseinkommensteuersoll 1926, das zu 50000 RM. 
veranschlagt wird, 20°, welche nach Abzug von 2000 RM. 
Ausfällen 8000 RM. ergeben werden. 

Insoweit bei einzelnen Steuerzahlern das Einkommensteuer- 
soll 1926 noch nicht zu ermitteln ist, sollen die Maßstabsätze 
ihrer vorjáhrigen Kirchensteur einstweilen als Unterlage der Be- 
steuerung dienen, bis die endgültige Veranlagung zur Kirchensteuer 
und Verrechnung der vorläufig gezahlten Beträge erfolgen kann. 

[Zusatz, falls das Finanzamt einzieht: Die Veranlagten 
zahlen die entsprechenden Kirchensteuerbeträge gleichzeitig mit 
den Vorauszahlungen und der Abschlußzahlung]. 

Als Zahltermine werden festgesetzt . . , 

V. g. u. 
gez. Pfarrer . . . . . . Vorsitzender, 
gez. Name 
gez. Name 

Die Richtigkeit vorstehenden Auszuges aus dem Protokoll- 
buch des katholischen Kirchenvorstandes in X. beglaubigt 


| X,den........ 
(Siegel) Y., Pfarrer. 


Bemerkungen. 


1. Das ganze Protokoll wird in duplo eingereicht der Vor- 
anschlag ebenfalls in duplo, die Bescheinigung des Finanzamtes 
einfach, zu den 5 Stücken kommt dann ein kurzes Begleitschreiben. 

2. Vor Fassung der Steuerbeschlüsse wird zweckmäßig die 
Kirchensteuerlisle wenigstens in ihren Grundlagen (Namen, Ein- 
kommensteuer, Grundvermógensteuer usw.) aufgestellt und die 
Bescheinigung des Finanzamtes eingeholt. 

3. Als spätesten Termin für die Einreichung setzen wir den 
l. Juli fest. 

4. Der Text der Bekanntmachung über den Steuerbeschluß 
kann sich an den Wortlaut desselben anlehnen. Als Ergänzung 
dient die Bezeichnung des Lokals, in dem zu zahlen ist. 

5. Die Kirchensteuerliste darf nicht ausgelegt werden. Ein- 
Sichtnahme ist nicht zu gestatten. 
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6. Steuerbeschlüsse, die wesentlicheMängelaufweisenoderohne 
Voranschläge eingereicht werden, gehen an die Gemeinden zurück. 
7. Gegen den ablehnenden Bescheid des Regierungspräsi- 
denten steht dem Kirchenvorstand gemäß Artikel II der Verordnung 
vom 23. März 1906 die Beschwerde an den Oberpräsidenten offen. 


6. Rundschreiben des deutschen Reichsfinanzministers, betr. 
die Einkommenbesteuerung der Piarrer, v. 14. September 1926. 
(Kirchlicher Anzeiger für das Bistum Hildesheim 1926, 75.) 


Der Herr Reichsminister ‘der Finanzen hat in einem Rund- 
schreiben vom 14. September 1926 Ill e. 5500 an die Herren 
Präsidenten der Landesfinanzämter folgende Grundsätze aufgestellt: 


I. Allgemeines. 


Die Besoldungsverhältnisse der evangelischen und katholischen 
Pfarrer weisen, wie ich auch aus den mir zugegangenen Berichten 
ersehen habe, innerhalb des Reichsgebietes große Unterschiede 
‘auf. Diese Unterschiede haben ihren Grund in der verschieden- 
artigen ‚Entwicklung des kirchlichen Vermögensrechts und des 
Verhältnisses zwischen Staat und Kirche in den einzelnen Ländern. 
Ob und wie im einzelnen Falle die Besteuerung der Einkünfte 
der Geistlichen zu erfolgen hat, muß von den Finanzämtern: und 
gegebenenfalls von den Rechtsmittelbehörden unter Berück- 
sichtigung der gesamten steuerlichen Verhältnisse geprüft und 
entschieden werden. Gleichwohl lassen sich für die Verwaltungs- 
praxis, wie auch verschiedene von den Landesfinanzämtern mir 
zugegangene Anregungen zeigen, gewisse Richtlinien aufstellen. 


II. Besoldungssysteme. 


Bei den Pfarrern lassen sich unter dem Gesichtspunkt der 
Einkommensbesteuerung drei Besoldungssysteme unterscheiden: 


l. Das reine Gehaltsystem. Dieses System liegt vor, wenn 
ein Pfarrer lediglich Barbezüge erhált, die ihm von einer 
oder mehreren öffentlichen Kassen (Staatskassen, Ge- 
meindekassen, Kirchenkassen, Pfarrkassen, bischöflichen 
Kassen usw. ausgezahlt werden. Die Einkünfte aus dem 
Pfründevermögen und etwaige Stolgebühren, Kirchen- 

"steuern, Staatszuschüsse usw. werden bei diesem Besoldungs- 

' System einer Kasse zugeführt, die ihrerseits die Besoldung 

des Pfarres zu besorgen hat. 
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2. Das reine Pfründesystem. Dieses System liegt vor, 
wenn einem Pfarrer, der unmittelbar kraft seines Kirchen- 
amts Verwalter und NutznieBer des Pfíründevermógens 
ist, die Einkünfte aus dem Pfíründevermógen sowie die 
Stolgebühren unmittelbar zufließen, wenn aber der Geist- 
liche unmittelbare Bezüge aus einer Öffentlichen Kasse 
nicht hat. | 


3. Das gemischte System. Dieses System liegt vor, wenn 
einem Pfarrer Einkünfte aus einem Pfründevermögen, 
aus Stolgebühren und aus sonstigen Rechten zufließen, 
und wenn er außerdem Barbezüge aus einer oder mehreren 
öffentlichen Kassen erhält. Das gemischte System ist 
am weitesten verbreitet. Die landesrechtliche Regelung 
ist dabei vielfach in der Weise getroffen, daß dem Pfarrer 
ein gewisses Diensteinkommen — meist die Bezüge der 
Besoldungsgruppe AX oder AXI — garantiert wird und 
daß das Land, soweit die sonstigen Einkünfte des Pfarrers 
(aus Pfründevermógen, Stolgebühren usw.) zur Erreichung 
des zugesicherten Diensteinkommens nicht ausreichen, 
einen Zuschuß gewährt. 


III. Besteuerungsform. 


1. Beim reinen Gehaltssystem muß die Einkommensbe- 
steuerung der Pfarrer durchweg im Wege des Steuerabzugs vom 


Arbeitslohn erfolgen; bei diesem System bietet die Besteuerung | 
keine Schwierigkeiten. Dem Steuerabzug unterliegen die ge- 


samten Einkünfte, die der Pfarrer aus einer oder aus mehreren. 
öffentlichen Kassen erhält. Zu den Einkünften gehört auch der 
Nutzwert der etwa vorhandenen Dienstwohnung mit Nebenräumen 
und Gärten. Zur Vornahme des Steuerabzugs ist die auszahlende 
Kasse verpflichtet, die als Arbeitgeber im Sinne der Bestimmungen 
über den Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt ($ 14 StA. DB.). 


Werden die Bezüge des Pfarrers aus mehreren Öffentlichen 
Kassen gezahlt, so kann sich der Pfarrer mehrere Steuerkarten 
von der Gemeindebehörde ausstellen lassen. Hierbei ist nach 
SS 20, 32 StA. DB. zu verfahren. Der Mietwert der Dienst- 
wohnung ist in diesem Falle bei der Kasse der Behórde zu be- 
rücksichtigen, welche die Dienstwohnung zur Verfügung stellt, 
also regelmäßig bei der Kirchenkasse. Eine Veranlagung zur 
Einkommensteuer findet nur dann statt, wenn das gesamte auf 
volle 10 Reichsmark nach unten abgerundete Einkommen nach 


318 Die Einkommenbesteuerung der Pfarrer. 


Absetzung der steuerfreien Lohnbeträge 8000 Reichsmark im 
Steuerabschnitt (= Be übersteigt (8 92 EStG., § 93 
Abs. 1 ESt. AB.). 


2. Beim reinen Pfründesystem ist folgendes zu unterscheiden: 


a) Der Geistliche hat die zum Piründevermögen gehörenden 
Grundstücke verpachtet. 


b) Der Geistliche bewirtschaftet die zum Piründevermógen 
gehórenden Grundstücke selbst. 


Unter welche der im $ 6 des Einkommensteuergesetzes be- 
zeichneten Einkünfte ($ 6 Abs. 1 Nr. 1, 4, 6) das zu a und b 
erzielte Einkommen fällt, will ich unentschieden lassen. Jeden- 
falls werden in der Praxis im Falle a die Einkünfte des Geist- 
lichen entsprechend den Vorschriften des $ 6 Abs. 1 Nr. 6, S 38 
EStG., im Falle b nach den Vorschriften über Einkünfte aus dem 
Betrieb der Landwirtschaft (vgl. die Entscheidung des Preußischen 
Oberverwaltungsgerichts vom 6. Februar 1902 Bd X S. 152 und 
das Urteil des Reichsfinanzhofs vom 18. Juli 1924 — VI e A 75/24 — 
Reichssteuerblatt S. 207 —) zu ermitteln sein. Dem Pachtzins 
sind für die Einkommensermittlung die dem Páchter zum Vorteil 
des Verpächters obliegenden Natural- oder sonstigen Neben- 
leistungen sowie dem Verpächter vorbehaltenen Nutzungen hinzu- 
zurechnen. Abzurechnen sind die dem Verpächter obliegenden 
abzugsfähigen Lasten ($ 39 EStG.). Steuerabschnitt ist in dem 
Falle zu a das Kalenderjahr. Die Veranlagung erfolgt jeweils 
im Frühjahr. Die Einkünfte aus Stolgebühren sind gleichfalls für 
das Kalenderjahr zu ermitteln und mit den Einkünften aus Ver- 
mietung und Verpachtung zusammenzurechnen. In dem Falle 
zu b wäre Steuerabschnitt das landwirtschaftliche Wirtschaftsjahr 
(1. Juli bis 30. Juni). Die Veranlagung erfolgt jeweils im Herbst. 
Ob ein Steuerpflichtiger Nießbraucher oder Pächter oder sonstiger 
Nutzungsberechtigter an den Grundstücken ist, ist für die Be- 
steuerung ohne Bedeutung ($ 45 EStG.). Eine Veranlagung des 
Einkommens aus dem Betrieb der Landwirtschaft wird danach 
auch dann zu erfolgen haben, wenn der Geistliche etwa für die 
Überlassung der Bewirtschaftung der Grundstücke einen be- 
stimmten Betrag an eine Kasse abzuführen hat. Dieser Betrag 
wird unter dem Gesichtspunkt der Werbungskosten abgezogen 
werden können. Einkünfte aus Stolgebühren usw. werden eben- 
falls für den Steuerabschnitt zu ermitteln und mit dem Ein- 
kommen aus Landwirtschaft zusammenzurechnen sein. 
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Mitunter bestehen landesrechtliche Bestimmungen, wonach 
Pfarrer die ihnen aus dem Pfründevermögen zufließenden Ein- 
künfte nicht in voller Höhe, sondern nur bis zu einem gewissen 
Betrage für sich behalten dürfen, während der fübersteigende 
Betrag an eine Kasse, z. B. Landeskirchenkasse, abzuführen ist. 
Die Verpflichtung zur Abführung eines Teiles der Pfründeeinkünfte 
dürfte meist eine auf einem Öffentlich-rechtlichen oder gesetzlichen 
Verpflichtungsgrund beruhende dauernde Last des Steuerpflichtigen 
darstellen. Der abzuführende Betrag kann daher gemäß $ 15 
Abs. 1 Nr. 3 EStG. von den Einkünften des Pfarrers abgezogen 
werden. 

Bei dieser Sachbehandlung können sich, wie mir auch die 
Landesfinanzámter berichten, gewisse Schwierigkeiten ergeben. 
Ich würde aber mit dieser Art der Besteuerung einverstanden 
sein, sofern nicht ganz besondere Gründe gegen sie sprechen. 


3. Bei dem gemischten System müssen unter allen Umständen 
die Einkünfte, die einem Piarrer aus Öffentlichen Kassen zufließen, 
im Wege des Steuerabzugsverfahrens besteuert werden. Bei dem 
sonstigen Einkommen, insbesondere bei dem Einkommen aus 
dem Pfründevermógen, sind die beiden oben unter 2a und b er- - 
wähnten Fälle möglich. Ebenso wie oben will ich auch bei 
diesem Teil des Einkommens dahingestellt sein lassen, ob dieses 
Einkommen Arbeitslohn darstellt oder nicht Die Besteuerung 
des Einkommens aus dem Piründevermögen wird jedenfalls auch 
hier, wo nebenher noch reine Gehaltsbezüge in Frage kommen 
nach der oben unter 2a und b geschilderten Weise zu erfolgen 
haben. Dabei muß jedoch daran festgehalten werden, daß bei 
diesem gemischten System die tatsächlichen Gehaltsbezüge in 
jedem Falle, also auch bei Minuseinkommen, aus dem Pfründe- 
vermógen, voll zur Besteuerung kommen. 

Im einzelnen gilt bezüglich der Besteuerung des sonstigen 
Einkommens in diesen Fällen folgendes: 

Bei dem sonstigen Einkommen ist zunáchst zu prüfen, ob 
dieses mehr als 500 Reichsmark im Steuerabschnitt aus- 
macht. Betrágt es nicht mehr als 500 Reichsmark, so ist 
die Einkommensteuer durch den Steuerabzug abgegolten. 
Eine Veranlagung des sonstigen Einkommens findet nicht 
statt ($ 89 EStG., $ 93 Abs. 2 letzter Halbsatz St. AB.). 
Übersteigt dagegen das sonstige Einkommen den Betrag 
von 500 Reichsmark, so findet eine Veranlagung dieses 
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Einkommens nach den unter Ziff. 2a und b aufgeführten 

. Grundsätzen statt (S 90 EStG). Der Mietwert der 
Wohnung wird in diesem Fall zweckmäßig nicht beim 
Steuerabzug, sondern bei der Veranlagung zu berück- 
sichtigen sein. Bei der Veranlagung des sonstigen Ein- 
kommens dürfen der steuerfreie Einkommensteil, die Pausch- 
beträge für Werbungskosten und Sonderleistungen und 
die Familienermäßigungen nur noch insoweit abgezogen 
werden, als sie nicht bereits beim Steuerabzug vom 
Arbeitslohn berücksichtigt worden sind (S 92 Satz 3 
EStG.). 

Übersteigt das gesamte auf volle 10 Reichsmark abge- 
rundete Einkommen eines Pfarrers 8000 Reichsmark im 
Steuerabschnitt, so findet eine Veranlagung auch der dem 
Steuerabschnitt vom Arbeitslohn unterliegenden Einkünfte 
statt ($ 92 EStG. $ 93 Abs 2 ESt. AB.). 


Einzelne Finanzämter haben beim gemischten Besoldungs- 
system auch die Einkünfte, die einem Geistlichen aus der Ver- 
pachtung unmittelbar zufließen, dem Steuerabzug unterworfen. 
Dies ist entweder in der Weise geschehen, daß diese Einkünfte 
bei der Berechnung des Steuerabzuges von den aus einer öffent- 
lichen Kasse gezahlten Bezügen berücksichtigt worden sind oder 
in der Weise, daß der Geistliche selbst auf Grund einer Ver- 
einbarung mit dem Finanzamt Steuermarken klebte. Auch sonst 
sind mitunter zwischen den Geistlichen oder den kirchlichen 
Oberbehórden und den Finanzämtern Vereinbarungen über die 
Art der Erhebung der Einkommensteuer getroffen worden. Wo 
sich solche auf besonderer Vereinbarung beruhende Erhebungs- 
verfahren in der Praxis bewähren, habe ich unter der Voraus- 
setzung, daß sie zu einer dem Gesetz entsprechenden Besteuerung 
führen, gegen die weitere Beibehaltung nichts einzuwenden, zu- 
mal die vorstehenden Ausführungen, wie bereits erwähnt, ledig- 
lich Richtlinien darstellen. — 

Ich ersuche, die Finanzämter erforderlichenfalls mit näheren 
Weisungen zu versehen, und stelle ergebenst anheim, den vor- 
stehenden Erlaß den kirchlichen Oberbehörden zur Kenntnis 
zu bringen. 

Im Auftrage: Zarden. 
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7. Erlaß des Landesfinanzamtes Köln, betr. die steuerfreien 
Einkommenbeträge der Geistlichen, vom 7. Mai 1927. 
(Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiözese Köln 1927, 56.) 


Der Präsident des Landesfinanzamts. 


I Lohn 569. Köln, den 7. Mai 1927. 


Betrifft : Werbungskosten der Geistlichen. 


Im Nachgange zu meiner Rundverfügung vom 16. 3. 1927 
I Lohn 281 bemerke ich gegenüber verschiedenen Anfragen. vor- 
behaltlich der Entscheidung des Herrn Reichsministers der Finanzen, 
daß außer den dort genannten steuerfreien Beträgen vom Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn vorweg freizulassen sind: 
a) Die Zuwendungen der Geistlichen zugunsten der Ruhe- 
stands- und Diaspora-Geistlichen (Erlaß vom 11. 6. 1926 
— [II e 3467, mitgeteilt durch Verfügung vom 28. 6. 1926 — 
I B 2026), | | 
b) die den Geistlichen der Erzdiözese Köln für den Neubau 
eines Priesterseminars in Köln einbehaltenen Beträge 
(Erlaß vom 9. 12. 1926 — III e 9888 mitgeteilt durch 
Verfügung vom 17. 12. 1926 — I Lohn 458). 


Hiernach sind beim Steuerabzug vom Arbeitslohn der Geist- 
` lichen ohne Einzelnachweis insgesamt freizulassen: 
1. Bei den kath. Geistlichen der Erzdiözese Köln 
a) die Beiträge für Ruhestands-Diaspora-Geistliche und 
Priesterseminar (siehe oben), 
b) die durch Erlaß des Generalvikariats Köln als Dienst- 
aufwand erklärten 7!/,?/, der Dienstbezüge, 
c) die gesetzlichen steuerfreien Lohnbeträge. 
Eine weitere Erhöhung der steuerfreien Beträge ist nur auf 
Grund Einzelnachweises zulässig. 


An alle Finanzämter. | Beers Brandt. 
8. Erlaß des bayrischen Ministeriums für Unterricht und 
Kultus, betr. die Gesangstunden in Simultanschulen, vom 
20. April 1927. 
(Oberhirtliches Verordnungsblatt für das Bistum Speyer 1927, 57.) 


In Schulen, die nach Bekenntnissen gemischt sind, em- 
pfiehlt sich für die planmäßige Einübung der vorgeschriebenen 
Kirchenlieder und Choralgesänge folgende Anordnung. 

Archiv für kath. Kirchenrecht. CVII. 21 
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Die wöchentliche Gesangstunde wird in mehreren Klassen, . 
an denen sowohl katholische als auch evangelische Volksschul- 
lehrer wirken, zweckmäßig auf die gleiche Zeit gelegt. Etwa 
einmal im Monat vereinigt der evangelische Volksschullehrer die 
die evangelischen Kinder mehrerer Klassen in der Gesangstunde 
in seinem Schulzimmer und übt mit ihnen die Choralgesänge. 
In gleicher Weise verfährt zu derselben Stunde der katholische 
Volksschullehrer zum Zwecke der Einübung der katholischen 
Kirchenlieder. | 

Hiernach ist, soweit veranlaßt, umgehend das Weitere zu 
verfügen. 


9, Verordnung des sächsischen Ministeriums für Volksbildung, 
betr. die Auskuníterteilung über Teilnahme von Volksschul- 
kindern am Religionsunterrichte, vom 2. Oktober 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt für das Bistum Meißen 1926, 32.) 


Lehrer und Schulleiter haben lediglich den Erziehungs- 
pflichtigen Auskunf über Angelegenheiten hinsichtlich der Teil- 
nahme oder Nichtteilnahme ihrer Kinder am Religionsunterricht 
zu geben. Sonstige Gesuche um Auskunft über diese Fragen 
sind an die Bezirksschulämter zu verweisen. Diese haben die 
erbetene Auskunft zu erteilen, wenn der Anfragende ein berechtigtes 
Interesse daran nachweist. Als berechtigte Interessen in diesem 
Sinne sind geschäftliche Interessen oder schulpolitische Be- 
strebungen von Privatpersonen oder Vereinigungen nicht anzusehen. 


10. Urteil des Amtsgerichts in Gottesberg, betr. die religiöse 
Erziehung der Kinder aus Mischehen, 
vom 10. September 1926. 
(Pastoralblatt für die Diözese Ermland Nr. 12 vom 1. Dezember 1926.) 


Das Amtsgericht in Gottesberg hat hinsichtlich der Ein- 
schulung von Kindern aus Mischehen am 10. September 1926 
— 2 N L X 80/1. — folgenden Beschluß gefaßt. 

Der Antrag des Berghauers Adolf Deuse aus Neu-Lässig 
Nr. 2, Kreis Waldenburg i. Schl., auf konfessionslose Erziehung 
seines Sohnes Alfred Deuse wird kostenpflichtig zurückgewiesen. 

Der am 28. Juli 1920 geborene Alfred Deuse ist in der 
katholischen Religion weiter zu erziehen. 
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Entscheidungsgründe: Nach den übereinstimmenden An- 
gaben der Beteiligten ist das Kind katholisch getauft. Der 
Antragsteller hat auch bei der Eheschließung das Versprechen 
abgegeben, die zu erwartenden Kinder in der katholischen Religion 
zu erziehen. Die beiden Beteiligten haben sich auch zuge- 
standenermaßen niemals darüber geeinigt, daß das Kind in einer 
anderen Religion oder Weltanschauung erzogen werden sollte. 
Erst bei der Schulpflichtigkeit seines Sohnes hat der Antragsteller 
einseitig denselben in die weltliche Schule in Fellhammer ge- 
schickt, während seine Ehefrau dabei verharrt, daß das Kind in 
seinem bisherigen Bekenntnis weiter erzogen werden. soll. 

Nach $ 2 Abs.1 des Gesetzes über die religióse Kinder- 
erziehung vom 15. 7. 1921 kann während Bestehens der Ehe von 
keinem Elternteil ohne die Zustimmung des anderen Elternteils 
bestimmt werden, daß das Kind in einem anderen Bekenntnis als 
dem bisherigen erzogen werden soll Das Kind der Beteiligten 
ist also beim Widerspruch der Ehefrau in seinem bisherigen 
Bekenntnis, der katholischen Konfession, weiter zu erziehen. 
Daher war das Verlangen des Antragstellers, das Kind in einer 
weltlichen Schule unterrichten zu lassen, ungesetzlich und somit 
rechtfertigte sich die erlassene Entscheidung aus S 2 Abs 2 und 
3 des angezogenen Gesetzes. | 

Die Entscheidung über die Kosten regelte $ 105 Preußisches 
Gerichtskostengesetz. 


11. Urteil des Oberlandesgerichts Dresden, betr. die 
Abmeldung vom Religionsunterricht, 
vom 22. Dezember 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt für das Bistum Meißen 1927, 6.) 


Der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichts Dresden hat in 
einem Urteile vom 22. Dezember 1926 die Ansicht vertreten, daß 
die Verordnung des Ministeriums für Volksbildung vom 13. Márz 
1925 — VOB}. S. 18. — mit der Reichsverfassung insofern in 
Widerspruch stehe, als sie Abmeldungen der Schüler vom 
Religionsunterricht ohne weiteres in der Regel nur zu Beginn 
eines Schulhalbjahres, während des Schulhalbjahres dagegen nur 
aus wichtigen Gründen und mit Genehmigung der Schulaufsichts- 
behórde zuläßt. 

Das Ministerium für Volksbildung behált sich seine end- 
gültige Entschließung über eine etwaige Änderung der Verordnung 

21* 


324 Erhöhungd.kirchl.Dotationsbeträge d.Fiskus a. Grund d.Sakularisation. 


vom 13. März 1925 vor, bis die strittige Frage vom verfassungs- 
rechtlichen Standpunkt aus im Einvernehmen mit der Reichs- 
regierung und den Regierungen Preufens und Bayerns, wo die 
Regelung in gleicher Weise erfolgt ist, noch weiter geklárt sein wird. 

Inzwischen sind Erziehungspflichtige und Lehrer in geeigneter 
Weise zu verstándigen, daf es aus schultechnischen Gründen un- 
bedingt erwünscht ist, Erklärungen über Teilnahme der Schüler 
am Religionsunterricht und über seine Erteilung durch die Lehrer 
nur zu Beginn eines Schulhalbjahres abzugeben. Im übrigen will 
das Ministerium vorbehaltlich der endgültigen Entschließung bis 
auf weiteres geschehen lassen, daß Abmeldungen, die unter 
Berufung auf Art. 135 der Reichsverfassung auch während des 
Schulhalbjahres abgegeben werden, nicht entgegengetreten wird. 
Bestrafungen wegen Fernbleibens vom Religionsunterricht haben 
in diesen Fällen bis auf weiteres zu unterbleiben. 

Vorstehender Erlaß des Volksbildungsministeriums wird hier- 
mit bekanntgegeben. (Verordnungsblatt des Sächs. Ministeriums 
für Volksbildung, Nr. 2 vom 2. 2. 27. Verordnung 12). 


12. Urteil des preußischen Gerichtshofs zur Entscheidung der 
Kompetenzkonílikte, betr. die Erhóhung der kirchlichen 
Dotationsbetráge seitens des Fiskus auf Grund der Säkulari- 
sation, vom 20. März 1926). 
(Mitgeteilt vom Apostolischen Protonotar Dompropst 
D. Dr. Johannes Linneborn in Paderborn.) 


Im Namen des Volkes! 


Auf den von der Regierung zu Liegnitz erhobenen Kompetenz- 
konflikt in der bei dem Landgericht zu Liegnitz anhängigen 
. ProzeBsache 
der katholischen Kirchengemeinde Härpersdorf, 

Kreis Goldberg i. Schles., vertreten‘ durch den 
Kirchenvorstand, ` Klägerin 
Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Justizrat Reisner 
und Giese in Liegnitz, SS 

wider 

den Preufisch. Staat, vertreten durch die Regierung 

in Liegnitz, Beklagten, 
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Wentzel in Liegnitz, 


1) Vgl. das Urteil desselben Gerichtshofes vom 20. Oktober 1923, in 
diesem Archiv 105, 265. 
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betreffend: 
Erhöhung der Dotationsbeträge 


hat: der Gerichtshof zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte in 
seiner Sitzung vom 20. März 1926, an welcher teilgenommen haben: 
der Staatssekretär, Wikl. Geheime Oberjustizrat Fritze als Vor- 
sitzender; 

der Min. Dirigent, Geh. Oberregierungsrat Dr. Stólzel, 
der Senatsprásident Ehm, 

der Senatsprásident Dr. Koenig, als 
der Kammergerichtsrat, Geh. Just. Rat Thusius, | Mitglieder 


der Kammergerichtsrat, Geh. Just. Rat Volz, 

der Min. Rat, Geh. Regierungsrat Dr. Gohlke, 

für Recht erkannt: 

daß der Rechtsweg in dieser Sache für unzulässig und der 
erhobene Kompetenzkonflikt daher für begründet zu erachten. 


Von Rechts Wegen. 


Gründe. 

Die Klägerin verlangt mit der Ende Oktober 1923 bei dem 
Landgericht zu Liegnitz erhobenen Klage Erhóhung. der vom 
Staat bis dahin gezahlten Dotationsbeträge für den Pfarrer, den 
Kantor und zu den Kultuskosten. Sie hat zuletzt den Antrag 
angektündigt: 

den Beklagten zu verurteilen, die an die Klágerin zu zahlenden 

Dotationsbeitráge den jetzigen Verhältnissen entsprechend zu 

erhöhen, zum mindesten in der Art, daß jährlich gezahlt 

werde: . x. X re X^ Week uen 

für den Pfarrgeistlichen . . . . . . . 3.600 Reichsmark 
Sie behauptet, die katholische Kirche in Harpersdorf sei im Jahre 
1732 als Missionsstation vom Jesuitenorden gegründet, als Kuratie 
von dem Jesuitenkolleg in Liegnitz unterhalten und erst vor etwa 
30 Jahren in eine selbständige Pfarre umgewandelt worden. Der 
Orden sei Patron und Kollator sämtlicher von ihm errichteten 
Kirchen gewesen und habe von sich aus. die Missionare für 
Harpersdorf bestellt, auch die sämtlichen Kultuskosten getragen. 
Nach der Aufhebung des Jesuitenordens durch Papst Klemens XIV. 
im Jahre 1773 habe König Friedrich lI. durch eine Instruktion 
vom 26. August 1776 die vormaligen Ordensmitglieder unter dem 
Namen »Priester des Königl. Schulinstituts« vereinigt, das Ordens- 
vermögen dem Schulinstitut überlassen und die Verwaltung: und 
Verfügung über die Ordensgüter durch Instruktion vom 19. Mai 1776 
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der Generalschuladministration unter Aufsicht der Breslauer Kriegs- 
und Domänenkammer übertragen. Durch das »Neue Schul- 
reglement für die Universität Breslau und die damit verbundenen 
Gymnasia vom 26. Juli 1800« sei das Schulinstitut aufgelöst und 
das Vermögen des Ordens endgültig in den Besitz des Staates 
übergegangen, der es dem rómisch-katholischen Schulfonds ein- 
verleibt habe. Der Staat habe außer der Instandhaltung der 
Gebäude die Dotationszuschüsse weitergezahlt und zwar aus der 
Regierungsinstitutenkasse in Breslau 156 Taler 20 Silbergroschen, 
aus dem Provinzial-Geistlichen- und Schultonds der Regierung 
in Liegnitz 58 Taler 25 Silbergroschen. König Friedrich Wilhelm IV. 
habe durch Kabinettsordre vom 23. Juni 1855 eine Erhöhung 
um 110 Taler bewilligt, so daß insgesamt 976,51 Mk. gezahlt 
worden seien, bis diese Summe in der Inflationszeit auf ein Nichts 
zusammengeschmolzen sei. Das Königl. Schulinstitut, in das die 
Schlesischen Jesuiten überführt worden seien, sei eine privilegierte 
geistliche Korporation gewesen. Mit der Einziehung seines Ver- 
mögens seien nach dem Erlaß vom 6. Juli 1777 sämtliche jura 
und obligationes (Patronatsrecht, Bau- und Unterhaltslast) auf 
den Staat sowohl nach gemeinem wie nach preußischem Landrecht 
übergegangen. Dessen sei sich der Staat auch bewußt gewesen. 
Er habe durch Fortsetzung der Dotationsbeiträge seine Verpflichtung 
hierzu anerkannt. 

In dem Promemoria der Etatsminister von Carmer und Graf 
Hoyn an den Weihbischof von Breslau vom 2. Juli 1777 werde 
angeordnet, daß die Seelsorge, die vordem der Jesuitenorden 
ausgeübt habe, beibehalten und der Parochus aus dem Vermögen 
der Jesuiten anständig saläriert werde. Ebenfalls werde in einem 
Ministerialerlaß vom 18. Januar 1833 dem Provinzialschulkollegium 
in Breslau die Weiterzahlung des Dotationszuschusses von 156 Talern, 
20 Silbergroschen an die Kuratie Harpersdorf mit der Begründung 
aufgegeben, daß die Kuratie des Zuschusses zu ihrem Fortbestehen 
nicht entbehren kónne und daf nach ihrer Ertstehung die Sorge 
für den Unterhalt dem Jesuitenorden obliege. Die bis zur In- 
flation gezahlten Zuschüsse seien unzureichend, die aus dem 
Vermögen der Jesuiten in Liegnitz dem Staate zugeflossenen 
Vermögensobjekte derartig umfangreich, daß die Einkünfte die 
Bedürfnisse für die Dotation der Klägerin weit überstiegen. Zum 
mindesten sei der Staat zur Aufwertung der bisherigen Dotation 
verpflichtet. Ein Ministerialerlaß vom 19. Mai 1924 stelle auch 
eine solche bis zur Hälfte des Friedensbetrages in Aussicht, 
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schließe aber diejenigen Pfarreien aus, in denen der Pfarrer Bei- 
hilfen nach dem Pfarrdotationsgesetze erhalte. Das genüge aber 
nicht, weil für die Lebensfähipkeit der Stelle auch ein Stellen- 
einkommen vorhanden sein müsse. Rechtlich will die Klägerin 
ihren Anspruch auf das Sákularisationsedikt vom 30. Oktober 1810, 
die Preußische Kabinetsordre vom 25. September 1834, auf S 201 
II, 6 Allg. Landrechts, Observanz und unvordenkliche Verjährung 
und das in dem MinisterialerlaB vom 18. Januar 1833 enhaltende 
Anerkenntnis stützen. | 

Der Beklagte hält den Rechtsweg unzulässig. Er führt aus, 
die Kabinettsordre vom 25. September 1834 komme für Schlesien 
nicht in Betracht, weil sie nur in Ausführung des Reichsdeputations- 
hauptschlusses vom 25. Februar 1803 ergangen sei und dieser 
nur für diejenigen Länder gelte, die die Landesherren vom Reiche 
zu Lehen gehabt hätten, nicht für diejenigen, die die Landes- 
herren anderweit erworben hätten. Der König von Preußen habe 
aber Schlesien nicht als Reichslehen, sondern durch den Hubertus- 
burger Frieden erworben. Die Kabinettsordre sei auch nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs zur Entscheidung der Kompe- 
tenzkonflikte als eine Verwaltungsinstruktion, nicht als ein Gesetz 
anzusehen, auf das Ansprüche an den Staat gestellt werden 
könnten. In Schlesien gelte nur das Edikt vom 30. Oktober 1810 
über die Einziehung der sämtlichen Güter in der Monarchie, das 
nicht auf Grund des Reichsdeputationshauptschlusses, sondern 
nach Auflösung des Reichs aus eigener landesherrlicher Gewalt 
ergangen sei. Die der Klägerin auf Grund dieses Ediktes ge- 
währte Dotation sei eine Zuwendung, die ihr von Staatshoheits- 
wegen gewährt worden sei. Jn einem Erlaß der Regierung in 
Breslau vom 5. Juli 1824 werde gemäß einem Beschlusse des 
Staatsministeriums die Dotation, wie sie bis dahin festgestellt sei, 
für geschlossen erklärt, »so daß der hiernach ermittelte« und bei 
der Provinzial-Geistlichen- und Schulkasse etatsmäßige »Zuschuß 
fur immer feststeht und sonach weder dessen Verminderung noch 
dessen Erhöhung künftig stattfinden soll.« Mit der Aufhebung 
des Schulinstituts durch das Schulreglement voin 26. Juli 1800 
sei das gesamte Vermógen des Ordens auf den Schlesischen ka- 
tholischen Hauptschulenfonds übergangen, wie aus der in der 
Beilage des Anlagebandes 11 Nr. 21 des Staatshaushalts 1901 
des Ministeriums der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
angelegenheiten abgedruckten Entstehungsgeschichte dieses Fonds 
nachgewiesen sei. In dem dort nachgewiesenen Ausgabebetrage 
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von 5540,30 Mark Kapitel 116 Titel 1 (jetzt Kapitel 123 Titel 1) 
erscheine auch die Dotation für die Kuratie Harpersdori von 
976,51 Mark, die alljährlich gezahlt sei. Mit der Neuregelung 
des Schulinstituts im Jahre 1800 habe die Gesamtheit der an 
diesem angestellten Mitglieder des Jesuitenordens als privilegierte 
geistliche Korporation zu bestehen aufgehört, und es sei in Aus- 
führung der vom König getroffenen Anordnungen durch die Re- 
gierung in Breslau die Kuratiegemeinde Harpersdorf eine privi- 
legierte Korporation geworden. Bis zum Erlaß der preußischen 
Verfassung von 1850 habe die Verwaltung aller externen An- 
gelegenheiten der katholischen Kirche in der Hand des Staates 
als Ausfluß der Landeshoheit gelegen. Die Errichtung, Ver- 
änderung und Aufhebung kirchlicher Einrichtungen sei Sache 
des Staates gewesen und es habe in dem verwaltungsmäßigen 
Ermessen der Staatsbehörden gelegen, welche Einrichtungen für 
die Seelsorge nach den Vorschriften des Allgemeinen Landrechts 
zu treffen seien. So sei auch die Kuratie Harpersdorf als privi- 
legierte Korporation des öffentlichen Rechts durch einen Akt der 
Landeshoheit geschaffen nnd hätte nach den Grundsätzen des 
Allgemeinen Landrechts, soweit das eigene Vermögen, wozu 
neben den Einnahmen aus Gebühren und dergleichen auch die 
vom Staate als Dotation ausgesetzten Leistungen gehörten, nicht 
hinreichte, für die durch die Seelsorge entstehenden Aufwendungen 
selbst sorgen müssen. Die Klägerin habe bisher keinen Rechts- 
titel angeführt, auf Grund dessen sie die geforderten Mehr- 
leistungen verlangen könne. So lange das nicht geschehe, sei 
der Rechtsweg unzulässig, da das Verhältnis des Staates zur 
Kirche und deren einzelnen Gliedern ein öffentlich - rechtliches 
sei. Das Gleiche gelte auch von der von der Klägerin geforderten 
Aufwertung der bisherigen Staatsleistungen. Wie weit es möglich 
sei, die hierauf gerichteten Anträge der Gemeinde zu erfüllen, 
hänge nicht vom Fiskus ab, sei vielmehr ein Akt der Staatshoheit, 
zu der die Staatsregierung der verfassungsmäßigen Zustimmung 
des Landtages bedürfe. Der Klägerin kämen auch die durch 
das Pfarrbesoldungsgesetz zur Verfügung gestellten Mittel zugute. 
Die Erhöhung der Dotation durch König Friedrich Wilhelm IV. 
sei eine freiwillige und wie die Leistung der Dotation selbst 
ohne Rechtsgrund geschehen. 

Die Klägerin erachtet den Rechtsweg für zulässig, weil es 
sich um vermögensrechtliche Ansprüche handle, die weder durch 
Reichs- noch durch Landesgesetz der Zuständigkeit von Ver- 
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waltungsgerichten unterworfen seien, und führt im übrigen aus, 
die Kabinetisordre vom 25. September 1834 gelte in ganz Preußen 
mit Ausnahme des linken Rheinufers. Ihr Gesetzescharakter sei 
vom Reichsgericht in ständiger Judikatur anerkannt. An der 
Tatsache, daß das Vermögen der Jesuiten säkularisiert worden 
sei, werde dadurch nichts geändert, daß damals der Orden auf- 
gehoben gewesen sei. Durch das Pfarrbesoldungsgesetz erübrige 
sich die Dotation nicht, da es sich nicht bloß um die Besoldung 
des Pfarrers handle, im Falle der Vakanz vielmehr auch der 
Administrator, im übrigen auch der Küster aus dem Stellenver- 
mögen zu besolden und die Kultuskosten zu decken seien. Das 
Pfarrbesoldungsgesetz stelle auch Besoldungsbeihilfen nur vorschuß- 
weise zur Verfügung und schreibe deren Rückerstattung durch 
dieKirchengemeinden im, Unvermögensfalle durch dieDiözesen vor. 

Der Regierungspräsident in Liegnitz hat auf Grund eines 
Plenarbeschlusses der Regierung vom 4. Mai 1924 den Kompetenz- 
konflikt erhoben. In der Begründung dieses Beschlusses wird 
zunächst die Vorgeschichte der Klage wiederholt und zu den 
einzelnen Klagegründen ausgeführt, die Kabinettsordre vom 25. 
September 1834 komme schon deswegen nicht in Betracht, weil 
die Säkularisation des Jesuitenordens zur Zeit des Reichsdepu- 
tationshauptschlusses bereits beendet gewesen sei und der Reichs- 
deputationshauptschluß in Schlesien keine Geltung erlangt habe. 
Auch das Edikt vom 30. Oktober 1810 komme nicht in Frage, 
weil die Säkularisation bereits beendet gewesen sei,. stelle auch 
keine Rechtsquelle für privatrechtliche Ansprüche dar, da die auf 
Grund des $ 4 gewährten Dotationen von Staatshoheitswegen 
gewährt worden seien und nach freiem Ermessen zu bestimmen 
gewesen seien. Die Behauptung, daß der Staat infolge Einziehung 
des Jesuitenvermógens als dessen Rechtsnachfolger auf Grund 
der S 201 II 6 Allg. Landr. zum Unterhalt der Klägerin ver- 
pflichtet sei, weil die Jesuiten ihre Ordensniederlassung erhalten 
hätten, genüge nicht, um eine privatrechtliche Verpflichtung zu 
konstruieren. Es sei nicht ersichtlich, daß der Orden sich zum 
Unterhalt aus anderen als auf kirchliche Verwaltungsakte zurück- 
zuführenden Gründen verbunden gefühlt habe. Wenn er den 
religiösen Bedürfnissen dieses Bezirkes unter. Aufwendung von 
Kosten gerecht geworden sei, so habe er nur einer auf rein 
kirchlichem Gebiet liegenden Verbindlichkeit Genüge getan. Die 
Klägerin hätte angeben müssen, welcher Rechtspersönlichkeit 
gegenüber der Orden, eine Verpflichtung privatrechtlich über- 
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nommen habe. Auch für den Nachweis einer Observanz und 
der unvordenklichen Verjährung genüge nicht der bloße Hinweis 
auf Leistung seit Menschengedenken. Für Rechtsbeziehungen, 
die sich wie im vorliegenden Falle ebenso auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts entwickelt haben könnten, bedürfe es der 
Angabe von Tatsachen, aus denen auf eine aus dem bürgerlichen 
Rechte abzuleitende Verbindlichkeit geschlossen werden könne. 
Solche Tatsachen könne die Klägerin nicht angeben, weil bis 1850 
die Verwaltung der externen Angelegenheiten der katholischen 
Kirche in der Hand des Staates als Ausfluß der Landeshoheit 
gelegen habe, der nicht aus einer privatrechtlichen Verpflichtung, 
sondern aus Gründen des allgemeinen Staatswohls für angemessene 
Ausübung des Gottesdienstes in der katholischen Kirche Sorge 
zu tragen gehabt habe. Ein Anerkenntnis im zivilrechtlichen 
Sinne sei in dem Ministerialerlaß vom 18. Januar 1833 und in 
der Bewilligung eines Dotationszuschusses durch die Kabinetts- 
ordre vom 23. Juni 1855 nicht zu finden. Auch für die Frage, 
ob für einen Aufwertungsanspruch der Rechtsweg gegeben sei, 
könne nur die Rechtsnatur der aufzuwertenden Leistung ent- 
scheidend sein. 

In der Gegenerklärung auf diesen Plenarbeschluß der Re- 
gierung macht die Klägerin geltend, daß die Missionsstation in 
Harpersdorf von Anfang an eine Pfarrei gewesen sei, zu deren 
Errichtung die Zustimmung des Bischofs genüge. Im übrigen 
führt sie aus, es sei gleichgültig, ob die Säkularisation des Kloster- 
vermögens schon vor oder erst nach dem Reichsdeputationshaupt- 
schluß erfolgt sei. Das Jesuitenkloster habe die Pfarrei Harpersdorf 
gegründet und sich damit zur Leistung des Pfarrdienstes und Auf- 
bringung der Kultuskosten verpflichtet. Seitdem ruhe diese Ver- 
pflichtung als Reallast auf dem gesamten Klostervermögen, die 
seit Einziehung des ganzen Ordensvermögens durch das Schul- 
reglement von 1800 zum Schulfonds auf das gesamte Vermögen 
des Schulfonds übergegangen sei. Auf die Säkularisation oder 
unvordenkliche Verjährung gestützte Ansprüche seien in Judikatur 
und Wissenschaft bis in die neueste Zeit als dem Privatrecht 
angehörig anerkannt worden. Im Jahre 1834 habe die Regierung 
in Arnsberg in Sachen der Kirchengemeinde Grafschaft gegen 
den Fiskus den Kompetenzkonflikt erhoben, sei aber von dem 
damaligen Justizminister zurückgewiesen worden. In Sachen 
Velmede c/a Fiskus habe der Letztere die Revision gegen das 
Urteil des Oberlandesgerichts zu Hamm vom 5, Juli 1924, durch 
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das der Rechtsweg für zulässig erklärt worden sei, zurückgezogen. 
Ebenso habe der Gerichtshof zur Entscheidung der Kompetenz- 
konflikte durch Urteil vom 28. März 1925 in Sachen Geseke c/a 
Fiskus den Rechtsweg auf Grund der Säkularisation und un- 
vordenklichen Verjährung für zulässig erklärt. Die Kabinettsordre 
von 1834 bestätige nur die aus der Säkularisation herrührenden 
Verpflichtungen des preußischen Staats gegenüber den Kirchen- 
gemeinden, die einem säkularisierten Kloster inkorporiert und. 
von ihm seelsorgerisch betreut worden seien. Dies werde außerdem 
bestätigt durch den Reichsdeputationshauptschluß von 1803, das. 
Säkularisationsedikt von 1810, das gemeine Recht, das preußische 
Landrecht und im vorliegenden Falle durch den Ministerialerlaß 
vom 18. Januar 1833. Die Klägerin beantragt, den Rechtsweg 
für zulässig zu erklären. 

Das Landgericht in Liegnitz und das Oberlandesgericht in 
Breslau haben sich gutachtlich geäußert. 

Der Rechtsweg ist nach der vom Gerichtshofe zur Ent- 
scheidung der Kompetenzkonflikte seit den beiden Urteilen vom 
12. Mai 1923 ständig befolgten Praxis, von der abzugehen kein 
Anlaß vorliegt, unzulässig und der Kompetenzkonflikt daher 
begründet. 

Die Klägerin verlangt die Erhöhung der bis zur Inflation 
gezahlten Dotationsbeiträge und gleichzeitig die Aufwertung der 
bisher gezahlten und begründet diesen Anspruch damit, daß sie 
eine Gründung des Jesuitenordens und von diesem unterhalten 
sei und daß mit der Säkularisation des Ordensvermögens durch 
das Schulreglement von 1800 diese Unterhaltspflicht auf den 
säkularisierenden Staat übergegangen sei. Im einzelnen stützt 
sie sich auf den Reichsdeputationshauptschluß, das Säkularisations- 
edikt vom 30. Oktober 1810, die Kabinetsordre König Friedrich 
Wilhelm Ill. vom 25. September 1834, Observanz und unvor- 
denkliche Verjährung sowie ein Anerkenntnis in dem Ministerial- 
erla vom 18. Januar 1833, hat auch in der mündlichen Ver- 
handlung noch Bestimmungen des kanonischen Rechts heran- 
gezogen. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob der Reichsdeputations- 
‘hauptschlu8 vom 25. Februar 1803 und die Kabinettsordre vom 
25. September 1834 für Schlesien überhaupt Geltung haben. Für 
die Frage der Zulässigkeit des Rechtsweges kommt nur in Betracht, 
ob beide Bestimmungen enthalten, auf die ein zivilrechtlicher 
Anspruch auf die von der Klägerin beanspruchten Leistungen 


- 
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des Staates gestützt werden kann. Der Gerichtshof hat in seinen 
beiden Urteilen vom 12. Mai 1923 bereits eingehend ausgeführt, 
daß durch $ 35 des Reichsdeputationshauptschlusses Leistungs . 
verpflichtungen nicht begründet werden, vielmehr den Landes- 

herren nur eine öÖffentlich-rechtliche Fürsorgepilicht durch den . 
Vorbehalt der festen und bleibenden Ausstattung der Domkirchen, 
welche beibehalten wurden, und der Pensionen für die aufgehobene | 
Geistlichkeit auferlegt wurde. Den Gesetzescharakter der Kabinetts- 
ordre vom 25. September 1834 hat. der Gerichtshof seit dem ` 
12. Mai 1923 ständig verneint. 

Das Edikt vom 30. Oktober 1810 über die Einziehung der - 
sämtlichen geistlichen Güter der Monarchie (Gesetz-Sammig. S. 32) 
sagt in $ 4 auch nur: 

Wir werden für hinreichende Belohnung der obersten geist- - 
lichen Behórden und mit dem Rate derselben für reichliche 
Dotierung der Pfarreien, Schulen, milden Stiftungen und selbst 
derjenigen Klóster sorgen, welche sich mit der Erziehung 
der Jugend und Krankenpflege beschäftigen und welche 
durch obige Vorschriften entweder an ihren bisherigen Ein- 
nahmen leiden oder deren durchaus neue Fundierung nötig 
erscheinen dürfte. 

Durch dieses Edikt trat, soweit eine privatrechtliche durch 
das Recht eines Anderen bedingte Verpflichtung nicht bestand, 
vielmehr eine etwa vorhanden gewesene Obliegenheit nur durch 
den Zweck und das Statut des Stiftes geboten war, eine Änderung 
ein, indem der Staat das Vermögen der Klöster, Dom- und anderer 
Stifter, Balleyen und Kommenden einzog und sich dabei vorbehielt, 
für die Dotierung der Pfarreien, Schulen, milden Stiftungen usw. 
Sorge zu tragen. Der Staat hatte sonach ohne Zulassung einer 
Klage nach freiem Ermessen zu bestimmen, ob und inwieweit 
er Mittel hierfür bewilligen wollte (Urteil des Reichsgericht vom 
24. April 1893 in Sachen Domgemeinde in Camin cja Fiskus). 

Lediglich aus der Tatsache, daß der Staat das Jesuiten- 
vermögen eingezogen hat und dadurch insoweit Rechtsnachfolger 
des Jesuitenvermögens geworden ist, läßt sich eine privatrechtliche 
Unterhaltungspflicht für die Gemeinde Harpersdorf nicht herleiten. 
Nach S 201 II 6 des Allg. Landrechts tritt allerdings der Staat 
gegen diejenigen, welche Forderungen an die erloschene Gesell- 
schaft haben, an deren Stelle. Damit ist aber .noch nichts für die 
Zulässigkeit des Rechtswegs für den hier geltend gemachten 
Anspruch der Klägerin gewonnen, da damit noch nichts über die 
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hierfür entscheidende rechtliche Natur der angeblich auf den Staat 
 übergegangenen Verpflichtung dargetan ist. Es ist nichts dafür 
angeführt, daß der Orden sich zum Unterhalte der Gemeinde aus 
anderen als auf irgend welche kirchlichen Verwaltungsakte zurück- 
zuführenden Gründen verbunden gefühlt hat. Aus dem, was die 
Klägerin vorträgt, ist nur zu entnehmen, daß der Orden, wenn 
er für die religiösen Bedürfnisse der Gemeinde sorgte, sich hierzu 
aus kirchlichen Gründen veranlaßt sah. Damit war also keine 
privatrechtliche Verbindlichkeit des Ordens begründet, die im 
Wege der Klage hätte erzwungen werden können. Eine Darlegung ` 
in dieser für die Zulassung des Rechtswegs vor den ordentlichen 
Gerichten wesentlichen Richtung ist vielmehr aus dem für die 
Entscheidung allein maßgebenden Vorbringen der Klägerin im 
Prozeß nicht zu erkennen. Die Gesamtrechtsnachfolge ändert 
an dem privatrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Charakter des 
geltend gemachten Anspruchs nichts. In der Entgegnung auf- 
die Begründung des Plenarbeschlusses der Regierung führt die 
Klägerin aus, das Jesuitenkloster habe die Pfarrei Harpersdorf 
gegründet und sich damit zur Leistung der Pfarrdienste und Auf- 
bringung der Kultuskosten verpflichtet; wenn auch der Errich- 
tungsakt einer Seelsorgestation óffentlich-rechtlicher Natur sei, so 
gehöre mangels eines Stiftungskapitals, die Verpflichtung, jährlich 
fortlaufend Seelsorger und Küster zu alimentieren und die säch- 
lichen Ausgaben zu bestreiten, ausschließlich dem Zivilrecht an, 
wie das in can. 1544—1551 des Codex iuris canonici ausge- 
sprochen sei. Nach dem maßgebenden Vortrage der Klägerin 
im Proze soll aber die Kuratie Harpersdorf lediglich eine Missions- 
station der Jesuiten gewesen sein, die selbstverständlich jederzeit 
vom Orden wieder eingezogen werden konnte. Mit der Berufung 
auf den Codex iuris canonici verwechselt die Klägerin Stiftung 
und Errichtungsakt. Die Stiftung ist die Bildung eines Zweck- 
vermögens für fromme oder gemeinnützige Zwecke und ist privat- 
rechtlicher Natur. Der Errichtungsakt ist 6ffentlich-rechtlicher 
Natur und hat privatrechtliche Verpflichtungen nur zur Folge, wenn 
er mit einer Stiftung verbunden ist. Das hat die Klägerin im 
Prozeß nicht behauptet, in ihren späteren Ausführungen hat sie 
vielmehr zugegeben, daß ein Stiftungskapital nicht vorhanden 
gewesen sei. 

Wenn die Klägerin die angebliche Verpflichtung des Fiskus 
als eine Reallast auf dem gesamten Klostervermögen und nach 
dem Erlaß des Schulreglements von 1800 als eine solche auf 
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dem ganzen auf den Staat übergegangenen Vermógen des Jesuiten- 
ordens bezeichnet, so ist nicht verständlich, was sie damit meint, 
da eine Reallast auf einem Vermógen weder dem gemeinen noch 
dem preufischen Rechte bekannt ist. 


Wenn Observanz oder unvordenkliche Verjährung geltend 
gemacht und daraus die Zulässigkeit des Rechtswegs hergeleitet 
wird, so genügt nicht die Behauptung, daß die beanspruchten 
Leistungen seit Menschengedenken gewährt worden sind. Bei 
Rechtsbeziehungen, die sich wie im vorliegenden Falle sowohl 
auf dem Gebiete des öffentlichen wie auf dem Gebiete des Privat- 
rechts entwickelt haben kónnen, sind Tatsachen anzugeben, aus 
denen zu wenigstens der Schluß gezogen werden kann, daß die 
Leistung auf eine aus privatrechtlichen Beziehungen abzuleitende 
Verbindlichkeit zurückzuführen und daß die Leistung in dem 
Bewuftsein des Bestehens eines dem privatrechtlichen Gebiete 
angehórenden Rechts erfolgt ist (Urteil des Gerichtshofes vom 
29. Mai 1924). Es muß zugegeben werden, daß das unter Um- 
stánden schwer móglich sein wird, da eben bei unvordenklicher 
Verjáhrung vielfach nicht bekannt ist, woher diese Übung stammt. 
Im vorliegenden Falle kommt dieses Bedenken aber nicht in Frage, 
weil die Entstehung der Leistungen bekannt ist und von der 
Klägerin selbst vorgetragen wird, daß der Jesuitenorden in Harpeıs- 
dorf eine Missionsstation gegründet und unterhalten hat. Das 
- ist aber kein auf dem Gebiete des Privatrechts, sondern ein auf 
dem Gebiete des Kirchenrechts liegender Titel, das jetzt allgemein 
als öffentliches Recht anerkannt wird. Die Behauptung der 
Klágerin, der Gerichtshof zur Entscheidung der Kompetenzkon- 
flikte habe in seinem Urteil vom 28. März 1925 in Sachen der 
Kirchengemeinde Geseke c/a Fiskus (Pr. L. 2875) eine andere 
Rechtsauffassung vertreten und schlechthin auf Grund der Säkulari- 
sation und unvordenklichen Verjährung den Rechtsweg für zulässig 
erklárt, ist unrichtig. In dem dort zur Entscheidung gelangten 
Falle war behauptet, daß das Kloster auf Grund einer Stiftung, 
also auf Grund eines privatrechtlichen Titels, zur Leistung der 
Pfarrdienste verpflichtet gewesen sei. Deshalb wurde dort der 
Rechtsweg insoweit zugelassen. | 


Ein Anerkenntnis erblickt die Klägerin in dem Ministerial- 
erlaß vom 18. Januar 1833, in dem gebilligt wird, daß das Provin- 
zialschulkollegium nach dem Tode des bisherigen Kuraten Rachner 
die Zahlung von 156 Talern 10 Silbergroschen aus dem katho- 
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lischen Hauptschulfonds auf 50 Taler ermäßigt hat und dann 
. fortgefahren wird: 

»Da indessen die Kuratie in Harpersdorf des bisherigen 

. vollen Zuschusses von 156 Rthlr. 20 Sgr. zu ihrem Fort- 

bestehen nicht entbehren kann, auch nach ihrer Entstehung 

die Sorge für deren Unterhaltung dem Jesuitenorden gewisser- 
maßen obliegt, so will das Ministerium hiermit nachgeben, 
daß auch die von dem p. Rachner aus dem schlesischen 
katholischen Hauptfonds als Pension bezogenen 106 Rthlr. 

20 Sgr. nach dem Tode des p. Rachner, wodurch dessen 

Privatansprüche erloschen sind, der von ihm versehenen 

Kuratie in Harpersdorf fernerhin zuteil werden.« 

Es handelt sich hier also um eine freiwillige Zuwendung, 
für die eine rechtliche Verpflichtung nach dem Eingang des 
Erlasses abgelehnt wird. Der Erlaß enthält nur eine Motivierung 
für die Zuwendung, aber kein Anerkenntnis; lediglich die Be- 
hauptung, daß ein Anerkenntnis vorliege, kann die Zulässigkeit 
des Rechtswegs nicht begründen, wenn wie im vorliegenden 
Falle offenkundig ist, daß diese Behauptung lediglich auf einen 
tatsächlichen Vorgang gestützt wird, bei dem von einem An- 
erkenntnis keine Rede sein kann. 

Der Anspruch auf Aufwertung kann als privatrechtlicher An- 
spruch, für den die Klage vor den ordentlichen Gerichten gegeben 
ist, naturgemäß nur dann in Fr.ge kommen, wenn der aufzu- 
wertende Anspruch selbst dem Privatrechte angehört. 

Entgegen der Rechtsprechung des Gerichtshofes hat in 
Übereinstimmung mit früheren Urteilen des Reichsgerichtes dessen 
4. Zivilsenat in seinem Urteile vom 2. Juli 1925 IV. 377/24) 
(Enisch. in Zivilsachen Bd. 111 S. 211 ff.) den Rechtsweg für 
Ansprüche der Kirchengemeinden auf Grund der Säkularisation 
zu zulässig erachtet. Das Reichsgericht geht dabei im Anschluß 
an $13 des Gerichtsverfassungsgesetzes zutreffend davon aus, daß 
dieses keine Bestimmung des Begriffs der bürgerlichen Rechts- 
streitigkeit enthält, meint aber, daß das Gerichtsverfassungsgesetz 
diesen Begriff als einen feststehenden ansehe. Was nach der im 
Jahre 1879 zur Zeit des Erlasses des Gerichtsverfassungsgesetzes 
bestehenden Rechtsauffassung als bürgerliche Rechtsstreitigkeit 
galt und deshalb von den ordentlichen Gerichten entschieden 
wurde, solle auch fernerhin vor die ordentlichen Gerichte gehören. 
Der Begriff decke deshalb nicht nur Streitigkeiten aus einem 
Privatrechtsverhältnis, schließe vielmehr auch solche Ansprüche, 
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welche nach heutiger Auffassung auf öffentlichen Rechte beruhen, 
nicht schlechthin aus. Das geht nach der Auffassung des er- 
kennenden Gerichtshofes zu weit. Richtig ist, daß die Abgrenzung 
des Begriffs »bürgerliche Rechtsstreitigkeit« im Sinne des $ 13 
Gerichtsverfassungsgesetzes nicht dort reichsgeseizlich festgelegt, 
sondern der Landesgesetzgebung und der Rechtsprechung über- 
lassen ist, daß also vor die ordentlichen Gerichte auch solche 
Rechtsstreitigkeiten óffentlich-rechtlicher Natur gehóren, für die 
durch Landesgesetz der Rechtsweg eröffnet ist, wie zum Beispiel |. 
durch S 577 II, 11 Allg. Landr. für Streitigkeiten »über die Zu- 
stándigkeit des Patronatsrechts«, durch $ 709 II, 11 Allg. Landr. 
bis zum Erlaß der neuesten Kirchengesetze über die kirchliche 
Baulast, die in dem Preußischen Gesetze betreffend die Erweiterung 
des Rechtswegs vom 24. Mai 1861 aufgeführten Ansprüche. Da- 
gegen kann nicht anerkannt werden, daß andere Rechtsansprüche, 
die man 1879 noch als bürgerlich-rechtliche ansah, lediglich um 
dieser Tatsachen willen auch fernerhin als bürgerlich-rechtliche 
vor die ordentlichen Gerichte gehóren, selbst wenn sie nach 
heutiger Rechtsauffassung als dem Öffentlichen Rechte zugehörig 
gelten müssen. Davon steht in $ 13 GVG. nichts. Wenn das 
Gesetz sich über den Begriff der bürgerlichen Rechtsstreitigkeit 
nicht ausspricht, so überläßt es damit, so weit nicht landesgesetz- 
liche Bestimmungen eingreifen, der Rechtsprechung, festzustellen, 
was als bürgerliche Rechtsstreitigkeit anzusehen ist. Es kann 
nicht angenommen werden, daß durch den $ 13 GVG. eine da- 
mals etwa vorhandene unrichtige Rechtsauffassnng über diesen 
Begriff für alle Zeiten festgelegt werden sollte. Das hätte nur 
durch einen Akt der Gesetzgebung ausdrücklich bestimmt werden 
kónnen. Ein solcher liegt nicht vor, und es kónnte nur eine 
Lücke der Gesetzgebung als vorliegend angenommen werden, 
wenn das beabsichtigt gewesen wäre. Mit der Erwägung, daß 
es ein unannehmbares Ergebnis sei, daß bisher des Rechtsschutzes 
durch die ordentlichen Gerichte teilhaftigen im Rechte begründeten 
Ansprüchen — ob sie im Rechte begründet sind, ist für die Frage 
der Zulässigkeit des Rechtsweges unerheblich —, insbesondere Aus- 
stattungsansprüchen der Kirchengemeinden gegen den Staat, ohne 
eine Aenderung der Gesetzgebung der Rechtsschutz entzogen 
würde, ist nichts geholfen. Sie kann vielmehr nur zu dem Er- 
gebnis führen, daß solchen Ansprüchen bisher der Rechtsschutz 
durch die ordentlichen Gerichte zu Unrecht gewährt worden ist, 
und muß auch dazu führen, den im wesentlichen. in Überein- 
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- stimmung mit der Judikatur des Reichsgerichtes von Lassar 


»Erstattungsanspruch im Verwaltungs- und Finanzrecht« kon- 
struierten Begriff der »Zivilprozeßsache kraft Überlieferung« ab- 
zulehnen, zumal im Einzelfalle vielfach Unklarheit und Unsicher- 
heit über Grundlage und Grenze der »Überlieferung« bestehen 
würde. Der Gerichtshof hat übrigens niemals Ausstattungsan- 
sprüche der Kirchengemeinden gegen den Staat dem ordentlichen 
Rechtsweg schlechthin entzogen, sondern stets nur den Nach- 
weis verlangt, daß bei derartigen Ansprüchen dargetan wird, daß 
sie auf bürgerlich-rechtlicher Grundlage beruhen, wenn sie im 
ordentlichen Rechtswege verfolgt werden sollen. Dieses Er- 
fordernis ist vom Gerichtshof auch nicht erst neuerdings, sondern 
schon vor 1879 aufgestellt worden, so daß nicht zugegeben werden 
kann, daß derartige Ansprüche allgemein und ohne Rücksicht 
auf ihren Entstehungsgrund damals unbestritten als bürgerlich-recht- 
liche galten. Es genügt in dieser Beziehung z. B. auf die Erörterungen 
in den Gründen des Erkenntnisses vom 11. Februar 1865 (Just. 
Min. Bl. S. 103/4) zu verweisen. 

Das Reichsgericht ist weiter der Ansicht, daß darauf, ob die 
Kabinettsordre vom 25. September 1834 eine Rechtsgrundlage 
für den geltend gemachten Anspruch bietet, erst bei der Prüfung 
der Frage, ob der Anspruch begründet sei, eingegangen zu werden 
. brauche, weil damit kein neuer selbständiger Klagegrund geltend 
gemacht, sondern nur ein Gesetz angeführt werde, das neben 
anderen Rechtsnormen schon für sich allein geeignet sei, den 
Klageanspruch auf Grund der vorgetragenen Tatsachen als gerecht- 
fertigt erscheinen zu lassen. Wenn die anderen Klagegründe den 
im Rechtswege verfolgten Anspruch als einen solchen erscheinen 
lassen, für den der Rechtsweg ausgeschlossen ist, und die Klägerin 
geltend macht, daß ihr durch die Kabinettsordre bestimmte 
bürgerlich-techtliche Ansprüche gesetzlich zugestanden seien, so 
ist die Prüfung, ob die Kabinettsordre als ein zur Rechtsgrundlage 
eines solchen Anspruchs geeignetes Gesetz oder nur als eine 
Verwaltungsinstruktion anzusehen ist, auch für die Frage der 
Zulässigkeit des Rechtswegs nicht zu umgehen. 

In dieser Frage ist das Reichsgericht bei seiner früheren 
Ansicht geblieben. Wesentlich Neues bringt es zu ihrer Begrün- 
dung nicht vor. Der Gerichtshof hat seine abweichende Ansicht 
in den beiden Urteilen vom 12. Mai 1923 (Jur. Wochenschrift 
1924 S. 73) eingehend begründet und vermag auch bei erneuter 
Prüfung hiervon nicht abzugehen. Er kann daraus, daß die 
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Kabinettsordre allgemeine Grundsätze über die Behandlung der 
von den Pfarreien und Kirchengemeinden aus den Klosterauf- 
hebungen abgeleiteten Dotationsansprüche auf breiterer Grundlage, 
aufstellt, als das durch den zur Entscheidung stehenden Fall 
geboten war, nichts für die Beantwortung der Frage, ob die 
Kabinettsordre Gesetzeskraft haben oder nur als Verwaltungs- 
instruktion angesehen werden sollte, entnehmen. Er hat auch 
niemals bestritten, daß der König sich die Anhörung des Staats- 
rates und über die die Publikation von Gesetzen anordnenden. 
Bestimmungen des S 10 Einleitung zum Allg. LR. und der Ver- 
ordnungen vom 27. Oktober 1810, 28. März 1811, 14. Januar 1813 
und 24. Juli 1826 hinwegsetzen konnte. Der Kónig konnte anstelle 
der normalen Verkündigungsiorm eine ganz andere setzen, wenn 
ihm das nach Lage des einzelnen Falls zweckmäßig erschien. 
Dafür, daß das in nicht ganz seltenen Fällen geschehen sei, führt 
das Reichsgericht die Kabinettsordre vom 20. Mai 1832 über das 
Disziplinarverfahren gegen die Hofbeamten, vom 6. Juni 1835 
tiber das Verhältnis der Stadt Berlin zum Charitekrankenhause 
und vom 3. Juni 1838 über die Begrenzung der Haitung der 
suspendierten Beamten für die Kosten der Stellvertretung an und 
will auch die Kabinettsordre vom 25. September 1834 nicht als 
ein allgemeines Gesetz, dessen Publikation notwendig sei, gelten 
lassen, da es sich nur um die Verhältnisse eines beschränkten 
Kreises von Pfarreien und Kirchengemeinden handle, deren früheren 
Versorger von der Säkularisation betroffen worden waren. In den 
anderen als Gesetze angesehenen Erlassen des Königs liegen aber 
die Verhältnisse anders als bei der Kabinettsordre von 1834. In 
der Kabinettsordre vom 20. Mai 1832 beauftragt der König den 
Minister des Königlichen Hauses ausdrücklich, »sämtliche könig- 
liche Hefstaaten hiernach mit Instruktion zu versehen«; in der 
Kabinettsordre vom 6. Juni 1835 überträgt er die Bekanntgabe 
an den Magistrat dem Minister und weist ihn an, das Weitere zu 
verfügen, d. h. auch der Verwaltung der Charité von seiner An- 
ordnung Kenntnis zu geben. Die Kabinettsordre vom 3. Juni 1838 
ist auch alsbald in den Abschnitt »Gesetzgebung« des Hefts 102 
der in Auftrag des Justizministeriums herausgegebenen v. Kamptz’- 
schen Jahrbücher bekannt gegeben worden, sodaß das Obertribunal 
sich mit ihr in seinem Urteile vom 30. Januar 1840 (Entsch. Bd. 
12 S. 145) beschäftigen und schon vorher in dem Veriahren vor 
dem Appellationsgerichte der beteiligte Beamte sich auf sie beruien 
konnte. In diesen Fällen ist also wenigstens eine Bekanntmachung 
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an die Beteiligten erfolgt. Bei der Kabinettsordre vom 25. Sep- 
tember 1834 ist das nicht geschehen, sie ist vielmehr absichtlich 
geheim gehalten worden, indem am Schlusse gesagt wird: »Die 
Anberaumung eines Präklusionstermins für die noch vorhandenen 
rechtlichen Ansprüche ist allerdings nicht ratsam, da solche eine 
Menge unbegründeter Prätensionen zur Folge haben würde.« 
Wenn das Reichsgericht meint, der König habe die Kundmachung 
an die Beteiligten und die damit nach seinem maßgebenden 
Willen »gehörige« Bekanntmachung selbst schon dadurch vor- 
genommen, daß er die Ordre dem Minister der geistlichen Ange- 
legenheiten und dem Finanzminister zugehen ließ, so kann das 
nicht als zutreffend angesehen werden. Die Minister waren nur 
als ausführende Organe des königlichen Willens beteiligt. Die, die 
Rechte daraus herleiten konnten, waren die Pfarreien und Kirchen- 
gemeinden und diesen ist die Kabinettsordre nicht bekannt gegeben 
worden. Ebenso wenig ist sie den Gerichten, denen die Anwendung 
der Gesetzesnormen obgelegen haben würde, oder auch nur dem 
Justizminister zwecks ihrer Verständigung zugänglich gemacht 
worden. Nur in einem Einzelfalle soll nach Otto Fischer im 
Archiv für katholisches Kirchenrecht Bd. 103 S. 37 ff. einmal in 
den 40er Jahren des vorigen Jahrhunderts dem Bischof von 
Paderborn durch den Regierungsprásidenten in Minden die Kabi- 
nettsordre mitgeteilt worden sein. Das ist aber unerheblich, da 
nicht dargetan ist, daß diese nach Jahren erfolgte Mitteilung auf 
dem Willen des — inzwischen verstorbenen — Königs beruhte. 
Entscheidend ist, ob der Kónig hat ein Gesetz erlassen wollen, 
und dafür ist nichts beigebracht. Die Fassung der Kabinettsordre 
spricht dagegen. In der Einleitung geht der König vielmehr 
davon aus, daß bei der Verschiedenheit der Fälle nach Umständen 
und Beweismitteln im einzelnen näher zu beurteilen bleibe, ob 
einem aufgehobenen Stifte oder Kloster wirklich zu Recht beste- ` 
hende Verpflichtungen obgelegen haben oder nicht, hält es aber 
für zulässig und notwendig, mit Hinsicht auf die Bestimmungen 
des Reichsdeputationshauptschlusses allgemeine Grundsätze auf- 
zunehmen, welche bei den Ansprüchen der Pfarrei und Kirchen- 
gemeinden an den Staat »zunächst« im Auge gehalten werden 
könnten. Von der Schaffung einer neuen selbständigen ünd all- 
gemein giltigen Rechtsgrundlage für solche Ansprüche auch in 
Fällen, in denen bisher eine rechtlich verfolgbare Verpflichtung 
des Staates nicht bestanden habe, ist also in der Kabinettsordre 
nicht die Rede. Vielmehr bringt sie zur Genüge zum Ausdruck, 
22* 
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daß die in ihr von dem König den Minister gegebenen Richt- 
linien nur für die Verwaltung bestimmt sind und dab die in dem 
unter seiner Regierung ergangenen Reichsdeputationshauptschluß 
und in dem von ihm selbst erlassenen Edikf vom 30. Oktober 1810 
zugesagte Fürsorge grundsátzlich nach wie vor seinem landes- 
herrlichen Ermessen überlassen bleibt. 

Aus allen diesen Gründen sieht der Gerichtshof sich nicht 
in der Lage, von den in seinen Urteilen vom 12. Mai 1923 
niedergelegten Grundsátzen abzugehen und erachtet deswegen in 
dieser Sache den Rechtsweg für unzulässig. 


Berlin, den 20. März 1926. 


Gerichtshof zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte. 


Pr. L. 2903. L. S. gez. : Fritze. 


Ausgefertigt : 
ez.: Kanzleiangestellter, als Gerichtsschreiber. 


13. Urteil des deutschen Reichsgerichts, betr. die fiskalische 
Kirchenbaulast auf Grund der Sákularisation und des Patronats, 
vom 2. Dezember 1926 ). 


(Mitgeteilt vom Apostolischen Protonotar Dompropst D. Dr. Johannes Linneborn 


in Paderborn). 
Verkündet 
am 2. Dezember 1926. 


gez. Schnacke, ; : | 
Gerichtsschreiber. Im Namen des Reichs! 


In Sachen 


der katholischen Kirchengemeinde zu St. Dorothea in Breslau, 

vertreten durch den Kirchenvorstand, 

Klägerin und Revisionsklägerin, 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Justizrat Dr. Schrömbgens 

in Leipzig aider 
den Preußischen Staat, vertreten durch die Regierung, Abteilung 

für Kirchen- und Schulwesen in Breslau, 

Beklagten und Revisionsbeklagten, 


Prozeßbevollmächtigter: Rechtanwalt Huber in Leipzig, hat das, 


n, IV. Zivilsenat, 


vel das ie des deutschen Reichsgerichts vom 16. Mai 1925, in 
EE n. iv 105, 65 
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auf die mündliche Verhandlung vom 2. Dezember 1926 unter 
Mitwirkung des Präsidenten Dr. Meyer und der Reichgerichtsráte - 
Herb, Seyffarth, Sayn, Dr. Hallamik, für Recht erkannt: | 


Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
IV. Zivilsenats des Oberlandesgerichts zu Breslau vom 
21. Januar 1926 wird zurückgewiesen. 


Die Kosten der Revisionsinstanz werden der 
Revisionsklägerin auferlegt. 


Von Rechts wegen. 


Tatbestand. Im Jahre 1912 und in den folgenden Jahren wurde das 
Dach der Kirche der Klägerin mit einem Kostenaufwande von insgesamt 
64783 Mk. erneuert. Durch Resolute der'Regierung in Bgeslau vom 29. Juli 
1912, 11. März 1913 und 7. März 1914 wurde die Notwendigkeit dieser Arbeiten 
und die Verpflichtung der Klägerin zur Aufbringung der Kosten festgestellt. 
Zur Vermeidung der Pfändung zahlte die Klägerin die gesamten Kosten in 
Teilbeträgen bis zum 28. Februar 1916 an den Beklagten; sie behielt sich aber 
die Rückforderung vor. Mit der vorliegenden Klage hat sie die Rückerstattung 
des Gezahlten sowie allgemein die Feststellung verlangt, daß der Beklagte 
verpflichtet sei, die Kosten der jeweiligen Instandsetzung ihrer Kirche zu 
tragen. Zur Begründung hat sie geltend gemacht: Die Kirche zu St. Dorothea 
sei im Jahre 1707 förmlich dem “ehemaligen, im Jahre 1810 säkularisierten 
Minoritenkloster in Breslau inkorporiert worden, das bis zur Säkularisation 
ständig die Baulast getragen habe, und zwar bereits nach der vor 1810 erfolgten 
Erhebung der Kirche zur Pfarrkirche auf Grund besonderer Verpflichtung: 
Durch die Säkularisation sei der Beklagte als Rechtsnachfolger des aufgehobenen 
Klosters in diese Verpflichtung eingetreten. Mindestens sei die Verpflichtung 
auf ihn infolge ununterbrochener Gewohnheit übergegangen. Er trage zudem 
die Baulast auch als Eigentümer des Kirchengrundstücks und als Patron. Der 
Beklagte hat bestritten, durch die Säkularisation des Minoritenklosters oder 
anläßlich der Säkularisation irgendwelche Verpflichtungen zur Tragung der 
Baulast gegenüber der Kirche der Klägerin übernommen zu haben. Patron 
dieser Kirche zu sein, hat er nicht in Abrede gestellt; er hat aber geltend 
gemacht, daf er als solcher nur bei Unzulánglichkeit des Kirchenvermógens, 
die bei Vornahme der Dachreparatur nicht vorgelegeu habe, auf Tragung von 
Baukosten in Anspruch genommen werden kórne. 


Das Landgericht hat durch Urteil vom 18. Dezember 1922 den Beklagten 
zur Rückzahlung der 64783 Mk. (Papiermark) nebst Zinsen verurteilt und den 
Feststellungsanspruch abgewiesen. Es kommt zur Verurteilung gemäß dem 
Leistungsantrage der Klägerin aus dem Rechtsgrunde des Patronats und auf 
Grund der Feststellung, daß das Kirchenvermógen der Klägerin entgegen der 
Behauptung des Beklagten schon im Jahre 1912 für die in Frage stehenden 
Aufwendungen unzureichend gewesen sei. Den Feststellungsantrag hält es aus 
prozessualen Gründen für unzulässig. Gegen dieses Urteil haben beide 
Parteien Berufung eingelegt. Die Klägerin hat beantragt, unter Abänderung 
des ersten Urteils 
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1. den Beklagten weiter zu verurteilen, an sie einen Betrag entsprechend 
dem durch die Beldentwertung een Schaden nebst Zinsen 
zu zahlen; 

2. festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet sei, die Kosten der 
jeweiligen Instandsetzung von Kirche und Pfarrhaus zu St. Dorothea 
in Breslau zu tragen, und zwar ohne Rücksicht auf den Bestand der 
Kirch- und der Kirchhofskasse. 

Der Beklagte hat beantragt, unter Abänderung des ersten Urteils die 
Klage gänzlich abzuweisen. Das Oberlandesgericht hat durch das Urteil vom 
21. Januar 1926 die Berufung der Klägerin zurückgewiesen und auf die 
Berufung der Beklagten, unter Abänderung des ersten Urteils, die Klage im 
vollen Umfange »wegen Unzulässigkeit des Rechtswegs« abgewiesen. 


Mit der Revision beantragt die Klägerin, das Berufungsurteil aufzuheben 


und nach ihrem Berufungsantrage zu erkennen. Der Beklagte beantragt die 
Zurückweisung der Revision. 

Entscheidungsgründe. Die Entscheidung des Berufungsge- 
richts, daß der Rechtsweg zulässig sei, gründet sich auf den Art.] des 
Staatsgesetzes, betreffend Anordnung kirchlicher Neu- und Re 


paraturbauten in den katholischen Diözesen, vom 24. November 1925 | 


(Pr. G. S. 161), wonach Streitigkeiten der Beteiligten darüber, 
wem von ihnen die óffentlich-rechtliche Verbindlichkeit zum Bau 
oder zur Unterhaltung von Kirchen- und Pfarrgebäuden ganz 
oder teilweise obliegt, der Entscheidung im Verwaltungsstreit- 
verfahren unterliegen. Daß dieses Gesetz, gleich den in dasselbe 


." wörtlich übernommenen Artikeln 17, 18 des Staatsgesetzes, betr. die 


Kirchenverfassungen der evangelischen Landeskirche vom 8. April 
1924 (Pr. Gr. S. 221), sich auch in anhängige Rechtsstreitigkeiten 
über die Patronatsbaulast erstreckt, ist im Urteile vom 2. Dezember 
1926 1V 175/26 im Anschluß an die auf dem Boden des Gesetzes 
vom 8. April 1924 ergangenen Urteile vom 5. Februar 1925 RGZ. 
Bd. 110 S. 160 und 2. Dezember 1926 IV. 148/26 dargelegt. 
Das zu diesen beiden Fragen dort Ausgeführte braucht hier nicht 
wiederholt zu werden. Hier wird die Klage aber nicht, wie in 
dem Falle IV. 175/26, nur auf das Patronat, sondern auch aul 
andere Rechtsgründe gestützt. Mit Bezug auf dieses gilt folgendes: 


Der Senat hat in dem Urteile vom 2. Juli 1925, RGZ: Bd. 
111 S. 211, unter Zusammenfassung der Ergebnisse der eim 
schlágigen Rechtsprechung des Reichsgerichts, den Satz aus 
gesprochen und begründet, daß für rechtliche, wenn auch, 
wenigstens nach heutiger Anschauung, im öffentlichen Rechte 
begründete Ansprüche auf vermögenswerte Leistungen zu kirch- 
lichen Zwecken der ordentliche Rechtsweg zulässig ist, soweit 
nicht besondere landesgesetzliche Vorschriften entgegenstehen, 
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und daß dies insbesondere für Ausstattungsansprüche einer Kirchen- 
. gemeinde gegen den Staat aus Anlaß der Säkularisation eines 

Klosters gilt, das zur kirchlichen Versorgung der Gemeinde ver- 
pflichtet war. Er hat mit diesem Satze solche Ausstattungsan- 
sprüche nicht für privatrechtliche Ansprüche, sondern die sie 
betreffenden Rechtsstreitigkeiten nur für bürgerliche Rechtsstreitig- 
keiten in dem geschichtlich entwickelten Sinne des $ 13 GVG. 
erklärt. In demselben Sinne hat er auch schon in dem Urteile 
vom 15. Mai 1922 (JW. 1922 S. 1579 Nr. 5, 1580) ausgesprochen, 
es handle sich bei solchen Ausstattungsansprüchen um Ansprüche, 
die auf öffentlicher Grundlage (dem Kirchenrecht) beruhen, aber 
nach Art. der privatrechtlichen behandelt würden, insbesondere 
dem Rechtsweg zugänglich seien. Daran ist auch gegenüber 
dem Widerspruche festzuhalten, den der preußische Gerichtshof 
zur Entscheidung von Kompetenzkonflikten neuerdings wieder in 
einem Urteile vom 20. März 1926 (JW. 1926 S. 2496 Nr. 1)') - 
gegen die reichsgerichtliche Auffassung von dem Begriffe .der 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten erhoben hat. Auch von diesem 
Standpunkt kommt es aber, nachdem das Gesetz vom 24. November 
1925 Streitigkeiten der Beteiligten über die öffentlich-rechtliche 
Verbindlichkeit zum Bau oder zur Unterhaltung von Kirchen- und 
Pfarrgebäuden dem ~Verwaltungsstreitverfahren überwiesen hat, 
nur darauf an, ob sich der vorliegende, sowohl im Leistungs- 
wie im Feststellungsantrage lediglich die Baulast, nicht etwa auch . 
die Beitragspflicht zu sonstigen Kultuskosten der Klägerin betref- 
. fende Rechtsstreit als eine Streitigkeit über eine óffentlich-recht- 
liche Verbindlichkeit darstellt. Mafgebend hierfür ist das Klage- 
vorbringen, jedoch nicht, wie es die Klägerin verstanden wissen 
will, sondern wie es nach richterlicher Würdigung aufzufassen ist. 
Mit dem Berufungsgerichte ist die Verpflichtung des ehemaligen 
Minoritenklosters, die Baukosten für die Dorotheenkirche zu tragen, 
als eine Verpflichtung öffentlich-rechtlicher (kirchenrechtlicher) 
Natur und die Säkularisation als ein óffentlich-rechtlicher (staats- 
rechtlicher) Vorgang anzusehen und ferner zu sagen, die Ver- 
pflichtung des Klosters habe auf den Beklagten auch nur als 
öffentlich-rechtliche übergehen können, möge der Übergang aus 
Vorschriften der Säkularisationsgesetzgebung, aus der durch die 
Säkularisation begründeten Übernahme eines Gesamtvermögens 
(S 201 II. 6 Pr. A. L. R), aus Bestimmungen des Separationsrezesses 


1) Abgedruckt oben S. 324. | 
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oder aus ununterbrochener Übung (S 710 II. 11 Pr. A. L. R.) her- 
geleitet werden. Auch die Auffassung des Berufungsgerichts ist 
rechtlich nicht zu beanstanden, daß das privatrechtliche Eigentum 
des Beklagten am Kirchengrundstück nicht als selbständiger (dazu 
auch ganz ungeeigneter) Klagegrund geltend gemacht worden 
sei, sondern daß die Berufung darauf wiederum auf die Behauptung 
herauskomme, daß der Beklagte infolge des Erwerbes des Eigen- 
tums durch die Säkularisation die Verpflichtung, das Gebäude 
weiter zu Kultuszwecken zur Verfügung zu stellen, und damit 
auch die Baulast übernommen habe. Hiernach ist zunächst für 
den Feststellungsanspruch mit den angegebenen Gründen die 
Zulässigkeit des Rechtsweges ohne Rechtsirrtum verneint. 

Der Leistungsanspruch auf Rückerstattung der in den Jahren 
1912—1916 gezahlten Baukostensumme (und zwar nach dem Sinne 
des Berufungsantrags in aufgewertetem Betrage) ist formell auf $ 812 
BGB. gestützt. Das Berufungsgericht führt dazu aus: Sachlich 
drehe sich der Streit auch hier um die Verpflichtung des Beklagten, 
die Baukosten zu tragen; und die von der Klägerin vorgebrachten 
Gründe seien die gleichen wie für ihr Feststellungsbegehren. 
Könne aber über diese öffentlich-rechtliche Grundlage des Anspruchs 
der Prozeßrichter nicht mehr entscheiden, so werde auch durch 
die formelle Einkleidung des Anspruchs in ein zivilrechtliches 
Gewand der Rechtsweg nicht zulässig. Diese Ausführung ent- 
spricht dem in der Rechtssprechung des Reichsgerichts feststehenden 
Satze, daß ein dem Rechtsweg entzogener Anspruch nicht dadurch 
vor die ordentlichen Gerichte gebracht werden kann, daß er in 
der Form einer Forderung aus ungerechtiertigter Bereicherung 
oder auf Schadenersatz erhoben wird (RGZ. Bd. 103, Nr. 20 
S. 59; Bd. 110 Nr. 30 S. 163 f., Nr. 31 S. 164 ff; Urteil VI 536/25 
vom 19. Februar 1926). 


Die Revision erweist sich demnach als unbegründet. 


gez. Meyer. Herb. Seyffarth. 
Sayn. Hallamik. 


Ausgefertigt. 
gez. Unterschrift, 
Amtmann beim Reichsgericht. 
Wert des Streitgegenstandes in der Revisionsinstanz: 130020 RM. 


rf 


V. Kirchenrechtliche Chronik. 
Vom 1. Oktober 1926 bis zum 30. Juni 1927. 


Der 28. Oktober 1926 verdient in die Annalen der Missions- 
geschichte als ein denkwürdiger Tag erster Ordnung eingetragen 
zu werden. Denn an ihm weihte der Papst Pius XI. in der 
Peterskirche zu Rom sechs eingeborene Priester aus China zu 
Bischöfen, um sie als Apostolische Vikare in ihre Heimat zurück- 
zusenden. Nach dem Schlusse der Konsekration hielt der Hl. 
Vater eine Homilie, die in den Acta Apostolicae Sedis XVIII, 
432 abgedruckt ist. Als weitere Beweise für die Hebung des 
einheimischen Klerus in China ist die Errichtung der drei 
Apostolischen Vikariate Fenyang (10. Mai 1926), Taichow (10. Aug. 
1926) und Haimen (11. August 1926) zu buchen, die sämtlich 
den eingeborenen Priestern überwiesen wurden. A. A. S. XVIII, 
485; XIX, 52, 88. Um eine Zerstreung der in der großartigen 
Missionsausstellung des Hl. Jahres vereinigten Gegenstände zu 
verhüten, hat Pius XI. am 12. November 1926 ein ethnologisches 
Missionsmuseum errichtet, das auch zur Ausbildung der jungen 
Missionare dienen soll. A. A. S. XVIII, 478. 

In Mexiko ist der frühere Kulturkampf in einen blutigen 
Glaubenskrieg übergegangen, so daf die kommunistischen Herrscher 
dieses Landes mit den Bolschewiken in Rufland in der Verfolgung 
der Kirche wetteifern. In seiner großen Enzyklika »Iniquis« vom 
18. Nov. 1926 hat Pius XI. den gesamten Sachverhalt, angefangen 
von der kirchenfeindlichen Verfassung von 1917 bis zu den 
verschärften kirchenpolitischen Gesetzen des Jahres 1926 und den . 
barbarischen Ausschreitungen der Gegenwart darlegt. Als die 
treuesten Stützen der katholischen Religion haben sich in diesem 
gewaltsam aufgezwungenen Kampfe die Kolumbusritter und der 
katholische Jugendbund und der katholische Frauenverein Mexikos 
bewährt, denen der Hl. Vater das wohlverdiente Lob nicht vor. 
enthält. Alle Bischöfe der katholischen Welt werden aufgefordert, 
ihre Untergebenen zur Fortsetzung des Gebets für die bedrángten 
Glaubensbrüder und -schwestern anzuhalten. A. A. S. XVIII, 465. 
In der Konsistorialallokution vom 20. Dezember 1926 ist der 
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Hl. Vater nochmals an hervorragender Stelle auf diesen traurigen 
Zustand zurückgekommen. A. A. S. XVIII, 515. 

Schwere Besorgnis bereiteten dem Oberhaupte der kath. 
Kirche auch die inneren Verhältnisse der Katholiken Frankreichs, 
insbesondere die unter dem Namen Action francaise geleitete 
monarchistische Bewegung. Am 5. September 1926 schrieb der 
Papst einen Brief an den Erzbischof von Bordeaux, Kardinal 
Andrieu, in dem er das von diesem erlassenen Verbot der Teil- 
nahme an der Action française für die Katholiken billigte und 
lobte. Die Gründe des Verbots stützen sich auf die atheistischen 
Grundsätze der Bewegung und namentlich ihres Führers Charles 
Maurras und die chauvinistischen Tendenzen derselben, durch 
die die Politik der Religion vorgezogen wird. A. A. S. XVIII, 382. 
Zum zweiten Male sprach der Papst über diesen Gegenstand auf 
dem Konsistorium am 20. Dezember 1926, wobei er die rein 
seelsorglichen Motive seines Vorgehens und namentlich auch 
seine Übereinstimmung mit der Haltung seiner beiden Vorgänger 
Leos XII. und Pius’ X. betonte. A. A. S. XVIII, 517. Am 
29. Dezember 1926 wurde das bereits von Pius X. am 29. Januar 
1914 erlassene, aber von ihm und seinem Nachfolger Benedikt XV. 
in Anbetracht der Zeitverhältnisse vorläufig noch suspendierte 
Verbot der Indexkongregation bezüglich mehrerer Bücher von 
Charles Maurras und der Zeitung »L’Action frangaise« publiziert. 
In einem Schreiben vom 5. Januar 1927 machte der Papst hier- 
von dem Kardinal Andrieu Mitteilung. A. A. S. XVIII, 529 und 
XIX, 1. Im weiteren Verlaufe des Streites, der von den Anhàngern 
der Action frangaise gegen die Maßnahmen des Hl. Stuhles ge- 
führt wurde, beantwortete die Hl. Poenitentiarie am 8. März 1927 
mehrere Anfragen eines französischen Bischofs bezüglich der 
moralischen und rechtlichen Wirkungen des päpstlichen Verbots. 
A. A. S. XIX, 157. In einer Erklärung vom 24. Februar 1927 
gegenüber dem Erzbischof von Paris, Kardinal Dubois, hatte 
Pius XI. den Bischöfen Frankreichs die Vollmacht erteilt, in 
seltenen und schwerwiegenden Fällen von dem Bücherverbot 
des Hl. Stuhles zu dispensieren. A. A. S. XIX, 185. Zwischen 
dem HI. Stuhle und der französischen Regierung wurde am 
4. Dez. 1926 ein Abkommen abgeschlossen, das die liturgischen 
Ehrenbezeugungen für die diplomatischen und konsularischen 
Vertreter Frankreichs in den Gegenden der Levante, in denen 
Frankreich das religiöse Protektorat ausübt, regelt. Die Repräsen- 
tanten Frankreichs werden an den drei höchsten Feiertagen 
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Weihnachten, Ostern, Pfingsten oder den herkömmlichen Tagen 
zum Hochamte eingeladen und in der Kirche von dem Klerus: 
empfangen. Der Vertrag ist aber suspendiert, wenn die Orts- 
regierung dagegen Einspruch erhebt, da die früheren Kapitulationen 
teils aufgehoben sind und teils ohne weiteres aufgehoben werden 
können. Auch behält Rom sich das Recht einer Suspension für 
den Fall vor, daß Frankreich nicht mehr eine Botschaft beim 
Hl. Stuhle unterhält. A. A. S.XIX, 9. 

Was die Verhältnisse in /talien anbetrifft, so äußerte der 
Papst in der Konsistorialrede vom 20. Dezember 1926 seine 
lebhafte Freude und Teilnahme an der Errettung des Minister- 
präsidenten Mussolini von dem verbrecherischen Anschlage; er 
beklagte aber zugleich die Ausschreitungen faszistischer Verbände 
gegen katholische Organisationen und sprach die Befürchtung aus, 
daß einzelne Staatsgesetze oder ministerielle Verordnungen in das- 
Organisationsrecht der Kirche unrechtmáfig eingreifen kónnten. 
A. A. S. XVIII, 520. Am 24. Januar 1927 richtete Pius XI. ein 
ausführliches Handschreiben an den Kardinalstaatssekretär Gasparri, 
in dem er gegen die Auflösung der Vereine der »katholischen 
Pfadfinder« in Stádten unter 20000 Einwohnern, deren Mit- 
glieder sich dem nationalen Werk für die physische und moralische 
Erziehung der Jugend (Opera nazionale Balilla) anschließen sollen, 
Verwahrung einlegt. Um jedoch einen Konflikt zwischen Staat 
und Kirche zu vermeiden, hat der Papst selbst die Aufhebung 
der genannten Vereine verfügt. In diesem wichtigen Chirographum 
finden sich mehrere Sätze, die für die gründsätzliche Auflassung 
der staatlichen- und kirchlichen Rechte von großer Bedeutung 
sind. Bezüglich der Verordnungen über die staatlichen Jugend- 
verbände bemerkt Pius XI: »Es handelt sich um gesetzliche Ver- 
ordnungen, in denen der Unterricht einer Lehre vorgeschrieben 
wird, die sich auf eine Auffassung des Staates gründet, die wir 
bereits in zwei Konsistoriallokutionen (14. Dez. 1925, 20. Dez. 1926) 
als mit der katholischen Auffassung nicht übereinstimmend. 
bezeichnen mußten; es handelt sich um Verordnungen, die einer- 
seits Vorschriften und Verbote auf alle Erziehungswerke, auch 
moralische und geistliche, auszudehnen scheinen, ein Gebiet, das 
zu den göttlichen Aufträgen der katholischen Kirche gehört, ander- 
seits aber nicht alle Zweifel und Bedenken über eine besondere 
Behandlung der Organisationen der katholischen Aktion auszu- 
schließen scheinen.« Mit diesen Sätzen hat sich der Hl. Vater 
deutlich genug über die Omnipotenzbestrebungen der italienischen 
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Regierung und das Eigenrecht der katholischen Kirche auf dem 
sittlichen und religiösen Gebiete ausgesprochen. A. A. S. XIX, 4l. 
Die neuen Gesetze und Dekrete bezüglich der Opera nazionale 
Balilla sind abgedruckt in der Zeitschrift Il Monitore Ecclesiastico 
1927, 58. In ‘sachlicher Hinsicht hat übrigens die italienische 
Regierung ihre der Religion günstige Haltung fortgesetzt. Am 
24. Oktober 1924 wurde auf dem Platze des Kolosseum zu Rom 
wieder ein großes Kreuz errichtet, das seit 1874 verschwunden 
war. Die Einweihung fand am 18. Mai 1927 in Gegenwart der 
Kónigin, ihrer Tóchter, des Prinzen von Hessen, des Unterrichts- 
ministers Fedele und des Rektors der Universität Sapienza statt. 
Jedoch waren die kirchlichen Behórden bei dieser Feier nicht 
vertreten. 


An den Episkopat der Tschecho-Slowakei richtete Pius XI. 
am 20. Februar 1927 ein Schreiben, in dem er denselben insbe- 
sondere zur Gründung von kleinen Seminaren in ihren Sprengeln 
auffordert. In Rom soll ein gemeinschaftliches Collegium Nepo- 
mucenum für die Theologiestudierenden errichtet werden. A. 
A. S. XIX, 134. Die deutschen Bischöfe erhielten ein Schreiben 
des Hl. Offiziums vom 11. April 1927, das den Katholiken die 
Teilnahme an der Hochkirchlichen Bewegung verbietet. Wir geben 
dasselbe im Wortlaut wieder: 


Suprema haec Sacra Congregatio, cui cura incumbit depositum Fidei 
conservandi integrum et tuendi, magna quidem cum sollicitudine animadvertens 
opiniones quasdam motusque animorum doctrinae catholicae contrarios quotidie 
magis in Germania invalescere, sanctissimo officio suo ne desit, grave peri- 
culum, quod inde in Christi fideles imminet, denuntiat. 

Etenim die 9 Octobris 1918 publice instituta est »Unio Altae- Ecclesiae 
= Hochkirchliche Vereinigung«, ex qua paulo post ortum duxit Altum- 
ecclesiasticum-oecumenicum Foedus = Hochkirchlichökumenischer Bund pro- 
movendae, ut aiunt, »unioni« trium praecipuarum confessionum, quae nomine 
christiano gloriantur, nempe Romanae (catholicae), Evangelicae (protestanticae) 
et Orientalis (schismaticae); eiusque unionis quasi quoddam vinculum volunt 
esse antiquam quinque priorum saeculorum fidem, eam tamen secundum 
ipsorum placita acceptam. Ex quo patet falsas illas assertiones, immo haereses 
consequi: 

prioribus quinque saeculis primatum iurisdictionis Romani Pontificis 
agnitum non esse; 

tamquam futiles disceptationes considerandas esse controversias dog- 
maticas, etiamsi oecumenicis conciliis, vel solemnibus S. Sedis documentis, aut 
magisterio Ecclesiae ordinario devinitive solutae sint; 

Ecclesiam Christi post priora saecula et unam et unicam esse desiisse, . 
atque eius proprietates nunc tandem ex conventione omnium qui christianum 
nomen sibi vindicant reparandas esse; 
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Romanum Pontificem neque Petri, Principis Apostolorum, legitimum 
successorem, neque Jesu Christi in terris Vicarium esse, ideoque iurisdictionis. 
primatum, qui vere proprieque dicitur, ab ipso divino Ecclesiae Conditore- 
minime accepisse ; 

Sanctam Ecclesiam Apostolicam Romanam a vera Fide primigenia, quam 
ipsa multipliciter immutaverit et corruperit, defecisse. 

Hi sane tam manifesti tamque perniciosi errores per se catholicos omnes. 
deterrere debuissent ne huiusmodi Unioni quidquam adiumenti afferrent aut 
quoquam modo faverent; sed contra factum est: nam ex Commentario ipsius. 
Unionis periodico »Una Sancta« aliisque publicis significationibus colligitur, 
aliquot Sacerdotes e clero tum saeculari tum regulari, cum sanae doctrinae 
iactura, »Altaeoecumenicae-Ecclesiae, quae dicitur, id est, Hochoekumenische- 
Kirche« suffragari atque eius Commentarii conscribendi, cui titulus »Una Sancta«,. 
esse parlicipes. 

Itaque, ut alias alibi similibus causis, sic apud vos isti negotio, tanti 
momenti, Suprema Sacra Congregatio suum ducit intervenire et Amplitudinem 
Tuam rogare attendat animum ad praesentissimum periculum quod ab ista. 
Alta-oecumenica-Ecclesia nostris ingruit. Ea quidem nondum fortasse ita late 
diffusa est neque ita multum habet roboris; at, si libere inter catholicos serpere 
sinitur, fieri non potest quin, vel falsa principia disseminando, vel dogmata 
catholica obscurando et confundendo, fidelibus de grege Jesu Christi multa 
inferat detrimenta. En igitur quod Sacra haec Congregatio die 4 Iulii 1919- 
edidit decretum 1): 

»In generali consessu Supremae Sacrae Congregationis Sancti Officii, 
habito feria IV, 2 iulii 1919, proposito dubio: »Utrum instructiones huius eius- 
dem Supremae Sacrae Congregationis, latae die 16 septembris 1864?), circa. 
participationem catholicorum cuidam societati Londini erectae ad procurandam, 
ut aiebant, diristianitatis unitatem, applicandae sint, et a fidelibus servandae- 
etiam quoad eorundem participationem conventibus quibuscumque, comitiisqu2 
publicis vel privatis ab acatholicis indictis, qui fineın sibi praestituunt unionem: 
procurandi omnium coetuum christianorum nomen sibi vindicantium«; Emi 
ac Revmi. Dni. Cardinales in rebus fidei et morum Inquisitores Generales. 
respondendum mandarunt: »Affirmative, et iterum evulgandas esse in ephe- 
meride officiali Sanctae Sedis supra memoratas litteras?, una cum aliis ad: 
quosdam Puseistas anglicos datis die 8 novembris 1865*)«. 

SSmus. D. N. D. Benedictus Div. Pro. Papa XV sequenti feria V, die: 
3. eiusdem mensis et anni, in solita audientia R. P. D. Adsessori S. O. imper- 
tita, relatam sibi Emorum. Patrum resolutionem approbare et confirmare 
dignatus est. Contraiis quibuscumque non obstantibus 

Datum Romae, ex aedibus S. Officii, die 4 iulii 1919«. 

Congruenter huic decreto et rei gravitati Suprema haec Sacra Congre- 
gatío exoptat ut Amplitudo Tua pro eo quo flagrat studio salutis animarum 
omnem operam diligentiamque conferat: 

a) ad fideles et maxime sacerdotes muniendos contra plus minusve. 
opertas haereses et subdolas Altae-oecumenicae - Ecclesiae machinationes ;. 


1). A. A. S. XI. pag 309. 

2) Acta Sanctae e e IL pag. 657 sqq. 

3) A. A. S. XI. pag. 3 544; 

4) Acta Sanctae Sedis, S I. pag. 662 sqq.; A. A. S. XI. pag. 312 sqq 
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b) ad impediendum omnino ne catholici eidem quoquo modo faveant 
.aut in ipsius Commentario periodico »Una Sancta« quidquam de suis scriptis 
evulgent, sacerdotibus illis, vel saecularibus vel regulariLus, qui quoquo modo 
illam adhuc adiuverint, graviter monitis iussisque abstinere in posterum a 
-quolibet eidem adiumento praestando. 

Amplitudo autem Tua enixe rogatur ut has litteras cum Clero fideli- 
busque Sibi commissis communicet atque eos de hac re doceat moneatque 

Denique sciat pergratum fore, si Supremam hanc Sacram Congregationem, 
-quas edere praescriptiones iudicaverit et quem exitum illae habuerint, quam- 
primum certiorem faciet. 

Quae dum Amplitudini Tuae significo, impensam Tibi observantiam 
-obtestor ac permaneo. 

An den Erzbischof von Köln, Kardinal Schulte, sandte der 
‚Hl. Vater einen Brief, der die Bestrebungen des Katholischen 
‚Deutschen Frauenbundes zur Bekämpfung ger sittengefährlichen 
Frauenmode belobt. A. A. S. XIX, 90. Der hl. Johannes vom 
Kreuz wurde durch Apostolisches Breve vom 24. August 1926 
zum Doctor ecclesiae erklärt. A. A. S. XVIII, 379. Zu den 
Decreta authentica der Ritenkongregation erschien in diesem 
Jahre ein siebter Ergánzungsband, der die Dekrete und Entschei- 
dungen von 1912—1926 enthält. A. A. S. XIX, 109. Die im 
.Jahre 1878 gegründete Kirchenrechtliche Zeitschrift »Le Canoniste« 
hat leider mit dem Ablaufe des verflossenen Jahres 1926 ihr 
Erscheinen eingestellt. Es ist dieses im Interesse der kano- 
nistischen Wissenschaft und Praxis in Frankreich sehr zu bedauern. 
Die zuerst in Italien begründete sog. Katholische Aktion greift 
-erfreulicherweise auch in andere Länder über. Vom 26.—28. 
"Oktober 1926 fand der erste Kongreß der katholischen Aktion . 
‚auf deutschem Boden in der Apostolischen Administratur Innsbruck 
statt. Der Abteikirche zu Maria Laath wurde am 12. August 1926 
der Rang und Titel einer Basilica minor verliehen. A. A. S. XIX, 179. 
"Gemáf einer Mitteilung der Kongregation der Hl. Officimus vom 
]. Jan. 1927 ist in Zukunft für Dispensen von den Ehehindernissen 
-der Religions- und Konfessionsverschiedenheit eine Gebühr von 
.30 Lire — gegenwártig etwa 6 Mark — zu erheben. Armen wird 
‚dieselbe nachgelassen. In der Diözese Eichstätt fand am 26. und 
27. April 1927 eine Diözesansynode statt. Der Bischof von 
Limburg errichtete in Frankfurt a. M. das Diözesanpriesterseminar 
St. Georgen, dessen Leitung den Vätern der Gesellschaft Jesu 
übertragen wurde. Bislang besuchten die Theologiestudierenden 
der Limburger Diózese wáhrend der ersten vier theoretischen 
Studienjahre das Priesterseminar zu Fulda. Amtsblatt des Bistums 
Limburg 1927 Nr. 1. Gegen die Errichtung einer simultanen 
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Lehrerakademie zu Frankfurt am Main haben die zunächst 
beteiligten Diözesanordinarien von Limburg und Fulda einen 
ernsten Protest erhoben, dem sich die übrigen Bischöfe Preußens 
angeschlossen haben. Dieses Unternehmen ist der erste Schritt 
zur Untergrabung der konfessionellen Volksschule. Amtsblatt des 
Bistums Limburg 1926 Nr. 13. In der Diözese Basel wurde für 
den deutschsprachigen Anteil die Stelle eines Generalvikars 
errichtet, für das französische SERICUEEDISE ist eine solche bereits 
vorhanden. 


An letzter, aber nicht an geringster Stelle mógen in extenso 
zwei Kundgebungen des preußischen Episkopats mitgeteilt werden, 
welche das biennende Problem der sozialen Frage betreffen. Die 
erste enthält Grundsätze und Richtlinien zur sozialen Verständigung, 
die in Köln als Ergebnis der Besprechungen mit katholischen 
Vertretern der Volkswirtschaftlehre, der Arbeiterschaft und des 
Unternehmertums anfgestellt wurden. Sie lauten: 


Das gegenwärtige Wirtschaftsleben weist zahlreiche Mängel auf, deren 
Auswirkungen die gesamte Gesellschaftsordnung unseres Volkes schwer 
erschüttern. Hier Heilung und Rettung nach Kräften herbeizuführen, ist Pflicht 
aller Gutgesinnten, zumal jener, die sich zu einer Lebensauffassung bekennen, 
welche die Kirche als Stellvertreterin Christi bringt. Hieraus begründet sich 
die Pflicht der Katholiken, auch zur gegenwärtigen Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung Stellung zu nehmen. Von zwei Seiten aus kónnen Gefahren 
einer irrtümlichen Beurteilung kommen. Wem die bei der praktischen Aus- 
wirkung der Wirtschaftsordnung in Erscheinung tretenden Mißstände in 
besonderem Maße zum Bewußtsein kommen, ist versucht, die Berechtigung 
der wirtschaftlichen Gegenwartsordnung überhaupt zu bestreiten. Umgekehrt 
wird derjenige, der die schrankenlose Entfaltung der wirtschaftlichen Kräfte 
will, zur entgegengesetzten Beurteilung neigen. Deshalb sind klare Grundsätze 
geboten und zugleich eine Wortprägung, die ihren begrifflichen Inhalt ohne 
die Gefahr von Mißverständnissen zum Ausdruck bringt. 


I g 
° 


. 1. Die Wirtschaftsordnung mußte im Verlauf ihrer Entwicklung auf die 
Verwendung von Kapital eingestellt werden. Das Kapital dient seiner Natur 
nach dazu, Güter herzustellen oder herstellen zu lassen, durch deren Verkauf 
es Gewinn erzielt. Dieser Gewinn wird in gleicher Weise verwand. Die 
Steigerung der Produktion erfordert in vielen Erwerbszweigen die Verwendung 
größerer Kapitalien, was zur Herausbildung umfangreicher Unternehmungen 
oder auch zur Vereinigung mehrerer führt. 

So ist latsáchlich die Wirtschaftsordnung in technischer Hinsicht »kapi- 
talistisch«, d. h. das Kapital ist in ihr von ausschlaggebender Bedeutung. 

2. An und für sich bedeutet eine solche Wirtschaftsweise einen Fortschritt 
des wirtschaftlichen Lebens. Sie gibt dem christlichen, auf den Jenseitszweck 
der Menschheit gerichteten Denken an und für sich keinen Anlaß zu Ein- 
wendungen. Jedoch ist nicht zu leugnen, daß die dadurch bedingte wirt- 
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schaftliche Entwicklung besondere Gefahren in sich schließt, denen die mensch- 
liche Unvollkommenheit erliegen kann. Eine vorurteilslose Betrachtung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse und der aus ihnen folgenden gesellschaftlichen 
Zustände der Gegenwart muß zugestehen, daß die Menschheit in weitem Maße 
diesen Gefahren erlegen ist, zumal andere Umstände der Wirkung der Ge- 
fahren erhöhten. 

Der durch wirtschaftliche Tätigkeit erzielte Gewinn bringt um so größere 
Möglichkeiten für neue Gewinne, je größer er ist. Diese Tatsache kann den 
Menschen zu einem übertriebenen Erwerbssinn führen, der den Zweck des 
Lebens schließlich in nichts anderem als in der Erzielung von Besitz bzw. 
wirtschaftlicher Macht sucht. Außerdem fordert der wirtschaftliche Konkurrenz- 
kampf die Anspannung aller geistigen Kräfte in der wirtschaftlichen Betätigung. 
Auch hierdurch wird der Mensch sehr leicht zur Einseitigkeit geführt, so daß 
er für die Güter des geistigen Lebens, zumal der inneren sittlichen Höher- 
führung der Menschheit, weniger gestimmt ist, mit anderen Worten materiell 
gesinnt wird. Übertriebener Erwerbssinn und ausschließlich wirtschaftliches 
Denken läßt dann leicht die Rücksicht auf den Nächsten vergessen. Dazu 
trug nicht wenig eine Wissenschaft bei, die die Erstrebung persönlichen, 
materiellen Vorteils als Selbstzweck und höchstes Ziel wirtschaftlicher Tätigkeit 
bezeichnete. Auch läßt sich die Menschheit durch die Fortschritte der Natur- 
wissenschaft zu sehr verleiten, den »realen Wirklichkeiten des Lebens« sich 
einseitig zuzuwenden und die geistigen und sittlichen Güter als nebensächlich 
zu betrachten. ` 2 

So ist es denn gekommen, daß nicht nur in der Wirtschaftsordnung, 
sondern auch in der Gesellschaftsordnung das Kapital höhere Bedeutung als 
früher erlangt hat, daß die Menschen, je mehr sie in das wirtschaftliche Leben 
hineingerieten, um so mehr ihr Herz an das Kapital hingen und daß der 
Gedanke an das Wohl der Allgemeinheit, soweit er in der Wirtschait noch 
lebendig blieb, die Zielrichtung auf die hóchsten geistigen Güter der Menschen 
verlor. Dadurch sind wirtschaftliche und soziale Verhältnisse geschaffen worden, 
die nicht nur den Unternehmer in schwere Gefahr brachten, sondern für 
Millionen von Menschen schwere Gefährdungen der wertvollsten Lebensgüter, 
insbesondere von Religion, Sittlichkeit und Familienleben, und außerdem eine 
wirtschaftliche Abhängigkeit und Unsicherheit bewirkten, die immer drückender 
empfunden wurde. 

Deshalb erheischt die Stunde, mit Ernst diesen Abirrungen entgegen- 
zuwirken. Mit aller Klarheit müssen die Gefahrenquellen erkannt werden. 


II. 


Diese Gefahren aufzuzeigen und den Menschen Wege zu ihrer Über- 
windung zu weisen, ist Pflicht der Kirche. . Darum hat sie immer ihre Stimme 
erhoben. Allein, ihre Mahnungen wurden gar oft überhört. Selbst Katholiken 
empfanden die christliche Zielsetzung als unerreichbares Ideal. Ganz zu Unrecht. 

Vom christlichen Standpunkt aus ist für die Beurteilung der gegen- 
wärtigen Wirtschaftsordnung folgendes zu beachten. 

1. Auch irrdische Güter sind Geschenke Gottes. Eine Versündigung 
tritt erst durch ihren falschen Gebrauch ein. So liegt auch die heutige Wirt- 
schaftsordnung, sofern sie die technischen Fortschritte der Gütererzeugung 
darstellt, wie alle gewesenen und konimenden Wirtschaftsordnungen im Plane 
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der Vorsehung. Versuche, durch Zurückführung früherer Wirtschaftsformen 
eine- Heilung der Zeitschäden bewirken zu können, wären töricht. 


2. Darum sei nochmals mit möglichster Klarheit ausgesprochen, daß die . 
auf Kapitalverwendung und Kapitalvermehrung eingestellte Wirtschaftsordnung 
vom christlichen Standpunkt aus nicht zu verwerfen ist, daß aber ihr höchstes 
und. letztes Ziel jene Befriedigung der Lebensbedürínisse eines Volkes bleiben 
muß, die am ehesten geistige und sittliche Hóherführung verbürgt. Unter 
diesem Gesichtspunkte hat der Unternehmungsgeist, insofern er sich in Wage- 
mut, Eifer für die Förderung des eigenen und allgemeinen Wohles, Selbstver- 
antwortung und Erkenntnis der zu erfüllenden Aufgaben äußert, seinen hohen 
sittlichen Wert. 


3. Die Kirche läßt deshalb unzweideutig erkennen, daß ihre Mahnungen ` 
nur die Überwindung der durch die menschliche Unvollkommenheit immer 
wieder entstehenden Mißbräuche der Wirtschaftsordnung und eine Rettung aus 
den heutigen Zuständen bezwecken. Sie muß diese um so mehr erkennen 
lassen, als irregeleitete und glaubensfeindliche Bestrebungen eine: Besserung 
zu erringen hoffen durch eine rein mechanische Beseitigung der gegenwärtigen 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung. Es muf der Anschein vermieden werden, 
mit diesen Bestrebungen irgendwie übereinzustimmen. Deshalb müssen auch 
Wortprägungen, die zu einer solchen Meinung Anlaß geben können, möglichst 
vermieden werden. Das Kapital als Träger der Wirtschaftsordnung, der Kapi- 
talismus als technisches Wirtschaftssystem sind zu unterscheiden von der 
Gesinnung, die einseitig der Erwerbung und Nutzung von Kapital auf Kosten 
der höheren Menschheitsziele dient. Der Ausdruck »kapitalistische Gesinnung« 
bezeichnet diese Geistesrichtung nicht hinreichend deutlich, weil darunter zu 
leicht auch jene Auffassung verstanden wird, welche im Gegensatz zu den 
Kommunisten das gegenwärtige kapitalistische Wirtschaftssystem beibehalten 
wissen will. | 

Wir bezeichnen deshalb die Erwerbssucht, welche die wirtschaftliche 
Tätigkeit ausschließlich als ein Mittel betrachtet, um durch Kapitalerwerb 
höheren Lebensgenuß oder höhere gesellschaftliche oder wirtschaftliche Macht 
zu erringen, jene Gewinnsucht, die lediglich danach trachtet, weiter zu gewinnen, 
ohne Rücksicht auf das Schicksal der in ihrem Dienste schaffenden Menschen, 
jene Ichsucht, die den Bestrebungen geistiger und sittlicher Vervollkommnung 
gleichgültig gegenübersteht und keine Verpflichtung gegenüber der Gesellschaft 
der Menschheit anerkennt, als »Mammonismus«. Ihm ist die Produktion Selbst- 
zweck. Er ist der Geist des Erwerbs um des Erwerbens willen, des Gewinnes 
lediglich um des Gewinnens willen, der Inbegriff aller Mißstände, die sich infolge 
der mißbräuchlichen Anwendung der kapitalistischen Wirtschaftsordnung ergeben. 
Dieser Geist und seine Auswirkungen werden verworfen. Er hat insofern eine 
besondere Gefährlichkeit, als man sich bestrebt, ihn für die wirtschaftliche 
Betätigung des Menschen als innerlich gerechtfertigt hinzustellen. Der geistige 
Materialismus bemächtigt sich der gewordenen Wirtschaftsordnung, um sich 
mit ihrer Hilfe gerade den arbeitsamen Menschen dienstbar zu machen, indem 
er die Ethik und Wirtschaft zu trennen versucht. Die Kirche wird diesen 
Abirrungen menschlicher Gesinnung mit aller Schärfe entgegentreten müssen, 
denn sonst würden bei der Bedeutung der wirtschaftlichen Verhältnisse für 
das staatliche und gesellschaftliche Leben solche Anschauungen die Religion 
schließlich zu einem nur äußeren Bekenntnis herabdrücken. 
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4. Die Kirche wird andererseits die rechte Gesinnung für die wirtschaft- 
liche Betätigung zu pflegen suchen. Der wirtschaftende Mensch, ob er Arbeit- 
geber oder Arbeitnehmer ist, muß seine Tätigkelt auffassen als eine ihm von 
Gott in der Volksgemeinschaft zuerteilte Aufgabe. Dadurch betätigt der Mensch 
seine Liebe zu Gott, daß er auf den Plan der göttlichen Vorsehung bereit- 
willigst eingeht. »Bebauet die Erde und machet sie euch untertan« — hieß 
das göttliche Gebot unmittelbar nach dem Sündenfalle; suchet zuerst das 
Reich Gottes und seine Gerechtigkeit,« fügte der Heiland hinzu. »Und seid 
Kinder eures Vaters im Himmel,« d. h. es reiche einer dem andern die helfende 
Hand, um zu diesem Ziele zu gelangen, ist die weitere Mahnung des göttlichen 
Heilandes und der tiefere Sinn des Gebotes der Nächstenliebe. 

In diesem Sinn aufgefaßt, wird die wirtschaftliche Tätigkeit aus einem 
Erwerb zu einem Beruf. Eríüilt vom christlichen Berufsgeiste wird der Land- 
mann nicht bloß der Preise wegen möglichst hohe Erträge dem Boden abringen, 
sondern aus heiliger Sorge um die Ernährung seiner Volksgenossen ; wird der 
Unternehmer nicht nur auf die höchste Rentabilität seines Betriebes schauen, 
sondern darauf, daß das Gewerbe die Volkswirtschaft mit dem Nötigen versorgt 
und die in ihm beschäftigten Arbeiter ernährt gemäß den Anforderungen eines 
menschenwürdigen Daseins; wird endlich der Arbeiter in Fleiß und Gewissen- 
haftigkeit die höchst qualifizierte Arbeit leisten. 


III. 

Der christliche Gottesglaube beurteilt und lehrt die Berufsarbeit als einen 
Auftrag Gottes an jeden einzelnen Menschen wie an die gesamte Menschheit. 
Bei dieser christlichen Auffassung bedeutet für den Menschen die Arbeit mehr 
als die Voraussetzung seines materiellen Daseins; sie wird ihm zum haupt- 
sächlichsten Mittel, die ihm von Gott gegebenen Anlagen und Fähigkeiten zur 
selbstbeglückenden Entfaltung zu bringen und ihre Betátigung zugleich in den 
Dienst der gesamten menschlichen Gesellschaft zu stellen, zunächst und vor 
allem der Familie und des Volkes. 

Die Entwicklung des modernen Erwerbslebens hat unter dem Einfluß 
eines ausschließlich auf den materiellen Erwerb und Nutzen gerichteten Zeit- 
geistes im heutigen Menschen diese christliche Auffassung von der Berufsarbeit 
in weitgehendem Maße zerstört. Kein Stand und keine Berufsschicht ist von 
dieser verhängnisvollen Schädigung freigeblieben. Am auffälligsten zeigt sich 
diese Erscheinung in der neuzeitlichen Lohnarbeiterschaft, und hier um so mehr, 
je weniger der Arbeiter eine gelernte Berufsarbeit ausübt und je weniger er in 
ihr eine gesicherte, ihn als Mensch befriedigende Lebensstellung erreichen kann. 

Es muß gemeinsame Sorge einer christlichen Sozialbewegung, ins- 
besondere aller auf das Gemeinwohl bedachten Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
sein, die christliche Auffassung von der Berufsarbeit wieder zur Geltung zu 
bringen und die zerstörenden Einwirkungen der falschen Auffassungen von 
der Berufsarbeit in der modernen Wirtschaftsentwicklung nach Möglichkeit zu 
beseitigen. | 

l. Die Anschauung, als ob die Fortschritte der Technik mit ihrer 
Arbeitsteilung und Maschinenverwendung naturnotwendig geistloses Arbeiten 
bewirken müßten und dadurch jede Berufsfreude für den industriellen Arbeiter 
unmöglich machten, ist nicht richtig. Die Entwicklung der Technik führt 
auch offenkundig zu einer stärkeren Anspannung gerade der geistigen Kräfte 
des arbeitenden Menschen. Trotz aller technischen Fortschritte wird aber 
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keine ernste Arbeit jemals ohne Mühe, Last und Opfer bleiben. Jedoch sind 
die christlichen Beweggründe der Gottes- und Nächstenliebe nach der Er- 
fahrung der Jahrhunderte kraftvoll genug, die in der Arbeit liegende Mühe 
- und Beschwerlichkeit nicht nur starkmütig und mit innerer Zufriedenheit zu 
ertragen, sondern auch in einen Segen für die höhere Ordnung des sittlich- 
geistigen Lebens zu verwandeln. Hierin liegt nicht zuletzt der hohe sittliche 
Wert der Arbeit nach dem Geiste des Christentums. 

Eine möglichst gründliche Berufsausbildung des Arbeiters kann nur 
Segen bringen. Darum sind alle Bestrebungen und Einrichtungen, die solcher 
Ausbildung dienen wollen, zu unterstützen, besonders jene, die dem jugend- 
lichen Arbeiter zugute kommen. Das gilt z.B. von den sogenannten Berufs- 
schulen, die einer über den Rahmen der reinen Fachbildung hinausgehenden, 
geistigen und sittlichen Berufserziehung dienen sollen, und in denen die 
bestehenden Möglichkeiten, die Jugend für christliche Berufsauffassung und 
Lebensart zu gewinnen, nicht allseitig und eifrig genug ausgenutzt werden 
können. Das kann auch von den in letzter Zeit seitens großer Werke da und 
dort eingerichteten Lehr- und Werkschulen gelten, soweit sie unseren christ- 
lichen religiös-sittlichen Grundsätzen nicht widerstreiten und dem Wirken der 
Kirche auf dem Gebiete der Jugenderziehung nicht abträglich sind, vielmehr 
die Hinführung der Jugend zur christlichen Berufsauffassung sich zum Ziele 
setzen. Unter dieser wie auch unter der weiteren Voraussetzung, daß sie 
jede Beeinträchtigung der selbständigen Arbeiterbewegung ablehnen und im 
Gegenteil Verbindung mit den Organisationen der christlichen Arbeiterschaft 
suchen, werden sie das Vertrauen der letzteren gewinnen. 


2. In den Werkbetrieben muß eine Betriebsordnung herbeigeführt werden, 
durch die zwischen Arbeitern und Unternehmern Beziehungen von Person zu 
Person herbeigeführt werden. Die Pflege solcher Beziehungen wird bei ihnen 
die Empfindung, als seien ihre beiderseitigen Interressen von Haus aus wider- 
streitend, überwinden helfen. Wenn auch das Unternehmen als solches olt 
unpersönlich ist, so müssen doch die leitenden und beaufsichtigenden Per- 
sönlichkeiten (Direktoren, Techniker, Meister, Vorarbeiter usw.) es als ihre 
Pflicht ansehen und sich demgemäß zu befähigen suchen, die seelische Seite 
der Arbeit zu sehen und sich den Arbeitern gegenüber dementsprechend zu 
verhalten. 


3. Beim Vorhandensein solcher persönlicher Beziehungen zwischen 
Arbeitern und Unternehmern wird das notwendige Ziel einer solidarischen 
Förderung der beiderseitigen Belange am ehesten zu erhoffen sein. Die durch 
die Gesetzgebung vorgesehenen Betriebsräte können, wenn sie ihre Aufgabe 
richtig erfassen, zu einer Weckung und Steigerung des gemeinschaftlichen 
Verantwortlichkeitsgefühls hinführen und die Arbeiterschaft zu einer verant- 
wortlichen Mitwirkung an der Verwaltung der Betriebe befähigen. Der Erfolg 
hängt hier in erster Linie ab von der Auswahl der geeignetsten Persönlichkeiten 
aut beiden Seiten. Weitere Bedingungen sind: einerseits Erkenntnis der 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten der betreffenden Erwerbszweige, sowie der 
gesamten Wirtschaft, einträchtiges Zusammenwirken zur Steigerung der Pro- 
duktion, rationeller Betriebsweise und fortschreitender Qualitätsarbeit, anderseits 
Wertschätzung der Arbeitskraft in ihrer volkswirtschaftlichen Bedeutung neben 
den Kapital, Anerkennung der Anrechte des arbeitenden Standes auf eine 
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der Kulturhöhe des Volkes entsprechende Lebenshaltung und auf einen geistig- 
sittlichen wie auch sozialen Aufstieg. 

4. Von diesem Geiste muß ferner ein Zusammenwirken der Organisationen 
der Arbeiter und Arbeitgeber getragen sein. Ist es der Fall, so werden frucht- 
bare Arbeitsgemeinschaften die Folge sein. Sie werden zu einem Interessen- 
ausgleich wirksam beitragen; auch ein solidarisches Zusammenwirken beiderlei 
Organisationen zur Steigerung der Produktion und des günstigen Warenabsatzes 
im Auslande wie im Inlande, zur Wahrung der wirtschaftlichen Belange gegen- 
über der Gesetzgebung und Verwaltung werden sie fördern. Nicht zuletzt 
hängt von den Leitungen der beiderseitigen Verbände und ihrer Organe die 
Herbeiführung einer besseren wirtschaftlichen und sozialen Zukunft ab. Beide 
Teile werden in bewußter Abkehr von früheren erfolglosen Methoden bei aller 
Wahrung der berechtigten Forderungen ihrer Organisation alles zu vermeiden 
haben, was zu einer Verschärfung der Gegensätze, die immer zum Unheil des- 
Volkswohles ausschlägt, führen kann. 


Der zweite Erlaß hat die Wohnungsnot zum Gegenstande 
und sucht den Klerus und das gläubige Volk für die Beseitigung 
dieses Übelstandes, der die Gesundheit der Seele ebensowohl 
wie die des Körpers schädigt, zu interressieren. Denn bei der 
allgemeinen Notlage sind die Kräfte des Einzelnen für sich allein 


nicht ausreichend. 

Ein nach Leib und Seele gesundes Familienleben bildet das wichtigste 
Fundament des Volkswohls. Auf die Erhaltung und Förderung eines solchen 
Familienlebens mit allen Kräften bedacht zu sein, dazu hat deshalb unsere 
hl. Kirche, diese mütterliche Erzieherin der Völker, von jeher die Gläubigen 
gemahnt und angehalten. Ihre Sorge wendet sich allerdings in erster Linie 
den religiösen und sittlichen Kräften zu, auf denen das häusliche Glück beruht. - 
Aber sie übersieht keineswegs, daß verschiedene äußere Voraussetzungen 
unbedingt erfüllt sein müssen, wenn die Familie für ein christliches Eheleben 
und eine christliche Kindererziehung sichere und dauernde Gewähr bieten 
soll. Die Schaffung gesunder und hinreichender Wohnräume gehört unbestreit- 
bar an erster Stelle zu diesen Vorbedingungen. 

Nun hat leider das deutsche Volk — andere Völker haben im allge- 
meinen nicht klüger gehandelt — während der Jahre seines wirtschaftlichen 
Aufstieges in seinen Bemühungen um die Steigerung der wirtschaftlichen 
Produktion die Bereitstellung genügenden Wohnraumes für die wachsende 
Bevölkerung allzusehr außer acht gelassen. Die Bevölkerung des Deutschen 
Reiches mehrte sich seit 1870 um die Hälfte. Es strömten in die Städte, ihre _ 
Vororte, besonders in den Industriebezirken, zahllose Massen von Arbeitern 
und Angestellten, aber man beschränkte sich durchweg auf die Bereitstellung 
der allerdürftigsten Wohnräume, als ob es genüge, wenn die Familie nur das. 
notwendigste Obdach finde. Die für den viel zu schnellen Massenzuzug aus. 
aller Herren Länder die Verantwortung trugen, haben — rühmliche Ausnahmen 
abgerechnet — jahrzehntelang ihre Augen verschlossen vor den furchtbaren 
Schäden, die dem Volkswohl und dem ganzen Vaterlande aus dem Wohnungs-- 
elend der in Baracken und Mietskasernen notdürftig untergebrachten Mit- 
menschen erwuchsen. Die Mahnungen der Seelsorger und aller Volksfreunde,. 
doch wenigstens die schlimmten sittlichen Gefahren für die Jugend und für 
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die Eheleute durch zweckentsprechende Maßnahmen zu u wurden 
wenig beachtet. 


Nun kam der Weltkrieg. Er hat die Wohnungsnot erst recht ver- 
schlimmert. An neue Wohnungsbauten war während der vierjährigen Kriegs- 
dauer gar nicht zu denken; die bedrängten Verhältnisse unseres Vaterlandes 
zwangen uns zu den unerhörtesten Einschränkungen. Nach dem Kriege aber, 
dem die Revolution auf dem Fuße folgte, mußten dann wieder alle Kräfte bis 
auf das Letzte angespannt werden, um für unser niedergebrochenes Volk nur 
wenigstens das zum Leben Nötigste zu gewinnen. Kein Wunder, daß bei 
solchen Zuständen die deutsche Wohnungsnot immer mehr bis ins Unerträgliche 
sich steigerte. Das einzig Gute dabei ist, daß unserm Volke endlich die 
Augen aufgegangen sind für die Erkenntnis, was ein gesundes Familienleben 
für das Volkswohl, für die Erneuerung seiner leiblichen und sittlichen Kräfte 
bedeutet, und wie die Frage einer gesunden und ausreichenden Familien- 
wohnung dabei -eine Rolle spielt. Die unserem Volke zu neuer Kraft und 
und besserer Zukunft auflielfen wollen, müssen vor allem ihm in seiner 
Wohnungsnot Beistand und Hilfe leisten, Die Ausartungen unserer Zeit haben 
sicherlich in dem allgemeinen Verfall der sittlichen Kräfte und des religiösen 
Innenlebens ihre tiefere Wurzel. Aber die Wohnungsverhältnisse, wie sie sich 
gegenwärtig herausgebildet haben, tragen an diesem Verfall wahrhaftig nicht 
an letzter Stelle Schuld. In den gedrängten Wohnungen gedeiht kein freudiges 
und kein christlich gesittetes Familienleben. Junge Eheleute erhalten ja oft 
geuug nicht einmal das allerbescheidenste Heim. Für die wachsende Familie 
fehlen die notwendigen Räume: der Geburtenrückgang unseres Volkes in den 
letzten Jahren deckt auf, welche schlimmen Abirrungen im Eheleben die 
Folgen sind. Die sittliche Ausartung der Jugend und die sittliche Ver- 
wilderung unseres Volkes überhaupt, die Zunahme der Geschlechtskrankheiten 
und neuerdings wiederum der Trunksucht werden zu einem großen Teil durch 
die schlechten Wohnungsverhaltnisse verursacht. Dabei brauchen wir auf die 
gesundheitlichen Schädigungen, wie sie insbesondere in der Kindersterblichkeit 
und in der Tuberkulose in Erscheinung treten, nicht einmal hinzuweisen 
Um das leibliche und sittliche Volkswohl mühen sich Staat und Gemeinden 
wie auch zahlreiche gemeinnützige Vereine, aber der beste Teil ihrer Be- 
mühungen wird um den Erfolg gebracht, wenn nicht endlich grofizügiger die 
Beseitigung des Wohnungselendes in Angriff genommen wird. 


So werden unsere Gläubigen es verstehen, wenn wir Bischöfe, die wir 
in unseren früheren Hirtenschreiben zu den Nöten des Volkes schon öfter auch 
auf diesen wunden Punkt hingewiesen haben, unsere mahnende Stimme zur 
Beseitigung der Wohnungsnot diesmal in einer besonderen Kundgebung erheben. 
Es ist nicht Sache der Kirche, im einzelnen die praktisch besten Wege der 
Wohnungsfürsorge aufzuzeigen. Aber wir móchten das Offentliche Gewissen 
wachrufen, auf daß die Beseitigung des Wohnungselendes zur gemeinsamen 

Aufgabe des ganzen Volkes wird. Insbesondere wollen wir vor der Auffassung 
= warnen, als ob die Ausgaben des Staates und der Gemeinden für Wohnungs- 
fürsorge, als deren Kernpunkt wohl mit Recht die Errichtung von Neubauten 
ange sehen wird, nicht zeitgemäß seien, weil dadurch die Mittel für die Steigerung 
und Entfaltung der wirtschaftlichen Produktion beeinträchtigt würden. Bedeuten 
denn nicht Volksgesundheit und glückliches gesittetes Familienleben, die 
wiederum Vorbedingungen für Arbeitslust und Berufsfreude sind, die wesent- 


358 Personalnachrichten. 


lichsten und wertvollsten Kräfte jedes soliden wirtschaftlichen Fortschrittes ? 
Anderseits werden alle Volkskreise darauf bedacht sein müssen, die notwendigen 
Mittel zur Linderung der Wohnungsnot durch Einschränkung von weniger 
wichtigen Aufgaben zu gewinnen. Namentlich müssen sich die staatlichen und 
gemeindlichen Behörden bei jeder Ausgabe immer wieder die Fraze vorlegen, 
ob sie angesichts der gewaltigen Wohnungsnot verantwortet werden kann. 
Jeder unnötige Luxus bei öffentlichen Bauten und ihrer Einrichtung muß ver- 
miden werden, solange nicht die Wohnungsnot einigermaßen behoben ist. 
Weise Sparsamkeit macht vieles móglich, was für den ersten Augenblick 
undurchführbar erscheint. Vor allem móge auch die heranwachsende Jugend 
angcleitet werden, für einen künftigen Familienstand nach Kräften Ersparnisse 
zurückzulegen, Ersparnisse, die auch die Beschaffung einer genügenden 
Wohnung erleichtern. 

Dringend legen wir unseren Geistlichen ans Herz, alle diese Bestrebungen 
tatkräftig zu unterstützen und insbesondere zu Gunsten der Herstellung von 
guten Kleinwohnungen in ihren Gemeinden ihren Einfluß aufzubieten. Auch 
werden die Organe der Kirchenvermögensverwaltung gewiß soziale Einsicht 
genug besitzen, um nach Kräften in dieser Sache, die das kirchliche Leben so 
nahe berührt, helfend mitzuwirken. 

Ein ernstes Wort richten wir an die großen Organisationen des katho- 
lischen Volkes, überhaupt Verständnis für die große Aufgabe unserer Zeit zu 
wecken. Mit besonderer Freude billigen wir es deshalb auch, daß die katho- 
lischen Standesvereine eine Arbeitsgemeinschaft, den »Verband Wohnungsbau« 
ins Leben gerufen haben, der seinen Zweck darin sieht, im katholischen Volke 
die Kráfte und Mittel für die Errichtung billiger, gesunder Kleinwohnungen 
zu sammeln, den Sparsinn — besonders in der Jugend — für die Schaffung 
eines künftigen Heimes der Familie zu wecken, und durch Austausch der 
Erfahrungen allen zu dienen, die sich in der Wohnungsfürsorge betätigen. 
Seine Gründung hat zugleich auch gezeigt, daß Vereine und Einrichtungen 
des katholischen Volkes in der Wohnungsfürsorge bereits manche segensreiche 
Arbeit geleistet haben, die zu den besten Zukunftshoffnungen berechtigt. 

So erwarten wir denn, daß auch in dieser so notwendigen Zeitaufgabe 
das katholische Volk Verständnis und Tatkraft, Opfeisinn und Ausdauer offen- 
bart. Es gilt hier wie stets des Apostels Wort: »Lasset uns allen Gutes tun, 
besonders aber den Glaubensgenossens« !). 


Am 6. April 1927. 
Die Bischöfe aer Fuldaer Bischofskonferenz. 
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Während der Berichtsperiode hat der Tod in den Reihen des 
deutschen Episkopats große Lücken gerissen. Am 4. Januar 1927 
starb Bischof Johannes Roessler von St. Pölten. Ihm folgte am 
18. März der zweite österreichische Oberhirt Bischof Leopold 
Schuster von Seckau. Beide haben ein hohes Alter erreicht. 


1) Gal. 6, 10. 
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Von Titularbischöfen verschieden am 19. Dezember 1926 Eız- 
bischof Dr. Albert Bitter, früher Apostolischer Vikar von Schweden, 
in seiner Vaterstadt Melle, Diözese Osnabrück, am 22. Februar 1922, 
Armeebischof a. D. Dr. Heinrich Jöppen, in seiner Heimat Hüls, 
Diözese Münster, am 9. Mai 1927 Dr. Emerich Bjelik, ehemaliger 
Feldpropst der österreischisch-ungarischen Armee, und am 21. No- 
vember 1926 Dr. Anton Keil, Weihbischof von Salzburg. — 
Der Weihbischof und Kapitelsvikar von Rottenburg Dr. Johannes 
Baptist Sproll wurde zum Bischof dieser Diözes gewählt. Von 
Rom wurde das Wahlrecht des Kapitels bestritten, jedoch hat es 
auf Vorstellung der Regierung von Württemberg für dieses Mal 
die Wahl noch zugelassen. Eine definitive Regelung ist vor- 
behalten. Als Bischof von Seckau wurde der Militärvikar Dr. 
Ferdinand Pawlikowski vom Apostolischen Stuhle!) ernannt. 
Der Emannte war kurze Zeit vorher zum Koadjutor des Bischofs 
von Seckau ernannt. Der Hl. Stuhl ernannte den Domherrn 
Michael Memelauer zum Bischof von St. Pölten. Der Dom- 
pfarrer Dr. Johann Filzer wurde zum Weihbischof in Salzburg 
berufen. Der Weihbischof von Wien, Dr. Joseph Pfluger wurde 
am 29. Januar 1927 vom Hl. Vater zum Titularerzbischof von 
Macre ernannt. Am 22. März starb in Kolleg zu Valkenburg 
(Holland) P. Joseph Laurentius S. I., ehemaliger Professor des 
kanonischen Rechts, ein verdienter Schriftsteller und sehr ge. 
schätzter Mitarbeiter dieser Zeitschrift. Dr. P. Robert Franz 
O. Cist. wurde die Lehrkamzel für Kirchenrecht und Kirchen- 
geschichte an der theologischen Lehranstalt in Heiligenkreuz 
übertragen. 


1) Nach den neuesten Verfügungen des Apostolischen Stuhles ist das 
frühere Ernennungsrecht des Erzbischofs von Salzburg für die Suffraganbistümer 
Gurk, Seckau und Lavant aufgehoben, dagegen verbleibt dem Erzbischof das 
Privileg der Präsentation, der Konsekration und der Einweisung in den wirk- 
lichen Besitz des Benefiziums. Vgl. Chr. Greinz, Die Privilegien des Erz- 
bischofs von Sal Due zur freien Besetzung seiner Suffraganbistümer, in: Kath. 
Kirchenzeitung Nr. 25 vom 25. Juni 1927. 
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1. P. Amédée Teetaert, Ord. Cap., La confession aux lalques 
dans l'église latine depuis le VIII jusqu' au XIVe siècle, 
Etude de theologie positive. [Universitas catholica Lovani- 
ensis. Dissertationes ad gradum magistri in facultate theo- 
logica consequendum conscriptae. Series Il. Tomus 17.] 
8°. (XXVIII u. 510.) Wetteren—Bruges—Paris, 1926. Fr. 50. 


Gromer Gg., der sich zuletzt mit dem Problem der abend- 
lándischen Laienbeicht im Mittelalter näher bescháftigte!), wollte nicht 
eine vollstándig erschópfende Geschichte der Laienbeicht schreiben, 
sondern nur aus dem reichen Quellenmaterial eine Auswahl der 
wichtigsten Stellen bieten, um einige Klarheit über Entstehung, 
Fortentwicklung, Höhepunkt, allmählichen Niedergang und schließ- 
liches Verschwinden dieser interessanten Erscheinung zu schaffen 
(Vorwort S. VII). Und da die Arbeit auch sonst nicht in allem 
den berechtigten Anforderungen entsprach ?), so war es sicherlich 
wohl begründet, daß Teetaert das nicht leichte Thema nochmals 
zum Gegenstand einer gründlichen, möglichst erschöpfenden 
Untersuchung machte. 

Die Verschiedenheit der beiden Werke ist schon aus der 
großen Verschiedenheit ihres mitgeteilten Umfangs deutlich. er- 
kennbar. Hierbei ist noch zu berücksichtigen, daß G. die Laien- 
beicht bis zu ihrem gänzlichen Verschwinden behandelt, während 
T. seine bezüglichen Forschungen nur bis zum Beginn des 
14. Jahrhunderts (Duns Skotus) erstreckt. Mit welcher Tatkraft 
und mit welcher Umsicht der Verfasser dieser Löwener Disser- 
tation nach mehreren Vorarbeiten sich an die Lösung seiner Auf- 
gabe gemacht hat, dafür ist ein schlagender Beweis die Tatsache, 
daß er nicht weniger als 184 von 29 verschiedenen Bibliotheken 

1) Die Laienbeicht im Mittelalter. Ein Beitrag zu ihrer Geschichte 
[Veröifentlichungen aus dem kirchenhistor. Seminar München. Ill. Reihe Nr. 7.] 
89, (VIII u. 95. München, Lentner, 1909. — Gaitier Paul widmet in seinem 
dogmatisch-historischen Traktat De paenitentia, Paris 1928, der »confessio 
laicalis« nur etwas über eine Seite (S. 402—404). 


2) Vgl. Theologische Revue 1910, Sp. 83—86 (Gillmann); Literarische 
Rundsdiau 1910, Sp. 441—443 (Königer). 
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stammende Hss zitiert, von denen er gewiß weitaus die meisten 
selbst eingesehen hat. Bei diesen Forschungen ist ihm auch 
die Auffindung bezw. Identifizierung einer Reihe von Hss — der 

Dekretsummen von Rufinus (2), Stephanus von Tournai, Johannes - 
von Faenza, Huguccio und Bartholomäus von Brescia — geglückt. 

Als Aufgabe hat sich Verf.. gestellt Erforschung der Gründe 
des Aufkommens der Laienbeicht, Feststellung der Bestrebungen 
und der Gedankengänge, welche ihr Aufblühen erleichterten, : 
Darlegung ihres ersten Auftretens, Auseinandersetzung ihrer theo- 
retischen Rechtfertigung im früheren Mittelalter, Verfolgung ihrer 
Entwicklung in der vorscholastischen und in der scholastischen 
Periode, Angabe der Gründe des Verfalls und des Verschwindens 
der Laienbeicht, sowie Lösung der einschlägigen dogmatischen 
Fragen. 

Mit Rücksicht auf die Entwicklung unserer Institution be- 
handelt Verf. seinen Stoff in 5 Teilen. Der erste Teil hat zum 
Gegenstand die Laienbeicht von nur /dflichen Sünden während 
der karolingischen Periode (8.—10. Jahrh.). Der zweite Teil ist 
gewidmet dem Auftreten und der ersten Entfaltung der Laien- 
beicht von schweren Sünden während des 11. Jahrhunderts (vor- 
scholastische Periode): Die Theologen erklären die Erlaubtheit 
und die Notwendigkeit dieses Verfahrens vor allem aus dem 
genugtuenden Charakter der Beicht, nämlich aus der durch die 
Beicht bewirkten Beschämüng des Pönitenten. Der dritte Teil 
beschäftigt sich mit der Frage der Laienbeicht bei den ersten 
Scholastikern und bei den Kanonisten des 12. Jahrhunderts (seit 
Anselm von Canterbury bis zum 4. Laterankonzil): Sie recht- 
fertigen die Laienbeicht damit, daß sie das äußere Zeichen der 
Reue sei, welche während dieser ganzen Zeit als bewirkende Ur- 
sache der Sündennachlassung angesehen wurde. Der vierte Teil 
prüft die Behandlung unseres Problems durch die großen Scho- 
lastiker der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts bis Thomas von 
Aquin einschließlich: Sie erörtern vorzüglich die Pflichtmäßigkeit 
und den »sakramentalen« Charakter der Laienbeicht. Der fünfte 
Teil verfolgt die einschlägige Lehre der Theologen und der Kano- 
nisten von Thomas bis Duns Skotus: Die Rechtmäßigkeit der 
Laienbeicht wird damit begründet, daß sie als Begierdepriester- 
beicht erscheine, die eben in der Laienbeicht ihren Ausdruck 
finde. Die Franziskanerschule verwirtt uuf Grund der Unter- 
scheidung der Buße als Tugend und der Buße als Sakrament die 
Pflichtmäßigkeit der Laienbeicht, und da sie das ganze Wesen 
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des Bußsakraments in die priesterliche Absolution verlegt, kommt 
sie bald mit Duns Skotus dahin, die Laienbeicht vollständig 
zu verwerfen. 

Da die Entwicklung der abendländischen Laienbeicht im 
Mittelalter in innigstem Zusammenhang steht mit der Entwicklung 
des Bußsakraments und sofort mit der allgemeinen Entwicklung 
der Bußdisziplin, so schickt Verf. ein einleitendes Kapitel voraus, 
enthaltend die Grundlinien der allgemeinen Geschichte des 
Bußsakraments seit dem Anfang des Christentums bis zum 
Beginn der Laienbeicht von läßlichen Sünden. Ebenso stellt er 
an die Spitze jedes Teiles ein Kapitel mit einem kurzen Überblick 
über die Lehre vom Bußsakrament während des entsprechenden 
Zeitraums, wie sich auch nach Art eines roten Fadens durch das 
ganze Werk der Grundgedanke hindurchzieht, daß jede fundamen- 
tale Änderung in der theologischen Erklärung des Bußsakraments 
eine andere theologische Erklärung der Laienbeicht von schweren 
Sünden zur notwendigen Folge hat. 

Als Anhang erscheint eine Abhandlung über die Praxis der 
Laienbeicht. In der Einführung charakterisiert Verf. zuerst den 
Unterschied zwischen der morgenländischen und der abend- 
ländischen Laienbeicht, woran sich u. a. die Fixierung des Themas 
und die Besprechung der bisherigen Behandlung des Gegenstandes 


anreicht. Auf die Einführung folgt ein ausführliches /nhaltsver- 


zeichnis. Den Schluß des Ganzen bilden ein Verzeichnis der 
zitierten Hss, ein Verzeichnis der zitierten Quellen und ein Verzeich- 
nis der zitierten Schriftsteller. 

Man wird nicht umhinkönnen die gewählte Einteilung aig 
sachentsprechend zu bezeichnen. Dagegen scheint es mir kein 
glücklicher Griff gewesen zu sein, daß Verf. vom 2. Teil an je 
in einem Kapitel die Laienbeichtlehre der einzelnen Autoren usw. 
in historischer Aufeinanderfolge darlegt und in einem weiteren 
Kapitel eine systematische Auseinandersetzung der Laienbeichtlehre 
der betreffenden Periode bietet. Denn bei diesem Verfahren waren 
massenhafte, den Leser ermüdende Wiederholungen unvermeidlich. 
Dieser Mißstand wäre ohne sonstige Nachteile nicht eingetreten, 
wenn Verf. mit Hinweglassung eines Kapitels bei Wahl des histo- 
rischen Verfahrens die Gesichtspunkte: Notwendigkeit der Laien- 
beicht, Spender, Gegenstand, nachlassender Wert, theologische 
Gründe und historische Erklärung der Laienbeicht bei den ein- 
zelnen Autoren noch mehr, als es ohnehin geschehen ist, hervor- 
gekehrt hätte oder bei Bevorzugung des systematischen Verfahrens 
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die chronologisch aneinander gereihten Autoren noch mehr, als 
es ohnehin schon der Fall ist, hätte zu Wort kommen lassen. 
Jedenfalls waren bei dem vom Verf. beliebten Verfahren Verwei- 
sungen auf früher Dagewesenes viel häufiger am Platz, als Verf. 
sie vorgenommen hat. So ist man vielfach auf das allerdings 
sehr gute Verzeichnis der zitierten Quellen, woselbst die jeweilige 
sedes materiae durch Sperrdruck hervorgehoben wird, angewiesen. 

. Regelmäßig teilt Verf. seine Quellenbelege, gleichviel ob 
bereits gedruckt oder noch ungedruckt, ihrem vollen Wortlaut 
noch mit. Auf solche Weise hat er die Nachprüfung der Richtig- 
keit seiner Behauptungen dem Leser überaus erleichtert. Aber 
Verf. tut des Guten doch zu viel, wenn er statt mit Verweisungen 
sich zu begnügen, die gleichen Belege wiederholt zum Abdruck 
bringt. Vgl. z. B. S. 16 u. 254, 17! u. 258, 17°, 204 u. 265, 33%, 
33? u. 34!, 35 u. 41, 46' u. 80, 47 u. 481, 49%, 50' u. 133, 57 u. 
59%, 57° u. 61!, 65, 65? u. 70, 65? u. 69, 695 u. 775, 89! u. 130%, 895 
u. 1521, 98! u. 1442, 13213, 14623, 15323 u. 1561, 162! u. 163', 
167! u. 168', 268%, u. 269%, 276! u. 365°, 2885 u. 366', 2931, 294! 
u. 2951, 3078 u. 3635, 3115 u. 318', 322? u. 363°, 325! u. 373', 34395, 
346° u. 347', 385? u. 413°, 4041-4, 40435, 405? u. 406', 41213. Die 
fünf Belege S. 361 sind sämtlich bereits früher mitgeteilt, der 
vierte kehrt wenigstens teilweise S. 365+ nochmals wieder. Ebenso 
waren die vier Belege S. 367 alle schon da. 

Das ganze Werk leidet an großer Weitschweifigkeit und viel- 
fachen — außer den oben bezeichneten, durch die gewählte Dis- 
position veranlaßten — Wiederholungen. Wenn z.B. ein Autor 
lediglich einen andern ausgeschrieben hat, so bedarf es doch 
nichts Weiteren als der Konstatierung dieser Tatsache, zumal ja 
die Belege beigefügt sind. Diese Weitschweifigkeit und diese 
unnötigen Wiederholungen treten besonders auch in der Art und 
Weise der Zitation der Quellen und der Literatur hervor. Quellen 
betr. vgl. z. B. S. 207 ff., Literatur betr. sei bemerkt, daß z. B. 
Ghellincks Schrift über die theologische Bewegung des 12. Jahr- 
hunderts und Grabmanns Werk über die scholastische Methode 
je elfmal unter voller Angabe des Titels, des Erscheinungsorts 
und der Erscheinungszeit zitiert werden und daß dies bei Paulus’ 
Geschichte des Ablasses im Mittelalter sogar vierundzwanzigmal — 
auf der einen S. 342 dreimal — geschieht. Sehr häufig wird auch 
im gleichen Zusammenhang das Todesjahr der alten Autoren 
zweimal mitgeteilt, einmal im Text und einmal in der zugehörigen 

Anmerkung. | 
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| Hinsichtlich seiner ziemlich ausführlichen quellengeschicht- 
lichen Erörterungen bekennt Verf. seine Abhängigkeit von sekun- 
dären Quellen, dagegen nimmt er in Anspruch die Laienbeicht 
selbst ausschließlich auf Grund der primären Quellen gewertet zu 
haben. Daß Verf. in dieser Beziehung, namentlich was die Aus- 
dehnung seiner Forschungen angeht, das Maß der von einer 
Dissertation zu erwartenden Leistungen weit übertroffen hat, ist 
aus meiner obigen Angabe über die Menge der von ihm benützten 
Hss sofort ersichtlich und insofern muß dem Verf. uneingeschränkte 
Anerkennung gezollt werden. Es wäre selbstverständlich verkehrt 
gewesen, wenn er die einschlägige Literatur nicht zu Rate gezogen 
hätte. In Wirklichkeit hat Verf. dies auch in recht ausgiebiger 
Weise getan. Dagegen hat er es bedauerlicherweise gar manch- 
mal unterlassen seine sekundären Quellen zu erwähnen, wie auch 
nicht selten die Anführungszeichen fehlen, wo der objektive Tat- 
bestand deren Beifügung verlangt hätte. Infolge dieses Verfahrens 
wird der uneingeweihte Leser häufig als Eigentum des Verfassers 
buchen, was tatsächlich der Hauptsache nach fremdes Gut ist. 
M. E. hatte Verf. keinen trifftigen Grund den wahren Sachverhalt 
nicht offen darzulegen. Denn es bleibt nach Abzug des Ent- 
lehnten immer noch soviel Eigengut übrig, daß Verf. sich damit 
recht wohl sehen lassen kann. | 

In welcher Weise Verf. sekundäre Quellen ohne ihre Er- 
wähnung verwertet, dafür sollen einige Beispiele folgen. Gleich 
auf der ersten Seite der Einführung (S. VII) lesen wir: »C'est 
vers le temps de la querelle des iconoclastes, (sous Constantin 
Copronyme + 775), nous dit Jean d'Antioche, écrivain du XIIe 
siecle, que le Christ confera spécialement aux moines le droit 
d'entendre les confessions et le pouvoir de remettre les péchés 
des fidéles«. Die zugehórige Belegstelle lautet: »De monastica 
disciplina et de monasteriis laicis non tradendis, Migne, P. G, 
t. 122, col. 1128«. Hierzu ist zu bemerken, daf Joh. an der 
fraglichen Stelle lediglich sagt, die Mönche seien durch das Ver- 
trauen des Volkes nach göttlicher Fügung die ausschließlichen 
Verwalter des Bußsakraments geworden (vgl. Hörmann, Unter- 
suchungen zur griechischen Laienbeicht, Donauwörth 1913, S. 281 
bis 283). Und der betreffende Passus steht bei Migne nicht im 
Bd. 122, sondern im Bd. 132. Verf. hat die ganze Stelle — ohne 
Quellenangabe — herübergenommen aus dem Dictionnaire de 
theologie catholique 3, 863 [Vacandard], wo es heißt: »C'est vers 
ce temps (sous Constantin Copronyme, T 775), nous dit un 
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écrivain du XII* siécle, Jean d'Antioche, que le Christ confera 
spécialement aux moines le droit d’entendre les confessions et le 
pouvoir de remettre les péchés des fidèles.. . De disciplina 
monastica et de monasteriis laicis non tradendis, P. G. t. CXXII, 
col. 1128«. — S. 15 lehrt Verf., daß die Bufbücher in Gallien 
um das Jahr 600 durch den hl. Kolumban und seine Schüler 
eingeführt wurden. In der zugehörigen Anm. steht u. a.: A. Hauck, 
Kirchengeschichte Deutschlands, t. I., Fribourg-en-Br., 1904, 
p. 252—256«. Im Jahre 1904 erschien der erste Band dieses 
Werkes in dritter Aufl., u. zw. — wie alle Auflagen — bei Hin- 
richs in Leipzig und von der bezüglichen Materie wird im ersten 
Band der dritten Aufl. gehandelt S. 273—278. Die — nicht ge- 
nannte — Quelle für den Verf. war hier offenbar Gromer, welcher 
zum gleichen Gegenstand auf »Hauck, Kirchengeschichte Deutsch- 
lands II? (Freiburg 1904), 255« (a. a. O. S. 5?) und auf »Hauck, 
a. a. O. I — erste Aufl. —, 252—256« (a.a. O. S. 55) verweist. 
— S. 23 behauptet der Verf, daß u. a. auch nach Alkuin die 
Beicht noch nicht als solche verlangt wurde, sondern um dem 
Pónitenten eine entsprechende Buße auferlegen zu können. Die 
zugehörige Beweisstelle lautet (Anm. 3): »Aperite vulnera in con- 
fessione, ut medicamenta salutis proficere valeant in vobis; — 
per poenitentiam purgare curabis, etc. . Epistola 131, Dümmler, 
op. cit. [= Epistolae Carolini aevi, t. Il, Berlin 1895, (ebenda 
Anm. 1)/, t. II, p. 194, 796, 198«. Hier ist Verf. abermals völlig 
abhängig von dem — nicht erwähnten — Gromer. Dieser belegt 
die gleiche Lehre in folgender Weise: »Vgl. Alcuin, ep. 131 (194): 
per poenitentiam purgare (sc. peccata) curabis [Dümmler: cura- 
veris]; (196): Quanto longius recessisti a Deo pro scelerum 
magnitudine, tanto fortius per poenitentiam adpropinquáre studeas ; 
(198): Aperite vulnera in confessione, ut medicamenta salutis 
proficere valeant in vobis . .« (a. a. O. S. 75). Die Abhängig- 
keit des Verf. von Gromer ergibt sich. einmal daraus, daß er nur 
auf dieser Seite, námlich in Anm. 3 und in Anm. 1 (— Gromer 
a. a. O. Anm. 4) den Alkuinbrief nach den Mon. Germ., sonst 
stets nach Migne (s. S. 237, 3/1, 37%, 411- ?) zitiert, sodann da- 
raus, daß der Hinweis auf p. 196 völlig unbegründet ist, weil 
Verf. den auf dieser Seite stehenden Passus nicht mitteilt. 

S. 26 erklärt Verf, daß die Beicht als Vorbereitung auf die 
Osterkommunion in Frankreich sicher schon um das Jahr 800 in 
Gebrauch war, und verweist zur Begründung (Anm. 3) zunächst auf 
die Schriften Theodulphs von Orleans. Hierauf fährt er fort: »La 
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méme doctrine se trouve dans le Penitentiel du Pseudo-Egbert 
(IX* $), dans F. Wasserschleben, op. cit. [= Die Bußordnungen 
der abendländischen Kirche, Halle 1851], p. 34 et dans le Péni- 
tentiel de Saint Gatien de Tours, dans E. Marténe, De antiquis 
ecclesiae ritibus, t. I, Rouen 1700, p. 259«. Hier war wieder 
Vacandard (Dictionnaire l.c. c. 885) des Verfassers nicht genannter 
Gewährsmann. Bei Wasserschleben steht nämlich a. a. O. durch- 
aus nichts Einschlägiges und Martene betr. ist ein Gleiches zu 
konstatieren. Wohl aber lesen wir im Dict. 1. c.: »Le méme usage 
est attesté par le Pénitentiel du pseudo-Egbert (IX* siécle) . ., 
c. LXV., Wasserschleben, Die Buford. d. a. K., Halle 1851, p. 34. 
. Un Pénitentiel de saint Gatien de Tours, que Marténe a publié, 
De antiquis Ecclesiae ritibus t I, p. 259 sq., . . . indique également 
que la confession quadragésimale était obligatoire . .« In Wirk- 
lichkeit ist zu lesen: Wasserschl. . . p. 342 [s. Teetaert a. a. O. 
p. 19°], und: Marténe . . t. II p. 54, wo das Beichtkind bekennt: 
»i quadragesima, sicut constitutum est, confessus non fui neque 
poenitentiam de praeteritis criminibus egi«. — S. 89° steht als 
Beleg dafür, daß nach Alanus von Lille die Nachlassung der 
Sünde durch die Reue bewirkt wird: »Compunctio sanitas est 
animae, remissio est peccatorum, medicina est post peccati reme- 
dium. De articulis catholicae fidei, lib. IV, Migne, P. L. t. 210, 
col. 613 et De arte praedicatoria, cap. XXX, Migne, P. L. t. 210, 
col. 170«. Der hier mitgeteilte Wortlaut ist nicht genau und er 
steht nicht in De art. cath. fid., sondern nur in De arte praedic, 
Der Verf. entnahm seinen Beleg aus dem nicht erwähnten Schmoll. 
der in seiner Bußlehre der Frühscholastik, München 1909, S. 90 
bemerkt, von Alanus werde das Wesen der Buße in die contritio 
verlegt und deshalb poenitentia geradezu definiert als pro peccatis 
contritio, ab eis cessare intendens, per oris confessionem expressa, 
und als Beleg beifügt: »l. c. (= De art. cath. fid. 1. IV) M. 210, 
613; vgl. de arte praedic. c. 30 (M. 210, 170 C): compunctio 
sanitas e. a., r. e. p., m. e p. p. r.«!). 

Der Anhang (S. 486—496) beruht mit Ausnahme von drei 
Stellen (S. 488, 492, 495 f.) ganz und gar auf Laurain, De Pinter- 
vention des laiques, des diacres et des abbesses dans l'adminis- 
tration de la pénitence, Paris 1897, und auf Gromer. Gleichwohl 


. 1) Genau lautet die Stelle: »Compunctio sanitas est animae, compunctio 
remissio est peccatorum, compunctio secunda est tabula post naufragium, 
secunda medicina post peccati remedium.« 
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werden diese Autoren im fraglichen Zusammenhang nur je einmal 
und nur gelegentlich (S. 4881, 491%) erwähnt. 


Im einzelnen sei Folgendes bemerkt: Was Verf. S.16 und 
S. 25 das Pönitentiale Kolumbans über die »peccata minuta« als 
Gegenstand der Beicht sagen läßt, trifft in dieser Form nicht zu. 
Denn von »peccata minuta« ist an der betreffenden Stelle keine 
Rede. Sie lautet: »Confessiones autem dari diligentius praecipitur 
maxime de commotionibus animi . . . Sicut ergo a peccatis capi- 
talibus et carnalibus cavendum est, antequam communicandum 
sit, ita etiam ab interioribus vitiis et morbis languentis animae 
abstinendum est ac abstergendum . .« (Ausg. von Seebaf, Zeit- 
schrift f. Kirchengeschichte 1894 S. 448)') — Daß Laurain nur 
gelegentlich der Besprechung der Ansicht des Petrus Lombaidus 
über die Laienbeicht auf die pseudo-augustinische Schrift De 
vera et falsa poenitentia hingewiesen habe, wie Verf. S. 55 in 
Gromers Nachfolge (G. S. 135) behauptet, ist irrig. Vgl. Laurain 
a. a. O. S. 23, 25, 85, 36, 43, 47, insbesondere S. 57. — Bei 
Darstellung der Lehre Burchards von Worms, Ivos von Chartres 
usw. müssen unbedingt deren Quellen, muß insbesondere die 
Gleichheit ihrer Quellen angegeben werden. So ist z. B. Ivo, 
Decr. 15, 27 (S. 781) = Burchard., Decr. 18, 2 (S. 77?) = Beda 
[Migne 93, 39] (S. 281). Vgl. namentlich S. 86, wo Ivo, Decr. 15, 
26 = Burch., Decr. 18, 1 = Regino, De eccl. disc. 1, 110 ist. 
— Die Unhaltbarkeit der S. 88 vertretenen Anschauung, Rufinus 
teile hinsichtlich der Wirksamkeit der Reue die Anschauung 
Gratians, ergibt sich aus Rufins eigenen Worten. Denn er schreibt 
in seiner Summa zu Beginn des Tractatus de poenitentia: »Ubi 
(sc. in prima distinctione de poenitentia) pro utraque parte ques- 
tionis (sc. an in sola cordis contritione peccata remittantur) controver- 
santes auctoritates alternatis sepe vicibus introducit, tandem cui 
partium potius favendum sit, lectoris arbitrio reservat« (Singer 
p.501) Und nun fährt er, gegen Gratian polemisierend, fort: 
»Nostra vero et plurimorum, quin immo prope omnium sententia 
hec est, ut in sola cordis contritione peccata dimittantur — bis 

1) Nach dem Verf. heißt die Stelle: »Non solum de capitalibus criminibus 
confitendum est, sed etiam de minutis morum inconditorum, necnon de com- 
motionibus animi, sive de morbis animae languentis« (S. 16; vgl. S. 254). Woher 
Verf. diesen Text hat, konnte ich bis jetzt nicht ermitteln. Scormitz, von dem 
er ihn haben will (Bußbücher I, 601), hat ihn jedenfalls nicht. S 26 steht ein 
Teil des Textes in dem von Schmitz mitgeteilten Wortlaut. Doch ist daselbst 


— nach Seebaf — statt »incertioribus« »interioribus« zu lesen und demnach 
auch Zeefaerts Kommentar ebenda zu ándern. 
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hierher teilt Verf. selbst diese Stelle mit (S. 88°) —, que tamen 
remissio infructuosa et quasi nulla iudicabitur, si parata copia 
sacerdotis et temporis oris confessio non sequatur« (Singer |. c.). 
An Rufinus schließt sich Johannes von Faenza an, welcher ersteren 
auch hier — abgesehen von zwei unbedeutenden Variationen — 
wortwörtlich abschreibt (s. Teet. S. 211!) '). — Zu »Anselm von 
Laon« (S. 104—109) ist nachzutragen, daß er in seinen Sentenzer 
die Laienbeicht nicht erwähnt. Vgl. Bliemetzrieder, Anselms von 
Laon Systematische Sentenzen, Münster 1919, S. 120—125. — 
Der Text S. 140! wäre als eine Leostelle kenntlich zu machen 
(= c. 49 pr. D. I de poen.); desgleichen wäre anzugeben, daB die 
drei unmittelbar folgenden Zitate aus De vera et falsa poenitentia 
stammen (c. 88 D. I de poen.). Die Stelle S. 142! (Petrus Lombar- 
dus) ist fast wörtlich aus Gratian (dict. $ 15 p. c. 87 D. I.de poen.) 
entlehnt (s. S. 204°). — Zu »Stephan Langton« (S. 180—182) käme 
in Betracht meine kleine Abhandlung im Katholik 1913 II S. 59 
bis 62: Die Laienbeicht nach Stephan Langton. — Die ganze 
Auseinandersetzung des Verfassers betr. Gratians Stellungnahme 
zu den in D. I de poen. behandelten Frage (S. 200—205) scheitert 
an Gratians unzweideutigen Worten: »Cui autem harum (sc. duarum 
sententiarum) potius adherendum sit, lectoris iudicio reservatur. 
Utraque enim fautores habet sapientes et religiosos viros« (dict. 
Gr. p. c. 89). Wenn Gratian im Vorausgehenden einer der beider 
Meinungen mehr zuzuneigen scheint, so hat dies lediglich seinen 
Grund in der Gratianischen Methode. Vgl. hierzu Archiv 1924 
S. 4-10. Ich möchte hier noch mitteilen, wie — Rufinus und 
. " A N . 

Joh. von Faenza betr. vgl. oben — Huguccio in der fraglichen 
Hinsicht Gratian beurteilt. Er schreibt zum pr. D. I de poen. ad 

1) Ebenso ist die S. 2113 mitgeteilte- Johannesstelle aus Rufinus ent- 
lehnt (Singer p. 503). Die S. 21213 stehenden Texte hat Johannes aus 
Stephan von Tournai abgeschrieben. Steph. bemerkt zum dict. Gr. § 1 
p.c. 4 C. XXIV q. 1 ad v. Petro pro omnibus et pre omnibus: ». . . Set 
queritur, quid dimittant sacerdotes. Quidam dicunt, quia cum peccator dupliciter 
teneatur ligatus, i.e. cecitate mentis et debito eterng danpnationis, alterum, 
i. e. mentis cecitatem dimitti per deum, alterum, i. e. futurg pene debitum 
er sacerdotem, i. e. officio sacerdotis, et ut dicunt, .alterum facit per se. 
darüber steht von anderer Hand: »scil. personaliter deus«], alterum per 
ministrum [darüber von anderer Hand: »scil. sacerdotem«] suum. Alii dicunt, 
g utrumque per se dimittit deus, quia et animam mundat a macula et a 
ebito mortis eterng absolvit. Sacerdotibus autem tribuit potestatem ligandi et. 
solvendi, i. e. ostendendi homines ligatos vei solutos« (Cod. 477 [ol. iur. 52] 
der Mainzer Stadtbibliothek f. 88’ c. 1). Die unterstrichenen Worte fehlen bei 
Johannes von Faenza auch in der Bamberger Hs (Cod. Can. 37 [P. II. 27] 
f. 73° c. 1) [Homdoteleuton(!)]. Bei dem Text der Anm. 2 besteht nur der 
Unterschied, daß St. nach der Mainzer Hs — wie übrigens auch die Bamberger 


JohannesHs zutreffend — »vel ligante statt »et ligant« schreibt. Ob nicht 
auch die Texte S. 21254, 2131.2 Plagiate aus St. sind, kann ich z. Z. nicht sagen. 
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v. Utrum sola cordis contritione: ». . Et nota, quod magister 
satis dissolute et prolixe tractat hanc questionem in hunc modum: 
Pro utraque parte questionis auctoritates alternatis sepe vicibus 
introducit — vgl. oben die Äußerung Rufins, bzw. Johanns von 
Faenza —, hinc inde inductis respondet, nunc pro hac parte 
nunc pro illa solvens et allegans, tandem cui parti potius sit 
favendum, lectoris arbitrio relinquit« (Cod. Vat. 2280 f. 292° c.1). 
Und zum dict. Gr. p. c. 89 ead. ad v. Quibus bemerkt er: »Hucus- 
que gratianus pro utraque parte proposite questionis alternatim 
auctoritates diversas introduxit, solutiones et responsiones ad illas 
auctoritates subposuit, nunc pro bac nunc pro illa parte allegans, 
tandem cui parti ipse faveat, non ostendit, set arbitrio lectoris 
reliquit, cui parti potius sit favendum« (Cod. cit. f. 299‘ c. 2). 
— Alles, was Verf. gegen Laurain und Gromer geltend macht 
(S. 206 f.) wegen Heranziehung von c. 36 Sanctum est D. IV 
de cons. zur Ermittelung von Gratians Laienbeichtlehre, läßt sich 
gegen ihn selber vorbringen wegen Verwendung von lvos von 
Chartres Decr. 1, 191 bei Darstellung von Ivos bezüglicher An- 
schauung (S. 61—65). Denn in beiden Fällen handelt es sich 
um den gleichen Text und um den gleichen Zusammenhang. 
Außerdem ist festzustellen, daß die Alten häufig c. 36 cit. ebenso 
wie c. 88 Quem penitet D. I de poen. als Beleg für die Zulässig- 
keit der Laienbeicht angeführt haben, so Huguccio (s. Katholik 
1909 I S. 445 , Raymund von Pennaforte (s. Teet. S. 3571, wo 
nach »socio potest tunc confiteri« weiterzulesen ist: »de pae. 
dist. 1. Quem paenitet, de con. dist. 4 Sanctum« [ed. Rom. 
p. 451], Goffred von Trano (s. Teet. S. 341*, wo statt »secundum« 
»sanctum« zu lesen ist), Bernhard de Botone (c. 2 X V. 18 
ad v. diacono confessi fuerint: »In necessitate etiam laico, de 
cons. dist. 4. Sanctum est, de poen. dist. 1. c. Quem poenitet 
vers. fi. et dist. 6. c. 1 circ. pr.«). Weitere Belege folgen unten. 

Bei »Rufinus« (S. 208—210) wäre auch einschägig dessen 
Bemerkung zum dict. Gr. $ 4 p. c. 3 D. XXV ad v. non nisi per 
penitentiam: »ld est per confessionem coram sacerdote, si fieri 
potest, et per operis satisfactionem« (Singer p. 60). Johannes von 
Faenza hat auch diese Glosse wórtlich übernommen (Clm. 3873 
f. 12 c. 1; Cod. Bamberg. Can. 37 (P. II. 27] f. 10‘ c. 1). Huguccio 
schreibt eod.: »Ut per aliquam satisfaccionem exteriorem vel interi- 


1) S. 342 behauptet der Verf., Goffred gebe keinen Grund an um die 
von ihm gelehrte Zulässigkeit der Laienbeicht zu rechtfertigen. Aus S. 341* 
ist ersichtlich, daß er dafür die eben genannten zwei Autoritäten ins Feld führt. 
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orem et per confessionem coram presbitero, si fieri potest . ..« 
(Cod. Vat. cit. f. 26 c. 2) und weiterhin eod. ad v. quecunque sive 
mortalia sive venialia:« Nam et veniale ex deliberatione et sepe 
conmissum indiget satisfaccione et confessione coram sacerdote, 
si fieri potest, alias multum gravabit, licet non danpnet eternaliter« 
(l.c). In der Summa Parisiensis heißt es eod. ad v. alterutrum: 
»Ut generali confessione deleatur. per penitentiam, i. e. non sine 
pena tenporaliter inflicta« (Cod. Bamberg. Can. 36 [P. II. 16] f. 9 c. 1). 
Vgl. auch oben S. 59 f. | | 

S. 231! wird irrigerweise behauptet, der Englander Gilbert 
sei fast der einzige der ältesten Dekretalisten, der von der Laien- 
beicht gesprochen habe. Bernhard von Pavia allerdings kennt 
nur die Priester- und die Diakonenbeicht '). Dagegen lehrt der 
Engländer Alanus ausdrücklich, daß man im Notfall einem Diakon 
und auch einem Laien beichten kann?) Vor ihm erklärt der 
Engländer Richard, daß die Buße auf dem Todbett als sacramen- 
ium necessitatis wie die Taufe auch von einem Aäretischen 
Spender zu empfangen sei?) Vincentius Hispanus übernimmt 
‘diese Glosse und fragt dann näherhin, ob man einem Häretiker 
beichten müßte, und erklärt, daß diese Frage von den einen bejaht, 
von den andern verneint werde^). Zu den Vertretern der letzteren 


1) Er schreibt in seinen Casus zu c. 4 Comp. I V. 26 ad v. presbitero 
vel diacono confessi fuerint: »Subaudi: Vel confiteri desiderantes, ut arg. 
C. XIII. Q. Il. Quesitum (c. 30). Ex his innuitur, quod necessitate interveniente 
et presbitero absente diaconus penitentiam dare et eucharistiam conferre 
potest, arg. C. XV. Q.I. Nec his« (c. 11) (Cod. Fulden. D. 5 f. 77 c. 2]. 

2) Er bemerkt zu c. 4 cit. ad v. diacono: »In necessitate potest diacono 
confiteri et etiam laico, ut de con. di. III. Sanctum est (c. 36), de pen. di. I. 
Quem poet (c. 88) [Cod. Fulden. cit. 1. 77 c. 2; Cim. 3879 f. 91 c. 1]. 

. 8) c. 9 Comp. I IV. 1 ad v. preter baptisma parvulorum et penitentias 
morientium: »Ista enim semper debent excipi. Nam sacramenta sunt necessi- 
tatis, que etiam ab heretico essent sumenda, ut XXIII. Q. I. Si quem forte 
(c. 40) et de [deest: M] con. di I/II. Sanctum est [deest: MJ. Secus de 
aliis, ut XXIII. Q. I. Cepit« (c. 42) [Cod. Bamberg. Can. 20 [P. 1I. 7) f. 34‘ 
c. 2; Clm. 68521. 52 c. 2; Cod. Hallen. Ye 80 f. 45 c. 1; Cod. Hallen. Ye &2 
pars 5 f. 1^ c. 2. Vgl. hierzu Teet. S. 2173 (Sikard von Cremona). 

Nebenbei sei bemerkt, daß auch Cod. Hallen. Ye 80 die Glosse des 
Richardus Anglikus zur Comp. I enthält. — Zugleich möchte ich beifügen, 
wie Rich. über die Armensünderkommunion urteilt. Er schreibt darüber zu 
c. 4 Comp. I V. 26 ad v. communionem: »S Orationum s.(cil.). Set si tradatur 
suspendio, tam eucaristlam negamus quam sepulturam; eucaristiam, quia 
scandalum esset, si Christus, qui adhuc creditur in'ysophago, traderetur sus- 
pendio. Ergo credat et sufficit, ut de con. di. II. (If) Ut quid (c. 47); sepul- 
turam« (!) [Cod. Bamb. cit. f. 50^ c. 2; Clm. cit. f. 75 c. 1; Cod. Hallen. Ye 80 
1. 72* c. 1]. Über die Armensünderkommunion vgl. Archiv 1913 S. 350 ff. - 
4) c. 9 Comp. I IV. 1 ad v. baptisma parvulorum: »S Ista enim... 
Cepit. Set une deberet quis confiteri heretico? Dicunt quidam, quod 
sic, per illud c. XXIII. Q. I. St quem forte, alii, quod non, de penitentia di. VI. 
C. L, et ipse diceret: Tu videris (Mt 27, 4), sicut iude .factum fuit« (Cod. 
Lips. 983 1.39 c. 2). | 
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Anschauung gehört, wie wir aus Tankred, der Richards Glosse 
gleichfalls übernimmt, erfahren, Petrus de Corbolio'). Verf. ist 
unentschieden, ob er die von ihm S. 2331? aus Cod. Borghes. 
264 zu c. 2 Comp. III V. 21 ad v. solutus mitgeteilte, mit »La.« 
signierte Glosse Laurentius Hispanus oder Lanfrankus zuschreiben 
Soll. Sie ist sicher Eigentum des ersteren. Denn sie steht auch, 
von der älteren Hand geschrieben, in Clm. 3879 und die ältere 
Glossenschicht dieser Hs enthält nur Glossen von Johannes 
Galensis, Laurehtius Hispanus und Vincentius Hispanus. Die 
Glosse lautet zu c. 2 cit. ad v. nondum habendus est apud 
ecclesiam absolutus: »Secus si a simplici sacerdote absolveretur, 
ut S.(upra) XXVII. (XVII) Q. IHI. Si quis suadente (c. 29), S. e. 
t. Non dubium ?’. I. (c. 6 Comp. I V. 34). Set numquid a laico 
in extrema necessitate? Ar. quod sic de pe. di. ]. Quem penitet, 
de con. di. III. Sanctum est baptisma, ubi [die Hs hat: nisi] 
absolvit propter extremam necessitatem, quos debet episcopus 
absolvere, In capite« (Cod. cit. f. 261 c. 2)?). Vincentius Hispanus 
hat sich diese Glosse — wieder ohne Nennung der Quelle — 
angeeignet?). Der Hauptsache nach hat auch Johannes Teutonikus 


In Cod. Lips. 983 lautet die Glosse zu c. 4 Comp. I V. 26 ad v. 
diacono: »S Quando presbiter absens est, vel hoc in necessitate, quando 
etiam socio potest confiteri, de pen. di. I. Quem penitet« (i. c. f. 56 c. 2). Da 
aber diese Glosse von anderer Hand mit anderer Tinte nachgetragen ist, 
möchte ich sie nicht ohne weiteres dem Vincentius zuschreiben. Jedenfalls 
ist sie sehr alt. 

Zu c. 5 Pastoralis Comp. /// I. 20 ad v. in mortis schreibt Vinc.: 
»Ergo in obsidione potest absolvere et verum est. Quidam autem [B: tamen] 
intellexerunt hoc [deest: B] de morte repentina« (Cod. Lips cit. f. 112 c. 2; 
Cod. Bamb. Can. 20 f. 118 c. 2). Vgl. hierzu Teet. S. 3451. 

1) c. 9 Comp. 1 IV. 1 ad v. preter baptismata: »S Ista enim sacra- 
menta [deest: B 21] semper debent excipi, quoniam sunt sacramenta necessitatis 
B 19: necessitatum ; L: veritatis], que etiam . . Cepit. R.(ichardus). Dixit tamen 
B21 addit: contra] p. de. cor. [B21 : p. de corbol’.], quod ab heretico penitentia 
non est [B 21: non.est p.] accipienda, ne in desperationem nos mittat [B21: 
mittant], sicut iudei iudam, cui dixerunt: Tu videris [B 19 deest: tu v.]; peccata 
IL: peccia] tua non conportanda promittimus, de pe. di. VI. c. I. circa medium 
B21: contra mederi). £.«(ancied.) [Cod. Bamb. Can. 19 [P. Il. 6] f. 50 c. 2; Cod. 

amb. Can. 21 [P. 11. 10] f 64’ c. 1; Cod. Lips. 968 f. 49 c. 2). In der Leipziger 
Hs fehlt die Sigle, die Bamberger Can. 21 hat die Sigle: »laur.« Demnach 
würe die Glosse von Laurentius Hispanus. Indessen sind gerade in dieser 
Hs die Siglenangaben nicht besonders verlássig. — In Cod. Bamb. Can. 19 
ist zu »Cepit« am Rand von späterer Hand mit anderer Tinte beigefügt: »Item 
extrema unctio et verbum predicationis excipitur, ut I. de sententia exco. 
Responso (c. 16 Comp. Il] V. 21), et communio timore mortis, ut I. de emu. 
ec. Quoniam (c. 1 Comp. II Ill. 27) in fi.« — Ueber Petrus de Corbolio vgl. 
Archiv 1925 S.150!; S.-A. S. 373, — Vgl. auch Z. S.-St. Kan. Abt. XV 
S. 493 Anm. 

2) Auch in der Glosse des Johannes de Petesella (S. 340°) ist »La.« 
= Laurentius Hispanus. 

3) c. 2 cit. ad v. nondum: »S Secus si . . Sanctum habita (!) .. episcopus 
absolvere, L. di. [n capite« (c. 64) (Cod. Bamb. Can. 20 f. 177 c. 2]. 
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diese Glosse übernommen. Er schreibt eod ad v. absolutionis 
non potuit beneficium optinere: »S Nisi (!) in extremis positus- 
habuisset copiam sacerdotis, assimplici (!) sacerdote potuisset 
absolvi, ar. S. de sen. excon. Non dubium, S. XVII. Q. IIII. Si 
quis suadente. Set ex quo iam mortuus est, non potest absolvi 
nisi per papam. Set numquid a laico posset absolvi in articulo 
mortis? Arg. quod sic de pit. (! di. I. quo (1) peniteant (!) et de 
con. di. III. Sanctum, ubi laicus absolvit per extremam necessi- 
tatem, quem episcopus debet absolvere, ut L. di. In capite« 
(Clm. 3879 f. 261 c. 2). 

Tankred macht aufer der bereits mitgeteilten Richardglosse- 
auch die Alanusglosse zu c. 4 Comp. IV.26 ad v. diacono mit. 
einem kleinen Zusatz zu seiner eigenen!). Ebenso übernimmt er 
die Johannesglosse zu c. 2 Comp. III V. 21 ad v. apud ecclesiam 
‘sit solutus: »§ Si in extremis positus . . . a simplici sacerdote . . 
nisi per dominum papam vel eius mandato . . quod sic, de pe. 
di. I. Quem penitet et S. de con. di. JIII. Sanctum est, ubi laicus 
absolvit . . In capite«?). Zu c. 5 Comp. III I. 20 ad v. preter 
quam in mortis glossiert Tankred: »§ Quo casu de quolibet genere 
excommunicationis et a quolibet etiam laico potest absolvi, arg. 
S. XVII. Q. III. Si quis suadente et S. de sententia excommu- 
nicationis De hiis 1’. II. (c. 15 Comp. II V. 18) et S. de con. di. 
MI. Sanctum est. Set nunquid in obsidione positum vel trans- 
fretare volentem licet absolvere? Vinc. dixit, quod sic, set norm 
probavit. Ego contra, set si immineret timor naufragii vel peri- 
culum mortis, tunc credo licere. Item dico, quod ingredientem 
bellum canpestre puta contra sarracenos vel alios iustum licet 
absolvere propter inminens periculum mortis, ut in dicto c. de 
con. di. III. Sanctum est, ita tamen (ut), si evaserint, ad illum,. 
qui absolvere poterat, accepturi mandatum accedant, ut S. de 
sententia excommunicationis c. I. et c. Pervenit P. II. (c. 6 Comp. 
II V. 18). t«.(ancred)?). Es haben demnach tatsächlich die ältesten 
Dekretalisten in nicht geringer Zahl zur Frage der Laienbeicht. 
sich geäußert. 

Was Johannes von Treviso über die Verpflichtung zur Beo- 
bachtung des Beichtgeheimnisses sagt (S. 278), ist gleichfalls. 


1) »S In necessitate . . Quem penitet et di. VI. c. I. ala.« [L:a.] (Cod. 
Bamb. Can. 21 f. 94 c. 1; Cod. Lips. 968 f. 72 c. 
2) Cod. Lips. 9681. 226° c. — Mane vei stammt diese Glosse. 
nicht von Johannes Teutonikus, sondern von Tankred. 
Cod. Lips. 968 f. 142 c. 2 — Cf. gloss. ord. c. 11 X I. 31 ad v. 
preterquam in mortis articulo. S. Teet. S. 344 f. 
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"weitestgehend aus Wilhelm von Auxerre entlehnt. Verf. irrt, wenn 


er meint (S. 455), das einschlägige Beispiel aus den vitae patrum 
sei in Wilhelms Summa nicht auffindbar. W. bringt es tatsächlich, 
bei Behandlung der Frage: »Utrum in aliquo casu debeat sacerdos 
Tevelare confessionem« (ed. Paris. 1500 f. CCLXX col. 3)!). Hierzu 
:sei weiterhin bemerkt, daß es von dem auf dem Schiff anwesenden 
Priester bei Wilhelm (l. c.) und bei Johannes (Teet. S. 278?) 
heißt: »qui ei penitentiam iniunxit«, während Johannes von Wales 
schreibt: »qui iniunxerat ei penitentiam« (Teet. S. 4552). Es 
handelt sich also nicht um eine nachträglich (S. 278), sondern 
um eine nach der Beicht auf dem Schiff auferlegte Buße (S. 455). 
Ferner haben wir es hier nicht mit einer Laienbeicht von schweren 
Sünden im Notfall und in Abwesenheit eines Priesters zu tun, 
denn es war ja ein Priester zugegen. — S. 294 legt Verf. dar, daß 
nach Wilhelm von Auvergne die Laienabsolution eine einfache 
an Gott gerichtete Bitte darstellt um Verzeihung und Nachlassung 
der dem Laien gebeichteten läßlichen Sünden. Diese Art der 
Absolution wirke in keiner Weise ex opere operato und erlange 
auch nicht unfehlbar die Nachlassung der Sünde wie die vom 
Priester im Namen der Kirche gegebene Absolution. Sie bewirke 
die Verzeihung nur nach Art jedes guten Werkes ex opere operantis. 
S. 261 schrieb indessen Verf.: »l'évéque de Paris (sc. Guillaume 
d’Auvergne) enseigne explicitement que l’absolution ne constitue 
qu' une cause occasionelle de la rémission des péchés et que 
le prétre, dans l'absolution, ne fait que prier et supplier Dieu 
de vouloir verser dans l'âme animée d'attrition la grâce justifi- 
cative et la contrition remissive des peches. Il suit, que l’abso- 
lution re remet les péchés que ex opere operantis, et nullement 
ex opere operato«. 

. S. 311 erklärt Verf. zutreffend (vgl. Anm. 4 denda daB 
nach Albert d. Gr. im Fall der Not und in Abwesenheit des Priesters 
es dem Pönitenten gestattet ist seine Sünden einem Laien zu beichten, 
sowie daß der Sünder, sofern er daran gehindert ist das Buß- 
sakrament zu empfangen, sich zur Beicht seiner schweren Stinden 
an einen Laien wenden kann, obwohl er dazu in keiner Weise 
verpflichtet ist.. S. 367 f. und S. 483 hingegen behauptet Verf., 
nach Albert sei die Laienbeicht pflichtmäßig. — Mit Gromer 
(Gr. S. 43; vgl. S. 49) behauptet Verf. (S. 320, 330), daß mit 
Albert d. G. und Thomas von Aquin die Laienbeicht den Höhe- 


1) Auch Reinhold von Pozzuoli entnimmt die fra Ea Erzählun 
sicher aus Wilhelm (S. 280). — Vgl. übrigens auch S. 175? [Petrus Cantor. 
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punkt ihrer Entwicklung bei den Theologen erreicht habe. Ich 
kann dem gegenüber nur wiederholen (s. Theolog. Revue 1910 
Sp. 85), daß m. E. jene die höchste Blüte der Laienbeicht in der 
Theorie herbeigeführt haben, welche wie Sikard von Cremona und — 
Huguccio bestimmt lehrten, daß im Notfall Laien wie das Tauf- 
so auch das Bußsakrament spenden können. — S. 323 Z. 2 v. o. 
ist »en cas de nécessité« zu streichen. S. ebenda Anm. 2. — 
An der S. 359* abgedruckten Stelle nimmt Wilhelm von Rennes 
nicht selbst Stellung (S. 359), sondern berichtet nur, was in c. 88 
D. I de poen. Einschlägiges gesagt wird (»Ibi dicitur«). Unter 
der »Glossa« (S. 443!) versteht Johannes von Freiburg nicht die 
glossa ordinaria des Walafried Strabo zum Jakobusbrief (S. 443; 
vgl. S. 322), sondern die S. 358! mitgeteilte Glosse Wilhelms vor 
Rennes zur Summa Raymunds von Pennaforte. — S. 4525 wird 
(confiteri heretico etc.) »non debet« wohl nicht mit »er darf nicht« 
zu übersetzen sein, nachdem das kurz vorausgehende »debet« (ei 
[sc. proprio sacerdoti parrochicali] confiteri) [Ann. 2] sicher »er 
muß« bedeutet !). 

Quellengeschichte betr. möchte .ich darauf hinweisen, daß. 
die Lebensbeschreibung der hl. Burgundofara nicht den Bischof 
Jonas von Orleans zum Verfasser hat (S. XII®)2), sondern den 
Abt Jonas von Bobbio (7. Jahrh. — Die Statuta Bonifatii 
(S. 22, 23°) gehören, worauf bereits Kóniger (Literar. Rundschau 
1911 Sp. 443) gegenüber Gromer aufmerksam gemacht hat, dem: 
neunten Jahrh. an. — S. 42 läßt Verf. die ps.-augustinische Schrift 
De vera et falsa poenitentia zwischen 1050 u. 1075 entstanden 
sein, S. 50 u. ebenda Anm. 2 um die Mitte des 11. Jahrhunderts. 
— Über » Verfasser und Abfassungszeit der sog. Summa senten- 
tiarum« (S. 95) vgl. jetzt den gleichnamigen Artikel Geyers in 
der Theologischen Quartalschrift 1926, S. 89—107. Vgl. auch 
Katholik 1917 I S. 214—216. — Irrtümlich behauptet Verf.,. 
Schulte habe Omnebenes Abbreviatio Decreti 1892 herausgegeben 
(S. 124 ', 2074). Sch. hat lediglich die Frankfurter Hs beschrieben 
und einige Auszüge daraus geboten (im ganzen 17 S. in 4°). — 
Von der Dekretglosse Gandulphs besitzen wir doch etwas mehr, 
als was die Summa Lipsiensis und Huguccio uns erhalten haben 
(S. 1464). Ghellinck hat mit Recht »surtout« beigefügt (Dict. de 
theol. cath. 6, 1145). — Die Summa theologica des Präpositinus 


1) Das Gleiche scheint mir von dem »magis debet eligere« in der Stelle 
S. 4151 der Fall zu sein. 
2) Auch im Quellenverzeichnis (S. 504) ist der Irrtum festgehalten. 
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(S. 1853) ist nicht vor 1205 vollendet. S. meine Abhandlung : 
Die Notwendigkeit der Intention usw., Mainz 1916, S. 525. Eine 
Ausgabe dieser Summa hat Dr. Ferdinand Brommer vorbereitet. -— 
Die S. 193 f. besprochene Neue Randglosse zur Hl. Schrift wird auch 
von Gratian benutzt (dict. Gr. $4 p. c. 3 D. XXV), muß also 


vor 1140 verfaßt sein. — Die Summa Stephans von Tournai 
(S. 207*) kann nicht vor 1160 geschrieben sein. S. meine 
zitierte Abh. S. 185. — Die Summa Simons von Bisiniano 


(S. 208', 2139) ist zwischen 5. März 1177 und März 1179 
(3. Laterankonzil die Summa Sikards von Cremona (S. 2084, 
vgl. S. 2145) nach 1179 und vor dem Tod Alexanders III. (1181) 
vollendet. Vgl. Zeitschrift d. Savigny- Stiftung Kan. Abt. XV 
S. 332 [Juncker]. Eine weitere Hs von Simons Summa befindet 
sich im Britischen Museum (Cod. Reg. III A. III. f. 1—103). S. 
darüber Z. S.-St. a. a. O. S. 327?. — Das Pönitentiale Roberts 
von Flamesbury (S. 234) kann nicht vor 1208 geschrieben sein. 
S. meine Abh.: Das Ehehindernis der geistlichen Verwandtschaft 
aus der Buße, Mainz 1919, S. 20 Anm. — Bezüglich des Lebens- 
laufs Wilhelms von Auxerre (S. 277") vgl. meine Abh.: Zur 
Sakramentenlehre des Wilhelm von Auxerre, Würzburg 1918, S. 6. 
— Die zwei S. 357? u. 500 erwähnten Würzburger Hss befinden 
sich nicht in der hiesigen Stadt-, sondern in der hiesigen Uni- 
versitätsbibliothek. — Die Abfassungszeit des Dialogus de septem 
sacramentis Wilhelms von Paris (t 1314) [S. 4125] kann noch 
näher bestimmt werden. : Er muß vor dem Konzil von Vienne 
geschrieben sein, da der Verfasser bei seinen Angaben über das 
Weihealter die bezüglichen Bestimmungen dieses Konzils (c. 3 
in Clem. I. 6) nicht kennt. S. die Leipziger Ausgabe 1512 f. X. 
— Guido de Baysio schrieb den Schluß seines Rosarium (S. 434?) 
am 25. Jan. 1300. S. Archiv 1914 S. 246 Anm. — Hinsichtlich 
der Entstehungszeit der Summa aurea des Hostiensis (S. 435°) 
s. jetzt Archiv 1922 S. 36 Anm. 

An Versehen, seien es nun Lese- oder Schreib- oder Druck- 
versehen, seien folgende angemerkt: Lies: S. 88: . . Idem (Esser), 
nochmals das Indulgenzedikt . .; ebenda Anm. 9: Die Bußdisziplin 
der abendländischen Kirche dis Callistus . .; S. 17!, 25%: Con- 
fessiones autem dari diligentius praecipitur . . antequam ad missam 
eatur, ne forte quis accedat indignus ad altare; S. 17 Z. 8v. u.:.. 
fuscarent . .; S. 173, 204, 265: .. utilem omnibus hominibus 
esse censemus . . indicetur poenitentia . .; S. 18*: . . Cur Laza- 
rum quadriduanum resuscitatum alios solvere iussit? . . Quid 
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ad haec dicis . .?; S. 22°: I. Morin, op cit, lib. IX. .; S.225:.. 
iniungat ei tam quadragesimalem quam annualem poenitentiam . .; 
ebenda Anm. 6: .. Propterea omnino non dimittatur . . data 
oratione reconciliari; S. 35 Z. 7 v. u.: . . nec tempora diffinire . . ; 
S. 41?: . . stabit accusator malignus adversus [Dümmler: contra] 
eam (sc. animam); S. 47 Z. 1 v.u.: salutis spacia . .; S. 5412: 
Op. cit. p. 593; S. 65%, S. 69 Z. 1 v. u.: Neque sine confessione 
emendationis . . (vgl. S. 695); S. 98%: . . sicut sacerdos legalis 
mundabat, i. e. mundatum ostendebat; S. 1035: .. totusque 
purificatus ingreditur castra . . Quorum remiseritis, inquit, peccata 
sive per baptismum sive per poenitentiam" et per sanctam con- 
lessionem, remittuntur eis; S. 111 Z. 10 v. u.: eleemosynis pu- 
nienda et purificanda; S. 114': Sciendum autem . . et sacra- 
mentum signans et signatum . . Sicut cum dicitur . .; ebenda 
Anm. 2:..set ut cesset — nicht: esset — officium administrandi . . ; 
S. 138!: Primo enim quaeritur, utrum sine satisfactione et oris 
confessione . .; ebenda Anm. 2: Sane dici potest, quod sine . .; 
S. 145 Z. 3 v. 0.: .. gravia vero sacerdoti demuz..; S. 1841: Cum su- 
perius dictum sit..; S. 186 !: Idcirco videtur nobis melius .. et tamen 
— nicht: causa — efficit, quod figurat . . gratia in sanctificatione 
augetur (vgl. Schmoll S. 84'); ebenda Anm. 2: . . in cordis con- 
tritione dimittitur peccatum sub conditione, quod nichilominus 
tamen in confessione dimittitur et in satisfactione . . (vgl. S. 975); 
S. 187': Non enim aliquem ligat vel absolvit sacerdos, nisi prius 
eum deus ligaverit vel absolverit . .; S. 1885; .. Necessitas autem 
est in minimis peccatis . .; ebenda Anm. 5: Videtur, quod nihil 
conferat, nam socius . . (vgl. hier überhaupt Katholik 1910 I S. 
318 f.); S. 1963: . . quia non videtur, quod teneamur alicui ex 
precepto confiteri . .; S. 2002: . . et sacerdotali iudicio posse 
promereri; S. 201 Z. 8 v u.: . . et eius arbitrio expianda; ebenda 
Anm. 2: . . licet adhuc peccati reatu teneatur . .; S. 203 Z. 14 
v.u.: Quidam Deo solummodo confiteri debere peccata dicunt . .; 
S. 2083: . . s. XIII. . .; S. 216 ': Sacramentalia officia . . Verum 
reconciliatio . . (vgl. hier überhaupt meine Schrift: Spender der 
Firmung usw., Paderborn 1920, S. 27?); S. 222*: Unde si dimisso . .; 
223?: .. qualiter in eum claves ecclesie debeat exercere . .; 
S. 2244: .. Nos vero credimus et dicimus . .; S. 225':.. et 
baptismus potest percipi a laico . .; S. 2321: . . quod urguente 
mortis articulo . . et absolvi possit . . non egeat absolutione summi 
pontificis . .; S. 238%: .. exhortatorium, quo ad confessionem 
invitamur; ebenda Anm. 8: Gratianus dicit hic . . fol. 299" ; S. 282 4: 
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Per levitam. .; S. 305! (S. 306): .. »secundum quadruplicem sen- 
sum, historicum, allegoricum, moralem et anagogicum«; S. 306!: . . 
temporalis (pena) non totaliter, sed magis vel minus secundum 
augmentum contritionis; S. 3355: . . ac magistris et scolaribus 
universis . . canonicus ulixibonensis . . (vgl. Archiv 1914 S. 243 
Anm.); S. 355?: . . per seipsum sine —nicht: sive — ministerio 
sacerdotis . .; S. 361?: . . in dando sibi culpam . . quod quoad 
haec omnia . . sed quoad primum . . (vgl. S. 3102); S. 3868: . . 
Quo ad Dei offensam, ut ei reconcilietur . .; S. 3974: . . Si 
tamen sacerdotis copia non assit. .; S. 4343: Ad.(de): Hanc etiam 
distinctionem . . ut habita copia . .!); S. 452%: .. par Nikolas 
III. . .2; S. 486 Z1 v.u.: . . n’ estoit. . — Offenbare leicht zu 
verbessernde Druckfehler übergehe ich. Doch will ich ausdrück- 
lich hervorheben, daß ihre Zahl verhältnismäßig klein ist. Auch 
der Flüchtigkeitsspuren, denen man bisweilen namentlich bei 
Angabe des Todesjahres von Autoren begegnet, soll nicht 
gedacht werden. Dagegen sei erwähnt, daß es bei Setzung der 
Satzzeichen an Konsequenz fehlt. 


Zu wiederholten Malen polemisiert Verf. gegen meine im 
Katholik 1909 I S. 435—451 nach reiflicher Überlegung”) nieder- 
gelegten Anschauungen. Davon abzugehen habe ich auch jetzt 
nach dem Studium von Teetaerts Werk keinen Grund. Nur in 
einem Punkt habe ich mich wegen eines Mangels in den von mir 
benützten glossierten Ausgaben des Corpus iuris canonici geirrt. 
In der Venediger Ausgabe von 1615 und in der Lyoner von 1671 
fehlt in der Glossa ordinaria zu c. 11 X I. 31 ad v. praeterquam 
in mortis articulo der vom Verf. S. 345°, 346!2? mitgeteilte Passus. 
Gerade daraus ergibt sich aber, daß Astesanus de Ast (vgl. S. 346) 
im Recht ist, wenn er Bernhard de Botone die Lehre zuschreibt, 
daß der Laie im Notfall absolvieren könne nicht bloß von Sünden, 
sondern auch von der Exkommunikation (vgl. Katholik a. a. O. 
S. 447)9). 


1) Der Zusatz ist aus Huguccio wie auch der Text S. 4351. Vgl. 
Katholik 1909 1 S. 4441. | 

2) Auch im Quellenverzeichnis steht: Innocent III (S. 504). 

3) Vgl. auch meine Abhandlung: Die Siebenzahl der Sakramente bei 
den Glossatoren des Gratianischen Dekrets, Mainz 1909. 

4) Es soll hier noch die vom Verf. übersehene glossa ord. zu c. 8 X I. 36 
ad v. necessaria, weil besonders interessant, ihrem vollen Wortlaut nach mit- 
geteilt werden. Sie heift: »Quaedam sacramenta sunt necessaria, quaedam 
voluntaria: haec distinctio ponitur I. q. I. S Notandum est (dict. Gr. p. c. 39). 
Sacramenta necessitatis sunt ista: baptismus, confirmatio, poenitentia, ultima 
unctio, corpus Christi. Et ideo dicuntur sacramenta necessaria vel necessitatis 
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Verf. verleiht der Hoffnung Ausdruck, daß seine Unter- 
suchungen nicht umsonst und nicht unfruchtbar seien und daß 
es ihm gelinge über die Fragen nach dem Ursprung und der 
Entwicklung der Laienbeicht neues Licht zu verbreiten sowie 
das einschlägige dogmatische Problem zu lösen (S. XIX). Man 
darf diese Hoffnungen als durch seine Schrift in weitgehender 
Weise erfüllt erklären. Trotz den gemachten Ausstellungen wird 
das Buch besonders wegen der Fülle des mitgeteilten hand- 
schriftlichen Materials eine Fundquelle reichlichster Belehrung 
bilden. Es wird für lange Zeit das Werk über die abendländische 
Laienbeicht im Mittelalter bleiben. 


2. Joannes Chelodi, Jus de Personis iuxta Codicem Juris Ca- 
nonici praemisso tractatu de Principiis et Fontibus J. C. 
ed. 2* ab Ernesto Bertagnolli recognita et aucta. 8°. 
(VIII u. 520.) Trient, Libr. Ed. Trientum, 1927. L 45.—. 


Die erste Auflage dieses Personenrechts des CJC. wurde 
zusammen mit noch zwei anderen Werken desselben Verfassers 
(Eherecht und Strafrecht) in Bd. CV, 6881. dieser Zeitschrift unter 
großer Anerkennung besprochen. Da der Autor bereits am 
31. Mai 1922 aus dem Leben schied, hat sein Nachfolger auf 
dem kirchenrechtlichen Lehrstuhl am Priesterseminar zu Trient 
die Neuauflage besorgt. Diese wird in dem Titel als eine editio 
recognita et aucta bezeichnet. Die Erweiterung bezieht sich 
hauptsächlich auf die Nachtragung der inzwischen erschienenen 
Gesetze und Entscheidungen sowie der neuesten Literatur. Der 
Umfang ist von 484 auf 520 Seiten gestiegen. 

Indem ich für die Gesamtbeurteilung des Buches auf meine 
Besprechung der ersten Auflage Bezug nehme, gestatte ich mir, 
noch auf folgende Einzelheiten hinzuweisen. Auf S. 14 hat 
Chelodi mit Recht die Notwendigkeit und den Nutzen der histo- 


quia sine istis homo salvari non potest, si ex contemptu omittuntur et haberi 
possunt. Sacramentum vero baptismi in necessitate a quocumque potest 
recipi, dummodo in forma ecclesiae conferatur, supra de summa trinit. c. I. in 
fin. et de consecr. dist. 4. c. A quodam (c. 24). Et etiam poenitentia: nam: 
confiteri possunt cuicumque in necessitate, iuxta illud: »Confitemini alter- 
utrum peccata vestra«. Saciamenta vero voluntaria sunt illa, quae omittere 
non est peccatum, quae dignitatis sacramenta dicuntur, ut in S Sed notandum, 
ut sunt ordines, qui a dignioribus conferuntur, id est episcopis, vel quia nonnisi 
digni ad ordines assumendi sunt. Item matrimonium. Sine huiusmodi sacra- 
mentis bene possumus salvari, 22. q. 4. S ultim. ad finem«. Hier wird die Bufe 
offenbar als eines der sieben Sakramente angesehen und zugleich wird erklärt, 
daß man im Notfall jedem beliebigen zu beichten vermöge, wie man im Not- 
fall auch von jedem die Taufe empfangen kónne. | 
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rischen Betrachtung: für die wissenschaftliche Behandlung des 
Kirchenrechts betont. Inquisitio enim in originem et vicissitudines 
iuridicorum institutorum magnam lucem affert studiis canonistae, 
ipsum summopere iuvat tum ad eorum propriam naturam intimius 
perspiciendam, quo fit ut saepe optimum adminiculum interpreta- 
tionis noir iuris suppeditet (cf. can. 6 n. 2), tum etiam ad crimina- 
. tiones adversariorum, quae plerumque ex historia desumuntur, 
refellendas. Qua in re vera scientia exigit, ut profecto universae 
evolutionis ratio habeabur non vero arbitrario modo, prout haud 
pauci fecerunt primaeva dumtaxat Ecclesiae disciplina pro genu- 
ina accipiatur, sequens ut corruptela notetur. Der in can. 188 
vom Gesetzgeber statuierte »stillschweigende« Verzicht auf ein 
Kirchenamt ist m. E. nicht als fictio iuris sondern als praesump- 
tio iuris et de iure aufzufassen. (S. 123) Vel. meine Allgemeinen 
Normen des CIC. S. 66. Nach Chelodi kann wohl ein Dom- 
oder Stiftskapitel, aber nicht eine Bruderschaft ein kirchliches 
Gewohnheitsrecht begründen. (S. 128). Mir sind die Gründe 
für die verschiedenartige Behandlung dieser beiden Institute nicht 
einleuchtend. Hinsichtlich der tatsächlichen Bildung eines Ge- 
wohnheitsrechts ist jedoch in beiden Fällen die gesetzliche Vor- 
schrift zu berücksichtigen, daß die Statuten der Kapitel und 
Bruderschaften mindestens vom Ordinarius bestätigt werden 
müssen. Die in Italien übliche Einteilung der potestas iurisdic- 
tionis in eine p. legifera, iudicialis et coactiva ist nicht erschöpfend. 
(S. 216). Es fehlt die potestas magisterii und die p. admini- 
strationis. Die letzte wird anstatt der p. coactiva in der neuesten 
päpstlichen Enzyklika über die Einsetzung des Festes vom 
Königtum Jesu Christi erwähnt. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


3. Arturo Carlo Jemolo, Elementi di diritto ecclesiastico, 
12°. (496.)- Florenz, Vallechi, 1927. L. 30.—. 


Es ist für die Pflege der kirchlichen Rechtswissenschait von 
großem Nutzen, daß zwischen den literarischen Arbeiten der ver- 
schiedenen Länder ein eifriger Austausch und eine gegenseitige _ 
Berücksichtigung stattfindet. Deshalb ist es mir stets eine be- 
sondere Freude, wenn ich Gelegenheit finde, in dieser Zeitschrift 
auch die Werke ausländischer Gelehrten zu besprechen. Mit 
inniger Dankbarkeit gedenke ich heute des liebenswürdigsten 
Entgegenkommens das sich seit einer langen Reihe von Jahren 
bezüglich der Einsendung von Büchern und Aufsätzen bei den 
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drei italienischen Laienkanonisten Mario Falco, Arturo Carlo 
Jemolo und Vincenzo del Giudice gefunden habe. 

Aus der Feder des an zweiter Stelle genannten Forschers, 
der bereits einen Lehrstuhl an den staatlichen Universitäten 
Sassari und Bologna innehatte und kürzlich zum Professor für 
Kirchenrecht an die katholische Herz-Jesuuniversität in Mailand 
berufen wurde, stammt der in der Überschrift genannte Leitfaden 
Elementi di diritto ecclesiastico. Das Buch ist speziell für die 
Studierenden der Rechtswissenschaft bestimmt und berücksichtigt 
daher auch sehr eingehend das italienische Staatskirchenrecht. 
Letzteres ist entsprechend der Gewohnheit der kirchenrechtlichen 
Vorlesungen in den juristischen Fakultäten Italiens in der Dar- 
stellung von dem Kirchenrechte des Codex Juris Canonici völlig 
getrennt und nimmt fast die Hälfte des ganzen Werkes ein. 
S. 255 — 456. 

Professor Jemolo ist auf dem Gebiete der Lehrbuchdarstellung 
des Kirchenrechts längst kein Neuling mehr. Er gab im Jahre 1916 
in der von V. E. Orlando geleiteten Sammlung Diritto Ammistra- 
tivo Italiano einen umfangreichen Traktat über das kirchliche 
Verwaltungsrecht (L' Ammistrazione Ecclesiastica) heraus und 
veröffentlichte 1923 die zweite Auflage von A. Galantes Manuale 
di diritto ecclesiastico. Beide Arbeiten wurden in dieser Zeit- 
schrift Band 97, 483f und 102, 149 besprochen. 

Die vorliegenden Elementi di diritto ecclesiastico bieten 
einen zwar kurzen, aber für die Studierenden der weltlichen 
Jurisprudenz ausreichenden und in allen Teilen wissenschaftlich 
gehaltenen Gruudriß des geltenden katholischen Kirchenrechts 
und des italienischen Staatskirchenrechts. Die deutschen Leser 
wird vor allem der zweite, über das italienische Staatskirchen- 
recht handelnde Teil interessieren. Sie finden darin eine über- 
aus klare Darstellung dieser verwickelten Materie, die in der 
Einleitung zwei grundlegende Abschnitte über die »Allgemeinen 
Grundsátze« und die »Quellen« des italienischen Staatskirchen- 
rechts enthält. Bezüglich interressanter Einzelheiten verweise ich 
auf meine Besprechung der »Amministrazione Ecclesiastica« in 
Bd. 97, 483 dieses Archivs. 

In dem ersten Teile über das katholische Kirchenrecht ist 
die Abhandlung über die zeitgenössische Litteratur in Deutschland 
und Frankreich wohl etwas zu kursorisch ausgefallen. Unter den 
deutschen Schriftstellern wären auch Ferdinand Walter (1794-1879), 
der Begründer der modernen katholischen Rechtswissenschaft 
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in Deutschland, und Rudolf von Scherer (+ 1919), der hervor- 
ragendste wissenschaftliche Vertreter unter den Katholiken, zu 
nennen gewesen und ebenso der erste katholische Kirchenrechts- 
historiker Arnold Pöschl in Graz. Die allzu magere Liste der 
französischen Autoren, die von den lebenden nur Paul Fournier 
erwähnt, könnte durch die Namen der angesehenen Rechts- 
historiker P. /mbart de la Tour, R. Génestal, Paul Viard und 
Æ. Lesne ergänzt werden. Wenn der Verfasser auf S. 74 be- 
hauptet, daß die Pfarrer nur eine iurisdictio delegata besitzen, so 
widerspricht das bezüglich des forum internum der klaren Be- 
stimmung des can. 873 § 1. 


Freiburg. i. B. | N. Hilling. 


4. Cosmas Sartori, Enchiridion Canonicum seu Sanctae Sedis 
Responsiones post editum Codicem J. C. publici iuris factae 
iuxta canonum Codicis ordinem digestae notulisque ornatae. 
16°. (139.) Hankow, Missio Catholica 1926. "Venit Romae 
in Collegio S. Antonii, Via Merulana 124. L. 7.—. 


Ante duos annos indicavi in hoc Commentario periodico 
duas collectiones resolutionum Codicem Juris Canonici illustrantium : 
unam, quae Codicis Juris Canonici Interpretatio inscribitur, a me 
compilatam, alteram, cui est titulus Repertorium Juridicum Ecclesi- 
asticum, a cl. moderatore Ephemeridis »Jus Pontificium« compo- 
sitam. Vide Vol CV, 303 s. Quibus operibus nunc accedit En- 
chiridion Canonicum, quod vocatur, a Rev. Patre Cosma Sartori 
O. F. M, Missionario Apostolico, in iure canonico Doctore et 
eiusdem disciplinae Professore in Seminario de Kingschowfu 
editum. Quoad methodum et rationem disponendi tertia com- 
pilatio cum prima convenit, cum ín fragmentis digerendis ambae 
ordinem legalem Codicis Juris Canonici secutae sint. Summo 
gaudio mihi est, hisce lineis testari, cl. collegam in extremis 
partibus regni Sinensium commorantem solidum auxilium prae- 
buisse, quod omnibus iuris canonici studiosis bona conscientia 
commendari possit. Id solum non laudo, quod locus originis 
fontium, qui ex Actis Apostolicae Sedis exhausti sunt, non desig- 
natur et alia fragmenta, quae extra Acta Sedis Apostolicae vagantur, 
silentio praetermissa sunt. Minus recte cl. Auctor interpretatus 
esse mihi videtur resolutionem S. Congr. Concilii, die 11. dec. 1920 
in Causa Paderbornensi datam. Nam in hoc casu, in quo lis 
erat de propriis sedilibus seu scamnis in ecclesia positis, non 
agitur de causa mixti fori, sed de causa rei spirituali adnexa, 


— 
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quae proprio et exclusivo iure ad iudicem ecclesiasticum pertinet. 
Vide can. 1553 S 1 n. 1. 


Friburgi Br. N. Hilling. 


5. AL. De Smet, Tractatus theologico-canonicus de Sponsalibus 
et Matrimonio. Ed. 4*. 8". (XLV u. 840.) Brügge, Beyaert, 
1927. Belgas 22.—. 

Das Handbuch des Eherechts an Al. De Smet übertrifft 
die übrigen neuesten Werke dieser Disziplin sowohl an Umíang 
wie an Zahl der Auflagen. Bei der Besprechung der 3. Auflage 
in Bd. C, 180 dieser Zeitschrift habe ich ihm auch der Qualität 
nach den ersten Rang unter seinen Konkurrenten zuerkannt und 
vor allem auf die Vorzüge seines juristischen Gründlichkeit, seiner 
historischen Erudition und die Klarheit seiner Darstellung hin- 
gewiesen. Die neue Auflage steht auf derselben Hóhe der wissen- 
schaftlichen Akribie. Insbesondere hat der Verfasser mit größter 
Sorgfalt die inzwischen erschienene Literatur in Büchern und 
wissenschaftlichen Aufsätzen sowie die neuesten kirchenrechtlichen 
Entscheidungen berücksichtigt. l 

Bei der Approbation der ersten Auflage (1909) bezeichnete 
der Bischof von Brügge unseren Traktat als »solida doctrina 
refertum atque ingenti labore multaque solertia compositum«. 
Die »solida doctrina« offenbart sich auch darin, daß der belgische 
Gelehrte sich den neologischen Ansichten auf eherechtlichem 
Gebiete gegenüber sehr zurückhaltend zeigt und z. B. die Vasek- 
tomie auf seiten des Mannes als Impotenzgrund betrachtet und 
die amerikanische Sitte der staatlichen Zwangssterilisation aus 
Gründen des öffentlichen Wohles durchaus ablehnt. Es ist 
übrigens ein Verdienst des Autors, daß er das Problem der. Steri- 
lisation, das in der heutigen Seelsorge immer brennender wird, 
sehr ansführlich behandelt hat. 

Der Verfasser hat den Gegenstand sowohl nach der theo- 
logischen wie kirchenrechtlichen Seite hin so gründlich behandelt, 
daß eine noch eingehendere Darstellung praktisch kaum möglich 
ist. Indes wäre es ein Irrtum, zu glauben, daß De Smet auf alle 
Zweifelsiragen Antwort geben würde. Um diese Behauptung zu 
beweisen, erlaube ich mir, auf seine Erórterung über das Impe- 
dimentum criminis hinzuweisen. Auf S. 567 wird mit Recht aus- 
geführt, daß auch der Zweifel an die Existenz des Ehebandes 
von diesem Ehehindernisse entschuldigt. Wie steht es aber, wenn 
die Gültigkeit oder die Fortdauer der Ehe zweifelhaft ist? Hierüber 
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sagt De Smet nichts. In Anbetracht der Vorschrift des can. 1069 
S 2 wird man annehmen müssen, daß in diesen Fällen ein Zweifel 
nicht entschuldigt. Denn das Eheband gilt juristisch so lange 
als weiter bestehend, als bis seine Ungültigkeit oder Auflösung ' 
gesetzmäßig und sicher nachgewiesen ist. Ferner können für 
unsere Frage auch Protestanten in Betracht kommen, die nach 
ihren Religionsgrundsätzen die Scheidung einer Ehe als erlaubt 
und gültig ansehen. Ist diesen auch eine bona fides beizulegen, 
wenn sie zu Lebzeiten ihres geschiedenen Ehegatten eine Mischehe 
eingehen, obwohl sie wissen, daß nach katholischer Glaubenslehre 
die frühere Ehe noch. fortbesteht? Offenbar nicht; denn die 
katholische Kirche kann bezüglich der Geltung der Ehehindernisse 
hinsichtlich einer Mischehe nicht auf die abweichende Lehre einer 
anderen Konfession Rücksicht nehmen. Bei der Feststellung 
eines formalen Ehebruchs spielt weiter auch die Beweisfrage eine 
große Rolle. Es ist deshalb wichtig, zu entscheiden, ob die in 
can. 2200 aufgestellte Rechtsprásumtion des Dolus auch auf das 
impedimentum criminis Anwendung findet. Ich möchte diese Frage 
bejahen. Endlich noch die Frage: Muß das Verbrechen dolos 
begangen sein oder genügt eine culpa gravis? Die alten Autoren 
haben meist den Dolus gefordert; nach can. 986 genügt aber für die 
Kontrahierung einer Irregularitát ex delicto ein peccatum grave. 

Nachdem diese Besprechung bereits seit geraumer Zeit 
abgefaßt war, habe ich ihr am Schlusse noch nachträglich die 
traurige Nachricht hinzuzufügen, daß Kanonikus Aloys de Smet 
am 19. April 1927 zu Brügge im Alter von 59 Jahren verschieden 
ist. Im neuesten Juliheft der Ephemerides Theologicae Lova- 
nienses S. 524 f. ist dem verdienten Gelehrten und eifrigen Priester 
ein ehrenvoller Nachruf gewidmet. Requiescat in pace! 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


6. Peter Schmitz, Die Stellung der unehelichen Kinder im 
geltenden kanonischen Recht. 8°. (S. 79—119.) St. Gabriel 
bei Mödling, Missionsbuchhandlung, 1926. M. 1.20. 


Diese kleine Abhandlung ist anscheinend ein Separatabdruck 
aus einem größeren Sammelwerke, dessen Titel aus dem vor- 
liegenden Teilstücke nicht feststellbar ist. Der Verfasser hat die 
dankbare Aufgabe übernommen, die geltenden Vorschriften des 
kirchlichen Rechts über die unehelichen Kinder zusammenzu-. 
stellen und wissenschaftlich zu verarbeiten. Das 1. Kapitel handelt 
über Begriff und Einteilung der Illegitimität, das 2. über ihre 
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rechtlichen Folgen und das 3. über ihre Aufhebung. Der hier 
angegebene juristische Stoff ist zu einer klaren und übersichtlichen 
Darstellung verarbeitet, die durch zahlreiche rechtsgeschichtliche 
Notizen und sozialphilosophische Bermerkungen belebt wird. 
Daher bietet die Arbeit eine angenehme und lehrreiche Lektüre. 

Im großen und ganzen kann ich mich mit den besonnenen 
und fachwissenschaftlichen Ausführungen des Verfassers ein- 
verstanden erklären. Bezüglich einiger Punkte möchte ich jedoch 
meinen abweichenden Standpunkt mit kurzer Begründung dar- 
legen, damit die von Schmitz vertretenen Anschauungen nicht 
unbesehens in die nachfolgende Literatur übergehen. Auf S. 81 
Anm. 7 behauptet S., daß für die Putativehe katholischer Ehe- 
leute stets die Eheschließung in facie ecclesiae erforderlich sei. 
Hierzu ist zu bemerken, daß der Ausdruck in facie ecclesiae für 
das heute geltende kanonische Eheschließungsrecht, die sog. 
forma Codicis, nicht recht angebracht ist, da der Codex auch 
eine gültige und erlaubte Noteheschließungsform kennt, bei der 
die Assistenz des Pfarrers nicht erforderlich ist. Vgl. can. 1098. 
Wenn wir aber den Terminus »in facie ecclesiae« auch im - 
weiteren Sinne der kanonischen Eheschließung nehmen, so ist 
die Behauptung von Schmitz trotzdem nicht begründet. Letzterer 
beruft sich für seine Ansicht auf can. 6 nn 2, 3, 4. Am meisten 
fällt can 6 no. 4 ins Gewicht, der vorschreibt, dass im Zweifel, 
ob eine Vorschrift des CJC mit dem alten Recht übereinstimmt 
J. oder nicht, von dem alten Recht nicht abgewichen werden darf. 
Jedoch ist der Hinweis auf diesem can. m. E. in unserem Falle 
nicht gestattet. Denn can. 1015 § 4 hat die Bedingungen für 
die Geltung einer Putativche ganz klar und deutlich aufgezählt, 
wobei das Erfordernis einer celebratio matrimonii in forma cano- 
nica nicht genannt ist. Denn der Ausdruck matrimonium cele- 
bratum ist auf jede Art der Eheschließung anwendbar. Aus 
diesem Grunde bedarf unser Canon keiner Auslegung, sondern 
bloß einer Anwendung. Die neue Fassung bekundet deutlich, 
daf der 51. Kanon des 4. Laterankonzils »Cum inhibitio« (cap. 
3 Extra IV. 3) de clandestina desponsatione), der die aus einer 
klandestinen Ehe hervorgegangenen Kinder trotz der bona fides 
der Eltern bei einer ungültigen Ehe für illegitim erklärte, durch 
die neue Gesetzgebung aufgehoben ist. Diese Ansicht vertreten 
auch die besten Autoren des neuen Eherechts wie z. B. Wernz- 
Vidal, Jus matrimoniale 19 Anm. 14, De Smet-, De sponsalibus 
et matrimonio 4 ed. 134 Anm. 3 uud Triebs, Praktisches Hand- 
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buch des geltenden kan. Eherechts I, 64. Ich halte diese Frage 
hiermit definitiv für gelöst. | 

Auf S. 111 will S. die Legitimation per subsequens matri- 
monium auch dann eintreten lassen, wenn die Eheleute zur Zeit 
der Empfängnis oder Schwangerschaft oder Geburt des Kindes 
an einem dispensierbaren Ehehindernisse litten, von dem sie erst 
später dispensiert wurden. Diese Auslegung widerspricht aber 
dem klaren Wortlaute des can. 1116, der die Habilität der Ehe- 
leute zur Eheschließung in einem der genannten Zeitpunkte 
fordert. Nun wird aber die Habilität durch die Existenz eines 
‘trennenden Ehehindernisses ausgeschlossen. Ob dasselbe dis- 
pensierbar ist oder nicht, kommt für die Legitimation gar nicht 
in Frage. Dies ist so kar, daß die besten Autoren es überhaupt 
unterlassen haben, auf den Fall der Dispensierbarkeit der Ehe- 
hindernisse bei diesem Thema einzugehen. Außerdem zeigt ja 
die Erwähnung der verschiedenen, zeitlich aufeinanderfolgenden 
Zeitpunkte (Empfängnis und Geburt) im Gesetze, daß dem Ge- 
setzgeber der Fall vor Augen schwebte, daß die Dispens von 
dem -Ehehindernisse erst in der Zeit zwischen der Empfängnis 
und der Geburt erteilt wurde. Die Geburt ist demnach der 
äußerste Termin, an dem die Dispensation bereits geschehen 
sein muß. Ferner nehmen die Autoren bei dieser Art der Legi- 
timation eine juristische Fiktion der Zurückdatierung des Ehe- 
schlusses auf den Zeitpunkt der Empfängnis oder der Geburt 
des Kindes an, der die Existenz eines trennenden Ehehinder- 
nisses in jenem Zeitpunkte im Wege stehen würde. Hierauf- 
bezüglich bemerkt S. mit vollem Recht: »es wäre eben wider- 
sinnig, eine Ehe zu einer Zeit zu fingieren, wo sie durch ein 
trennendes Ehehindernis nicht möglich war.« Weshalb hat er 
aber trotzdem diese Fiktion angenommen für den Fall, daß ein 
dispensierbares Ehehindernis noch nicht behoben ist? Er kann 
diesem Dilemma nur dadurch entgehen, daß er der Dispensation 
fictione iuris ebenfalls eine rückwirkende Kraft beilegt. Für diese 
Annahme fehlt jedoch jede gesetzliche Unterlage. 

Ferner behauptet S. auf S. 85, daß die Kinder eines Reli- 
giosen nur dann als filii sacrilegi zu bezeichnen seien, wenn der 
Religiose die feierliche Ordensprofeß abgelegt habe. Diese Be- 
hauptung ist durchaus zutreffend, wenn der betreffende Religiose 
in einer gültigen Ehe lebt. Denn die aus der gültigen Ehe 
eines Professen mit einfachen Gelübden hervorgehenden Kinder 
sind überhaupt als legitim zu betrachten. Vgl. can. 1114. Anders 
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dagegen ist m. E. die Sachlage zu beurteilen, wenn es sich um 
uneheliche Kinder eines Religiosen mit einfachen Gelübden 
handelt. In einem solchen Falle erscheint es unzweifelhaft, daf 
die Kinder aus einer sakrilegischen Verbindung hervorgegangen 
sind, da der Religiose ein votum publicum castitatis abgelegt 
hat. Man kann diese Kinder deshalb mit Fug und Recht von 
dem Forum des Rechts als filii sacrilegi bezeichnen. Jedoch 
will ich S. aus seiner gegenteiligen Auffassung keinen Vorwurf 
machen, da diese Frage in der Literatur noch nicht genügend 
behandelt worden ist. Sie ist jedoch mit Rücksicht auf can. 1051, 
der die filii sacrilegi von der einschließlichen Dispensation aus- 
nimmt, von großer praktischer Bedeutung, sodaß ich ihre Unter- 
suchung hiermit anregen móchte. 


Endlich habe ich mich noch gegen die Auslegung zu 
wenden, die Schmitz den cann. 1043 und 1044 auf S. 116 be- 
züglich der Legitimation der Kinder zu teil werden läßt.  Be- 
kanntlich handeln die beiden Canones über die weitgehenden 
Dispensvollmachten des Ordinarius und des Pfarrers in dringender 
Todesgefahr. In der Einleitung des can. 1043 knüpft der Ge- 
setzgeber den Gebrauch dieser Vollmachten u. a. auch an die 
Zweckbestimmung: et, si casus ferat, ad legitimationem prolis. 
Der Verfasser zieht hieraus die Schlußfolgerung, daß durch die 
auf Grund dieser beiden canones erteilte Dispens von den 
Ehehindernissen jede Unehelichkeit der Kinder behoben werde. 
Diese Schluffolgerung geht jedoch entschieden zu weit. Denn 
die Canones enthalten an und für sich überhaupt gar keine Le- 
gitimationsvollmachten, sondern bloß Dispensvollmachten. Des- 
halb kann der Bischof oder Pfarrer auch bei dringender Todes- 
gefahr der Brautleute überhaupt keine direkte Legitimierung der 
Kinder vornehmen. Eine Legitimation der letzteren kann durch 
die Dispensation in Todesgefahr nur auf indirekte Weise ge- 
schehen, indem 1. entweder die in can. 1051 vorgesehene, mit 
der Dispensation kraft Gesetzes verbundene Legitimation eintritt 
oder 2. die Kinder auf Grund des can. 1116 per subsequens ma- 
trimonium legitimiert werden. In beiden Fällen sind aber die in 
diesen beiden Gesetzen vorgesehenen Einschränkungen zu be- 
obachten. Daher gewähren die canones 1043 und 1044 keinerlei 
Vorrechte in Bezug auf Legitimation der Kinder. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 
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7. Johannes Linneborn, Der katholische Theologe. [Merkblätter für 
Berufsberatung der Deutschen Zentralstelle für Berufsberatung 
der AkademikerE.V.] 89. (8.) Berlin, Trowitzsch &Sohn, 1926. 


Diese Merkblätter orientieren in prägnanter und zuverlässiger 
"Weise den angehenden katholischen Theologen 1. über den Gegen- 
stand seines Berufes, 2.die Voraussetzungen für die Wahl des Berufes, 
3. die wissenschaftliche und aszetische Ausbildung und 4. über 
wirtschaftliche Fragen (Kosten der Ausbildung u. Amtseinkommen). 
Am Schlusse sind noch kurze Bemerkungen über 5. Berufsorgani- 
sationen, 6. Deutsche Zeitschriften und Literatur und 7. Auskunft 
und Stellenvermittlung hinzugefügt. 
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8. Bericht über die V. Diözesan-Konferenz zu Köln am 26. Okt. 
1926. 8°. (61.) Köln, J. P. Bachem, 1926. 


Der diesjährige Bericht der V. Kölnischen Diözesan-Konierenz 
enthält außer der Eróffnungsansprache Sr. Eminenz des hoch- 
würdigsten Ordinarius folgende Referate: 1. Die praktisch beste 
Gestaltung des Schulentlassungsunterrichts nach Inhalt und 
Methode (Pfarrer Betrams), 2. Der Klerus und die Pädagogische 
Akademie (Akademie-Dozent Dr. Schnitzler), 3. Die religiöse Lage 
der Arbeiter und unsere Aufgaben (Verbandspraeses Msgr.Dr.Mäller), 
4. Zur religiösen Lage in der rheinischen katkolischen Landbe- 
"vólkerung (Kardinal Dr. Schulte), 5. Wohnungsfürsorge — auch eine 
Sache des Seelsorgers (Verbandspraeses Msgr.Dr.Müller), 6.Statische 
Prüfung der kirchlichen Neubauten (Dompropst Dr. Middendorf), 
7. Das Dekret der Sacra Congregatio Concilii (1. 7. 1926) über 
das Reisen der Geistlichen (Generalvikariatsrat Prälat Dr. Paschen), 
8. Priesterhilfe für Diasporageistliche (Pfarrer Fabry), 9. Abgaben 
der Geistlichen für das neue Priesterseminar (Dechant Hecker), 
10. Neue Wege im kirchlichen bzw. katholischen Versicherungs- 
wesen (Generalsekretär Böhler, Dechant Kratz, Generalvikariatsrat 
Kanonikus Dr. Lenné), 11. Spar- und Darlehnskasse für die Erz- 
diözese Köln (Generalvikar Dr. Vogt). Hieran schließen sich 
noch drei Beschlüsse der Fuldaer Bischoiskonferenz 1926 und 
Mitteilungen und Anregungen (Ausgrabungen an kirchl. Plätzen, 
Imprimatur für Kirchenzeitungen, BeatifikationsprozeB des ehr- 
würdigen Dieners Gottes P. Kratz S. J. aus Golzheim bei Düren). 

Treffend hat der Oberhirt der Erzdiózese Kóln den hervor- 
stechendsten Zug der heutigen Zeit geschildert, wenn er sagt: 
»Der Geist der Ungebundenheit auf religiósem und sittlichem 
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Gebiete geht heute selbst bei gläubigen Katholiken durch die 
Lande. Der ist es, der unsere kirchliche Situation noch um einen 
Schatten ernster und dunkler gemacht hat. Der unbedingte 
Gehorsam gegen unsere heilige katholische Kirche, gegen diese 
menschlicher Leitung anvertraute Stiftung des menschgewordenen 
Gottessohnes, gegen sie als höchste Autorität auf Erden: die 
Rede ist selbst für viele, viele Katholiken, nicht zuletzt für viele 
katholische Jugendliche, zu hart geworden, die wollen sie nicht 
mehr hören. Die Kirche, abstrakt genommen, ist solchen Katholiken 
schon recht, vielleicht sogar lieb und wert, aber die konkrete, die 
hic et nunc von diesem Papst und diesen Bischöfen geleitete: 
Kirche, hat nicht so ihr volles Vertrauen. Die sollte vor allem 
nicht mehr in unserer fortgeschrittenen Zeit auf Satzungen dringen 
die das Gewissen binden und unbedingten Gehorsam fordern 
wollen. Die sollte sich mehr bescheiden, ihren Mitgliedern als. 
Anstalt für Trost und Erbauung und gute Anregung zu dienen. 
Die sollte sich zu bewähren suchen vor allem als eine Einrichtung: 
zur Rettung und Erlösung aus allen politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Übeln und Nöten. Die sollte anderseits Halt 
machen vor der modernen Seele und ihrer unantastbaren Freiheit 
und Mündigkeit in religiösen Dingen. Die sollte endlich viel 
mehr als bisher sich nach jener Stimmung richten, die der 
modernen Seele gerecht wird, die mehr Christus und weniger 
Kirche will, mehr Evangelium und weniger Dogma und Kirchen- 
recht, mehr religiöses Gefühl und Innenleben und weniger vor- 
geschriebene religiöse Übungen.« 

Ein Mittel, um dem religiösen und kirchlichen Rückgang 
auf dem Lande zu steuern, ist meines Erachtens auch die bessere 
Ausbildung der Geistlichen und Seelsorger für die Pastoration 
auf dem Lande. Da unser gesamtes höheres Bildungs- und 
Erziehungswesen städtisch zugeschnitten ist, kommen die Belange 
des Dorfes und des Landes vielfach zu kurz. Mit Recht hat die 
Diözesansynode des Bistums Münster 1924 no. 114 betont: »Der 
Landseelsorger darf nicht meinen, seine Tätigkeit sei eine ver- 
einfachte Stadtseelsorge; sie beruht vielmehr auf ganz anderen 
Lebensgrundlagen und umfaßt einen anders gearteten Pflichten- 
kreis. Er pflege die ländliche Art und leite dazu an, mit Stolz 
ihr treu zu bleiben. Die religiöse Einstellung der gesamten 
Berufstätigkeit ist bei der bäuerlichen Bevölkerung leichter zu 
erreichen. Besonders heute, wo Regierungsstellen und heimatlich 
interessierte Laienkreise durch Kurse, Literatur und vor allem 
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-durch die Schule den Heimatgedanken auf alle Weise zu wecken 
und zu beleben suchen, pflege der Landseelsorger mit großem 
Eifer die religiöse Volkskunde.« Um den religiösen Gedanken 
auf dem Lande zu stärken, haben die deutschen Protestanten 
bereits zahlreiche ländliche Hochschulen nach dänischem Muster 
eingerichtet. Die Gründung solcher Institute erscheint auch als 
ein dringendes Bedürfnis der katholischen Kirche. Die Kirche 
muß volkstümlich wirken, damit das Volk der Kirche erhalten bleibt. 


Freiburg i. B. | N. Hilling. 


9. Adolf Kalsbach, Die altkirchliche Einrichtung der Diakonissen 
bis zu ihrem Erlöschen. [Supplementheft der Römischen 
Quartalschrift, 22]. 8°. (115.) Freiburg i. B., Herder & Co., 
1926. M. 4.—. 

In Anbetracht der zahlreichen Schriften, die bereits über 
-diesen Gegenstand veróffentlicht sind, war für den Verfasser eine 
‚gewisse Kühnheit des Entschlusses erforderlich, um dieses Thema 
nochmals in Angriff zu nehmen. Diese Arbeit ist aber keines- 
wegs vergeblich gewesen. Mit Hilfe neuer methodischer Grund- 
:sätze, die vor allem die historische Entwicklung und die lokale 
Verschiedenheit in der Ausbildung unseres Instituts beionen, ist 
-es Kalsbach gelungen, neue Ergebnisse zu Tage fördern. Im Mittel- 
punkt der Untersuchung steht das Verhältnis der Diakonissen zu 
.den Witwen der altchristlichen Kirche. Kalsbach verwirft bezüglich 
dieser Frage sowohl die Identitätshypothese der Katholiken (zu- 
letzt vertreten von K. H. Schäfer) wie die Verschiedenheitshypo- 
these der Protestanten (zuletzt vertreten von Zscharnack). Er 
geht davon aus, daß im ersten Timotheusbriefe die amtliche Ver- 
wendung der Frauen im Kirchendienst — Diakonissen — und 
.der asketische Stand der Witwen nebeneinander vorkommen. 
Jedoch sind bald darauf das kirchliche Amt und der Stand 
gleichsam durch Personalunion mit einander verbunden worden. 
Dieses hatte zur Folge, daß auch Jungfrauen in den »Witwen- 
stand« aufgenommen wurden. Die Verbindung der Aszetin und 
Beamliin findet sich indes bloß in der orientalischen Kirche, in 
.der okzidentalischen ist eine solche unbekannt. Dieser Unter- 
schied ist in den kulturellen Verhältnissen begründet. Die 
orientalische Kirche konnte zur Durchführung ihrer Aufgaben 
weiblicher Hilfskräfte nicht entbehren. Auch im Morgenlande 
galt das Amt einer Diakonisse ursprünglich als laikal; kerikal . 
wurde dasselbe erst, als die Diakonisse zum liturgischen Dienste 
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hinzugezogen wurde. Die erste Andeutung der Diakonissenweihe 
findet sich bei Basilius d. Gr. 


Freiburg i. B. | N. Hilling. 


10. Joseph Wenner, Die Rechtsbeziehungen der Mainzer Metro- 
politen zu ihren sächsischen Suffraganbistümern bis zum 
Tode Aribos (1031.) Ein Beitrag zur Geschichte der Metro- 
politanverfassung in Deutschland. [Veröffentlichungen der 
Görres-Gesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozialwissen- 
schaft, 46.] 8° (XVI und 230) Paderborn, Schóningh, 
1926. M. 8.40. 


Der Verfasser dieser Studie hat Neuland bearbeitet. Ver-- 
wandt sind die Arbeiten von Albert Sieke, Die Entwicklung des. 
Metropolitenwesens im Frankenreiche bis auf Bonifaz, Marburger 


Diss. 1899, und Peter Wagner, Die geschichtliche Entwicklung‘ 


der Metropolitangewalt bis zum Zeitalter der Dekretalgesetzgebung, 
Bonner Diss. 1917. Jedoch berührt die erste nur die Vorge- 
schichte der Mainzer Metropolis, und die letzte ist im großen und 
ganzen auf eine Darstellung der Gesetzgebung über die Metro- 


politangewalt beschränkt. Bei Wenner ruht dagegen der Schwer-- 


punkt der Untersuchung nicht auf der Theorie, sondern auf der 
Praxis. Er will an der Hand der zeitgenössischen erzählenden 
und urkundlichen Quellen ein exaktes Bild von der tatsächlichen. 
Ausübung der Metropolitanrechte des hl. Stuhles von Mainz 
entwerfen. | 

In der Einleitung liefert der Verfasser eine ziemlich aus- 
führliche Darstellung von der Entstehung der Metropolitanver- 
fassung im 2. Jahrhundert n. Chr. und ihrer juristischen Aus- 
gestaltung nach dem Toleranzreskripte von Mailand i. J. 313. 
Der erste Abschnitt behandelt die Errichtung des Mainzer Metro- 
politansitzes im Jahre 780—782, wobei auch die Reformpläne: 
des hl. Bonifatius, die Organisationsbestimmungen Karls d. Gr. 
und deren Weiterentwicklung unter Ludwig d. Fr. eingehend be- 
sprochen werden. Der zweite Abschnitt ist sodann der Tätigkeit 
der Mainzer Metropoliten gewidmet. Er behandelt in getrennten 
Paragraphen 1. die Errichtung der sächsischen Suffraganbistümer 
(Paderborn, Hildesheim, Halberstadt, Verden), 2. die Veränderung 
dieser Sprengel (infolge der Errichtung der Erzbistiimer Hamburg 
und Magdeburg), 3. die Besetzung der Bistümer, 4. Provinzial- 
synoden, 5. die Visitations- und Aufsichtsrechte der Metropoliten. 
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Endlich werden in einem kurzen Schlußkapitel die Ergebnisse 
zusammengefaßt. 

Die voraufgehende Inhaltsübersicht bewei, daß der Ver- 
fasser, der aus der Schule des Hallischen Historikers Werminghoff 
hervorgegangen ist, einen sehr umfangreichen Stoff aus dem Ge- 
biete der deutschen Diözesangeschichte und des kirchlichen Pro- 
vinzialrechts bearbeitet hat. Die Untersuchung war um so 
schwieriger, als das zu verarbeitende Material einerseits recht 
dürftig und lückenhaft und anderseits noch mit zahlreichen 
Fälschungen durchsetzt ist. Wenn es ihm trotzdem gelungen ist, 
ein .in historischer und juristischer Hinsicht klares und zuver- 
verlässiges Bild von den Anfängen der Metropolitanverfassung 
und -verwaltung in Deutschland zu entwerfen, so zeugt das von 
seiner guten Gestaltungskraft in geschichtlichen und rechtlichen. 
Dingen. Wer künftig einen Abschnitt aus der hier behandelten 
Zeit und Gegend bearbeitet, kann die Forschungen von Wenner 
mit Nutzen zu Rate ziehen. Der Wert des Buches wird durch 
die verhältnismäßig geringe Bedeutung der Metropolitangewalt 
nicht beeinträchtigt. Ihre größere Entfaltung hatte von Anfang 
an mit starken Widerständen zu kämpfen. In rechtlicher Be- 
ziehung standen ihr das Staatskirchentum Karls d. Gr. und die 
metropolitenfeindlichen Tendenzen der pseudoisidorischen De- 
kretalen und in tatsächlicher Hinsicht die große Ausdehnung des 
Metropolitansprengels und die Inanspruchnahme der Metropoliten 
für weltliche Regierungsgeschäfte entgegen. Trotzdem ist der 
Metropolitanverband für den Zusammenschluß der deutschen 
Kirche, die Assimilation der sächsischen Missionsbistümer mit 
den alten Diözesen und die Sebständigkeit der kirchlichen Auto- 
ritát gegenüber dem Staate nicht ohne Nutzen gewesen. | 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


11. Joh. B. Götz, Das Pfarrbuch des Stephan May in Hilpolt- 

- stein vom Jahre 1511. [Reformationsgeschichtliche Studien 

und Texte 47/48.] 8°. (XI u. 204.) Münster i. W., Aschen. 
dorif, 1926. M. 8.50. 


Unter Pfarrbiichern (libri paroeciales) im technischen Sinne 
versteht man die zuerst von dem Tridentinum ftir das gemeine 
Recht vorgeschriebenen Verzeichnisse des Pfarrers über Vornahme 
gewisser pfarrlicher Handlungen, die sich auf den Personenstand 
der Gläubigen (Taufe, Trauung und Beerdigung) beziehen. Im 
weiteren Sinne kann man darunter aber auch Bücher begreifen, 
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die Aufzeichnungen über den Gottesdienst, die Verwaltung der 
Sakramente, besondere pfarrliche Gebräuche und die Einnahmen 
des Pfarrers enthalten. In der letzten Bedeutung wird der Name 
in dem vorliegenden Werke gebraucht. 

Unser Pfarrbuch bezieht sich auf die Pfarrei Hilpoltstein, 
die zur Diözese Eichstätt und dem bayrischen Regierungsbezirk 
Mittelfranken gehört. An der Kirche bestand am Ende des 
Mittelalters auch ein Chorherrenstift mit 6 Kanonikern, dessen 
Decanus natus der Pfarrer war, ohne daß dieser indeß dem 
Kapitel angehörte und eine eigene Kapitelsdignität besaß. Wir 
haben es dem Anscheine nach mit einem nicht vollständig aus- 
gebildeten Kapitel zu tun, das gleichsam mit der Pfarrei ver- 
schmolzen war. 

Verfasser des Buches ist Stephan May, der an der Pfarr- 
kirche zu Hilpoltstein vom Jahre 1505 an die Stelle eines Vica- 
rius oder Viceplebanus für den abwesenden Pfarrer bekleidete. 
Als verus pastor amtierte bis zum Jahre 1511 der Eichstätter 
Weihbischof Kaspar Trobritsch, hernach der Eichstätter Dompropst 
Johann von Wolfstein, dessen Familie auch den Patronat über 
die Pfarrkirche in Hilpoltstein besaß. Die Abfassungszeit ist in 
dem Titel angegeben. 

J. B. Götz, früher selbst Stadtpfarrer in Hilpolistein, hat 
das Pfarrbuch seines Vorgängers Stephan May mit großer Sorg- 
falt bearbeitet. In der Einleitung gibt er eine ausführliche Über- 
sicht über die Geschichte der Pfarrei mit Einschluß des ehe- 
maligen Stiftskapitels und eine kurze äußere Beschreibung des 
. Pfarrbuchs. Hierauf folgt in dem 1. Teile eine genaue Erläuterung 
des Inhalts der pfarramtlichen Aufzeichnungen, die sich auf den 
liturgischen Gottesdienst mit Einschluß der Prozessionen, den 
Seelengottesdienst, die sonstige Tätigkeit des Pfarrers, das pfarr- 
liche Amtseinkommen und die an der Pfarrkirche angestellten 
Hilfskräfte erstrecken. Im 2. Teile sind ausgewählte Texte aus 
dem Pfarrbuche abgedruckt. 

Die Ausführungen bezüglich des Gottesdienstes sind sehr 
umfangreich und liefern einen wertvollen Beitrag für die Ge- 
schichte der kirchlichen Liturgie in der Diözese Eichstätt am 
Ausgange des Mittelalters. Besonders erfreulich ist die von 
Götz gemachte Feststellung, daß über den reichen liturgischen 
" Funktionen die Verkündigung des göttlichen Wortes nicht zu 
kurz kam. Denn es wurde regelmäßig an jedem Sonn- und 
Feiertage beim Hauptgottesdienste gepredigt. Die Nachmittags- 
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gottesdienste in der Volkssprache waren damals noch nicht 
in Übung; jedoch hatten die Gläubigen Gelegenheit, dem Chor- 
dienste des Stiftskapitels beizuwohnen. 

Als ein Krebsübel bezeichnet Götz die jährlichen Ablaß- 
sammlungen, die damals in großer Anzahl in Hilpoltstein gehalten 
wurden und bei denen anscheinend nicht immer mit der nötigen 
Diskretion zu Werke gegangen wurde. Daß die Seelengottes- 
dienste in jener Zeit sehr zahlreich waren, wird man dagegen 
nur mit Freuden begrüßen können, da diese Sitte von dem 
lebendigen Glauben und der Dankbarkeit gegenüber den Toten 
Zeugnis ablegt. Auf die Verwaltung des Kirchenvermógens 
(Heilingpflege) und das Armenwesen (übte der Rat der Stadt 
Hilpoltstein einen großen Einfluß aus, was für die kirchen- 
politische Lage der Zeit von großer Bedeutung ist. Das Ein- 
kommen des Pfarrers war verhältnismäßig gut und belief sich 
nach der von Götz aufgestellten Berechnung auf 118fl. ohne die 
Naturalleistungen. Der Kooperator hatte bei freier Wohnung und 
Beköstigung im Pfarrhofe noch ein Bareinkommen von 21 fl. 
Auffällig ist, daß der Gehülfe des Pfarrers fast allein die gesamte 
Sakramentenspendung vornahm, so daß ihm regelmäßig alle 
Taufen, Krankenprovisuren, Trauungen, Aussegnungen und Be- 
erdigungen zufielen, und er auch die meisten Beichten hörte. 
Mit dem Amte eines Schulmeisters, der sich mit seinen Schülern 
vielfach am kirchlichen Gesange beteiligte, war zugleich die Stelle 
des Stadtschreibers verbunden. Als Gehilfe des Schulmeisters 
fungierte der Jungmeister. Der Meßner (Küster) wurde vom Pfarrer 
angestellt und hatte als Entschädigung für seinen Dienst eine 
Wohnung, die Nutznießung von einigen Ländereien, ein festes Ein- 
kommen. von 6 fl. und außerdem den Bezug der Stolgebühren. 

Die neue Publikation ergänzt in dankenswerter Weise die 
früheren Veröffentlichungen von Franz Falk, Die pfarramtlichen 
Aufzeichnungen [Liber consuetudinum] des Florentius Diel zu 
St. Christoph in Mainz (1491—1518), 1904, und Joseph Greving, 
Johann Ecks Pfarrbuch für U. L. Frau in Ingostadt, 1908. Alle 
drei Pfarrbücher entstammen fast derselben Zeit und gehören 
dem Territorium der Mainzer Kirchenprovinz an. Am nächsten 
verwandt sind die beiden Pfarrbücher von May und Eck, da sie 
die liturgischen Gebräuche und Rechtsgewohnheiten der Diözese 
Eichstätt überliefern. 

Über den großen historischen Wert der sog. Pfarrbücher, 
die die konkreten Verhältnisse einer ganzen Pfarrei schildern, 
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brauche ich kein Wort zu verlieren. Sie sind im Stande, das 
Studium vieler umfangreicher Urkundenbücher und Chroniken 
zu ersetzen. Die Arbeit von Götz ist um so verdienstvoller, da 
sie zur Erläuterung der pfarramtlichen Aufzeichnungen von 


Stephan May zahlreiche andere Materialien herangezogen hat. 
Alle Kirchenhistoriker und kirchlichen Rechtshistoriker sind da- 


durch dem jetzigen Stadtpfarrer bei St. Moritz in Ingolstadt zu 


großem Danke verpflichtet. Wenn ich mir gestatten darf, be- 
züglich des kanonistischen Teils noch einige Bemerkungen hinzu- 
zufügen, so móchte ich dem Wunsche Ausdruck geben, daf die 
Rechtslage des angeblichen Chorherrenstifts Hilpoltstein noch 
genauer untersucht werde. Auch bedarf das Verhältnis des Vi- 
carius oder Viceplebanus zu dem eigentlichen Titelinhaber der 
Pfarrei noch wohl einer weiteren Klärung. Man könnte aus der 
Darstellung bei Götz den Eindruck gewinnen, als sei May 
wirklicher Pfarrer im kanonischen Sinne gewesen, obwohl dieses 
keineswegs der Fall ist. Bezüglich des Einflusses des städtischen 
Rates auf die kirchliche Vermögensverwaltung verweise ich auf 
die Schriften von Alfred Schultze, Die Vorgeschichte unserer 
heutigen Kirchengemeinden, in der Internationalen Monatsschrift 
für Wissenschaft, Kunst und Technik 1914, Sp. 794 ff., ferner 
Stadigemeinde und Kirche im Mittelalter in der Festgabe für 
Rudolph Sohm (1914), 103ff. und endlich Stadtgemeinde und 
Reformation (1918). Die Literatur über den kirchlichen Zehnt 
bedarf einer Ergänzung durch die Werke von G. Loy, Der kirchl. 
Zehnt im Bistum Lübeck von den Anfängen bis zum 1340. Kieler 
phil. Diss. 1909, Paul Viard, Histoire de la dime ecclésiastique 
principalement en France jusqu’ au decret de Gratien, 1909, 
Johannes Linneborn, Die Kirchenbaupflicht der Zehntbesitzer im 
früheren Herzogtum Westfalen, 1915, und A. Pöschl, Der Neubruch- 
zehnt, in Archiv für katholisches Kirchenrecht XCVII (1918), 3ff. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


12. Ludwig Frhr. von Pastor, Geschichte der Päpste seit dem 
Ausgang des Mittelalters. Band XI. Geschichte der Päpste 
im Zeitalter der katholischen Reformation und Restauration: 
Klemens VIII. (1592—1605). 1.—7. Auflage. 8°. (XL u. 804.) 
Freiburg i. B., Herder & Co., 1927. M.20.—. 
Die Papstgeschichte Pastors schreitet rüstig voran. Auf den 
im vorigen Jahre erschienenen und im letzten Bande dieses 
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Archivs S. 710 ff. angezeigten 10. Band über Sixtus V. ist bald 
. der 11. gefolgt, der den 13 jährigen Pontifikat Klemens’ VIII. 
zum Gegenstande ist. Wie wenn nach einem genialen Unter- 
nehmer größter Initiative, stärkster Energie und rastloser Tätigkeit 
ein Mann schlichter Begabung, aber kluger und vorsichtiger Arbeit 
folgt, so verhält sich der Pontifikat Klemens’ VIII. zu dem seines 
Vorgängers Sixtus’ V. Während seiner langen Regierungszeit hat 
der fromme Aldobrandinipapst mit der Devise »Protector noster 
aspice Deus« manche schöne Erfolge errungen und viele für die 
Kirche nützliche Taten vollbracht. 


Das wichtigste Ereignis auf dem Gebiete seiner äußeren 
Tätigkeit bildet die Aussöhnung Heinrichs IV. von Frankreich mit 
der katholischen Kirche. Hierdurch wurde einerseits die katho- 
lische Restauration und Reformation in Frankreich mächtig gefördert 
und andererseits der Hl. Stuhl von dem fast erdrückenden poli- 
tischen Übergewicht und Einflusse der spanischen Krone befreit. 
Den Akt der feierlichen Absolution des Franzosenkönigs in der 
Peterskirche hat Pastor auf S. 102—104 mit dramatischer Leben- 
digkeit geschildert. Ein zweiter großer Erfolg war die Union zu 
Brest im Jahre 1595, durch die ein großer Teil der schismatischen 
Ruthenen in die katholische Kirche zurückkehrte. Allerdings 
wurde diese Vereinigung später von mehreren Seiten wieder heftig 
angefeindet. Auf innerkirchlichem Gebiete verdanken wir Klemens 
VIII. die Herausgabe zahlreicher liturgischer Bücher wie des Ponti- 
ficale Romanum ?), des Ceremoniale Episcoporum, des Missale und 
Breviarium Romanum. Bei den beiden letzten handelt es sich 
allerdings nur um eine Neuauflage der bereits von Pius V. edierten 
Bücher. Ferner veróffentlichte er die Vulgata, deren Edition 
unter seinem Vorgänger Sixtus V. mißglückt war, und ein neues 
Verzeichnis der indizierten Bücher mit den tridentinischen Index- 
regeln. Den Organismus der Rómischen Kurie, den Sixtus V. 
in großartiger Weise neu aufgebaut hatte, erweiterte Klemens VIII. 
durch die Errichtung einer Kongregation für das Examen der 
italienischen Bischöfe und für die Ablásse. Auch sind die ersten 
Anfänge der Kongregation zur Verbreitung des Glaubens auf ihn 
zurückzuführen. Von grundlegender Bedeutung für das Ordens- 
wesen sind die zunächst für Italien und die umliegenden Inseln 


1) Das Pontificale erschien aber nicht im Jahre 1596 unserer Datierung, 
sondern 1597, da nach damaliger Rechnung der Jahresanfang auf den 25. März 
(Inkarnationsstil) fiel. Der 10. Februar 1596 entspricht also dem 10. Februar 
1597 unserer Rechnung. 
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erlassenen Dekrete »Regularis disciplinae« vom 12. März 1596, 
»Sanctissimus« vom 20. Juni 1599, »Nullus omnino« vom 25. 
Juni 1599, »Sanctissimuse vom 19. Mai 1602 und »Cum ad 
regularem« vom 19. März 1608, die vor allem den Noviziat und 


die Gelübdeablegung der Regularen regelten. Niemand soll vor : 
dem vollendeten 16. und die Konversen (Laienbrüder) nicht vor 


dem 21. Lebensjahre zur Profeß zugelassen werden. Das Dekret 


»Nullus omnino« vom 20. März 1601 enthält allgemeine Reform- 
vorschriften für die Mönche und Mendikanten, und durch das 
Dekret »In suprema« vom 2. April 1602 wurden die scharfen 
Bestimmungen Sixtus’ V. über die Ungültigkeit der Ordensgelübde 
etwas gemildert. Leider ist Pastor auf diese Punkte nur ganz 
kurz eingegangen. Auf dem Gebiete der Volksfrómmigkeit möge 
noch erwähnt werden, daß Klemens VIII. die Andacht des vierzig- 
stündigen Gebets durch die Erteilung von Alässen förderte. 

Zu einer Angelegenheit allerersten Ranges wuchs der von 
den Jesuiten (Molina) und den Dominikanern (Baües) geführte 
Streit über die Wirksamkeit der Gnade heran, der von Pastor sehr 
ausführlich geschildert wird. Allerdings gelang es dem Papste, 


der selbst kein Theolog war und sich zu sehr auf das Urteil 


anderer verlassen mußte, nicht, diesen Streit zwischen den beiden 
Orden beizulegen. Von den Gelehrten und Dichtern, die unter 
Klemens VIII. blühten, hat Pastor vor allem die Persönlichkeiten des 
Bellarmin, Baronius und Torquato Tasso ansprechend geschildert. 

Alles in allem bildet der neueste Band der Pastorschen Papst- 
geschichte eine Fundgrube des Wissens, aus der die verschie- 
densten Disziplinen schópfen kónnen. Daf die Geschichte des 
kanonischen Rechts hierbei nicht zu kurz wegkommt, glaube ich 
hinreichend gezeigt haben. Möge es dem verdienten Geschichts- 
schreiber der Päpste vergönnt sein, sein Werk zu vollenden und 
bald die folgenden Bände erscheinen zu lassen! 


Freiburg i. B. . N. Hilling. 


13. Max Bierbaum, Dompräbendar Helfferich von Speyer und 
der Münchener Nuntius Serra-Cassano. Ein Beitrag zur 
römisch-bayerischen Kirchenpolitik und zum Vollzug des 
bayerischen Konkordats im Jahre 1818. [Veröffentlichungen 
der Görres-Gesellschaft, 45.] 8°. (X u. 173.) Paderborn, 
Schóningh, 1926. M. 7.20. | 
Der Inhalt dieser Studie beschäftigt sich hauptsächlich mit 

den Verhandlungen über die Ausführung des bayerischen Kon- 


Bierbaum, Dompräbendar Helfferich u.d. Münch.Nuntius Serra-Cassano. 397 


kordats vom 5. Juni 1817. Der erste Teil betrifft die: Verhand- 
lungen fiber die Beilegung des kirchenpolitischen Konflikts, der 
im Sommer 1818 über den Erlaß des dem Konkordate wider- 
sprechenden bayerischen Religionsedikts entstanden war. An 
diesen Verhandlungen hat der Dompräbendar aus Speyer Joseph 
Anton Helfferich als beiderseitiger Vertrauensmann der römischen 
Kurie und der bayerischen Regierung einen erfolgreichen Anteil 
genommen. Die Beilegung des Konflikts geschah durch. die 
berühmte Erklärung der bayerischen Gesandten am römischen 
Hofe Kardinal Häffelin vom 27. September 1818, daß das Religions- 
edikt nur für die Katholiken gelte. Allerdings war die Beilegung 
der Differenzen nur eine vorübergehende, da die Häffelinsche 
Erklärung bald nachher von der bayerischen Regierung widerrufen 
wurde. Das bezüglich der Entstehung dieser Erklärung des 
Kardinals Häffelin herrschende Dunkel hat auch Bierbaum nicht 
vollständig aufzuhellen vermocht. Er teilt jedoch ein aus dem 
Jahre 1819/20 stammendes Gutachten des Konsultors an der 
bayerischen Nuntiatur Paul du Mont mit, in dem behauptet wird, 
daß der bayerische Gesandte auf Befehl des Königs die genannte 
Erklärung abgegeben habe. Eine hierauf bezügliche königliche 
Depesche ist aber bislang nicht nachgewiesen. 

Der zweite Teil behandelt den ersten Anfang der bayerischen 
Nuntiatur des Herzogs Francesco Serra-Cassano, der sofort nach 
der Abgabe der Häffelinschen Deklaration vom Hl. Stuhle nach 
München abgesandt wurde mit dem Auftrage, das Konkordat von 
1817 auszuführen. Leider wird diese Darstellung etwas vorzeitig 
abgebrochen, da der Verfasser aus persönlichen und finanziellen 
Gründen an der Fortsetzung seiner Forschungen im Vatikanischen 
Geheimarchiv behindert wurde. Dieser Teil bringt daher nur die 
drei Kapitel über die Person und die Verhältnisse der Nuntius, 
seine Fakultäten und Instruktionen. 


Neben den beiden in dem Titel genannten Personen Helfferich 
. und Serra-Cassano spielt auch der ehemalige Benediktiner der 
Abtei Malmedy Paul du Mont, der zuletzt Konsultor der Münchener 
Nuntiatur war, eine bedeutsame Rolle. Die wichtigsten Akten- 
Stücke sind wórtlich abgedruckt. Die neue Publikation von M. 
Bierbaum, der sich mit dieser Schrift in Münster als Privatdozent 
für Kirchenrecht habilitierte, bildet gleichsam ein Gegenstück zu 
der verdienstvollen Forschung von A. Doeberl, Die bayerischen 
Konkordatsverhandlungen in den Jahren 1806 und 1807. Historische 
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Forschungen und Quellen, herausgeg. von J. Schlecht, 7. u. 8. | 
Heft, München 1924. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


14. Jakob Schmidt, Grundzüge der Kirchengeschichte. Ein Hilfs- 
buch für akademische Vorlesungen und Privatstudium. 8°. 

u. 468.) Mainz, Kirchheim & Co., 1925. Broschiert M. 12.—. 

Leinenband M. 14.—. 

An Hand- und Lehrbüchern der Kirchengeschichte besteht 
kein Mangel. Jedes derselben hat besondere Vorzüge und auch 
seine Schwächen, denn das Lehrbuch der Kirchengeschichte, das 
allen Ansprüchen genüge und jedem Geschmack dienlich wäre, 
ist noch nicht geschrieben. J. Schmidt ist wohl mit Absicht von 
dem üblichen Titel eines Lehrbuchs der Kirchengeschichte abge- 
wichen, um seine Arbeit gegenüber der lange Jahre von ihm 
vorgetragenen Kirchengeschichte seines Vorgángers, des hochsel. 
Bischofs Heinrich Brück, als eigene erscheinen zu lassen. Man 
wird die »Grundzüge« den Schülern mit Nutzen in die Hände 
geben können, in vielem wird dagegen der akademische Lehrer 
weit und weiter ausholen müssen, um den Schülern den in den 
»Grundzügen« vorgelegten Stoff zu verständlichen und geistig näher 
zu bringen. Die Anlage der »Grundzüge« ist im übrigen übersichtlich 
und klar, das Literaturverzeichnis sorgfältig gearbeitet und reich- 
haltig, wenn auch nicht erschöpfend. Für die Geschichte der Neuzeit 
bestehen einige wesentliche Lücken, die für die Beurteilung gewisser 
Zeiträume nicht belanglos sind. Der Kirchenhistoriker, der über 
Spezialthemen der Kirchengeschichte liest, fühlt diese Lücken der 
Lehrbücher der Kirchengeschichte ohne Unterschied am stärksten. 
Da aber ein Lehrbuch, um mit Schmidt zu reden, all das bieten 
soll, was man wissen muß, um die kirchliche Vergangenheit zu 
verstehen, so liegt nach der Meinung des Rezensenten der Wert 
des Lehrbuchs nicht nur in einer möglichst vollständigen Angabe 
der Literatur, sondern mehr in der Verarbeitung derselben, denn 
das Urteil über Persönlichkeiten, Begebenheiten und Zustände 
der Vergangenheit unterliegt noch mancherlei Schwankungen, 
die zum mindesten registriert werden müssen. 


Freiburg i. B. | L. A. Veit. 
15. Heinrich Rommen, Die Staatslehre des Franz Suarez S. J. 8°. 
(XVu.383.) M.-Gladbach, Volksvereinsverlag, 1927. M.8.50. 


Aus mehreren Gründen ist seit der Staatsumwälzung im 
Jahre 1918 die katholische Staatsphilosophie wieder mehr in den 
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Vordergrund des aktuellen Interesses weiterer Kreise getreten. 
Zunächst galt es für die Teilnahme der Katholiken an 
dem Wiederaufbau des Vaterlandes feste und haltbare Prinzipien 
zu gewinnen, die mit der katholischen Weltanschauung in Ein- 
klang stehen. Sodann war es notwendig, die Rechte der Kirche 
und des Individuums gegenüber den Lehren der Sozialisten 
und Liberalen zu verteidigen. Endlich hat der Satz der Weimarer 
Reichsverfassung »Die Staatsgewalt geht vom Volke aus« eine 
Kontroverse über den Träger der Staatsgewalt veranlaßt. 

. Es war ein glücklicher Gedanke, daß man bei diesen Er- 
örterungen auf die großen katholischen Denker der Vorzeit zu- 
ückgriff und die feste Tradition zum Ausgangspunkte nahm. 
Ebenso sehr war es zu begrüßen, daß man sich keineswegs mit 
historisierenden Darlegungen begnügte, sondern gleichzeitig zu 
den modernen Problemen und Theorien Stellung nahm. Die 
beiden besten Schriften, die bislang nach diesem Programm ab- 
gefaßt wurden, entstammen der Feder des Münsterschen Privat- 
dozenten Peter Tischleder. Im Jahre 1923 erschien dessen Buch 
»Ursprung und Träger der Staatsgewalt nach der Lehre des hl. 
Thomas und seiner Schule« und zwei Jahre später das Werk 
»Die Staatslehre Leos XIII.«. Beide Arbeiten, die sich durch große 
Erudition, scharfsinniges Denken und juristische Auffassung aus- 
zeichnen, sind in dieser Zeitschrift Bd. 104, 158ff. und 105, 691 ff. 
besprochen worden. Ganz in denselben Bahnen der wissen- 
schaftlichen Bearbeitung bewegt sich auch die neue Schrift von 
Heinrich Rommen, die die Staatslehre des großen Spaniers Franz 
Suarez zum Gegenstande hat. Mit dieser Kennzeichnung sind 
ihre wissenschaftlichen Vorzüge bereits genügend angedeutet. 
Die Arbeit von Rommen hat vor dem zuletzt genannten Werke 
von Tischleder noch sogar den Vorteil voraus, daß sie ruhiger 
und akademischer gehalten ist und sich von allen parteipolitischen 
Erörterungen über die Gegenwart fernhält. 

Als Einleitung bringt die Darlegung zwei vorlaufende Kapitel 


. über die organische Staatsauffassung und das Naturrecht bei 


Franz Suarez. Zu dem letzten Thema möchte ich bemerken, 
daß mir eine Schwäche der Scholastik (Thomas) und der Nach- 
Scholastik (Suarez) darin zu liegen scheint, daß sie sich bei den 
naturrechtlichen Darstellungen zu sehr auf die Gesetzesnormen 
oder das objektive Recht beschränken. Aus den beiden Grund- 
sätzen: »Du sollst jedem das Seine geben« und »Du sollst nie- 
mandem Unrecht tun« kann man aber noch kein Naturrecht 
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herleiten. Denn diese Sätze sind inhaltsleer und haben einen 
bloß formalen Charakter: Man muß deshalb zugleich auch auf 
die subjektiven Rechte bezw. Rechtsbefugnisse, z. B. das Recht auf 
körperliche Integrität, Befugnis zur Eheschließung und zum Eigen- 
tumserwerb, als auf naturrechtlichen Einrichtungen beruhend 
eingehen, um dem Naturrecht einen positiven Inhalt zu geben, 
Nach diesen beiden grundlegenden Einleitungskapiteln hat der 
Verfasser die gesamte Lehre des Suarez über den Staat und das 
Verhältnis von Staat und Kirche sowie über das Völkerrecht (das 
Verhältnis der Staaten zueinander) in klarer und übersichtlicher 
Weise nach den obenangegebenen Richtlinien dargelegt. Am 
meisten interessieren hiervon die Lehre von dem naturrechtlichen 
Träger der Staatsgewalt, als den Suarez das Volksganze oder : 
den Staat selbst bezeichnet, und die Lehre von der Übertragung 
der Staatsgewalt, die nach Suarez ebenfalls durch das Volk ge- 
. Schieht. Sein neuester Interpret hat diese beiden Thesen gut- 
geheißen und gegenüber den in der neueren Zeit von Theodor 
Meyer und Viktor Cathrein erhobenen Einwänden verteidigt. 
Wie mir scheint, mit vollem Recht. Denn die naturrechtliche 
und realistisch-nüchterne Auffassung, von der sowohl Thomas 
von Aquin wie Suarez ausgehen, läßt schlechterdings keine 
andere Erklärung zu, als daß die Staatsgewalt als solche bei der 
Gesamtheit des Volkes oder der juristischen Person des Staates 
beruht und von ihr an ein bestimmtes Organ übertragen wird. 
Durch die Annahme eines unmittelbaren Eingreifens Gottes bei 
der Übertragung der Staatsgewalt wird die ganze naturrechtliche 
Auffassung von der Begründung des Staates zerstört. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


16. Carl Israel, Reich — Staat — Kirche. Zwei Studien zu den 
kirchenrechtlichen Bestimmungen der Reichsverfassung. 8°. 
(39.) Berlin, Vahlen, 1926. M. 1.50. 


Der Geheime Regierungsrat Carl Israel veröffentlichte 1922 
eine sehr nützliche Geschichte des Reichskirchenrechts, dargestellt _ 
auf Grund der stenographischen Berichte über die Verhandlungen 
der Verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung in. Wei- 
mar. Vgl. die kurze Anzeige in Band CII, 159 dieses Archivs. 

Von den in der vorliegenden Schrift enthaltenen beiden 
Studien behandelt die erste die Fragen der Kompetenzen des 
Reiches und der Länder auf kirchenrechtlichem Gebiet. Die zweite 
betrifft die Ablösung der Staatsleistungen an die Kirche. Indem 
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der Verfasser in scharfsinniger Weise die verschiedenen Artikel 
der Reichsverfassung über dieselbe Materie mit einander vergleicht, 
kommt er zu zahlreichen interessanten Ergebnissen. So ist z.B. 
unzweifelhaft, daß die Grundsatzgesetzgebung des Reichs (Art. 10) 
sich auch auf die Weltanschauungsvereine erstreckt, obwohl diese 
bloß in Art. 137 Abs. 7 erwähnt sind. Besonders beanstandet 
wird die Fassung der Art. 138 Abs. 1: Die auf Gesetz, Vertrag 
oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die 
Religionsgesellschaften werden durch die Landesgesetzgebung 
abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das Reich auf und des 
Übergangsart. 173: Bis zum Erlaß eines Reichsgesetzes gemäß 
Art. 173 bleiben die bisherigen auf Gesetz, Vertrag oder beson- 
deren Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Religions- 
gesellschaften bestehen. Nach Israel müßte die präzise Fassung 
etwa lauten: 1. Öffentliche Mittel dürfen für kirchliche Zwecke 
nicht mehr aufgewendet «werden. 2. Auch die auf rechtlicher 
Verpflichtung beruhenden wiederkehrenden Staatsleistungen fallen 
in Zukunft fort; jedoch haben die Länder für den Wegfall eine 
angemessene Entschädigung zu leisten. Die Grundsätze hierfür 
stellt das Reich auf. 3. Das Patronatsrecht wird durch diese 
Vorschriften nicht berührt. Dasselbe gilt für diejenigen Staats- 
. leistungen, die dem Grundsatz des Art. 187 Abs. 1 und 3 nicht 
entgegenstehen. Nach meiner Ansicht gibt die von Israel vor- 
geschlagene Fassung die Meinung der Nationalversammlung 
richtig wieder. Jedoch muß man dabei im Auge haben, daß der 
1. Satz noch kein geltendes Recht darstellt, sondern erst nach 
der geschehenen Ablösung der Rechtsleistungen in Kraft tritt. 
Es wäre daher wohl zweckmäßiger, die Reihenfolge der beiden 
ersten Sätze zu wechseln. In der Fassung des Art. 138 Abs. 1 
ist der spätere Fortfall bzw. die Unzulässigkeit der freiwilligen 
Staatsleistungen für kirchliche Zwecke stillschweigend mit aus- 
gedrückt. | 

Man hat auf Grund der bloßen Wortinterpretation des Art. 
173 vielfach behauptet, die Reichsverfassung verbiete die Ablösung 
der staatlichen Rechtsleistungen vor dem Erlasse eines Reichs- 
gesetzes, und deshalb gegen das bayerische Konkordat von 1924 
Vorwürfe erhoben. Demgegenüber betont Israel mit Recht, daß 
der Verfassungsausschuß durchaus nicht die Absicht hatte, der 
freiwilligen Vereinbarung zwischen Staat und Kirche hinsichtlich 
der Ablösung ein Hindernis in den Weg zu legen, bzw. dagegen 
eine Sperrvorschrift zu erlassen. Das entspricht durchaus der 
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Billigkeit. Denn solange Kirche und Land in diesem Punkte 
einig sind, hat das Reich nicht hineinzureden. Die Reichsver- 
fassung will nur die zwangsweise Ablösung regeln. Außerdem 
muß zu Gunsten der Ablösungsbestimmung des bayerischen Kon- 
kordats natürlich noch betont werden, daß die Realdotation der 
Kirche bereits in dem alten bayerischen Konkordate von 1817 
vorgesehen und der bayerische Freistaat auf Grund des Völker- 
rechts verpflichtet war, diese Realdotation auszuführen. Aus diesem 
Grunde kann die Ablösungsvorschrift des Art. 138 auf das 
bayerische Konkordat und die analogen Verhältnisse zwischen 
der katholischen Kirche und Preußen überhaupt keine Anwendung 
finden. Denn die Reichsverfassung war nur in der Lage neue 
Ablösungsvorschriften zu erlassen, konnte aber nicht die auf 
völkerrechtlichen Verträgen beruhenden alten Ablösungsvorschriften 
aufheben bzw. abändern. Ä 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


17. Josef Held, Der Reichsrat, seine Geschichte, seine Rechte und 
seine Stellung nach der Reichsverfassung vom 11. August 1919. 
Dargestellt unter Berücksichtigung der Reformvorschläge der 
bayer. Staatsregierung. Erlangener jur. Diss. 8°. (VIII u. 88.) 
Regensburg, Gebr. Habbel, 1926. 

Diese Promotionsschrift behandelt im 1. Hauptteile die Ent- 
stehungsgeschichte der Weimarer Verfassung und speziell des 
Reichsrats, im II. die Organisation des Reichsrats und im III. die 
Reformvorschläge der Denkschrift der bayer. Staatsregierung. 
Aus dem letzten Hauptteile ergibt sich von selbst, daß der Ver- 
fasser sich keineswegs auf die Darstellung des geltenden Rechts 
beschränkt, sondern auch Vorschläge de lege ferenda macht, die 
entsprechend den Vorschlägen der bayerischen Denkschrift im 
Sinne einer mehr foederalistischen Ausgestaltung der Reichsver- 
fassung und einer Erweiterung der Rechte des Reichsrats ausge- 
fallen sind. l 

Die Frage bezüglich der Instruktion der Reichsratsmitglieder, 
soweit dieselben Vertreter der Landesregierungen sind, ist zweifellos 
ein Internum des betr. Landes; der Reichsrat als solcher hat sich 
darum nicht zu kümmern. Man kann Held jedoch darin bei- 
stimmen, daß für eine ordnungsmäßige Wahrnehmung der Ge- 
schäfte eine Instruktion der Landesregierung, d. i. des Gesamt- 
ministeriums, erforderlich ist. Ebenso erscheint die einheitliche 
Abstimmung mehrerer Vertreter desselben Landes das logisch 
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“einzig Normale und Richtige zu sein, vor allem deshalb, weil 
sie dasselbe Rechtssubjekt vertreten. Diese Frage hängt mit der 
Instruktion und einheitlichen Regierung des Ministeriums zusammen. 
Ich kann dem Verfasser nicht darin beitreten, wenn er dem Reichs- 
rate den Charakter eines gesetzgebenden Faktors abstreiten will. 
Denn der Reichsrat hat in allen Fragen der Gesetzgebung 
wenigstens ein negatives Mitwirkungsrecht. Dieses Recht ist ihm 
‘durch die Verfassungsurkunde eingeräumt. Die Held’sche Kon- 
struktion des suspensiv bedingten Gesetzgebungsaktes des Reichs- 
tages scheitert vor allem daran, daf die einem Rechtsakte bei- 
gefügten Bedingungen von den Handelnden selbst willkürlich 
beigefügt sein müssen, was in unserem. Falle nicht zutrifft. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


18. Rado Kusei, Das Kirchenrecht der katholischen Kirche mit 
besonderer Berücksichtigung der Verhältnisse im Königreiche 
der Serben, Kroaten u.Slovenen. Anhang: Übersicht der Quellen, 
der Verfassungs- und Verwaltungsgrundsätze des Kirchenrechts 
der morgenländischen Kirche. 8°. (XII u.695.) Laibach, jurist- 
ische Fakultät, 1927. Geb. Dinar150.—. (In slovenischer Sprache.) 


Diese Arbeit ist um so verdienstvoller, als sie besonderen 
Wert auf die Darstellung des geltenden Staatskirchenrechts legt. 
Die Verhältnisse sind in den verschiedenen Teilen des neu zu- 
sammengesetzten Königreichs den Serben, Kroaten und Slovenen 
sehr verschieden. Was z. B. die Ehe betrifft, so gilt in einem 
Gebiete die obligatorische und in einem anderen die Notzivilehe, 
In vier Gebieten sprechen auch heute noch allein die geistlichen 
Gerichte in Ehesachen Recht, wobei sie in drei Rechtsgebieten 
in formeller und materieller Hinsicht vollstándig an die Normen 
des CJC. gebunden sind. Die Darstellung dieser verschiedenen 
partikularrechtlichen Rechtsvorschriften sowie die eingebende Be- 
arbeitung der interkonfessionellen Verhältnisse, die vielfach noch 
einer genauen gesetzlichen Regelung entbehren, lassen das Buch 
sowohl für die Theorie wie die Praxis als sehr wertvoll erscheinen. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


19. Felix Joseph Klein, Der Gütegedanke im Recht. (Gedanken 
für Freunde einer veredelten Rechtspflege.) 8°. (16.) Bonn, 
Gebr. Scheur, 1926. M. 1.—. 

Diese kleine Schrift des bekannten Bonnet Rechtsanwalts 
und Schriftstellers, der bereits mehrere Arbeiten auf diesem Ge- 
26 * 
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biete veröffentlicht hat, sucht den Gütegedanken im Recht in 
weiteren Kreisen zu verbreiten. Im ersten Teile zeigt er, wie 
dieser Gedanke schon in der heute geltenden Gesetzgebung des 
Zivil- und Prozeßrechts seinen Ausdruck gefunden hat. Der 
zweite Teil ist dem weiteren Ausbau des Gfitesystems gewidmet. 
Als Vorbeugemittel gegen die Störung des Rechtsfriedens kommen 
klare und volkstümliche Gesetze und die genaue Abfassung von 
Verträgen in Betracht. Clara pacta boni amici. Zur Schlichtung 
von entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist das Güte- oder Sühne- 
verfahren dem Prozeßverfahren vorzuziehen. Besser ein mager 
Vergleich als ein fetter Prozeß. Durch Elternhaus, Schule und. 
Kirche soll die heranwachsende Jugend zur Friedfertigkeit heran- 
gezogen werden. Ne quaeso sit jurgium inter me et te, et inter 
pastores meos et pastores tuos: fratres enim sumus. Gen. XIII, 8. 


Freiburg i. B. N. Hilüng. 


20. Der kleine Brockhaus. Handbuch des Wissens in einem 
Bande. Lieferung 1 und 2. (je 60: Seiten) Leipzig, F. — 
A. Brockhaus, 1926. Je M. 2.10. 


Das Bestreben, das Wissen immer weiteren Kreisen zugäng- 
lich zu machen, hat dazu geführt, den in den grofen Konver- 
sations-Lexika -aufgespeicherten Stoff aufs äußerste zu konzen- 
tieren. Diese Methode hat vor den vielbändigen Werken die 
Vorzüge einer rascheren Orientierung, einer grösseren Billigkeit 
des Preises und einer leichteren Möglichkeit der Verbesserung 
durch eine neue Auflage. Um jedoch den Wert solcher Kom- 
pendien nicht zu gefährden, muß auf eine peinliche Exaktheit 
Bedacht genommen werden. Je kleiner die Artikel sind, desto 
schwerer sind sie meistens abzufassen. In den beiden ersten 
Lieferungen des vorliegenden Werkes sind auch zahlreiche reli- 
giöse und kirchliche Fragen bearbeitet. Bei einigen Stichwörtern 
‚läßt die vorhin betonte Genauigkeit noch etwas zu wünschen 
übrig. Ein Fachmann würde z. B. die Begriffsbestimmungen des. 
Ablasses, der Absolution und der Chorherren schärfer formulieren. 
Die Ausführungen über die Ernennung der Bischófe sind antiquiert. 
Die auf einem Mißverständnis beruhende Legende von dem Leder- 
diebstahl des hl. Crispinus sollte in einem modernen Konversations- 
lexikon nicht mehr vorkommen. Der Erklärung des Drosten als. 
eines früher in Niedersachsen vorkommenden Verwalters einer Vogtei 
wird die deutschen Rechtshistoriker schwerlich befriedigen. 


Freiburg i. B. | N. Hilling. 
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- 21. Valle-Metzger, Bilder aus dem Leben und Wirken des ehr- 

würdigen Dieners Gottes Don Johannes Bosco. 2.u.3. Aufl. 

89, (151.) München, Verlag der Salesianer, o. J. (1927). 

Über den großen Waisenvater Turins existieren bereits zabl- - 
reiche Biographien, wie die von Habrich, Lemoyne, Lechermann, 
Kerer, Crispolti- von Lama u. a. Die vorliegende enthält einzelne 
Bilder aus dem Leben und Wirken des ehrwürdigen Dieners 
Gottes, die für einen weiteren Leserkreis berechnet sind und die 
mystische Natur und charaktervolle Energie des großen Apostels 
der Jugend anschaulich hervortreten lassen. Beachtenswert ist, 
daß sich der Mann der Religion und Caritas von jeder Politik 
ferngehalten hat. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


22. Caritaskalender 1928. 49. (80.) Mit Abbildungen. Freiburg 
i. B., Caritasverlag, 1927. 


Die Kalender sind mit die ersten Vorboten eines neuen Jahres. 
Der vorliegende Caritaskalender 1928, der sogleich nach dem 
Abschlusse des ersten Semesters 1927 erschienen ist, gehórt mit 
zu den besten, Er hat als Titelbild eine ansprechende Darstellung 
der hl. Familie von Meister Figel in München. Diesem Bildnisse 
‚entspricht der gesamte Inhalt, der die christliche Familie zum 
Gegenstande hat. Bekannte Volksschriftsteller, wie Augustin 
Wibbelt, Alfons Heilmann und Klara Siebert, haben schóne Dar- 
stellungen und Erzählungen beigesteuert. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


23. Nikolaus Hilling, Die drei letzten Konkordate des Hl. Stuhles 
mit Lettland, Bayern und Polen. [Quellensammlung für das 
geltende Kirchenrecht 16.] 8^. (46.) Freiburg i. B., Waibel, 
1927. M. 1.50. 


24. Nikolaus Hilling, Die fehlerhaften Rechtshandlungen und 
-~ ihre Heilung. Eine kirchenrechtliche Vorlesung. 8°. (32.) 
Mainz, Kirchheim & Co., 1927. M. 0,80. 

l. Die erste Schrift bringt den Text der drei letzten Kon- 
kordate mit Literaturgaben und einigen Noten. Vom bayerischen 
Konkordate ist nur der deutsche Text abgedruckt, da dieser laut 
Erklärung der bayerischen Regierung vom 14. Januar 1925 allein 
für die Auslegung maßgebend ist. Soweit geringfügige Ab- 
weichungen des italienischen Textes vorhanden sind, habe ich 
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in den Noten darauf hingewiesen. Zu der Literatur des polnischer 
Konkordats ist noch die 1925 im Verlage des Bureaus des pol- 
nischen Episkopats in Wlocklawek erschienene Ausgabe mit 
Kommentar »Concordatum cum Republica Polona 10. 2. 1925 
initum, brevissimo commentario auctum« uachzutragen. Herr 
Dechant Witkowski, ein Mitarbeiter dieser Zeitschrift, hat 
mich darauf in dankenswerter Weise aufmerksam gemacht. 

. 2. Die zweite Abhandlung verfolgt vor allem den Zweck, 
auf die Wichtigkeit einer eingehenden Darstellung der Lehre von 
den Rechtshandlungen — actus iuridici — hinzuweisen. Mehrere 
hervorragende Fachkollegen des In- und Auslandes haben mir 
ihre schriftliche Zustimmung zu den entwickelten didaktischen. 
Grundsätzen ausgedrückt. Die kirchenrechtliche Vorlesung ist 
auch zu Beginn des vorliegenden Doppelheftes des Archivs für 


katholisches Kirchenrecht abgedruckt. | 
Selbstanzeige. 


25. Heribert Holzapfel, Die Leitung des Dritten Ordens. Hand- 
‚buch für die Direktoren des Dritten Ordens vom hl. Franzis- 
kus. 8°. (164.) München, Franz A. Pfeiffer, 1925. Geb. M. 4.—. 


»An innerem Werte übertrifft der Dritte Orden álle übrigen: 
religiösen Laienorganisationen. Das ist die Meinung der Kirche, 
die darin ihren Ausdruck findet, daß sie den Dritten Orden an 
die Spitze aller religiösen Laien-Vereinigungen stellt, ihm die 
Präzedenz vor ihnen gewährt. (c. 701ff.).« Mit diesen Worten 
hat der Verfasser die überragende Bedeutung des Dritten Ordens, 
der in seinem Ziele mit den eigentlichen Orden übereinstimmt, 
trefflich gekennzeichnet. 

Sein Buch behandelt im ersten Teile die religióse und im 
zweiten die rechtliche Seite des Dritten Ordens vom hl. Franzis- 
kus. Beide Teile sind mit ebenso grofer theoretischer Kenntnis 
wie praktischer Erfahrung ausgearbeitet. Wie von dem gelehrten 
Verfasser nicht anders erwartet werden konnte, hat er bei aller 
Volkstümlichkeit des Ausdrucks den wissenschaftlichen Stand- 
punkt nirgendwo verleugnet. In technischer Beziehung möchte 
ich nur den Wunsch aussprechen, daß für die zahlreichen Aus- 
sprüche der Päpste die quellenmäßigen Belegstellen zitiert werden. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 
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Die Schlesische Ordensprovinz der Kongregation der Armen 
Schulschwestern U. L. F. von 1851—1926. Verf. von 
Mitgliedern der Provinz. (X u. 171.) Breslau, Provinzial- 
Mutterhaus, 1926. 

Rögele, Karl, Säkularisation und Untergang des Klosters 
Allerheiligen, in: Freiburger Diózesan-Archiv 1926, 326 ff. 

Grente, Die heilige Maria Magdalena Postel 1756 — 1846, 
Stifterin der Genossenschaft der Schwestern der christlichen 
Schulen von der Barmherzigkeit. Deutsche Bearbeitung von 
Maria Gabriele Schütte. (VIII u.259.) Kirnach-Villingen, 
Verlag der Schulbrüder, 1926. Geb. M. 4.— 

Wilking, B., Genossenschaft der Barmherzigen Schwestern von 
der allerseligsten Jungfrau und schmerzhaften Mutter Maria, 
»Klemensschwestern«. (112.) Münster i. W., Westt. Vereins- 
druckerei, 1927. Geb. M. 2.—. 

Weber, Eugen, Vinzenz Pallotti. Ein Apostel und Mystiker 
1795—1850. (XVI u. 395.) Limburg Kongregation der 
Pallottiner, 1927. Geb. M. 6.— 

Hofmann, G., Rom und Athosklöster. [Orientalia christiana, 28.] 
(40.) Rom, Pont. Inst. Orient. Stud., 1926. L. 4.—. 

Schütz, J. H., Das segensreiche Wirken der Orden und Kon- 
gregationen der katholischen Kirche in Deutschland. Band I. 
Klostermonographien. Klosterschematismus aller selbständ. 
männlichen und weiblichen Ordensniederlassungen, zusam- 
mengestellt von H. Plum. (VIII u. 320, IV u. 133.) Pader- 
born, Junfermann, 1926. M. 12.—. 


f) Eherecht. 
Müller, J., Die Ehe im Völkerleben. 3. Aufl. (VII u. 248.) 
Aschaffenburg, Górres-Verlag, 1926. M. 4 —. 


Westermarck, E., A short history of marriage. (338.) London, 
Macmillan, 1926. Sh. 10,6. 


Meyer, Herbert, Friedelehe und Mutterrecht, in: Zeitschrift 
ed Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte Bd. 47, Germ. Abt. 
1 


Westrup, C. W., Ueber den sogenannten Brautkauf des Alter- 
tums, in: Zeitschrift für Rechtsvergleichende Studien 42, 47 fi. 
g) Finanz- und Vermógensrecht. 


Hampe, Karl, Eine unbekannte Konstitution Gregors IX., über 
die. Verwaltung und Finanzordnung des Kirchenstaats, in: 
Zeitschrift für Kirchengeschichte 1926, 190 ff. 
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Schmitt, Wilh., Die Synode zu Homberg und ihre Vorge- 
Schichte. Festschrift zur 400-Jahrfeier der Homberger Synode. 
(128.) Mit Abbild. Homberg, Ev. Kirchengemeinde; Kassel, 
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Schornbaum, Karl, Die erste evangelische Kapitelsordnung 
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Bonin, B. v., Entscheidungen des Cóllnischen Konsistoriums 
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Schnell, Jenny, Die dänische Kirchenordnung von 1542 und 
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i Sakramente und Sakramentalien. 


Landgraf, Artur, Grundlagen für ein Verständnis der Bußlehre 
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Bauer, G. L., Das Wesen der kath. Liturgie als Grundlage für 
die kirchlichen Bestimmungen über die Beteiligung der Frauen 
am Kirchenchor. Sonderdruck aus Theologie und Glaube. 
Heft 4, 1926. (24.) Paderborn, Bonifacius-Druckerei, 1926. 


Beyerle, Konrad, Einführung zur Lex Baiuvariorum als Ein- 
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des bayerischen Volksrechts. Sonderdruck aus der Festgabe 
der juristisch. Fakultät und der Universitätsbibliothek München. 
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München, Max Huber, 1926. Nicht im Handel. 


1) Die Bücher, die das Kirchenrecht berühren, werden besprochen 
soweit der verfügbare Raum ausreicht. Eine Rücksendung ist in allen Fällen 
ausgeschlossen. 
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Gillmann, Franz, Einteilung und System des Gratianischen 
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2 tonikus einschließlich. (80.) Mainz, Kirchheim & Co., 1926. 

Götz, Joh. B., Das Pfarrbuch des Stephan May in Hilpolts- 
heim vom Jahre 1511.  [Reformationsgeschichtliche Studien 
und Texte 47:48] (XI und 204) Münster i. W., Aschen- 
dorff, 1926. M. 8.50. 
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Breslau, Ferd. Hirt, 1927. M. 7.—. 
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Berlin, Vahlen 1926. M. 1.50. 

Kalsbach, Adolf, Die altkirchliche Einrichtung der Diakonissen 
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Krüger, P., Codex Theodosianus. Fasc. II Liber VII u. VIII, 
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Minorum saeculo XII. Extractum e Periodico Antonianum 
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Verzeichnis der bei der Redaktion eingelaufenen Bücher. 429 


KuSej, Rado, Das Kirchenrecht der katholischen Kirche mit 
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Gießen, Töpelmann 1927. M.8.50. Komplett M. 12.—. 
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(XV u. 383.) M.-Gladbach, Volksvereins-Verlag, 1927. M. 8.50. 
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Schmitz, Peter, Die Stellung der unehelichen Kinder im | 
geltenden kanonischen Recht. (41.) St. Gabriel bei Mödling, 
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Theresien-Kinder Kalender 1927, herausgeg. von D. W. 

Ya Erster Jahrg. (80.) München, Salesianer-Verlag, 1927. 
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culièrement au XIV* siècle. Extrait du Bulletin de l'Institut 
historique belge de Rome. (75.) Lüttich, Georges Thone, 1925. 

Tractatus de Indulgentiis ad usum alumnorum Seminarii 
archiepiscopalis Mechlinensis. ed. 4a. ad normam Codicis 
recognita. (IV u. 274.) Mecheln, H. Dessain, 1926. 

Triebs, Franz, Praktisches Handbuch des geltenden kano- 
nischen Eherechts in Vergleichung mit dem deutschen staat- 
lichen Eherecht. Für Theologen und Juristen. Il. Teil. 
(208—435.) Breslau, Ostdeutsche Verlagsanstalt 1927. M. 6.—. 
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würdigen Dieners Gottes Don Johannes Bosco. 2. u. 3. Aufl. 
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Veit, L. A., Der Zusammenbruch des Mainzer Erzstuhls infolge 
der französischen Revolution. Ein Beitrag zur Geschichte 
der Säkularisation der deutschen Kirche. (147.) Mainz, Kirch- 
heim & Co., 1927. M. 4.—. 

Voosen, Elie, Papauté et Pouvvir Civil à l'époque de Grégoire 
VII. [Universitas Catholica Lovaniensis Ser. II tom. 20.] 
(XII u. 342.) Gembloux, J. Duculot, 1927. Fr. 60.—. 

Wahrmund, Ludwig, Quellen zur Geschichte des rómisch- 
kanonischen Processes im MA. IV. Band, Heit 1—4. (XXX 
u.17; XII u. 8; XXIV u. 87; XX u. 62) Innsbruck, Wagner 
1925/26. M. 19.—. 

Wenner, Joseph, Die Rechtsbeziehungen der Mainzer Metro- 
politen zu ihren sächsischen Sufraganbistümern bis zum 
Tode Aribos. (1031.) [Veröffentlichungen der Görres-Gesell- 
schaft, Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft 46.] (XVI 
u. 230) Paderborn, Schóningh, 1926, M. 8.40. 

Zaplotnik, J. L., De vicariis foraneis. (X u. 141. Washing- 
toner Diss. 1927. | 


I. Abhandlungen. 


|. Die Zeit der ersten hl. Kommunion und die »Jahre der Unter- 
scheidung« seit dem IV. allgem. Konzil vom Lateran (1215). 


Historisch-dogmatische Untersuchungen über das 
kommunionpflichtige Alter. 


Von Pfarrer Dr. Johann Ernst in Bamberg. 


l. Einleitung. 


Die lebhaften Kontroversen über die pflichtmäßige Zeit der 
ersten hl. Kommunion, zu welchen das Dekret der Sakramenten- 
kongregation Quam singulari vom 8. August 1910 Veranlassung 
gegeben, drehten sich zu ihrem besten Teil um die Interpretation 
des lateranensischen Beicht- und Kommunionkanons Omnis utrius- 
que sexus'). 

Mit Recht. i 

Will doch das besagte Dekret der Sakramentenkongregation 
nichts anderes geben als eine authentische Erklärung des late- 
ranensischen Kanons und verfolgt die Absicht, diese Vorschrift 
nach ihrem ganzen Umfange, auch bezüglich der Kinder, in 
Geltung und Wirksamkeit zu setzen. Speziell soll es gewisse 
Irrtümer und Mißbräuche beseitigen, welche sich im Laufe der 
Zeit an die Bestimmung unseres Kanons knüpiten, daß die Ver- 
pflichtung zu jährlicher Beichte und Kommunion mit dem Eintritt der 
»Unterscheidungsjahre« (anni discretionis) ihren Anfang nimmt ?). 
= Bei dieser Sachlage darf eine Untersuchung über den 
Jriginalen Sinn des Terminus »anni discretionis« im Kanon Omnis 
Atriusque sexus, bzw. darüber, in welchem Sinne die dem IV. 
3 1) C. 12 X V 28: Omnis utriusque sexus fidelis, postquam ad annos 
iscretionis pervenerit, omnia sua solus peccata saltem semel in anno fideliter 
"onfiteatur proprio sacerdoti, et injunctam sibi poenitentiam propriis viribus 
itudeat adimplere, suscipiens reverenter ad minus in Pascha Eucharistiae 
acramentum, nisi forte de proprii sacerdotis consilio ob aliquam rationabilein 


ausam ad tempus ab ejus perceptione duxerit abstinendum : alioquin et vivens 
b ingressu ecclesiae arceatur et mortuus christiana careat sepultuia. 


| 2) In hac rationis seu discretionis aetate statuenda haud pauci errores 
Morandique abusus decursu temporis inducti sunt, heißt es im besagten Dekret. 
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Laterankonzil zeitlich nahestehende, sowie auch die spätere Theo- 
logie und kirchliche Praxis den fraglichen Ausdruck verstand, wie 
sie im Nachstehenden unternommen ist, ein nicht geringes Interesse 
beanspruchen. | 


Il. Die neuestzeitliche Auffassung der »Unterscheidungsjahre«. 


1. Andrieux, dem wir die tüchtige, nach manchen Seiten 
hin grundlegende Monographie über die erste hl. Kommunion: 
La première Communion (2. Edit. Paris 1911) verdanken, meint, 
daß das »Unterscheidungsalter« im Kanon Omnis utriusque sexus 
nichts anderes bedeute, als was wir im gewöhnlichen Leben 
» Vernunftalter« nennen. (S. 93); das lateranensische Dekret decke 
sich vollständig mit dem Dekret Quam singulari vom 8. August 1910, 
es rede gleich diesem, »wie die ganze Welt redet«, es verstehe 
unter den Unterscheidungsjahren jenes Alter, in welchem nach 
der gewöhnlichen Ansicht das Kind im allgemeinen der Unter- 
scheidung oder des Vernunftgebrauchs fähig ist. (S. 324 f.) 


2. In gleichem Sinne versteht Stockums in seiner Abhandlung 
»Dogmengeschichtliches zur Frage des kommunionpilichtigen 
Alters«') die »anni discretionis« des lateranensischen Beicht- und 
Kommunionkanons. Nach ihm bezeichnen die Unterscheidungs- 
jahre das »einfache Vernuniftalter« (S. 740). »Mit verschwindenden 
Ausnahmen haben alle Theologen der Scholastik einstimmig gelehrt, 
daß mit dem Beginn des intellektuellen Seelenlebens die Kommu- 
nionpflicht kraft göttlichen Gesetzes gegeben sei, so daß auch 
die Kirche daran nichts ändern kónne« (S. 747 f)?). »Hatte Jesus 
die Eucharistie für alle Menschen als heilsnotwendiges Gnaden- 
mittel eingesetzt, so konnte höchstens darüber ein ernstlicher 
Zweifel auftauchen, ob das Gebot ausnahmslos alle Gläubigen 
mit Einschluß der unmündigen Kinder, oder ob es nur diejenigen 
Gläubigen umfasse, auf die der moralische Begriff Mensch im 
Sinne von Vernunftwesen anwendbar sei, d. h, um mit der 
Moraltheologie zu reden, ob nur diejenigen gemeint seien, die 
auf Grund eigener Vernünftigkeit und Verantwortlichkeit actus 
humani, im Gegensatz zu actus hominis, auszuüben vermöchten .. . 
Erst da, so hatte sich um diese Zeit die allgemeine Überzeugung 


1) »Theologie und Glaube« VIII (1916), 651 ff. 

2) A.a.O. spricht Stockums, um den Terminus »Jahre der Unterscheidung« 
oder »Vernunftgebrauch« klar zu machen, vom »Erwachen des Bewuftseins«, 
vom »selbstbewußten Leben«, vom »Uebergang vom Zustand des bewußtlosen 
Seelenlebens zu demjenigen des bewußten.« 
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umgebildet, wo der Mensch anfange, eigentlich Mensch zu sein 
und sich als Vernunftwesen zu betätigen, sollte die Kommunion- 
pflicht einsetzen. Als Zeitpunkt dafür bestimmte man das Unter- 
scheidungsjahr (annus discretionis). (S. 747). 

3. Nicht minder scharf drückt sich Kardinal Gennari aus, 
wenn er in seinem Kommentar zum Dekret Quam singulari 
(Teil 2 S 1)!) vom Terminus »anni discretionis« nachstehende 
Erklärung gibt: »Wenn im kindlichen Geiste das Vernunftlicht zu 
dämmern beginnt, wenn demnach das Kind die Dinge zu unter- 
scheiden weiß, wenn es fähig ist, seine Eltern zu erkennen, seine 
Wünsche auszusprechen, sich der vergangenen Ereignisse zu 
erinnern usw., dann kann man mit Recht sagen, daß es zum Alter 
der Unterscheidung gelangt ist«. 

4. Entsprechen diese Auslegungen der wirklichen historischen 
Sachlage? Sind sie konform dem Sinne, der in den auf das IV Lateran- 
konzil (zum Teil unmittelbar) folgenden Zeiten in Theorie und 
Praxis dem Beicht- und Kommuniondekret Omnis utriusque sexus 
gegeben wurde? Kann der Wortlaut des fraglichen Kanons, im 
Lichte der historischen Verhältnisse besehen, den originalen Sinn 
haben, den die Ausleger neuester Zeit ihm geben wollen? 

Die Antwort soll sich aus nachstehenden Untersuchungen 
ergeben. | 


Ill. Die »anni discretionis« und das Pubertätsalter nach Theorie 
und Praxis in der auf das IV. Laterankonzil folgenden Zeit. 


1. Gegen die moderne Interpretation des Kanons Omnis utrius- 
que sexus spricht vor allem, daß die dieser Auslegung diametral 
entgegengesetzte Auffassung, welche die »Unterscheidungsjahre« 
mit den Jahren der Pubertät identifizierte, in der auf das IV. 
Laterankonzil folgenden Zeit zwar nicht die Herrschaft, aber doch 
weithin in Theorie und Praxis Boden gewinnen konnte. 

12 Jahre nach Erlaß des Dekretes Omnis utriusque sexus, im 
Jahre 1227 nahm die Synode von Narbonne die »Unterscheidungs- 
jahre« im Sinne des Pubertätsalters durch die Bestimmung (can. 7): 
Jenem, der vom 14. Jahre an jährlich nicht wenigstens einmal 
beichtet, soll bei Lebzeiten der Eintritt in die Kirche und nach 
dem Tode das kirchliche Begräbnis versagt werden«*) Das 


Rn e o CRM ea 
1) S. 21 der von G. Rabl erstellten, unter dem Titel »Ueber das Alter 
der Erstkommunikanten« 1917 in Freiburg (Schweiz) herausgegebenen autori- 
' Sierten Uebersetzung. Das italienische Original stand uns nicht zu Gebote. 
2) Mansi, Concil. Collect. XXIII, 23; Hefele, Konziliengeschichte V, 838 f. 
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Konzil von Narbonne stand mit dieser Auffassung nicht allein. 
In gleicher Weise wurden die »anni discretionis« von einer Reihe 
von Synoden interpretiert !), so von den Konzilien von Tarragona 
(1329) c. 67?), von Avignon (1341)3), Lucca (1308) c. 574), 
Béziers (1351) c. 12*). 

Und nicht blof in der kirchlichen Praxis, auch in der Theorie 
machte sich diese Auffassung geltend. 

Der hl Antonin erwähnt in seiner Summa theologica 
P. Ill. tit. 14 c. 12 n. 5 den im Mittelalter hoch angesehenen, 
gewöhnlich als Paludanus zitierten Dominikanertheologen Petrus 
de Palude ($ 1342) als Vertreter dieser Auffassung. Noch hundert 
Jahre später bekannte sich der berühmte Gerson (f 1429) zu 
dieser Interpretation des Kanons Omnis utriusque sexus). 

Es ist nicht leicht einzusehen, wie die besagte Interpretation 
alsbald nach dem IV. Laterankonzil aufkommen, weithin in offiziell 
kirchlichen Kreisen und bei hervorragenden theologischen Autori- 
täten Wurzel fassen und sich hartnäckig durch Jahrhunderte erhalten 
konnte, wenn der ursprüngliche, einfache und selbstverstándliche 
Sinn und die Absicht des lateranensischen Dekrets dahin ging, 
die Christen vom ersten Erwachen der Verstandestätigkeit an zum 
Empfange der Sakramente der Buße und des Altares zu verpflichten. 

2. Andrieux (S. 106ff.) sucht mit nachstehendem Erklärungs- 
versuch über die vorliegende Schwierigkeit hinwegzukommen : 

Das IV. Laterankonzil hatte seinen Beicht- und Kommunion- 
kanon mit einer doppelten Strafsanktion für die Lebenszeit und 
nach dem Ableben der Widerspenstigen versehen. Nun aber 
beginnt nach kanonischen Grundsátzen die Straffáhigkeit erst mit 
den Jahren der Geschlechtsreife, die impuberes unterliegen nicht 
den kirchlichen Strafbestimmungen und darum auch nicht den im 
Kanon Omnis utriusque sexus festgesetzten Strafsanktionen. Hieraus 


1) Vgl. Andrieux S. 109. 
2 arténe, Thesaur. nov. anecdot. IV, 308: Juxta statutum concilii 
eneralis quilibet, ex quo ad annos discretionis, masculus videlicet ad 14, 
emina vero ad 12 pervenerit, tenetur saltem in anno omnia sua peccata con- 
fiteri et recipere ad minus in festo Paschae Eucharistiae sacramentum, nisi 
de licentia confessoris ad tempus duxerit abstinendum. Aliter vivens ab ingressu 
ecclesiae arceatur et moriens sepultura ecclesiastica careat. 

3) A a. O. S. 566. 

4) Mansi XXV, 189. 

9) Mansi XXVI, 250. 

6) Regulae morales de Eucharistia n. 119 (Opera omnia, Antverp. 1706, 
III, 100): Illi pueri sunt idonei suscipere Eucharistiam et ad hoc ligari videntur 
semel in anno, qui secundum leges videntur habiles ad nubendum. Gerson 
bemerkt dazu: Potest quoque devotio aetatem hanc praevenire, sicut in qui- 
busdam aetatem ad nubendum supplet malitia. 
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habe man nun den falschen Schluß gezogen, daß überhaupt das 
ganze Gesetz die diesseits der Pubertátsgrenze stehenden Christen 
nicht angehe, daß dasselbe nur die puberes, die des weiblichen 
Geschlechtes vom 12., die des männlichen Geschlechtes vom 14. 
Lebensjahre an, verpflichten wollte‘). Man habe dem latera- 
nensischen Beicht- und Kommuniondekret, das im Sinne des 
gemeinen Sprachgebrauchs gemeint war, einen anderen Sinn, den 
des juridischen Sprachgebrauchs untergelegt. | 

Eine ähnliche Verwechselung der moralischen und juridischen 
Auffassung habe weiterhin das Aufkommen der falschen Deutung 
der »anni discretionis« auf das Pubertätsalter begünstigt. »Die 
Glosse hatte die „anni discretionis“ erklärt mit dem Ausdruck, „cum 
est doli capax“ . . . Dieser Ausdruck konnte nun im gewöhnlichen 
und im streng juristischen Sinne ausgelegt werden. Im gewöhn- 
lichen Sinne bedeutet er das Alter der Unterscheidung zwischen Gut 
und Bös; im juristischen Sinne war er gleichbedeutend mit den 
Jahren der Pubertät«2). »Man schob hier, da es sich um ein 
positives Kirchengebot handelte, kanonistische Gesichtspunkte in 
den Vordergrund, wonach dolus nicht als moralische Sünde, 
sondern als kirchliches Strafvergehen gefaßt wurde, dessen nur 
puberes fähig waren«?). | 

Andrieux trägt diese seine Auffassung mit großer Zuversicht 
(cest évidemment en vertu de cette théorie S. 108) vor. Wir 
halten jedoch diese Zuversicht für sehr schwach begründet. 

3. Schon die Voraussetzung Andrieux' beruht auf einem sehr 
unsicheren Fundamente. Für die Gegenwart ist ja jeder Zweifel 
behoben durch Kan. 2230 des neuen Rechtsbuches: Impuberes 
excusantur a poenis latae sententiae. Aber nicht so war es in den 
Tagen der Vorzeit. Es hat viele Theologem gegeben, die es 
überhaupt bestritten, daß nach dem kirchlichen Rechte die impu- 
beres von den Censuren nicht betroffen werden können. 


Ferraris leugnet es in seiner Prompta bibliotheca s v. Aetas n. 44 
ausdrücklich. Er stellt daselbst die These auf: Tenendum est de rigore juris 
sufficere (ad incurrendam censyram) illam aetatem, in qua pueri sunt doli ca- 
paces, etiam ante annos pubertatis, ut clare supponitur c. ult. de scnt. ex. 
communic. (c.60 X V., 39). Dieselbe Meinung vertreten Henriquez, Navarrus, 
Sanchez, Sa (vgl. Laymann, Theol. moral. 1. I tract. 4 c. 10 n. 5). 


1) Fr. Müller, die Theorie Andrieux’ adoptierend, in der »Zeitschr. f. 
kath. Theol.« 1913 S. 525: »Allmählich begann man nun zu der Ansicht hinzu- 
neigen, trete die kirchliche Strafe nicht ein, so liege auch keine Verpflichtung vor.« 

2) So im Anschluß an Andrieux S. 107 f. Fr. Müller a. a. O. S. 525. 


3) Stockums S. 660. 
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Weiterhin bemerkt Stoc&ums (S. 660): »Es scheint den Tat 
sachen nicht zu entsprechen und ist auch durch nichts begründet, 
wenn Andrieux jene Synodalbestimmungen (welche er S. 1081. 
zitiert) in dem Sinne deuten will, daß damit nicht das Alter der 
Kommunionpflicht, sondern nur der Termin für den eventuellen Ein 
tritt der kirchlichen Strafe bezeichnet sein sollte. Der historischen 
Wahrheit kommt man sicher náher, und man befindet sich dabei 


| 


auch in Übereinstimmung mit den damaligen Ritualbüchern und 


der allgemeinen Praxis, wenn man das Alter der Straffähigkeit 
und der beginnenden Kommunionpflicht als identisch nimmt. Die 
allgemeine Folge dieser Verquickung war, daf die Altersgrenze für 
den Empfang der hl. Eucharistie bedeutend hinaufgertickt wurde«. 


Aber auch von einer »Verquickung« des Alters der Straffähig- 


keit mit dem der beginnenden Kommunionpflicht, der moralischen 
und juridischen Betrachtungsweise kann man hier nicht wohl 
reden. Die Sachlage erscheint uns etwas einfacher, als die ange 
führten modernen Autoren sie darstellen. | 

In der scholastischen Theologie galt das Alter nach Eintritt 
der Pubertät als »perfecta aetas«. »Das Vollalter im Sinne der 
Scholastik sowie des Kirchenrechtes entspricht der Geschlechts- 
reife, und zwar konkret dem 12. bzw. 14. Lebensjahre«, sagt 
richtig Stockums S. 656. 

Diesen Sprachgebrauch finden wir u. a. beim hl. Thomas 
(In IV dist. 9 a. 5 qu. 4 sol. 4): Pueris autem jam incipientibus 
habere rationem, etiam ante perfectam aetalem, puta cum Sint 
decem vel undecim annorum, aut circa hoc, potest dari [Eucharistia]. 
Die beiden Schüler des hl. Thomas, Hugo von Straßburg (ý um 
1280) in dem früher dem sel. Albertus Magnus zugeschriebenen, 
»im Mittelalter außerordentlich geschätzten und verbreiteten!) 
Compendium theologicae veritatis?) und der Kardinal Annibal 
de Annibaldis (t 1272) in seinem Sentenzenkommentar?) setzen 
in ihren Darlegungen, die sonst fast wórtlich dem obigen Zitate 
aus dem hl. Thomas folgen, statt »aetas perfecta« »aetas adulla«. 

1) Vgl. Ueberweg-Baumgartner, Geschichte der Philosophie in der 
patrist. u. scholast. Zeit S. 475. 

2) L. VI c. 17 (Opp. Alberti M., Lugduni 1551, XIII, 122): Propter solam 
reverentiam, sine omni culpa excluduntur multi a communione. Hoc primo 
patet in pueris, qui tamen, si sunt prope aetatem adultam, scil. decem vel 


duodecim annorum, et apparent in eis signa reverentiae et discretionis, 
possunt sumere, alias no... 

3) In IV dist. 9a. 4 ad 4 (vgl. Stokums S. 655): De infantibus dicen- 
dum, quod, si sunt in aetate apta ad dijudicdndum et reverendum corpus 
Domini vel prope aetatem adultam, scil. duodecim annorum vel undecim, 
tunc si apparent signa reverentiae et discretionis, possunt sumere, alias non. 


+ 
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Diese Auffassung vom Pubertätsalter als »Vollalter« zog 
vihre Konsequenzen. Tritt mit der Geschlechtsreife überhaupt 
: die Vollreife des Menschen ein, so gilt dies auch vom intellek- 
. tuellen Leben, von der Verstandsreife, der Urteils- und der Unter- 
. scheidungsfähigkeit. Mit der Pubertät beginnt in der Regel der 
- volle Vernunftgebrauch, der »omrbino perfectus usus rationis« °). 
. Wie nahe lag es nun. auch den Terminus »anni discretionis« im 
: Sinne der mit der Pubertät eintretenden Verstandesvollreife zu 
: verstehen! 


Kann die volle Verstandesreife vor dem Eintritt in das 
: Pubertätsalter nicht vorausgesetzt werden, so auch nicht die volle 
. Verantwortlichkeit für die strafbaren Handlungen. Aus diesem 
. Grunde folgerten die Kanonisten weiterhin die Immunität der 
. impuberes gegenüber den kanonischen Strafen. Bei Wernz, Jus 
. decretalium VI, 58 lesen wir: Impuberes, in quibus praesumptio 
iuris de usu rationis nondum obtinet, eadem fruuntur immunitate 
(a poenis ecclesiasticis)?). Impuberes vero doli capaces et multo 
. magis puberes minores . . . indiscriminatim a poenis ecclesiasticis 
sive latae sive ferendae sententiae immunes dici non possunt. 
Kann aber hinsichtlich der kanonischen Straffälligkeit der hin- 
reichende Vernunftgebrauch bei den impuberes nicht präsumiert 
werden, so scheint ein Gleiches der Fall zu sein bezüglich der 
vom IV. Laterankonzil statuierten Beicht- und Kommunionpllicht, 
die erst in den Jahren der Unterscheidung oder des Vernunít- 
gebrauches eintreten soll. 


Voraussetzung für die Inkurrierung kirchlicher Zensuren ist 
fernerhin die schwere Sündhaftigkeit des strafbaren Aktes, die 
subjektive malitia. Und wiederum hat diese subjektive malitia 
die hinreichende Erkenntnis, den entsprechenden Gebrauch der 


1) Suarez, In IV. part. S. Thomae qu. 80 a. 11 disp. 70 sect. 1 n. 4 
(Ed. Vivés XXI, 543): Licet [Soto] dicat hanc obligationem (communicandi in 
die Paschatis) incipere duodecimo aetatis anno, quo tempore, inquit, incipiunt 
obligari homines aliis legibus ecclesiasticis, tamen neque illud principium 
potest esse universale, quia non pueri ea aetate habent omnino perfectum 
rationis usum. 

2) Sa (t 1596) nimmt in seinen seinerzeit viel gebrauchten und in 
vielen Auflagen verbreiteten Aphorismi confessariorum [s. v. Censura n. 2] an, 
daß erst nach dem 10. Lebensjahr eine Censur inkurriert werden könne. Er 
beruft sich hiefür auch auf die Bestimmungen des weltlichen (rómischen) 
Rechtes, das eine Strafmündigkeit für Unerwachsene erst von dem Alter an 
Statuiert, das de: Pubertät näher steht als der Kindheit (infantia), deren Alters- 
grenze das 7. Jahr ist, wobei er bemerkt: Si(impubes) pubertati proximus sit, 
id intellie& secundum praesumptionem, quasi ante non plene intelligat 
Se deliquisse: si vero constat, quod doli capacitas aetatem suppleat, haud 
dubie tenebitur. Vgl. Laymann, Teol. mor. 1. I tract. 4 c. 10 n. 5, 
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Vernunft zur Vorbedingung. Man wird es darum verständlich 
finden, wenn Anhänger der Theorie, daß bei den impuberes der 
volle Vernunftgebrauch noch nicht vorhanden sei, zu der weiteren 
Anschauung kamen, daß vor dem Eintritt der Geschlechtsreife 
eine capacitas doli, nach dem mittelalterlichen Sprachgebrauch 
die Fähigkeit schwer zu sündigen, in der Regel nicht angenommen 
werden könne, darum auch, wie überhaupt keine Verpflichtung 
unter schwerer Sünde, so insbesondere auch keine Verpflichtung 
zur Beichte, da die schwere Sünde die eigentliche Materie des 
Bußsakramentes ist, und infolgedessen auch keine Verpflichtung 
zum Kommunionempfang gegeben sein kónne !). 

4. So ànsprechend und wohlbegründet die im vorstehenden 
dargelegte Auffassung auf den ersten Blick erscheinen mag. so 
beachtenswerte Gefolgschaft sie sich auch in der ersten Zeit zu 
gewinnen vermochte, sie konnte sich doch nicht durchsetzen 
und zur sententia communis werden. 

Schon im Dekretalenrecht P. Gregors IX. wird Einspruch 
gegen die Pubertätstheorie und -praxis erhoben. C.1 de delictis 
puerorum V, 23 wird die von einigen vertretene Ansicht erwähnt?), 
daß auch größere Kinder vor dem Pubertätsalter, d. i. vor dem 
14. Lebensjahre (schwerer) Sünden sich nicht schuldig machen. 
Dieser Ansicht, heißt es daselbst, könnte beigepflichtet werden, 
wenn es sich bloß um geschlechtliche Tatsünden handeln würde; 
wenn nicht auch andere (schwere) Sünden, wie Diebstahl, Lügen, 
Meineide, schon im Knabenalter vorkommen kónnten?). Es ist 
klar, daß für solche »pueri grandiusculi« die Beicht- und damit 
auch die Kommunionpflicht nicht erst mit dem Pubertätsalter 
eintreten kann. Aber ebensowenig kann diese Verpflichtung 


1) Der hl. Antonin sagt an der auch im Dekret Quam singulari zi- 
tierten Stelle (S. Th. P. III tit. 14 c. 12 n. 5): Dicitur annus discretionis se- 
cundum Petrum de Palude 12 in femina et 14. in masculo. Sed quum est 
doli capax, quum scilicet potest mortaliter peccare, tunc oblieatur ad prae- 
ceptum de confessione et per consequens de communione, quae simul dantur. 

2) In unseren gedruckten Ausgaben trägt das zitierte Capitulum den 
Namen »Gregorius« an der Stirne. Ist darunter, wie höchst wahrscheinlich 
ist, P. Gregor IX. zu verstehen, so hat schon der Papst, unter dessen Autorität 
in den Jahren 1231—1234 die olfizielle Dekretalensammlung an die Öffentlich- 
keit trat, also wenige Jahre nach dem IV. Laterankonzil, Stellung gegen die 
Pubertätstheorie genommen. | 

3) Pueris grandiusculis peccatum nolunt attribuere quidam, nisi ab annis 
14, cum pubescere coeperint. Quod merito crederemus, si nulla essent peccata, 
nisi quae membris genitalibus admittuntur. Quis vero audeat affirmare furta, 
mendacia et peijuria non esse peccata? At his plena est puerilis aetas, quam- 
vis in eis non ita ut in majoribus punienda videantur. Der letzte ein- 
schränkende Satz zeigt, daß unsere Stelle schwere Sünden im Auge hat. Denn 
, nur solche werden von kanonischen Strafen betroffen. Vgl. auch unten VI S.448 ff. 


| 
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nach der Anschauung der damaligen Theologie zeitlich zu- 
sammenfallen schon mit dem ersten Beginn der Vernunit- 
tatigkeit. Grandiusculi pueri, so kommentiert der hl. Antoninus 
(S th. P. Ill tit. 14 c. 13 n. 9) unseren Dekretalentext, dicendi 
sunt non a principio pueritiae '), sed a medio vel circa finem... 
B. Thomas in IV dist. 11 qu. ult. art. ult. ad 3 docet, quod pueri 
in 10. vel II. anno?) possunt communicare, si appareant signa 
devotionis, quia praesumi potest in eis usus rationis. 


IV. Die Interpretation der »anni discretionis« in der Zeit 
| der Scholastik. 


.. 1. Stockums konstatiert (S. 654), die »Beiremden erregende 
Tatsache«, daß »die Hauptvertreter der mittelalterlichen Theologie, 
von denen einige noch im Jahrhundert des Laterankonzils, ja 
sogar, wie z. B. auch Thomas, nur einige Jahrzehnte nach dem 
Konzil dozierten und schrieben, allerdings lehren, daß der Ver- 
nunftgebrauch für die Zulassung zur ersten hl. Kommunion die 
untere Grenze bestimme, keiner aber den Gedanken ausspricht, 
daß der erforderliche Vernunftgebrauch mit dem 7. Lebensjahre 
bereits vorhanden, sondern alle fast übereinstimmend lehren, daß 
das 70. Lebensjahr als Altersgrenze anzusehen sei’). Erst mit 
diesem Jahre ist nach ihrer Meinung die entsprechende geistige 
Fähigkeit zu einem würdigen und heilbringenden Empfang der 
hl. Eucharistie gegeben«. 

2. Stockums meint S. 659, daß der hi. Thomas und die ihm 
folgenden späteren Theologen, für welche die Autorität des 
englischen Lehrers‘) maßgebend war), in der Auffassung und 


1) Nach dem alten römischen Rechte reichte die infantia bis zum 
vollendeten 7., die pueritia (seu impubertas) bei Knaben bis zum vollendeten 
14., bei Mädchen bis zum vollendeten 12. Lebensjahre. Vgl. Ferraris, Prompta 
biblioth. s. v. Aetas.n. 1. | >- 

So lesen wir beim hl. Thomas a. a. O. in der von uns benützten 
Druckausgabe. In dem Zitat der Ballerinischen Ausgabe des hl. Antoninus 
steht, wie es scheint, ungenau: in 11., 12. vel 13. anno. 

3) Zu diesen »Hauptvertretern der mittelalterlichen Theologie« gehört 
auch der hl. Bonaventura, der für das Alter zum Kommunionempfang gleich- 
falls eine »hohe Grenze« ansetzt und welchem »die Eucharistie im Gegen- 
satz zur Taufe das Sakrament der Erwachsenen ist« (Kattum, Die Eucharistie- 
lehre des hl. Bcnaventura, München-l'reising 1920, S. 130). 

4) Es ist übrigens unhistorisch, wenn Stockums S. 658 von der im 
13. Jahrhundert »unbestrittenen Autoritát und Kirchlichkeit des Heiligen, die 
nach seinem Tode noch alleemeiner zur Anerkennung kamen«, spricht. 

5) Und nicht bloß für die Theologen war diese vom hl. Thomas und 
den sonstigen Größen der Scholastik vertretene Auffassung maßgebend, sondern 
auch für die allgemeine kirchliche Praxis, wie sie bald nach dem IV. Lateran- 
konzil anhob. Wir lesen bei Andrieux S. llo: Couciles particuliers, théo- 
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Interpretation des lateranensischen Beicht- und Kommunionkanons 
»sich geirrt« haben’). 

Mit Recht lehnt Stoc&ums a. a. O. die Annahme Andrieux’ S. 100 ab, 
der hl. Thomas habe die im Sentenzenkommentar dargelegte Lehre, welche 
das regelmäßige Alter für die erste Pflichtkommunion auf das 10. und 
11. Lebensjahr fixierte, in seiner theologischen Summe (III qu. 8 a. 9.) korrigiert, 
durch die Unterlassung einer Zeitangabe stillschweigend fallen lassen. Nach- 
dem, wie Stockums mit Recht betont, »die sachlichen Darlegungen sich an 
beiden Stellen in denselben Gedankenreihen, teilweise sogar, und gerade in 
dem entscheidenden Punkte, in denselben Ausdrücken bewegen«, will das von 
Andrieux aus der wohl im Interesse der Kürzung und Abrundung beliebten 
Weglassung der genaueren Jahresangaben gezogene argumentum ex silentio 
wenig bedeuten. 

Aber wie sollen wir den von Stockums postulierten Irrtum 
in der Interpretation des lateranensischen Beicht- und Kommunion- 
dekretes, der, wie Stockums a. a. O. zugibt, die ziemlich »allge- 
meine Ansicht der Theologen seiner (des hl. Thomas) Zeit« 
geworden war, erklären? Wenn irgendwo, so mußte man im 
damaligen Brennpunkt der theologischen Studien, in Paris, wo 
hochberühmte Theologen aus allen europäischen Ländern, auch 
aus Italien und Rom, die Lehrkanzeln zierten, über die richtige 
Interpretation, den originalen Sinn des Kanons Omnis utriusque 
sexus, der alsbald in hohem Grade das Interesse der kirchlichen 
Kreise in Anspruch nahm?), Bescheid wissen. Ein so funda- 
mentales Mißverständnis, wie der den damaligen »Meistern« der 
Theologie durch Andrieux und Stockums imputierte »Irrtum« will p 
uns doch als aller Wahrscheinlichkeit entbehrend, ja als moralisch 
unmöglich erscheinen. 

3. Als ebenso ungangbar erscheint uns der andere Ausweg, 
auf den uns Stockums S. 661, allerdings mit einiger Reserve» 


logiens et canonistes. prédicateurs et confesseurs du XIVe et du XVe siécles 
s'autorisent, à l'envi, de la décision des deux »maítres« (Alexandre de Alès 
et saint Thomas) pour réculer, aux environs de la dixiéme année, l'époque de 
l'admission des enfants à la sainte table. Vgl. auch Stodeums S. 658: »So 
bildete sich unmittelbar nach dem Laterankonzil eine Airchlich gutgeheißene 
Gewohnheit und Praxis aus. die das 10. bezw. 11. Lebensjahı als unterste 
Grenze des kommunionpflichtigen Alters betrachtete, vielfach sogar darüber 
hinausging. Den Beweis für diese Tatsache hat Andrieux S. 114—122 auf 
Grund eingehenden Studiums der zeitgenössischen Konzilien und Ritualbücher 
fast bis zur Evidenz erbracht.« 

1) Noch weiter geht Fr. Müller in der »Zeitschr. f. kath. Teol.« 1913, 
S. 526: »Diese hl. Theologen (Thomas und Antoninus) haben das Gebot 
Christi sowie auch das Laterandekret mißverstandeı«. ber das angebliche 
Mißverständnis des Gebotes Christi vgl. unten Nr. XII und XIII. 

2) Andrieux führt S. 91 f. eine lange (unvollständige) Liste von 
Partikularkonzilien aus dem 13. und Anfang des 14. Jahrhunderts auf, welche 
„uf den Kanon Omnis utriusque sexus Bezug nehmen und seine Vorschriften 

ur Beobachtung einschärien. | 


Z 
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nach dem Vorgange Andrieux’'), verweist: »Vielleicht ist es nicht 
unrichtig, noch auf einen anderen Gesichtspunkt hinzuweisen. Es 
macht den Eindruck, als ob jene (mittelalterlichen) Theologen 
(die das 10. und 11. Lebensjahr als kommunionplichtigen Terminus 
konkret angaben), von unserem heutigen Standpunkt aus gesehen, 
eine außerordentlich schwache Vorstellung von der Entwicklung 
der Vernunft in der Kindesseele gehabt haben«. 


Wir meinen, daß mit dieser Auffassung den großen Theologen 
des Mittelalters, die doch auch anerkannt gute Psychologen waren, 
großes Unrecht geschieht. So beschränkt und zurückgeblieben 
in psychologischer Beobachtung waren die hier in Frage kommenden 
großen Meister der Theologie und Philosophie sicherlich nicht, 
daB sie erst mit dem 10., 11. oder gar 12. Lebensjahre ein erstes 
Erwachen der Vernunfttätigkeit in der Kindesseele der Regel nach 
annehmen konnten. 


Ein Ähnliches gilt von der weiteren Bemerkung Stockums’ 
a. a. O.?), »daß ein Kind von heute, dessen geistige Entwicklung 
durch einen planmäßigen Unterricht unterstützt wird, fraglos früher 
und leichter zum Vernunftgebrauch gelangt als ein Kind von 
gleichem Alter und gleichen Anlagen im Mittelalter, dem die 
technischen Bildungsmittel der Schule abgingen«. 


Stockums erspart uns jede weitere Kritik, wenn er diesem 
Erklárungsversuch die Bemerkung folgen läßt (a. a. O.): »Immerhin 
aber ist doch schwer anzunehmen, daf der bildungstechnische 
Vorsprung unserer Zeit dem Mittelalter gegenüber einen Zeitraum 
von drei bis vier Jahren aufwiege. So scheinen doch die 
Anforderungen, die der hl. Thomas an ein kommunionpltlichtiges 
Kind stellt, größer: zu sein, als man nach seiner allgemeinen Aus- 
drucksweise auf den ersten Blick glauben sollte, und mehr zu 
enthalten, als man durchschnittlich von einem siebenjáhrigen Kinde 
verlangen kann.« 


In dem letzten Satze hat Stockums das Richtige getroffen. 


4. Unsere modernen Ausleger des Kanons Omnis utriusque 
sexus sind durch die (auch im Dekrete Quam singulari anzegogene) 
Stelle in der Summe des hl. Thomas (Ill qu. 80 a. 9 ad 3) in 
die Irre geführt worden, wo es heißt: Quando jam pueri incipiunt 


1) S. 113: Ils (tous commentateurs du Livre des Sentences de Pierre 
Lombard) ont vraiment une pauvre idée de la précocité et de l'ouverture 
désprit du commun des enfants de leur temps. 


2) Vgl. S. 748. 
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aliqualem usum rationis habere, ut possint devotionem concipere 
hujus sacramenti, tunc potest eis hoc sacramentum conferri. 

Wie aber das vom hl Thomas gemeint ist, zeigt die Pa- 
rallelstelle im Sentenzenkommentar (In IV dist. 9 a. 5 qu. 4 sol. 4): 
Pueris autem jam incipientibus habere discretionem, etiam ante 
perféctam aetatem, puta cum sint decem vel undecim annorum, 
aut circa hoc, potest dari (sacramentum eucharistiae), si in eis 
signa discretionis appareant et devotionis. Hier ist das »incipere 
habere discretionem« in Gegensatz gestellt zur »perfecta aetas«, 
zum Vollalter, das, wie wir oben (S. 438) gesehen, im Sinne 
der Scholastik und des Kirchenrechtes der Geschlechtsreife, kon- 
kret der Zeit mit und nach dem 12. bezw. 14. Lebensjahr ent- 
spricht. Und da mit dem Eintritt des Vollalters (der Pubertät) 
der Eintritt der vollen Reife des Verstandes, der Besitz der voll- 
kommenen Urteilsfáhigkeit verbunden gedacht ist, so fällt das 10. 
oder 11. Lebensjahr, das noch »ante perfectam aetatem« liegt, 
auch noch in das Anfangsstadium des Vernunftgebrauches, in die 
Zeit der noch nicht vollkommen erstarkten Denk- und Urteils- 
fáhigkeit '). l 

Es entspricht durchaus nicht dem Gedanken des hl. Thomas, 
wenn Andrieux das »aliqualem usum rationem« mit »irgend 
welchen, wenn auch noch so kleinen Gebrauch der Vernunft« 
(quelque petit usage de la raison) wiedergibt (S. 193). 

Der hl. Thomas verlangt in derselben Quaestio seiner theo- 
logischen Summe (a. 10), daß man (im Vergleich zu den übrigen 
Sakramenten) »cum magna devotione et reverentia ad hoc 
sacramentum accedat«. Es ist darum verfehlt, wenn Andrieux 
S. 247 das »aliqualem devotionem concipere« bei Thomas mit 
»concevoir quelque petit dévotion« übersetzt?). Thomas ist mit 
: einer »noch so geringen Andacht« gegenüber dem hochheiligen 
Sakrament nicht zufrieden, er verlangt, wenigstens in normalen 
Verhältnissen, eine besondere Andacht und Ehrfurcht gegenüber 
diesem großen Sakramente von den Kommunionempfängern. Er 
verlangt eine devotio relative sufficiens, und darum auch ein 
relativ hinreichendes Lebensalter. Die erforderliche »magna de- 

1) In gleichem Sinne unterscheidet der hl. Antonin (S.th. P. III tit. 14 
: c. 12 n. 3) »impuberes, qui carent omni discretione, ut ante septennium«, 
denen die hl. Kommunion auf keinem Fall zu reichen sei, und die »impuberes, 
qui babent a/iquam devotionem, ut circa 11 vel I2 annos«, denen die hl. 
Kommunion verstattet werden könne, »quia innocentia compensat ignorantiam. 

Vgl. S. 98: Celui qui . . est capable de concevoir quelque minime 


dévotion à l'égard Gu sacrement de l'Eucharistie, on ne doit donc pas le Jui 
refuser. | 


= 
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votio« hat nach ihm eine discretio zur Voraussetzung, die regel- 
näßig in einem Alter unter zehn Jahren nicht präsumiert 
werden kann. | 

Stockums kommt dem wahren Sachverhalt ziemlich nahe, 
wenn er (S. 654) schreibt: »Die Hauptvertreter der mittelalter- 
ichen Theologie . . . lehren alle fast übereinstimmend, daß das 
10. Lebensjahr als Altersgrenze anzusehen sei. Erst mit diesem 
Jahre ist nach ihrer Meinung die entsprechende geistige Fähig- 
keit für einen würdigen und heilbringenden Empfang der hl. 
Eucharistie gegeben«. Und wieder (S. 657): »Die actualis de- 
votio, reverentia und discretio glaubt er (Thomas) in einem 
früheren Alter durchweg nicht hinreichend (zum Kommunion- 
empfang) vorhanden«. 


V. »Die Jahre der Unterscheidung« des lateranensischen Dekretes 
sind relative zu nehmen. 


1. Beim hl. Alphons Liguori (Theol. mor. VI, 301) lesen 
wir: Anni discretionis {in capite Omnis utriusque) intelligendi 
sunt respective ad rationem materiae. Der hl. Alphons macht 
sich hier zum Herold der Gemeinlehre der Theologen'). Nach 
dieser Gemeinlehre muß bei der Bestimmung des Begriffes der 
"anni discretionis« auch der Gegenstand, an dem die dis- 
cretio, der Verstand sich betätigen soll, in Betracht gezogen 
werden. Die »anni discretionis« dürfen also nicht absolut und 


‘fiir sich oder schlechthin (simpliciter) genommen, nicht als Zeit- 


punkt des ersten Erwachens der Verstandstätigkeit überhaupt 
bestimmt werden, sondern müssen relativ (secundum quid), in 
ihrer Beziehung zum Objekt der Verstandestätigkeit verstanden 
werden. 


2. Dieses Interpretationsprinzip ist leicht einleuchtend und 


Wil eigentlich als selbstverständlich erscheinen. Es ist doch 
Klar, daß ein Kind mit 7 Jahren noch nicht so viel Unter- 
 Scheidungsgabe hat, um z. B. über seinen künftigen Lebens- 
: beruf entscheiden zu können, oder daß man in solchen Jahren 
: Wohl die vier Spezies der Arithmetik zur Not fassen und praktisch 
; zur Anwendung bringen kann, aber da noch lange nicht zu den 


1) Suarez (In P. III S. Thomae qu. 80 disp. 70 sect. 1 n. 3) bezeichnet 


? es ausdrücklich als allgemeine Lehre der Theologen (Omnes inprimis notant), 


aß die Worte des lateranensischen Dekretes von den »Jahien der Unterscheidung « 


^, ?$unt accommodate intelligenda juxta genus materiae.« Vgl. De Lugo, De 


”, Euchar. disp. 13 sect. 4 n. 39. 
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»Jahren der Unterscheidung« gekommen ist, um die Geheimnisse 
der höheren Mathematik zu erfassen und in die Praxis umzusetzen. 
Auch beim einzelnen Individium sind darum die »anni discre- 
tionis« eine sehr variable Größe, je nach der Materie, für welche 
der Verstand zu gebrauchen ist !). 

3. Dieses selbstverstándliche Interpretationsprinzip ist von 
den alten Theologen ebenso anerkannt, wie im kirchlichen Recht. 

Bei Stockums S. 738 lesen wir: »Worauf Vasquez den be- 
sonderen Ton legt, ist das Vorhandensein des Vernunftgebrauches, 
aber nicht eines solchen schlechthin, sondern entsprechend der 
Würde und Bedeutung des eucharistischen Sakramentes?). Dieser 
Gesichtspunkt führt ihn dazu, für die erste Beichte und Kom- 
munion mit den meisten anderen Theologen seiner Zeit?) ein ver- 


1) Es ist richtig, wenn Andrieux S. 321 schreibt: L’äge de raison est 
une chose indécise qui peut varier d'un enfant à un autre, d'un milieu à un 
autre. Aber die »Unterscheidungsjahre« variieren nicht bloß nach den ver- b 
schiedenen Persónlichkeiten, sondern vor allem nach den versch edenen der 
discretio unterliegenden Materien. — Bei Andrieux lesen wir weiter (S. 165): 
Des le commencement du XVIIe siècle, avant méme l'apparition. du jansénisme 
voit — on certains conces provinciaux et certains rituels reculer à Il ans, à 
12 ans, à 18 et méme à 14 ans, l’âge, où l'enfant arrive »d la discrétion de 
l'Eudiaristie.« Ja, um die »Diskretion der Eucharisties, um das besondere 
Verständnis dieses Hochheiligen Mysteriums handelt es sich durchgängig bei 
den alten Theologen, nicht erst vom Anfang des 17. Jahrhunderts an, wenn 
sie die »anni discretionis« des lateranensischen Kanons interpretieren, nicht 
um die Verstandestätiekeit im allgemeinen. 

2) Vgl. S. 739: »rür Vasquez ist allein maßgebend der Vernunft- 
gebrauch, aber nur der dem Sakramente entsprechende« (In P. IIl s. Thom. 
disp. 209 qu. 80 c. 4 n. 43: Si autem puer semel ad Aunc usum rationis per- 
venerit, statim ipso jure divino obligatur). — In gleichem Sinne dürfte wohl 
auch die im Dekret Quam singulari (zugleich mit dem eben wiedergegebenen 
Z:tat aus Vasquez) angezogenen Stelle aus P. Ledesma, deren Verifikation uns 
leider nicht móglich war, zu verstehen sein: Dico ea omnium consensu, quod 
omn:b.ıs habentibus usum rationis danda est Eucharistia, quantumcumque 
cito habeant i//um rationis usum; esto, quod adhuc confuse cognoscat ille 
puer, quid faciat (In P. III S. Thom. qu. 80 a. 9 dub. 6). Auch bei Ledesma 
handelt es sich offensichtlich nicht um den »einfachen Vernunítgebrauch« beim 
»Beginn des intellektuellen Lebens«, sondern um den qualifizierten usus 
rationis, um jene Verstandesreif:, jene bestimmte Art von Vernunftgebrauch, 
die es möglich macht, die Bedeutung der hl. Kommunion (quid faciat), das 
Wesen und die Würde der hl. Eucharistie, die man empfängt, wenigstens 
dunkel (in confuso) zu erkennen. Wir werden es jetzt wohl auch verstehen, 
wenn es bei Hieronymus Savonarola, Eruditorium confessorum (Ed. Monasterii 
1640 S. 9) heißt: Annos discretionis, maxime quoad communionem, incipimus L 
(secundum Thomam) decimo vel undecimo anno, et plus vel minus. 

3) Billuart wandelt auf altbetretenen Pfaden, wenn er schreibt (Curs, 
Theol. Tract. de poenit. diss. 5 a. 2 (Ed. Wirceb. 1758 XVIII, 218]) Sicut in 
aliis citius, in aliis tardius ratione educationis, temperamenti etc. incipit judi- 
cium rationis, ita in quibusdam rebus illud habent prius, in aliis posterius; 
ideoque non statim, ubi admittendi sunt ad confessionem, admittendi sunt ad 
communionem. Etiamsi utrumque praeceptum obligat omnes, qui ad annos 
discretionis pervenerint, quia prius habent judicium discernendi peccata, quam 
noverint mysterium Eucharistiae et possint cibum sacrum a profano discernere. 
Vgl. auch Alphons Ligu., Moral. VI, 301. 
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Schiedenes Alter zu verlangen, und zwar íür die Eucharistie 
das hóhere«. ! 

4. Im kirchlichen Rechte: finden wir, diesem Gesichtspunkte 
entsprechend, an verschiedenen Stellen ein verschiedenes Unter- 
scheidungs- oder Vernunftalter, je nach der fraglichen Materie 
statuiert. l | 

C. 32 de electione et electi potestate I, 6 in VI^ wird die 
Beschwerde eines Canonicus impubes wegen Nichtberufung zur 
Bischofswahl zurückgewiesen, weil er »in pupillari constitutus 
aetate« sei, es aber als Forderung des Rechtes wie der natür- 
lichen Sachlage erscheine, »ut tales, cum discretione careant, ad 
praestandum in electione suffragium nullatenus admittantur. 

Für den Eintritt in den Ordensstand oder in den Ehestand 
ist im kanonischen Recht ein ganz anderes Vernunftalter ange- 
fordert als für die Verpflichtung zum Besuche der hl. Messe an 
den Sonn- und Feiertagen oder zum Halten des Abstinenzgebotes, 
und so hat man richtig geschlossen, auch für die Verpflichtung 
zum Kommunionempfang !). 

Der »defectus aetatis« macht die Ehe ungültig, nicht bloß 
deshalb, weil die kórperliche (Geschlechts-)Reife zum Vol]zug der 
Ehe fehlt, sondern auch weil die nötige geistige Reife als 
mangelnd präsumiert wird’). Bei Knopp I, 160 wird aus der 
Bulle Magna nobis Benedikts XIV. die Stelle zitiert, wo für den 
apostolischen Stuhl das Recht der Dispensalion für einen impubes 
beansprucht wird, »qui per aetatem nondum conjugali copulae 
maturus est, sed tamen ralionis usu ita pollet, ut matrimonii 
contrahendi vim et naturam intelligat.« Wie hier der Terminus 
"tationis usus«, so wird im Corpus juris canonici der Ausdruck 
»anni discretionis« für das zum Eingehen einer gültigen Ehe not- 
wendige, auf das 14. bzw. 12. Lebensjahr rechtlich fixierte Unter- 
Scheidungsalter gebraucht ?). 


1) Vgl. Antonin, S. th. P. II tit. 9 c. 8 n. 2: Aliqui dicunt, quod annus 
discretionis, quamvis quoad contrahendum matrimonium intelligatur annus 
14. in masculo et completus et 12. in femina, ut dicunt omnes doctores et 
jura, tamen quantum ad confessionem et communionem intelligitur annus 
immediate post septennium, scil. 8. annus. Sed istud non est simpliciter 
verum ... Ut in pluribus 8. anno puer nondum habet usum rationis . . . 


2) Vgl. Wernz, Jus decretalium IV, 469 ff.; Knopp, Eherecht I, 154 ff. 


3) Vgl. C. 12 X. de desponsatione impuberum IV, 2: Sponsus ad 
annos discretionis perveniens, a praedecessore contrahendi cum alia licentiam 
impetravit . . — Ueberhaupt werden die Ausdrücke »anni discretionis« und 
»usus rationis« im kirchlichen Recht und bei den alten Theologen promiscue 
als gleichbedeutend gebraucht. . Andrieux konstatiert S. 133, daß der Hl. 
Antonin discretio und ratio als synonym (incontestablement synonymes) nehme, 
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Es spricht darum die größte Wahrscheinlichkeit dafür, daß die 
alte Theologie mit Recht die »anni discretionis« auch im Kanon 
Omnis utriusque sexus im relativen Sinne, »respectu materiae «<, 
genommen und gedeutet hat. 


VI. Die Beicht- und Kommunionpflicht und die Fähigkeit 
zur Begehung schwerer Sünden. 


1. Analog wie bezüglich der Unterscheidungsjahre für die 
Eingehung einer gültigen Ehe ist die Sachlage bezüglich der mit 
den »anni discretionis« eintretenden Beicht- und Kommunionpflicht 
im Sinne des Kanons Omnis utriusque sexus. 

In der Kirche ist immer die Anschauung festgehalten worden, 
daß der eigentliche Gegenstand der sakramentalen Beichte die 
schwere Sünde ist. Das Konzil von Trient (Sess. XIV de poenit. 
cap. 5 can. 7) spricht nur von einer Verpflichtung »aus göttlichen 
Rechte«, alle Todsünden dem sakramentalen Bußgerichte zu unter- 
stellen, und sagt ausdrücklich, daß die Kirche nichts weiter vom 
Pönitenten verlange !). | 

»Es ist sententia communis unter den Theologen, daß die 
Kinder nur dann einmal im Jahre beichten müssen, wenn sie 
eine Todsünde begangen haben«, erklärte vor kurzem der ange- 
sehene Moralist Prämmer?). 


Diese Feststellung gilt nicht bloß vom Hl. Antonin. In dem 1333 (vgl.Andrieux 
S. 104) veröffentlichten, vielgebrauchten Manipulus curatorum des Guido de 
Monte Rocheri z. B. heißt es (P. I tract. 4. Ed. Antverp. S. 60): Istud sacra- 
mentum non debet sumi nisi ab illo, qui habet usum rationis. Unde non 
debet dari pueris, antequam perveniant ad annos discretionis. 


1) L. c. cap. 5: Venialia . . . quamquam recte et utiliter citraque 
omnem praesumptionem in confessione dicantur, . . . taceri tamen citra culpam 
inultisque aliis remediis expiari possunt . . Constat enim nihil aliud in Ecclesia 
a poenitentibus exigi quam ut... (quisque) ea peccata confiteatur, quibus 
se Dominum et Deum suum mortaliter oitendisse meminerit. 


l 2) »Theol. prakt. Quartalschrift« 1921 S. 105 f. — Mit dieser Gemein- 
lehre der Theologen kann es recht wohl bestehen, daß, wie in unserer, so 
auch in früherer Zeit die Kinder aus seelsorgerlich-pädagogischen Gründen 
angehalten wurden, auch ihre läßlichen Sünden zu beichten, auch in einem 
Alter, in dem man für gewöhnlich die Begehung schwerer Sünden nicht 
präsumieren kann. Schon der Hl. Antonin sagt in seiner Summa theol. P. II 
tit. 9 c. 8 n. 2: Temerarium videtur asserere et publice praedicare, quod 
immediate post septennium tenentur pueri ad istud praeceptum (de confessione 
et communione) servandum: alias peccant mortaliter et ipsi et parentes ipsorum, 
qui non faciunt eos confiteri. Sed bene laudabile est et pium praedicare et 
` cohortari parentes, parvulos suos, et septennes et quinquennes, ut faciant 
confiteri, u£ sic assuefaciant se moribus christianorum, etiamsi nondum habent 
usum rationis, quamvis non teneantur. Sed et confessor, cum puer confitetur 
aliquid, quod de se est mortale, nec potest percipere (confessor), si tunc habeat 
(puer) usum rationis, non debet praecipitare sententiam de mortali, sed re- 
prehendere eum vel admonere, ut caveat in futurum et doleat, quia ducit illum 
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Auf diesem Standpunkte steht der lateranensische Kanon 
Omnis utriusque sexus !). 


Wenn es in diesem Kanon heißt, jeder Gläubige, der die 
Unterscheidungsjahre erreicht hat, sei gehalten, einmal im Jahre 
alle Sünden zu beichten, so können darunter nur alle Todsünden 
verstanden werden. Schon der hl. Thomas hat diesen Schluß 
gezogen (Suppl. qu. 6 a. 3 ad 3): Non obligantur nisi illi, qtii 
habent peccata mortalia; quod patet ex hoc quod debent omnia 
peccata confiteri, quod de venialibus intelligi non potest, quia 
nullus omnia confiteri potest. Dem hl. Thomas sind alle spáteren 
Theologen gefolgt?) Es wäre auch geradezu eine theologische 
Monstrosität, das Bekenntnis auch aller läßlichen Sünden in der 
Beicht zu fordeın. 


2. Um die Ausdrucksweise des Kanons Omnis utriusque 
zu verstehen, wolle man beachten, daf für die mittelalterliche 
Theologie die Todsünde die Sünde schlechthin, die Sünde im 
eigentlichen Sinne ist, der das volle Wesen der Sünde zuge- 
sprochen werden muß und kann. Die làáfliche Sünde ist nach 
dem hl. Thomas nur analogice ein peccatum. In seiner Summa 
theologica I. II qu. 88 a. 1 ad 1 schreibt er: Divisio peccati in 
veniale et mortale non est divisio generis in species, quae aequaliter 
participant rationem generis, sed analogi . . .; et ideo perfecta 
ratio peccati, quam Augustinus ponit, convenit peccato mortali. 
Peccatum autem veniale dicitur peccatum secundum rationem © 
imperfectam . . .; non enim est contra legem, . . . sed [peccans] 
lacit praeter legem. 


ad gehennam. (Es ist klar, daß hier »usus rationis« im Sinne der Fähigkeit 
zur Begehung schwerer Sünde zu verstehen ist), — Wohl haben einige 
Theologen (quidam ut Soto, Sylvester, Henriquez et alii, heist es bei Billuart, 
De poenit. dissert. 5 a. 2 [Ed. Wirceb. 1758 XVIII, 278 f.) der Kirche über- 
haupt die Gewalt abstreiten wollen, die Beichte läßlichen Sünden zu befehlen, 
aber ihre Thesis konnte sich gegenüber der Gemeinlehre der Theologen und 
der Praxis der Kirche nicht durchsetzen (vgl. Billuart a. a. O.). 


1) Andrieux (S. 260 f.) sagt richtig, daß durch das IV. Konzil vom 
Lateran die Kinder bezüglich der Beicht und Kommunion dem »gemeinen 
Rechtee unterstellt wurden: Comme tout chrétien il (l'enfant) est soumis, con- 
formément aux préscriptions du canon »Omnis utriusque sexus«, au double 
devoir annuel de la confession et de la communion. Aber das »gemeine Recht« 
verlangt keine Beicht der läßlichen, sondern nur der schweren, eigentlichen 
Sünden. Also fordert auch das IV. Laterankonzil vom Kinde nur die Beicht 
schwerer Sünden, und von dem Zeitpunkt an, da es eine schwere Sünde 
begehen kann. 


2) Vgl. Billuart, Curs. theol. De poenit. diss. V a. 2 (Ed. Wirceb. XVII, 
275 ff.); Alphons Liguori, Theol. mor. VI, 667. 
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Der hl. Thomas steht mit dieser Auffassung nicht allein. 
Sie wird von den großen theologischen Autoritäten seiner Zeit, 


so von Alexander von Hales und Bonaventura, geteilt'). 

Wir werden darum an vielen Stellen bei den mittelalterlichen Theologen, 
wo von Sünde und Sündigen schlechthin und ohne Beisatz die Rede ist, an 
schwere oder Todsünden denken müssen. So heißt es beim Hl. Antonin an 
der bereits oben (S. 448 Note 2) angezogenen Stelle (S. theol. P. II tit. 9 c.8 
n.2): Ut in pluribus octavo anno puer nondum habet usum rationis ... 
Certum est autem, quod ante usum rationis nullus peccare potest. Und im 
weiteren Verlauf der Erörterung a. a. O. faßt er denselben Gedanken in die 
Worte: Non enim dicitur, quin infra secundum septennium, quod est proprie 
puerilis aetas, possint habere usum rationis, et per consequens peccare morta- 
liter, ut appropinquante pubertate, scil. in anno 12. vel 13. 


3. Wir werden die geschilderte Anschauung auch im Auge 
behalten müssen, wenn die mittelalterlichen Theologen als 
Charakteristikum und Voraussetzung der Unterscheidungsjahre die 
Fähigkeit, zwischen Gut und Bós zu unterscheiden, oder die 
»capacitas doli«, die Fáhigkeit zum gottwidrigen, bósen Wollen 
und Tun erkláren. Sie wollen damit die subjektive Befáhigung 
zur Begehung schwerer oder Todsünden bezeichnen. So definiert 
der hl. Antonin ausdrücklich an der schon oben (S. 440) ange- 
zogenen Stelle seiner Summa theol. (P. III tit. 14 c. 12 n. 5): 
Quum est [puer] doli capax, quum scil. potest mortaliter peccare?, 


1) S. Bonaventura, In II dist. 42 a. 2 qu. 1: Veniale autem peccatum 
nec est directe contra Dei mandatum, nec statuit creaturam tamquam finem 
ultimum ; et ideo non est in eo nec aversio nec contemptus. Sed quia veniale 
fit praeter Dei mandatum, in veniali etiam peccato creatura non refertur in 
Deum . . . Unde conceditur, quod veniale a Deo non avertit, sed elongat a 
Deo; non separat, sed retardat . . . Tenendum est, quod avertere a Deo sit 
mortalis peccati proprie. Bei Sporer, Theol. mor. tract. I sect. i. n. 264 lesen 
wir: Differre in hoc, quod peccatum mortale sit contra legem, veniale vero 
non sit contra, sed tantum praeter legem. Sic loquuntur magni doctores 
Bonaventura, Alensis et alii; in rigore etiam falsum est, cum nullum peccatum 
possit esse, quod non sit contra legem vel praeceptum aliquod. 

2) Andrieux meint S. 93 (vgl. S. 324), daß die ersten und gleichzeitigen 
Erklárungen des Kanons Omnis utriusque sexus unter den »anni discretionis« 
»l’äge de la distinction du bien et du mal, c'est-à-dire ce que nous appelons 
l'ige de raison« verstehen. Das beruht auf einem Mißverständnis. ir ver- 
stehen jetzt unter dem »Alter der Vernunft« gemeiniglich das Alter der er- 
wachenden Vernunft, das Alter von der Zeit an, da die Vernunft die ersten 
Lebenszeichen gibt, einen ersten schwachen und oberfláchlichen Begriff von 
Gut und Bós gewinnt; die mittelalterlichen Theologen dagegen verstanden 
unter den »Jahreu der Unterscheidung« des Kanons Omnis utriusque das 
Alter, in dem der Mensch so weit im Vernunttgebrauche fortgeschritten ist, 
daß er die malitia der schweren Sünde, das malum xa:’éfoy7v, die Sünde im 
eigentlichen Sinne zu erkennen und zu unterscheiden fähig ist. In diesem 
Sinne dürfen wir darum wohl auch deu von Andrieux S. 95 angezogenen 
Passus aus der Glosse zum Cap. Omnis utriusque sexus verstehen: discretionis, 
id est cum est doli capax, quia tunc potest peccare. Bei einem oder dem 
auderen der späteren Theologen wird allerdings der Terminus »capacitas doli« 
im Sinne der Fähigkeit überhaupt zu sündigem gebraucht. So lesen wir bei 
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tunc obligatur ad praeceptum de confessione ?!), et per consequens 
de communione. 

4. Allerdings konnte sich die Theorie, daß nur die Todsünde 
eigentliche Sünde sei, die läßliche Sünde nur analogice und un- 
eigentlich als Sünde betrachtet werden kónne, weil dieselbe nicht 
contra legem, sondern praeter legem sei, trotz ihrer bedeutenden 
Vertreter nicht durchsetzen; in der nachmittelalterlichen Theologie 
hat sie, soweit wir sehen können, wenige Anhänger gefunden ?). 
Aber wie man sich zu dieser Theorie auch stellen mag: auch bei 
den späteren Theologen ist es Gemeinlehre, daß das lateranen- 
sische Beicht- und Kommuniondekret nur die jährliche Beichte der 
Todsünden verlange, und daß darum nach eben diesem Dekrete 
die Verpflichtung zum Empfange des Bußsakramentes nur in jenen 
Lebensjahren einsetzen könne, in welchem nach dem gewöhn- 
lichen und natürlichen Laufe der Dinge mit dem Begehen schwerer 
Sünden zu rechnen ist, und daß in diesem Sinne die »anni discretionis« 
des Kanons Omnis utriusque sexus verstanden werden müssen ?). 

5. Damit ist auch indirekt der Begriff der »Unterscheidungs- 
jahres als Vorbedingung zur Kommunionverpflichtung festgestellt. 

Nach dem Kanon Omnis utriusque sexus ist es dem ver- 
nünftigen Ermessen des ordentlichen Seelsorgers bzw. Beichtvaters 
anheim gegeben, für den jährlichen Kommunionempfang einen 
spáteren Termin zu bestimmen (nisi forte de consilio proprii 
sacerdotis ad tempus ab ejus (communionis) perceptione duxerit 
abstinendum). Damit ist die Kommunionpflicht zeitlich in Zu- 
sammenhang mit und in eine gewisse Abhängigkeit von der 
Beichtpflicht gebracht4), die »anni discretionis« als Vorbedingung 
Laymann, Theol. mor. l. V tract. 4 c. 4 n. 3: Sacerdos, si animadvertat, 


aliquem va nondum capacem esse, sacramentalem absolutionem ipsi impertiri 
non debet. 

1) Dieselbe Auffassung finden wir bei den Koryphären der Spät- 
scholastik. Vgl. Suarez, In P. Ill S. Thom. qu. 80 a. 11 disp. 70 sect. 1 n. 3. 

2) Vgl. die kritische Bemerkung Sporers in dem oben (S. 450 Note 1) 
ausgehobenen Zitat. 

3) In diesem Sinne interpretiert den Kanon Omnis utriusque auch der 
` Catediismus Romanus (P. Il c. 5 al. 6 qu. 44): Ab eo tempore confessionem 
‘puero indictam esse, quum inter bonum et malum discernendi vim habet in 
ejusque mentem dolus cadere potest . . ., quum aliter salutem sperare 
nemini liceat, qui scelerum conscientia premitur. Andrieux erklärt richtig 
S. 141: Le catéchisme du concile de Trente en conclut, qu'ils y sont tenus, 
dés qu'ils savent distinguer le bien du mal et peuvent pecher mortellement. 

4) Andrieux konstatiert S. 261 ff., daß man seit dem 13. Jahrhundert 
regelmäßig von dem Kinde beim Empfang der ersten hl. Kommunion die 
voiangehende Beicht verlangte. Der hl. Carl Borromdus bestimmte in seinen 
Pastorum instructiones (P. III c.2) als Vorbedingung für die Zulassung zur 
ersten hl. Kommunion die drei- und viermalige Beicht bei demselben (appro- 
bierten) Priester (vgl. Andrieux S. 262 f.). 

29* 
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für die Beichtverpflichtung müssen, wenn nicht in gleicher, so 
doch in analoger Weise von der Verpflichtung zum Empfang de 
hl. Kommunion verstanden werden, die Kommunionverpflichtung 
kann zeitlich nicht vor die Beichtverpflichtung gesetzt werden. 

Wir verstehen darum, wenn der hl. Antonin (S. th. P. Ill tit 
14 c. 12 n. 5) schreibt: Quum est doli capax [christianus], quum 
Scilicet potest mortaliter peccare, tunc obligatur ad praeceptum 
de confessione et per consequens de communione, quae simu 
dantur!) Auch für den Eintritt der Kommunionpflicht hängt 
der Zeitpunkt vom Eintritt der subjektiven Befähigung zum 
Begehen schwerer Sünde ab. 

Zu dieser Auffassung stimmt es gut, daß das Konzil von 
Trient in der 21. Sitzung feststellt, daß für die Kinder, bevor sie 
zu den Unterscheidungsjahren gelangt sind, die hi. Kommunion 
nicht notwendig sei?) und als Grund dafür einzig geltend macht, 
daß Kinder in solchem Alter die Taufgnade nicht verlieren 
können). Die Taufgnade kann nur durch die schwere Sünde 
verloren gehen. Der Schluß liegt darum nahe: So lange eine 
schwere Sünde wegen der noch nicht hinlänglich ausgereiften 
Verstandestätigkeit unmöglich ist, kann von einer Heilsnotwendig- 
keit, von einer strikten Verpflichtung zum Empfange der hl. 
Kommunion keine Rede sein. 

6. Aber für welches Lebensjahr kann der Regel nach jene 
Verstandesreife präsumiert werden, welche eine schwer schuldhafte 
Versündigung subjektiv möglich, d. i. imputierbar macht? 

Auch in der mittelalterlichen Theologie war man hierüber 
nicht derselben Meinung. z 

Eine namentlich in der ersten Zeit nach Erlaß des latera- 
nensischen Beicht- und Kommuniondekrets weit verbreitete Ansicht 
hielt erst mit der Erreichung der Geschlechtsreife auch die Ver- 
standsreife in der Regel für so weit vorgeschritten, daß der gegen 
Gottes Gesetz in einer wichtigen Sache Handelnde die in solcher 


1) Antonin setzt, im Gegensatz zu den meisten späteren Theologen 
(vgl. oben S. 446 Note 3), den gleichzeitigen Eintritt der Verpflichtung für 
Beicht und Kommunion voraus. In gleichem Sinne heißt es im Dekrete 
Quam singulari: Unam tamen eandemque aetatem ad utrumque sacramentum 
requirit Lateranense concilium, cum conjunctum confessionis et communionis 
onus imponit. 

2) Can. 4: Si quis dixerit, parvulos, antequam ad annos discretionis 
pervenerunt, necessariam esse eucharistiae communionem, a. s. 

3) Cap. 4: Sancta synodus docet parvulos usu rationis carentes nulla 
obligari necessitate ad sacramentalem cucharistiae communionem: siquidem, 
per baptismi lavacrum regenerati et Christo incorporati, adeptam jam filiorum 
Dei gratiam in illa aetate amittere non possunt. 
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Handlung liegende schwere Bosheit (malitia) hinlänglich erkennen 
und sich so auch subjektiv der Verantwortung hiefür, also einer 
schweren Schuld teilhaft machen könne. Wir haben oben (Nr. 
III S. 439f.) das Nötige gesagt. 


Aber auch der diametral entgegengesetzten, von spáteren 
Theologen!) mehrfach vertretenen Auffassung, welche die Fähig- 
keit zur Begehung von Todsünden schon für das 7. Lebensjahr 
annimmt, begegnen wir schon im Mittelalter. 


Der hl. Antonin erwähnt (S. th. P. II tit. 9 c. 8 n. 2) die 
von »einigen« vertretene Meinung, daß das »Unterscheidungsjahr«, 
mit welchem die Beicht- und Kommunionpflicht eintritt, mit dem 
vollendeten 7. Lebensjahr erreicht sei. Antonin bekämpft diese 
Meinung mit dem Hinweis darauf, daß, wie die Erfahrung lehre, 
im 8. Lebensjahre der erforderliche Vernunftgebrauch in der Regel 
(ut in pluribus) noch nicht gegeben sei, um (schwer) sündigen 
und so zum Beichten verpflichtet sein zu können). 


Dasselbe Argument. aus der Erfahrung setzt Antoninus 
(P. III tit. 14 c. 13 n. 9) der Glosse zu C. 1 de delictis puero- 
rum XV, 23 entgegen, welche gleichfalls die Ansicht vertritt, 
daß die Kinder alsbald nach dem 7. Lebensjahre über den nötigen 
Vernunftgebrauch verfügen, um (schwer)?) sündigen zu können 4). 


Der hl. Antonin steht mit seiner Auffassung, daß der zur 
Begehung einer schweren Sünde vorauszusetzende »usus rationis« 
der Erfahrung gemäß erst um die Mitte oder gegen Ende des 
zweiten Septenniums des menschlichen Lebens für gewöhnlich 


1) So von Ferraris, Prompta biblioth. sub v. Aetas n. 36 (vgl. unten 457). 


2) Quod autem aliqui dicunt, quod annus discretionis . . . quantum ad 
confessionem vel communionem intelligitur annus immediate post sep- 
tennium, scilicet octavus annus; sed istud non est simpliciter verum: nam leges 
adaptantur secundum ea, quae in pluribus accidunt; sed ut in pluribus octavo 
anno puer nondum habet usum rationis, ut experientia docet. Certum est 
autem, quod ante usum rationis nullus peccare potest, nec legibus adstringitur, 
unde nec talis per consequens confiteri tenetur. Im Verlaufe der Erörterung 
an derselben Stelle setzt Antonin, worauf wir schon oben (S. 450) hingewiesen 
haben, für »peccare« genauer und unmißverständlicher »peccare mortaliter«. 


3) Auch hier dürfen wir »peccare« als »peccare mortaliter« fassen. 


. .4) Quum pueritia dicatur durare per septennium post infantiam, quod 
quis in principio pueritiae dicatur habere usum rationis, sicut in medio vel 
circa finem, non videtur rationabiliter dictum. Unde quod dicit Glossa super 
Cap. »Pueris« de delictis puerorum, quod habent usum rationis et peccare 
possunt, quum sint doli capaces, scilicet post septennium infantiae, experientia 
docet ut in pluribus hoc verum non esse. — Gegen die Berufung der Glosse 
auf cap. »Pueri« (c. 1 X V, 23) macht Antonin mit Recht geltend, daß das 
genannte Caput »Pueri grandiusculi« im Auge hat: Grandiusculi autem pueri 
dicendi sunt non a principio pueritiae (= secundi septennii), sed a medio 
vel circa finem. 
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vorhanden sei, keineswegs allein in der mittelalterlichen Theologie. 
Antonin beruft sich (P. II tit. 9 c. 8n. 2) u. a. auf die berühmte 
Summa aurea des Kardinals Heinrich von Segusia (Ostiensis oder 
Hostiensis), die im Mittelalter (und auch in späterer Zeit) allgemein 
anerkannt war!) und wo es (l. V de poenit. et remiss. n. 43) 
heißt: Item hoc intelliges de doli capace; et intelligitur, quando 
est proximus pubertati . . . Si vero non sunt doli capaces, tales 
non tenentur confiteri. 

Weiterhin zitiert Antonin für seine Ansicht a. a. O. Petrus 
de Ancharano aus der Reihe der späteren Glossatoren (zum Liber 
sextus und den Clementinen) ?). i | 

Weiterhin hat sich die Ansicht dieser zwei großen Autoritäten 
in Sachen der Moral und des Kirchenrechtes, des hl. Antoninus 
und des Ostiensis, im Laufe der Zeiten mehr und mehr durch- 
gesetzt, wenn sie auch nie zur sententia communis geworden ist?). 

Jedenfalls wird man schwerlich viele Theologen austindig 
machen können, die das Kind schon vom »Erwachen des Bewußt- 
seins« an, »wenn es die Dinge zu unterscheiden weif, wenn es 
imstande ist, seine Eltern zu erkennen, seine Wünsche auszu- 
 Sprechen«*) als einer schweren Versündigung fähig erklärten). 


1) Man gab dem Verfasser die Ehrentitel »Vater der Canones und 
Höchster der Doktoren«, »Quell« und »Beherrscher des Rechtes«, »Stern« und 
»glänzendes Licht der Dekrete« (Phillips, Kirchenrecht IV, 327). 


2) Opinionem (Hostiensis) sequitur Petrus de Ancharano, et subdit 
Petrus, quod proximus pubertati dicitur, quum magis appropinquat pubertati 
futurae quam praeteritae infantiae, quod contingit in masculo, quando habet 
decem annos et dimidium et aliquantulum ultra; et in femina, quando habet 
novem annos et dimidium et ultra aliquantulum. 


3) Auch der hl. A/phons Liguori steht dieser Ansicht nahe (Theol. 
mor. VI, 666): Impossibile est, quod docet Sa (Aphorismi confessariorum s. v. 
Contessio), Ecclesiam non obligare (ad confessionem) ante pubertatem, cum 
anni discretionis citius attingantur et constet, mortaliter peccari posse sub 
annum nonum vel decimum, immo ante. | 


4) Vgl. oben S. 435. 


5) Es sei uns gestattet, ein paar Stimmen aus der allerneuesten Zeit 
anzuführen. In den »Stimmen der Zeit« 103 (1922), 214 war zu lesen: »Im 
allgemeinen meide es der Erzieher, viel mit dem Begriff der Sünde (ob schwere 
oder läßliche Sünde) zu arbeiten, zumal in den Jahren, in denen sie nach 
normaler Erfahrung einer schweren Sünde kaum fähig sind.« Aehnlich schreibt 
ein anderes Mitglied der Gesellschaft Jesu, der nun verstorbene P. Linden 
im »Münsterschen Pastoralblatts 1912 S.17:»Mit dem Beginn der Unterscheidung 
zwischen gut und bös ist ein Kind aber erst einer läßlichen Sünde fähig und 
es dauert noch eine gute Weile, bis das sittliche Erkennen und die Willens- 
freiheit bis zu dem Grade erstarkt sind, wie es zur Begehung einer schweren 
Sünde erfordert ist.« Auch bei Gennari-Rabl S. 32 kann man den Satz lesen: 
»Man bedenke, daß bei einem Kinde, das kaum erst zum Gebrauche der 
Vernunit gelangt ist und unter guter Aufsicht steht, nicht anzunehmen ist, 
dab es eine schwere Sünde begehe, die es beichten müsse. Zur Tilgung der 
läßlichen Sünde genügt aber die Kommunion.« 
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7T. Allerdings kónnte man sich für eine solche These nicht ohne alle 
Berechtigung auf die Autorität des hl. Thomas berufen, der (S. Th. I. II qu- 
89 a. 6) den Satz aufstellt: Impossibile est, quod peccatum veniale sit in ali- 
quo cum originali peccato absque mortali. Hiernach könnte der Fähigkeit eine 
lá&liche Sünde zu begehen, nicht gedacht werden ohne gleichzeitige oder so- 
gar vorhergehende Fähigkeit zur Begehung einer schweren Sünde. 

Die Thomisten haben sich reichlich Mühe gegeben, diesem viel ange- 
fochtenen und auch mit der Erfahrung schwer zu vereinbarenden Lehrsatz 
ihres großen Meisters zu begründen und ihm einen annehmbaren Sinn ab- 
zugewinnen. 

So lesen wir in Billuarts großem Thomaskommentar (Tract. de 
peccat. et legibus diss. VIII a. 7. Ed. Wirceb. 1758 V, 427 ff): Homo tenetur in 
primo instanti usus rationis se convertere ad Deum; quod si faciat, justi- 
ficatur a peccato originali, si non faciat, peccat mortaliter . . . Sub nomine 
usus rationis non intelligimus hic nom qualemcunque usum rationis, sed 
plenum et perfectum, qui sufficiat ad deliberandum de rebus gravibus, de eli- 
gendo bono et malo morali, de constituendo sibi ultimo fine vitae, et 
similibus, /7ic autem usus rationis perfectus non simul ac semel acquiritur, sed 
paulatim et successive . . . Videbis enim pueros quinquennes vel sexennes 
aliquid habere rationis, sed an usum perfectum habeant, merito dubitabis ante 
septennium vel octennium . . . Et hinc jam apparet nemini debere videri mi- 
ram aut duram doctrinam Doctoris Angelici de obligatione diligendi Deum 
et se ad illum convertendi in primo instanti usus rationis. Quid enim mirum 
aut durum, quod puer, non mox ut aliquem usum tationis attigit, sed tunc 
demum, cum post usum rationis imperfectum forte satis diuturnum, quo 
potuit imperfecte cognoscere Deum aut bonum virtutis, tandem perveniat ad 
plenum usum, in quo illum aut illud diligere et habere pro fine ultimo tene- 
atur ... Homo in primo instanti morali usus perfecti rationis tenetur sub 
mortali se convertere ad Deum vel explicite vel implicite . . . Ergo si (haec 
obligatio) tunc non impleatur, peccatur mortaliter peccato omissionis . . . Dum 
primum pervenit ad usum rationis (perfectum), mundum tamquam agens morale 
ingreditur et viam vitae rationalís incipit . . . Ante (hoc) primum instans 
rationis . . . homo caret usu rationis et libertate, sicque est incapax peccati 
venialis. | 

Wir meinen jedoch, die Gegner des in Rede stehenden thomistischen 
Lehrsatzes beurteilen die Sachlage richtiger, wenn sie sagen: Auch im Stadium 
der Entwicklung des Vernunftgebrauches, in welchem das Kind noch nicht 
über die Vollkraft der Vernunft verfügt, aber doch einigermaßen Gott kennt, 
es, wenn auch dunkel, erfaßt, daß Gottes Gebote mehr gelten und höher zu 
achten sind als alle Menschengebote, hat ein solches Kind bereits einigen 
Anspruch, als moralisches Wesen eingeschätzt zu werden, es kann einerseits 
für Gott und mit Rücksicht auf Gott einiges Gute tun, wie es anderseits dem 
ihm einigermaßen bekannten Willen Gottes entgegenhandeln, d i. sündigen kann. 
Aber da ihm der hinreichende Vernunftgebrauch, die vollkommene moralische 
Einsicht, das hinlängliche Verständnis für die Schwere einer Verpflichtung und 
die Schwere der Verletzung einer solchen Verpflichtung, also der zur Be- 
gehung einer subjektiv schweren Sünde vorauszusetzende usus rationis noch 
mangelt, da es infolge seines unreifen Alters noch nicht vollkommen seiner 
mächtig (sui compos) ist, noch nicht jene Herrschaft über seine niederen 
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Triebe, über die der normale erwachsene Mensch verfügt bezw. verfügen 
kann und soll, wenn er sich nicht schuldbar machen will, besitzt, so kann 
ihm die Verfehlung, auch wenn sie objektiv schwer ist (in materia gravi) 
nicht als schwere Schuld zugerechnet werden!) m. a. W. es kann wohl 
läßliche Sünden begehen, aber keine Todsünden. 


Wie bei dem zum hinlänglichen Gebrauch der Vernunft gelangten 
normal verfaßten Menschen es mehr zufällige, in die Wirksamkeit tretende und 
vorübergehende Umstände der Handlung, wie mangelhafte Kenntnis der kon- 
kreten Verhältnisse, Beschränktheit des praktischen Urteils, Unachtsamkeit, 
Schwäche des Willens, sind, welche bewirken, daß manche objektiv 
schwere Verfehlungen gegen Gottes Gesetz ihm subjektiv nur als.läßliche 
Sünden (ex imperfectione actus) angerechnet werden können ?), so ist bei 
dem noch nicht zum nötigen Vollgebrauch der Vernunft und Willensfreiheit 
gelangten Kinde diese »imperfectio actus« eine habituelle, mit der physischen 
Unreife notwendig verbundene und darum bei jeder Verfehlung vorhandene, 
und aus diesem Grunde kann das Kind in dieser moralischen Entwicklungs 
periode nur läßliche Sünden begehen. Die Annahme daß man nur »post per- 
fectum usum rationis adeptum venialiter ex imperfectione actus« sündigen 
könne), vermögen wir nicht als begründet anzuerkennen. 


VII. Die besonderen Anforderungen an den Empfänger der 
hl. Eucharistie nach der Anschauung der alten Theologie. 


1. Wir haben im vorausgehenden Kapitel dargelegt, daß die 
durch den Kanon Omnis utriusque sexus festgelegte Kommunion- 
pflicht in Zusammenhang mit und in einer gewissen Abhängigkeit 
von der durch denselben Kanon erklárten Beichtpflicht statuiert 
ist, daß die »anni discretionis« als Terminus a quo für beide 
"Verpflichtungen zwar nicht in ganz gleichem, so doch in analogem 
Sinne aufgefaßt werden müssen, daß insbesondere die Kommunion- 
pflicht nach dem lateranensischen Kanon und seinen alten Erklárem 
zeitlich nicht vor die Beichtpflicht, die naturgemäß an die Fähigkeit 


1) Vgl. Antoine, Theol. mor., de peccatis c. 2 qu. 3 resp. 1: Consensus 
sufficiens ad mortale est ille, qui ab homine . . . plene sui compote datur 
actioni vel omissioni graviter malae, cujus malitiam actu cognoscit vel cog- 
noscere potuit ac debuit. — Es ist unrichtig, wenn Hafen, Die Kinder- 
kommunion S. 9 schreibt: »Daß die Sündhaftigkeit des Kindes zunächst eine 
Fähigkeit wäre, eine läßliche Sünde zu begehen, ist — in der Voraussetzung 
des Vernunftgebrauches — eine Annahme, die eine Begründung noch nicht 
gefunden hat.« 

2) Vgl. Sporer, Theol. mor. tract. I sect 2 assert. 3 S 3 n. 270: Omne 
peccatum mortale ut sit, requirit ex parte intellectus perfectam advertentiam 
et deliberationem, ex parte voluntatis vero plenum consensum, quorum unum 
si desit et adsit solum imperfecta deliberatio aut semiplenus consensus. pec- 
catum veniale erit ex imperfectione actus, idque in quacumque materia, lege, 
praecepto. Certum apud omnes . . Deliberatio semiplena et imperfecta dicitur, 
quando ratio . .., etsi non tollat peccatum . . ., tollit tamen peccatum in 
tanto et veniale reddit fragilitati humanae. 


3) Vgl, Billuart a. a. O, S. 435, 
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zur Begehung schwerer Sünden gebunden ist, also regulariter nicht 
vor die Zeit um das 10. Lebensjahr gelegt werden kann. - 

Aber dieses Argument ist keineswegs das einzige, auch nicht 
das ausschlaggebende für die alten Theologen gewesen, als sie 
als die Normalzeit für den Beginn der Kommunionpflicht unge- 
fáhr das 10. Lebensjahr festlegten. 

Ferraris nimmt, wie wir schon oben (S. 453 Note 1) bemerkt 
haben, schon für das vollendete 7. Lebensjahr die Fähigkeit zur 
Begehung von Todsünden regulariter für gegeben an und setzt 
darum für diese Lebenszeit die »anni discretionis« zum Empfange 
des Bußsakramentes und folglich den Eintritt der Beichtpflicht fest. 
Und trotzdem hält er mit dem vollendeten ersten Septennium 
den für den Empfang der hl. Kommunion entsprechenden Ver- 
nunftgebrauch regulariter für noch nicht gegeben, weil regelmäßig 
erst um das 11. oder 12. Lebensjahr die Fähigkeit zu jenen voll- 
kommenen religiösen Wissen und zu jener besonderen Andacht, 
wie sie gerade zum Empfang der hl. Eucharistie als geboten 
erscheinen, präsumiert werden könne). 

Nachdem der hl. Alphons Liguori (Theol. mor. VI, 301) die 
vom hl. Antonin, von Sanctius, Paludanus u.a. vertretene Meinung, 
daß die Beicht- und Kommunionpflicht mit der Fähigkeit eine 
schwere Sünde zu begehen, eintrete, als probabel vorgeführt, 
erklärt er unter Berufung auf Suarez, Vasquez, Navarrus u. a. die 
Ansicht als »sententia communissima et probabilior«, daß von 
genanntem Zeitpunkt an wohl die Verpflichtung zur Beichte, aber 
noch nicht zum Empfang der Eucharistie beginne: Ratio est, 
quia communis Ecclesiae usus?) sic interpretavit obligationem 

1) Prompta biblioth. s. v. Aetas n. 36: Aetas sufficiens ad peccatum mortale 
regulariter est septennium; in ipso enim septennis regulariter dicitur quisque 
pervenisse ad annos discretionis, a quibus incipit obligatio confessionis sacra- 
mentalis; c. Omnis utriusque . . . Ad communionem autem quamvis sufficiat 
aetas discretionis seu usus rationis in eis, qui in tali aetate sunt capaces recipiendi 
debitam devotionem circa hoc sacramentum, tamen regulariter loquendo non 
est concedenda communio eucharistica nisl habentibus aetatem undecim vel 
duodecim annorum, nisi in aliquibus anticipatur propter eorum singularem prae 
alis de hoc sacramento devotionem et pleniorem de eo cognitionem. 

Auch andere Theologen von allgemeinem Ansehen berufen sich in 
diesem Punkte auf Brauch und Gewohnheit der Kirdie. So Antoine, Theol. 
mor. P. VI de Eucharistia c. 2 qu. 1 resp. 2 n. 1: Licet pueri prius censeantur 
obligari ad confessionem, quia ad communionem plus requiritur discretionis 
et devotionis ac reverentiae. Nam ita Ecclesiae consuetudo interpretatur 
praecepta confessionis et communionis pro materia subjecta. Vgl. De Lugo 
an der unten S. 459 zitierten Stelle. Thom. Tamburini redet an der S. 458 
zitierten Stelle von einem »tacitum Ecclesiae praeceptum«. Suarez (In part. Ill 
S. Thom. qu. 80 disp. 70 sect. 1) beruft sich für diese Anschauung auf die Gemein- 


ansicht aller Theologen: Omnes inprimis notant... non statim ac homo 
habet usum rationis, quo sit capax peccati mortalis et obligationem confitendi, 
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hujus praecepti, tum ut pueri cum majori reverentia et fructu 
eucharistiam percipiant, tum ne.ipsi facile exponantur periculo 
transgressionis. Et quamvis obligentur ad coniessionem, non 
ideo tamen tenentur suscipere eucharistiam, quae est majoris 
excellentiae et non tantae necessitatis '). 

Es ist eine bei den alten Theologen stehende Ausdrucks- 
weise, die auch der Katechismus Romanus (P. ll c. 4 qu. 47) 
gebraucht, wenn er zum Empfang der hl. Kommunion einen 
solchen Vernunftgebrauch verlangt, der es ermöglicht, »sacram 
Eucharistiam a profano pane discernere«. Aber die Theologen 
der Vorzeit sind nicht zufrieden mit einem einfachen, auf ein 
Minimum reduzierten »discernere«, sondern sie verlangen ein 
»graviore judicio discernere«?), ein »sufficienter« discernere inter 
cibum et cibum, wie es bei Thomas Tamburini ( 1675) heiBt?). 


2. Nach der gemeinen Ansicht der mittelalterlichen*) wie der 
späteren Theologie bis herab in die neueste Zeit läßt die unver- 
gleichliche Erhabenheit der Eucharistie, »in qua Christus est«, 
die einzigartige Natur und Würde dieses Sakramentes gegenüber 
den übrigen Sakramenten auch eine besondere Vorbereitung der 
Seele, des Verstandes und des Herzens, auf den Empfang der 
hl. Kommunion, eine besondere Erkenntnis und eine besondere 
Ehrfurcht als geziemend und kongruent erscheinen, welche Er- 
kenntnis, Andacht und Ehrfurcht ein entsprechend reifes Alter 
voraussetzt 5). 

Manche Theologen berufen sich hiefür auf den Wortlaut des Kanons 
Omnis utriusque sexus. So wird bei Thomas Tamburini a. a. O. (vgl. oben 
S. 457 Note 2) als Lehre Suarez’ a. a. O. referiert: In dicto capite » Omnis 


utriusque« praeceptum confessionis fertur absolute: »semel in anno confiteatur«. 
Unde satis est communiter aetas inter septimum et octavum annum, quando 


non statim, inquam, obligari hac lege paschalis communionis . . . Eucharistiae 
(sacramentum) est longe dignius et ideo ad illius usum maturior aetas expec- 
tanda est, ut possit suscipiens conveniente devotione accedere et graviori 
judicio inter hunc et alios communes cibos discernere. 

1) Vgl. Vasquez, In part. III S. Thom. disp. 209 qu. 80 c. 4 n. 40; 
De Lugo, De Euchar. disp. 13 sect. 4 n. 89. 

2) Vgl. die S. 457 Note 2 aus Suarez zitierte Stelle. 

3) Methodi expeditae Communionis lib. c. 4 $2 (vgl. Andrieux S. 1431): 
Requiritur aetas inter decimum et decimum quartum [annum], quando secun- 
dum judicium confessorum et multo majus parentum, qui melius filios norunt, 
aestimantur suíficienter discernere inter cibum et cibum. 

4) Stokums a. a. O. S. 654: »Die Hauptvertreter der mittelalterlichen 
Theologie . . . lehren al/e fast übereinstimmend, daß das 10. Lebensjahr als 
Altersgrenze (für den Empfang der hl. Kommunion) anzusehen sei. Erst mit 
diesem Jahre ist nach ihrer Meinung die entsprechende geistige Fähigkeit zu 
einem würdigen und hei!bringenden Empfang der hl. Eucharistie gegeben«. 

5) Vgl. oben S. 457 Note 1. 
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incipit discretionis usus. At praeceptum communionis fertur cum restrictione 
reverentiae: »suscipiens reverenter Eucharistiae sacramentum«. Aehnlich De 
Lugo, De Euchar. disp. 13 sect. 4 n. 36: Confessio absolute omnibus prae- 
cipitur (in lege) absque ulla exceptione, communio tamen praecipitur cum du- 
plici particula limitante; prima est, quatenus additur »reverenter«, per quod 
denotatur, Ecclesiam non obligare eos, qui cum reverentia tanto sacramento 
debita non possunt accedere . . ., communio vero cum quodam ordine ad 
prudens judicium confessoris. Omnes autem prudentes confessores judicant - 
expedire plus communionem differri. Unde communi etiam usu Ecclesiae ita 
lex declaratur. 

Der hl. Thomas spricht diesen selben Grundsatz aus, da wo 
er die Frage von der Zulässigkeit der täglichen Kommunion 
behandelt (S. Th. III qu. 80 a. 10): Alio modo potest considerari 
ex parte sumentis, in quo requiritur, ut cum magna devotione et 
reuerentia ad hoc sacramentum accedat. Et ideo si aliquis se 
quotidie ad hoc sacramentum paratum inveniat, laudabile est, 
quod quotidie sumat . . . Sed quia multoties in pluribus hominum 
multa impedimenta hujus devotionis occurrunt, propter corporis 
indispositionem vel animae, non est utile omnibus hominibus 
quotidie ad hoc sacramentum accedere. 

Diese vom hl. Thomas ausgesprochene Forderung einer 
besonders großen Andacht gegenüber »diesem Sakramente« hat 
naturgemäß Anwendung und Geltung auch bezüglich der Alters- 
frage gefunden und die spätere Theologie hat dem entsprechend 
für den.Empfang der hl. Eucharistie ein Alter erfordert, in welchem 
für gewöhnlich diese »magna devotio et reverentia« keine über- 
groBe Schwierigkeit mehr bietet!). . 

3. Dem Gesagten steht nicht entgegen, daß der hl. Thomas 
(S. Th. III qu. 80 a. 9 ad 3) sich mit einem »incipere aliqualem 
usum rationis habere« als Vorbedingung für den Empfang der hl. 
Kommunion zufrieden gibt. Wie wir schon oben (S. 444 f.) 
dargelegt, gebraucht Thomas diesen Ausdruck im Gegensatz zum 
Vollgebrauch des Verstandes, der in der »perfecta aetas«, im Voll- 
alter, nach Erreichung der Pubertät, eintritt. Dieser Vollgebrauch 
des Verstandes ist allerdings nach dem hl. Thomas nicht nótig, 
um eine der einzigartigen Würde und Heiligkeit des eucharistischen 
Sakramentes entsprechende »magna devotio et reverentia« beim 
Kommunionempfang zu betätigen; nach dem hl. Lehrer?), wie 


l) Antoine a. a. O.: Eucharistiae dignitas singularis exigit maturiorem 
aetatem et majorem discretionem, ut possit convenienti devotione ac reverentia 
Sumi... Saltem communiter neque ante decimum (annum) incipit neque ultra 
quartum decimum differtur plenior usus rationis requisitus. 


2) In IV dist. 9 a. 5 qu. 4 sol. 4. Vgl. oben S. 444. 
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nach der späteren, den Fußtapfen des hl. Thomas folgenden 
Theologie ') ist diese »Andacht und Ehrfurcht« schon im 10. oder 
11. Lebensjahre für gewöhnlich gut möglich, der zum Kommunion- 
empfang erforderte Vernunftgebrauch also vorhanden. Es beruht 
auf einem Verkennen des Gedankens des englischen Lehrers, wenn 
Stockums S. 655 dessen Lehre dahin bestimmt: »Grundsätzlich 
betont er mit einer gewissen Emphase, daß das Recht und die 
Pflicht, die hl. Eucharistie zu empfangen beginne, sobald auch 
nur der Anfang einerVernunftbetätigung vorliege«. Der hl. Antonin 
unterscheidet genau die Zeit, in der das Kind überhaupt des 
Vernunitgebrauchs entbehrt, und das ist die Zeit vor dem 7. 
Lebensjahre, und die Zeit, wo ihm einigermaßen die entsprechende 
Andacht zum Kommunionempfang möglich ist, und das ist die 
Zeit um das 11. und 12. Jahr?). 

In diesem Sinne ist es zu verstehen, wenn der römische 
Katechismus von den kommunizierenden Kindern verlangt, daß 
sie »hujus admirabilis sacramenti cognitionem aliquam acceperint 
et gustum« (P. Il c. 4 qu. 61), oder wenn bei den Theologen die 
stehende Formel wiederkehrt, das kommunizierende Kind müsse 
zwischen dem gewóhnlichen leiblichen Brot und dem himmlischen 
Brot der Eucharistie zu unterscheiden wissen, und wenn »einige 
Zeichen der Ehrfurcht und Andacht« gegen das heiligste Sakrament 
als Vorbedingung zum Kommunionempfang verlangt werden 3). 

Alexander von Hales erklärt diese Forderung des näheren 
dahin, daß die kommunizierenden Kinder unterrichtet sein müssen 
im Glauben vor allem hinsichtlich der Artikel der Mensch- 
werdung, des Sühneleidens und der Auferstehung Christi, daß 

1) Vgl. Savonarola, Eruditorium confessorum (Monasterii 1640 S. 9): 
Annos discretionis, maxime quoad communionem, incipimus (secundum 
Thomam) decimo vel undecimo anno, et plus vel minus, secundum quod 
malitia supplet aetatem. Suarez (In P. III qu. 80 a. 11 disp. 70 sect. 1 n. 3 
(Ed. Vivés XXI, 543): Moraliter A bir neque ante decimum annum incipit 
neque ultra decimum quartum differtur haec obligatio neque rationis usus. 
Vasquez, In P. III qu. 80 a. 11 disp. 214 c. 4 n. 40:. À decimo aut undecimo 
aetatis anno... ut plurimum rationis usus sufficiens ad hoc sacramentum 
incipere solet. 

2) S. Th. P. Ill tit. [4 c. 12 n. 3: Impuberibus autem, qui carent omnino 
discretione, u£ ante septennium, non est danda (eucharistia) . . . Sed si habent 
aliquam devotionem, ut circa 11 vel 12 annorum, potest eis dari, quia inno- 
centia compensat ignorantiam. Man beachte: Antonin redet von einer »ig- 
norantia« hinsichtlich des Eucharistiempfángers noch im 11. und 12. Lebensjahre! 

3) Man wird kaum fehl gehen mit der Annahme, daß mit der Forderung 
der Fähigkeit, zwischen dem himmlischen Brot der Eucharistie und der ge- 
wóhnlichen Speise unterscheiden zu kónnen, im Sinne der alten Theologie 
jenes Ziel bezeichnet werden sollte, dessen Erreichung in unseren Tagen durch 


den Erstkommunikantenunterricht, wie er bis zum Erscheinen des Dekretes 
Quam singulari gemeiniglich bei uns erteilt wurde, angestrebt worden ist. 


| 
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sie geistig erfassen kónnen, was ihnen in diesem Sakramente 
als Speise geboten wird !). 2 

Kardinal Cajetan*) erklärt die Forderung der Fähigkeit, 
zwischen dieser geistigen und der kórperlichen Speise zu unter- 
scheiden, dahin, daß die Kommunikanten wissen, daß erstere für 
das Heil und die Heiligung der Seele bestimmt ist und nicht 
ohne die Reinheit des Gewissens genossen werden dürfe. 

Nach Vasquez?) begreift die angeforderte Unterscheidung 
zwischen dem gewöhnlichen (irdischen) uud dem himmlischen 
Brote auch die Kenntnis der beiderseitigen Wirkungen und der 
beiderseitig zum Genuß erforderten Vorbereitung in sich. 

In der »Instructio pro illis, qui prima vice accedunt ad sa- 
cram mensam«, die P. Benedikt XIII. auf dem römischen Konzil 
1725 ergehen ließ), wird vom kommunizierenden Kinde ver- 
langt, daß es fähig ist, zu unterscheiden zwischen dieser sakra- 
mentalen Nahrung. und dem gewöhnlichen und profanen Brote, 
daß es wisse, mit der gehörigen Frömmigkeit und Andacht dem 
Tische des Herrn sich zu nahen (vgl. Andrieux S. 361). »Man 
muß fest glauben«, heißt es daselbst weiterhin (vgl. a. a. O., S. 360), 
»daß man in der hl. Kommunion unter der Gestalt der konse- 
krierten Hostie den lebendigen Leib Jesu Christi empfängt, der 
wahrer Gott und wahrer Mensch ist, der der allmächtige Schöpfer 
des Himmels und der Erde, der Sohn Gottes ist, der für 
uns geboren ist von der Jungfrau Maria und am Kreuz ge- 
storben ist, um uns zu erlésen... Du mußt denken, daß du 
vor Gott nur ein armseliges Geschöpf bist und ein elender 
Sünder, der es eher verdient hat, in die Hölle gestürzt, als zum 
Tische Gottes zugelassen zu werden . . . Du mußt daran denken, 
daß du Jesus Christus empfängst, der so gut, so liebenswürdig 


1) Summa theol. P. IV qu. 11 membr. 2 a. 3: Parvulis, qui omnino 
carent judicio rationis nec sciunt discernere hunc cibum caelestem a cibo 
corporali, non est dandum corpus Christi. Aliquibus forte, qui sunt minoris 
aetatis, videlicet 10 vel 11 annorum, qui instructi sunt in fide maxime quantum 
ad articulos incarnationis, passionis et resurrectionis Christi, dummodo in eis 
vigeat discretio judicii et capacitatis ejus, qui datur in cibum in hoc sacra- 
mento. — Nach Alexander ist die Kenntnis der Menschwerdung, des Leidens 
und der Auferstehung Christi Voraussetzung und Vorbedingung für das 
»Unterscheiden der himmlischen von der körperlichen Speise«, für das Erfassen 
der Natur und des Inhaltes der eucharistischen Speise. 
2) Vgl. Vasquez, In P. III S. Thom. qu. 80 a. 11 disp. 214 c. 4 n. 37. 

A. a. O. disp. 209 c. 4 n. 40. — Noch im Jahre 1869 (vel. Andrieux 
S. 193 f.) erging ein Dekret der Propaganda nach Indien mit der Weisung, »ut 
missionarii et ceteri animarum curatores pueros ac puellas, cum usum rationis 
fuerint assecuti, vim et dignitatem Eucharistiae diligentissime edoceant, ut 
convenienti tempore divini epuli paricpes fieri digne mereantur.« 

Coll. Lacens. I, 461—466. | | 
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ist, daß er alle Herzen an sich zieht, . . . der in deine Seele 
kommt, um sich innigst mit dir zu vereinigen, auf daß du ganz 
Eines seist mit ihm«. 

Das ist nach der Instruktion des P. Benedikt XIII. die ge- 
wöhnliche Anforderung an die Kommunikanten. Es markiert 
eine Ausnahme von der Regel, wenn daselbst am Schluß des 
Kapitels, in dem die notwendigen Dispositionen für eine würdige 
Kommunion dargelegt werden, vom Empfänger der hl. Eucharistie 
die Frage gestellt wird (vgl. Andrieux S. 3609): »Muß jeder 
Kommunikant all das wissen?« und darauf die Antwort gegeben 
wird: »Zum mindesten muß er wissen, wer der ist, den er in der 
hl. Kommunion empfängt. Er darf nicht unwissend sein, daß 
man ihm den heiligsten Leib des lebendigen Christus zur Speise 
gibt; er muß auch unterrichtet sein von der Vorbereitung, die 
man zum Empfang des hl. Sakramentes heranbringen muß«. 
Diese Mindestforderung soll nicht das Normale sein, das zeigt 
das ganze in der päpstlichen Instruktion gegebene Schema des 
Erstkommunikantenunterrichtes, welches von einer Beschränkung 
auf das Allernotwendigste nichts weiß !). 

' 4. Wenn Andrieux S. 210ff. meint, daß viele Synoden und 
Theologen während mancher Jahrhunderte nach dem 4. Lateran- 
konzil von den kommunizierenden Kindern nur eine sehr ober- 
fláchliche Kenntnis des Glaubens, nur eine »instruction religieuse 
tout-a-fait rudimentaire« forderten?), und als Beweis dafür an- 
führt, daß man »ausdrücklich nur die simple Kenntnis der ge- 
bräuchlichen Gebete«, des Vater unser, des Ave Maria, des Credo 
in Deum, sowie der zehn Gebote Gottes verlangten, so darf 
nicht übersehen werden, daß damit etwas mehr als die bloße: 
Kenntnis, das gedächtnismäßige Hersagen des Wortlautes, sondern 

1) Man kann ja wohl zugeben, daß in alter Zeit die von den Erst- 
kommunikanten geforderte religióse Kenntnis eine »summarische« gewesen 
ist (Andrieux S. 211), aber man braucht sie nicht für eine regulariter ober- 
flächliche zu halten. Schon die Festsetzung des 10. Lebensjahres als Terminus 
a quo des regelmäßigen Kommunionempfanges im Hinblick aut die erforder- 
liche »cognitio et devotio« spricht dagegen. 

2) Zum mindesten ist das »tout-à-fait« zu viel gesagt und den histor- 
ischen Tatsachen keineswegs entsprechend. Andrieux beruft sich u. a. auf ein 
bischöfliches Pastoralschreiben von Tournai a. d. J. 1559, wo es heißt: Curent 
pastores et contessarii, ut antequam eos (adolescentes et puellas) admittant, 
sint mediocriter instructi de hujus sacramenti mysterio sciantque religionis 
christianae rudimenta, nimirum symbolum apostolorum, orationem dominicam, 
salutationem angelicam, decem praecepta Def et quinque praecepta Ecclesiae. 
Wir meinen, der Unterricht zehnjähriger Kinder in der Religion wird immer 
ein »mediocriter instrui«, das nicht über die Grundlinien (rudimenta) hinaus- 


geht, sein und bleiben, auch wenn er mit Fleiß und einigermaßen eingehend 
erteilt wird. 
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auch das Verstándnis dieser Formeln angefordert wurde. Diese 
Formeln dienten in alter Zeit, wie in der Hauptsache auch jetzt 


noch, als Leitfaden des katechetischen Unterrichtes. 

So lesen wir in dem gegen Ende des Mittelalters weitverbreiteten 
»Seelenführer«: Nit blos das Wort des Credo und der gebotten und der 
Hauptsünden und der mitteln der gnaden soll yglicher kennen, der zu den 
jaren der vernunft kommen ist, sunder auch dy bedeutung aller dieser leren«. 
Ähnlich lehrt Lanzkranna: »Der mensch ist des schuldig, das er mit allem 
fleisz, so schierst er mag, so er zu den vernüníftigen jaren kommen ist, lere 
(lerne) die zehen gebot gotz, nicht allein, das er sy künd sagen nam ein- 
ander nach dem Text, sunder, das er verste, zu wem jedes gebot den 
menschen pind« usw. '). 

Das Konzil von Beziers i. J. 1246 (vgl. Hefele, Conciliengesch V, 1047) 
bestimmt: »Die Pfarrpriester müssen an allen Sonntagen die Glaubensartikel 
einfach und deutlich erklären. Vom 7. Jahre an sollen alle Kinder von ihren 
Eltern an allen Sonn- und Festtagen in die Kirche geführt und ihnen das 
Vater unser, Ave Maria und Credo erklärt werden». Ebenso verlangt das 
Konzil von Albi i. J 1254 Nr. 18 (Hefele a. a. O. VI, 42), daß alle Kinder 
vom 7. Jahre an von den Eltern an den Sonn- und Feiertagen in die Kirche 
gebracht werden, um im katholischen Glauben unterrichtet zu werden, und 
das Credo, Pater noster und Ave Maria zu erlernen. Ähnlich die Konzilien 
‚von Breslau 1248 Nr. 26 (Hefele V, 1028), die Synode von Lambeth 1281 
Nr. 10 (Hefele VI, 198) 


Dieser Gesichtspunkt, daf für den Empfang der hl. Eucha- 
ristie, gemäß der einzigartigen Natur dieses größten und heiligsten 
Sakramentes, eine besonders große Ehrfurcht und Andacht und 
darum auch eine entsprechend eingehendere Kenntnis?) der 


1) Vgl. W. Schmitz, Einfluß der Religion auf das Leben beim aus- 
gehenden Mittelalter (Ergänzungsheft zu den »Stimmen aus M. Laach« N. 61, 
Freiburg 1892) S. 71. 

2) Auch der neue Codex juris canonici fordert (can 854 S 2) von den 
Erstkommunikanten außer der Todesgefahr eine »plenior cognitio doctrinae 
christianae et accuratior praeparatio«, welche doch kaum »beim ersten Auf- 
dämmern des Vernunftlichtes« möglich sein dürfte. Wenn es bei Gennari- 
Rabl (S. 24 Anm. 2) heißt: »Der Unterricht (zur Vorbereitung auf die erste 
hl. Kommunion) muß sich darauf beschränken, daß das Kind das unbedingt 
Notwendige, so gut es eben geht, verstehe«, so möchten wir doch uns einen 
bescheidenen Zweifel gestatten, ob solche Herabdrückung der »plenior cognitio 
et accuratior praeparatio« der Intention des geltenden kirchlichen Rechtes 
zu genügen vermag. Und wenn im Can. 854 S 3 die »plenior cognitio et 
accuratior praeparatio« dahin näher bestimmt wird: ea scilicet, qua ipsi (pueri) 
saltem mysteria necessaria necessitate medii ad salutem pro suo captu per- 
cipiant et devote pro suae aetatis modulo ad sanctissimam Eucharistiam 
accedant«, so muß doch die dem kindlichen Verständnisse angepaßte not- 
wendige Kenntnis eine wirkliche Kenntnis sein, eine im Geist festsitzende 
wirkliche, wenn auch dunkle Auffassung von den heilsnotwendigen Glaubens- 
wahrheiten gewährleisten, als da sind: Das Geheimnis der göttlichen Drei- 
einigkeit, der Menschwerdung des Sohnes Gottes, die Artikel vom Sühneleiden 
und Sühnetod des göttlichen Heilandes, von der Sünde und der ewigen Bestrafung 
der schweren Sünde, von der Vergebung der Sünde und Befreiung von Schuld 
und Strafe um des Blutes Christi willen. Ob dieses Lehrpensum zu lösen ist 
bei Kindern, bei denen eben das Vernunftleben zum Erwachen gekommen ist ? 
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Fundamentallehren des christlichen Glaubens anzufordern sei, 
welcher Forderung wieder ein höheres Lebensalter entsprechen 
müsse, setzte sich im Laufe der Zeiten in Theorie und Praxis 
so durch, daß die Theologen sich für die Verpflichtung bzw. 
Zulassung zum Kommunionempfang erst in späteren Jahren sich 
geradezu auf den »Gebrauch der Kirche« berufen konnten. Wir 
haben schon oben (S. 457) hieraufbezügliche Zitate aus Alphons 
Liguori, Antoine, de Lugo, Tamburini beigebracht. Hier wollen wir 
nur noch das Zeugnis des hochangesehenen Thomaskommentators 
Biliuart (t 1757) anführen, der in seinem Cursus Theologiae, De 
Euchar. diss. VI. a. 1 $ 3 (Edit. Wirceb. 1758, XVII, 3701.) schreibt, 
daß »die Kirche« siebenjährige Kinder wegen der erforderten 
größeren Vernunfteinsicht wohl zur Beicht, aber nicht zum 
Kommunionempíang zulasse: Major requiritur discretio ad corr 
munionem quam ad confessionem, ut patet ex Ecclesiae praxi, 
quae ad confessionem admittit septennes doli capaces, quos non 
admittit ad communionem. | 


VII. Die Praxis der römischen Kirche. 


1. Andrieux gesteht im Schlußworte zu seinem von uns 
vielzitierten Buche »La premiére communion« S. 321f. zu, daf 
»die Theologen« im allgemeinen die »Jahre der Unterscheidung: 
durch die Ziffer vom 10. bis 12. Lebenjahre bestimmt haber, 
und daß diese Fixierung!) auch in der Praxis durchgehends zur 
Geltung gekommen ist. »Fast überall hat die Pfarrgeistlichkeit 
mit der Zustimmung ihrer Bischófe die Lebenszeit von 10 bis 
12 Jahren als das Normalalter adoptiert, in welchem die Kinder 
begannen zur hl. Kommunion zugelassen zu werden; die Seel- 
sorgsgeistlichen interpretierten in dieser Weise die Jahre der 
Unterscheidung, wie sie durch die Konzilien als Regel festgesetzt 
worden waren (les pasteurs d’ämes ont ainsi interprété les »an- 
nées de discrétion« établies comme règle par les conciles)« 

1) Dabei ‚kann zugegeben werden, daß diese Fixierung nicht von solcher 
Strenge war, daß sie keine Ausnahme zugelassen hätte. Wir können bezüglich 
der alten (mittelalterlichen) Theologie im allgemeinen dem beistimmen, was 
Andrieux S. 93 bezüglich der Auffassung der Zeitgenossen und der ersten 
Kommentatoren des lateranensischen Dekrets Omnis utriusque sexus behauptet: 
Cet Age de discernement est essentiellement variable suivant chaque individu. 
Andrieux macht S. 92 (nach dem Vorgang von Rosset: De Euchar. sacram. 
[Chambéry 1876] S. 447) darauf aufmerksam, daß die Pluralform »ad annos 
discretionis« wohl absichtlich vom Laterankonzil gewählt worden sei, weil es 
nicht eine genau bestimmte Zeit für alle fixieren, sondern andeuten wollte, 


daß die Zeitbestiminung moralisch, nicht buchstäblich genau für jeden einzelnen 
genommen werden düríe. 


» 
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Es handelt sich darum in unserer Frage nicht bloß um 
eine Gemeinlehre (sententia communis) der Theologen, sondern 
um eine Gemeinpraxis, um eine »consuetudo Ecclesiae,« wie 
sich hervorragende Theologen ausgedrückt haben. 

Und man darf nicht meinen, daß in der römischen Kirche 
(im engeren Sinne genommen) eine andere Theorie und Praxis 
geherrscht, die Diózese Rom in unserer Frage das Bild einer 
einsamen Insel im großen Weltenmeere dargestellt habe, wie es 
manche moderne Theologen wahr haben wollen !). 

| Für diese These kann man keine Begründung finden, wohl 
aber für das Gegenteil. 

2. Schon die Annahme, daß die großen Lehrer an der 
Pariser Hochschule, ein Alexander von Hales, ein Thomas von 
Aquin usw., von der in Rom geltenden Lehre und geübten Dis- 
ziplin in unserer Frage keine Kenntnis gehabt hätten, entbehrt 
aller Wahrscheinlichkeit. Rom und Paris standen doch in der 
hier in Frage kommenden Zeit nicht abgeschlossen gegen, 
sondern in steter Fühlung mit einander. | 

Der Schüler des hl. Thomas, der Kardinal Annibal de 
Annibaldis stammte aus einem rómischen Geschlechte, war in 
Rom geboren und verlebte die letzten zehn Jahre seines Lebens 
als Mitglied des Kardinalkollegiums in Rom, kannte also wohl 

die in Rom herrschende Praxis, und doch lesen wir in seinem 
Sentenzenkommentar (In IV dist. 9 a. 4 ad 4)*): De infantibus 
dicendum, quod, si sunt in aetate apta ad dijudicandum et re- 
verendum corpus Domini vel prope aetatem adultam scil. duo- 
decim vel undecim annorum, iunc si apparent signa reverentiae 
et discretionis, possunt sumere, alias non. 

Als ein indirektes Zeugnis für die römische Praxis in späterer 
Zeit darf die Vorschrift des hl. Karl Borromdus*) angesehen 


1) So schreibt Fr. Müller in der »Zeitschr. f. kath. Theol.« 1913 
S. 529: »Vom Laterankonzil an hat die oberste kirchliche Behörde stets 
dieselbe Regel auígestellt, die Pius X. im Dekret Quam singulari sanktioniert 
hat,. . . entgegen der Meinung mancher großen Theologen.« Und der Kardinal- 
erzbischof Luçon von Rheims sagt in seiner Lettre d'introduction zu Andrieux’ 
Buch über die erste hl. Kommunion (S. X1): »Die rómische Kirche hat immer 
den Bestimmungen (aux termes) des Kanons Omnis utriusque sexus einen 
gleichen Sinn gegeben, so daß die neueste offizielle Interpretation durch die 
hi. Kongregation sich vollstándig deckt (s'identifie singulariérement) mit der 
ursprünglichen Auslegung durch die Zeitgenossen des Konzils (vom Lateran), 
und von der die römische Kirche niemals bis auf unsere Tage in der Praxis 
abgewichen ist.« 

2) Inter Opp. S. Thomae ed. Vives XXX, 649. Vgl. Stockums S. 655. 
P. 3) noe dioec IX. (vgl. Andrieux S. 274); Instructiones pastorum 

lll. c. 2. 
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werden: Parochi illos qui decimum annum attigerint, accersant, - 
instruant ad cognitionem Eucharistiae, doceantque, quam reve 
renter ad eam accedant. Der hl. Karl Borromäus, der vor seinem 
Mailänder Episkopat 5 Jahre lang in Rom eine leitende Stellung 
in der Kirchenregierung einnahm, mit dem kirchlichen Leben 
in Rom ohne Zweifel gut bekannt geworden war, dürfte wohl 
kaum bezüglich der Verpflichtung oder Zulassung zur ersten hl. 
Kommunion eine andere Praxis, als die in Rom geübte, in Mai- 
land eingeführt oder bestätigt haben. 

3. Als ein vollgültiges Zeugnis dafür, daß in Rom bezüg- 
lich des gewöhnlichen Zeitpunktes der ersten hl. Kommunion 
kein anderer Brauch herrschte als in der übrigen Kirche, kann 
die Tatsache gelten, daß hervorragende Theologen, die iz Rom 
dozierten und schrieben, mit der sententia communis das Alter 
zwischen dem 9. oder 10. und dem 12. Lebenjahre als die regu- 
läre Normalzeit für den Empfang der ersten hl. Kommunion 
arısahen. | 

So zitiert der hl. Alphons Liguori (Theol. mor. VI, 301) 
unter den Autoritäten, welche lehren, »regulariter loquendo, 
pueros non obligari ad communionem ante nonum vel decimum 
annum nec differendam eis esse communionem ultra duodecimum, 
u. a. auch den großen Jesuitentheologen De Lugo!) welcher 
von 1621 an über 20 Jahre lang Theologieprofessor am Collegium 
Romanum und von 1643 bis 1660 Mitglied des Kardinals- 
kollegiums war. 

Kardinal Toletus (tf 1596), der die letzten 30 Jahre seines 
Lebens größtenteils in Rom lebte, 10 Jahre Professor am römischen 
Kolleg, 24 Jahre pápstlicher Prediger war, lehrt in seiner Instructio 
sacerdotum (l. II c. 28; vgl. Andrieux S. 150), daß die Kirche 
die hl. Eucharistie nur den gróferen Kindern, die mehr den 
Gebrauch der Vernunft erlangt haben, gewáhre, nicht aber den 
Kindern unmittelbar, nachdem sie das 7. Lebensjahr über- 
schritten haben ?). 

Ein Zeuge erster Ordnung für die römische Praxis im 
18. Jahrhundert ist P. Benedikt XIV., der in seinem klassischen 
Werke De synodo dioecesana |. VII c. 12 n. 2 darlegt, daß das 
Alter für ein hinreichendes Verständnis zum Empfang der hl. 


1) Vgl. De Euchar. disp. 13 sect. 4 n. 33, 39. | 

2) (Eucharistia) non debet dari nisi adultis et jam maturioris usus 
rationis. Non enim statim post septem annos hoc sacramentum suscipere 
debent pueri. 
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Kommunion regulariter nach Suarez zwischen dem 10. und 
14. Jahre eintrete ?). 

4. Man lese und studiere ferner die beiden Musterkatechesen 
für die Erstbeichtenden und Erstkommunizierenden, welche von 
P. Benedikt XIII, auf dem römischen Konzil 1725 als offizielle 
Paradigmen der Seelsorgsgeistlichkeit an die Hand gegeben 
wurden in der »Instructio pro parvulis prima vice ad sacramen- 
talem confessionem admittendis« und in der »Instructio pro illis, 
qui prima vice accedunt ad sacram mensam«?), und man wird 
finden,. daß das kein Unterricht ist für solche Kinder, bei denen 
die Vernunft eben zum Erwachen gekommen ist, auch nicht für 
solche Kinder, die im ersten oder zweiten Jahre die Schule be- 
suchen. Weder der Verfasser dieses gründlichen Unterrichtes, 
noch P. Benedikt XIII3), noch die Väter des römischen Konzils 
von 1725 können Durchschnittskinder von 6 bis 7 Jahren als 
Objekt eines solchen Vorbereitungsunterrichtes ins Auge ge- 
faBi haben. = 

Man durchgehe zum Belege die Fragen, die in diesem Musterunterricht 
der Kandidat der ersten Beichte und Kommunion an den Katecheten stellt, 
und die Antworten, die dieser auf die gestellten Fragen gibt! 

So wird, (um nur einige Exempel anzuführen) nachdem der Unter- 
schied zwischen vollkommener und unvollkommener Reue zwischen contritio 
und attritio dargelegt ist, die Bemerkung gemacht: »Ob die unvollkommene 
. Reue für sich allein genügt, oder ob sie von einem Anfang der Liebe Gottes be- 


gleitet sein muß, darüber hat sich der hl. Stuhl nicht erklärt« (Coll. Lac. I, 
458; Andrieux S. 344). 

Der Katechet urgiert und erklärt die Verpflichtung, alle schweren 
Sünden zu beichten nach Gattung und Zahl und auch mit den Umständen, 
die die Gattung der Sünden ändern, und bemerkt noch dazu, daß bezüglich 
der Umstände, welche die Gattung der Sünde nicht ändern, sondern nur die 


1) Auf dieses Zeugnis berief sich auch der Bischof von Annecy in 
seiner 1887 an der römischen Kurie verhandelten Prozeßsache wegen seines 
Mandates, das den Anfangsterminus für den Empfang der hl. Kommunion auf 
das vollendete 12, Lebensjahr testgesetzt hatte: En vertu de ces principes, 
à Rome méme, on a coutume d'admettre à la première communion les enfants 
de douze ans (Andrieux S. 381). 

2) Collect. Lacens. l, 456—466. 

3) P. Benedikt XIII. hat ausdrücklich den Seelsorgern aufgegeben, 
"nach diesem Muster« ihren Unterricht tür die in Betracht kommenden Kinder 
zu gestalten. Der Sekretär des Konzils begleitet die Instruktion für den 
Unterricht der Erstbeichtenden mit der Schlußbemerkung: »Seine Heiligkeit 
befiellt, daß alle Seelsorgsgeistlichen Gebrauch machen von dieser Instruktion, 
um die Kinder die rechte Art gut zu beichten zu lehren . . . Diese Unter- 
weisung soll gleichsam als Modell dienen, um auch noch ununterrichtete 
Erwachsene zu unterrichten.« Aehnlichen Inhaltes ist die Schlußbemerkung 
zur Instruktion für den Erstkommunikantenunterricht: »Seine Heiligkeit ver- 
pflichtet alle Seelsorgsgeistlichen, sich sorgfältig dieser Unterweisung zu 
bedienen« (Collect. Lacens. I, 466; Andrieux S. 351, 365). 
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Bosheit und Schwere der Sünde in beträchtlicher Weise vermehren, die 
Meinungen geteilt sind (Coll. Lac. I. 459; Andrieux S. 346 ff). 

Bezüglich der Genugtuung wird die Frage gestellt, ob die Genugtuungs- 
werke, die im Stande der Todsünde verrichtet werden, satisfaktorischen Wert 
haben, und dahin beantwortet, daß nach allgemeiner Annahme dadurch immer 
der vom Beichtvater auferlegten Verpflichtung genügt wird, wenn auch eine 
solche Verrichtung eine läßliche Sünde ist (Coll. Lac I, 460; Andrieux S. 349). 

Dem Unterricht für die Erstkommunikanten schickt der Katechet die Be- 
merkung voraus: »Um unserer Fassungskraft nicht zu viel zuzumuten, will 
ich nur die notwendigsten und wichtigsten Stücke lehren«. Trotz dieser 
Vorbemerkung wird nicht bloß der Name »Eucharistiec, sondern. auch das 
Wesen der Transsubstantiation erklärt, es wird gesagt, daß es häretisch und 
schwere Sünde sei, daran zu zweifeln, daß die Gestalten von Brot und Wein 
. foribestehen, ohne ihre Substanzen (Coll. Lac. I, 462, Andrieux S. 355). 

Es wird dargelegt, daB in der konsekrierten hl. Hostie nichts ist, weder 
die Engel, noch die hl. Jungfrau Maria, sondern, wie unser Herr zu gleicher 
Zeit wahrer Mensch und wahrer Gott ist, mit der Person Jesu Christi, des 
Sohnes Gottes, in wesenhafter Konkomitanz die Person des Vaters und die 
Person des hl. Geistes« (Coll. Lac. I, 462, Andrieux S. 356). 

Der Katechet betont die Notwendigkeit, daß der Empfänger der hl. 
Kommunion im Stande der Gnade und ohne Todsünde sei, und beweist dies 
aus der Analopie des eucharistischen zum gewöhnlichen Brote: »Ebenso, wie 
das gewóhnliche Brot ohne Nutzen ist für den Leib eines Toten, ist das 
geistige Brot der hl. Eucharistie nach der Absicht des Erlósers nicht bestimmt, 
eine tote Seele, die dem Leben der Gnade erstorben ist, zu ernähren (Coll. 
Lac. I, 463; Andrieux S. 359). 


Die angeführten Stellen, die noch vermehrt werden könnten, 
zeigen doch wohl, daß ein Erstkommunikantenunterricht, wie der 
durch P. Benedikt XIII. vorgeschriebene, nicht Durchschnittskindern 
von 7 oder weniger als 7 Jahren zugemutet werden wollte und 
konnte!), auch wenn man die frühere geistige Reife italienischer 
Kinder in Anrechnung bringt. 

Wohl wird im 4. Teile des Erstkommunikantenunterrichtes 
(vgl. Andrieux S. 179. 362; Stockums S. 743), nachdem festge- 
stellt worden, daß die Verpflichtung zum Empfange der hl. Eu- 
charistie mit den »Jahren der Unterscheidung« beginnt, d. i. mit 
jenem Alter, in dem die Kinder »diese sakramentale Speise, die 
nichts anderes ist als der wahre Leib Jesu Christi, vom gewöhn- 
lichen und profanen Brote unterscheiden können und es mit der 
gehörigen Frömmigkeit und Andacht zu empfangen wissen«, auf 
die Frage: »Genügt es, wenn das (voliendete) 7. Jahr (septennium) 


1) Man wird das um so weniger annehmen können, wenn man 
die Schlußbemerkung des Konzilssekretärs, des Erzbischofes von Avellino 
und Trigento, beachtet, daß »die Wahrheiten, welche die durch S. Heiligkeit 
erlassene Instruktion enthält, allen Kindern, welche man zur ersten hl.Kommunion 
vorbereitet, /eicit beigebracht werden können.« 
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erreicht ist?« die Antwort gegeben: »Es kann hier keine bestimmte 
Regel gegeben werden, sondern es muß die geistige Fähigkeit der 
Kinder und die Entscheidung eines klugen Beichtvaters beachtet 
werden«. Aber damit soll keineswegs das erreichte 7. Lebens- 
jahr als Normaljahr für den Erstempfang der hl. Kommunion 
bestimmt werden Im Gegenteil: Die Fragestellung setzt das 
vollendete 7. Lebensjahr als äußerste untere Altersgrenze für den 
Erstkommunionempfang voraus. Der ganze Erstkommunikanten- 
unterricht, wie ihn in seinen Grundlinien die päpstliche Instruktion 
vorzeichnet, zeigt, daß das kein Unterricht ist für solche Kinder, 
bei denen die Vernunft eben zum Erwachen gekommen ist. 

Zu beachten ist, daß diese Instruktion Benedikts’ XIII. von 
dem unter P. Leo XIII. zu Rom 1899 abgehaltenen Plenarkonzil 
: des lateinischen Amerika als für die Pfarrer und Beichtväter maß- 
gebende Anweisung erklärt wurde’). 

o. Dazu stimmt, daB das 1866 in Baltimore abgehaltene 
nordamerikanische Plenarkonzil, »das insofern die unmittelbare 
Auffassung Roms widerspiegelt, als es unter dem Vorsitz eines 
pápstlichen Legaten stattfand und seine Statuten die volle Billigung 
des apostolischen Stuhles erhielten« (Stockums S. 744), als allge- 
meine, für gewöhnlich zu befolgende Regel festsetzt, daß die 
erste hl. Kommunion nicht vor dem 10. und nicht nach dem 14. 
Lebensjahre stattfinden soll ?). 

Schon im Jahre 1794 hatte das Diózesankonzil von Baltimore 
bestimmt, daß die Zeit der ersten hl. Kommunion nicht mit dem 
Eintritte des einfachen Vernunftgebrauches zusammenfallen dürfe, 
sondern daß die höchste Würde und Erhabenheit des Eucharistie- 
sakramentes den Eintritt einer größeren Reife des Urteils und 
eines vollkommeneren Vernunftgebrauches erfordert). Diese Be- 


1) Acta et decreta concilii plenarii Americae latinae n.528. Vgl. Andrieux 
S. 194 f.; 337. 


2) Tit. V c. 4 (Coll. Lac. III, 466 f.): Haec vero regula generalis, quae 
tamen suas admittit exceptiones, statui videtur tuto posse, neminem scilicet, 
ordinarie loquendo, ante decimum annum Angelorum pane participem fieri 
debere, nec post annum quartum decimum cuivis ceteroquin digno non esse 
negandum — Das Konzil verweist für diese Bestimmung auf die »Synod. 
dioeces. Sabinae ab Emin. Card. Lambruschinio anno 1844 habita, P. Ill c. 2 
§ 6,7. Vgl. Andrieux S. 193. Lambruschini war damals Kardinalstaats- 
sekretär P. Gregois XVI. Diese Synode fand leidcr keine Aufnahme in die 
Laacher Konziliensammlung. Das Zitat läßt aber doch kaum einen Zweifel 
übrig, daß vom genannten Konzil der suburbikanischen Diözese von St. Sabina 
eine dem angeführten nordamerikanischen Statute wesentlich gleichlautende 
Bestimmung erlassen wurde. 


_ 8) Coll. Lac. Ill, 3f.: Cavendum quoque erit pastoribus, ne hujus 
Ptimae communionis tempus nimium protrahatur, neque tamen ad illam ad- 
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stimmung wurde später in den von der Congregatio de Propa- 
ganda fide geprüften Dekreten des durch ein eigenes Breve P. 
Pius’ IX. anerkannten‘) Konzils der englischen, holländischen 
und dänischen Kolonien v. J. 1854 fast ad verbum wiederholt?). 

Das oben zitierte nordamerikanische Plenarkonzil von Balti- 
more v. J. 1866, das gleichfalls durch ein besonderes Schreiben 
von P. Pius IX. anerkannt wurde ?), setzt fernerhin für den Empfang 
der ersten hl. Kommunion einen späteren Zeitpunkt voraus als 
für den ersten Empfang des Bußsakramentes, einen späteren Zeit- 
punkt als das 7. Lebensjahr +). 

Nach dem Vorstehenden kann man allerdings von einem 
»konstanten Standpunkte Roms«*) in der Frage nach der Zeit 
der ersten hl.. Kommunion seit dem IV. lateranensischen Konzil 
reden, aber dieser »konstante Standpunkt« ist nicht der des 
Dekretes Quam singulari v. J. 1910. Es stimmt nicht mit der 
historischen Sachlage, wenn es bei Stockums S. 743 heißt: »Nichts 
anderes als den Schlußstein einer ununterbrochenen Entwicklung 
bildet das Dekret Quam singulari.« 


IX. Gegengründe. 


1. Neuerdings hat man wiederholt?) geltend gemacht, daß 
der Eintritt der Verpflichtung zur jährlichen Osterkommunion an 
dieselbe Altersgrenze gebunden sei wie der Eintritt der Ver- 
pflichtung zu den übrigen Kirchengeboten. Nun aber sei es 
Gemeinansicht der Theologen, daß der Anfangspunkt für die 
Verbindlichkeit der kirchlichen Gebote (wie überhaupt der mensch- 
lichen Gesetze) naturgemäß mit dem Eintritt des Vernunftge- 


mittantur statim ac rationis usum adepti fuerint. Sed quoniam summa 
Eucharistiae excellentia majorem exigit judicii maturitatem, perfectior rationis 
usus est exspectandus. 

1) Vgl. Coll. Lac. III, 1104. 

2) A. a. O. III, 1098: Neque tamen ad illam (primam communionem) 
admittantur statin ac rationis usum adepti sunt, cum augustissimum hoc sa- 
cramentum, quo Christus sumitur, exigat judicii discretionem quandam. Vgl. 
auch das oben Seite 461 Note 3 zitierte Dekret der Propagandakongregation 
vom 12. Januar 1869. 

3) Coll. Lac. III, 377 f. 

4) Coll. Lac. Ill, 518: Eos, qui ad septennium pervenerint, ad con- 
fessionem accedere curent (pastores); qui vero id aetatis attigerint, ut panem 
caelestem discernere valeant, ad primam communionem, adhibita omni dili- 
gentia, disponantur. 

9) Vgl. Stok&kums S. 746. — Vgl. S. 743: »Vom historischen Gesichts- 
punkt aus muß man sagen, daß die theoretische Belehrung und die praktische 
Anweisung Roms seit dem 13. Jahrhundert bis zu Pius X. eine durchaus 
konsequente und einheitliche war.« : 

6) So u.a, Bo S, J. in der »Theol. prakt. Quartalschr.« 1921. S.92f. 
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brauches, also regelmäßig und präsumtiv mit dem 7. Lebensjahr 
gegeben sei. : 

Diese Anschauung habe auch in unsere deutschen Kate- 
chismen Aufnahme und im neuen Codex juris canonici ausdrück- 
liche Bestätigung gefunden. So heiße es im can. 88 S 3: Impubes 
ante plenum septennium dicitur infans seu puer vel parvulus et 
censetur non sui compos; expleto autem septennio usum rationis 
habere praesumitur. Und wieder can. 12: Legibus mere ecclesi- 
asticis non tenentur, . . . qui sufficienti rationis usu non gaudent, 
nec qui, licet rationis usum assecuti, septimum aetatis annum nondum 
expleverunt, nisi aliud jure expresse caveatur. »Der Kodex, 
sagt Boc a. a. O., »hält... an der allgemeinen und von jeher 
bekannten Regel test, daß mit dem vollendeten siebten Jahr die 
Kinder insgemein den Vernunftgebrauch erlangt haben, so weit 
dieser zum Empfang der hl. Kommunion und auch der Firmung 
(can. 788) sowie zur Beobachtung des Abstinenzgebotes (can. 1254) 
und anderer allgemeinen kirchlichen Gebote (jährliche Beichte, 
Anhóren der hl. Messe an Sonn- und Festtagen) erfordert oder 
ersprießlich ist«. 

Daß es so mit der jetzt geltenden Anschauung der Theo- 
logie und des kirchlichen Rechtes seine richtige Bewandnis hat, 
geben wir zu, nicht aber, daß diese Auffassung »von jeher be- 
kannte Regel« war und in der Theologie und im kirchlichen 
Rechte unbestrittene Geltung hatte. 

Im Mittelalter scheinen die Vertreter der Auffassung, daß 
das lateranensische Gesetz der jáhrlichen Beicht und Kommunion 

. erst von den Jahren der Pubertät an verpflichtet, der Meinung 
gewesen zu sein, daß die Kirchengesetze überhaupt erst mit 
den Jahren der Geschlechtsreife für den Einzelnen verbindlich 
werden!), weil erst von diesem Alter an der volle Gebrauch 
der Vernunft vorhanden sei. 

Der angesehene Dominikanertheolog Dominikus Soto (Y 1560) 
stellte in seinem Sentenzenkommentar?) die Thesis auf, daß 
kein Kirchengesetz vor dem vollendeten 12. Lebensjahr zur Be- 
obachtung verpflichte. 

Bei Martin, Lehrb. d. kath. Moral S. 54 lesen wir: »Betreffend 
die... Frage, wann die Kinder in der Regel zum Vernunftge- 


1) Von späteren Theologen wird Sa (t 1596) als Vertreter dieser 
Meinung vom hl. Alphons Liguori (Theol. mor. 1, 155) genannt. 

2) In IV dist. 12 qu. 1 a. 12. Vgl. Suarez, In III part. S. Thomae 
qu. 80 disp. 70 sect. 1 n. 4. — Nach dem hl. Alphons (Theol. mor. VI, 301) 
vertrat auch A Corduba (+ 1578) die Ansicht Sotos. 
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brauch ‚gelangen, und wann sie somit ans menschliche Gesetz 
für gebunden zu erachten seien, so bestimmen einige Moralisten!) 
hiefür als Anfangspunkt den Eintritt in dasjenige Alter, wo sie 
der Pubertät näher stehen als der Kindheit (bei Knaben das 10'/,te, 
bei Mädchen das 9'/,te Jahr)« *). 


Ferner machen diejenigen Autoren, welche mit dem 7. 
Lebensjahre die Verpflichtung zur Haltung der Kirchengebote 
beginnen lassen, die Einschränkung, daß dieser Grundsatz nur 
bezüglich der »ihrem Alter konvenierenden Kirchengesetze« 
gelte?). Die Verpflichtung zum jährlichen Empfange des öster- 
lichen Kommunion zählen diese Theologen nicht zu den einem 
Alter von 7 Jahren konvenierenden Kirchengesetzen, ja, sie nehmen 
sie ausdrücklich davon aus‘). 


2. Fernerhin hat man sich auf eine Reihe von Konzilien- 
beschlüssen und bischöflichen Dekreten aus der dem IV. Lateran- 


1) Vgl. auch Billuart, Curs. Theol. Tract. de legibus diss. IV a. 8 $3 
(Ed. Wirceb. 1758 V, 596): Quidam assignant tempus, quod est propinquius 
pubertati quam infantiae, scil. in masculis decimum annum et medium, in 
feminis nonum annum et medium. Ali assignant septimum annum completum, 
et ita videtur usu et communi hominum sensu receptum . . 

2) Dieser Ansicht steht der hl. Antoninus nahe, wenn er in seiner 
Summa Theol. P. II tit. 9 c. 8 n. 2 schreibt: Leges adoptantur secundum ea, 
quae ut in pluribus accidunt; sed ut in pluribus octavo anno puer nondum 
habet usum rationis, ut experientia docet. Certum est, quod ante usum rationis 
nullus peccare potest, nec legibus astringitur, unde nec talis per consequens 
confiteri tenetur . . . Non enim dicitur. quia intra secundüm septennium, 
quae est proprie puerilis aetas, possint habere usum rationis et per consequens 
peccare mortaliter, ut approquinquante pubertate, scilicet in anno 12. vel 13. 

3) Martin a. a. O. Vgl. Alphons Liguori I, 155; Laymann, Theol. 
mor. l. I tract. 4 c 10 n. 4. 

4) Laymann a. a. O.: Quaedam vero leges sunt, jejunii, communionis 
annuae, quae non ita puerili aetati congruunt. Billuart a a. O. V, 595: Sunt 
quaedam leges, a quibus ratione aetatis eximuntur, ut... lex communionis 
paschalis propter reverentiam debitam sacramento, quae exigit maturiorem 
aetatem. Vgl. Alphons Liguori |, 155. — In einem von Hafen (Die Kinder- 
kommunion S. 116f.) auszüglich ınitgeteilten Pastoralschreiben des Fürstbischofes 
Damian Hugo von Speyer aus dem Jahre 1733 heißt es allerdings: »Nun ist 
es ganz gewiß, daß die Kinder, nachdem sie die annos discretionis, d. i. den 
Gebrauch der Vernunft 'erreicht haben, so geineinlich in dem 7ten Jahre 
ihres Alters zu geschehen pflegt, und vielmehr, da sie 8 oder 9 Jahre alt 
seynd; .. . gleich wie solche Kinder schuldig seynd u. die 5 Gebo:e der 
Kirche zu halten, mithin an den Sonn- und Feyertägen Meß zu hören, an 
denen Fasttägen kein Fleisch zu essen etc., also seynd sie auch schuldig, 
dieses göttliche Gebot, in periculo mortis oder Todesgefahr zu kommunizieren, 
zu halten, worin niemand dispensieren kann, gleichwie in dem Kirchengebot 
der ósterlichen Kommunion mit ihnen nur solange dispensiert ist, bis sie die 
erforderliche Erkenntnis dieses hl. Sakramentes haben.« Der genannte Speyerer 
Fürstbischof nimmt allerdings die »anni discretionis« absolut im Sinne des 
Vernunftgebrauches schlechthin, aber in praxi würde sich eine Diskrepanz 
gegenüber der gewöhnlichen Auffassung nur dann ergeben, wenn »die 
erforderliche Erkenntnis dieses heiligen Sakramentes« in minderem Maße, als 
damals gewöhnlich, durch den Speyerer Erlaß verlangt wäre. 
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konzil folgenden Zeit berufen, aus denen hervorgehe, daß man unter 
lem ftir den Eintritt der durch den Kanon Omnis utriusque sexus 
statuierten Verpflichtung zur jährlichen Kommunion festgesetzten Ter- 
min der »Unterscheidungsjahre« den einfachen Vernunitgebrauch, 
der regelmäßig um das 7. Lebensjahr beginne, verstand. Bei 
Andrieux S. 100—105 werden hiefür mehrere Belegstellen angeführt. 

Allein man hat hierbei einige wesentliche Umstände übersehen. 

Aus einem Teile der angeführten Belegstellen!) geht wohl 
hervor, daß in der Zeit nicht lange nach dem IV. Laterankonzil, - 
im 13. und 14. Jahrhundert an manchen Orten die Kinder auch mit 
7 Lebensjahren zum Kommunionempfang zugelassen wurden?). 
Ja, auch empfohlen wurde von manchen kirchlichen Autoritäten 
jener Zeit der frühe Empfang der hl. Kommunion durch die 
Kinder noch im Stande der präsumierten Unschuld und Unver- 
dorbenheit?) Aber Zulassung und Empfehlung sind noch keine 
Verpflichtung, und das Konzil vom Lateran wollte nach dem 
Wortlaute des Kanons Omnis utriusque sexus wohl darüber Be- 
stimmung geben, von welchem Zeitpunkt an die Gläubigen die 
jährliche Kommunion zu Ostern empfangen müssen, nicht aber 
über das Lebensjahr, von welchem an sie die hl. Eucharistie 
empfangen dürfen Das lateranensische Dekret beschränkte sich 
auf die Feststellung der Verpflichtung zum Kommunionempfang, 
ließ aber die Frage über die Zulassung zur hl. Kommunion vor 
den »Unterscheidungsjahren« unberührt. Es ist eine unrichtige 
Auffassung, die im Wortlaut des lateranensischen Kanon kein 
ausreichendes Fundament hat, wenn wir bei Andrieux S. 198 
(vgl. S. 323 f.) lesen: »Nach dem Dekret der Väter des Konzils 
vom Lateran soll das Kind nur dann zur Kommunion zugelassen 
werden, wenn es das Unterscheidungsalter erreicht hat» 4). 

1) So heißt es in einem Beschlusse des Konzils von Bayeux v.J. 1300 


(Mansi, Conc. Coll. ed. Venet. 1782 XXV, 63): Inhibemus presbyteris, ne 
hostias sacras dent pueris ullo modo infra septennium constitutis. | 

Es ist richtig, wenn es im Dekret Quam singulari heißt: Ex historia 
Ecclesiae constat synodos plures et episcopalia decreta jam inde a saeculo XIII. 
paulo post Lateranense concilium pueros annorum septem ad primam commu- 
nionem admisisse. 

3) In der Epistola synodalis des Bischofs Wilhelm von Cahors um 
das Jahr 1289 (vgl. Andrieux 1021.; 246) heißt es (Marténe, Thesaur. nov. 
anecdot. IV, 712): Parvuli, qui tantae sunt innocentiae, quod peccato mortali 
non fuerint pergravati, et talis discretionis et compositionis fuerint, quod cum 
aliqua reverentia et timore sint sacramentum suscepturi, secure ministretur $ 
u aliqua confessione praehabita, ut modum confitendi et communicandi 4 

sumant. | 

4) Richtiger und genauer heißt es bei Andrieux S. 63: Le IVe Concile 
de Latran consacrait la discipline nouvelle, qui permettait d'attendre les 
années de discrétion pour admettre les enfants à la sainte communion. 
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Auch die alte Praxis, den Getauften ohne Ausnahme, ohne 
Unterschied des Alters die hl. Eucharistie zu reichen, auch den 
ganz kleinen Kindern alsbald nach Taufe die hl. Kommunion 
sub specie vini zu spenden, wurde durch das IV. Laterankonzil 
keineswegs untersagt. Nur war es von nun an allgemein kirchen- 
rechtlich gestattet, mit dem Empfang der hl. Kommunion bis 
zum Eintritt der »Unterscheidungsjahre« zu warten, m. a. W. das 
Laterankonzil verurteilte und verbot die alte Praxis des Kommu- 
nionempfanges schon vor Eintritt der »anni discretionis« nicht, 
sondern machte sie fakultativ. Zutreffend heißt es bei 7Aalhofer- 
Eisenhofer, Liturgik II, 340: »Die gegenwärtige Praxis, nur solche 
zum eucharistischen Mahle zuzulassen, welche die Jahre der 
Unterscheidung erreicht haben, erhielt eine nachdrückliche Förde- 
rung durch den bekannten Beschluß der vierten lateranensischen 
Synode, welche nur solche Christen zur österlichen Kommunion 
verpflichtete. Also indirekte Förderung und Legitimierung der 
neuen, aber kein Verbot der alten Praxis! 

In der Tat erhielt sich die Kleinkinderkommunion noch 
lange nach dem IV. Laterankonzil in einzelnen Ländern, »z. B. 
in Schweden, wo auf den Synoden von Upsala 1443—1448 Kindern 
unter zehn Jahren der Empfang der hl. Kommunion verboten 
werden mußte« !). Spuren des früheren Gebrauches finden sich 
noch bis ins 16. und 17. Jahrhundert hinein °). 

Selbst das Konzil von Trient erließ kein eigentliches Verbot 
der Kleinkinderkommunion, wie Andrieux S. 69 meint, sondem 
rechtfertigt nur die gegenwärtig bestehende Gewonheit (Sess. XXI 
cap. 4, can. 4). Das Rituale Romanum enthält zwar ein solches 
Verbot (tit. IV c. 1 n. 11), aber man darf nicht übersehen, daß 
das römische Rituale zur Einführung in die einzelnen Diözesen 
nicht streng vorgeschrieben, sondern durch die Konstitution Apo- 
stolicae Sedi vom 17. Juni 1614 zum Gebrauche nur -empfohlen 
war?) Ein ausdrückliches gemeinrechtliches Verbot brachte 
erst der neue Codex juris canonici in can. 854 § 1. 

3. Da nun das IV. Laterankonzil in seinem Kanon Omnis 
utriusque sexus bezüglich des Empfangs der hl. Eucharistie sich 
auf die Statuierung der Verpflichtung der zum entsprechenden 
Gebrauch der Vernunft gelangten Gläubigen beschränkte, bezüg- 


1) Thalhofer-Eisenhofer a. a. O. S. 841. 


T Te Andrieux S. 68; Hoffmann, Geschichte der Laienkommunion 


3) Vgl. Thalhofer-Eisenhofer 1, 47 f. ; 95. 
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ich der Abolierung oder aber der weiteren ganzen oder teilweisen 
Geltung der alten Praxis der Kinderkommunion keine Satzungen 
erließ, so war der partikuldren kirchlichen Gesetzgebung ein 
weiter Raum und eine große Freiheit gelassen, nähere Bestim- 
mungen darüber zu treffen, ob und in wie weit die alte kirchliche 
Praxis betreffs der Kinderkommunion beibehalten, wie es überhaupt 
bezüglich des Kommunionempfanges für die Zeit bis zum Eintritt 
der »anni discretionis« gehalten werden konnte und sollte. Und 
so werden wir die verschieden gestalteten Konzilsbeschlüsse und 
bischöflichen Erlasse in dieser Materie verstehen und mit dem 
lateranensischen Kanon Omnis utriusque sexus ohne große Schwie- 
rigkeit in Einklang bringen können. 

Wir werden es verstehen, wie die bald nach dem IV. Lateran- 
konzil abgehaltene Trierer Synode v. J. 1227 im 3. Kapitel ihrer 
Satzungen verbot, »kleinen Kindern (und Kranken), welche keine 
(feste) Speise bei sich behalten kónnen, den Leib Christi zu 
geben«') Die zur Motivierung des Verbotes angegebene Un- 
fähigkeit, (feste) Speise bei sich zu behalten, deutet darauf hin, 
daß die Reichung der hl. Eucharistie an die kleinen Kinder sub 
spezie vini und auch die Spendung der hl. Kommunion sub specie 
panis an Kinder, welche bereits feste Speise zu sich nehmen 
konnten, in der Trierer Kirche damals in Übung war, und von 
der Synode nicht untersagt werden wollte. 

Ohne diese Restriktion auf die zur Aufnahme fester Speise 
unfähigen Kinder lautet das Verbot der Synode von Bordeaux 
i. J. 1255 (c. 5)?): Inhibetur presbyteris, ne hostias consecratas 
pueris dent ullo modo pro communione in die Paschae, sed panem 
benedictum communem. 

Wahrend das Konzil von Bayeux v. J. 1300, wie wir bereits 
(S. 473 Note 1) gesehen, für die Zulassung zur hl. Kommunion 
den Terminus des vollendeten 7. Lebensjahres festsetzt, verlangen 
die Statuten des Bischofs Johann von Lüttich v. J. 1287 hiefür 
die Zeit um das vollendete 10. Lebensjahr 3). 

Anderseits verlangt das i. J. 1245 veröffentlichte »Manuale« 
des Bischofs Heinrich von Sisteron von den Seelsorgsgeistlichen, 

1) Mansi XXII, 28: Nullus sacerdos det corpus Domini pueris vel © 
infirmis, qui cibum non valent retinere. Vgl. Hefele, Conciliengesch. V, 841; 
Thalhofer-Fisenhofer M, 340; Schanz, Lehre v. d. hl. Sakramenten S. 123. 

2) Mansi XXIII, 858; vgl. Hefele VI, 46; Andrieux S. 64. 

3) Marténe, Thesaur. nov. anecdot IV, 842: Pueri non communi- 
centur, antequam discretionem fidei habere dignoscantur, ut circiter decennium. 


— Diese Vorschrift wurde wörtlich in die Synodalstatuten von Cambrai aus 
der Zeit um 1310 aufgenommen. Vgl. Andrieux S. 115. 
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ihre Pfarrangehörigen zu ermahnen, daß sie ihre Kinder vom 7. 
Lebensjahr an zu Ostern in die Kirche führen, um dort den Leib 
Christi zu empfangen'). Man kann es zugeben, wenn Andrieux | 
S. 101 meint, der Bischof von Sisteron habe bei Erlaß dieser 
Verordnung das lateranensische Dekret Omnis utriusque sexus 
»im Auge gehabt«. Aber es ist keine notwendig geforderte Auf 
fassung, daß der Erlaß von Sisteron und der Kanon Omnis utrius- 
que sich vollständig decken. Das Dekret vom Sisteron kann 
auch so verstanden werden, daf es die vom Laterankonzil statu- 
ierte Beicht- und Kommunionpflicht ergänzt und erweitert, indem 
es sie, im Anschluf an die alte kirchliche Disziplin, ausdehnt 
auch auf die Kinder vom vollendeten 7. Lebensjahr an 2). Der 
Bischof von Sisteron hatte dazu íreie Hand, da das Laterankonzil 
weder gegen die ganze noch gegen die teilweise Fortführung des 
alten Gebrauches der Frühkommunion ein Verbot erlassen hatte. 

4. Wir haben oben S. 473 Stellung genommen gegen die 
Auffassung Andrieux', das IV. Laterankonzil habe im Kanon Omnis 
utriusque »verlangt, daß man mit dem Empfang der hl. Kommu- 
nion warte bis zu den Jahren der Unterscheidung«?). Wir haben 
geltend gemacht, daß der Wortlaut des Kanons Omnis utriusque 
nur die Verpflichtung für die Zeit nach Erreichung der Unter- 
scheidungsjahre statuiert, aber über die Zulassung zur hl. Kommu- 
nion für die vor die »anni discretionis« fallende Lebenszeit nichts 
bestimmt. 

Im Laufe der Zeit ist es freilich dazu gekommen, daf man 
Verpflichtung und Zulassung zum Empfang der hl. Eucharistie 
zusammenfallen ließ, beide auf denselben Zeitmoment verlegte. 

Für die Abschaffung der Kleinkinderkommunion wurde als 
Hauptgrund geltend gemacht, daß solche kleinen Kinder die 
göttliche Speise, das himmlische Brot nicht von einer gemeinen 
Speise, von einem profanen Brote unterscheiden können, die 
eucharistische Speise wie ein gewöhnliches Brot ohne Ehrfurcht, 


1) Martene, Thesaur. nov. anecdot. IV, 1082: Moneant sacerdotes 
parochianos suos, ut pueros a septennio ef supra »Pater noster« et »Credo« 
doceant ac in sancto Parasceve ad ecclesiam adducant ad osculandam crucem 
et in die sanctae Paschae, ut corpus Chiisti, prius tamen confessi, recipiant. 

2) Bezüglich der Vorschrift, daß -der Kommunion der Kinder von »7 
Jahren und darüber« die Beicht vorauszugehen habe, beachte man, daß um 
40 Jahre später der Bischof Wilhelm von Cahors auch für die Kinder, welche 
noch keine Todsünde begangen haben, »irgendwelche Beicht« als Vorbereitung V 
auf die hl. Kommunion verlangt. Vgl. oben S. 473 Note 3. 

3) Vgl. auch a. a. O. S. 90: Le IVe concile oecuménique consacra la 
discipline nouvelle, qui préscrivait d'attendre »les années de discrétion« pour 
faire communier les enfants. Vgl. S. 197 
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\ndacht und geistigen Geschmack genießen. Man sah darin eine 
nkonvenienz, eine Unziemlichkeit, eine Art von Profanation !). 
\ber man war. nicht zufrieden mit einer minimalen Kenntnis des 
u empfangenden hochheiligen Sakramentes, mit einer minimalen 
*hrfurcht vor demselben, sondern man verlangte eine hinlängliche 
<enntnis, eine zur außerordentlichen Größe und Heiligkeit dieses 
Sakramentes im Verhältnis stehende, besondere Andacht und 
Ehrfurcht. Und so kam man dazu, für die Zulassung zur hl. 
Kommunion denselben Termin festzusetzen, wie für die Ver- 
pflichtung zum Kommunionempfang, die der Kanon Omnis utrius- 
que an den Eintritt der »Unterscheidungsjahre« geknüpft hatte. 

Schon der hl. Thomas verlegt den Beginn der Zulassung 
zur hl. Kommunion und der Verpflichtung zum Kommunion- 
empfang auf dasselbe Lebensalter. Während er in seiner Summa 
(III qu. 80 a. 9 ad 3) schreibt: Quando jam pueri incipiunt ali- 
qualem usum rationis?) habere, ut possint devotionem concipere 
hujus sacramenti, tunc potest eis sacramentum conferri, und im 
Sentenzenkommentar (In IV dist. 9 a. 5 quaest. 4 sol. 4) das 
Alter hiefür näher bestimmt: “Pueris jam incipientibus habere 
discretionem etiam ante perfectam aetatem, puta cum sint decem 
vel undecim annorum aut circa hoc, potest dari (sc. sacramentum 
eucharistiae), si in eis signa discretionis appareant et devotionis, 
Schreibt er anderseits an letzgenannter Stelle: Illis, qui per- 
fectionis secundae, quae est per actualem devotionem, possunt esse 
cápaces, debet dari (sc. eucharistiae sacramentum). 

Ausdrücklich erklärt auch Angelus de Clavasio in seiner 
1476 zum ersten Male herausgegebenen und dann in außer- 
ordentlich zahlreichen Ausgaben gedruckten und viel gebrauchten 
Summa Angelica, d:ß Zulassung und Verpflichtung zum Kom- 
munionempfang in denselben Zeitmoment, in das Alter zwischen 
dem 10. und 12. Lebensjahr falle *). 


1) So heißt es im Compendium theologicae veritatis, das früher dem 
sel. Albertus Magnus zugeeignet wurde, jetzt aber als Werk des Hugo von Straß- 
burg gilt (vgl. Üeberweg-Baumgartner, Geschichte der Philosophie II, 475) 1. 
Vic. 17: Propter solam reverentiam, sine omni culpa, excluduntur multi a 
communione. Hoc primo patet in pueris, qui tamen, si sunt prope aetatem 
adultam, scil. 10 ve! 12 annorum, et apparent in eis signa reverentiae et discre- 
tionis, possunt sumere, alias non. 


: 2) Ueber die vom hl. Thomas hier geforderten »aliqualis usus rationis« 
vgl. oben S. 448 ff). 

3) S. v. Eucharistia III: Tunc est aetas debita, quando pueri habent 
usum rationis, cum possunt concipere devotionem hujus sacramenti et discer- 
nere et dijudicare corpus Christi et revereri ab alio cibo, quod potest esse in 
decimo vel duodecimo anno; inde si apparuerint in eis tunc signa devotionis 
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Allgemeine Annahme hat diese Auffassung allerdings in der 
scholastischen (nachthomistischen) ') und spät-scholastischen 9 
Theologie nicht gefunden. Aber wir werden es immerhin ver- 
ständlich, wenn auch nicht zutreffend, finden, wenn Guido von 
Montrocher (de Monte Rocherii) in seinem 1333 veröffentlichten 
Manipulus curatorum P. I. tr. 4 (vgl. Andrieux S. 105) es mit 
Berufung auf den lateranensischen Kanon Omnis utriusque sexus 
für unzulässig erklárt, den Kindern vor Erreichung der »Unter- 
scheidungsjahre« die hl. Kommunion zu reichen 3). 


X. Das Dekret Quam singulari und der Kanon Omnis 
utriusque sexus. 


1. Das Dekret der Sakramentenkongregation v. 8. August 
1910 Quam singulari erhebt den Anspruch, daf seine Verordnung 
über die Zeit der ersten hl. Kommunion, speziell seine Begriffs- 
bestimmung der »anni discretionis« den originalen Sinn des 
lateranensischen Kanons Omnis utriusque sexus wiedergebe, und 
auch der Interpretation der »vorzüglichsten Erklärer des latera- 
mensischen Konzils und deren Zeitgenossen«*) und auch der 


et reverentiae, possunt sumere secundum D. Thomam in IV dist. 9; immo 
debent saltem semel in anno sumere, unde £enentur ad hoc eos inducere, qui 
eorum habent curam. ' 

1) So scheint der hl. Antonin der Ansicht zu sein, daß die Zeit der 
Zulassung zur hl. Kommunion nicht immer notwendig zusammenfalle mit der 
Verpflichtung zum Kommunionemplang. Vgl. S. th. P. Il tit.9 c. 8$ 1: Dubitari 
potest, in qua aetate teneantur pueri communicare . . . Potest satis teneri, quod 
secundum quod potest confessor ex confessione eorum percipere de usu rati- 
onis majori vel minori, sic potest et debet eos consulere vel arctare ad 
communionem. 

2) Vgl. Suarez, In part. III S. Thom. qu 80 a. 11 disp. 70 sect. 1 n.3 
(Ed. Vivés XXI, 543): Addit vero Soto, et mihi etiam probatur, non statim, 
ac hi pueri perveniunt ad aetatem, in qua possunt licite communicare, ad id 
obligari, sed post aliquod tempus, v. gr. post unum vel alterum annum. Nam 
et usus Ecclesiae ita videtur hanc legem declarasse, et 1ationi consentaneum 
est, ut Ecclesia non obliget, cum primum potest, sed facultatem concedat ex- 
pectandi per aliquod tempus. Suarez kann sich auch auf den Wortlaut des 
Kanons Omnis utriusque berufen, indem er fortfáhrt: vel propter majorem 
reverentiam sacramenti, vel propter majorem fructum er vel ne pueri 
exponantur periculo transgressionis; securius autem hoc tiet, si consilio con- 
fessoris fiet; sic enim non discordabitur etiam a verbis legis. 

3) P. I tract. 4 (ed. Antverpiae 1570 S. 60): Istud enim sacramentum 
(Eucharistiae) non debet sumi, nisi ab eo, qui liabet usum rationis. Unde non 
debet dari pueris, antequam perveniant ad annos discretionis, ut habetur in 
cap. »Omnis utriusque sexus«. Quia ante istud tempus non sciunt discernere 
inter istum cibum et cibum corporalem, et sic ipsi non exhiberent reverentiam 
.debitam tanto sacramento. 

Nec rem aliter acceperunt praecipui Concilii Lateranensis inter- 
pretes et aequales illorum temporum. 
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\uffassung von hervorragenden Vertretern der späteren Theologie !) 
conform sei. 

Die Leser unserer voranstehenden Ausführungen werden 
len Zweifel an der Berechtigung dieses Anspruches wohl ge- 
ründet finden. 

Auch Stockums gesteht (S. 746): »In der theologischen 
Tehrentwicklung der vergangenen Jahrhunderte, angefangen von 
ler aufblühenden Scholastik bis zur Theologie der Gegenwart 
indet das Dekret Pius’ X., soweit die Jahresbestimmung in Be- 
tracht kommt, keinen festen Stand, ebenso wenig in den viel- 
lachen disziplinären Anordnungen dieser Art«. Mag man auch 
die Dehnbarkeit des Ausdruckes »circa septimum annum, síve 
supra sive etiam infra« mit Recht betonen, der Gegensatz bleibt: 
Die alte Theologie, von der Zeit unmittelbar nach Erlaß des 
Kanons Omnis utriusque sexus angefangen, setzte den durch- 
schnittlichen und regelmäßigen Eintritt der Verplichtung zum 
jáhrlichen Empfang der hl. Kommunion nicht früher als in das 
16. Lebensjahr — ein Teil der Theologen sogar bis ins Puber- 
tätsalter —, während das Dekret Quam singulari hiefür die 
Zeit um das 7. Lebensjahr ansetzt. 

2. Der Grund für diese verschiedene Jahresbestimmung 
liegt in der verschiedenen Auffassung der »anni discretionis« 
oder des »usus rationis« 2). Das Dekret Quam singulari nimmt 
diese Ausdrücke absolut, von der Zeit des ersten Aufwachens 
der Vernunft, vom Vernunftgebrauch schlechthin, im Sinne des 
‚einfachen Vernunftalters«, jenes Alters, in welchem der Mensch 
überhaupt zu einem Gebrauche der Vernunit kommt, üherhaupt 
»zu denken beginnt« (incipit ratiocinari), während die alte 
Theologie; und die alte kirchliche Praxis seit dem IV. Lateran- 
konzil diese Terminen relativ (respective ad rationem materiae) 
genommen hat im Sinne eines Vernunftgebrauches, der mit der 
Befähigung verbunden ist, die hl. Eucharistie entsprechend dem 
besonderen und hohen Charakter dieses Sakramentes in ge- 


1) Im Dekret Quam singulari werden vier solcher theologischen Autori- 
täten aufgeführt, der hl. Thomas von Aquin, der hl. Antoninus, Vasquez und ` 
Ledesma. Ueber die Stellung des hl. Thomas in unserer Frage ist oben S. 438; 
441 f.; 443 ff.; 459 ff., über die des hl. Antonin S. 441; 452 f.; über die von 


Vasquez S. 446; 458; 461; über die von Ledesma S. 446 das Nötige gesagt 
Worden. 


2) Andrieux meint S. 323: Le décret (Quam singulari) ne pose pas 
une règle nouvelle, puisqu'it emprunte les termes mêmes des conciles de Latran 
et de Trente. Gewiß, die Terminen sind dieselben, ob aber auch der mit 
diesen Terminen beiderseits verbundene Sinn? | 
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eigneter würdiper Weise zu empfangen. Die mit dem Kanon 
Omnis utriusque inaugurierte Disziplin bezüglich der Verpflichtung 
- zum Empfange der hl. Eucharistie verlangte die jährliche Kom- 
munion nur von denen, welche das entsprechende Alter und 
den entsprechenden Vernunftgebrauch erreicht haben, um mit 
einem dem großen Geheimnisse entsprechenden Verständnis und 
der geziemenden Andacht dem Tische des Herrn nahen zu 
können, was nach durchgängiger Annahme der alten Theologie 
regulariter vor der Zeit um das 10. Lebensjahr in wünschens- 
werter Weise nicht der Fall ist. Dagegen statuiert das Dekret 
Quam singulari die Kommunionpflicht schon bei erlangter am 
fänglicher Denkfähigkeit, regulariter schon um das 7. Lebens 
jahr und begnügt sich mit einem Minimum von Verständnis und 
Devotion, wie es eben in solchem Lebensalter sich ermöglicht 
(ea devotione, quam ipsius fert aetas). 

3. Dieser nach unseren obigen Ausführungen mit Grund 
nicht bestreitbare Gegensatz zwischen dem ursprünglichen 
Sinne:des lateranensischen Kanons Omnis utriusque, wie er von 
der alten Theologie und der alten kirchlichen Disziplin verstanden 
wurde, und den neuen Darlegungen und Bestimmungen, wie sie 
das Dekret Quam singulari gegeben, läßt jedoch die Reatts- 


beständigkeit der durch das genannte Dekret inaugurierten Dis- — 


ziplin unberührt. 

Das Dekret vom 8. August 1910 gibt sich als authentische 
Interpretation des lateranensischen Beicht- und Kommunion- 
kanons, und es ist in Wirklichkeit eine solche, die nach can. 17 
S 2 des Cod. jur. can. dieselbe Gesetzkraft hat, wie das erklärte 
Gesetz selber (Interpretatio authentica, per modum legis exhibita, 
eandem vim habet ac lex ipsa). 

Aber die authentische Interpretation kann, wie an gleicher 
Stelle des neuen kirchlichen Gesetzbuches ausgeführt wird, eine 
vierfache sein: Sie kann entweder die nach ihrem Sinne in sich 
sicheren Worte des Gesetzes klar wiedergeben, oder sie kann 
ein zweifelhaftes Gesetz nach seinem Sinne klar- und feststellen, 
ihm eine sichere Auslegung geben, oder das Gesetz in seiner 
Tragweite beschränken oder erweitern. Das Dekret Quam 
singulari wollte den zweifelhaft gewordenen Sinn der »anni dis 
cretionis« im Kanon Omnis utriusque in einer authentischen Inter- 
pretation feststellen, hat aber in Wirklichkeit, wie unsere vor 
stehende historische Darstellung dartut, dem Gesetze eine weitere 
Tragweite als ursprünglich vom Gesetzgeber beabsichtigt war, 
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also eine, wenn auch in der historischen Begründung unzutreffende, 
doch rechtlich gültige Interpretatio authentica extensiva erlassen. 


4. Es ist, wie im weltlichen, so auch im kirchlichen Rechte 
unbestritten, daß man wohl unterscheiden muß, zwischen dem, 
was dekretiert und definiert ist, und dem, was bloß zur Er- 
läuterung und Begründung der Gesetzesbestimmung vorgetragen 
ist. Der argumentierende und motivierende Teil des betreffenden 
kirchlichen Aktenstückes mag ja Licht werfen auf die mens legis- 
latoris, aber der sog. dispositive Teil, der die rechtliche Fest- 
setzung und Vorschrift enthält, ist in sich unabhängig von den im 
Dokument entwickelten Motiven, er ist das eigentlich Ent- 
scheidende und Maßgebende im Dekrete. Das hat ganz be- 
sonders Geltung von dem historischen Expose, mit dem regel- 
mäßig die kirchlichen Aktenstücke ihre Entscheidungen und Vor- 
schriften einleiten. Ganz mit Recht hat darum das bekannte 
Enchiridion symbolorum von Denzinger-Bannwart in Nr. 2137 bis ` 
2144 vom Dekrete Quam singulari nur die 8 Punkte des dis- 
positiven Teiles am Ende dieses Aktenstückes aufgenommen. 


5. An der vollen Rechtsgültigkeit dieser 8 Punkte war und 
ist, soweit sie in den Cod. jur. can. übergangen sind, um so 
weniger. zu zweifeln, als für diese Vorschriften sehr triftige 
Gründe aufgeführt werden können und geltend gemacht worden 
sind, so daß wir in den Bestimmungen des Dekrets vom 
8. August 1910 keineswegs eine lex irrationalis vor uns haben. 


Wie Papst Pius X. seine guten Gründe hatte, bezüglich 
der häufigen und täglichen Kommunion auf die altkirchliche 
Praxis zurückzugehen, so auch für die Bestimmungen über das 
Alter, in dem von nun an die Verpflichtung zum Empfange der 
hl. Kommunion beginnen soll. 


Das Dekret Quam singulari ist wesentlich nichts anderes, als ein 
partielles Zurückgreifen auf die altkirchliche Übung und Disziplin bezüglich 
des Genusses der hl. Echaristie. Man hat mit Recht gesagt (vgl. »Zeitschr. 
f. kath. Theol.« 1922 S. 59), daß »die Kommuniondekrete Pius’ X. .. . ganz 
speziell die Wiederkehr der altchristlichen Kommunionpraxis sich zum Ziele 
gesetzt haben.« Nicht umsonst wird nicht bloß im Eingange des Dekrets 
Quam singulari auf die alte kirchliche Praxis, den kleinen Kindern, auch den 
Säuglingen die hl. Kommunion zu reichen, hingewiesen (Ecclesia, vel a suis 
primordiis, admovere Christo parvulos curavit per eucharisticam communionem, 
quam iisdem administrare solita est etiam lactentibus), sondern auch späterhin 
(gegen die Mitte des Dekretes) erklärt: Nec sane justa causa esse videtur, 
quamobrem, cum antiquitus sacrarum specierum residua parvulis etiam lac- 
tentibus distribuerentur, exiraordinaria nunc praeparatio a pueris exigatur. 
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6. Ein solches Zurückgreifen erhält seine Berechtigung 
‘schon durch. die Zeitverhdltnisse, welche in so mancher Be 
ziehung an die Lage der Christen in den ersten Jahrhunderten 


der Kirche erinnern. 

Das Dekret vom 8. August 1910 bezeichnet als das durch 
die neuen Verordnungen anzustrebende Ziel: ut... pueri vel 
a teneris annis Jesu Christo adhaereant, Ejus vitam vivant, ac 
tutelam inveniant contra corruptelae pericula, und bemerkt 
weiter: (Pueruli), qui in primi candoris et innocentiae felicissima 
conditione, mysticoque illo propter tot kujus temporis insidias 
et pericula indigent maxime. Es ist nicht zu verkennen, daß in 
unseren modernen Zeiten die Jugend viel früher, als in der 
»guten alten Zeit« der Fall war, und viel zahlreicheren und 
größeren Gefahren ausgesetzt ist, die Unschuld und. der Glaube 
schon von den zarten Kindesjahren an gefährdet ist!) , so daß 
also auch eine frühzeitige Stärkung durch den Empfang der hl. 
Eucharistie in unseren Tagen in besonderer Weise angezeigt ist. 

Dazu kommen die traurigen Erfahrungen, die man mit der 
Spätkommunion mancherorts, zumal in Frankreich, wo die erste 
Kommunion nicht selten auch die letzte im Leben gewesen ist, 
gemacht hat, welche Erfahrungen gelehrt haben, daß es wohl 
angezeigt ist, die jungen Christen zeitig an den Empfang des 
hochheiligen Sakramentes zu gewöhnen?). 


1) Auch in dem bei Andrieux S. 367—377 abgedruckten Exposé über 
die unsere Frage betreffende Prozeßsache des Bischofs von Annecy aus dem 
Jahre 1887 wird (S. 373) hingewiesen auf die vielen Anreizungen des Lasters, 
denen die Juzend in unseren Tagen ausgesetzt ist (De nos jours où le 
vice multiplie ses sollicitations, il faut donner plus tót le reméde), und die 
Gefahr dargelegt, daß infolge der verspáteten Erstkommunion die Kinder 
»beschmutzt vom Kote des Lasters, gepackt und beunruhigt durch das Feuer der 
Leidenschaft, nachdem sie schon reichlich aus dem Becher der Lust getrunken, 
leicht den Geschmack am Brote der Engel verlieren und sich darum nicht 

entschließen, je mehr zu ihm zurückzukehren«. 
` 2) Freilich darf hiebei nicht übersehen werden, daß auch die Frühest- 
kommunion, wie sie mancherorts versucht und in Uebung gebracht worden, 
ihre Gefaliren hat und berechtigte pädagogische Bedenken wachzurufen geeignet 
ist. Soll die Angewöhnung die Gewähr sicheren Bestandes haben, so dari sie 
keine bloß äußerliche, sondern sie muß Aerzenssache sein. Und Herzenssache 
kann etwas nicht werden, wenn ein hinreichendes Verständnis oder überhaupt 
ein Verständnis nicht möglich ist. In diesem Falle kann man eher das Gegen- 
teil: einer dauerhaften Angewóhnung erleben. Man weiß ja aus Erfahrung, mit 
welcher Lust manchmal die Schüler bei beendeter Schul- und Studienzeit ihre 
Bücher in die Ecke werfen, um den Weg zu ihnen nimmermehr zurückzufinden, 
da sie kein rechtes, inneres Verhältnis zu ihnen auf der Schulbank gewonnen 
haben. Man will mancherorts auch die Erfahrung gemacht haben, daß gerade 
Kinder, welche man allzufrüh an eine häufige Kommunion fürs Leben zu 
gewöhnen gedachte, später ins Gegenteil umgeschlagen, und ganz lässige Kom- 
munikanten geworden sind. Wir möchten solchen Erfahrungen aus psycho- 
logischen Gründen keineswegs jede Wahrscheinlichkeit absprechen. Man denke 
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Die Bemerkung Stockums’, (S. 752) scheint uns ziemlich 
das Richtige zu treffen: »Nicht die Sorge um eine ängstliche 
Vorbereitung und skrupulös zu bemessende Würdigkeit hat dem 
Papste (Pius X.) bei dem Dekret (Quam singulari) in erster 
Linie die Hand geführt, sondern der Gedanke an die Seelennot 
und das Seelenbedürfais. Die Bedürftigkeit geht ihm über die 
Würdigkeit« ). In früherer Zeit hat man vor allem beim 
Empfänger der hl. Kommunion die Würdigkeit und die Ehrfurcht . 
vor dem Heiligsten betont?) und von diesem Gesichtspunkt aus 
die Praxis der Kinderkommunion bestimmt. Die seit dem Ende 
des 12. Jahrhunderts einsetzende Praxis hat in diesem Gesichts- 
punkt ihre Rechtfertigung, nicht minder, als die neue von P. 


Pius X. inaugurierte Disziplin in dem Gesichtspunkte des Seelen- 
bedürfnisses wohl begründet ist. | 


Die vielerlei Änderungen auf dem Gebiete der kirchlichen 
Disziplin, von denen die Kirchengeschichte uns erzählt, haben 
überhaupt ihre Rechtfertigung darin, daß je nach den wechselnden 
Bedürfnissen in der einen Zeitperiode dieser, in einer anderen 
jener Gesichtspunkt hervorgekehrt worden und praktisch zur 


an die Flatterhaftigkeit des kindlichen Geistes, welche es so schwer macht, 
daß das Gute in ihm tiefe und teste Wurzeln schlägt. Schon alte Theoiogen 
haben auf diesen Punkt aufmerksam gemacht. So lesen wir bei Laymann 
(Theol. mor. I. V tract. 4 c. 4 n. 3): Advertit Zambranus pueros propter animi 
levitatem et facilitatem non tam frequenter ad s. Eucharistiam admittendos esse 
quam adultos: Wir haben einmal aus dem Munde eines gelehrten Theologen 
das scharfe Wort gehört, daß solche Frühestkommunionkinder zur täglichen 
hl. Kommunion gehen werden wie zum gewohnten Frühstück. Ganz ohne 
Fundament ist solche Befürchtung nicht. Und es darf gestattet sein, auf diese 
mógliche Gefahr aufmerksam zu machen, wenn auch das Dekret Quam singulari 
in seinem begründenden Teile betont, daß durch das Dekret v. 26. Dezember 1905 
allen (universis, tum provectioris tum tenerioris aetatis) der Zugang zur 1äg- 
lichen Kommunion geöffnet worden ist. 


1) Kardinal Gennari, der Redaktor des Dekretes Quam singulari (nach 
einer Mitteilung des Uebeisetzers der Schrift des Kardinals »Ueber das Alter 
der Erstkommunikanten« S. 3) drückt dies in seinem Kommentar (Uebersetzung 
Rabis S. 12) mit den Worten aus: »Beim E.npfang der hl. Kommunion muß 
nicht das Hauptgewicht auf die diesem großen Sakramente gebührende Ehr- 
erbietung gelegt werden; denn wo ist jemand, der es würdig emplangen 
kónnte? Vielmehr zu beachten ist dies, daf wir dieses Sakramentes bedürfen, 
um unserer Schwachheit aufzuhelien und uns vor den Versuchungen zuschützen«. 


2) Eine Parallele hiezu ist die geminderte Häufigkeit der Kommunion 
im Mittelalter aus dem Motiv der Ehrfurcht vor dem Heiligsten. So schreibt 
Petrus von Blois um das Jahr 1200 (Ep. 86): »Die háufige Kommunion erzeugt 
Mis. aus der seltenen aber erwächst die Ehrfurcht vor dem Sakra- 
mentes. Vgl. Thalhofer-Eisenhofer, Liturgik Il, 347. — Noch vor kurzem 
konnten wir in der Zeitschrift »Theologie und Glaube« XIV (1922), 296 lesen: 
^Pius X. hat die Frómmigkeit der Urkirche wieder erwecken wollen. Die alte 
Wirklichkeit erschien uns als neues Ideal. Die Ueberzahl der Gläubigen hat 
nicht gekonnt oder nicht gewollt. Für diese Frómmigkeit hat sich im ganzen 
und großen das katholische Volk nicht würdig gehalten«. 
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Geltung gekommen ist, ohne daß man berechtigt wäre, die eine 
oder die andere, die frühere oder die spätere Übung als abusus 
zu stigmatisieren!). - | | 

Die praktischen Probleme haben, wie im allgemein aner- 
kannt ist, nicht bloß eine, sondern zwei, drei und roch mehr ver- 
schiedene Seiten. Sie gleichen den Cherubim bei Ezechiel 
Kap. 1. Diese hatten je vier Gesichter, je eines nach jeder 
Himmelsgegend, und mochten sie vorwärts oder rückwärts gehen, 
sich nach rechts oder links wenden: Unum quodque eorum co- 
ram facie sua ambulabat (V. 12). Und es war immer derselbe 
Geist, der sie antrieb, mochten sie diese oder jene Richtung bei 
ihrem Gehen einschlagen: Ubi erat impetus spiritus, illuc gra- 
diebantur, nec revertebantur, cum ambularent. l 


XI. Die Stellung des Codex juris canonici zum Dekrete 
. Quam singulari. 


1. Es ist von verschiedenen Seiten die Anschauung vertreten 
worden, daß das Dekret Quam singulari durch das neue kirchliche 
Gesetzbuch eine Milderung, eine wenigstens teilweise Retraktation 
erfahren habe. Von anderer Seite ist diese Auffassung entschieden 
bestritten, jeder Gegensatz zwischen dem genannten Dekret und 
den einschlägigen Bestimmungen des C. J. C. geleugnet worden. 

Es ist nun unleugbar, daß die Bestimmungen des C. J. C. 
über die Erstkommunion der Kinder kein bloßer Stereotypabdruck 
des Dekretes Quam singulari sind, sondern eine Reihe von formellen 
und auch materiellen Änderungen, wir dürfen wohl sagen, Ver- 
besserungen gegenüber dem Dekrete der Sakramentskongregation 
vom 8. August 1910 enthalten. 

2. An erster Stelle möchten wir die Bestimmung im Kan. 
854 § 3 hervorheben, daß außer der Todesgefahr für die Zulassung 
zur ersten hl. Kommunion »eine eingehendere Kenntnis der 
christlichen Lehre und eine sorgsamere Vorbereitung« (plenior 
cognitio doctrinae christianae et accuratior praeparatio) mit Recht 


]) Bei Gennari-Rabl begegnet uns S. 13 die Frage: »Hat etwa die 
Kirche in den früheren Jahrhunderten geirrt, indem sie auch den Säuglingen 
die hl. Eucharistie reichte? Hat sie geirrt, indem sie die Abfälle der hl. Hostien 
den unschuldigen Kindein gab und sie nach der Kommunion der Erwachsenen 
zum Altare rief?« Wir antworten: GewiB hat die Kirche damals nicht geirrt; 
aber sie hat auch nicht geirrt, als die allgemeine Praxis im Anschlusse an 
die sententia communis theologorum wegen der dem »groflen Sakramente« 
gebührenden besonders grofen Ehrerbietung das 10. oder 11. Lebensjahr als 
das durchschnittliche Normaljahr für den ersten Empfang der hl. Eucharistie 
festsetzte und festhielt. 
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erfordert wird. Durch diese Bestimmung ist der hie und da in Szene 
gesetzten Frühestkommunion und der versuchten Reduzierung der 
Anforderungen an die Erstkommunikanten, was religióse Kenntnis 
und seelische Vorbereitung anbelangt, auf ein äußerstes Minimum ` 
ein Riegel vorgeschoben. 


Eine dankenswerte Ergänzung dieser Vorschrift bietet $ 5 
desselben Kanons, der bezüglich des Urteils über die intellektuelle 
und moralische Reife des Kindes zum Empfange der hl. Kommunion 
im konkreten Falle die Entscheidung nicht mehr allein »dem 
Vater oder dessen Stellvertreter, sowie dem Beichtvater« überläßt, 
sondern dem Pfarrer ein Kontroll- und Prüfungsrecht (officium 
advigilandi, etiam per examen) einräumt, und eine solche Kontrolle 
ihm zur Pflicht macht. 


Eine dritte bedeutende Besserung liegt darin, daß das nun 
maßgebende neue kirchliche Gesetzbuch die Altersbestimmung 
bezüglich des Eintrittes der Kommunionverpflichtung »um das 
‘7. Jahr, etwas früher oder spáter« (circa annum septimum, sive 
supra, sive etiam infra) aus dem Dekrete Quam singulari. nicht 
wiederholt. 


Gewiß fällt der Eintritt der intellektuellen und moralischen 
Reife für den. Empfang der hl. Eucharistie durchaus nicht zu- 
‚sammen mit dem Eintritt der Pubertät, wie manche alte Theo- 
logen meinten. Aber ein gewisser Parallelismus besteht. Je 
nachdem die Geschlechtsreife früher oder später eintritt, so natür- 
lich und wie es auch die Erfahrung lehrt, die intellektuelle und 
moralische Reife für den Kommunionempfang. Nun besteht ein 
gewaltiger Unterschied im Eintritt der Geschlechtsreife, je nach 
den verschiedenen Himmelsstrichen. Nach Wernz (Jus decre- 
talium IV, 459°) tritt die (natürliche) Pubertät durchschnittlich in 
Ágypten im 10. Lebensjahre ein, in Kalkutta (Indien) mit 12 
Jahren und 6 Monaten, auf der Insel'Korfu im Alter von 14 Jahren, 
in Wien mit 15 Jahren und 8 Monaten, in München mit 16 Jahren, 
in Kopenhagen mit 16 Jahren und 9 Monaten und in Lappland 
mit 18 Jahren. Also eine Spannung von 10 bis 18 Lebensjahren! 
Mit einem, wenn nicht gleichen, so doch áhnlichen Verháltnisse hat 
man betreffs des Eintiittes des zum Empfange der hl. Kommunion 
hinlänglichen Vernunftgebrauches zu rechnen. 


Zwar läßt schon die Bestimmung »circa septimum annum, sive 
Supra, sive etiam infra« im Dekrete Quam singulari, wenn nicht 
ngoristisch gedeutet, einen ziemlichen Spielraum frei. Es wird 
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glaubwürdig erzählt), daß P. Pius X. selbst dem apostolischen 
Vikar von Norwegen gegenüber sich äußerte, »er sehe wohl ein, 


daß man in nördlichen Gegenden für die allgemeine Erstkommu | 


nion kaum unter das 9. Jahr werde hinabsteigen können«. Aber zur 
Vermeidung von theoretischen Zweifeln und praktischen Skrupeln 
bei ängstlichen Seelen war die Nichtaufnahme der genannten 
Zeitbestimmungsformel in das neue kirchliche Rechtsbuch wohl 
angezeigt?) | 

3. Aber bei aller Anerkennung der durch den C. J. C 
getroffenen formellen und materiellen Änderungen, Zusätze und 
Verbesserungen bleibt es doch richtig, daß die grundlegenden 
Auffassungen und Forderungen im kirchlichen Rechtsbuch die 
gleichen sind wie die im Dekret Quam singulari. 

Vor allem sind beiderseits die Termini »anni discretionis: 
und »usus rationis« nicht, wie es die alte Theologie tat, relativ 
(respective ad materiam) genommen, sondern absolut, für den 
Vernunftgebrauch schlechthin. 

Das zeigt schon der Zusatz, der im C. J. C can. 859 § I 
zum lateranensischen Kanon Omnis utriusque gemacht ist: Post 
quam ad annos discretionis, id est ad usum rationis, pervenerit. 
Gewiß, auch die alte Theologie nahm die »anni discretionis« als 
gleichwertig mit dem »usus rationis«, gebrauchte beide Termini 
promiscue®), aber an der ziterten Stelle im C. J. C. ist »id est ad 
usum rationis« zur näheren Sacherklärung, zur festen Bestimmung 
des Sinnes der »anni discretionis«, nicht als bloße Verbaler- 
klärung +) beigefügt. Ein solcher Zweck wäre aber nicht erreicht, 
wenn »usus rationis« an genannter Stelle bloß relativ zu nehmen 


1) Vel. Hafen, Die Kinderkommunion S. 117 M, 

2) Hafen glaubt a. a. O. S. 13 die Meinung vertreten zu kónnen, dab 
trotz dieser Nichtaufnahme ins kirchliche Gesetzbuch das dem Schlusse des 
Dekretes Quam singulari beigefügte Mandat, die in diesem Dekrete erlassenen 
Vorschriften bezüglich der Kinderkommunion samt der Zeitbestimmungsformel 
»circa septimum annum, sive supra, sive etiam infra« alljährlich zur Osterzeil 
in der Landessprache vorzulesen, noch immer rechtlich bindend sei Aber da 
die bezüglichen Bestimmungen des C. J. C. sich nicht vollständig mit den 
Bestimmungen des Dekretes Quam singulari decken, so ist das Gebot, die 
Vorschriften dieses Dekretes dem Volke offiziell zu verkünden, von selbst 
hinfällig geworden. 

3) Vgl. oben S. 447 Note 3 — Wenn es bei Andrieux S. 161 f: heißt: 
On fait (aux 16e, 17e et 18e siécles) trés nettement la distinction des deux 
âges: l'un où l'enfant se confesse, »l’äge de raison«, l'autre où il communie, 
»l'àge de discrétion«, so liegt hier augenscheinlich ein bloßes Mißverständnis 
von seiten Andrieux’ vor. Wenigstens beweisen die von ihm beigebrachten 
Belegstellen nichts für die angebliche Distinktion, auch wenn man sich au 
die in Frankreich in genannter Epoche gehende Doktrin beschränkt. 

4) Andernfalls wäre nicht ein id est, sondern ein sive (seu) am Platze- 


gewesen. 
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wäre, in einem verschiedenen Sinne (respective ad materiam) 
verstanden werden könnte. Außerdem hat sich das kirchliche 
Rechtsbuch selbst interpretiert, indem es im Kanon 88 § 3 bestimmt: 
Impubes, ante plenum septennium . . . censetur non sui compos: 
expleto autem septennio, usum rationis habere praesumitur. Zum 
Überfluß wird in den Noten, die dem Texte des C. J. C. beige- 
geben sind, sowohl zu can. 88 § 3 als auch zu can. 859 § 1 
ausdrücklich auf das Dekret Quam singulari n. I verwiesen, wo 
es heift: Aetas discretionis . . . ad s. Communionem ea est, in 
qua puer incipit ratiocinari, hoc est circa septimum annum, sive 
supra, sive etiam iníra. 

Eine Bestätigung für diese Interpretation liegt in der Ent- 
scheidung der Kommission für die authentische Auslegung des 
: C. J. C. vom 8. Januar 1918 vor, daß auch vor Vollendung des 
7. Lebensjahres, wenn der Vernunftgebrauch bereits vorhanden, 
die Kommunionpflicht für das Kind eintritt !). 

4. Dazu kommt noch ein weiterer Punkt. 

Die alte Theologie, wie der lateranensischen Kanon Omnis 
utriusque, ging von dem dogmatisch feststehenden Satze aus, daß 
die schwere Sünde die eigentliche Materie des Bußsakramentes 
sei, daß eine allgemeine Pflicht, läßliche Sünden zu beichten, 
nicht bestehe, daß darum eine allgemeine Beichtpflicht und in 
Konsequenz auch eine Kommunionpflicht nur für jene Lebenszeit 
statuiert werden könne, in derregulariter die capacitas doli, die Fähig- 
keit, schwere Sünden zu begehen, prásumiert werden könne ?). 

Aber diese Auffassung ist ebenso wenig, wie im Dekret 
Quam singulari?), im C. J. C. zum Ausdruck gekommen, ja, 
sie ist von seite der zur authentischen Interpretation des neuen 
kirchlichen Rechtsbuches eingesetzten rómischen Kommission aus- 
drücklich abgelehnt worden. Unterm 24. Februar 1920 gab die- 


1) Vgl. »Theol. prakt. Quartalschr. 1922 S. 113. 

2 Wir verweisen auf unsere Ausführungen in Nr. VI S. 448 ff. | 

3) Das Dekret zitiert allerdings aus Antoninus’ Summa theol. die Stelle 
(P. III tit. 24 c. 2 § 5): Cum est doli capax (puer), cum scilicet potest peccare 
mortaliter, tum obligatur ad praeceptum de confessione, et per consequens 
de communione. Und Fr. Müller gibt in der »Zeitschr. f. kath. Theol.« 1913 
S. 507 auf die Frage: »Wann beginnt für das Kind die Pflicht, das heiligste 
Sakrament zu empfangen?« die Antwort: »Gemäß unserem Erlasse (Quam 
singulari), sobald das Kind den Gebrauch der Vernunit so weit erlangt hat, 
daß es die hl. Eucharistie vom gewöhnlichen Brote unterscheiden und durch 
eine schwere Sünde die heiligmachende Gnade verlieren kann.« Aber die 
Verfasser des Dekretes scheinen die Stelle aus Antonin dahin verstanden zu 
haben, daß nach der Lehre des hl. Bischofs von Florenz die capacitas doli, 
die Fähigkeit zu schweren Sünden schon mit dem anfänglichen Vernunft- 
gebrauch gegeben sei. Vgl. dagegen oben S. 453 ff. 
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selbe auf die Anfrage des Bischofes von Norcia, ob der Gebrauch 
der Vernunft, von dem im can. 854 SS 2, 3, 5, 859 § 1 und 906 
die Rede ist, die Fähigkeit zur Begehung schwerer Sünde besage, - 
eine verneinende Antwort, und Kardinal Gasparri, der Prafekt der 
genannten Kommission und Redaktor des C. J. C., erklärte münd- 
lich dem Bischof von Norcia, die Kommunionpflicht des Kindes 
beginne mit der Fähigkeit zu läßlicher Sünde '). 


XII. Dogmatische Würdigung der gewonnenen Ergebnisse. 


1. Nach Erlaß des Dekretes Quam singulari wurden Stimmen 
laut, welche demselben einen dogmatischen Charakter vindizieren 
wollten, die These aufstellten, das genannte Dekret stelle nicht 
bloß ein positives Kirchengebot dar, sondern sei als »interpretatio 
authentica juris divini« zu betrachten?). 

Als P. Beßmer als einer der ersten in den »Stimmen a. M. 
Laach« 79 (1910), 531, 534 diese Auffassung vertrat, erhob alsbald 
Prälat Mausbach in der »Theol. Revue« 1911, Nr. 1 Sp. 30 ent- 
schiedenen Einspruch. Das Dekret Quam singulari habe den 
Charakter eines disziplindren Kirchengesetzes, nicht den einer lehr- 
amtlichen Entscheidung an sich. Es will den 21. Kanon des IV. 
Laterankonzils Omnis utriusque sexus authentisch erklären; dieser 
Kanon ist aber, wie das Konzil von Trient (Sess. XIII can. 9) aus- 
drücklich sagt, ein »praeceptum sanctae matris Ecclesiae« °). 


y Vgl. »Theol. prakt. Quartalschr.« 1922 S. 113 f. 
2) Vgl. auch Stokums S. 651. 

3) Freilich wollte man aus dem angeführten tridentinischen Kanon 
das gerade Gegenteil herauslesen. So zitiert Fr. Müller in der »Zeitschr. f. 
kath. Tneol.« 1913 S. 534 aus Pohle, Lehrb. d. Dogmatik III, 302 die Stelle: 
»Weil mit dieser Bestimmung (C. Omnis utriusque sexus) zugleich die äußerste 
Grenze in der Determination eines góttlichen Gesetzes erreicht schien, so 
nahm der Trienter Kirchenrat keinen Anstand, das kirchliche Gebot der 
jährlichen Osterkommunion zum förmlichen Dogma zu erheben.« Die Sache 
liegt jedoch unseres Erachtens einfacher. Die Häretiker des 16. Jahrhunderts 
sprachen der Kirche die Vollmacht ab, eine für die Christen verbindliche 
Vorschrift wie den lateranensischen Osterkommunionkanon zu erlasseri, und 
darum traf sie im zitierten tridentinischen Kanon das »anathema sit: Si quis 
negayerit. omnes et singulos Christi fideles utriusque sexus, cum ad annos 
discretionis pervenerint, teneri singulis annis, saltem in paschate, ad com- 
municandum,, Juxta.praeceptum sanctae matris Ecclesiae, a. s.« Die Akten 
des. tridentinischen Konzils bestätigen diese Auffassung. Die erste Grund- 
lage.des besagten, Kanons bildete der Vorschlag von einigen Theologen, die 
Thesis zu verurteilen. :,Solamfidem esse sufficientem ad sumendam Eucharistiam .. 
neque. teneri ;homines ad, communionem in paschate. Vgl. A. Theiner, Acta 
genuina , Concilii, Tridentini 1,.502, Es ist eine ungegründete Annahme, daß 
der Trienter, Kirchenrat:.ein »Gebot .der hl. Mutter der Kirche« zu einem 
xförmlichen, Dogmax erheben wollte. Oder beruht vielleicht auch das »saltem 
in; paschate«, auf einem göttlichen Gebote? Wer von den alten anerkannten 

heglogen hatte eine solche; These aufgestellt? 
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In gleichem Sinne spricht sich P. Benedikt XIII. in der aut 
em rómischen Konzil v. J. 1725 erlassenen »Instructio pro illis, 
ui prima vice accedunt ad sacram mensam« P. IV aus!) Zu- 
'st wird daselbst dargelegt, daß nach der »heute am meisten 
ertretenen Lehrmeinung« der Heiland selbst ein Gebot zum 
mpfange der hl. Kommunion gegeben hat. Denn er hat ge- 
agt: Wenn ihr mein Fleisch nicht esset, werdet ihr das ewige 
‚eben nicht haben. Aber, wird dann weiter ausgeführt, es gibt 
och ein anderes spezielleres Gebot, ein von unserer Mutter, 
ler hl. Kirche gegebenes Gebot. Es verordert allen Christen, 
venigstens einmal im Jahre, um das Osterfest zu kommunizieren. 

2. Und das stimmt mit der sententia communis der Theologen. 
Venn dieselben gemeiniglich eine Verpflichtung zum Kommunion- 
mpfang ex praecepto divino annehmen, so doch kein praeceptum 
divinum communicandi semel in anno. Das letztere Gebot ist 
praeceptum mere ecclesiasticum (vgl. Alphons Liguori, Theol. 
mor. VI, 297). Daraus folgt, daß auch bezüglich der Zeit der 
ersten hl. Kommunion kein góttliches Gebot existiert. Wenn 
man nach der zu Recht bestehenden Satzung bezüglich der 
späteren Kommunionen immer ein Jahr — eventuell noch länger 
(vgl. unten Nr. 3 S. 490) — warten darf, warum sollte man mit 
Erlaubnis der kirchlichen Obrigkeit nicht auch bezüglich der ersten 
hl. Kommunion ein Jahr — eventuell noch lànger als ein Jahr nach 
Eintritt des zum Empfange der hl. Eucharistie hinlänglichen Ver- 
nunftgebrauches warten können und dürfen? Wenn es in der 
Macht der Kirche liegt, für die der ersten Kommunion folgenden 
Kommunionen einen Zwischenraum von einem Jahre und darüber 
Zu verstatten, so kann ihr auch die Vollmacht nicht abgestritten 
werden, einen Zwischenraum zwischen dem Eintritt des »usus 
rationis« und der ersten Pflichtkommunion zuzulassen, ja selbst 
einen solchen auch zu fordern. Die zeitliche Fixierung der 
Pflichtkommunion ist kirchlichen Rechtes, wenn sie auch zur Vor- 
aussetzung ein. göttliches Gebot zum Kommunionempfang hat?). 


1) Vgl. Andrieux S. 361; Coll. Lac. I, 465. 


2) Fr. Müller meint freilich (»Zeitschr. f. kath. Theol.« 1913 S. 520): 

»Wenn nun auch vielleicht Christus nicht selbst einen Zeitraum festgesetzt 

hat, innerhalb dessen die Kommunion wiederholt werden muß, so läßt sich 

der Zeitraum für den Beginn der Kommunionpflicht überhaupt aus dem von 

Christus gewollten Zwecke des Sakramentes ermitteln und ist deshalb in der 

Natur des Sakramentes begründet.« Aber kann für den Beginn des Kommunion- 

, empfangs ein anderer Zweck des Sakramentes namhaft gemacht werden, als 

für die Wiederholung der Kommunion? Wo ist für diese Verschiedenheit in 
den Woiten Christi ein Anhalt zu finden? 
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| 3. Auch eine Spezialbestimmung des Kanons Omnis utrius 

que, der nach seinem ganzen Wortlaute in den C. J. C. aufge 
nommen ist, zwingt zur Annahme, daB wir in ihm ein kirchliche 
Disziplinargebot vor uns haben. 

Der Kanon überläßt es dem Beichtvater, die Kommunior 
verpflichtung »zeitweise aus irgendwelchem vernünftigen Grunde 
für sein Beichtkind zu suspendieren (nisi forte de consilio propri - 
sacerdotis, ob aliquam rationabilem causam, ad tempus ab ejus. 
perceptione duxerit abstinendum). Eine solche Dispensgewalt 
erscheint. aber als mit einem göttlichen Gebot absolut unver 
tráglich. Die Konsequenz ist klar und unausweichbar: Wen 
der »sacerdos proprius« (und das war zur Zeit des IV. Lateran 
konzils der Beichtvater und Pfarrer in einer Person) eine so 
weitgehende Vollmacht hat, aus irgend welchem Grunde, wenn 
er nur vernünftig ist, die Erfüllung der bereits eingetretenen 
Kommunionverpflichtung über Jahresfrist hinauszuschieben, $0 
kann er solches »ad tempus ob aliquam rationabilem causam: 
auch für den Eintritt der Kommunionpflicht. Oder kann 6 
Gründe geben, die zwar die Unterlassung der jährlichen Wieder 
holung der Kommunion rechtfertigen, aber durchaus keine Gründe, 
welche die Hinausschiebung der ersten hl. Kommunion als ver 
nünftig erscheinen lassen? 

4. Auch die unterschiedlichen Anforderungen, die im 
Kanon 854 des C. J.C. in Bezug auf religiöse Kenntnis und 
seelische Vorbereitung der Erstkommunikanten gestellt werden, 
je nachdem sie in oder außer Todesgefahr sich befinden, spricht 
für unsere These. Wäre es göttliche Anordnung, daß das Kind 
schon beim ersten Aufleuchten der Vernunft, so bald es >ein 
intellektuelles Wesen« geworden, zum Empfang der hl. Kommunion 
verpflichtet ist, so dürfte die Kirche von den gesunden Erst - 
kommunikanten nicht ein Mehr gegenüber den in Todesgelahr — 
befindlichen Kindern, eine »plenior cognitio doctrinae christianae 
et accuratior praeparatio« als Vorbedingung zum Empfang der 
hl. Eucharistie fordern. | 

5. Noch eine weitere Schwierigkeit gegen die moderne 
These ist zu beachten! : 

Wir haben oben (S 441 Note 5) festgestellt, daß der Ge . 
brauch, die Kinder erst um das Alter von 10 Jahren !) zur ersten 


1) Wir halten es angezeigt, hler ausdrücklich zu betonen, daß nach 
der in der Vorzeit herrschenden Gemeinansicht der Theologen das Alter vo" 
10 bis 12 Jahren nur als durchschnittliches Normaljahr zu betrachten, die 
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1. Kommunion zu führen, früher allgemein, auch in Rom selbst‘), 
3 Übung war, daß angesehene theologische Autoritäten) diese 
raxis als »Gewohnheit der Kirche« bezeichnen konnten. 

Eine solche allgemeine Gewohnheit der Kirche kann aber 
laum mit einer Lehre der Offenbarung, mit einem göttlichen 
3ebote in Widerspruch stehen. Einer Partikulargewohnheit gegen- 
iber, die in solchen Widerstreit mit Gottes Ordnung steht, kann 
lie Kirche allenfalls ein Tolerari potest aussprechen, kann ihr aus- 
irückliche oder auch stillschweigende Duldung gewähren, nicht 
aber móchte dieses gegenüber einer allgemein rezipierten Praxis 
solcher Art angehen. Von einer allgemein geübten kirchlichen 
Gewohnheit darf das Wort des hl. Thomas gelten (S. th. III qu. 83 
a. 5): Ecclesiae consuetudo, quae errare non potest, utpote a 
Spiritu sancto instructa. 

GewiB muß eine über die ganze Kirche ausgebreitete »vigens 
disciplina« nicht immer gerade die denkbar beste Einrichtung 
darstellen, nicht immer den größtmöglichen Grad von Vollkommen- 
heit erreichen, sie muf auch nicht immer opportun d. i. in den 
bestehenden Zeitverhältnissen gut begründet, denselben voll- 
kommen angepaßt sein, sie kann daher abgeändert, reformiert, 
vervollkommnet, durch eine andere Disziplin ersetzt werden, aber 
immer muß sie, die ursprüngliche wie die reformierte, die alte 
wie die neue allgemein kirchliche Disziplin »konvenient« sein, 
d. i. in Einklang mit den Offenbarungswahrheiten, mit den durch 
die göttliche Autorität uns gegebenen Gesetzen stehen. Und um- 
gekehrt kann man aus irgend einer in der Kirche allgemein in 
Kraft stehenden oder früher in Geltung gestandenen Disziplin 
den berechtigten Schluß ziehen, daß ein Dogma, dem eine all- 
gemein gewordene kirchliche Gewohnheit widerstreiten würde, 
nicht vorhanden ist, nicht vorhanden sein kann. | 

Andrieux (S. 115) meint dieser Schwierigkeit damit begegnen 
zu kónnen, daf er der Fixierung des durchschnittlichen Alters für 
den Eintritt der »anni discretionis« und damit der Verpflichtung 


Zulassung zur hl. Kommunion nicht starr an ein fixes Alter gebunden ist. 
Vel. Suarez (In P. Ill s. Thom. qu. 80 a. 11 disp. 70 sect. 1 n. 4. Ed. Vivés XXI, 
043): Fere omnes conveniunt, non posse generaliter definiri hanc obligationem 
per hominum aetates seu annorum numerum. 

1) Vgl. oben S. 465 ff. 


2) So Antoine, Theol. mor. P. VII c. 2 resp. 2 n. 1 (vgl. oben S. 457 
. Note 2); Alphons Liguori, Theol. mor. VI, 301 (vgl. oben S. 457); Billuart, 

Curs. theol., de Euchar. diss. VI a. 1 $ 3; Ed. Wirceb. 1758 XVII, 370 f. (vgl. 
oben S. 464): De Lugo, De Euchar. disp. 13 sect. 4 n. 38 (vgl oben S. 459); 
Suarez, In P. III s. Thom. qu. 80 disp. 70 sect. 1 n. 3 (vgl. oben S. 457 Note 2). 
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zum Empfang der hl. Eucharistie auf das 10. bis 12. Lebensjahr blo? 
den Wert einer theologischen Schulmeinung (opinion d'école) zw 
spricht !). 

Aber man darf erstlich nicht vergessen, daB es sich um 
eine sententia communis der alten Theologie handelt, und dab 
die Gemeinlehre der Theologen den Schutz der censura temer: 
tatis gegenüber den Anfechtungen ohne ganz gewichtige Gegen- 
gründe (sufficientes rationes) genießt. Dieses Recht auf Schutz 
ist doppelt begründet, wenn,. wie hier, die communis sententia 
theologorum in einer allgemeinen kirchlichen Praxis Gestalt und 
sozusagen Fleisch angenommen hat. 

Es ist auch nicht zu übersehen, daß ein wesentlicher Unter 


schied besteht zwischen einer theologischen Schulmeinung, die, — 


obwohl sie Gemeinlehre der Theologen geworden, sich doch bewußt - 


bleibt, daß sie die absolute Gewißheit, wie sie einem Glaubens 


satz zukommt, nicht beanspruchen kann, und einer allgemeinen | 


kirchlichen Praxis, die mit der Überzeugung und auf Grund der 
Überzeugung, daß sie mit der Offenbarungslehre in Harmonie 
steht, ins Leben getreten und aufrecht erhalten worden ist. 


XIII. Gegengründe. 


Man hat wohl versucht, für. den dogmatischen Charakter 
der Thesis, daß die Kinder alsbald nach Beginn des »usus ra 
tionis«, nach einem ersten Erwachen des intellektuellen Lebens 
zum Empfang der hl. Kommunion verpflichtet seien, den Beweis 
zu liefern, aber ein durchschlagender Erfolg ist diesen Versuchen 
versagt geblieben. 

1. Man hat sich auf das Herrenwort bei Joh. 6, 54 berufen: 
»Wenn ihr das Fleisch des Menschensohnes nicht esset und sein 
Blut nicht trinken werdet, werdet ihr das Leben nicht in euch haben«. 

Aber erstlich ist es überhaupt dogmatisch nicht durchaus 
sicher gestellt, daß Joh. 6, 54 ein Gebot des Herrn, seinen Leib 
und sein Blut in der hl. Eucharistie zu genießen, darstellt. 

Es ist nicht bloß die Exegese der Reformatoren und ihrer 
Nachfolger, der protestantischen Theologen, oder auch einzelner 
unserer, von der protestantischen Exegese beeintlußten katholischen 
Schriftausleger?), welche unserer Schriftstelle die Deutung auf 

1) EE oben S. 441 Note 5. 

2) Es ist unzutreffend, wenn Fr. Müller in der »Zeitschr. f. kath. 
Theol.« 1913 S. 511 behauptet: »A//e Gottesgelehrten geben zu, daß hier 


(Joh. 6, 53ff.) zum mindesten ein göttliches Gebot vorliegt, die hl. Kommunion 
zu empfangen.< Vgl. Schanz, Sakramentenlehre S. 322 ff. 
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n Empfang der hl. Eucharistie abstreitet, sondern es sind auch 
gesehene Stimmen aus der altkirchlichen, patristischen Zeit, 
e Clemens von Alexandrien und Augustinus‘), welche das 
sen und Trinken bei Joh. 6, 54 bildlich nehmen und von der 
>istigen manducatio Christi im Glauben an seinen Erlösungs- 
d verstehen. Offensichtlich in Rücksicht auf diese von achtungs- 
erter Seite vertretene Auslegung, welche es nicht verurteilen 
ollte, fügte das Konzil von Trient (Sess. XXI cap. 1) seiner 
erufung auf Joh. 6, 54 die Bemerkung bei: Utcunque juxta 
arias sanctorum patrum et doctorum interpretationes intelligatur. 
Jnd noch P. Benedikt XIII. erklärte in seiner auf dem römischen 
Konzil v. J. 1725 mit Gesetzeskraft erlassenen »Instructio pro illis, 
ui prima vice accedunt ad sacram mensam. P. IV. (vgl. 
Andrieux S. 361; Coll. Lacens I, 465) es bloß für die »heute am 
neisten vertretene Lehre«, also blof für die »sententia communior 
heologorum«, daß der Heiland selbst ein Gebot des Empfanges 
der hl. Eucharistie gegeben habe. 


2. Aber auch wenn wir die Auslegung von Joh. 6, 54 auf die 
hl. Eucharistie aus guten Gründen?) für die allein berechtigte 
halten, so folgt daraus noch lange nicht, daf der Heiland hier 
ein Gebot der Frühkommunion, gleich nach dem Erwachen des 
intellektuellen Lebens, erlassen habe. 


Wenn die übergroße Mehrzahl der theologischen Autori- 
täten ein góttliches Gebot des Kommunionempfanges annahmen, 
so lehrten dieselben Theologen doch nicht eine Pflicht zur 
sofortigen Erfüllung des göttlichen Gebotes nach Erwachen der 
Vernunfttätigkeit, sondern sie lehrten allgemein, daß es Sache 
‚und Recht der Kirche sei, nähere Bestimmungen darüber zu 
treffen, wann, wie oft, unter welchen Umständen dieses göttliche 
- Gebot zu erfüllen sei‘). 


| Die Theologen rechnen das göttliche Gebot des Eucharistie- 
, genusses zu jenen Geboten, die zwar »immer, aber uicht für 
. immer« (semper, sed non pro semper) verbinden‘), wodurch 


<1) De doctr. christ. Ill, 16. An anderen Stellen (vgl. Ep. 186, 28) 

o interpretiert Augustin unsere Stelle gleich der überwiegenden Mehrzahl der 

E Men Ausleger avf den Genuß des eucharistischen Leibes und Blutes 
es Herren. 


^ 2) Vgl. Schanz a. a. O. S. 323 f.; Wiseman-Haneberg, Die vornehmsten 
Lehren und Gebräuche der kath. Kirche? S. 510—540. 


3) Vgl. De Lugo, De Euchar. disp. 13 sect 4 n. 39. 


4) S. Thom. Suppl. qu. 6 a. 5: Praecepta affirmativa non obligant 
ad statim, sed ad tempus determinatum . . . Et ideo non oportet, quod... , 


ga. 
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für nähere Bestimmungen der Kirche bezüglich Zeit und Um 
stände Raum gelassen ist. 

3. Im Dekret Quam singulari wird aus Vasquez (In part M 
s. Thom. disp. 214 c. 4 u. 43) die Stelle zitiert: Si puer seme 
ad hunc usum rationis pervenerit, statim ipso jure divino ila 


obligatur, ut Ecclesia non possit ipsum omnino liberare. Abe 


Vasquez fügt diesem Satze unmittelbar die Beschränkung bei: 
quamvis tempus obligationis illius (Ecclesia) limitare potueri. 


Wenn das Kind einen bestimmten, für den Empfang der hl. Er 


charistie hinreichenden Gebrauch der Vernunft erreicht hat, so 


tritt nach Vasquez die Verpflichtung infolge góttlicher: Vorschrift 


ein, so daß die Kirche ihm diese Verpflichtung nicht vollständig 


(omnino) abnehmen kann; nur bezüglich der Zeit, in der das 
góttliche Gebot zu eríüllen ist, ist der Kirche Vollmacht gegeben, 
also auch bezüglich der Zeit der ersten hl. Kommunion !). 


Zu beachten ist auch die Vorbedingung zum Eintritt der Verpflichtung 
auf Grund göttlichen Rechtes, wie sie von Vasquez festgestellt wird: Nidt 
Jeder Vernunitgebrauch reicht nach Vasquez hiezu hin, sondern er verlangt, 


im Anschluß an Thomas und Cajetan, einen Vernunftgebrauch, der es ermöglicht 


nicht bloß obertlächlich das himmlische Brot von dem gewöhnlichen, irdischen 
Brote zu unterscheiden, sondern auch die Wirkungen dieses Sakramentes zu 
erkennen, und sich auf den Empfang desselben entsprechend vorzubereiten’). 


aliquis peccet mortaliter (differendo confessionem), sed quando ex articulo tem- 
poris necessitas confessionis inducitur. Nec hoc est ex indulgentia Ecclesiae, 
quod non tenentur ad statim, sed ex natura praecepti affirmativi, unde anle 
Ecclesiae statutum etiam minus tenebatur. Das von dem Beichtgesetz Gesagle 
gilt natürlich im gleichen Maße von der Kommunionpflicht. — Stocums 
ist darum nicht ganz auf falschem Wege, wenn er S. 737 schreibt: »Er (Vasquez) 
geht von der Untersuchung aus, ob überhaupt die hl. Kommunion ein gött- 
liches Gebot sei, und hält dafür, daß sie unter Todsünde mur einmal im Leben 
und zwar in articulo mortis durch göftliches Gebot vorgeschrieben sei. Diese 
Auffassung teilte er mit der weitaus größeren Mehrheit der damaligen wie 
der späteren Theologen«. Vgl. Antonin, Summ. theol. P. Il tit 9 c. 8: Sumptio 
Eucharistiae actu vel proposito habenti usum rationis necessaria est de Jure 
divino ante mortem .. Sed hoc non sufficeret, quantum est de jure positivo . . » 
praeceptis Ecclesiae. Nach dem hl. Alphons Liguori (Theol. mor. VI, 24 

vertreten Suarez, Vasquez, Laymann »et alii communitei« die Ansicht: Sumptio 
Eucharistiae fidelibus adultis est necessaiia, necessitate non medii, sed praecepti 
un obligantis tum in articulo mortis per modum viatici, tum etiam saepius 
in vita. 


1) Es ist in mehrfacher Beziehung mißverständlich, ungenau und irre: 
führend, was wir bei Stodeums S. 747 f. lesen: »Unter Führung des Aquifaten 
haben mit verschwindenden Ausnahmen alle Theologen der Scholastik ein- 
stimmig gelehrt, daß mit dem Beginn des intellektuellen Seelenlebens die 
Kommunionpflicht kraft göttlichen Gesetzes gegeben sei, so daß auch die 
Kirche daran nichts ändern kann«. . 


2) L. c. n. 40): Ad obligationem vero Eucharistiae requiritur, ut quis 
discernere valeat inter panem communem et coelestem, et inter effectus utrius 
que (panis) et praeparationem ad utrumque requisitam, ut recte notavit S. Thomas 
et Cajetanus. 
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t dieser Vernunftgebrauch erreicht (si ad Aunc usum rationis pervenerit), dann 
itt  allsogleich das göttliche Gebot in Kraft, der Kirche bleibt nur die 
ollmacht, über die Zeit der Erfüllung des göttlichen Gebotes nähere Be- 
immungen zu treffen. Es besteht bezüglich der genannten Vorbedingung 
ach Vasquez kein Unterschied zwischen den Kindern in Todesgefahr und den 
esunden Kindern und den sonstigen Christen überhaupt. 


L. c. n. 42: Obligatur puer ad annuam communionem ex praecepto 
ivino determinato ab Ecclesia, et ad communionem n articulo mortis ex 
odem praecepto absque determinatione . . n. 43: Quamvis Ecclesia deter- 
jàinaverit praeceptum divinum, quod attinet ad tempus, quod a Christo extra 
rticulum mortis signatum non fuerat, tamen quod attinet ad aetatem et 
rudentiam eorum, qui hoc praecepto obligandi sunt, illad non determinavit, 
mmo neque ullo modo determinare potuit, nisi designando tempus sufficientis 
ationis et discretionis circa Aoc sacramentum . . .; quia sine Aoc usu rationis 
icut non potest ullus homo peccare contra hoc sacramentum, ita neque 
raecepto illius etiam divino obligari: si autem puer semel ad hunc usum 
ationis pervenerit, statim ipso jure divino ita obligatur, ut Ecclesia non 
jotuerit ipsum ab hoc omnino liberare, quamvis tempus obligationis illius 
imitare potuerit. Nullum igitur discrimen est inter puerum constitutum 
n articulo mortis et extra illum, ut eo uno potius, quamvis in alio tempore, - 
ioc praecepto teneatur. Ex quo etiam sequitur, non esse mínistrandum hoc 
sacramentum efiam in eo articulo iis pueris, qui sufficienti usu rationis carent. 


Der ganze Kontext der Stelle läßt über die Auffassung Vasquez' keinem 
Zweifel Raum. Seine Theorie hat das Eigentümliche, daß sie die Vollmacht 
der Kirche streng auf die Zeit des Kommunionempfangs beschränkt, sie nicht 
ausdehnt. auf die sonstigen Vorbedingungen zum Genuß der hl. Eucharistie, 
hierin keine Unterscheidung zwischen dem Kommunionempfang in der Todes- 
gefahr und außer derselben gelten läßt: sonst differiert sie im Wesen der 
Sache nicht von der gewöhnlichen Auffassung und Lehre der übrigen Theologen. 
Vgl. De Lugo, De Euchar. disp. 13 sect. 4 n. 39: Fateor itaque pueros non 
obligari divino praecepto, nisi sciant distinguere Eucharistiam ab aliis cibis, 
assero tamen id lere evenire, quando habent usum rationis ad peccandum, 
vel paulo post, atque ideo tunc jam incipere obligari divino praecepto, deter- 
minate quidem pro mortis articulo, pro alio autem tempore juxta deter- 
minationem Ecclesiae, quae in illa aetate non determinat omnino illis annuam 
communionem, sed cum majori latitudine juxta consilium confessarii. 


4. Man hat darauf hingewiesen, daß nicht bloß Kardinal © 
Gennari, der als der eigentliche Verfasser des Dekretes Quam 
singulari gilt'), der Bestimmung über den pflichtgemäßen Früh- 
empfang der hl. Kommunion dogmatischen Charakter zuerkannt 
habe?) sondern auch P. Pius X., mit dessen Billigung und 


1) Vgl. oben S. 483 Note 1. 


2) Vgl. Gennari-Rabl S. 23: »Das göttliche und das kirchliche Gebot 
Schreibt streng vor, das Kind zum Tiscli des Herrn zu führen, wenn es anfängt 
zu denken«. S. 37: »Darum müssen die kleinen Kinder, wenn sie zum Ge- 
brauch der Vernunft gelangt sind, dieses Gebot möglichst bald erfüllen, da es 
nicht bloß ein kirchliches, sondern ein göttliches Gebot ist«. 
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auf dessen Befehl das Dekret Quam singulari von der Sakramenter- 
kongregation erlassen wurde, diese Auffassung geteilt habe!) 

Wir möchten uns hier nicht auf eine Untersuchung über die 
Tragweite der zitierten päpstlichen Worte einlassen. Wir halten 
das auch nicht für nötig. Es ist ein im kirchlichen wie welt- 
lichen Rechte anerkanntes Prinzip, daß die persönliche An- 
Schauung des Gesetzgebers nur insoweit legislative Bedeutung 
beanspruchen kann, als sie im Gesetze tatsächlich zum maß- 
gebenden Ausdruck gekommen ist. Das ist aber, was den 
dogmatischen Charakter der Frage von dem den Eintritt der Ver- 
pflichtung zum Kommunionempfang bedingenden Lebensalter 
angeht, nicht der Fall. Wenn man gesagt hat, das Dekret Quam 
singulari habe naturnotwendig ein göttliches Gesetz betreffs der 
Frühkommunion der Kinder?) alsbald nach Anbruch des (einfachen) 
Vernunftgebrauches zur Voraussetzung, so ist diese These un- 
gegründet. Die Rechtskraft der Bestimmungen des genannten 
Dekrets kann bestehen, auch wenn denselben nur der Charakter 
eines Kirchengebotes zu eigen ist. 

Man könnte vielleicht auf das oben (S. 494) besprochene im 
Dekrete Quam singulari — leider verstümmelt — wiedergegebene 
Zitat aus Vasquez verweisen: Si pueri semel ad hunc usum ra- 
tionis pervenerit, statim jure divino ita obligatur, ut Ecclesia 
non possit ipsum omnino liberare. Allein dieses Zitat steht im 
argumentierenden Teile des Dekretes. Es ist jedoch °) ein allgemein 
bei den Juristen, Kanonisten und Theologen anerkannter Grund- 
satz, daß in jedem richterlichen oder gesetzgebenden Aktenstticke 
der argumentierende Teil sehr wohl zu unterscheiden ist von dem 
dispositiven, eigentlich determinierenden Teil, welch letzterer 
allein entscheidende, richteramtliche oder gesetzliche Kraft hat. 
Es genüge, hierüber noch zwei neuzeitliche Theologen von aner- 
kannter Autorität zu Wort kommen zu lassen. 

Bei Hergenrdther, Kath. Kirche und christl. Staat. S. 753 lesen wir 


»Jeder angehender Jurist weiß zwischen dem richterlichen Urteil und den 
Entscheidungsgründen, zwischen dem dispositivum und dem motivum arresti 


1) In einem Schreiben an den Kardinal-Erzbischof Fischer von Köln 
unterm 31. Dezember 1910 (Acta Apostolicae Sedis 1911 S. 18) lobt Pius X. 
die beabsichtigte Belehrung über Mittel und Wege zu dem Ziele, »daß die 
Kinder möglichst frühzeitig am eucharistischen Mahle teilnehmen«, und erklärt 
es als seinen Willen, daß die Gläubigen diese Sache nicht bloß als eine Sache 
des Gehorsams gegenüber dem römischen Papst, sondern vielmehr als eine 
Sache der Pflicht anschauen, die sich aus der Lehre des Evangeliums von 
selbst ergibt«. 

2) Vgl. Fr. Müller in der »Zeitschr. f. kath. Theol«. 1913 S. 531. 

3) Vgl. oben S. 481. 
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wie die franzósischen Parlamentsjuristen sich ausdrückten, zu unterscheiden. 
Jeder Anfänger in der Theologie weiß, daß in der Bulle vom 8. Dezember 1854 
die Worte die Definition enthalten: Declaramus, pronunciamus et definimus, 
doctrinam, quae tenet B. V. Mariam . . . ab omni originalis culpae labe prae- 
servatam immunem, esse a Deo revelatam atque idcirco ab omnibus fideli- 
bus firmiter constanterque credendam, alles Uebrige nur weitere Erläuterung 
ist. Ebenso bestimmt ist die Definition Bonifaz' VIII.: Porro subesse Romano 
Pontifici omnem humanam creaturam declaramus, dicimus, definimus et pro- 
nunciamus omnino esse de necessitate salutis. Die Päpste haben schon hin- 
länglich dafür gesorgt, auch wenn sie nicht selbst am Schreibtisch den Wort- 
laut der ganzen Bulle konzipieiten, daß die »doctrina tenenda« für jedermann 
klar ausgesprochen wurde, und dafür werden sie auch in Zukunft sorgen 
können. Tun sie das nicht, so haben sie eben nicht definiert. < 

Und Gutberlet bemerkt (Apologetik III, 311): »Nicht alles, was in einer 
päpstlichen Bulle gelehrt wird, ist Glaubenssatz, sondern, gerade wie auch bei 
Konzilsbeschlüssen, nur das, was wirklich definiert werden soll. Die Begründung, 
die Erláuterung des zu definierenden Satzes kann mangelhaft, zum Teil irrig 
sein, und doch ist der Hauptsatz als Dogma anzunehmen.« 


Die Prinzipien, welche von Hergenröther und Gutberlet 
in Übereinstimmung mit der Gemeinlehre der Theologen ver- 
treten werden, sind an den zitierten Stellen.auf dogmatische Do- 
kumente angewendet. Um so mehr müssen sie ihre Geltung be- 
halten, wenn es sich, wie beim Dekrete Quam singulari, um Akten- 
stücke von offenbar disziplinarischem Charakter handelt, in denen 
Regulativen für eine bestimmte Praxis gegeben werden sollen. 


2. Die Inkorporation und ihre geschichtlichen Grundlagen. 
Von Professor Dr. Arnold Pöschl in Graz. 


(Fortsetzung ; vgl. oben S. 44—177). 


III. Die Inkorporation des späteren Ma. 


$ 10. Begriff und Umfang der Inkorporationen. 


Die Abhängigkeitsverhältnisse kirchlicher Anstalten und 
Ämter untereinander, wie wir sie bis zum 12. Jh. in ihren wichtigsten 
Zügen bisher zu schildern suchten, finden nun in den späteren 
Inkorporationsverhältnissen, die seit dem 13. Jh. in steigender Zahl 
begegnen, keineswegs ihre unmittelbare und geradlinige Fort- 
setzung. Vielmehr- sind letztere in ihrem Wesen eine Neu- 
erscheinung, die in den besonderen, gegen früher stark veränderten 
Allgemeinverhältnissen des späteren Ma. wurzelt, wenn sie auch, 
namentlich in Ansehung des praktischen Ergebnisses, mit manchen 


Gebilden der älteren Zeit oft große Ähnlichkeit aufwies, allerdings 
Archiv für kath. Kirchenrecht. CVII. "832 
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auch zahlreiche andersgeartete Gestaltungen mit umschlof. Denn © 
diese Gemeinsamkeiten mit früheren Gebilden treffen zicht den 
Kernpunkt der Sache und bilden nur Konvergenzerscheinungen: | 
ein ähnliches oder auch ganz gleiches Ergebnis von ganz ver- 
schiedener Wurzel aus herbeigeführt. 

Den Ausgangspunkt für eine richtige Erfassung des ganzen 
Institutes der Inkorporation im kirchlichen Bereich bildet nun 
zunächst die Erkenntnis, daß dieses rechtliche Gebilde keineswegs 
auf die Kirche beschränkt blieb, im Gegenteil dem allgemeinen 
Wirtschafts-, besonders Lehenrechte seit dem 13. Jh. angehört 
und aus diesem mit der Umformung der geistlichen Ämter zu 
Benefizien überhaupt erst in die Kirchenverfassung eingedrungen 
ist. Will man seine Bedeutung und Entwicklung daher richtig 
feststellen, so hat man seine Entstehungsgeschichte bis in diese 
auBerkirchlichen Wurzeln zurück zu verfolgen und auch die späteren 
außerkirchlichen Inkorporationen stets mitzuberücksichtigen. 

Das Bindeglied nun, das die Kircheninkorporationen mit 
den allgemeinen Güterinkorporationen des späteren Mittelalters 
in Beziehung setzte und jenes Rechtsinstitut aus diesem entstehen 
ließ, war das Kirdiengut, das ebenso wie das Gut weltlicher 
Grundherrschaften der Feudalisierung und den dadurch herbei- 
geführten Einteilungen und Gestaltungen unterlag. Der Ober- 
begriff der Kircheninkorporationen sind die Güterinkorporationen 
überhaupt und diese fanden im Bereiche des kirchlichen Rechtes 
jener Zeit in bezug auf das Kirchengut umfassende Entwicklung 
und eingehende Regelung. Sie bilden auch in der Literatur der 
alten Reichszeit eine oit erórterte Frage, die jedoch von der 
neuen Literatur über die Kircheninkorporationen, soweit ich sehe, 
gar nicht beachtet worden ist. Diese schließt vielmehr an duflere 
Ähnlichkeiten der eigentlichen Inkorporationserscheinungen mit 
anderen, insbesondere älteren Abhängigkeitsverhältnissen unter 
Kirchen an. Und andere nicht in diesen Rahmen passende 
Inkorporationsfälle wurden dabei gar nicht berücksichtigt, ja, blieben 
der Literatur wohl überhaupt unbekannt. 

Auf diese Weise gelangt man vor allem zur Kenntnis einer 
viel- größeren Mannigfaltigkeit und Reichhaltigkeit der Inkorpo- 
rationserscheinungen, die weit über den kirchlichen Bereich 
hinausragten, aber auch im Innern der Kirchenverfassung viele 
Gebilde zeitigten, die in das bisherige Schema der Inkorporations- 
theorien überhaupt nicht hineinpassen, weil diese eben nur einzelne 
Gestaltungen — und nicht einmal die wichtigsten — herausgriffen 
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und ihre Betrachtungen zumeist nur auf die den Klöstern inkorpo- 
rierten Niederkirchen im wesentlichen beschränkten. Gerade durch 
Zusammenfassung aller Fälle treten aber erst die wahren Grund- 
linien der Einrichtung hervor. Die wahren und gemeinsamen 
Grundlagen aller dieser Erscheinungen sind eben andere, als bisher 
angenommen wurde. | 

Zur Verdeutlichung dessen will ich schon an dieser Stelle 
nur eine Gruppe von Erscheinungen herausgreifen. Werden durch 
die gewöhnlich betrachteten Inkorporationen kirchliche Anstalten 
und Ämter mit besonderer Ausstattung und wirtschaftlicher Selb- 
ständigkeit anderen Einrichtungen, z. B. geistlichen Genossen- 
schaften, angegliedert und damit unselbständig gemacht, in eine 
nähere Beziehung zu ihnen gebracht, so gibt es umgekehrt auch 
Fälle, in denen dieses nähere (Inkorporations-)verhältnis älter ist 
als die Sonderstellung der einzelnen Kirchenämter als Benefizien, 
also nicht erst daraus hervorgegangen sein kann. Um das und 
überhaupt das Gesagte -zu verdeutlichen, sei dafür gleich hier 
ein konkretes Beispiel angeführt. Ich wähle die sg. inkorporierten 
Präbenden, die in den Stiftskapiteln, insbesondere auch in deutschen 
Domkapiteln, vorkommen. 

In jenen Kapiteln nämlich, die ein gemeinsames Präbendengut 
(mensa fratrum), meist aus alter Zeit, besaßen, aus dem jedem 
Kanoniker sein Reichnis verabfolgt wurde, nannte man eben diese 
Präbenden seit dem 13. Jh. inkorporiert (praebendae incorporatae). 
In manchen Stiftskirchen bestanden neben den inkorporierten auch 
nicht inkorporierte Stellen (praebendae distinctae, privatae oder 
additae oder non incorporatae), nämlich solche mit einer geson- 
derten Immobiliarausstattung. Der Vermögensbestand der übrigen 
bildete dagegen eine einheitliche Masse, ein gemeinsames corpus, 
und nur die Erträge wurden geteilt. Sie hießen praebendae 
communes, da sie auch auf kommunistischer, gemeinsamer Produk- 
tion beruhten. | | 

Einen derartigen Zustand (unter den obigen Bezeichnungen) 
finden wir z. B. in der Hochkirche von Lübeck. Es gab da 
zuerst im 13. Jh. 19 inkorporierte und 2 Sonderpräbenden '). 


l) Leverkus, UB. des Bist. Lübeck I (Codex. Diplom. Lubecensis Il. 

Abt. 1) S. 152 Nr. 160 (1263): Prebende huius ecclesie sunt XIX . . Undecim 
Prebende appellantur maiores, sex vero minores, eo quod due minores unam 
maiorem quoad fructuum perceptionem percipient. (Daher werden bei der 
Verteilung der Einkünfte nur 14 = 11-|-3 ganze Präbenden berechnet, a. a. 
. $.153 mit Anm. 5) Item alie due prebende sunt private . Iste due prebende 
non sunt aliis incorporate, sed speciales habent proventus sibi in locis 
Specialibus deputatos. Proventus itaque nostrarum communium prebendarum 
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Später kamen durch Stiftung der Lübecker Bürger noch andere 
Pfründen hinzu, zunächst mit eigenem Vermögen‘), daher als 
besondere Benefizien?). Hernach wurden aber auch diese inkor- 
poriert, d. h. deren Sondergut der gemeinsamen Tafel des Kapitels 
einverleibt?). Der betreffende Kanonikus erhielt darauf sein Reichnis 
aus der gemeinsamen Masse‘). Dies war schon im Interesse der 


gleichmäßigen Regulierung der Einkünfte und der besseren Güter- | 


verwaltung notwendig. Die vollkommene Angleichung konnte 
gelegentlich — schon aus wirtschaftstechnischen Gründen, infolge 
der konplizierten Art der Erhebung — erst allmählich erfolgen. 
Ebenso wurden Angleichungen an die bischöfliche Tafel aus 
gleichem Grunde durchgeführt’), wie überhaupt die Festlegung 


consistunt in annona et pecunia ex diversis locis educenda, sed certis tem- 
poribus singulis persolvenda. Folgen genaue Angaben über die Größe und 
Art der Erhebung. Neben den Prábeaden bestehen Vikarien, die teilweise 
spáter der bischóflichea mensa inkorporiert werden; a. a. O. S. 165, Anm.2 
u. 9. Vgl. Lünig, Spic. Il, 401f. u. 407 (1425) über solche inkorporierte 
Vikarien der Bischofstafel v. Lübeck. Auch ein Kanonikat und mehrere Pfarr- 
kirchen werden damit gleichzeitig einverleibt. 

1) A. a. O. S. 152 Anm. 4 und die dort angef. Urkunden. Vgl. auch 
das Folgende. 

2) A. a. O. S. 186 Nr. 179 (1266): (Bischof beurkundet) ut prebenda 
per Hildemarum civem Lubicensem de novo instituta . . certos redditus iníra- 
scriptos de certis locis persolvendos eidem duximus assignandos . . predicto 
beneficio assignamus . . Item pro beneficio memorato . . villam integram que 
Gerstencamp dicitur . . assignamus. 

3) Mit voriger Anm. vgl. S. 195 Nr. 194 (1267): (Bischof gibt bekannt) 
quod nos fructus unius prebende, quam Hildemarus quondam civis Lubicensis 
de bonis sibi a deo collatis in ecclesia nostra de novo liberaliter instauravit, 
videlicet septem mesas . . et quatuor mansos in villa Gortseke . . necnon 
villam Gerstencamp cum suis attinentiis communi prebende capituli nostri .. 
deputamus et redditibus ad ipsum pertinentibus incorporamus, consensu 
eiusdem capituli legitimo accedente. 

4) Protestamur eciam, quod ad ipsam prebendam institutus et temporibus 
successivis instituendus sublato omni impedimento debet ordine sibi debito 
maioris prebende stipendio integrari. Und so auch die anderen Fälle. Doch 
konnten später auch besondere Einkünfte (neben den aus der gemeinsamen 
Masse erílieBenden) auch mit inkorporierten Präbenden verbunden sein; vgl. 
z.B. a. a. O. S. 819 Nr. 614 (1340): redditus, quos assignavimus prebende, 
quam tenet nunc Meynricus de Lapide, aliis prebendis incorporate. Ueber 
den Patronat an dieser inkorporierten Präbende damals a. a. O. S. 815 Nr. 644 
(1340). Darüber vgl. das Folgende. 

5) Für Lübeck z. B. Leverkus S. 225 Nr. 234 (1274): (Bischof gibt 
bekannt) cum duabus prebendis a Johanne Sperlingo et Gerardo Sixti in 
ecclesia nostra factis, omni iure et libertate secundum primariam et antiquam 
consuetudinem ecclesie nostre prebendis incorporatis, de maiori collectura 
nihil detur, nos una cum decano et capitulo nostro eisdem prebendis .. 
providere volentes, ut aliis prebendis pariticentur in equali et canonica fruc- 
tuum portione ipsis annis singulis exhibenda, pensatis nichilominus et estimatis 
utilitate . . mense nostre necnon capituli memorati — weist aus der grofen 
Kollekte Einkünfte zu und nimmt dafür Dörfer der neuen Präbenden zur 
Bischofstafel. 
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der sg. Tafelgüter, wie wir sehen werden, für die ganze Einrich- 
tung entscheidend ist. 


Oft erfolgte diese Art Inkorporation aber auch gleich bei 
der Stiftung einer neuen Präbende'). Etwaige Präsentationsrechte 
werden dadurch nicht berührt?). Dies werden wir später noch 
ganz allgemein nachzuweisen haben. Aber auch Distinkt- 


präbenden werden später noch gestiftet. Ähnliches begegnet 
auch. in anderen Hochstiftern 4). i 


Diese Inkorporiertpräbenden finden sich aber natürlich auch 
in Kollegiatkirchen — mit allen angeführten Begleiterscheinungen. 
In der Kollegiatkirche zu Eutin gründen die Ritter von Brokdorp 
i. J. 1340 eine solche Pfründe°). Sie weisen dafür bestimmte 
Einkünfte zu. Diese gelangen aber an die gemeinsame Tafel 
der Chorherren und aus der gemeinsamen Masse erhält erst der 
neue Chorherr seinen gleichen Anteil mit den andern). Über 
das Patronatrecht an der neuen Píründe werden genaue Anord- 
nungen getroffen”). Ausdrücklich inkorporiert der Bischof die 
neue Präbende den übrigen und gewährt ihrem Träger gleiche 
Rechte mit den übrigen Kapitularen®). Diese Art der Inkorpo- 


1) Leverkus S. 202 Nr. 203 (1269): (D. Kapitel gibt bekannt) quod 
dominus Johannes dictus Sperlingus civis Lubicensis . . ad instaurandam de 
novo prebendam ecclesie nostre liberaliter contulit quadringentas marcas pe- 
cunie numerate, cum quibus iam sunt redditus comparati . . Nos vero . . 


dictam prebendam et dictos redditus prebendis et redditibus nostris singulis 
incorporamus .. 


2) et Johanni dicto de Turri, quem ad presentationem dicti Jo. Sperlingi 
in canonicum et in fratrem recepimus, fructus minoris prebende iuxta ecclesie 
nostre consuetudinem assignamus, cum stallo in choro etc. Vgl. S. 203 f. 
Nr. 205 (1269). Oder S. 216 f. Nr. 224 (1272): (Bischof verkündet die Stiftung 
einer neuen Prábende durch einen Lübecker Bürger und gewáhrt dem Gründer 
unter Kapitelszustimmung das Práüsentationsrecht). Ceterum fructus ipsius 
prebende incorporari faciemus fructibus prebendarum capituli nostri, cum 
redditus ef iudicium predicte ville ab omni impetitione fuerint expediti etc. 
Letztere Worte deuten darauf hin, daß die Gerichtsbarkeit über den inkorporierten 
Besitz des Kapitels diesem zustand, wie auch sonst bekannt. (Ohne das 
Hochgericht.) 

3) Z. B. S. 799 Nr. 629 (1337). 


4) Hierher gehört wohl z. B. Lappenberg, Hamburg. UB. I, 774 (1300): 
in maiori stipendio tam non incorporato quam incorporato . . 


9) Leverkus a. a. O. S. 810 ff. Nr. 641. 


6) S. 811: ut triginta marcarum redditus cedant ecclesie nostre canonicis 
pro prebenda, ut premittitur, et eadem prebenda cedat in communem usum 
et in plenam ac parem participationem iuris et gracie lucri pariter et dampni 
cum ceteris septem prebendis prius instauratis in ecclesia eadem. 


7) Jus vero patronatus dicte prebende sepedicti milites quamdiu vixerint 
obtinebunt. Ipsis vero defunctis ius patronatus eiusdem prebende ad nobilem 
virum etc. et ad suos heredes . . devolvetur. 


8) S. 812: prebendam auctoritate ordinaria fundamus . . eamque septem 
prebendis predictis incorporamus etc. 
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ration schließt also eine Art Versicherung in sich. Das Risiko 


eines Schadens bei einer Mißernte des einzelnen Grundstückes 
wird auf die Gesamtheit verteilt. 

Auf die gleiche Linie ist es auch zu setzen, wenn innerhalb 
eines und desselben Kapitels einzelne abgeschichtete Stellungen, 
wozu meistens vor allem die Propstei gehörte, später einmal 
wieder in die gemeinsame Masse einbezogen, inkorporiert, werden. 
Auch dafür gleich an dieser Stelle noch ein Beispiel. Papst Leo X. 
verleibt i. J. 1517 die Propstei des Kollegiatstiftes zu St. Florin 
in Koblenz dem dortigen Kapitel ein. Dadurch werden, wie es 
ausdrücklich heift, sámtliche Güter und Rechte der Propstei, die 
unbesetzt und langezeit an nicht an Ort und Stelle residierende 
(Kommendatar-) Própste vergabt gewesen war, in diesem Falle 
unter Suppression der inkorporierten Stelle als solcher, der gemein- 
samen mensa capitularis des Stiftes einverleibt !). 

Lassen sich also namentlich auf solche Fälle die in der 
bisherigen Literatur gangbaren Lehren über die Inkorporation nur 
zum geringen Teile anwenden, erscheinen aber gerade diese Ein- 
verleibungen und die dadurch geschaffenen Verhältnisse im Hin- 
blick auf die größere Bedeutung der beiteiligten (höheren) Kirchen 
= eingehender Klärung besonders wert, so versagen die bisherigen 
Inkorporationstheorien auch noch vielfach in anderer Hinsicht 
gerade inbezug auf besonders wichtige und interessante Gebilde 
unter den Inkorporationserscheinungen. Diese finden eben in 
dem gewöhnlichen Schema deshalb keinen Platz, weil dieses 
verzeichnet und nicht auf den wahren Grundlagen der Institution 
errichtet ist, auf denen die Entwicklung tatsächlich beruht. Und 
weil auch soweit die Theorien quellenmäßig begründet sind, von 
ihnen gerade nur die weniger wichtigen Gebilde ins Auge gefaßt 
werden. 

Das durchaus Charakteristische aller Inkorporationen ist nun 
die Einbeziehung des Vermögens kirchlicher Ämter und Anstalten 
in ein Tafelgut und dieser Begriff gehört als Allgemeinerscheinung 
im wesentlichen erst dem späteren Ma. an — der Zeit seit dem 


13. Jh.?2) — und findet in der bleibenden Einrichtung der Lehen, | 


1) Günther, Cod. dipl. V, S. 200 Nr. 85: omnia et singula bona et iura 
ac iurisdictiones necnon census fructus reditus et prouentus eiusdem preposi- 
ture mense capitulari eiusdem ecclesie sancti Fiorini perpetuo unirentur, annec- 
terentur et incorporarentur etc. 

2) Die ersten Ansätze sind allerdings weit älter — so alt wie das Lehens- 
cd rks Die Tatelgiiter der Kapitel wurden schon in der Karolingerzeit 
estgelegt. 


| 
| 
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der damals allgemein durchgeführten Scheidung der Tafelgüter 


bestände gegenüber dem verlehnten Teile des Herrengutes erst 
seine Entstehungs-Grundlagen. 


Stellt aber demnach die Inkorporation vor allem eine Er- 
scheinung des Lehensrechtes dat, so zeigt sie gerade bei jenen 
Kirchen ihre interessantesten und gleichsam echtesten Anwendungs- 
fälle, die am weitesten in der lehensrechtlichen Entwicklung voran- 
geschritten waren, nämlich bei den höheren Kirchen, während sie 
gerade hierfür von der Literatur, die hauptsächlich nur die kleinen 
Inkorporationen von Niederkirchen in Klöster im Auge hat, fast 
gänzlich vernachlässigt worden ist. Es wird nicht nur die Inkor- 
poration von Kanonikaten, Prioraten !) und selbst ganzen Abteien?) 
und Propsteien*), sondern auch von Bisfümern‘) durchgeführt, 
ja sogar ganze geistliche Fürstentümer*) mit allen Hoheitsrechten 
und sonstigem Zubehör werden anderen kirchlichen Stellen ein- 
verleibt. So wurde 1546 die gefürstete Propstei Weißenburg im 
Elsaß in aller Form der mensa episcopalis von Speier durch Papst 
und Kaiser inkorporiert®). Gleichfalls im 16. Jh. (1540) wurde 
die gefürstete Abtei Reichenau dem Bistum Konstanz inkorporiert”). 
Und dem Erzstifte Trier inkorporierte schon K. Karl i. J. 1376 
die Fürstabtei Prüm, wozu der Papst 1397 seine Zustimmung 


1) Inkorporation eines Priorates in die mensa ep. von Blois z. B. Gall. 
Christ. VIII b, 445 ff. (1391). Ein Kanonikat u. a. einverleibt z. B. Lanig, Spic. 
II, 401 f. (1425). 

2) Die Inkorporation der Abtei Ebrach in das Bistum Würzburg erfolgt 
z. B. i. J. 1521 durch Karl V.; die Bestätigung desselben Herrschers v. J. 1532 
Lünig, Spicil. II, 1022. Oder vgl. oben S. 74 mit A. 3u. 4. Ferner die Inkor- 


poration einer mensa abbatialis in die mensa episcopalis von Blois Gall. 
Christ. VIII b 474 f. (1729). 


3) Inkorporation der Propstei des Kollegiatstiftes zu Münster-Maifeld 
in die erzbischöfl. Triersche Tafel durch Papst Leo X. i. J. 1515 Günther, Cod. 
dipl. V, S. 193ff. Nr. 81. Oder zugunsten desselben Erzstiftes die Einver- 
leibung der Propstei des Stiftes zu Wetzlar durch Kaiser Leopold I. i. J. 1701 
a. a. O. V, S. 480 ff. Nr. 255. Noch im 16. Jh. erfolgte die Inkorporation der 
Propstei Aschaffenburg in die mensa archiepiscopalis von Mainz; Guden I, 845. 

4) Z. B. Kandler, Cod. dipl. Istr. (1206) (ohne Seitenzahlen). 


5) Weltliche Fürstentümer (Grafschaften und Herzogtümer) gehörten weit 
früher zum Besitzstande hóherer Kirchen und werden z. B. im 13. Jh. unter 
deren Pertinenzen aufgezählt; z. B. Gregor IX. f. Mainz 1235 Mon Germ. Epist. 
saec. XIII. Bd. 1, S. 510: (bestätigt) principatus quoque ac alia bona . . . 


6) Remling, UB. d. Bisch. v. Speier Il, 568f.: (Karl V.) das solche 
probstey unnd stifft Weißenburg durch die bapstlich hailigkeit mit allen iren 
Oberkeiten, herligkeiten und gerechtigkeiten, regalien, freihaiden und zuge- 
horden seinem stifft Speier unnd desselben bischoflichen tisch gnediglichen 
unirt, annectirt unnd incorporirt etc. Der Kaiser gibt seine Zustimmung 


zu dieser incorporation der probstey des stiffts Weißenburg mit allen iren 
hohen und niedern obrigkeiten usw. Ä | 


T) Sartori, Staatsr, I, S. 336f. Ficer, Reichsfürstenst, S, 332 Nr. 229. 
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erteilte ). Und weitere Beispiele lassen sich da leicht in größerer 
Zahl anführen?) Natürlich sind diese Fälle nicht zu verwechseln mit 
der bloßen Temporalherrschaft über niedere und höhere Kirchen‘). 


Während nun solche Fälle von der Literatur nahezu ganz 
übergangen oder doch nur nebenher flüchtig und gleichsam als 
uneigentliche Inkorporationen erwähnt werden‘), haben wir doch 
gerade umgekehrt in ihnen reinste Typen des Rechtsinstitutes der 
Inkorporation zu erblicken, wenn man eben von der richtigen 
Grundanschauung dieses Institutes ausgeht, wie sie nun die 
folgenden Ausführungen zu begründen versuchen. 


Jene Inkorporationen von ganzen Herrschaften geistlicher 
Fürsten, auch von Bischöfen, u. zw. gerade ihrer landesfürstlichen 
Macht, finden sich aber auch gegenüber weltlichen Größen. Sogar 
soweit also Kirchen als Objekte der Inkorporation erscheinen, 
erfolgt diese keineswegs wieder bloß zugunsten von Kirchen, 
sondern auch von weltlichen Einrichtungen. Mochten dabei Unter- 
richtsanstalten, z. B. Universitäten, zu deren Gunsten auch viel- 
fach Inkorporationen vorgenommen wurden, immerhin noch, 
wenigstens teilweise, als kirchliche Einrichtungen erscheinen, so 
werden doch gerade geistliche Fürstentümer auch in rein weltliche 
Machtgebilde inkorporiert. So wurde z. B. i. J. 1561 das Bistum 
Tull hinsichtlich seiner Regalien dem Herzogtum Lothringen 
inkorporiert*), ein Vorgang, der in eine Reihe zu stellen ist mit 
den Inkorporationen geistlicher Fürstentümer in andere; denn 
inbezug auf ihre Fürstenmacht standen geistliche und weltliche 
Fürsten einander gleich. 

Aber nicht nur als Destinatdre oder Empfänger der In-. 
korporation erscheinen neben kirchlichen auch weltliche Gebilde, 
sondern auch als Objekte der Einverleibung. Nicht bloß kirch- 
liche Ämter und Anstalten werden nämlich inkorportiert, sondern 


1) Hontheim II, 117 u. 274. Marx, Trier I, 260. Ficker, Reichsfürsten- 
stand I, S. 353 Nr. 245. 

2) Wenigstens vorübergehend war die Inkorporation der gefürsteten 
Propstei Berchtesguden in das Erzstift Salzburg (1392 durchgeführt). Unter 
gıoßen Opfern u. trotz des päpstl. Widerspruchs stellte sie aber ihre Reichs- 
unmittelbarkeit u. Selbständigkeit wieder her; vgl. Werminghoff, Gesch. der 
Kirchenverf. Deutschlands 1, S. 209. 

3) Wie z. B. des Erzstiftes Salzburg über seine Suffragane Seckau, 
Gurk usw. Vgl. § 2. 

4) Vgl. z. B. die wenigen Bemerkungen, die Hinscius Il, S. 425 über 
die unio von Propsteien mit Bistümern macht. Von Inkorporation spricht er 
dabei überhaupt nicht. 

9) Calmet I, pr. 431. 


~ 
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auch Gutsverwaltungen, z. B. Stiftsobödienzen !), Ämter *), Vogteien ?) 
und schließlich, besonders häufig, auch gewöhnliche Grundstücke, 
u. zw. innerhalb wie außerhalb der Kirche. Dabei handet es 
sich durchweg um einen Komplex verwandter Erscheinungen, 
die auch in den Quellen selbst mit den eigentlichen Kirchen- 
inkorporationen durchaus auf eine Linie gestellt werden. Auch 
war man sich, solange diese Gebilde dem praktischen Rechts- 
leben angehörten, über die durchlaufende Parallele aller dieser 
Erscheinungen im Klaren, also in der Literatur bis zum Ausgang 
der (alten) Reichszeit. Bei dem vorwiegend güterrechtlichen Vor- 


gang der Inkorporation t) erscheint eben auch bei den Kirchen - 


deren matiereller Beistand als das eigentliche Objekt. Die Kirchen 
werden dabei in erster Linie als wirtschaftliche Werte behandelt 
und eben das setzt die Inkorporationsfälle in Parallele zu jenen 
trühmittelalterlichen Abhängigkeitsverhältnissen unter Kirchen, bei 
denen die unterworfenen Anstalten in gleicher Weise vorwiegend 
oder ausschließlich als Güter erscheinen, ohne daß aber da ein 
náherer, innerer und geschichtlicher Zusammenhang zwischen 
beiderlei Gestaltungen gegeben wäre. 

Wollen wir also die ganze Frage klären und die Lehre von 
der Inkorporation auf ihrer wahren Grundlage aufbauen, so haben 
wir von jenen Gestaltungen auszugehen, die vor allem für die 
Güterinkorporationen maßgebend geworden sind, und erst von 
da aus kónnen wir die übereinstimmenden und abweichenden 
Gebilde der Kircheninkorporationen — Abweichungen ergeben 
sich natürlich aus der besonderen Natur dieser Inkorporations- 
objekte — untersuchen. Doch sind die allgemeinen Fragen hier 
nur in gedrängtester Kürze, nicht als Selbstzweck, sondern nur 
als Mittel zum Zweck, zu behandeln. 


1) Vgl. z. B. die Kapitelsstatuten von Merseburg bei Kehr, UB. S. 954: 
Nullus obediencias ac capellas canonicis maioribus incorporatas procuret sibi 
conferri, nisi sit canonicus emancipatus et in sacris constitutus. 

Schmidt, UB. Hochst. Halb. II, S. 254 f. Nr. 1042 (1262). 

3) Lünig, Spicilegium Il, 49 (1379): (B. von Bamberg für Kloster St. 
Michael) — quod cum ipsi sint viri religiosi huiusmodi burghutae (Burghut) vel 
bonorum feudalium non capaces, praedictam advocatiam et burghutam a nobis 
et nostra ecclesia procedentem . . ipsis et eorum monasterio appropriare, 
annectere, incorporare dominiumque eiusdem advocatiae directum et utile in 
eos transfeire etc. Die Inkorporation von Vogteien war seit dem 13. Jh. sehr. 
häufig. Wegen der Gefährlichkeit der Vögte fur den Kirchenbesitz erklärte man 
heimfallende advocatiae für unveräußerlich. Ein Fall für viele Schmidt, UB. 
Hochst. Halb. II, S. 59 (1244): (B.verbietet dem Kloster Huysburg, die Vogtei) — 
alienare, obligare aut inpheodare . . Vgl. Büdemann, Verdener Domkap. S. 61. 

4) Auch die bekannte Einteilung in incorporatio quoad temporalia tantum, 
pane iure, plenissimo iure u. dgl. ist in der bisherigen Auffassung verfehlt. 

gl. das Foigende. 
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Die eigentliche Grundlage des Rechtsinstitutes der Im | 


korporation bildet nun die Adschließung der sog. Tafelgüter, 
wie sie auf allgemeinster, breitester Grundlage seit dem 12. Jh., 


hauptsächlich im 13. Jh., durchgeführt worden ist. Das Wesent 
liche dieses großen Entwicklungsganges, der hier nicht weiter zu ` 
schildern ist, sondern unsererseits in anderen Abhandlungen aus- | 


führlich dargestellt wird !), ist für unsere Frage Folgendes. 

Innerhalb jedes größeren herrschaftlichen — geistlichen wie 
weltlichen — Vermögens traten sich infolge der besonderen 
(naturalwirtschaftlichen) Wirtschaftsweise im früheren und höheren 
Ma. verschiedene Güterbestände als immer schärfer vonein- 
ander abgegrenzt entgegen. Die verschiedenen Zwecke, die ein 
herrschaftliches Vermögen zu erfüllen hatte, wurden durch be- 
stimmte Gütergruppen geleistet, gleichsam darauf radiziert. Schon 
eine geordnete Verwaltung, ferner noch andere Umstände (vor 
allem die auf Beständigkeit und eine gewisse Tradition geradezu 
angewiesene landwirtschaftliche Produktion, endlich eine Art 
Arbeits- und Funktionsteilung des Grundbesitzes und noch anderes) 
führten dazu, daß innerhalb eines Güterbestandes die einzelnen 
Teile immer wieder in gleicher Weise verwendet wurden. Die- 
selben Güter werden schließlich immer wieder als Lehen oder 
für den Eigengebrauch der Herrschaft, als Tafelgüter, verwendet. 
Ein fortwährender Wechsel hätte da die Sicherheit des Ergebnisses 
gefährdet und jede wirtschaftliche Leitung und Berechnung ver- 
hindert. Eine wie ein Räderwerk, in dem jedes Teilchen 
einen besonderen Zweck hat, organisierte Fronhofsverwaltung 
eines herrschaftlichen Urbares (dieser Ausdruck ist gleich- 
bedeutend mit Mensalgut) wäre durch willkürliche Lehenbe- 
stellungen auseinandergerissen worden und dadurch in eine 
kritische Lage gekommen — wie dies vielfach tatsächlich schon 
geschehen war. | 

Man schloß daher die Güterbestände mit der Zeit immer 
stärker, zuerst tatsächlich und dann auch rechtlich, gegeneinander 
ab. Durch zahlreiche Veräußerungsverbote wurde vor allem 
übermäßigen Verlehnungen des herrschaftlichen Vermögens und 
anderen schädlichen Geschäftsabschiüssen entgegengetreten. 

So erfolgte schon seit karolingischer Zeit gegen die Ver- 
lehnungsgefahr die Ausscheidung und Sicherstellung der Kapitels- 


1) Vgl. bes. Bischofsgut IV. Teil, vorläufig Lehrbuch? S. 204 ff., » Entstehung 
des geistl. Benefiziums« S. 109 ff, Im Druck befindlich; »Tafelgüter oder Urbare 
geistlicher Herrschaften «. 
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güter, der schon damals Tafel- und Mensalgüter der Konvente 
genannten unveräußerlichen Bestände bei nahezu allen höheren 
Kirchen. Und so wurden auch später — für unsere Betrach- 
tungen hier wichtiger — immer weitere Absonderungen und 
Festlegungen innerhalb der grundherrschaftlichen Vermögen, vor 
allem der mit den wichtigeren kirchlichen Stellungen verbundenen 
Güter, durchgeführt. Durch ein System zahlreicher, von den 
mannigfachsten Autoritäten ausgehender Veräußerungsverbote 
wurden die herrschaftlichen (in der Kirche die prälatizischen: 
bischöflichen, äbtlichen, ja sogar päpstlichen und sonstigen) 
Tafelgüter vor allem gegen die Gefahr unwirtschaftlicher und 
übermäßiger Verlehnungen sichergestellt. Die Veräußerung 
eines Tafelgutes war von da an nicht mehr oder nur unter be- 
stimmten Förmlichkeiten möglich. | 

Auf jede erdenkliche Weise suchte man insbesondere Neu- 
erwerbungen für das Tafelgut, bei denen sich die Gelegenheit 
zur Wiederveräußerung besonders leicht einstellen mochte, an die 
Kirche gleichsam festzunageln?) und Neuerwerbungen zu fördern. 
Oft ließ man z. B. den Bischof angeloben, daß er diese Güter 
nicht mehr verlehnen oder sonst veräußern werde 3). 

So bildete denn die Tafel eines Herrn, geistlichen oder 
weltlichen, eine besondere, abgeschlossene Gütergruppe inner- 
halb seines Gesamtvermögens. Sie war gleichsam das in un- 
mittelbarer Nutzung befindliche, immer zur Verfügung stehende 
Herrengut im engeren Sinne, der Grundstock oder das Stainm- 
kapital. Und eben deshalb bürgerte sich hierfür allmählich auch 
. der Ausdruck corpus, der für ein Vermögen und namentlich für 
dessen Grundbestand schon lange gebräuchlich war‘), in den 
Quellen ein. 


1) Dasselbe war im weltlichen Bereiche mit den königlichen, fürstlichen 
und anderen Mensalgütern der Fall. 

2) Aus vielen Fällen z. B. UB. des Hochst. Halberstadt II, 90: (Bischof 
Meinhard, 1248) ea, que ecclesie nostre multis sumptibus et laboribus fuerint 
conquisita, petente et annuente nobis capitulo, tam valido firmitatis nostre 
munimine roborare curemus, quod apud ecclesiam nostram perpetuo maneant 
et vigeant et a posteritate nostra temerarie permutationis et contradictionis 
obstacalum non incurrant . . 

3) A. a. O.: Obligamus nos et promittimus fideliter et sincere, quod 
decimam in L. et castrum in A., quod a D. Johanne comparatum est, numquam 
obligabimus, numquam inpheodabimus, numquam quocumque ingenio ab 
ecclesia alienabimus, sicut nec etiam nostri facere poterunt successores, sed 
Semper ad redditus episcopales . . vacabunt. Insuper obligamus nos et bona 
fide testamur, tam nos quam nostros successores . . ad absolutionem castri 
A. sollicita intentione teneri etc. 

4) Vgl. z. B. schon Marculfs Formelsammlung I, 35 (Zeumer S. 65): 
Confirmatio de omni corpore facultatis monasterii. Aehnlich andere Stellen 
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Aus dem Mensalgut hatte der Grundherr nicht nur den 
eigenen Bedarf zu decken, sondern er verpflegte daraus auch 
alle jene (zahlreichen) Personen, die von ihm in maíura zu er 
halten waren, in erster Linie die im wörtlichen Sinne an seinem 
Tische teilnehmenden, am Herrenhofe lebenden Leute, seine 
Tafelrunde. Dann auch seine Familie im weiteren Sinne, soweit 
sie nicht (als Hintersassen und dgl.) auf besonderen Gütern ab- 
geschichtet und daher wirtschaftlich selbständig lebten. Für alle 
diese Personen stand der Ausdruck familiares oder commensales 
in Anwendung"). Ihre Zahl und dann auch der unmittelbare 


-———— 


a. a. O. Index s. v. »corpus«. Später wird sogar bei kleineren geistlichen 
Stellungen (z. B. Vikarien) der Grundbestand des Vermógens (bei der Stiftung) 
u. dgl.) häutig corpus genannt. Beispiele zahlreich. Auch für die Präbenden- 
güter der Kanoniker kommt der Ausdruck vor, u. zw. wird er sowohl bei 
Einzelpfründen wie bei einem Gesamtpfründengute eines Kapitels oder Kon- 
ventes gebraucht. Vgl. z. B. Quantin, Cart. de l'Yonne Il, S. 300 (1199): 
Zuweisung von Renten — pro corpore prebende (eines neugegründeten Kanoni- 
kates im Erzstift Sens). 

1) Natürlich gibt es unter den Kommensalen sowohl weltliche als auch 
geistliche Personen. Ueber die capellani domestici »commensales« der Patri- 
archen von Aquileja vgl. z. B. De Rubeis, Monumenta Aquilej. Sp. 928 (c. 1350). 
Commensales waren dann natürlich auch die Niederkirchengeistlichen der 
inkorporierten Kirchen, namentlich die aus dem Konventsgute mit zu ver- 
sorgenden amoviblen Kapläne; z. B. Schmidt, UB. Hochst. Halb. II, S. 593 f. 
Nr. 1583 (1292): (Bisch. Volrad für Kloster Kecklingen) ut videlicet prepositi 
ac moniales dicti claustri proventus pro supplemento necessitatum suarum in 
usus suos ecclesiarum convertere valeant earundem ac clericos cappellanos 
commensales officiantes ipsas ecclesias . . mutare pro tempore et alios ydoneos 
archidiacono supradicto presentare libere possint etc. Vgl. die Weihekompetenz 
»ratione commensalitii s. familiaritatis«. Die commensales gehörten als Tisch- 
genossen eben zur Familie im weiteren Sinne; vgl. z. B. Günther, Cod. dipl. 
Rheno-Mosell. Bd. IV, S. 223 Nr. 93 (1420): (Erzb. v. Mainz) cum vestra familia 
domestica commensali . . . Oder a. a. O. S. 370 Nr. 168 (1437): (Erzb. v. Trier) 
nostri predecessoris . . consiliariorum ac domesticorum ac continuorum commen- 
salium testimonio . . Daß die bischöfl. Kapláne von der Bischofstafel lebten 
z. B. (für Trier) Baldericus, Gesta Alberonis c. 12 Mon. Germ. Scriptores VII, 
S. 250: Dicebat (der custos palatii) se in beneficio tenere palatium atque omnes 
reditus episcopales in illud deferendos et quod ipse pascere deberet episcopum 
cum suis capellanis et cetera omnia ad episcopatum pertinentia de suo esse 
beneficio etc. Ueber Ritter v. d. Talelrunde des Erzb. v. Dol vgl. z. B. 
Borderie M, 422 mit A. 1: patrem suum (ein Sohn des Grafen von Rennes) et 
matrem suam cum exiguola familia eorum a mensa et tutela . . archiepiscopi 
retraxit. Von Geistlichen war vor allem der Generalvikar aus der bischöfl. 
mensa zu versorgen. Er erhielt auch aus der bischöfl. Kammer sein Geld- 
einkommen; z. B Remling, UB. II, 350f. (1467). Außerdem wurden meist 
Koadjutoren u. a. aus der bisch. mensa versorgt; auch trithere B. nach d. 
Resignation (Beisp. häufig). Ueber den mensae archidiaconus auch Fl/oerdke 
S. 8&, Ueber Besoldung v. Kustoden durch d. Bisch. v. Contances z. B. Gall. 
Christ. XI b, 259 Nr. 34 (1235). — Weil die bischóflichen Kapläne unmittelbar 
aus dem Bischofsgute erhalten werden, zog man zur Zeit der Uebung des 
Regalienrechtes — bei übertriebener Ausdehnung des letzteren — sogar 
die Ausstattung der Kapläne ein; z. B. Olim II, S. 157 (1280): (Philipp III.) 
custodi regalium Aurelianensium, ut Guimondo . . redderet robam suam, cum 
arreraglis, ratione capellanie sue, sicut habebat tempore episcopi. — Ueber 
commensales in Frankreich auch Seidffner 11, S. 185. Ueber ihre Besoldung 
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Aufwand für die Tafel, war sehr groß, ihre Zusammensetzung 
mannigfach. Das servitium cotidianum des Erzbischofs von Köln 
betrug nach einer Aufzeichnung aus der ersten Hälfte des 
12. Jahrhunderts!) 29 große und 8 mittelgroße Schweine, an den 
3 Hauptfesten außerdem 12 mittlere Schweine, ferner 1 Salim, 
1j, Kuh, 29 Käse, 24 Hühner, 230 Eier, 12 solidi zur Bestellung 
der Küche?) usw. Zahlreiche Herren empfingen am Hof des 
Erzbischofs ihren Lebensunterhalt?). Der Graf von Jülich und 
andere »nobiles et priores«. Der erstere empfängt vom servicium 
cotidianum ein großes, ein kleines Schwein usw. Dasselbe em- 
pfangen die andern nobiles. Von den Ministerialen erhält das- 
selbe Reichnis der Vogt, während der camerarius nur die Hälfte 
bekommt, usf. Also ein weitausgedehnter Kreis von Personen 
lebte unmittelbar von der Tafel einer weltlichen oder auch geist- 
lichen Herrschaft). | | | 
Den Gegensatz zur Tafel aber bildeten in erster Linie die 
Lehen der Vasallen, spáter auch der Ministerialen, aber auch die 
anderen in hóheren Leiheformen (z. B. in Erbpacht) ausgetanen Be- 
sitzungen. Denn an allen diesen Gütern verflüchtigte sich all- 
mählich das ursprüngliche Eigentumsrecht der Herren zu einem 
immer innerhaltsloseren, wirtschaftlich immer weniger wichtigen 
Obereigentum, einem nudum ius. Und die Verlehnung, Vererb- 
pachtung u. dgl, überhaupt die Ausscheidung eines Gutes aus 
dem Bestande einer mensa wurde daher immer mehr zur Ver- 
duBerung, alienatio. Nach der Theorie des geteilten Eigentums 
war also namentlich die Aufgabe des Nutzeigentums (mit oder 


während der Regale bes. Olim III. Bd., 1 S. 450 Nr. 60 = Mémoires du Clergé 
Xl. Bd., Sp. 320 (1309): Philipp IV. für Clermont. Ueber Versorgung landes- 
herrlicher Beamter in natura v. Inama-Sternegg, Deutsche Wirtsch. Gesch. 
III, 1, S. 48. (Anders zu beurteilen die Tafelgelder gewisser Beamten ; darüber 
Ahasver Fritsch, Appendix ad Speculum Speidelianum, s. v. »Discretion- oder 
Tafelgelder«, Ausg. Nürnbg. 1686 S. 608). Auch vorübergehend wurden bischöf- 
liche Vasallen u. auch Domherren zu Diensten heranpezogen u. lebten dann 
de mensa; z. B. Gall. Christ. X b, 446 (1198): (Eb. v. Reims f. d. Kanoniker) — 
unus tantum, quandiu de propria nostra mensa esset et assidue nobis assis- 
teret, integritatem fructuum praebendae suae non amitteret, exceptis (Präsenz- 
gelder) de communibus beneticiis . . . Von der Versorgung aus d. mensa nahm 
wohl auch der titulus mensae seinen Ausgang; Statuta Pragensia v. 1605: li 
praeterea, qui a nobis mensave archiepiscopali . . titulum mensae ad vitam 
habuerint etc. Schulte, Die Erwerbsfähigkeit usw. S. 40 A. 67. Vgl. auch 
Nae, Der Tischtitel, Paderborn 1869, S. 16. Anders Scherer I, S. 365 f. 
Ss P ed. Frensdorff, Mitt. aus dem Stadtarchiv von Köln, 2. Heft, 1883, 

2) ad absolutionem coquing. 

3) Isti domini cibandi sunt de curia archiepiscopi . . 

4) Oder vgl. z. B. Lépinois et Merlet, Cart. du Chartres II, 205 f, 
Nr. 367 (gegen 1280). 
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ohne Obereigentum) praktisch und wirtschaftlich Veräußerung; 
denn dieses Nutzeigentum war das eigentliche unmittelbare Ver 
fügungsrecht über eine Sache !). 


War nun aber mit Festlegung der Tafelgüter?) aller Art 
durch zahlreiche Veräußerungsbeschränkungen und Verbote, 
namentlich durch Einführung bestimmter Solennitäten bei dennoch 
statthabender Veräußerung (Verlehnung usw.), die Verschiebung 
eines Gutes aus der mensa in den Bestand der Lehen ein be 
sonderer Rechtsakt geworden, so bildete allmählich auch der 
umgekehrte Vorgang, die Einbeziehung eines Gutes in das corpus 
der Tafel, die Inkorporation oder, wörtlich übersetzt, Einverleibung 
z. B. eines bisherigen Lehensgutes in die Tafel, seine Verwandlung 
in ein Mensalgut, einen immer eingehender geregelten Akt zeohts- 
geschäftlicher Natur. 

So stellt die Frage der Güterinkorporation in der lehens- 
rechtlichen Literatur bis zum Ausgang der Reichszeit, wie bemerkt, 
eine allgemein erörterte, häufig und eingehend behandelte Frage 
dar. Namentlich wurden alle dabei zu beobachtenden Einzel- 
heiten, die Frage der Zuständigkeit, der-Solennitäten, tiberhaupt 
der Zulässigkeit usw. aufs genaueste erörtert. Erst mit dem Auf- 
hören des Gegensatzes zwischen Tafelgut und Lehen ist die 


1) Ueber den Begriff der »Veräußerung« (mit Literatur) Bodin, De 
alien. bon. eccl. 1672 (ed. 1712) S. 9, bes. Krimer, Quaestiones III, 271 f. u. 
Reiffenstuel |I, S. 317 f. Eine Definition gibt u.a. c. 5 X Il, 13 u. die 
Bulle Urbans VIII. v. 1624; a. a. O. S. 272, wo auch über die Extravagante 
»Ambitiosae«; c. un. Extr. comm. III, 4 (1468; Paul IL) Veräußerung ist jede 
Uebertragung eines dominium (dazu diesen S weiter unten) Ueber Ver- 
äußerungsarten vgl. auch d. Bullen Pauls IV. (1555) u. Pius’ IV. (1565); bei 
Petrus Matthaeus, Lib. sept. c. 4f. (I, 7) (ed. Böhmer 1747, Sp. 26 f). 
Besondere Leiheformen waren (ia Frankr. u. Engl.) die firma und der Personat 
(auch für Kirchen wichtig); z. B. Gall. Christ. VIIb 337 (1162): nulli.. 
liceat . . praedictam abbatiam et reliquas possessiones (v. Chartres) a mensa 
episcopi quocumque modo alienare seu in personatum concedere etc. Stets 
wuide die Verlehnung als Veräußerung aufgefaßt, ebenso Libellarvertrag u. 
Emphyteuse. Bes. Röder, De investitura praelati feudali circa bona ecclesiastica, 
Jena 1690, II, S 2: in feudum datio est species alienationis, cum utile domi- 
nium rei feudalis per investituram in vasallum confeiatur. Vgl. S 13 Böhmer, 
De feudis S. 49 Gonzalez Tellez Ill, 349 Anm. d. Alvarottus, Lectura (ed. 
Frankfurt a. M. 1670) F. 106. Vgl. auch Pertsch, Elementa iuris canonici 
(Jena 1735) I, S. 530 f. Daher muß umgekehrt die völlige Veräußerung 
besonders ausgedrückt werden; z. B. Trouillat IV, 468 f. (1386): nomine pure 
et mere et perfecte venditionis, alienationis et translationis perpetue . . nihil 
iuris, rationis . . proprietatis, dominii etc. retinendo seu reservando nobis etc. 
Von Neueren vel. namentlich Wolf-Glanvell, Studien I?, S. 139. Hinschius Il, 
S. 242 mit Anm. 6 u. 7. (mit Literatur). 

2) Vgl. z. B. Cardauns, Rh. Urk. XXI, S. 367 (1187): D. Bischöfe und 
anderen Kirchenvorstände suchen Lehen ihrer Kirchen zurückzukaufen — et suis 
ecclesiis sub anathematis obligatione conterre. Ausführlich »Bischofsgute IV. 
Vgl. Lampredit, D. Wirtschaitsl. I, 875 f. 
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Frage aus dem praktischen Leben ausgeschieden und auch theo- 
retisch nicht mehr behandelt worden. Und erst die fortschreitende 
neuere Geschichtsbetrachtungbietet eben hierzu wieder neuen Anlaß. 


Eine Inkorporation war daher immer eine in feierlicher Form 
vorgenommene dauernde Einverleibung von Gütern i. w. S., 
natürlich auch Rechte wie Vogteien, Regalien u. dgl. mitum- 
schließend, in irgend einen geschlossenen Vermögensbestand. Im 
Jahre 1301 verkauft der Ritter Eckart von Salza dem Kloster 
Pforte die Vogtei über 7'j; Hufen'). Damit jedoch — fährt die 
Urkunde fort — die Abtei keinerlei Anfechtung von irgendwelcher 
Seite erfährt, inkorporiert er diese Vogtei durch feierliche münd- 
liche und schriftliche Verzichterklärung sowohl seiner selbst wie 
auch seiner Kinder in der landesüblichen Form der Leistung einer 
warandia?) Und ähnlich zahlreiche andere Fälle 3). 


So sprach man von Inkorporation in allgemeinster Weise 
und bei den verschiedensten Gelegenheiten. Die mannigfaltigsten 
Güterbestände, z. B. auch kleinerer geistlicher Stellungen, einzelner 
Präbenden, Vikarien u. dgl. kamen hierfür in Betracht‘). Ja 
sogar Inkorporationen in Fabriksgüter kamen vor). 


1) Boehme, UB. v. Piorte I, S. 346 Nr. 353. 

2) Ne autem monasterium Portense impeticionem vel molestiam qualem- 
cumque a quoquam hominum huius pretextu empcionis sustineat, ego cum 
liberis meis huic possessioni scriptis et dictis abrenunciavi et Portensi ecclesie 
incorporavi, domino abbati et suo conventui prescriptis warandiam plenam 
de his venditis faciens secundum terre consuetudinem hactenus approbatam. 

3) Z. B. Kehr, UB. Hochst. Merseburg S. 623f. Nr. 769 (1326): 
(B. Gebhard für die neue Pfarre Pobles) Quem (sc. mansum) ad manus 
nostras libere resignavit (Ulrich v. Cryzou) . . Cuius proprietatem . . ad dictam 
ecclesiam libere donavimus, incorporavimus et incorporamus perpetuo per 
presentes, consensu ad hoc . . prepositi tociusque ecclesie nostre capituli 
uniformiter accedente. In cuius rei testimonium presentem litteram sigillo 
nostro nostrique capituli tradidimus roboratam. Oder a. a. O. S. 618 f. Nr. 764 
(1325): (B. für die Subkustodie) — proprietatem reddituum septem marcarum . . 
ad idem officium donavimus . . et donamus, redditus eosdem cum proprietate 
ipsorum eidem officio incorporando et perpetuo annectendo, consensu nostri 
capituli ad hoc concorditer accedente. Ut autem hec nostra vendicio, donacio, 
incorporacio, annexio perpetuo robur firmitatis optineant — siegelt er die Urk. 

Vgl. z. B. Joerres, UB. v. St. Gereon S. 649 f. Nr. 683 (1655): (Tausch 
zwischen d. Propst und den Vikaren v. St. Gereon.) promiserimus 2 domos 
una cum adiacentibus hortis seu vineis curiae praepositurali contiguas .. 
eidem . . curiae in perpetuum incorporari et uniri, quia . . ad nos vicarios 
hactenus pleno iure pertinuit etc. dedimus . . dictis vicariis et eorundem 
Successoribus pleno iure . . possidendas etc, Namentlich für die Ausstattung 
geistlicher Stellungen mit Zehnten ist das Wort incorporatio gebräuchlich. So 
Spricht z. B. B. Marquard von Ratzeburg 1319 von incorporatio bei der Aus- 
Stattung von zwei Vikariaten mit Zehnten; Mecklenb. UB. VI, 482. Oder 
für Frankreich Olim IIl, 1 S. 450 f. Nr. 60 — Mém. du Clergé XI, 319 f. (1309). 
Oder "gl. die Urk. der Kónigin Imagina v. 1306 Forschungen z. d. Gesch. 16 
(1876) S. 103: decima de novalibus . . plero iure pertinet . . ad ecclesiam 
parrochialem in Rode, que (sc. decima) incorporata existit per patrem nostrum etc. 

5) Bodin, De alien. bon. eccl. 1672 (gedr. Halle-Magdeb. 1712) S. 59. 
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Mit Vorzug nannte man jedoch die nachditickliche, dauernde 

Eingliederung eines Gutes in den festen Bestand des Tafel 
oder Kammergutes einer größeren Herrschaft!) Inkorporation. 
So gab es auch z. B. die Inkorporation von Städten in die könig- 
liche Kammer?). Und ebenso kannte man die Einverleibungen 
in die mensa papalis?). Und gerade für diese Tafelinkorporationen, 
die für die Kircheninkorporationen durchaus vorbildlich geworden 
sind, bildeten sich allmáhlich bestimmte Formen aus, je mehr 
sich diese Güterbestände bleibend abschlossen. In erster Linie 


1) Aber auch bei bloßen Niederkirchen nannte man das dem Gebrauche 
des Geistlichen gewidmete (im Gegensatz zum verlehnten) Anstaltsgut Tafelgut, 
namentlich seit auch hier (durch die Bulle Ambitiosae im 15. Jh.) die Fest- 
legung erfolgt war. Das gesamte in Eigennutzung des Klerus stehende Gut 
hieß »einverleibt« oder »eingeleibt Gut« — im Gegensatz zu den Lehen. 
Vgl. bes. (inbezug auf die Frage der Steuerfreiheit) die Verordnung d. Herzogs 
Georg v. Sachsen v. 1615 (gedr. bei Kühne. Disp. Inaug. v. J. 1684, Jena 1712, 
S. 40) Auch der Ausdruck dos, Dotalgut usw. wird mit mensa vielfach 
gleichbedeutend gebraucht (im Gegensatz zu dem ausgetanen Besitz). Darüber 
z. B. Mon. Germ. Const. Il, 397 (1223). Namentlich in späterer Zeit. Vgl. 
z.B. Gall. Christ. VII b 451, 453 (1697): pro dote et mensa episcopali (Blois). 
Oder a. a. O. V b 319 f. (1636): Antwerpen; 329 (1560): Mecheln usw. Noch 
für das 19. Jh. z. B. d. Konkordat Pius' VII. mit Sizilien (1818) Art. 4 (Nussi 
S. 180). Im allg. Böhmer, Jus eccl. Il, 690. Sartori Il, 2, 2, S. 709. Vel. 
auch Pertsch, Elementa etc. (Jena 1735) S. 530. Mit Vorzug wird dos aber 
für Niederkirchen verwendet. Vgl. z. B. Fleischer, Einl. z. geistl. Rechte, 
Halle 1724, S. 940 f. Für die kónigl. Domänen in Frankreich (dos regis) 
z. B. Papon, Corp. iur. Francor. S. 57. — Die Tafelgüter werden auch. als 
tituli bezeichnet. Bes. Rosenthal, Synopsis totius iuris feudalis, Frankfurt a. M. 
1624, S. 97: quae vulgo bona mensae ecclesiae ut tituli vocantur. Vgl. die 
dort N.b Zitierten. Ferner namentlich Alvarottus, Lectura (ed. Frankf. aM. 
1670) F. 2’, 8, 4, 5. Linck, Comm. S. 453 u. De iure ep. S. 446 f. Vgl. auch 
Bintsch, Commentarius in consuetudines feudorum, S. 102. Minuccius, De 
feudis, Argentor. 1695, S. 9 N. f. Ein anderer Ausdruck für Mensalgut ist 
auch bona dominicalia u. ähnl. Z. B. die Inkorporation bisheriger Lehen für 
Passau Schwalm Ill, 642f.; Schwind u. Dopsch, Ausgew. Urk. S. 117 (1277; 
Bóhmer-Redlidi, Reg. Nr. 893): (Rudolf I.) — ut eadem bona feudalia esse 
desinant et de cetero dominicalibus Patav. ecclesie . . sint coniuncta. Aus- 
führliches darüber andernorts. Vgl.auch Sartori, Geistl. Staatsr. I, 2, 2 S. 709. 
Ueber andere Bezeichnungen der Tafel (z. B. »Urbar«) andernorts viel mehr. 

2) Mon. Germ. Const. V, S. 679 Nr. 461 (1324): dominus rex . . civibus 
et oppido Durinensi Coloniensis dyocesis . . protectionem suam. Item in- 
corporavit eos camere sue et dedit eis iura et privilegia civitatis Aquensis elc. 
Zum Unterschied von den fürstlichen Tafelgütern nannte man auch das Aerar 
mensa (aerarii publici) u. sprach v. Gütern, die »dem Land einverleibt sind«; 
z. B. J. J. Moser, Compendium iuris publici moderni etc. (Frankf. u. Leipz. 
1738) S. 456 f. 

3) Ueber die Abschließung der Pape Ten Tafel seit Pius V. (1567), 
namentlich durch Gregor XIIL, Sixtus V., Gregor XIV., Innozenz IX. und 
Clemens VIII. namentlich Vilagut, De rebus ecclesiae non rite alienatis, 
Col. 1609, S. 848 f. Ueber Inkorporationen S. 854: incorporationem, quoad 
effectum impediendae infeudationis, alienationis etc. Pius V. bestimmte 
(a. a. O S. 850): declaramus civitates et loca praedicta, etiam hactenus in 
feudum aut quemvis alienationis titulum dari solita vel consueta, ad nos el 
sedem praefatam quomodolibet devoluta et pro tempore devolvenda, absque 
alia ulteriori declaratione . . eo ipso sedi et camerae apostolicae incorporata 
censeri, perinde ac si per quadraginta annos . . possessa etc. fuissent. 
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gilt das von den bischöflichen Tafelgütern, die ja auch bei den 
Kircheninkorporationen eine besondere Rolle spielen. 


Wegen der grundlegenden Bedeutung aller dieser rechtlichen 
Gebilde für den besonderen Fall der Einverleibungen von kirch- 
lichen Anstalten und Ämtern müssen sie hier etwas näher ins 
Auge gefaßt werden. : 


$ 11. Güterinkorporationen als Grundlagen der 
Kircheninkorporationen. 


Waren auch die Verhältnisse in der älteren Zeit, im Werden 
befindlich, noch nicht so deutlich, so stehen doch in der späteren 
ausgereiften Entwicklung die inkorporierten oder Mensalgüter 
einerseits und die in langfristigen Leihen, namentlich erblich aus- 
getanen Güter als res alienari oder infeudari solitae andererseits, 
in voller Klarheit und Schärfe einander gegenüber!) In der 
Theorie der Feudisten wie der älteren Kanonisten kommt es daher 
mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck, daß ein Lehensgut mit dem 
Tode des Vasallen oder selbst mit dem Heimfall infolge Aus- 
sterbens einer ganzen Linie berechtigter Lehensträger die Eigen- 
schaft als Lehen nicht verliert. Diese erscheint gleichsam an die 
Sache festgeheftet?). Und der Herr ist verpflichtet, ein solches 
Gut neuerdings als Lehen auszugeben. Es bestand gleichsam 
ein Gesamtinteresse der Vasallität einer Herrschaft, den Bestand 
der Feudalgüter als solcher auirecht zu erhalten. Es bedurfte 
daher eines besonderen Rechtsaktes, um ein Benefizialgut aus 
den Lehen auszuscheiden und dauernd zum Tafelgute zu machen 
und damit bleibend dem Bestande der unveräußerlichen Güter 
einzugliedern. Und das war eben die Inkorporation oder Ein- 
verleibung i. e. S. Der quellenmäßige Ausdruck hierfür ist haupt- 
sáchlich appropriare, incorporare, annectere, applicare oder unire, 
meist in pleonastischer Verbindung mehrerer oder aller dieser Worte?). 


1) Vgl. namentlich Joh. Jak. Moser, Nachlese S. 493: »Diese Tafel- 
güter werden von denen übrigen Kirchengütern accurat distinguirt und müssen 
entweder expresse oder tacite (wann das Stiftshaupt oder dessen darzu bestellte 
Räthe oder Beamte sie in die Matricul der Tafelgüter eintragen) zu Tafelgütern 
gewidmet seynd.« Vgl. das Folgende. 


2) Besonders charakteristisch ausgedrückt bei Röder, De investitura 
praelati Ill S 2: Non enim ut nuptiae morte coniugis in totum extinguuntur : 
ita et res semel qualitate feudali affecta, subsecuta vasalli morte. Quin potius 
quemadmodum qualitas illa interna est rei, ita durabit etiam cum re, etsi 
possessore eius sublato per fata. 


3) Auch diese Ausdrucksweise ist vorbildlich für die bei Kirchen- 
inkorporationen gebräuchliche. Für Güterinkorporationen vgl. z. B. Hist. 
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Und so stark wirkte auch bei den Tafelgütern, wenigstens 
nach der einen Lehrmeinung, der einmal radizierte Charakter 
eines Gutes fort, daß ein Mensalgut durch einmalige Verlehnung, 
selbst unter Beobachtung aller vorgeschriebenen Solennitäten, 
seinen inneren Charakter als Tafelgut nicht verliert, vielmehr 
gleichsam latent beibehält, sodaß dieser bei späterem neuerlichem 
Heimfall wieder auflebt. War also das Lehen ein früher bereits 
zum Bestande der mensa gehóriges Gut gewesen, so sollte bei 
seinem Heimfall, trotz Einhaltung der Vorschriften bei der früheren 
Verlehnung, eine solche neuerlich unstatthaft sein*) oder doch 
neuerlich der Veräußerungssolennitäten von Tafelgütern bedürfen ?), 
Dies sollte namentlich hinsichtlich der veräußerten (obgleich eigent- 
lich nach strenger Auffassung unveräußerlichen) Zehnten gelten. 
Manche verlangten mehrfache Verlehnungsakte und Zeitablauf, 
damit ein Gut als res alienari solita erscheine?), einige sogar 
unvordenkliche Verjährung dieser Eigenschaft?) In so starker 
Absonderung standen also die Tafelgüterbestände den übrigen 
Besitzungen einer Herrschaft entgegen, wenn auch die Auf- 
fassungen einzelner Schriftsteller darin gemäßigter lauteten5). Und 


Dalphin. II, 576 (1348): Humbertus Dalph. Vienn. uniens, incorporans et 
annectens perpetuo et inseperabiliter Dalphinatui suo castrum Miribelli. Vgl. 
auch Du Cange s. v. »incorporare.« Oder schon oben S. 505 N.3 (Inkorporation 
von Vogteien). Unire oder incorporare etc. nannte man natürlich auch die 
Eingliederung heimfallender oder resignierter Lehen in Kapitelsgüter; für 
St. Ursanne z. B. Trouillat Ill, 196 (1314). 

1) Cragius, De feudis Lib. I. tit. XIII S 13 und 14. Lyn&er, Resp. IL 
Rosenthal, De feudis Cap. IV concl. 27. 

2) Böhmer, De feudis $ 12 S. 63 (mit Berufung auf I F. 6 pr.): Praeterea 
singulariter excipiunt interpretes (von den wieder verlehnbaren Gütern) bona 
mensalia, olim in feudum quidem legitime data, sed postea ad ecclesiam 
reversa, ut et decimas ecclesiae apertas, quarum reinfeudationem adeo praelato 
interdictum esse censent, ut ne quidem adhibitis (das erstemal) solennibus 
rursus iu feudum dari possint, sed accedere praeterea debeat consensus pon- 
tificis. Sie berufen sich auf I F. 6pr. Böhmer wendet sich gegen diese 


Auffassung. 
3) Alvarottus F. 3' und die dort zahlreich Genannten. Vgl. Rosenthal, 


Synopsis S. 104. 
4) Link, De iure templ. S. 220. Auch Rosenthal a. a. O. ` 
5) Diese drückte die Schule durch den Satz aus: ıes semel effecta 
alienabilis cum solennitate efficitur perpetue alienabilis; Engels, Collegium 
universi iuris canonici, Salisb. 1688, S. 581 Namentlich Rosenthal, Synopsis 
i Frankf. a. M. 1624) S. 104 N. a. Vgl. das Urteil der Rota v. 1624 Merlin, 
ecisiones S. Rotae Romanae, Genf 1662, I, S. 134. Vgl. Böhmer, De feud. 
S 12 (S. 63) (vgl. vorige Note) Harpprect, Resp. LVII n. 88: Bona mensalia 
accedente canonica solennitate, etiam ob unicam infeudationem, qualitatem, 
et naturam bonorum mensalium in totum amittere, tum ex eo, quod res 
abalienaii prohibita semel alienabilis facta, talis maneat perpetuo; tum ex illo, 
quod, bonis semel in feudum datis, non detur illorum reinfeudatio, sed potius 
prone infeudationis executio tantum, liquet. Vgl. Nicolaus Eberhardus 
d. II. consil. XIX N. 6f. Nicolaus Rodoanus, De reb. eccl. non alien. S. 362f. 
Barbosa, De officio et potestate episcopi P. Ill alleg. 95 N. 29. Andere ver- 
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ımso begreiflicher erscheint daher auch die umständliche Regelung 
jes Gegenfalles der Verlehnung: der Inkorporation. Es bedurfte 
dieses solennen Aktes, damit ein Feudalgut dem Bestande der 
Tafelgtiter angegliedert wurde und die Eigenschaft eines Lehens 
verlor. Denn an sich war ein Lehen stets wieder verlehnbar'), 
ja es bestand sogar eine Verlehnungspflicht?). (Vgl. weiter unten). 

Der Umstand also, daB ein Herr, z. B. ein Bischof oder 
sonstiger Prälat, ein heimgefallenes Lehen einfach nicht weiter- 
vergabte, genügte daher noch nicht, um dasselbe zum Tafelgute 
zu machen. Es bedurfte vielmehr erst der formellen Inkorporation. 
In der Literatur kommt dann auch dieser Satz mit aller Deutlich- 
keit zum Ausdruck?) Die Inkorporation gilt für Güter aller Art, 
auch für Regalien?). Es darf daher ein Lehengut, das während 
der Regierung eines Pralaten heimfällt, aber nicht mehr zur Neu- 
vergebung gelangt, sofern es nicht in die mensa inkorporiert 
wurde, ohne Anstand von dem Nachfolger wieder vergabt 
werden). Nach erfolgter Inkorporation ist dies aber natürlich 


langten zur einmaligen solennen Verlehnung noch einen Zeitablauf (wieder 


verschiedene Fristen); vgl. bes. Rosenthal, Synopsis S. 104 f. u. die dort 
Genannten. 


1) Vgl. z. B. die bei Thummermut, Krumbstab schließt niemand aus, 
Köln 1738, S. 19 Nr. 14 zit. Urk.: (Cleve) heimfallende Lehengüter »sollen 
noch wollen wir die geinerley weiß behalten, noch zu unser taeffel trecken, 
dan das negste bluet als vorgeschrieben, mit den Lehenguttern begnaden.« 


'2) Vgl. die Stelle der Kapitelsstatuten v. Münster bei Böhmer, De 
feudis S. 54: (über eróffnete Lehen) und soll (der B.) der keines behalten . . 
länger dann Jahr und Tag, wofern inwendig die Zeit niemand von denen 
Blutsíreunden . . erschienen, wie sie sollen, so sollen ihre F. Gn. die Güter 
verleihen etwa einer tüchtigen Person und die .keiner Weise behalten noch 
ihrer Tafel zueignen. (Unter Kapitelskonsens). 


3) Floer&e, De origine bonorum mensae episcopalis S. 57: Res de 
mensa praelati vel episcopi ex eo solo, quod res quaedam sit ecclesiae, et ab 
episcopo hactenus in feudum data non fuerit, non tit, sed necesse est, ut 
praelati mensae specialiter incorporetur. Rosenthal, Synopsis (Frankf. a. M. 
1624) S. 108: res ecclesiae apana . . non proprie de mensa ecclesiae appellatur, 
nisi incorporetur. Röder, De investitura praelati (Jena 1590) III § 6: rem | 
infeudaii solitam . . quoad usque hanc qualitatem retinuerit. Amittit . . hanc 
qualitatem res, uti communior schola tradit, si episcopus eam mensae suae 
incorporaverit, postquam reversa fuerit ad ecclesiam, neque ex eo solo, quod 
redierit ad praelatum res eiusmodi aestimare licebit . . A/varottus, Lectura 
f. 3. . Andreas de Isern., Argum. not. in |. cum de consuetudine ff. Sartori, 


ll, 2, 2 S. 709; Krimer, Quaestiones Ili, 291. (Ueberall weitere Literatur). 
Moser, Nachlese z. Compendium S. 494. 


. 4) Ueber diesen Begriff meine Abh. »Die Regalien.« Zur Sache z. B. 
Leibniz, SS. II, 268: Comitatum . . mensae archiepiscopali . . totaliter assig- 
naverunt .. Ueber Tafelvogteien a. a. O. S. 156 

9) Alvarottus, Lectura F. 3. Die Glosse zu den libri feudorum vertrat 
freilich die Ansicht, daß der Nachfolger Lehen, die unter seinem Vorgänger 


eröffnet wurden und nicht mehr zur Neuverleihung gelangten, als Tisch- 
güter anzusehen habe; Advarottus a a. O. Vgl. auch das Folgende. 
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unstatthaft!). Dies war auch die maßgebende Anschauung für die 
Praxis der Gerichte?). Die Schule drückte das so aus: pe 
incorporationem omnino extinguitur prima alienatio seu concessio”. 
Es tritt eine transmutatio status ein‘). Das Lehen wird amortisiert?) 
Es wird damit unveräußerlich®). Selbst bei Zehnten gilt dies?) 
Es war auch da eine besondere Einverleibung nótig. 

Die Inkorporation war also der Gegenfall der alienatio. Und 
spielte bei der letzteren die Verlehnung die Hauptrolle, so kamen 
doch auch, wie gesagt, noch andere in höheren Leiheformen aus- 
getane Güter dabei in Betracht. Dies ergibt schon der Begriff 
des Tafelgutes, das auch zu Erbpachtgütern usw. im Gegensatz 
stand. Es ist daher selbstverständlich, daß auch für heimfallende 


Erbpachtgüter eine Inkorporation nötig war, um sie zu Tafelgtitem 
zu machen®). Alles dies ist auch für ein Verständnis der Inkorpo- 


1) Guden I, 523f. (1233): Inkorporation einer Vogtei in die mensa 
archiepiscopalis von Mainz; S. 524: Promisit . archiepiscopus, pro se et 
successoribus suis, quod dictam advocaciam nunquam a mensa sua alienabit etc. 

2) Vgl. z. B. die Entscheidung der Rota v. J. 1637 bei Merlin I, 314 
N. 18: quia quando res solita concedi fuit applicata et incorporata mensae 
praelati, tunc sine solennitatibus amplius concedi non potest — vorher wird 
der Satz ausgesprochen, daß eine res alienari solita ohne Solennität wieder 
veräußert werden darf. 

2 Bes. Krimer Ill, 292.. 

4) Bes. Röder, De investitura praelati (Jena 1690) IIl § 6. 

5) Ueber den Begriff des Fief amorti vgl. bes. auch A. de la Borderie, 
Le régaire de Dol, Bulletin et mémoires de la soc. accléol etc. dép. d'Ille-et- 
Vilaine Il., 1862, S. 152. 

6) Deutlich redet in der Beziehung eine Urkunde Barbarossas v. J. 1160 
für den B. v. Bamberg: Eximimus, heißt es da von gewissen bischöflichen 
Besitzungen, ab omni iure feudali . . Hec . . ecclesie tue ea lege speciali et 
vinculo iuris innodamus, ut nulli successorum tuorum potestas et licentia 
sit, aliquid ex his infeodare aut sub colore castrensis beneficii (Burglehen) vel 
aliquo quolibet malo ingenio a privatis usibus episcopii alienare. Quod si 
quis ausu temerario contra hoc facere attemptare tentaverit, pro infecto habeatur; 
ipse quidem auctor huius nequitie velut sal insulsum foras proiciatur et con- 
culcetur ab hominibus; ipse vero, qui receperit, privetur beneficio et LX lib- 
rarum auri mulcta condempnetur, medietate "fisco nostro persolvenda, die 
andere Hälfte an das Hochstift. Ussermanni Cod. prob. S. 114 und Oesterreider, 
Denkwürdigkeiten der fränkischen Geschichte IL, S. 29 f. Vgl. dazu auch 
Gengler, Beiträge IV, S. 149 und S. 150 N. 13 und Stein S. 218 f.  Aehnlich 
Barbarossa 1171 für Metz (Uebertragung v. Saarbrücken unter Inkorporation) 
Forschungen zur d. Gesch. XVIII (1878) S. 203. Später bürgert sich für diese 
hier (im 12.Jh.) noch umständlich beschriebenen Unveräußerlichkeits-Erklärungen 
die Rechtsform und der technische Ausdruck der Inkorporation ein. 

7) Remling, UB. ll, 260 (1449). Daher auch die Privilegien (auch v. 
Päpsten) an Kirchen zur Rückerwerbung verlehnter Zehnten; z. B. schon 
Epist. saec. XIII. Bd. I, S. 46 (1218): (Honor. III. f. Domkap. v. Bremen) vobis 
nihilominus indulgentes, ut decimas ad ecclesiam spectantes eandem libere 
possitis redimere a manibus laicorum. Das muf also besonders bewilligt 
werden. 
8) Reiffenstuel Bd. III, 467 : (Es ist die Rede, daß Güter, die gewohnheits- 
mäßig in pe gegeben wurden, nach ihrem Heimfail ohne Sollennitat 
aufs neue in Emphyteuse gegeben werden durften. Wenn aber) emphyteusis 
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ation von Kirchen von Bedeutung, die ja zum guten Teile, aber 
och nicht durchweg die Natur von Lehen annahmen, teilweise viel- 
nehr die Form von Benefizien anderer Art erhielten und in Leihe- 
ormen anderer Art (Personal usw.) ausgetan waren. 

Es war also die Inkorporation die Einbeziehung eines (eigenen - 

„der fremden) Gutes in den Bestand des unveräußerlichen Besitzes 
einer Herrschaft, die Aufprägung des Charakters der Unveräußer- 
lichkeit oder die Radizierung des Veräußerungsverbotes auf ein 
Gut, mit einem Wort die Verwandlung eines bisher frei veräußer- 
lichen Gutes in ein Tafelgut, dessen Nutzung nunmehr unmittel- 
bar dem Herrn zustehen sollte. Dieser Bestand der mensa konnte 
also alt (ursprünglich) sein oder später durch Inkorporationen 
ergänzt werden. Und darnach teilte man die Mensalgüter in 
nativa, primaria oder dotalia') einerseits und in adventitia oder 
adscititia andererseits, je nachdem ob dieselben seit der Gründung 
der Kirche oder durch spätere Inkorporation an die Tafel ge- 
kommen waren?) (Das gleiche gilt dann für Kircheninkorpo- 
rationen). 

Ja, manche bezeichnen sogar (wie wir dies bei den inkorpo- 
rierten Prábenden gesehen haben) den Gesamtbestand eines Tafel- 
gutes, nicht bloß die später hinzugekommenen Teile, als bona 
incorporata, einverleibt Gut. Alvarottus d. A. (15. Jahrhundert) 8) 
scheidet speziell die bischöflichen Güter (und analog diejenigen 
der Äbte und Pröpste mit aktiver Lehensfähigkeit) in bona, quae 
sunt incorporata in potestate et mensa oder in libera possessione 
et dominio, einerseits und in die bona, quae bene possunt infeu- 
dari, andererseits. -Auch sonst heißen die Tafelgüter schlechtweg 
bona incorporata ^). 

Sobald die mensa abgeschlossen war, genügte also auch 
der bloße Rückkauf oder sonstige Erwerb5) eines bischöflichen 


ad ecclesiam reversa applicatur ad mensam praelati, episcopi vel ecclesiae 
non potest amplius absque iuris solemnitate de novo in emphyteusin concedi 
quantumvis prius, et ab antiquo in emphyteusin dari sit solita. Ratio est 
quia hoc ipso, quod incorporetur aliis bonis ecclesiasticis ad mensam per-' 
tinentibus, induit naturam et qualitatem eorum. Bodin, De alien. bon.eccl.c.18 $.35. 

I) Oft wird aber da mensa gesetzt; oben S. 512 Anm. 1. 

2) So besonders Floerke S. 57. 

3) Lectura, ed. Frankfurt a. M. 1670, F. 3. 

4) Z.B Röder, De investitura praelati III, S 6: Stillschweigende Inkorpo- 
ration, wenn ein Prälat — collegit fructus illius rei eo modo, quo consuevit 
facere in rebus ceteris vere incorporatis. Quod neque ex cursu temporis 
praescriptibilis neque ex lapsu anni neque ex eo solo, quod redierit ad prae- 
latum, res eiusmodi aestimare licebit. 

. 9) Z. B. durch Schenkung oder auch durch blofen Heimíall beim Tod 
eines Vasallen, wenn derselbe keine lehensfähigen Eıben hinterließ. - 
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Lehens durch den Bischof hierfür nicht!) Es bedurfte vielmehr 
stets der formellen Inkorporation?). Und diese bedeutet stets 
die Verbindung des Nutzeigentums eines Gutes mit irgendeinen 
festen Bestande, einem corpus, von Mensalgütern, zu deren Pro- 
duktion und Nutzung zugunsten der unmittelbar daran Gebrauchs- 
berechtigten. Das Obereigentum konnte dabei einem Dritten 
zustehen oder dem Nutzeigentümer selbst?). 

Wurden also in letzterem Falle durch die Einverleibung 
Ober- und Nutzeigentum an einer Sache in einer Hand vereint, 
so sprach man von incorporatio pleno iure*) oder auch Einver | 
leibung (u. Pertinenz) pleno iure dominii’), nämlich sowohl des 
dominium directum wie des d. utile. Da man letzteres immer 


1) Vgl. Urk. Alberts für Johann von Lübeck (1439) Lünig, Spic. II, S. 460 f. 
2) Ludewig V, 517 (1356): Territorium . . episcopali mensae alias incor- 
oratum sibi suisque suecessoribus . perpetuo reservavit. So nimmt der 
bratat bei Erwerbungen für die Tafel gleichsam noch einen zweiten solennen 
Uebertragungsakt vor. Vgl. z. B. Mon. Boica 28, 2, S. 345 (1242): Ein Graf 
resigniert dem B. v. Passau eine Stadt — super altare b. Stephani et in manus .. 
episconi nomine ecclesie resignavi . . quam et d. episcopus . . super altare 
b. Stephani et Pataviensis ecclesie conferens . . firmiter inhibuit, ne a suis 
successoribus aliquo alienationis titulo debeat alienari. Oder vgl. schon Beyer, 
Mittelrhein. UB. II, 3321. Nr. 298 (c. 1200): (Eb. v. Trier) conquisivit curiam 
in N. cum omnibus suis appendiciis (auch Lehen).. que omnia ad usus 
contulit episcopales. Oder vgl. schon Beyer I, 611 (c 1150): Nulli tamen 
liceat partem illam (der Burg Arras), quam retinuimus, cuiquam homini inbene- 
ficiare vel ab ecclesia quoquomodo alienare, sed libera semper et indominicata 
sit omnium Trevirensium archiepiscoporum. Und zahlreiche weitere Beispiele 
bieten die Quellen jener Zeit. 

3) Mit Recht bezeichnet daher Floera&e S. 57, Coroll. 3, die Definition 
der Tafelgüter als solcher, woran der Herr ein dominium utile und directum 
habe, ais nicht in allen Fällen zutreffend. In der Tat steht vor allem an den 
Reichslehen den geistlichen Fürsten nur ein dominium utile zu, soweit sie 
überhaupt zur mensa gehören, u. nicht weiterverlehntsind. Das dominium direc- 
tum blieb beim Reich. Und der Kreis der Lehen war bei den Kirchen sehr 
weit ausgedehnt. Vgl. meine Abli. »Regalien«. 

4) Vgl z.B. Cappelletti, Le chiese d' Italia VIII, S. 662 (1463). Schwalm 
I, S. 640 Nr. 651 (1277): (Rud. I. f. Passau) pleno iure et iusto dominii tituli 
perpetuo possidendos ac in utilitatem et usum ipsius episcopi . . convertendos. 

5) Trouillat, Monuments IV, S. 368f (1376): ad nostram mensam is^ 
copalem pleno iure dominii pertinentis . . Aehnlich S. 403 f. (1379) usf. S. 
(1388) heißt es: pleno iure in solidum . . Monumenta Boica 37, S. 592 (1287): 
gibt heimiallende Lehen einem Kloster in proprium .. cum pleno rerum 
dominio . . 

6) Ausführlich handelt von allen diesen Fragen namentlich Levinus 
Frider. Sack (Erfurt 1672) »Prohibitam rerum ecclesiasticarum alienationem« 
Cap. 4 (ohne Seitenzahlen) $ 2: (Von Lehen und Erbpachtgütern und ihrer 
Inkorporation.) Unde si ad ecclesiam redeat pleno iure et dominium (nämlich 
utile, wovon die Rede war) cum directo consolidetur, feudo aut emphyteusi 
extinctis etc Num incorporatae sint, id est, praelatus eas mensae suae appli- 
caverit, necne, in priori casu consentiunt Dd. communiter, cum res de mensa 
episcopi vel praelati, quoad proprietatem, sint ecclesiae, usibus et necessi- 
tatibus mensae episcopalis deservientes, et res ecclesiae regulariter. alienari 
prohibeantur. Non item in posteriori: negant enim dominium utile ante 
incorporationem acquisitum ecclesiae — daher kann der Prälat heimgefallene 
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1áufiger als proprietas schlechtweg bezeichnete!) und zum domi- 
ium als dem Obereigentum in deutlichen Gegensatz stellte ?), 


Lehen und Erbpachtgüter, die er nicht inkoporiert, wieder veräußern. (Vgl. die 
a. a. O. beigebrachte Literatur. Das gleiche gilt von res incorporales, Rechten 
usw., diese sind vor der Inkorporation veráuferlich. Ecclesiae autem, post 
emphyteusin vel feudum extinctum, ius quaesitum est, ad res emphyteuticarias 
aut feudales incorporandas, dominiumque directum ecclesiae restituendum — 
wenn, es der Prálat wieder veräußert — ius illud, quod ad incorporandum 
habuit, alienare videtur. 3. Si res in feudum vel emphyteusin dari non sint 
solitae, sed earum plenum penes ecclesiam sit dominium utilitatemque ex 
hoc percipiat — ist das Gut oder Recht unveriuferlich durch Lehen oder 
Erbpacht — sit vera alienatio iuris in re, dominii sc. utilis etc. Vgl Westfal. 
Frieden J. P. M. Art. VII, 50 Neue Sammlung Ill, 610. 

1) Z. B. vor Note und viele Stellen Die Bezeichnung des Tafelgutes 
als proprium, proprietas: wird sehr klar bei Einbeziehungen bisheriger Lehen 
(daher appropriare-incorporare); z. B. Remling, UB. v. Speier Il, S. 260 (1449): 
Der B. kann unter gewissen Voraussetzungen einige Lehen seiner Vasallen 
einbehalten — ad manus suas et ecclesiae recipere illudque tanquam proprium 
ecclesiae retinere . . . in proprietatem ecclesiae nostrae, cessante per amplius 
feudo, redactum perpetuo veluti caetera propria bona ecclesiae non infeudata 
apud eandem ecclesiam conservandi et retinendi. . . nostraeque mensae epis- 
copalis fructus et redditus per illam (se. decimam) augmentare . . tanquam 
propriam et non feudalem etc. Hier ist die durchlaufende Parallele und die 
Gleichung proprium —Tafelgut einleuchtend. Oder vgl. Mon. Boica 37, S. 572 
(1285): (8. v. Würzb. f. ein Kloster) non ut feudum, sed sicut meriproprium 

. possedissent . . . Das proprium sehr deutlich den ausgetanen Lehen entgegen- 
et z. B. (aus vielen Fällen) Gall. Christ. XII b, 430 Nr. 8 (1107): (B. v. 
itten) dono quicquid de rebus ecclesiae in proprio possidebam vel alii de me 
tenebant . . — Proprietas — mensa z. B. Monumenta Boica 28, II, S. 348 u. 376 
(Nr. 102 u. 111; a. 1242 u. 1253). Derselbe unzweifelhafte Sprachgebrauch in 
Frankreich; z. B. Vaissete, Hist. de Languedoc Ill b, Sp. 3181. (1226): (Ludw. 
VIII. f. La Grasse) omnia feoda ipsius monasterii, quae . . A. comes Montis- 
fortis et quondam vicecomes Bitteris et Carcassonae et sui milites tenebant, 
monasterio praedicto restituimus et concedimus libere im proprietatem et 
perpetuo monasterii etc. Schon früh wird daher auch in Verlehnungsverboten 
das proprium dem beneficium gegenübergestellt; z. B. Muller, Cart. v. Utr. 
S. 111 (Ende 11. Jh.): (Schenkung an das Hochstift) . . ecclesie proprium . . 
ut nulli episcoporum umquam liceat idem predium alieni dare in beneficium. 
Vgl. Gall. Chiist. XII, b, Sp. 171 Nr. 105 (1266) für Auxerre. Oder aus dems. J. 
für Autun Cart. d'évéché d'Antun S. 279 (beide Urk. v. Clemens IV.): ver- 
lehnte Güter — ad ius et proprietatem er mense — zurückzugewinnen. 
Ferner Mon. Germ. Epist. saec. XIII. Bd. Ill, S.365 (1255). Endlich bes. wichtig 
Mon. Germ. Const. II, 184 f. (1230): (Friedr. II. f. B. v. Freising.) Cum . . epis- 
copus Frisingensis civitatem Frisingensem ad ius et propiietatem Frisingensis 
ecclesie dotis titulo pertinentem duci Bawarie in feudum duxerit concedendam 
in grave Frisingensis ecclesie detrimentum . . Kassiert die Verlehnung, weil 
die Stadt — prima legittimaque dos ecclesie Fris. — — et propterea non 
licet eam cuiquam quoquam titulo infeodacionis conferri . . eundem civitatem . . 
ad ius et proprietatem et usus debitos Vris. ecclesie legittime revocantes . . 
Sehr deutlich auch Richeri Gesta Senon. eccl. c. 13 Mon. Germ. SS. XXV, 
S. 312 (f. Metz). Vgl. Winkelmann, teiedr. II. Bd. I, S. 397 A. 2. 
2) Der Unterschied springt namentlich dort in die Augen, wo eine 
Herrschaft, z B. cine Kirche, an einem Gutsteile desselben Objektes die pro- 
riet2s, an einem andern aber das dominium hat. Vgl. z. B. das Schreiben 
nnozenz' IV. an den B. v. Marseille Mon. Germ. Epist. saeculi XIII. II. Bd., 
S. 175 ff. (1246): (Der Papst bestätigt ein Privileg K. Friedrichs Il. v. J. 1222 
für den Besitz des Bistums) — in castro... medietatem in proprietate tua, 
in alia medietate dominium; ferner — in stagno . . in proprietate tua totum 
novenum .. et in toto stagno dominium ,.. in portu de B, de omnibus 
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so wurde die Inkorporation zu vollem Rechte auch als incorpo- 
ratio dominii et proprietatis oder quoad dominium et proprie- 
tatem oder ähnlich bezeichnet, das dadurch entstehende Zubehör- 
verhältnis war eine pertinentia iure proprietatis et dominii '). Die 
durchlaufende Parallele dieser Ausdrücke bei den entsprechenden 
Kircheninkorporationen macht sie für unsre Ausführungen besonders 
wichtig?). Sie gilt aber auch für Hoheitsrechte u. dgl.?. Wegen 
der Bezeichnung des Nutzeigentums als proprietas nannte man 
die Inkorporation auch Inpropriation*), Appropriation, zu deutsch 
Aneignung). 

Die Tafelgüter speziell der Kirchen standen also als fest- 
gelegte, in der unmittelbaren Nutzung der Kirchen stehende 
Besitzungen gleichsam das Kirchengut i. e. S. dar. Gelegentlich 


navibus . . . de leda et omnibus usaticis . . in tertia parte proprietatem, in 
reliquis vero duabus partibus et in toto portu dominium. Etc. An einem 
bischóflichen Lehen hat der B. das dominium, aber nicht proprietas. Sehr 
klar z. B Cod. trad. Patav. Ill, Nr. 106 (1244) Monumenta Boica XXVIII, 2, 
S. 352. Diese Bezeichnungsweise, die für eine genaue Feststellung der Rechts- 
lage des Kirchengutes im Ma. von entscheidender Wichtigkeit ist, kann hier 
nicht weiter erörtert werden. Ueber das »Eigentum« der róm. Kirche an ihren 
.n vgl. Blumenstoc, Der päpstl. Schutz im Ma., Innsbr. 1890, 
es. S. ; 

1) Z. B. Gall. Chiist XIII b.424 f. Nr. 52 (1453): ad mensam nostram 
episcopalem Metensem . . iure dominii et proprietatis . . spectantibus etc. Es 
ist daher nicht Pleonasmus, wenn beide Rechte besonders verliehen oder 
nebeneinander aufgezählt werden. Gall. Curist. X b 422 (1566): Besitzungen 
von Boulogne s. M. — proprietates, dominia, census, feuda, emphyteotica etc. 
Vel. G. Christ. VIII b 474 (1729). Sehr deutlich werden diese Rechte bei 
Uebertragungen auseinandergeialten. Trouillat, Monuments Ill, 92 f. (1305): 
(Graf von Toggenburg für B. v. Basel) — praedictus . . comes . . praedicta 
bona .. ad manus domini episcopi Basiliensis, nomine ecclesiae Basiliensis 
praenotatae, libere et absolute resignans ac proprietatem et dominium utile 
et directum eorundem bonorum in dictam Bas. ecclesiam, cum omni iure, 
quo .. possedit et nihilominus cum iuribus quae cum universitate transeunt 
vel transire solent . . solenniter transferens etc. — Oder A. a a. O IV, 371f. 
(1376): ad nos (Bischof) dicte ecclesie nostre Basiliensis nomine iure "Wr rie- 
tatis et directi dominii cum suis pertinentiis . . . Oder vgl. a. a. O. III S. 324 
ar, proprietatem et dominium dicti oppidi . . dedimus etc. Oder S. 458 
1337). Dann a. a. O. IV, 109 (1357): ad nos (B.) . . iure proprietatis et dominii 
pertinenten usw. In den deutschen Urk. wird proprietas u. dominium mit 
»Eigentum und Obrigkeit« u. dhol. übersetzt; z. B. Riedel, Cod. dipl. Branden- 
burgensis 1, S. 29 Nr. 6 (1333). 

2) Schon hier nenne ich zum Vergleich etwa Monum. Boica 37, 593 | 
(1287): (B. v. Würzburg gibt eine Pfarrkirche dem Domkapitel) — pleno iure 
B OO (128 e possessionis . . cum pleno verum dominio transferentes. Aehnlich 

: ). 

3) Z. B. Mon. Germ. Const. IV, 1, S. 238 (1309): (Heinr. f. Mainz eine 
Grafschaft) — ad ius, dominium seu proprietatem eiusdem ecclesie Maguntine 
libere pertinere . . . confirmantes. 

4) Auch in England; vgl. bes. Kennett, The Case of Impropriations and 
of Augmentation of Vicarages and other insufficient Cures, stated by History 
and Law from the first Usurpation ot the Popes and Monks to Queen Annés 
Bounty. London 1704. | 

9) Z. B. Makower, Kirchenverf. v. England S. 342 ff. 
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wurden die bona ecclesiastica in diesem Sinne den bona saecu- 
laria der Kirchen entgegengesetzt‘), doch hat das Wort auch 
gelegentlich einen anderen Sinn?) Die praktische Bedeutung 


dieser Unterscheidung ist aber gerade wieder bei der Inkorpo- 
ration höherer Kirchen wichtig °). 


Die incorporatio pleno iure konnte aber durch Hinzutritt 
noch weiterer Befugnisse zu dem dominium utile und directum 
über ein Gut (Landesherrlichkeit, Vogtei usw.) noch weiter ver- 


dichtet werden (plenissimo iure). Und auch das ist bei Kirchen 
wichtig *). | 


Fragen wir nun aber endlich noch nach der näheren Aus 
gestaltung — inhaltlich wie geschichtlich — dieser allgemeinen 
Güterinkorporationen, die ja auch in dieser Hinsicht für die 
Kircheninkorporationen die durchaus maßgebende Grundzeichnung 


boten, so ist da, in Grundlinien, hauptsáchlich folgendes aufzu- 
führen. 


In der älteren Zeit war es ganz dem Herrn überlassen, wie 
er die Güter innerhalb seines Vermógens für die Zwecke der 
einen oder anderen Art werwenden wollte, also ob er sie als 


1) Namentlich vgl. Lina, Tractatus de iure templorum, 1698, S. 212f. 
1698, S. 212. 


2) So z. B. Cart. d'Auch S. 82 (c. 1175) oder die Urk. des B. v. Lisieux 
(12. Jh.) Lépinois et Merlet, Catt. de Chartres I, 149: bona quelibet tam ecclesi- 
astica quam secularia, que . . Carnotensis ecclesia possedisse dinoscitur . . In 
quibus sane certum est quedam, de iure seculari in ius ecclesiasticum . . tan- 
quam res ecclesiasticas pertransisse. Quedam vero sunt, que . . specialius ad 
ius ecclesiasticum pertinere noscuntur ideoque specialius ad episcopalem pertinet 
potestatem, ut ea scilicet aífectuosius ecclesia protegat, quia ad eam magis 
proprie spectant privilegio singulari. J. P. O. Art. VII S 3 Neue Sammlung III, 
594: episcopatus Halberstadiensis cum . . bonis secularibus et ecclesiasticis. - 
_ Aehnlich S. 596 (Osnabrück). In diesen Stellen sind bona ecclesiastica i. e. S. 
vor allem Kirchen und Zehnten im Gegensatz zu weltlichen Rechten (Rega- 
lien usw.). Oft auch bona ecclesiastica und mundana entgegengesetzt; z. B. 
Us. Hochst. Hildesheim I, 519 (c. 1200): omnia bona ecclesiastica et mundana 
(des Hochst.) Oder Gall. Christ. XII b 26 (1190) usw. m 
3) Auch bei der Einverleibung höherer Kirchen in weltliche Machtbereiche. 
So wurde z. B. 1537 unter päpstlicher Bestätigung (Pauls III.) die pars tem- 
poralis des Bistums Hildesheim dem Herzogtum Braunschweig einverleibt ; 
Georgius, Imperatorium etc., Frankf. 1725, S. 412 f. Note c. In ähnlicher Art 
wurde 1528 das Bistum Utrecht unter Zustimmung Clemens’ VII. von Karl V. 
seiner temporalitas entkleidet, während die bona ecclesiastica dem Bischof 
(Heinrich von Baiern) verblieben. Voetius, Politica ecclesiastica, Pars I (Amster- 
dam 1663—69), Bd. If, S. 616 Nr. IV. Vgl. Leibniz Mantissa ad Cod. Jur. 
Gent. dipl. P. II, S. 225 f. Weitere Beispiele im westfäl. Frieden. Verschieden 
davon ist die Uebertragung der Oberherrschaft über eine Reichskirche auf 
einen andern durch die Herrscher; z. B. das Recht der Regalienverleihung für 
die (Reichs))Abtei Remiremont durch Heinr. VII. au d. Herzog Theobald v. 
Lothringen Winkelmann, Acta S. 433 (1310). Ueber die Rechtsstellung des 
Kirchengutes andernorts viel mchr. Hier handelt es sich nur um die Inkorporation. 


. .. 4) Die zahlreichen Möglichkeiten, die die Feudisten aufzählen, haben 
wir hier nicht weiter zu verfolgen. 
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Tafelgüter bestimmen oder als Lehen ausgeben wollte. Mit Fes£- 
legung der Mensalgüter wurde aber zunächst nur die Veräußerung 
dieser Gruppe, also hauptsächlich die Verlehnung verboten oder 
doch an bestimmte Förmlichkeiten gebunden. Die Einbeziehung 
eines Gutes zur Tafel dagegen war noch lange freigegeben, ja 
sogar in mannigfacher Hinsicht gefördert. Noch zu Anfang des 
13. Jahrhunderts halten es die Bischöfe für etwas Selbstverständ- 
liches, heimfallende Lehengtiter der Tafel einverleiben zu können '). 
Es war ja wünschenswert, daß der unveräußerliche Bestand der 
mensa sich vermehrte. Daher wurde sogar die Erwerbung von 
Lehen einer Kirche für die Tafel einer anderen Kirche zugelassen, 
ja sogar kirchlicherseits gebilligt. Denn es war immerhin besser, 
ein ursprüngliches Kirchengut wurde überhaupt dem unmittelbar 
geistlichen Dienste, wenn auch einer fremden Kirche, gewonnen, 
als daß es in Laienhänden, in weltlicher Benützung, verblieben 
wäre und den geistlichen Charakter allenfalls mit der Zeit ganz 
abgestreift hätte. In einer Anzabl von Fällen, namentlich seit 
dem 13. Jh., wird dies von den’ Quellen auch unmittelbar aus- 
gesprochen ?). 

Mit fortschreitender Verfestigung der Lehensverhältnisse in 
den Kirchen, namentlich inbezug auf die Stellung der Stifts- 
ministerialen, ferner mit immer weiterem Ausgreifen der Vorstellung 
von der Verbindung der Lehensqualitát mit dem Gute selbst, 
erschien dann allmählich die Inkorporation eines Gutes als Eingriff 
in die Interessenspháre der gesamten Vasallitát einer Kirche, aber 
auch des Oberlehensherrn, dessen Lehensmacht dadurch ja ge- 


1) Beyer II, 324 (1190—1212): (Erzbischof Johann von Trier) quia ius 
feodale ad filias transferri non solet, (ein Gut) nobis libere vacet, et in usus 
. proprios vel mense vel alios dicte ecclesie reditus convertere possemus .. 

2) Lediglich als einige Beispiele für viele führe ich an Philippi, Osnabr. 
UB. I, S. 217 Nr. 272 (1146): (Bischof Philipp für Kloster Gertrudenberg.) 
Adiecimus insuper benevolam huiusmodi pactionis sponsionem, ut quicumque 
de militia Osnaburgensis curie sive liber sive ministerialis existens quodlibet 
beneficium a me vel successore neo susceptum spontanea devotione ad hoc 
ipsum resignare voluerit, id statim sine cuiusdam contradictione et omnimoda 
recompensationis postulatione sine (f. sive) aliqua pactione predicte ecclesie 
in perpetuam proprietatem episcopali donatione conferat. Ein weitgehendes 
königl. Privileg, ihre Leben u. a. an Kirchen zu veräußern, hatte in Frankreich die 
Vasallität des Bischofs von Lodéve; Olim III, 1 S. 437 Nr. 45 (1309; Philipp IV). 
Oder vgl. schon Gudenus |, S. 414 Nr. 156 (1209): (Eb. v. Mainz gewährt 
einem Kloster) ut, quicumque liber aut clericus bona, que ab ecclesia Mog, 
per manum nostram possidet feodali aut hereditario iure etc. eidem vendere 
vel in remedium anime sue in elemosinam dare . . voluerit, non requisito super 
hoc favore nostro, liberam habeat facultatem etc. Magis enim acceptum deo 
indicari, ut bona nostra servirent deo militantibus quam militantibus seculi etc. 
Und ähnliche Verleihungen und Aeußerungen sind in den Quellen jener Zeit 
außerordentlich häufig. 
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schmnälert wurde. Sie konnte daher nur mehr mit Zustimmung 
dieser Faktoren durchgeführt werden'). Allerdings hatten diese 
auch wieder ein Interesse an der standesgemäßen Lebensführung 
eines Prälaten und waren daher oft solchen Inkorporationen nicht 
abgeneigt. 

Erforderlich war daher vor allem die königliche, bzw. kaiser- 
liche Erlaubnis, namentlich bei reichsunmittelbaren, reichslehnbaren 
und ganz besonders bei den gefürsteten Kirchen?). Sie wurde 
denn auch meist eingeholt, jedoch erst gegen Ende des Ma. 
ausdrücklich als ein notwendiges Erfordernis hingestellt. Ältere 
ähnliche Quellenäußerungen sind mir in ihrer Bedeutung doch 
unsicher. So gibt es allerdings schon im 12. Jahrhundert einige 
Stellen, aus denen man auf ein kaiserlich Inkorporationsbefugnis 
allenfalls schließen könnte °). | 


1) Nur so ist z.B. die Reichssentenz K. Adolfs v. 1297 für die Aebtissin 
v. Essen zu erklären (Mon. Germ. Const. IIJ, 546f.), womit jedem Vasallen 
-und Ministerialen — habens feoda ab ipsa eccleria — wenn er keine Erben hat, 
die Uebertragung an die Abtei gestattet sein soll. Es ist daher eine besondere 
Gnade, die der Herrscher gewáhrt, wenn er einem B. gestattet, Lehen (Vog- 
teien usw.) zu inkorporieren. Z. B. Friedrich Il. für B. v. Hildesheim Urk. 
v. 1226 bei Weiland, Forschungen zur d. Gesch. XVIII (1878) S. 206f.: sibi 
gratiam specialem volentes facere, damus licentiam sibi plenam, ut advocatias 
infeudatas, tam ipse quam ecclesia sua licite redimere possit ac emere vel alio 
modo, sicut potuerit melius, valeat revocare vel adipisci, iustitia mediante. 
Ueber die spätere Zeit vgl. z. B. Wild, Staat u. Wirtschaft i. d. Bistümern 
Würzb. u. Bamberg, S. 31 f. | | 
2) Sehr genau schildert die Rechtslage z. B. die Urk. Alberts If. für 
Bischof Johann Schelen von Lübeck (1439) Lanig, Spic. II 460: cum redditus 
et proventus mensae episcopalis Lubecens., adeo extenuati sint, ut . . exinde 
episcopus Lubecens. decentiam sui status nequeat commode sustentari; nos 
indigentiae suae subvenire volentes, animo deliberato motu proprio ex certa 
nostra scientia et auctoritate Romana regia de suis et dictae ecclesiae Lubec. 
feudis, seu retrofeudis, ab eo et praefata ecclesia dependentibus, quocumque 
nomine vocitatis, tot et tanta bona feudalia et possessiones, quorum redditus 
et proventus solum usque ad annuum valorem circiter quinqua (!) marcarum 
argenti puri, se extendunt, postquam illa titulo emptionis vel donationis, aut 
permutationis ad episcopum Lubecens. pro tempor» existentem devolvi vel 
devenire, aut per mortem cuiuscumque süi vasalli, aut alias qualitercumque 
vacare contingat adimimus, et episcopali mensae Lubecens. in perpetuum possi- 
denda, tenore praesentium, applicamus et appropriamus, concedentes episcopo 
Lubecens. pro tempore existenti, quod bona et possessiones huiusmodi ad 
statim, postquam illa coniunctim vel divisim ad eum, vel eius dispositionem 
devolvi vel devenire aut vacare contingat, ut praefertur, possit et valeat eadem 
auctoritate recipere, et cum omnibus et singulis fructibus, redditibus et obven- 
tionibus ac pertinentiis suis in perpetuum libere, pro mensa sua episcopali 
sctinere, prohibemus quoque districte, eadem auctoritate, ne quisquam . . 
eum . . impedire et perturbare praesumat etc.. Die Inkorporationsbefugnis war 
also alles andere als selbstverstándlich u. mußte als besonderes Recht umständ- 
lich verbrieft u. gegen Anfechtungen gesichert werden. 

Z.B. Gest ep. Mett. Cont. I, 1 SS. X, 544 (B. Stefan v. Metz, 1120—1163): 
castrum Hoemburc iure et ipso (sc. S. Stefano) feodali descendes, post decessum 
comitis Hugonis a duce Lothoringiae occupatum, domini Friderici imperatoris 
auxilio sibi et posteris suis adquisivit, libere omni aevo tenendum. 
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Die Zustimmung des Herrschers konnte aber auch generell 
erteilt werden, was seit dem 14. Jh. häufiger geschah. Z. B. 
erhielt Erzbischof Friedrich III. von Köln (1370 - 1414) vom Kaiser 
Karl IV. das Privileg !), vakant werdende Lehengtüter ohne weiteres 
der Tafel inkorporieren zu dürfen?). Und ähnliches findet sich 
auch sonst, inbesondere auch in Frankreich. Eine solche allge- 
meine Inkorporationsbefugnis gewährt Philipp der Schöne z. B. 
der Provinz Narbonne ?). 

Mit der kaiserlichen oder kóniglichen Inkorporationsbe- 
willigung wurde auch oft die Zustimmung der Lehensleute einer 
Kirche erklart*). Oder der Konsens der Vasallen erfolgte besonders). 

Innerhalb der Kirche wirken auch noch andere Faktoren 
bei den Güterinkorporationen in geistliche Tafelgüter mit. Neben 
häufigen Zustimmungserklärungen der Päpste®) findet sich auch 
oft ein Konsens der Kapitel. Ja, letztere nötigen — in Wahl- 
kapitulationen und sonst — ihren Prälaten (bei deren häufiger 
Verschuldung) sogar gelegentlich eine allgemeine oder doch teil- 
weise /nkorporationspflicht im Hinblick auf heimfallende Lehen 
auf. Darauf ist hier nicht weiter einzugehen”). Ein Seitenstück 
zu diesen Bestimmungen bildet übrigens die in der Capitulatio - 
Karls V. enthaltene Bestimmung, heimfallende Reichslehen der 
kaiserlichen Tafel einverleiben zu müssen 8). 


1) Seibertz, UB. III (Nachträge), 1125. Walter, Das alte Erzstift und 
die Reichsstadt Köln. S. 272. Lünig, Reichsarchiv XVI, 507. Jos. Fecker, 
Friedrich von Saarwerden, Erzbischof von Köln usw, Münster 1880 (Theis- 
singische Buchh.), S. 14. 

2) Lacomblet, Archiv IV (1862) S. 362 f. (1372). 

3) Mémoires du Clerge 11, S. 246 Ordonn. Phil. d. Sch. v. 1303: (für 
Provinz Narbonne). Item, pormittimus et volumus, quod ecclesiae et ecclesi- 
asticae personae possint acquirere im suis feodalibus et censivis, etiam in 
quibus mixtum non habent imperium, quatenus competit ecclesiis de iure et 
consuetudine ecclesiarum provinciae Narbonensis. 

. 4) Im Jahre 1279 scheidet Bischof Berthold von Bamberg aus Lehens- 
gütern seines Bistums das Schloß Werdenberg aus und verleibt es der Tafel 
ein. Hierzu gibt Kaiser Rudolf, auch im Namen der Lehensträger, seine Zu- 
EE Lünig, Reichsarchiv XVIIa, 33; Spic. Il, 34; Bóhmer-Redlidi, Reg. 

r. 1141.- | 

9) Beispiele zahlreich in jeder Urk.-Sammlung. 

6) Z. B. schon. Mon. Germ. Epist. saec. XIII. Bd. III, S. 130 (1252) für 
Basel oder a. a. O. Bd. Il, S. 420 (1248) f. Salzburg. | 

7) Ein Beispiel die Hildesheimer Tae baton v. 1562 c. 10 Lanig, 
Spic. II, 1100. Ein anderer Fall Remling, UB. I, S. 709; Speierer Wahlkap. c. 39: 
feoda de bonis, rebus et redditibus ecclesiae nostrae ab olim concessa, si qua 
tanquam vacantia vel casu alio quocumque ad nos et ecclesiam reversa sint 
aut fuerint, in futurum ad usus et utilitates ecclesiae pleno iure retinebo ... 

8) Dietherr, Supplementum Speidelianum, Nürnberg 1686, S, 333 (Art. 
»Reichs-Lehen«). 
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Die Schule der Kanonisten stellte dann noch folgende Lehren 

über die Inkorporation im allgemeinen inbezug auf kirchliche 
^ Güter, soweit sie nicht Reichslehen waren, zusammen. Die meisten 
Schriftsteller unterscheiden als Hauptfälle der Inkorporationen in 
das Tafelgut: 1. die per dispositionem episcopi cum consensu 
capituli; 2. die per concessionem aut privilegium papae; 3. endlich 
die per praescriptionem. Letzterer Fall war dadurch gegeben, 
daß ein Gut, das ein Prälat ohne ausdrückliche Inkorporation 
längere Zeit zur Tafel hielt, schließlich als Mensalgut durch eine 
Art Ersitzung angesehen wurde. Nur über die Fristen waren 
die Anschauungen verschieden. Die einen verlangten einjährigen, 
andere zehnjährigen, ja manche sogar dreißig- oder gar vierzig- 
jährigen Besitz'), einzelne selbst unvördenkliche Verjährung ?). 
Einige endlich wollten die Entscheidung dem Richter überlassen ?). 
Andere nahmen dabei stillschweigenden Kapitelskonsens an‘). 
Und manche liefen diese Art Ersitzung überhaupt nicht zu»). 
Im Zweifel, ob ein Gut zur Tafel gehóre, wollten einige eine 
Rechtsvermutung für diese Eigenschaft annehmen, namentlich 
` wenn das Gut im tatsächlichen Besitze eines Prälaten sich befinde °), 


1) Ausführlich zu diesen Fragen namentlich Alvarottus, Lectura F. 3‘. 
Linck, Tractatus de iuribus templorum, Frankfurt u. Leipzig 1698, S. 214, unter- 
scheidet ausdrückliche u. stillschweigende Inkorporation. Letztere besteht in 
der tatsächlichen Unterstellung eines Gutes unter die Verwaltung der Tafel- 

üter, Eintragung in die Register, gemeinsame Verrechnung usw. Vgl. auch 
Rosenthal, Synopsis S. 108: Secundo dicitur incorporata, si officiales seu alii 
magistratus ad id specialiter constituti rem ecclesiae ita apertam in libros et 
registra ecclesiarum, in quibus bona mensae describuntur, retulerint. A. a. O. 
S. 101 u. 108f. auch über andere Fragen der [nkorporation. Oder Linc, De 
iure ep. S. 446: Et quidem expresse si bona eiusmodi specifice mensae eccle- 
siae incorporata fuerint, per declarationem episcopi et praelati, se vellet, ut res 
istae in futurum sint de mensa episcopatus, praelaturae et ecclesiae, quod epis- 
copo iure permissum est, cum conditionem ecclesiae meliorem reddere et possit 
et debeat . . Tacite vero cum ex coniecturis colligitur, episcopum voluisse 
bona ea efficere de mensa episcopali, quarum coniecturarum quaedam a iure 
definitae sunt, quaedam non, atque ob id relinquuntur arbitiio iudicis. Zasius, 
De feud. p. 5. n. 50 in fin. Wiestner, Just. can. (Monachii 1705) II, 3, S. 340. 
Krimer Ill, 292. (Ueberall weitere Literatur). 


2) Floercke S. 58. 


3) So Menoch an der bei Lina, De iur ep. S. 446 Nr. 165 a. f. zitierten 
Stelle u. bes. Rosenthal, Synopsis S. 108. 


4) Alvarottus F. 4 mit Literatur. 


5) Röder, De investitura III $ 6: Quod (sc. incorporatio in mensam 
episcopalem) neque ex cursu temporis praescriptibilis neque ex lapsu anni .. 
res eiusmodi aestimare licebit . . 


6) Rosenthal, Synopsis S. 108: indubitatum est bona per praelatum 
possessa in dubio praesumi esse de mensa . . Oder J. J. Moser, Nachlese zu 
seinem Compendio iuris publici moderni regni Germanici, Jena 1740, S. 493: 
In dubio werden die Güter, so ein Stifftshaupt selbsten genisset und besitzet, 
für Tafelgüter gehalten. Vgl. Glosse zu c. 8 X III, 13 ad v. »Sive non«, | 
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andere lehrten das Gegenteil"). Auch war die Entwicklung parti- 
kulär verschieden. {m Aquileja z. B. galt der Rechtssatz, daß der 
Patriarch binnen Jahresfrist über heimfallende Lehen (feuda, minis- 
teria, habitantiae) frei verfügen, dieselben wieder verleihen usw. 
konnte. Tat er dies nicht, so galten diese Besitzungen als Tafel- 
gut. Auch wird das als Brauch anderer Kirchen bezeichnet ?). 


Im übrigen ist es hier nicht unsere Aufgabe, die allgemeinen 
Güterinkorporationen des näheren darzustellen. Es sollte viel- 
mehr nur der für die Erklärung der Inkorporationen von kirch- 
lichen Anstalten und Ämtern nötige Hintergrund gewonnen 

werden. Ä 

Es kann nach dem Gesagten wohl nicht zweifelhaft sein, 
daß wir in den Güterinkorporationen im allgemeinen die wahre 
Grundlage für die Kircheninkorporationen im besonderen zu 
erkennen haben. Und liefert die Entwicklung des Lehenswesens 
im weitesten Sinne, wie sie sich in den letzten Jh. des Ma. vollzog, 
namentlich die scholastische Konstruktion des geteilten Eigentums, 
die allgemeinen Grundlagen für die Güterinkorporationen, so 
bietet die gleichzeitig erfolgte Ausbreitung des Benefizialwesens’ 
in der Kirchenverfassung, das Hineinwachsen der geistlichen 
Ämter in die allgemeine Benefizienentwicklung, die Umgestaltung 
zahlreicher Kirchenámter in rechte Lehen oder wenigstens in 
lehensähnliche Gebilde die Anwendung der Vorstellung des ge- 
teilten Eigentums auch auf geistliche Amtsstellen die vollkommenste 
Analogie und die Möglichkeit einer restlosen Erfassung und 
Erklärung .des Gesamtkomplexes der Kircheninkorporationen dar. 
Wurde das Kirchenamt mit seinem Gute zu einem Benefizium, 
so bedurfte seine Einbeziehung in das nutzbare Vermögen einer 
Herrschaft eben des Aktes der /nkorporation. Und die Um- 
wandlung von kirchlichen Stellen in Benefizien, selbst in reine 
und echte Lehen, nahm in der Tat einen weit größeren Umfang — 
seit dem spáteren Ma. — an, als man bisher berücksichtigt hat. 
Und diese Entwicklung, die wir nun kurz erörtern wollen, ist 
gerade für unsere Frage besonders wichtig. 


1) Floerke S. 57: Bona mensalia non praesumuntur, sed potius res 
ecclesiae (communes). Manche verlangen d. Beweis der Inkorporation, damit sie 
für den Nachfolger verbindlich sei; z B. A/varottus F. 3 mit Literatur. 

2) Muratori SS. XVI, Sp. 75 (1386): de quibus bonis idem - patriarcha 
potest ante annum, ut alias servatum est, pleno iure disponere, et in alium 
transferre Elapso autem ipso anno, etsi idem patriarcha disposuerit, ut prae- 
fertur, tunc paper patriarchali mensae applicata cernuntur. Ueber Mailand 


Alvarottus F. 
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$ 12. Übergang der Kirchenämter in Benefizien. 


Haben wir die allgemeinen Güterinkorporationen, wie sie 
als besondere Rechtseinrichtung seit dem 13. Jh. entstehen, für 
eine Erklärung der seit derselben Zeit begegnenden Kirchenin- 
korporationen lediglich als eines besonderen Falles jener in An- 
spruch genommen, so wird der Zusammenhang sofort deutlich 
werden, wenn wir nachweisen können, daß das Verhältnis der 
kirchlichen Anstalten und Ämter zu ihren Temporalherren entweder 
ein rein feudales oder doch ein dem lehenrechtlichen sehr ähn- 
liches Benefizienverhültnis wurde. Und in der Tat nimmt die 
Entwicklung des kirchlichen Ämterwesens, usw. gerade seit dem 
12. und 13. Jh., diesen Verlauf. | 


Entgegen bisherigen weitverbreiteten und festeingewurzelten 
Lehren von den geistlichen Benefizien suchten wir in früheren 
Untersuchungen !) quellenmäßig zu erweisen, daß die allgemeine 
Auffassung der Kirchenämter als Benefizien, der Übergang der 
Abhängigkeitsverhältnisse geistlicher Institute gegenüber ihren 
Temporalherren in eine benefizienrechtliche Beziehung für den 
Großteil der Fälle erst seit dem ausgehenden 12. Jh. erfolgte. 
Zwar begegnen bereits erheblich früher Ansätze zu einer solchen 
Entwicklung. Allein zu allgemeinerer Verbreitung dieser feudalen 
Auffassung des kirchlichen Ämterwesens ist es erst im Hoch- und 
Spätmittelalter gekommen. 


Bis weit ins 12. Jh. hinein versteht man in den größeren 
Kirchen unter den allerdings häufig erwähnten Benefiziaten (bene- _ 
ficiati, inbeneficiati) ausschließlich deren: weltliche Lehensleute?) 


Ba ase Entstehung des geistlichen Benefiziums« in diesem Archiv 106. 
2) Haben wir hierfür (a. a. O. S. 368 A. 2) lediglich ein Beispiel ange- 
führt, so war das natürlich nicht eine herausgestochene Singularität, sondern 
aber nur ein Beispiel. Zahlreiche weitere enthalten die Quellen. So hob schon 
Philippi in seiner Einl. zum Osnabr. UB. 1, S. XXII f. die Bedeutung der 
Benefiziaten (inbeneficiati) des Bistums als der Lehensleute hervor. Dies 
erweisen ja in der Tat viele Urkunden bis zum 12. Jh. Vgl. auch z. B. noch 
die Reichssentenz Konrads III. v. J. 1151 (Weiland, Constitutiones I, 204): 
cunctis inbeneficiatis a Coloniensi archiepiscopo, baronibus et ministerialibus, 
ecclesiasticis quoque personis, archidiaconis, abbatibus et prepositis . . . Hier 
erscheint doch wohl die Geistlichkeit den inbeneficiati entgegengestellt, dieses 
Wort nur auf Vasallen und Ministerialen bezogen. Bei anderer Auslegung 
wären aber doch erst die höheren geistlichen Stellungen, die unter dem Eb. 
standen, einbezogen. Auch sonst erscheinen in Reichsdiplomen jener Zeit die 
Beniflciaten dem Klerus entgegengesetzt; z. B. noch a. a. O. S. 329 (1167): 
(Friedrich I.) v. clero, beneficiatis et ministerialibus Ratisponensis ecclesiae . . 
Aehnlich a. a. O. S. 330 f. (1170?): derselbe für Verden. Dasselbe in bischöfl. 
Urk.; z. B. Janice, UB. Hochst. Hildesh. I, 422 (1183): consilio maiorum | 
ecclesie fratrum, beneficiatorum et ministerialium. In zahlreichen weiteren 
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(Vasallen tind Ministerialen) und erst später begegnet der Ausdruck 
immer häufiger auch auf geistliche Amtsträger selbst angewandt. 
Das hängt eben mit der großen Wandlung zusammen, die auch 
in die innere Struktur der kirchlichen Abhängigkeitsverhältnisse 
gewaltige Veränderungen brachte. Auch die Zubehörverhältnisse 
der kirchlichen Stellen gegenüber ihren geistlichen Temporalherren 
wurden zu benefiziarischen, ja vielfach zu rein feudalen umgeformt. 
Kein Wunder also, daß auch die übrigen Formen des Feudal- 
systems, so vor allem auch die Teilung in inkorporierte und 
nichtinkorporierte Bestände, darauf Anwendung fand. 


Die alten Zubehörverhältnisse, wie wir sie bis zum 12. Jh. 
in den mannigfaltigsten Formen kennen gelernt haben, bestanden 
in das spätere Ma. hinein im allgemeinen zwar fort, soweit 
nämlich nicht eine völlige Entäußerung oder gdnzlicie Befreiung 
(von jeder temporellen Abhängigkeit) dieser Kirchen eintrat. Noch 
lange werden bei den verschiedensten Gelegenheiten Kirchen und 
Klöster als Pertinenzen anderer derartiger Institute aufgezählt — 
vor allem in den zahlreichen Besitzbestätigungsurkunden, auch 
der Päpste'). Auch Neubegründungen solcher Verhältnisse durch 
Übertragung geistlicher Institute an andere kamen vor’), u. zw. 
in großer Zahl?) Allein diese Pertinenzanstalten einer größeren 
Kirche bilden an sich noch nicht die Gruppe der ihr inkorporierten 
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ähnlichen Stellen stehen an der entsprechenden Stelle die Vasallen. Die Bene- 
fiziaten der Kirche werden geradezu als deren Heersaild bezeichnet. Vgl. 
z. B. Rosenfeld, UB. des Hochst. Naumburg I, S. 233 ff. Nr. 252 (1165): 
(Bischof Udo IL. für das Georgenkloster). — abbatis et fratrum cenobii sancte 
Marie . . . iustas preces eorum exaudivimus de suis inbeneficiatis, gui se au- 
tumant herskilt etc. sententiam iuridicialem . . . accepit, quod prefati cenobii 
liomines, sive dicerentur herskilt vel aiiter, a feodali iusticia hominum  epis- 
copii in nullo discrepare deberent, cuius ditioni cenobium idem subiacere 
dinoscitur. Also die Vasallen oder Benefiziaten des bischöflichen Klosters 
werden gleichgestellt den unmittelbaren Bischofsvasallen (in leliensrechtlichen 
Fragen, Erbfolge u. dgl.). Strafe des Kirchenbannes für die Verletzer dieser Rechte. 

1) Mon. Germ. Epist. saec. XIII. II. Bd., S. 175 ff. (1246): (Innoz. IV. 
bestätigt das kaiseiliche Besitzbestätigungsprivileg für Marseille) — castellum 
etc. monasterium monialium s Salvatoris . . cum omnibus pertinentiis suis etc. 
Eines der am reichsten mit Kirchen ausgestatteten Bistümer war Troyes; vgl. 
namentlich die Bestätigung (Anf. 13. Jh.) Gall. Christ XII b 285f. Nr. 56: 
Innoz. III. bestätigt 66 Pfarrkirchen, 7 Kollegiatstifter u. 14 Abteien. Umfang- 
reiche Pertinenzkirchen z. B. bei der Teilung v. Antibe-La Grasse 1239 u. 
1242 Gall. Christ. III. 212 ff. Nr. 5. 

2) Mon. Germ. Epist. saec. XIII. I, 227 (1226): (Erzb. v. Madeb.) reci- 
piendo ab ipso monasterium et ei (Kaiser) castrum quoddam . . concambio 
tribuendo . . 

3) Ebenso Uebertragungen v. Kirchen seitens geistlicher Herren an 
andere; z. B. Mon. Germ. Const. II, 21 (1198): (Otto IV. f. Köln) — Colo- 
niensi ecclesie . . allodium . . restituimus . . pro eo recipientes abbatias in 
Herevorde etc. 
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geistlichen Institute. Letztere stellen vielmehr nur einen kleineren, 
mit der übergeordneten Kirche näher verbundenen Kreis geist- 
licher Einrichtungen dar. | 

Auch die Vereinigung der geistlichen und weltlichen Gewalt 
bedeutet noch keineswegs »Inkorporation«. Fast alle den Bischöfen, 
in eigener Diözese wenigstens, temporell unterworfenen Kirchen- 
anstalten unterstehen ihnen auch in spiritueller Hinsicht. Vor allem 
sind nahezu alle bischöflichen Abteien den Bischöfen in tempo- 
ralibus et spiritualibus untergeben, wie dies sehr oft, namentlich 
auch in pästlichen Urkunden !), ausdrücklich hervorgehoben wird. 
Keineswegs ist das aber ein Inkorporationsverháltnis, selbst wenn 
gelegentlich dafür die Bezeichnung pleno iure pertinere ange- 
wendet wird; denn wenn eine wahre Einverleibung mit diesem 
Ausdruck bezeichnet werden soll, so hat er eben einen ganz 
anderen Sinn: nämlich die Vereinigung des Obereigentums mit 
dem Nutzeigentum. 

Es verschiebt sich nämlich allmählich die Rechtsgrundlage 
dieser Zubehörverhältnisse. Es erfolgt — in der Praxis ganz all- 
mählich — der Übergang der kirchlichen Ämter selbst zu Bene- 
fizien, d. h. das innere Verhältnis zwischen dem Kirchherren oder 
dem Verleiher des Kirchenamtes (dem kollationsberechtigten 
Kirchenherrn, dem Patron usw.) und dem Amtsträger wird zu 
einem benefiziarischen. Das übergeordnete geistliche Institut hat 
an seinen Pertinenzanstalten an sich die bloße Temporalherrschaft. . 
Diese verwandelt sich in eine Lehensherrschaft oder doch in ein. 
lehensähnliches Verhältnis, in eine Art Obereigentum, während 
der kirchliche Amtsträger dabei immer mehr in der Stellung eines 
Nutzeigentümers erscheint und in seiner Stellung gesichert wird ?). 

Selbst jene Kirchen und Klöster, die bereits in älterer Zeit 
einem Tafelgute, namentlich dem Pfriindengute der Kapitel, als 
nutzbare Größen angehört hatten, treten allmählich infolge der 
Verfestigung ihrer Stellung aus dem Kreise der (älteren) Tafelgüter 
heraus und treten diesen als Benefizien gegenüber und den 

1) Alex. II. 1165 für den B. von Die (Gall. Christ. XVI b, 186): bestätigt 
den Besitz, darunter die bischöflichen Abteien — ita ut in eisdem abbatiis 
tam tu quam successores tui liberam habeatis de temporalibus et spiritualibus 
Sine contradictione aliqua ordinandi et ibidem canonice disponendi .'. 

2) Aus den vielen Einzelbildern dieser Entwicklung hier nur eines 
(Gall. Christ. III b, Sp. 212 ff. Nr. 5 (um 1240)] über die Stellung der Perti- 
nenzkirchen v. Antibe (Abmachung zwischen B. u. Kapitel): Item ut in ecclesia 
cathedrali et in omnibus aliis ecclesiis parochialibus totius dioecesis instituantur 


ad capellanias perpetui sacerdotes . . Item si quid diminutum inveniretur de 


lure parochialium ecclesiarum . . ad ius et propietatem ipsorum ad integrum 
reducatur. Etc. 
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übrigen (weltlichen) Lehen zur Seite. Begegnen inbesondere 
bischöfliche derartige Anstalten noch im 12. Jh. als sg. Domini- 
kalkirchen, dem unmittelbaren Herrengute der Tafel zugehörig, 
so erscheint später eben auch dieses innere Verhältnis als ein 
feudales. Diese Wandlung des Herrenrechtes in ein lehensrecht- 
liches findet eben bei geistlichen wie bei weltlichen Kirchherren 
statt, die ja beide in die Lehenshierarchie eingefügt wurden. 
Umsoleichter setzt essich daher nach unten hin, u. zw. auch gegen- 
über den abhängigen Kirchen und Ämtern, fort. 

Dabei ist von vornherein zu beachten, daß auch der lange- 
zeit behauptete innere Gegensatz zwischen kirchlichen und vasal- 
litischen Benefizien nicht richtig ist. Im Gegenteil wurden beide 
Einteilungen — in kirchliche und weltliche einerseits und vasal- 
litische und nichtvasallitische Benefizien andererseits — voneinander 
durchschnitten. Wie die. fürstlichen Reichskirchen, wenigstens 
hinsichtlich ihres Regalienbesitzes') seit dem 12. Jh. allmählich 
in ein echtes Lehensverhältnis zur Krone eintraten, so erscheinen 
auch zahlreiche andere (auch niedrigere) Kirchen, insbesondere 
soweit sie anderen Kirchen temporell zugeordnet waren, im Ver- 
hältnis echter Lehen, wenigstens im Hinblick auf ihren temporellen 
Besitz oder doch auf einzelne Gütergruppen. Und dasselbe gilt 
auch von Einzelämtern. Selbst von den frühen Vorläufern aller 
dieser kirchlichen Benefizialverhältnisse in karolingischer und nach- 
karolingischer Zeit ist dasselbe zu sagen?). Alexander III. erklärte 
es dann zwar 1180 für simonistisch, für ein beneficium ecclesi- 
asticum das homagium zu leisten), doch nahm die Entwicklung 
trotzdem vielfach diesen Verlauf‘). Zuerst und am weitesten ver- 
breitet in Frankreich®), jedoch auch in den Ländern des Imperi- 
ums. Und das ist für unsern Zusammenhang hier noch etwas 
genauer zu erweisen. | | 

Halten wir uns die vollausgereiften Fälle des späteren Ma. 
vor Augen, so kann darüber gar kein Zweifel bestehen. Was 
zunächst die Stellung der fürstlichen Reichskirchen zum Kaiser 
betrifft, so ist die Sache ja klar. Hierfür genügt an dieser Stelle 


1) Wieweit dieser reichte, ist allerdings seit Ficeers berühmt gewordener 
Abh. über das Eigentum des Reichs am Reichkirchengut (Wiener SB. 1872) 
strittig. Ich habe der Erledigung dieser Frage eine besondere Arbeit gewidmet, 
die als Festschrift der Grazer Universität in diesem Jahre erscheint. 

2) Vgl. mein »Geistl. Benefizium« in diesem Archiv 106. Bd. (1926) S. 25 ff. 

3) c. 17 X (5,3). 

4) Auch die weitausgedehnte Fassung des Simonie-Begriffes im Investi- 
turstreit ließ sich später nicht aufrecht erhalten. 

5) Vgl. »Entstehung des geistl. Ben.«. S. 406 ff. 
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jedes beliebig herausgegriffene Beispiel. Im Jahre 1488 belehnt 
Friedrich III. den Erzbischof Hermann von Köln mit einem ans 
Reich heimgefallenen Schlosse und einer Stadt"). Jeder Eb. soll 
alles dies mit den übrigen Regalien in Zukunft vom Reiche emp- 
fangen und dafür dem Kaiser nach Lehensrecht verbunden sein ?). 
Ebenso die zahlreichen anderen Fälle °). 

Aber auch bezüglich niedrigerer Kirchen, insbesondere der 
einer Reichskirche untergebenen Anstalten, ist dasselbe zu sagen, 
wenn dies auch der Literatur viel weniger bekannt ist. Nament- 
lich höhere Subalternkirchen, mit gewichtigerem Besitz, auch an 
Hoheitsrechten, erscheinen im späteren Ma. als echte Lehen der 
übergeordneten Kirchen. So finden wir zahlreiche bischöfliche 
Abteien und Propsteien in solcher Stellung. Ihre Vorsteher werden 
bei jeder Neubesetzung durch den Bischof mit den Temporalien 
ihrer Kirche nach Lehensrecht investiert. Sie stehen neben den 
übrigen (weltlichen) Bischofsvasallen. Im späteren Ma. sind diese 
Fälle vollkommen deutlich entwickelt. 

In solcher Stellung begegnen zunächst viele bischöfliche 
Äbte in Frankreich und England, aber auch in Deutschland, 
Burgund und in Italien. So sind die Prälaten der im 11. und 12. 
Jh. an das Hochstift Speier vergabten alten Reichsklöster im 
späteren Ma. und in der Neuzeit bischöfliche Lehensleute. Sie 
werden mit den weltlichen Besitzungen ihrer Kirchen, wozu auch 
Regalien gehören) durch die Bischöfe belehnt. In den vollaus- 
gereiften Fällen des späteren Ma. tritt dies alles mit vollkommener 
Deutlichkeit entgegen. 

So trägt z. B. der Abt des der Speierer Kirche untergebenen 
Klosters Hornbach 5) den gesamten Besitz dieser Abtei von den 
Bischöfen zu Lehen®). Und diese Lehensabhängigkeit besteht 


- 1) Lacomblet, Niederrhein. UB. IV, S. 549 f. Nr. 443. 


2) das alles nu hiefur von uns und dem h. reiche in lehensweise inzu- 
haben .. von uns und unsern nachkummen am reiche under andern ihren 
regalien zu lehen empfangen . . . Unser lieber neue und churfurst von Collen.. 
damit er uns vormals seiner regalien halben verbunden ist . . uns von solcher 
lehen wegen getrew, hold, gehorsam und gewertig zu sein... 


3) Für Köln z. B. noch Lacomblet, IV, S. 534 (1485); S. 616 (1509) etc. 
Ueber den Ursprung dieser Lehensverhältnisse meine Abh. »Regalien«. 


4) Ueber die Weitervergabung von  Hoheitsrechten an untergebene 
Kirchen, namentlich Klöster, seitens der Bischöfe vgl. schon oben S. 1491. Für 
später z. B. Lacomblet, IV, 40 (1218). 


9) Ursprünglich Reichskloster, gelangte die Abtei i. J. 1087 an Speier; 
vgl. Fiker, Reichsfürstenstand I, S. 355 Nr. 246. 


6) Remling, UB. II, 268 (1450): (Abt Blicker gibt bekannt) quod nos 
à reverendo . . episcopo Sprirensi . . nomine monasterii nostri . . in feodum 
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bis in die Neuzeit hinein fort!). In gleicher Lage sind andere 
Speierer Klöster, z. B. das in der Straßburger Diözese gelegene 
Kloster Schwarzach. Auch dessen Abt trug den gesamten Kloster- 
besitz von den Speierer Bischöfen zu Lehen?). Dies äußerte auch 
praktisch in mannigfacher Art seine Wirkung. Die Jesuiten 
erwirkten z. B. 1585 eine päpstliche Bulle, durch die ihnen dieses 
Benediktinerkloster zu einem Seminar überlassen wurde. Darauf 
erließ das Reichskammergericht ein Mandat gegen diese Verfügung, 
weil sich der Bischof von Speier als Lehnsherr entgegengesetzt 
hatte, und das Kloster blieb in seinem Stande °). 

Sehr charakteristisch unterscheidet sich von diesen bischöf- 
lichen Lehenskléstern die der inkorporierten Anstalten, so gerade 
in Speier die der Propstei Weißenburg (s. unten). Verschieden 
von der Lehensherrlichkeit war natürlich ferner auch die Landes- 
herrlichkeit*). Diese schafft wieder ganz andere Unterwerfungs- 
verháltnisse?), die in den Einzelheiten äußerst mannigfaltiges 
Gepräge aufweisen, aber hier nicht weiter zu schildern sind. 

Die gleiche Erscheinung feudaler Entwicklung der Subaltern- 
kirchen zeigt sich natürlich auch in anderen Bistümern®). Als 
untergebene Anstalten kommen selbstredend auch Nonnenklóster 
in Betracht. Auch ihre Beziehung zu den temporell übergeord- 
neten Bischofskirchen erscheint seit dem Ausgang des Mittelalters 
vielfach als echtes Lehensband. Die Äbtissin des 1007 an Bam- 
berg gekommenen Kitzingen empfing später die Temporalien 
ihrer Anstalt als Lehen aus der Hand der Bamberger Bischöfe’). 


recepimus et tenemus eiusdem monasterii lura, iurisdictiones, sylvas, nemora, 
prata et alia diversa bona, regalia et temporalia, sibi sub iuramento assig- 
nanda, prout etiam eadem a dicto domino nostro et ecclesia sua Spirensi in 
feodum dependere dinoscantur. 

1) Remling UB. II, 600f. (1556): cum monasterium suum (des Abts) 
praedictum iura, iurisdictiones, silvas, nemora et prata ac alia diversa bona, 
regalia et temporalla, nobis sub iuramento designanda, a nobis et ecclesia 
nostra in feudum habere dignoscatur, de quibus abbas, qui pro tempore fuerit 
confirmatus, nomine monasterii sui praedicti ab episcopo Spirensi pro tempore 
existente feudaliter consuevit investiri . .. 

2) Remling UB. II 77 (1413): monasterium . . iura, iurisdictiones, silvas, 
nemora et prata ac alia diversa bona nobis sub iuramento designanda a nobis 
et ecclesia nostra in feudum habere demonstratur, de quibus abbas. . ab 
episcopo . . feodaliter consuevit investiri . . Also überall die gleichen Formulare. 

3) Reuß, Staatskanzlei Thi. IIl, S. 74. Sartori, Staatsr. II, 2, 1, S. 863. 

4) Schwarzach (vor Anm.) z. B. war in dieser Hinsicht reichsunmittelbar, 
wenn auch sein eigener Regalienbesitz von Speier zu Lehen ging. Vgl. Sartori, 
a. a. O. S. 865f. | 

5) Am ausführlichsten Sartori Il, 2, 1, S. 853 ff. 

6) Ueber die Belehnung der Aebte v. St Trond durch die B. v. Lüttich 
z. B. Wohlwill, D. Anf. der landständ. Verf. im Bist. Lüttich S. 51. 

7) Z. B. Lünig, Spic. Il, 115 (1522): Aebtissin recognoscimus . . quod 
cum omnia et singula bona temporalia et feudalia abbatiae et abbatissae pro 


Die Inkorporation und ihre geschichtlichen Grundlagen. 933 


Und zwar gehörten zu diesen lehensrührigen Gütern in dem Falle 
alle Besitzungen der Anstalt, sowohl Hoheitsrechte wie Grund- 
besitz und Zehnten!) Und so auch in anderen Fällen. 

Ebenso klar ausgebildete Lehensverhältnisse von Bischöfen 
gegenüber den ihnen temporell untergebenen Konventualkirchen 
finden sich aber auch in Burgund und Italien. Für ersteres Land 
sei als Beispiel das dem Bistum Basel unterworfene Kollegiatstift 
St. Ursanne angeführt?). Seit alter Zeit dem Hochstift sowohl in 
spiritualibus als auch in temporalibus untergeben?), hat das Stift 
um 1200 die Wahl des Propstes und der Stiftsherren. Jeder 
Designierte wird vom Bischof investiert ^). Der Propst leistet dem 
Bischof nach der Investitur bezüglich seiner spirituellen Rechte, 
insbesondere des mit der Propstei verbundenen Archidiakonates 
die Obódienz, hinsichtlich der weltlichen Jurisdiktion jedoch das 
homagium, also wohl schon damals einen Lehenseid 5). Von den 
Villikaturen des Stiftes stehen Teile auch in der unmittelbaren 
Nutzung des Bischofs®). Ähnlich bleibt die Rechtslage auch in 


tempore existentis monasterii nostri . . hactenus processerunt ab antiquo appro- 
batis . . temporibus . . in feudum a reverendo . . episcopo Bambergensi, pro 
tempore existente, ratione suae ecclesiae Bambergensis, abbatissaque . . 
antequam se de administratione huiusmodi temporalium bonorum intromittat, 
teneatur ea a praedicto domino episcopo . . in feudum acceptare. Etc. Ideo- 
que praefatus dominus . . temporalia bona, feuda imperialia communiter nun- 
cupata, nobis gratiose contulit atque infeudavit: nos . . promisimus . . homa- 
gium fidelitatis . . . (Also war die Abtei Reichsafterlehen). 

1) (Aebtissin) promittimus . . quod bona, aut aliqua ex eis, sive talia 
bona, decimae, iurisdictiones, homines, domus, agri, vineae, horti, theolonea, 
praedia, pascuae etc. existant aut alio nomine quocumque sortiantur, absque 
specialibus et expressis scitu, consensu, voluntate et licentia . . . episcopi . . 
vendere etc. seu alias quomodolibet alienare nec velimus nec debeamus. 

2) Vgl. die Urkunden bei 7rouillat, Monuments. 

3) Am ausführlichsten schildert die Besitzverhältnisse die Aufzeichnun 
des Bischots Lutold über die Rechtsstellung des Stiftes v. J. 1210 a. a. O. I, 
S. 451 f.: quod, cum in ecclesia beati Ursicini, cui auctore deo tam in spiri- 
tualibus quam saecularibus praesidemus, quae essent iura potestatis, quae 
episcopi, quae praepositi, quae canonicorum et quae advocati vellemus cog- 
noscere — folgt genaue Aufzeichnung. Alle Insassen des genau umgrenzten 
Klostergebietes haben dem Bischofe von Basel sowie dem Propste und den 
Kanonikern von St. Ursanne den Filelitätseid zu leisten. 

4) Episcopus omnibus praeesse debet sollicite, ut pater et dominus 
et defensor. Canonici liberam (sic!) habent electionem et quemcumque ipsi 
canonice elegerint in praepositum vel canonicum, praesentatum sibi debet 
episcopus, cessante omni refutationis obstaculo, investire. 

Investitus praepositus de his, quae sunt annexa praepositurae, de 
quodam videlicet archidiaconatu, obedientiam; de iuridictione (!) vero saeculari 
episcopo facit homagium, ex utroque habens praeesse terrae iníra praedictos 
terminos constitutae. Also geistlich und weltlich! 

6) In eadem potestate (vgl. vor. Note) quatuor sunt villicaturae: unam 
habet episcopus pro se in curte de Ravina; unam habent praepositus et 
canonici ia curte de Hoscort. In villicaturis de sancto Ursicino et de Vilars 
duae partes coloniarum sunt canonicorum, tercia vero episcopi; quae tamen 
ab eis indivise possidentur, ut tercia pars episcopi duas partes canonicis 
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späterer Zeit. Namentlich wird der Lehenseid des Propstes an 
den Bischof nachdrücklich erwähnt (hominium et homagium)». 
Besondere Vorrechte erhalten dann die Bewohner der um das 
Stift entstandenen städtischen Siedelung?). In dem Falle ist also 
wenigstens die Propstei eines bischöflichen Stiftes ein dischöfliches 
Lehen. Und so waren in den Ländern des Imperiums auch noch 
zahlreiche weitere bischöfliche Konventskirchen — Stifter wie 
Klöster — Lehen der Bistümer. Diese Oberlehensherrlichkeit 
kam natürlich in den einzelnen Verfügungen über das Lehensgut 
zum Ausdruck. In dem erwähnten Beispiele von St. Ursanne 
gab z. B. der Propst die Güter, womit er einen Altar in der Krypta 
ausstattete, unter Kapitelskonsens in die Hände des Bischofs, der 
diese Güter dann dem Altar verleiht*). Das Lehensverhältnis wird 
dann auch bezüglich einzelner Güter dieser und anderer Lehens- 
propsteien von Basel erwähnt‘). | | | 

War eine Abtei oder Propstei, die von einem Bischof lehens- 
rührig war, erledigt, gleichzeitig jedoch auch das Bistum unbe- 
setzt, so mußte die Neubestezung bis zur Investitur des höheren 
Amtsträgers verschoben werden). 

In den Aufzählungen der reichslehnbaren Besitzungen nament- 
lich der fürstlichen Reichskirchen erscheinen daher auch deren 
eigene Aktivlehen als Reichsafterlehen genannt®), -Pralaten der 


ueatur. Proinde spectat ad episcopum, ut cum consilio praepositi et canoni- 
corum in illis duabus villicaturis ponat villicos vel deponat. Ebenso interessant 
ist auch die weitere ausführliche Schilderung der Gutsverhältnisse, die der 
feuda claustralia und militaria u. a. m. 

1) Vgl. namentlich die Urk. v. 1369 Trouillat IV, 283 ff. 

2) Trouillat IV, S. 284 (1369): omnes habitatores dicte potestatis in 
villa sancti Ursicini habitantes, liberi sunt et esse debent exempti, nomine et 
ratione dicte ecclesie sancti Ursicini, ab omnibus exemptionibus . . . excepta 
lancea in qua tenentur episcopo Basiliensi deservire etc. Vgl. a. a. O. S. 506 (1388). 

3) Trouillat MI, 317 f. (1323). 

4) Ueber die Baseler Lehenspropsteien z. B. noch Trouillat Ill, 12 f. 
(gegen 13.0): Prepositus monasterii Grandisvallis habet in teodum, ratione 
prepositure, ab ecclesia Basiliensi, molendinum in Malrey. Item theolonium 
in Biello; jurisdictionem hominum ecclesie Basiliensis sub eo residentium. 
ltem, prepositus sancti Ursicini habet in feodo ab ecclesia Bastliensi, ratione 
prepositure, judicium temporale apud sanctum Ursicinum. Etc. 

5) Chron. mon. Senon. L. Il, c. 21 (Calmet II b, 17): Defuncto igitur 
Berchero abbate civitas Metensis dicitur eodem tempore praesule caruisse. Et 
quia abbas huius loci ab episcopo Metensi temporalia recipere tenetur, defi- 
ciente episcopo haec ecclesia etiam pastore fere per triennium caruit. 

6) Namentlich dort, wo ausführlich von diesen Dingen gehandelt wird. 
Vgl. z. B. die Abmachung Heinrichs, des Rheinpfalzgrafen und Herzogs von 
Bayern, für den Fall seiner Wahl zum a mit Philipp von Frankreich vom 
J. 1333 (Winkelmann, Acta S. 725 f.) über die weltliche Herrschaft von Arles: 
temporalitatem archiepiscopatus Arclatensis et civitatem et omnia, que tenent 
et tenere debent archiepiscopus, capitulum (über die besonders interessante 
Stellung des Domkapitels in diesen Fragen habe ich eine ausführliche Ab- 
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bischöflichen Abteien und Propsteien daher oft unter den übrigen 
Bischofsvasallen, geistliche neben weltl. Lehensträgern genannt !), 
u. zw. die geistlichen gerade wegen ihrer kirchlichen Amtsstellung. 

Übrigens waren nicht alle Besitzungen der Reichskirchen 
reichslehnbar?), daher auch nicht alle Subalternkirchen Lehen 
und auch die Lehenskirchen nicht immer inbezug auf ihren ganzen 
Besitz feudal untergeordnet. Andererseits konnten Reichskirchen 
auch untereinander Lehen empfangen (mit gewissen Vorkehrungen 
zur Verhütung der Heerschildminderung). So trug der Bischof 
von Lüttich Güter von Reims zu Lehen), der von Brandenburg 
von Magdeburg‘), der von Minden von Köln’) usw. | 

Und so konnten also natürlich auch sonstige Kirchen oder 
geistliche Ámter einzelne Güfer als Lehen von irgendeiner Seite 
empfangen 5), mochte ihr übriger Besitz von einem anderen Herrn 
oder überhaupt nicht lehenrührig sein”). So.erschienen insbeson- 


handlung in Vorbereitung), ecclesia Arclatensis . . . de dictis civitate et archie- 
piscopatu a regno seu imperio Romanorum regalias, feuda, abbatias, monetas 
etc. Ebenso hinsichtlich der übrigen burgundischen Bistümer. Auch folgende 
interessante Aufzählung findet sich da noch: item omnia alia spectantia et 
pertinentia ad predicta regalias, feoda, ecclesias cathedrales et alias, religiosas 
vel seculares, patronatus quarumlibet ecclesiarum secularium vel regularium, 
presentationes ad quecunque beneficia seu collationes, cheminos, gardas etc. 
omnia alia pertinentia . . episcopatuum predictorum, quicumque ea tenent 
prelati, ecclesie, barones, ville etc. 

1) Vgl. z. B. Lünig Spicil. II, S. 55 (1415): (K. Sigismund für den B. v. 
Bamberg) — daß Du als ein Bischoff zu Bamberg alle und jegliche Lehenmann, 
sie seyn Fürsten, Prälaten . . unter Dir und demselben Deinen Stifft . . 
belehnt seyn, denselben leihen und reichen . . sollest und mógest usw. Oder 
vgl. den Lehensbrief Freidrichs lll. für Eb. Hermann von Köln Lacomblet, 
UB. IV, 534 Nr. 429 (1485): seines stiffts Collen regalia, lehen und weltlichkeit 
mit allen und iglichen mannschaften, herrschaften, lehenschaften, geistlichen 
und weltlichen etc., so von unns und dem h. reich zu lehen ruren, zu lehen 
reichen usw. 

2) Verschieden von den Lehen der Kirchen waren die deren Vorstehern 
ad personam gegebenen, z. B. Friedrichs I. Summula legum feudalium Mon. 
Germ. Const. I, S. 209 c. 4: si clericus, veluti episcopus vel abbas, beneficium 
habens a rege datum non solummodo personae sed ecclesiae etc. Vgl. dazu 
meine Abh. »Die Regalien der mittelalterlichen Kirchen.« 

3) Miraei Opp. I, 682 (1127): Quia vero Leodiensis episcopus, aliorum 
more casatorum hominum, nobis facere non potuit hominium, octo de suis, 
quattuor videlicet de castellanis . . et quatuor de aliis casatis suis . . a quibus 

ominium suscepimus, nobis produxit. Vgl. Gallia christ. X b, 38. Auch 
sonst wurden solche Umwege zur Vermeidung der Minderung des Heerschildes 
eingeschlageu. Vgl. Ficker, Heerschild. 

B Hartung, Territorialpolitik der Magdeb. Eb. S. 4. 

5) Mon. Germ. II, 21 (1198). 

6) Günther, Cod. dipl. IV, S. 476 f. Nr. 231 (1449): (Wilhelm Herr zu 
Reichenstein) dat ich . . Herr Huprecht Apte zu Romerstorff belehent han 
und belenen in Crafft died Brieffs mit deme Seeltzehenden (zu Heimbach). 
(Das heißt wohl Salzehent). 

7) Bischof Bertold v. Würzburg bekennt i. J. 1285, daß ein Kloster 


pne Güter non ut feudum, sed sicut proprium possedissent, , . (Man, 
oica XXXVII, 572). 
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dere die Stellungen der Erzdiakonen, seit dem 12. Jh. Benefizien !), 
in spáterer Zeit zu den Bischófen wenigstens in Ansehung einzelner 
Besitzungen ihrer Ämter in einem Lehensbande?). Und sie gaben | 
dann Teile ihres Besitzes wieder in Lehensform weiter 3). 

So war also die Eingliederung der geistlichen Einrichtungen 
in die Lehensverfassung in viel weitergehendem Mafe durchge- 
führt, als die kirchenrechtliche Literatur bei Erórterung vieler 
‘damit zusammenhängender Fragen in Berücksichtigung zieht. 
Und zwar dauert der Feudalismus des kirchlichen Ämterwesens 
sehr lange. Noch die österr. a. h. Entschließung v. 3. Okt. 1858 
kennt Pfründegüter, die landesfürstliche Lehen waren und stellt 
dazu die Pfründen landesherrlichen Patronates in Gegensatz. In 
ersterem Fall wird die Anwendung der Lehensgesetze ausdrücklich 
vorgeschrieben 4). : 

Von einzelnen Kirchenämtern, die zu anderen wenigstens 
teilweise in ein Lehensverhältnis traten, kommt vor allem die 
Dompropstei gegenüber dem Bischof in Betracht, namentlich hin- 
sichtlich ihres Besitzes an Ministerialen®). Aber auch andere Stifts- 
stellen und sogar niedere Kirchenámter begegnen in dieser Stellung. 
Insbesondere in Frankreich, wo ja die feudale Entwicklung in 
jeder Hinsicht am weitesten vorgeschritten war. Wieweit dieses 
feudale Band reichte und wie da namentlich innerhalb der Ver- 
mögenswerte zwischen Temporalien und Spiritualien (Zehnten, 


1) Königer, Sendgerichte S. 7. 

2) Günther, a. a. O. V, S. 105 f. Nr. 2 (1501): (Archidiakon Friedrich 
zu Carden) tun kunt und bekennen uffentlich an diesem Brieue, das wir das 
SloB Byschotfstein zu dem obg. Archidiaconate gehorig, mit allen und yeden 
synen Rechten und Zugehorungen 'vonn dem erwirdigsten in Got hoch- 
geLorenen Fursten Herren Johansen Ertzbischoffen zu Trier etc. zu eynem 
verbontlichen Lehen und ulfenem Huys. . entfangen hain etc. 

3) Z. B. der in voriger N. erwáhnte Erzdiakon Friedrich von Carden 
erteilt i. J. 1503 folgenden Lehensbrief (Günther V, S. 108 f. Nr. 6): thun 
kunt . . das wir zu Gesynnen und Bitte des .. Herrn zu Wynnenberg und 

u Bylstein ine und syne Erben belehent haben und belehenen in Krafft dieß 
Brieffs myt der Kirchengifít und Zehenden zu Protge mit allem iten zu und 
eingehorenden Guedern wie er. von Alders van unsern Vorfaren Archidiaken 
zu Carden y belehent gewest ist etc. Vgl. IV, S. 672 Nr. 368 (1486). 

4) Seidl S 3:. Nicht nur bei den Pfründen und Gotteshäusern des 1. f. 
Patronates, sondern auch bei jenen, welche einem auf dem Religions- oder 
Studienfonds beruhenden Patronate unterstehen, wird meine Regierung die dem 
Patronate zukommenden Befugnisse fortwdhrend üben, und die Vertretung 
wie bisher von der Finanzprokuratur zu leisten sein. /st das Pfründengut 
ein l. f. Lehen, so sind die Lehensgesetze auch hinsichtlich der Vermögens- 
aufnahme und Lehensverleibung wahrzunehmen. 

5) Z. B. Schmidt, UB. Hochst. Halberstadt II, S. 556 Nr. 1609 a (1294): 
(B. Volrad gibt bekannt) quod, cum honorabilis viri domini Guntheri electionem 
de ipso factam in ecclesia nostra in prepositum confirmassemus, eidem filios 
domine Mechtildis . . una cum aliis ministerialibus spectantibus ad dictam 
preposituram contulimus titulo pheodali etc. 
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'Oblationen usw.) geschieden wurde, will ich andernorts ausführ- - 
lich erörtern. Dies fällt hier aus dem Rahmen der Darstellung. 
| Alle diese geistlichen Lehensleute, Abte sowie die Pröpste ') 
und die übrigen, vergabten dann wieder ihrerseits Lehen. Die 
- geistlichen Stellungen wuchsen also nach oben und unten immer 
: mehr in die allgemeine Lehenshierarchie hinein. Ja, es gibt sogar 
geistliche Unterfürstentümer, die in Lehensabhängigkeit geistlicher 
Reichsfürsten standen. Und auch für diesen besonders interes- 
santen Fall sei hier wenigstens ein Beispiel angeführt. Es dient 
zugleich als Beleg für die feudale Entwicklung der Subaltern- 
kirchen anderer, hóherer Kirchen auch in Italien. 

Ein sehr lehrreicher Fall dieser Art zeigt sich uns in dem 
Patriarchat Aglei. Der Patriarch Nikolaus verleiht i. J. 1354 dem 
ihm untergebenen (Benediktiner-)Kloster Mosacio die volle Landes- 
herrlichkeit (mit Blutgericht und Regalien) über einen bestimmten 
Teil des Klostergebietes, wie er und seine Vorgánger, die Patri- 
archen sie bisher vom Kaiser und Reich besafBen?) Er belehnt 
damit den Abt mit Fahne und Schwert. In gleicher Weise sollten 
alle künftigen Ábte als Fürsten der Patriarchen von diesen die 
Belehnung mit der Purpurfahne (als Zeichen der Blutgerichts- 
barkeit) und dem Schwert empfangen?). Hier bedeutet also der 


1) Günther V, S. 162f. Nr. 55 (1511): Propsteilehen (Zehnten) des 
St. Martinsstiftes zu Worms. Oder schon 1213 Cart. de Nostre-Dáme de 
Lausanne S. 117: Petrus . . recepit feodum maiorie de Essertines in capitulo 
a Conone preposito . . et fecit ei hominium ligium ad opus capituli. 

2) Cappelletti, Le chiese d'Italia, VIII, S. 216 f.: (Patriarch an den Abt) 
tibi et per te tuis successoribus atque monasterio tuo . . quod sub nostrae 
protectionis tutela suscipimus, nostro, successorum nostrorum, et Aquilegensis 
ecclesiae nomine, plenum ius plenumque dominium, cum garitto et omnimoda 
iurisdictione temporali atque regalia, nec non merum et mixtum imperium, 
quae omnia nobis et praed. eccesiae nostra (!) competunt et ex largitione 

ominorum imperatorum et regum Romanorum ad nos et ecclesiam nostram 
spectare noscuntur in canalibus Mocii, Rescae et Clusae, atque eorum locis 
: etc. concedimus et perpetuo elargimur. Volentes et praesenti decernentes 
edicto, quatenus tu tuique successores . et dictum monasterium tuum absque 
contradictione cuiuscumque personae altae vel humilis, cuiuscumque conditionis 
existat . . libere, plene et expedite prout nos facere possemus, iuste et 
rationabiliter gaudeatis et utamini omnibus et singulis supradictis. 

Salva nimirum fidelitate, subiectione et obedientia nostris, successorum 
nostrorum et ecclesie nostrae praedictae, ad quos te tuosque successores 
praedictos futuris temporibus amplius alligamus. Ita tamen, quod sicut nunc 
te tuo et successorum tuorum nomine in praesentia venerabilium fratrum no- 
Strorum episcoporum aliorumque praelatorum atque nobilium de huiusmodi 
regalibus, iuribus, iurisdictionibus et honoribus per vexillum et gladium 
personaliter iuvestimus. Ita deinceps a nobis et successoribus nostris investi- 
turam eorundem velut principes nostri et praedictae ecclesiae suscipiatis per 
vexillum sindonis et gladium in signum principatus et temporalis dominii 
liumiliter et devote. Vgl. damit die Bulle Eugens IV. von 1431 für Mosacio; 
a. a. O. S. 222. Die Regalien oder die Regalie (unter Genus- und Numerus- 
Wechsel) erscheint als das, war die fürstliche Stellung, die Landesherrlichkeit, 


538 Posdi 


Erwerb der Regalien den Erwerb des Fürstenstandes. Und vol - 
kommen ist dieses Verhältnis dem des Reichsfürstenstandes nach- 
gebildet. Ebenso wie ja auch die Patriarchen ihr Verhältnis zu 
ihren Suffraganen dem des Papstes zu den ihm unterworfenen 
Bistümern möglichst genau nachzubilden suchten. So reihten 
sich den weltlichen Unterfürsten geistlicher Fürsten auch geistliche 
Unterfürsten an') Neben diesen fürstlichen Lehen erscheinen 
die zahlreichen anderen in feudaler Stellung befindlichen Kirchen- 
ämter als gewöhnliche Lehen. Doch sind nicht alle geistlichen 
Stellungen in dieser Art feudal geworden, wie ja nicht einmal 
alle Reichskirchen den Heerschild erworben haben?). Aber auch 
soweit nicht reine Lehensverhältnisse in Betracht kamen, verläuft 
die Entwicklung der Kirchenämter zum Benefizium. hin. Dies 
bedeutet, daß der geistliche Amtsträger in seiner Stellung, auch 
wirtschaftlich, immer mehr gesichert wurde. Die Verhältnisse 
lagen also nach jeder Richtung hin äußerst mannigfach, zeigen 
aber doch überall den Entwicklungsverlauf zum geteilten Eigen- 
tum hin. Als »geistliches Lehen« wird auch der  Patronat 
(auch der Laienpatronat) häufig aufgefaBt?). Insbesondere in der 


ausmachte, Für Burgund (Viviers) vgl. z. B. den Vergleich zwischen König 
und Bistum Gall. Christ. XVI b, Sp. 277 f. (1305). Hier übrigens ein Allodial- 
fürstentum. 

1) Natürlich kam es aber auch vor, daß Reichsfürsten — u. zw. geistliche 
wie weltliche — von (anderen) geistlichen Fürsten Lehen nahmen, ohne als 
principes dieser Kirchen zu erscheinen. Vgl. oben S. 535 mit Anm. 3ff. Sogar 
Herrscher nahmen von geistlichen Fürsten Lehen. Eines der lehrreichsten 
Beispiele bietet die Beschreibung der Lehen von Fulda bei Böhmer, Fontes III, 
S. 171 f.: In provincia Thuringie tria milia mansorum habet Fuldense mona- 
sterium. Unde inbeneficiati debent esse sex regni principes . . . Aehnlich in 
anderen Gebieten. Preter hos principes inbeneficiatos sunt alii quam plurimi 
duces marchiones palatini comites advocati tribuni ceterique principes 
Saxonum Hassorum etc. bonis sancti Bonifacii inbeneficiati, quos condecet 
fidem et devotionem conservare huic monasterio et abbatibus . . . Isti sunt 

rincipes, qui nostris temporibus beneficia videntur habere de hoc monasterio 

Fuldensi. lpse imperator Fridericus . . qui non solum patris beneficium in 
Alsatia habuit, sed et Dipoldi marchionis beneficium tenuit. Dux etiam 
Fridericus, tilius Chunradi regis, septem principum beneficia de hoc Fuldensi 
obtinuit monasterio. Etc. Oder vgl. Lappenberg, Hamb. UB. I, 270 Nr. 307 
(1195) über die feuda principum des Hochstifts Bremen. 

2) Ueber Reichskirchen ohne Regalienbesitz meine Abh. über die 
. Regalien der Kirchen im Ma. : 

3) Provisionalvereinigung zwischen Erzb. von Köln und Pfalzgraf bei 
Rhein, Bonn 1621, S. 3: Inuestituren und Zulassung der Personen zu den 
Geistlichen Lehen, und daß darum den Archidiaken (!) und andern ihre 
Gerechtigkeit, wie sie gebürt, gereicht werde, doch daß meines gnedigen 
Herren Hertzogen, etc. persentirter, so feren die dungentlich und bequeem 
befunden, nit zu rugge gestalt. Oder Lacomblet UB. IV, 545 (1487): (Ueber- 
einkunft zwischen dem Erzb. v. Köln und dem Herzog von Cleve): Item 
en der priester, der dat geistliche lehen in des bischofs haue (Hof) to Soest 

eit etc. 


| 
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iteratur der späteren Reichszeit!). Böhmer erörtert z. B. aus- 
ihrlich die Frage, ob das Pfarrlehen, d. h. das Patronatrecht, 
nter die feuda ecclesiastica zu zählen sei?) Dieses bestehe in 
er Präsentation und Investitur des Prásentaten durch den Patron ?). 
)ies letztere Recht übt der Patron wie ein Lehensherr*). Den 
auptsächlichen Unterschied zwischen Lehen und kirchlichen 
3enefizien sieht Böhmer darin, daß letztere nicht vererblich sind 5). 
a, in den Zeiten der Entstehung des geistlichen Benefiziums, 
ıoch im 12. Jh., war dieses sogar auf die Lebenszeit des 


Verleihers beschränkt®), teilweise sogar noch zu Anfang des 
13. Jh. 7) 


Dagegen ist nicht das innere Verhältnis zwischen dem Geist- 
lichen und seinem Kirchherren (Patron usw.) gemeint, wenn die 
Kirche (nämlich das Herrenrecht daran) selbst verlehnt wird — 
an Geistliche oder Weltliche. Auch das kommt natürlich lange 
und oft vor. Und wird dem schon verhältnismäßig früh — seit 
dem 13. Jh. hauptsächlich — entgegengetreten, wie auch den 


1) Vgl. bes. Darjes, De potestate circa sacra et bona ecclesiastica, 


Jena 1751, bes. S. 26 (S 39) über das dominium eminens der Bischóle gegen- 
über den bischófl. Niederkirchen. 


2) De feud. S. 36: S VII. Quae cum ita sint, facile resolui potest 


quaestio: an enim ius patronatus, das Pfaar-Lehn, ad feuda ecclesiastica 
referri debeat ? 


3) Vel enim hoc accipitur pro iure, quod patronus in praesentando et 
inuestiendo- praesentatum exercet, quo casu ad illa beneficia ecclesiastica 
referri potest, quae ceteris clericis pro officio sacro conferuntur. 


4) Ipse scilicet patronus, tanquam dominus feudi, de bonis ecclesiasticis 
praesentatum inuestit, eique hoc beneficium confert, quiquid pontilicii in 
contrarium asserant, ut hoc ius, quod spirituale vocant, et laicis non con- 
venire existiment, prorsus imminuant. Verum hoc sensu ius patronatus aeque 
ut cetera beneficia huc non pertinet. 


5) De feud. S. 34 f.: Ratione finis et servitiorum cum aliis feudis secu- 
laribus conueniunt ecclesiastica, cum etiam utplurimum dentur ob servitia 
militaria, vel alia ofticia secularia .et aulica, et praelati, ad imitationem 
secularium principum, tandem etiam militiam officialesque aulicos iure bene- 
ficiario acceperint, et adhuc hodie habeant. In hoc diíferunt haec feuda a 
beneficiis ecclasticis, quae adhuc hodie clericis pro officio sacro conferantur, 
et reuera feudorum ecclesiasticorum species sunt, imo priscam suam naturam 
retinuerunt in eo, quod in heredes beneficiati non transeant. 


6) Vgl. namentlich die Reichssentenz Barbarossas v. c. 1170 Mon. Germ. 
Constitutiones I, 330 f.: universo clero, beneficiatis (Vasallen) et ministerialibus 
erdensis ecclesie . . . Jus quoque beneficiale in prebenda fratrum memorate 
ecclesie et ius beneficiale in plebanis ecclesiis post mortem concessoris 
cessatum esse iudicavimus. Dies kann sich auch auf die Stellung der Kirchen- 
gutsverwalter des Pfründ- und Plebangutes beziehen und gehört dann unter 
die in $ 16 erwähnten Maßnahmen (Amovibilität der Tafelgutsverwalter). 
7) Hodenberg, Verdener Gesch. Qu. Il, Nr. 23: ius quoque beneficiale 
m praebenda fratrum memoratae ecclesiae post mortem concessoris cassatum 


esse iudicamus. (Nach der Vorlage voriger Anm.) Vgl. Büdemann, Verdener 
Domkap. S. 27. 
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übermäßigen Verlehnungen von Profangtitern'), so bedeutet dies 
nur eine der vielen Maßnahmen zum Schutze des damals schwe 
gefáhrdeten kirchlichen Besitzstandes und kommt nicht einem 
Verbote der Verlehnung an sich gleich. Denn auch die Kirch | 
herrschaft, der Patronat, war noch lange ein nutzbares Redi, 
d. h. auch das Obereigentum an einem kirchlichen Amte hatte 
vielfach wirtschaftlichen Wert, war nicht durchweg ein nudum 
ius. Davon wird bei Erórterung der durch die Inkorporationen 
geschaffenen Verhältnisse noch die Rede sein müssen. Fälle 
dieser Art bilden aber natürlich keinerlei Abweichungen, sondem 
nur Ergänzungen der früher geschilderten Umwandlung des geist- 
lichen Ämterwesens im Sinne des Benefizienrechtes. Und in diesem 
allgemeinen Zuge der Entwicklung kirchlicher Stellen zu Bene 
fizien, vielfach sogar zu echten Lehen, haben wir nun auch die 
wahre Grundlage der Inkorporationen zu erblicken. Je mehr sich 
das Herrenrecht an einer Kirche oder an einem Amte, auch auf 
Seite geistlicher Kirchherren, zu einem Obereigentum, mit immer 
mehr schwindendem Nutzwert, abschwächte, während das eigent- 
liche Nutzungsrecht als dominium utile dem Amtstráger zukam, 
desto mehr bedurfte die doch wieder notwendig werdende Ver- 
wendung der Kirchenämter als Nutzungsobjekte anderer Stellen wie 
bei anderen Lehen eines besonderen Rechtsaktes: der Inkorporation. 


§ 13. Die Inkorporation von kirchlichen Anstalten und Ämtern. 


Angesichts der geschilderten Entwicklung der Güterinkorpo- 
rationen einerseits und des Überganges der meisten Kirchenämter 


1) Aus vielen Fällen z. B. Schmidt, UB. Hochst. Halberst. IL, S. 574 f. 
Nr. 1656 (1296): (Bonifaz VIIL) eius (B.) petitio continebat, quod nonnulli 
predecessores sui, Halb episcopi, qui fuerunt pro tempore, ecclesias capellas 
castra villas possessiones iurisdictiones et alia bona Halb. ecclesie ac pensiones 
in pecunia numerata nonnullis ecclesiarum prelatis abbatibus et abbatissis ac 
aliis religiosis et secularibus clericis necnon marchionibus ducibus comitibus 
et aliis . laycis perpetuo et ad certi temporis spatium illicite infeudare 
donare inpignorare vendere et alienare curarunt, Romano pontifice inconsulto, 
ropter Tra ecclesia ipsa gravem sustinere dinoscitur lesionem. Oder schon 
nnoc. Ill. f. Troyes Gall. Christ. XII b 285 f. Nr. 56: bestätigt zahlreiche © 
Kirchen und verbietet dem Bischofe, namentlich die Pfarrkirchen, die speziell 
zu seiner mensa gehören, zu veräußern. Die höheren Kirchen waren schon 
teilweise in ein Lehensverhältnis eingerückt; von Stiftsdekanen wird das 
hominium an den B. sogar ausdrücklich erwähnt. In diesen und allen weiteren 
(zahlreichen) ähnlichen Fällen handelt es sich um Verlehnung des Herrschafts- 
rechtes über eine Kirche. Auch diese Lehen konnten also inkorporiert 
werden. Das waren aber nicht Einverleibungen der geistlichen Stellen selbst . 
(und ihres Nutzwertes), sondern der (nutzbaren) Herrschattsrechte darüber. 
Natürlich führte dies aber auch zu Mischgebilden, wovon später ($ 16) noch 
zu sprechen sein wird. 
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n Benefizien, ja vielfach in echte Lehen andererseits kann nun 
die wahre Bedeutung und Rechtsnatur der Kircheninkorporationen 
meines Erachtens nicht mehr zweifelhaft sein. Das eigentliche 
Grundgebilde ist die Überleitung, die Verbindung des Nutzeigen- 
tums an einem Kirchenamte mit dem Tafelgute eines anderen 
Institutes, eines Konvents oder eines Einzelamtes. Alles Übrige 
ist Beiwerk. 

Stand das Obereigentum an der inkorporierten Stelle (Ober- 
lehensherrlichkeit bei echten Lehen, Patronat oder patronats- 
ähnliches Verhältnis oder irgend eine der vielen Formen einer 
Temporalherrschaft über Kirchen) zugleich demjenigen zu, zu 
dessen gunsten die Inkorporation erfolgte, so wurde das Ober- 
eigentum an einer geistlichen Stelle mit dem Nutzeigentum in 
einer Fland vereint. Doch war dies durchaus nicht immer der 
Fall. Und sogar bei der Vereinigung bleibt das bisherige Patro- 
natrecht aufrechterhalten; es besteht in der Hand des nunmehrigen 
Trägers des Nutzeigentums neben diesem Rechte weiter. 

Auf diese Weise betrachtet, bedeuten also die Kirchenin- 
korporationen trotz mancher Ähnlichkeit mit vielen älteren Ver- 
fassungsbildungen, doch im ganzen eine Neuerscheinung des 
‚späteren Ma., die sich aus den veränderten Wirtschaftseinrich- 
tungen dieser Zeit erklärt. Sie haben die mittlerweile einge- 
tretenen Veränderungen des Kirchenwesens, die Verfestigung der 
meisten geistlichen Stellungen, ihren Übergang zu Benefizien, 
wie er tatsächlich seit Ausgang des 12. Jh. allgemein zu be- 
obachten ist, ebenso wie die Festlegung der Tafelgüterbestände, 
seit eben dieser Zeit auf breiter Grundlage durchgeführt, zur 
Voraussetzung '). 

Schon im früheren Ma. sahen wir kirchliche Anstalten und 
auch Einzelämter in umfassender Weise für die Zwecke anderer 
derartiger Stellen wirtschaftlich herangezogen, mit ihrem Gute 

1) Wenn Wahrmund a. a. O. I, S. 130 ff., die seit dem 13. Jh. zu beob- 
achtenden Einverleibungen, die vollständigen Einbeziehungen des Gutes geist- 
licher Stellen in andere, durch die steigende Macht der Kirche und die Zentrali- 
sation dieser Macht — auch auf wirtschaftlichem Gebiete — zu erklären sucht, 
so fehlt dafür nicht nur jeder unmittelbare Anhalt in den Quellen, sondern 
diese Auffassung stimmt auch mit der sonstigen Entwicklung nicht zusammen. 
Vielmehr war gerade der Aufstieg der kirchlichen Macht die Ursache für die 
Verfestigung der Sonderstellung der Benefizien (und nicht für deren Aufgabe). 
Die Ursache der Inkorporationen waren vielmehr die gewaltigen Wirtschafts- 
verschiebungen seit dem 12. u. 13. Jh, die schwere Krisis zahlreicher geist- 
licher Grundherrschaften, die zu Einverleibungen eben als zu neuen Notmaß- 
nahmen zwang. Und in formeller Hinsicht bildeten die Güterinkorporationen 


den Rahmen der Kircheninkorporationen. Man vgl. nur auf alles Gesagte hin 
‘die zahlreichen von mir beigebrachten Quellen. 
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diesen dienen. Geschieht dies in den späteren Inkorporatione 
abermals, so liegt doch ein tiefer Einschnitt dazwischen. Da 
Hoch- und Spätmittelalter bringt zunächst in die Lage der eiı 
zelnen Pertinenzinstitute eine entscheidende Verbesserung. Si 
dürfen mit ihrem Grundbesitz, wenigstens einem Teile — wie di 
weltlichen Lehen höherer Art — nicht mehr nach Ermessen vor 
Herrn jederzeit für eigene Zwecke herangezogen werden, sonder 
sind mit den untergebenen Stellen dauernd verbunden und mi 
diesen ihren jeweiligen Trägern bleibend übertragen. Das Hen 
schaftsrecht schwächt sich damit eben zu einem wirtschaftlic! 
mehr oder minder bedeutungslosen Obereigentum ab. 

Sollte nun aber — wie es die wirtschaftlichen Beddrfniss 
wieder notwendig machten — neuerdings die geistlichen Steller 
mit ihren unmittelbaren, für die Träger dieser Stellen bestimmter 
Nutzungen dem Träger des Obereigentums oder einem sonstigen 
Dritten für dessen eigene Verwendung dienstbar gemacht werden, 
so bedurfte es dafür eben einer neuen Rechtsform, wie sie das 
allgemeine Lehensrecht eben bereits geschaffen hatte: der Inkor- 
poration. Und tatsächlich wurden die Kircheninkorporationen in 
vollkommenster Weise den allgemeinen Güterinkorporationen jener 
Zeit nachgebildet. 

Es war also von da ab eine besondere Bewilligung nötig, 
wenn ein kirchlicher Oberer Pertinenzkirchen seiner Disposition 
zu eigenem Zwecke verwenden wollte. Und dies kommt denn 
auch in den Quellen sehr deutlich zum Ausdruck. Und auch 
bei Übertragungen von Kirchen an andere Kirchen mußte nun- 
mehr genau gesagt werden, ob nur die Oberherrschaft (wenn 
auch mit gewissen nutzbaren Rechten) oder die volle Nutzung 
übertragen werden sollte"). Und bedurfte es da zunächst be- 
schreibender Wendungen, so genügte bald der dafür gefundene 
technische Ausdruck: Inkorporation. 

Seit dem Aufkommen der Inkorporationen ist also zunächst 
ein doppeltes Temporalverhältnis?) kirchlicher Institute gegenüber 
anderen geistlichen Anstalten und Ämtern zu unterscheiden. 
Einerseits die gewöhnliche Temporalherrschaft, eine eigentliche 


1) Fried. II. f. d. Domkapitel zu Speier Huillard-Bréholles 1, 283 (1213): 
gibt die Kirche EBlingen — ita quod universi proventus seu redditus prove- 
nientes quoquomodo ab ipsa ecclesia, dote, decimis, oblationibus . . cedant 
ad communes usus dominorum canonicorum Spirensis ecclesie et in eorum 
voluntate et arbitrio sit atque tacultate, sicut voluerint, de ipsa ecclesia ordi- 
nare... 

2) Dazu kommt dann noch als drittes die landesherrliche Gewalt; s. unten, 
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‚ehensherrlichkeit oder auch ein (lehensáhnliches) Patronatsver- 
‚ältnis, das sich hauptsächlich auf die Besetzung der Kirche 
yezieht und andererseits ein durch die Einverleibung der Kirche 
:ritstehendes näheres Verhältnis, das im wesentlichen ein Nutzungs- 
echt an dem Benefizialgute des inkorporierten Institutes auf Seiten 


ines anderen begründet. Und die Quellen unterscheiden da sehr 
zenau !). | 


Nach dieser Auffassung entsprechen also die Kirchenin- 
korporationen in den eigentlichen Grundlagen des Institutes genau 
den sonstigen Inkorporationen. Waren Güterinkorporationen haupt- 
sächlich Angliederungen von Benefizien an Tafelgüter, so stellten 
die Inkorporationen geistlicher Benefizien hievon eben einen 
besonderen Fall vor. Und zeigen sich da im einzelnen auch 
Besonderheiten, so erkláren sich diese eben aus der Eigenart 
und besonderen Natur der Objekte. Sie entstammen also nicht 
der kirchlichen Inkorporation an sich, sondern der besonderen 
Art der hiezu verwendeten Benefizien. 


Die vollkommene Übereinstimmung in allen wesentlichen 
Punkten zeigt sich zunächst in den verwendeten Ausdrücken. Es 
werden bei Kircheninkorporationen nicht nur dieselben Bezeich- 
nungen wie bei sonstigen Einverleibungen gebraucht, sondern es 
findet sich auch dieselbe pleonastische Verdeutlichung. Appro- 
priare, annectere, unire, adiungere, applicare, donare und nament- 
lich incorporare werden einzeln, meist jedoch in Verbindung 
angewandt?) Dabei wird durch einen Beisatz (perpetuo, perpe- 


tualiter u. ähnl.) meist auf die Beständigkeit des neuen Verhält- 
nisses verwiesen. 


1) Z. B. Olim IIl, 1 S. 449 f. (=Mémoires de clergé XI, 318 f.): (Philipp 
IV. 1309 für Clermont mit Beziehung auf die Erträgnisse der bischöflichen 
Pertinenzkirchen) — fructus ecclesiarum Sancti-Cirici et Nove-Ecclesie . . in 
decimis, quas episcopus Claromontensis . . procuravit uniri mense episcopali 
per apostolicam sedem . . item . . fructus ecclesiarum de Roffiaco et Allodia, 
que nullo tempore fuerant alias in regalia et que ecclesie mense episcopali 
nunquam fuerant adiuncte seu unite etc. Es handelt sich um die Ansprüche 
der Regaliatoren bei Ausübung des Regalienrechtes für den König. Die 
Erhebung der Zwischengefälle bietet Anlaß zu Zweifeln, wieweit das Regalien- 
recht auszudehnen sei, ob nur auf die inkorporierten Benefizien als nunmehrige 
Bestandteile des bischófl. Tafelgutes oder auch auf die Kirchen bloßer bischöf- 
licher Temporalherrschaft der verschiedenen Formen (Lehen, Patronat usf.). 

2) Vgl. die zahlreichen von uns beigebrachten Quellenstellen. Weitere 
gelege gibt jedes UB. Ein Fall hier als Beispiel Schmitz, UB. v. Heisterbach 
S. 506 ff. Nr. 536 (1478): parochialem ecclesiam predictam (Flerzheim) eidem 
monasterio . . perpetuo unimus, annectimus et incorporamus . . Zum Sprach- 
gebrauch vgl. auch Wahrmund a. a. O. 1, S. 153 ff., dessen Grundauffassung 


des Instituts der Inkorporation wir jedoch, wie sich aus unseren Darlegungen 
ergibt, nicht teilen. 
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Wichtiger noch ist aber folgendes. Erfolgt die Einverleibung 
einer geistlichen Anstalt oder eines Kirchenamtes in dasjenige 
Institut, dem auch die Temporalherrschaft oder der Patronat an 
der einverleibten Stelle zustand, so sprach man auch hier von 
incorporatio pleno iure. Ganz ebenso benannte man ja bei den 
gewöhnlichen Güterinkorporationen die Vereinigung des Nutz- 
eigentums mit dem Obereigentum. Durch eine Inkorporation 
pleno iure, wird das plenum dominium, proprietas und dominium, 


übertragen !). 
Dieser Sprachgebrauch ergibt sich unmittelbar aus den 


Quellen?) Er ist aus der großen Mehrzahl aller Fälle völlig 
sichergestellt). Dagegen bedeutete die Unterordnung eines kirch- 
lichen Institutes in geistlicher und weltlicher Hinsicht, in utroque 
iure etwa, wie man sich ausdrtickte‘), hie und da auch subiectio 
pleno iure genannt, noch keine Inkorporation®). Es war dies 
eine pleno iure Pertinenz anderer Art9). Von Inkorporation ist 


1) Mon. Boica 37. Bd., S. 582 (1286): (B. Bertold v. Würzburg gibt eine 
Pfarrkirche dem Domkapitel) — pleno iure proprietatis et possessionis dona- 
mus et concedimus, in nos eandem ecclesiam et decimas . . cum pleno rerum 
dominio transferentes . . Nach dem Tode der jetzigen Persona fallen alle Ein- 
küníte an das Kapitel. Aehnlich S. 593 (1287). An der dem Domkap. ein- 
verleibten Pfarrei weiden perpetui vicarii angestellt. — Ueber den Gegensatz 
von Eigen u. Patronat selbst bei Laienkirchen und das analoge Verhältnis bei 
der Inkorporation in späterer Zeit (15. Jh.) Ernst, Entstehung des württemb. 
Kirchengutes, S. 380. \ 

2) Zu ganz anderen Deutungen gelangte die nicht aus den Quellen 
schöptende bisherige Doktrin. Aucn die bei Wahrmund, Kirchenpatronatrecht 
I, S. 113 ff. angef. Fälle sind nicht Beispiele tür eine incorporatio pleno 
iure, sondern nur eine Verleihung zu vollem Rechte in irgendwelchem dinne, 
wofür der Ausdruck pleno iure ja wie auch sonst vielfach untechnisch An- 
wendung fand; vgl. a. a. O. S. 115f. Aber auch das pleno iure (nämlich in 
temporalibus et in spiritualibus) pertinere (a. a. O. S. 128 ft.) trifft nicht das 
Wesen der incorporatio pleno iure. Vgl. das im Text Folgende. 

3) Das Verhältnis wird als pleno iure Beziehung bezeichnet und in 
seiner Bedeutung deutlich genug geschildert, auch bevor Wor Mitte des 13. Jh.) 
dafür der Ausdruck incorporatio als technische Bezeichnung sich allgemein ein- 
bürgert. Für viele Fälle als Beispiel Overmann, UB. der Erfurter Stifter und 
Klöster I (1926) S. 146 Nr. 269 (1244): (Erzb. Siegfried III. v. Mainz für d. 
Peterskloster) — in perpetuum auctoritate presentium indulgemus, ut ecclesiam 
de Alch (Alach), in qua ius patronatus habetis, pleno iure de cetero ex 
nostre . . . auctoritatis gratia possidentes, redditus et proventus ipsius in 
prebendarum vestrarum subsidium convertere licite valeatis, iure archidyaconi . . 
salvo, de cuius etiam consensu officiari debebit per ydoneam. personam de 
vestro convento vel per clericum secularem etc. 

4) Vel. etwa CB. des Hochst. Halberstadt I, 459 (1219): (Bischof Friedrich 
für das St. Johanneskloster) verum sicut ecclesia nobis nostrisque successoribus 
in utroque iure, tam in spirituali, quam in temporali subiacet . . 


5) Z. B. Remting 1, 677 (1375). 
6) Vgl. jedoch besonders Wahrmund a. a. O. S. 124 ff, der aus diesen 
. doppelten (geistlich-weltlichen) Pertinenzverhältnissen die Inkorporation ge- 


radezu herleitet. 
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dabei überhaupt gar keine Rede!). Weder dem Ausdrucke noch 
der Sache nach. Auch dann lag hier keine Inkorporation vor, 
wenn ein Mitglied des Kapitels eine diesem temporell unter- 
stehende Kirche versorgte, mochte sie spirituell gleichfalls dem 
Kapitel oder dem Bischof (oder einem andern) unterworfen sein ?). 
Und umgekehrt ist die Inkorporation eines Klosters z. B. in die 
bischöfliche Tafel nicht die Übergabe desselben in die geistliche 
und weltliche Herrschaft des Bischofs, die Vereinigung der 
Spiritual- und Temporalgewalt über ein geistliches Institut in 
seiner Hand, sondern die Übergabe des Nutzeigentums der 
Klosterprälatur an den Bischof, mochte dabei die Herrschaft in 
spiritualibus et temporalibus dem Bischofe früher zugestanden 
haben 3) oder später zustehen oder keines von beiden der Fall 
sein. Alle diese Zusammenstellungen waren nämlich möglich. 
Sebr häufig stand natürlich das inkorporierte Institut in der 
Spiritualgewalt des Destinatärs, jedoch lange nicht immer. Es 
konnten aber dazu noch weitere Befugnisse hinzutreten. 

War bei einer Inkorporation im eigentlichen Sinne außer 
Ober- und Nutzeigentum noch eine Jurisdiktionsgewalt — geist- 
licher oder auch weltlicher Art — für die begünstigte Stelle 
gegeben, so sprach man wohl auch gelegentlich von incorporatio 
iure plenissimo. Doch ist diese Ausdrucksweise keineswegs in 
den Quellen ganz allgemein und jedenfalls fast nie im Sinne 
bisheriger Doktrin zu verstehen. Von solchen Jurisdiktionsrechten 
war namentlich die weltliche Gerichtsbarkeit (Landeshoheit oder 
Vogteiverhältnisse aller möglicher Art) von Bedeutung. Ein geist- 
liches Institut konnte auch inbezug auf die landesherrliche Gewalt 
natürlich in verschiedener Lage sein‘). 


1) Die Bezeichnung pleno iure wird in sehr verschiedenem Sinne 
genommen; vgl z. B. noch Mon. Germ. Const. II, 397 (1223). 

2) Gall. Christ X b, 224 f. Nr. 35 (1209): (B. v. Senlis gibt d. Regular- 
kanonikern Herivallis eine Kirche) — perpetuo possidendam . . ita quod 
canonicus regularis, qui ibi ad divina celebranda instituetur officia, a . . cano- 
nicis b. Mariae de temporalibus investituram . . (vom B.) de spiritualibus 
curam recipiet. 

3) Z. B. Innozenz IV. an seinen Legaten (1247) Epp. saec. XIII. II, 263: 
Cum . . monasterium s. Martini Glandaiiene (S. Martin aux Chémes de Glan- 
diéres) . . . Metensi episcopo in spiritualibus et temporalibus sit subiectum, 
nos cupientes monasterium ipsum, quod sicut fertur vacat ad presens, proficere 
laudabiliter in utrisque, mandamus, quatinus, si est ita, amministrationem dicti 
monasterii eidem episcopo .. auctoritate nostra committas . . . Also trotz 

Unterwerfung des Klosteis in spiritualibus et temporalibus wird dem B. die 
, Verwaltung und Nutzung erst durch einen besonderen Akt übertragen. Als 
: et bildet sich eben seit dieser Zeit (Mitte 13. Jh.) die Inkorporation 
r heraus. 

| 4) Über die Zustimmung des Landesherrn zu der Inkorporation s.unten $ 18. 
; Archiv für kath. Kirchenrecht. CVII. 35 
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Was nun zunächst die Einverleibung eines Kirchenamtes in 
die Stellung des bisherigen Patrons betrifft, so war diese außer- 
ordentlich häufig. Dadurch wird aber vor allem jene Auffassung 
widerlegt, die in den Kircheninkorporationen einfach die geschicht- 
liche Fortsetzung der alten Abhängigkeitsverhältnisse unter Kirchen 
sehen möchte!). Selbst die volle Disposition über eine Kirche 
z. B. seitens eines Kapitels bedeutete noch kein Inkorporations- 
verhältnis, wie sich aus der Umwandlung jener in ein solches 
am deutlichsten ergibt?). Namentlich war in der großen Mehrzahl 
aller Inkorporationsfälle zugunsten .von Klöstern das dadurch 
begünstigte Institut der bisherige geistliche Patron der betreffenden 
Kirche oder des betreffenden Amtes oder es stand ihm (auch ohne 
Patronat) ein Präsentations- oder Kollationsrecht daran zu. Die Fälle 
waren in dieser Hinsicht keineswegs klar voneinander geschieden, 
gingen vielmehr ineinander über. Daher war auch die Ausdrucks- 
weise schwankend und wenig genau. Die Quellen erwähnen in 
einer Unzahl von Fällen den Bestand älterer Verleihungsrechte 
an den inkorporierten Instituten auf Seiten der dadurch be- 
günstigten Anstalten ?). 

Oft wird auch die Entstehung (Erwerbung) zuerst des Patro- 
nats und dann der Inkorporation in den Quellen besonders er- 
wähnt. Beide Rechtsverhältnisse gehen eigene Wege. Abt und 
Konvent von Heisterbach haben infolge Schenkung seitens der 


1) Oder die die Inkorporationen mit dem geistlichen Patronat in Zu- 
sammenhang bringt; z. B. B/umenstoc, Der pápstl. Schutz im Ma. S. 54. 
Auch Linneborn, zur Gesch. der Inkorporation (Theologie und Glaube, Jahrg. 7, 
1915, S. 203 ft.), bes. S. 217 f. Vgl. auch Jakobi, Patronatr. jur. Personen S. 12 
und un al Die vermógenrechtl. Folgen der Inkorp. f. d. Pfarreien (a. a. 
O. 288 ff.). 

. 2) Z. B. Günther IV, 624 f. Nr. 334 (1473): (Sixtus IV. für Kollegiatstift 
Pfalzel) parochialis sancti Remigii in Alffe et illius filialis sancte Aldegundis 
etc. que ad omnimodam dispositionem capituli huiusmodi pertinent, predicte 
mense perpetuo unirentur, annecterentur et incorporarentur etc. Folgt genaue 
Beschreibung des früheren und neuen Verhältnisses. (Der Pfarrer resigniert). 


3) Meist etwa in folgender Art (UB. der Abtei Heisterbach S. 556 Nr. 
536 a. 1478): (Papst Sixtus IV. wurde gebeten) — parochialis ecclesia in Flerz- 
heim . . quae ad collationem sive praesentationem abbatis pro tempore exis- 
tentis et conventus dicti monasterii de antiquo est approbata hactenusque 
pacifice observata consuetudine spectat, eidem monasterio perpetuo uniietur, 
annecteretur et incorporaretur etc. Oder Trouiliat IV, 409 (1381): (B. von 
Basel inkorporiert in die mensa communis des Zısterzienserklosters Olsberg 
eine Pfarrkirche) — cuius . . dictae parrochialis ecclesiae Magden collatio et 
ius patronatus ac praesentandi rectorem — dem Kloster zustand. Oder schon 
Schmidt, UB. Hochst. Halb. II, S. 410 Nr. 1318 (1276): (B. Volrad) ecclesiam 
parochialem in Adesleve cum omni iure donavimus monasterio sanctimonialium 
ordinis s. Benedicti eiusdem loci, in qua prius per donationem . . principis 
Ottonis . . ius habuerat patronatus, ita quod fructus illius in usus suos con- 
vertere valeat etc. 
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Gräfin Megtildis von Sayn das Patronatrecht und infolge Inkorpo- 
ration des Erzbischofs von Trier einen Teil der Einkünfte der 
Neustädter Kirche erworben!) Durch die Inkorporation wird 
also ein viel volleres Recht an einer Kirche gewährt als durch 
das blofe Patronatsrecht?). Dieses bildet hier vielmehr einen 
bloßen Bestandteil der durch die Inkorporation verliehenen 
Herrschaft über eine Kirche und wird bei der incorporatio iure 
pleno eben mitübertragen. Hat die begünstigte Anstalt an der 
inkorporierten Kirche die proprietas, das Nutzeigentum, so bestand 
das Patronatrecht zumeist daneben fort. Es geht in der Inkorpo- 
ration nicht auf. Bei den Einverleibungen ohne Obereigentum, 
also des bloßen Nutzeigentums, bleibt das Patronatrecht in 
anderer Hand. 

Dies alles wird in den Quellen in vielen Fällen klar berichtet 
und wird später genauer besprochen. An dieser Stelle zur all- 
gemeinen Orientierung nur ein Beispiel. So inkorporiert i. J. 1274 
Bischof Volrad von Halberstadt die Pfarrkirche zu Wormsdorf 
dem Zisterzienserinnenkloster Meiendorf?). Dadurch wird die 
proprietas der Kirche mit allen Nutzungen und dem Patronat- 
rechte dem Kloster übertragen ^). 

Das Gesagte gilt aber nicht nur von Klóstern, sondern auch 
von anderen Destinatären inkorporierter Stellen*). Namentlich 
bei den [nkorporationen von geistlichen Instituten in die bischöf- 
liche mensa war der Bischof zumeist bereits der Temporalherr 
dieser Kirchen, dessen Herrschaft man oft bis in die Anfänge 

1) Schmitz, UB. v. Heisterbach S. 399 Nr. 323 (1348). 


2) Kehr, UB. Hochst. Merseburg S. 881 f. Nr. 1016 (1349): (Bischof 
Heinrich für die regulierten Chorherren bei Altenburg) — Otto burzravius de 
Lysenik . . ius patronatus ecclesie parrochialis in superiori Lüben (Langen- 
leuba) nostre dyocesis monasterio cononicorum regularium prope Aldenburg 
Nuenburgensis dyocesis tradidit libere et donavit, petens una cum preposito 
et conventu predicti monasterii humiliter et devote, quatenus ipsam ecclesiam 


prefato monasterio propter defectus multiplices . . appropriare, incorporare 
et donare dignaremur. 


3) Schmidt, UB. Hochst. Halberstadt II, S. 393 Nr. 1286. 


4) proprietas ecclesie parochialis in Wormstorp . . in cenobium . . trans- 
lata .. ac ipsa ecclesia cum utilitatibus et fructibus e£ iure patronatus etc. 
Gestattet dem Kloster die Einsetzung eines amoriblen Vikars. Vgl. a. a. O. 
S. 613 Nr. 1731 (1303): cum proprietas ecclesie in Wormstorp . . ad cenobium 
in Meyendorp . . quam diutius sit translata etc. Proprietas ist also wie bei 
den gewóhnlichen Güterinkorporationen (S 11) das Nutzeigentum. Das Ober- 
eigentum (hier Patronat) besteht daneben. 


9) Z. B. Mon. Germ. Epp. saec. XIII. Bd. Il, S. 253 (1247): (Innozenz IV. 
an den Bischof von Konstanz) tibi . . concedimus, ut vacantem ecclesiam de 
hamo .. in qua ius obtines patronatus, episcopali mense tue . . valeas depu- 
tare . . . Oder Gall. christ. Illb 218 (1264 oder 1265). 
30 * 
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zurückverfolgen kann. Deutlich ergibt sich das schon im 13. Jh. 
Als der Bischofssitz von Antibe nach La Grasse verlegt wurde 
(13. Jh), kam es zwischen Bischof und Domkapitel zu Aus- 
gleichungen des Vermógens, die der metropolitanus loci (Erzb. 
von Embrun) auctoritate apostolica cognoscens vornahm '). Damals 
wurden zwei Kirchen aus dem Kapitelsvermógen gegen einige 
Burgen, Kirchen und andere Einkünfte dem Bischof zugewiesen ?). 
Seit jener Zeit befanden sich die Bischófe im ruhigen Besitze 
der beiden Kirchen als deren Herren in temporalibus et spiri- 
tualibus. Der vierte Bischof, von jenem Tausch an gerechnet, 
wandte sich nun an den Papst mit der Bitte, diese beiden Gottes- 
häuser der mensa episcopalis inkorporieren zu dürfen, unter der 
Begiündung, daß die Einkünfte der Tafel unbedeutend seien). 
Die genannten Kirchen gehörten hier also schon längst den 
bischöflichen Vermögen an‘), ehe sie dem Tafelgut einverleibt 
wurden. Und dasselbe läßt sich in vielen Fällen, auch in der 
späteren Zeit beobachten. 

Die alten Kirchen des Bischofsgutes blieben auch später 
bischöfliche Patronatskirchen. Das bischöfliche Patronatrecht floß 
daher mit dem Kollationsrecht zusammen’). Es wurde aber 
keineswegs von der Offentlich-rechtlichen Gewalt des Bischofs 
aufgesogen®). Noch weniger gingen daher die alten bischóflichen 
Kirchen in die späteren inkorporierten oder Mensalkirchen auf. 


Auch bei höheren Kirchenanstalten war das durch die Inkor- 
poration begünstigte Institut meist der bisherige Temporalherr 
der inkorporierten Anstalt. So stand das i. J. 1521 dem Bistum 
Würzburg zur Tafel des Bischofs bleibend einverleibte Kloster 


1) Gall. christ. III, 218 (1264 oder 1265). 

2) (metropolitanus) assignavit eamdem Antipolit. et de Lobeto ecclesias 
Grassensis dioecesis, quas praedictum capitulum in usus proprios detinebat, 
eidem episcopo et eius successoribus, in recompensationem ecclesiarum ipsarum, 
quibusdam castris, ecclesiis et aliis redditibus ipsius episcopatus praedicto 
capitulo assignatis. 

3) nobis humiliter suplicasti, ut . . ecclesias ipsas usibus mensae tuae, 
quae tenues habet redditus et exiles, applicare, de benegnitate sedis aposto- 
licae curaremus. 

4) (ecclesias) quasque tu et tres praedecessores tui Grassenses episcopia 
tempore divisionis huiusmodi continue possedistis pacifice et quiete. 

5) UB. des Hochst. Halberstadt Il, 255 (1262): ecclesias . . quarum ius 
patronatus sive collatio totaliter ad nos (Bischof) spectat . . 

6) Auf privatrechtliche Akte von Einzelerwerbungen wurde in der Praxis 
das bischófliche Verleihungsrecht zumeist gestützt. Es wird darum mit der 
analogen Stellung weltlicher Großer in Parallele gesetzt; z.B. Hund Metrop.]1, 
S. 278 (1587): Patronate u. Kollationsrechte an veistlichen Benefizien bei der 
Auseinandersetzung zwischen dem bayrischen Herzogsgut und dem Bischofs- 
gut von Regensburg für beide gleich behandelt. 
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Eberach !, ursprünglich zwar, wie alle Zisterzienserklöster, reichs- 
unmittelbar inbezug auf die weltliche Herrschaft?) — wobei die 
Rechtsnatur dieser Herrschaft keineswegs juristisch geklärt war 
und der Übergang von Schirmvogtei und sonstigen Herrenrechten, 
Patronat und Obereigentum u. dgl., durchaus zweifelhaft war?) — 
schon ein Jahrhundert vorher in der Temporalgewalt der Würzburger 
Bischöfe). 


Ähnliches ist auch in anderen Fällen festzustellen. Doch 
kommen auch die abweichenden Fälle häufig vor; nämlich die 
einfachen (nicht pleno iure) Inkorporationen. Letztere Uber- 
tragungen in ein dauerndes Nutzeigentum, ohne das Obereigen- 
tum aufzugeben, begegnen seit dem 13. Jh. Ältere Fälle sind 
unsicher in ihrer Bedeutung 5). | 


Noch keine eigentlichen Inkorporationen waren die älteren 
(von uns bereits geschilderten) Fälle gänzlicher Einbeziehung von 
geistlichen Ämtern und Anstalten mit all ihren Gütern für Zwecke 
anderer Institute. Doch gehen diese Fälle, die gegen Ende des 
11. Jh. und im 12. Jh. zurückgedrángt werden und im 13. Jh. 
wieder häufiger begegnen, von da an in die Inkorporationen all- 


1) Bestätigung durch Karl V. v. J. 1532 Lünig, Spic. II, 1022: (gibt 
bekannt), »daß wir . . dem ehrwürdigen Conraden, Bischofe zu Würtzburg 
seinen Nachkommen und Stifft daselbst, daß vorgedachte Closter Ebrach, 
mit seinen Leuthen, Gülten, Güttern und Zugehörungen, schutz und schirms- 
weise ewiglich incorporirt, eingeleibt und zugestelt haben ». . von Römischer 
kaiserlicher Machtvollkommenteit usw. Später heißt es, das Kloster solle 
mit allen seinen Leuthen, Gülten, Gütern und Zugehórungen bei dem gemelten 
2 Würtzburg in Schutz, Schirm und Dienstbarkeit . . hinführo in Ewigkeit 

eiben« etc. 


2) Diplom K. Konrads v. 1240 Huillard IV, 21; V, 106 (vgl. Ficer, 
Reichsfürstenst. I, S. 328 Nr. 227): sicut ordo Cisterciensis ab omni advoca- 
torum genere iuxta primariam institutionem suam semper liber extitit et 
immunis; sic deinceps eadem ecclesia excepto solo Romanorum imperatore 
nulli prorsus advocatorum, nisi cui voluntarie se subiecerit, ita quod velle 
i postea valeat immutare, per predia et possessiones suas aliquatenus sit 
Subiecta. 


3) Auch in umgekehrter Richtung finden sich Uebergänge der Vogtei 
in andere Herrschaftsrechte, sogar in die Landesherrlichkeit und Landeshoheit. 


4) Lünig a. a. O : der Herrscher hebt die alte Freiheit des Klosters 
auf, weil sie über ein Jh. nicht gebraucht worden ist, namentlich die Vogtwahl. 


5) Vgl. z.B. Urk. v. 1114 Kandler, Cod. dipl Istr.: Bischof B. von 
Parenzo gibt mit Zustimmung seines Kapitels einem Kloster eine Kirche: 
Haec omnia, ut superius donamus, concedimus atque translatamus vestrae 
sanctae ecclesiae, vobis et vestris successoribus, ad habendum tenendum et 
in perpetuum possidendum, nullo unquam nobis homine contradicente per 
quodvis ingenium nec ego nec mei successores, tali modo ut non habeatis 
"potestatem, sed semper sit de iure nostri episcopi et meorum successorum, 
faliter tamen ut nec ego nec mei successores vos inquietare vel molestare 
debeamus. Hier also nur das Nutzungsrecht auf das Kloster übertragen. Doch 
War dies noch keine eigentliche Inkorporation. 
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mählig über. Der Wechsel liegt da aber nicht nur im Ausdruck!) 
sondern in den ganz veränderten Grundlagen. 

In älterer Zeit war die Übergabe einer Kirche mit allen 
Gütern und Einkünften für Zwecke einer anderen nicht selten. 
Im 12. Jh. werden diese Annexionen zurückgedrängt?). Im 13. Jh. 
erstehen sie dann von neuem und auf neuer Grundlage: der des 


. 1) Auch für ältere Verbindungen unter Kirchenanstalten werden schon 
Ausdrücke wie unio u. del. gebraucht. Vgl. schon oben S. 59 Anm. 2. Oder 
über die unio (adunantes) von verfallenen venerabilia loca mit Klöstern Lib. 
Diurn. 88 (Sickel S. 115) oder bes.87 (5.114 f: (Priv. monast ) . quia igitur 
monasterium sancti . . Stephani, quod intro atrio b. ap. Pauli fundatum est, 
— verfallen ist — previdimus monasterio tibi commisso eundem monasterium 
sociare, quatenus . . in perpetuum a te tuisque successoribus — mit allem 
Zubehör —  disponatur atque . . regatur et vestro coniunctum subsistat 
monasterio, ita ut in eodem . . Domino . . laudes exsolvere debeatis. Sie 
haben auch für sonstige Instandhaltung zu sorgen. Auch später bedeutet 
unio nicht bloß die Inkorporation; z. B. Gall. Christ. XV b, 85 f. Nr. 94 (1255): 
Union der Kirchen S. Jon. u. S. Stefan in Besangon. Darüber schon a. a. O. 
Sp. 19 (1116) u. 21 f. (1122); Nr. 17 u. 19. 

2) Auch das Wort adnectere (ecclesiae annexae u. dgl), häufig für 
eigentliche Inkorporationen gebraucht, kommt auch für ältere Verbindungen 
von Kirchenämtern vor und bedeutet auch später nicht immer eigentliche 
Inkorporationen. Vgl. z. B. Lappenberg, Hamb. UB. 1, 622 Nr 754 (1273): 
De ecclesiis specialiter prebendis annexis canonicorum se non intromittet 
(der Eb.), statuendo et immutando in gravamen ipsorum contra privilegia 
ecclesie indulta . . Oder vgl. Hilling, Münster. Archid. S. 42 ff. Ebenso 
erscheinen auch mehr oder minder weltliche Dienststellen in den Kirchen in 
solcher und ähnlicher Verbindung. Vgl. hier nur z. B. Joerres, UB. v. St. 
Gereon S. 101 Nr. 102 (1235) : Dem officium (pincernae) famuli von St. Gereon 
zu Köln war die praebenda carpentariorum verbunden, u. zw. — annexa eril 
officio famuli, non persone, quia famulus non erit nisi annalis. — Auch die 
besondere Widmung von Altären für die bischöfl. Tafel (schon im 12. Jh.) 
war noch keine eigentliche Inkorporation; z. B. die Stelle bei Floer&e S. 9 
(1198): redditus 12 altarium, qui ad mensam episcopalem specialiter fuerunt 
deputati. Ebenso wurden Altäre und einzelne Verwaltungen (der Kustoden, 
Thesaurare usw) lange vor den lehensrechtlichen Inkorporationen auch an 
Kapitel übertragen; z. B. noch Gall. Christ. XII b, 3:4 Nr. 33 (1029): B. v. 
Nevers schenkt dem Kapitel die Altäre auf der rechten Seite der Hochkirche 
— consensu ac voluntate G. clavigerii ac R. decani sive secretarii, de quorum 
ministerio supradicta altaria esse videbantur. Concedo libenter, ut et ipsi et 
eorum posteri nominati canonici, quaecumque ex eis exierint, . . habeant in 
communionem. Oder Charmasse, Cart. de l'église d'Autun S. 11. (1096): 
Eduensis presul . . canonicorum generalitati (Dom) donaverat . . altare quippe 

rincipale Nazarii martyris . . thesauri quoque custodiam ed ad 
uminare eiusdem altaris pertinentia necnon et ecclesiae principalis b. Nazarii 
altaria universa, quae . . praesul . . thesaurario annuente praebuerat etc. Ful 
Italien Mon. Hist. Patriae I, 351 (1002): Asti. Endlich vgl. Hartzheim Ill, 167 
(1074): quamdam ecclesiam . . quae ad officium custodiae . . dicitur attinere 
etc. officium custodiae cum ecclesia .. si iuste attinet, cum caeteris omnibus 
iustis pertinentiis et utilitatibus suis etc. In diesen Fällen sind also ältere 
Pertinenzverháltnisse, nicht lehensrechtliche Inkorporationen, vorhanden. Auc 
dann, wenn z. B. Konventualkirchen in anderen solchen Kirchen einzelne 
Präbenden genießen; z. B. Gall. Christ. VII b, 81 Nr. 105 (1204): abbas et 
capitulum sanctae Genovefae praebendam et vicariam, quam in ecclesia beatae - 
Mariae Parisiensis habebant, nobis (B.) et successoribus nostris . . contulissent 
etc. tam praebendam quam vicariam memoratam dilectis fratribus nostris . - 
decano et capitulo Parisiensi concessimus . .: | 
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geteilten Eigentums. An jener Zeitgrenze scheiden sich deutlich 
die Verfügungen über das Patronatrecht von denen über das 
Nutzeigentum des Geistlichen einer Kirche'). Um das Jahr 1200 
| überträgt Erzbischof Johann von Trier den heimgefallenen (früher 
. an Ministerialen verlehnten) Patronat und den dritten Teil der 
zugehörigen Nutzungen, sowie alle Einkünfte des Geistlichen an 
das Domkapitel zu dauerndem Gebrauch). Zwei Drittel werden 
verlehnt. Ähnlich andere Fälle). 


Keine Inkorporation lag auch in den seit dem 12. Jh. und 
namentlich dem 13. Jh. (mit zunehmender Macht der Kapitel und 
der gesamten Stiftsstände) häufigeren Vorbehalten zahlreicher 
Ämter für Stiftsmitglieder^). Wurden diese Stellen damit) auch 
dem Besitzstande i. w. S. der Kapitel einbezogen‘), so wurden 


1) Lacomblet UB. IV, S. 2f. (1201): (Die Gründerfamilie des Norbertiner- 
stifts zu Heinsberg) decreuerunt, ecclesiam de Geylenkirken, que ad eorum 
pertinebat patronatum, predicto cenobio vacantem conferre, ita videlicet, ut 
hanc ecclesiam cum omni fructu omnique iure, quo pastores suis utantur 
ecclesiis. sacer ille conuentus se gaudeat in perpetuum possidere, possessiones, — 
decimationes et XIII solidos Coloniensis monete annuo censu omnemque 
prouentum ex ea percipiendo Pari quoque donatione ac pietatis intuitu pre- 
taxati nobiles G. et A. stipendium cuiusdam prebende de Geylenkirken ad 
supradictum claustrum transtulerunt, quod predecessores eorum in memoriam 
fidelium defunctorum uni specialiter sacerdotum habendum ordinauerant. Der 
Bischof von Lüttich stimmt zu. 

2) Beyer Il, 324 (1190—1212): (Erzbischof Johann von Trier) cum 
patronatus de O. Jacobo Trevirensis ecclesie ministeriali sine herede deluncto, 
quia ius feodale ad filias transterri non solet. nobis libere vacet, et in usus 
proprios vel mensa vel alios dicte ecclesie redditus convertere possetnus 
(Hier ist also die freie Inkorporationsmóglichkeit heimfallender Kirchen auf 
Seiten des Bischofs noch als selbstverständlich vorvusgesetzt, vel. § 18) .. 
patronatum et tertiam omnium fructuum . . partem et quicquid ad ius 
pastoris spectat maiori ecclesie Trevirensi contulimus . . . alias autem duas 
decime partes qui commemorati Jacobi neptem duxerat in uxorem . . . con- 
cessimus, hoc tamen lirmiter ordinato, quod idem Garneras quicquid iuris in 
hac ecclesia habere videbatur . . resignavit. 

3) Aber unsicher z. B. Beyer Il, 333 Nr. 298 (1189—1212): (Erzb.) 
conquisivit patronatum ecclesie in Andernacho et curiam ibidem . . que omnia 
ad usus contulit episcopales. 

4) Beispiele häufig. Vgl. bes. Hilling, D bisch. Banngew. u. Münster 
Archid. S. 43; v. Below, Die Entst. des ausschl. Wahlrechts der Domkap. 
(Hist. Studien XI). Auch Bra&mann, Halberst. Domk. S. 2ff u. 110 ff, bes. 
129 ff. Bückmann, Verdener Domk. S. 59f (Vorbehalt aller 7 Erzdiakonate 
der Dióz. f das Domk., auch anderer Stellen, z.B. der Propstei v. St. Andreas), 
der indes (S. 67 u. 85) in diesen Fällen mit Unrecht v. »Inkorporation« .spricht. 
Lamay, Hildesh. Domk. S. 29 f. u. 40 f. Umgekehrt war den Kanonikern die 
Annahme gewisser Stellen verboten; z. B. in Diensten des Propstes Loehr, 
Köln. Archid S. 4 Anm 1. Bereits auswärts prábendierte wurden in Würzburg 
nicht zugelassen; Mon. Boica 87, S 312; Henner, B. Hermann I. etc., S. 44 

5) Z. B. Hildesheimer Wahlkap. c. Il LZünig, Spic. Il, 1100 (1562) 
archidiaconatus, oblegia sive alios redditus, qui habentur de manu episcopi 
extra capitulum non locabo neque assignabo. 

6) Lacombiet, UB. Il, 44 f. (1219): (Erzb. Engelbert I. v. Köln für sein 
Kapitel) — cancellaria nostra, que vulgo capellaria vocatur, . . donavimus 
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sie dadurch doch noch nicht zu Tafelgütern. Derartiges kam 
auch schon lange vor den eigentlichen Inkorporationen vor, aber 
auch später und wird dann ausdrücklich im Gegensatz dazu gestellt’). 
So findet sich fast stets in den Wahlkapitulationen eine Reihe 
geistlicher und weltlicher Ämter festgesetzt, welche nur an Kano- 
niker weggegeben werden durften?). Andere (Burgen, Festungen) 
sollten nur an Stiftsritter und andere Stiftsleute vergabt werden, 
oft gleichfalls an Kanoniker?). Von den Ámtern, deren Vergabung 
nur an Stiftsherren oder Stiftsvasallen erfolgen sollte, verdient 
Erwähnung das Generalvikariat in temporalibus *). 

Ganz verschieden von einer Inkorporation ist natürlich auch 
später die Übertragung des bloßen Patronatrechtes, wenn auch 
durch einen Bischof zugunsten eines Stiftes durchgeführt. So 
überträgt z. B. 1533 der Erzb. v. Trier dem Kollegiatstifte St. 
Kastor zu Koblenz das Patronatrecht an drei Pfarrkirchen, wie es 
bisher den Erzbischólen zugestanden hatte). Hier bleibt sowohl 
die vermögensrechtliche Selbständigkeit der Pfarrkirchen, wie auch 
die bischöflichen und archidiakonalen Jurisdiktionsrechte gewahrt®). 
Verlehnungen des Patronats auch durch Bischöfe finden sich 
bis zum Ende der Reichszeit?). Sie sind sogar recht zahl- 


eidem capitulo, ut ad officium dicte cancellarie, quotiens ipsam vacare con- 
tigerit, et a nobis et a successoribus nostris non alius quam de ipsius capituli 
maioris fratribus assumatur. 

1) Vgl. unten S 16. 

2) Stimming, Wahlkapitul. v. Mainz, Gótt. 1909, S. 88 ff. 

3) Für Konstanz vgl Kap. v. 1294 K. Brunner, Wahlkapitulationen 
der Bischófe von Konstanz, Mitt. der Bad. hist. Kommission Nr. 20 (1898) 
S. 2t Nr. 1, 2 3, 5 etc. und ebenso in den folgenden Kapitulationen (a. a. 
O. S. 41; a. 1326 ff). Vgl. z. B. die Stelle Nr. 4 (1294): ut custodia castrorum 
et municionum ecclesie Constantiensis per episcopum .. tantum ministetialibus 
vel hominibus Constantiensis ecclesie committantur. Genauer Nr. 2 v. 1326 
(S. m4): castra vel munitiones ecclesie nostre predicte nulli custodienda 
committemus. nisi qui fuerit canonicus Constantiensis vel ministerialis ipsius 
ecclesie etc. Aehnliche Anordnungen finden sich auch sonst häufig. 

4) Wahlkap. v. Basel v. 1335 Art. 4 Trouillat lil, 441: quod nullum 
constituet vicarium in temporalibus generalem, nisi vasallum vel canonicum 
Bas. ecclesie. Auch dieser hatte übrigens laut der Kapitulation bei seiner 
Bestellung zu schwóren, im Falle eintretender Sedisvakanz dem Domkapitel 
zu gehorchen; u. a. O. (hauptsáchlich bezüglich der Burgen und Festunven). 

9) Günther V, 237 if. Ni. 116: ex mera nostra liberalitate (unter Kapitels- 
konsens) prefatis decano et capitulo ecclesie sancti Castoris predicte iura 
nostra patronatus presentandi ad parochiales ecclesias pastorias siue plebanias . 
locorum . . nostre diocesis ad nos ad presens spectantia et pertinentia, ac 
prout ad predecessores nostros archiepiscopos Trevirenses hactenus spectarunt 
et pertinuerunt etc. Im Jahre 1376 war eine dieser Pfarreien (Cobern) der 
Karthause bei Trier einverleibt worden; a. a. O. III, S. 799 Nr. 561. Der 
Patronat bestand unverändert fort. 

6) A. a. O. S. 239. 

7) Waldeck trug noch Ende des 18. Jh. »Kirchsatz, Lay und Weinzehent 
zu Reichenweiler« von Bamberg zu Lehen; Sartori Il, 1, 2, S. 1022. 
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reich !). Dies schon deshalb, weil auch das Patronatrecht noch 
lange ein nutzbares Recht blieb. Es war damit sehr oit namentlich 
ein Zehentbezug?), doch auch andere Vermögensrechte verbunden. 
Das gleiche gilt von Lehensherrschaften über Kirchen. 


Gleichwohl dürfen diese Nutzungen und die Stellung des 
Patrons (Lehensherrn, Obereigentümers usw.) nicht mit der des 
Nutzeigentümers, des Trägers des betreffenden Kirchenamtes selbst, 
verwechselt werden. Wenn auch nicht immer, so ist die Scheidung 
in der großen Mehrzahl der Fälle doch klar. Nur um die An- 
gliederung des Nutzeigentums, also der Stellung des Trägers eines 
Kirchenamtes selbst und ihres Vermögens, handelt es sich bei 
den eigentlichen Einverleibungen. 


Die Inkorporationen schufen also ein noch näheres Verhältnis 
zwischen Kirchenanstalten als es der Patronat an sich war, selbst 
soferne er gewisse Nutzungsrechte enthielt. Und dieser Übergang 
liegt eben in den besonderen Bedingungen der Entstehungszeit 
begründet: in der schweren Wirtschaftskrise, worin damals viele 
Bistümer und Abteien standen. Übrigens schlug man auch andere 
Wege ein, dieser entgegenzutreten. Zuerst gewährte man das 
Recht, durch mehrere Jahre die Einkünfte erledigter Kirchenämter 
zu genießen. Erst später ging man dann zur dauernden Einver- 
leibung der kirchlichen Stellen über ?). 


Gegen die Mitte des 13. Jh. war es namentlich Gregor IX., 
der mit vorübergehenden Einverleibungen aller oder doch gewisser 
Einkünfte erledigter Kirchenämter vor allem zugunsten schwer 
verschuldeter Bistümer vorging. Und darin zeigt sich, daß ein neues 


1) Vgl. die vielen Lehensreverse z. B. bei Günther, Cod. dipl., Bd. II 
bis V, worin Kirchensätze als Lehensobjekte erscheinen. 


2) Die Prámonstratenser v. Bellelay bezogen von mehreren Pfarrkirchen 
Zehentquarten tamquam patroni ratione iurispatronatus; Trouillat IV, 635 
(1400). Später trat dann das Tridentinum den Nutzungen der Benefizialgiiter 
durch die Patrone entgegen; Sessio XXII, c. 11. Trotzdem erhielten sich die 
Patrone vielfach im Besitz namentlich der Zehnten; vgl. z. B. Ernst, Die 
Entstehung des württemberg. Kirchenguts, S. 379. 


3) Auch andere Wege der Abhilfe wurden eingeschlagen. Davon 
kommt für unsern Zusammenhang — den temporären Inkorporationen noch 
am ehesten verwandt — z. B. die Anordnung in Betracht, daß notleidenden 
Pralaten den Weiterbezug ihrer bisherigen Kirchenämter (also gegen das an 
sich bestehende Kumulationsverbot) gestattet sei; z. B. Mon. Germ. Epist. 
saec. XIIL. II. Bd., S. 312 (1247): (Innoz. IV. für Worms) — quia eadem 
ecclesia gravata dicitur onere debitorum . . . mandamus, quatinus eidem 
decano (sc. electo Warm.) auctoritate nostra concedas (d. Legat), ut una cum 
episcopatu Warmaciensi dignitates, personatus, gratias et omnia alia beneficia 
sua retinere cum omnibus iuribus et pertinentiis eorum valeat usque ad nostre 
beneplacitum voluntatis. Aehnlich schon Gregor IX. f. Osnabrück Philippi, 
UB. II, 300 (1239). 
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Rechtsinstitut im Werden begriffen war, die tauglichen Formen einer 
Abhilfe erst gefunden werden mußten. Im Jahre 1235 gewährte der 
genannte Papst dem schwer verschuldeten Bischof von Eichstädt!'), 
dessen gesamte Tafeleinkünfte durch Schuldzinsen aufgezehn 
wurden?), das Recht, alle Einkünfte der vakanten Kirchenämter 
bischöflicher Kollation auf drei Jahre einzuziehen®). Für die 
geistlichen Stellungen sollten rectores idonei mit einer sufficiens 
portio angestellt werden. Ähnlich geschah es zugunsten zahlreicher 
weiterer Prälaten, auch seitens der nachfolgenden Päpste. In 
dieser Weise ging namentlich Innozenz IV. vor. Er bestimmte 
häufig eine Maximalgrenze des Jahresertrages der in dieser Art zu 
verwendenden Stellen‘). Wie dringlich die Verhältnisse jedoch 
Abhilfe erheischten, zeigt sich darin, daß zeitweilige derartige 
Verfügungen verlängert werden mußten 5). Man nahm auch immer 
weitere Ämter hinzu, namentlich höhere, einträglichere Stellungen. 
Der B. v. Hildesheim hatte schon von Innozenz IV. das Recht des 
Bezugs niederer Benefizien bischöflicher Kollation. Im Jahre 1258 
z. B. verfügt Papst Alexander IV. zugunsten des Bistums, aus 
dessen Einkünften nicht nur die Schuldzinsen nicht mehr bezahlt, 
sondern auch der Bischof nicht mehr erhalten werden konnte®), 
die Einverleibung auch der vakanteu Propstei und Thesaurarie 
zugunsten der Bischofstafel auf fünf Jahre, soferne das Kapitel 


1) Ueber die allgemeine damalige Wirtschaftskrise der Kirchen, ihre 
Ursachen und Bekämpfung handle ich ausführlich in einer besonderen Dar- 
stellung. 

2) Mon. Germ. Epist. saec. XIl[. Bd. I, S. 504: episcopo Eistetensi . . 
ecclesie, que . . gravata eris onere alieni . . quod fere totius episcopatus tui 
redditus annuatim vix ad solutionem sufficiunt usurarum . . . 

3) tibi . . concedimus, ut fructus beneficiorum in diocesi tua vacantium, 
in quibus provisio et ordinatio ad te spectant, convertenaos integre .. 
usque ad triennium valeas retinere etc. 

4) A. a. O. Bd. III, S. 170 (1253): (episcopo Frisingensi) cum . . dux 
Bawarie bona temporalia ecclesie tue . . adeo . . devastarit, ut non solum 
de ipsius redditibus non potes custodibus castrorum eiusdem ecclesie in 
victualibus providere, verum etiam aliquatenus sustentari . . gestattet bis auf 
weiteres die Einziehung der Einkünfte aller durch den B. zu verleihenden 
Pfründen, deren Jahresertrag 40 Mark Silbers nicht überschritt. Aehnlich 
a. a. O. S. 184 Nr. 212 (1253): gestattet dem B. v. Freis. Bezug aller vakanten 
Benefizien auf 3 Jahre. Aehnlich S. 190 u. 193 (1253) für Trier u. Straßburg; 
S. 210, 217, 219, 230, 257 u. 265 (alle 1254) für Augsburg, Metz, Magdeburg, 
Utrecht, Hildesheim und Eichstätt (letzteres schon oben Anm. 2 ff. berück- 
sichtigt). Teilweise (Magdeburg) lautet die Berechtigung auf einjährigen Bezug 
aller binnen 3 Jahren vakantwerdenden Benefizien. 

9) Z. B. a. a. O. S. 233 (1254): Erneuerung auf weitere 5 Jahre für 
Konstanz, das bereits den Pfründenbezug aut 3 Jahre hatte. 

6) Epist. saec. XIII. Bd. ill, S. 445: propter quod magno gravata est 
onere debitorum (sc. ecclesia) . . quod non solum idem episcopus creditoribus 
satisfacere nequit, quin immo sustentari non potest de redditibus memoratis. 
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;"ustimmt!). Auch die Zeitgrenze der Maßregel wurde immer 
weiter ausgedehnt. 


Selbst (vakante) Bistümer wurden in dieser Art für andere 
10tleidende Bischöfe verwendet, ihnen also gewissermaßen auf 
Zeit mit ihren Einkünften uniert, wobei die Zeit nicht einmal 
mmer begrenzt ist. Der um seine Einkünfte gebrachte Bischof 
von Arezzo bekommt 1240 von Gregor IX. die Einkünfte des 
Bistums Ancona bis auf weiteres?). In gleicher Weise — usque 
ad nostre (des Papstes) voluntatis beneplacitum — wird das 
erledigte Bistum Chiemsee dem Bischof von Bamberg wegen: 
gänzlicher Erschöpfung seiner Mittel von Innozenz IV. i. J. 1247 
übertragen?) Aber selbst besetzte Bistümer wurden für andere 
herangezogen. So erhielt der Bischof von Würzburg 1245 von 
Innozenz IV. den Auftrag, den fünften Teil seiner gesamten Ein- 
künfte dem Erzbischof von Mainz für dessen Auslagen im Interesse: 
des päpstlichen Stuhles auszufolgen‘). Ebenso wurden den 
resignierenden Prälaten ihre Pensionen meist aus dem Tafelgut 
zugewiesen?) Oder der Bischof behält sich bei der Resignation 
gewisse Einkünfte zu seinem Lebensunterhalt selbst vor5). Dies. 
gehört schon mehr in die Kategorie der Belastungen der Benefizien,. 
namentlich der bischöflichen Tafel, mit Pensionen oder der 
Unterhaltspflicht zugunsten verschiedener Personen ’). 

War also die Inkorporation im allgemeinen eine auf Dauer 
bestimmte Maßregel, so finden sich doch, wie diese Beispiele 


1) mandamus, quatinus prepositure, si ad hoc capitulorum ipsorum 
accedat assensus, nec non et thesaurarie predictarum proventus, si dictis 
episcopo, decano et capitulo Hildesemensibus placeat, per quinquennium ad 
tuas manus recipiens, proventus ipsos convertas integraliter in solutionem. 
huiusmodi debitorum . . 


2) Mon. Germ. Epist. saec. XIII. Bd. I, S. 695 f.: capitulo Anconitano: 
et clero . . . quod episcopus Aretinus . . redditibus suis episcopalibus est 
penitus spoliatus . . mendicate cogatur .. ei proventus episcopatus Anconitani 
pro sustentatione sua usque ad nosirum beneplacitum duximus concedendos. 


3) A. a. a. II, S. 321: Quia... bonis tuis fere omnibus dinosceris 
Spoliatus, ita quod non habes, unde posses commode sustentari . . 


4) M. G. Epp. s. XIII. Bd., S. 84 (1245): ipsi quintam omnium tuorum 
reddituum curares liberaliter exhibcre. Es kam auch vor, daß für solche 
Zwecke mehrere B. (u. Kapitel) herangezogen wurden; z. B. Honorius II.. 
a. a. O. 1. Bd., S. 255 (1227). 


.. 9) Epp. s. XIII. III. Bd., S. 461 für Regensburg. Oder Honor. III. für 
Hildesh. UB. des Hochst. Hild. I, S. 709 (1221). 


6) Cart. de Notre-Dame de Lausanne S. 470 (1219): (Bischof Roger). 
confectus senio resignavit et retinuit sibi de mensa episcopali unde posset 
onorifice sustentari et episcopalem sepulturam . . Vgl. S. 45 u. 502. 


7) Auch die Kondjutoren empfangen aus der mensa episcopalis sumtus. 
moderatos; z. B. c. un. VI (Ill, 5). 


556 Posdi 


lehren, auch Verfügungen ganz ähnlicher Art, aber nur auf bestimmt: 
Zeit. Auch Zz. B. für ein oder mehrere Menschenleben. Finer 
Kapitel wird z. B. gestattet, eine vakante Präbende nicht z 
besetzen, sondern alle Früchte, z. B. auf 2 Leiber, anderweitiz 
(meist zur Bezahlung von Schulden) zu verwenden ). Begegne 
‚dergleichen aber am häufigsten in den Anfängen der Inkorporations 
entwicklung, als dieses Institut eben erst im Werden war, so finder 
sich Inkorporationen auf Zeit doch auch noch viel spáter?). Daf 
endlich neben vollständigen auch teilweise Inkorporationen inbezug 
auf das Objekt der Einverleibungen begegnen, wird noch des 
näheren gezeigt werden (vgl. nächsten $ 14). 
Waren also die Kircheninkorporationen schon im Hinblicke 
‚auf die geschilderten Umstände und besonders auf die ganz 
verschiedene Stellung der dabei aktiv und passiv beteiligten geist- 
lichen Ämter, Anstalten und sonstigen Stellungen dußerst mannig- 
fach, so war dies umsomehr mit der näheren Ausgestaltung dieser 
Verhältnisse, ihrer inneren Struktur und namentlich ihrer wirtschaft- 
lichen Bedeutung der Fall. Dies im einzelnen in den Hauptpunkten 
klarzulegen, soll nun die Aufgabe des folgenden Abschnittes sein. 
Vorher sei aber der Vollstándigkeit wegen noch bemerkt, daf 
als Inkorporationen geistlicher Institute neben den eigentlichen Ein- 
verleibungen auch Angliederungen anderer Art mitunter bezeichnet 
wurden. Das Wort incorporatio zeigt also — wie alle übrigen 
Fachausdrücke — neben seiner technischen Verwendung auch 
mehrfache untechnische. Dies namentlich zu jener Zeit — bis 
gegen Mitte des 13. Jh. — wo das Institut der Inkorporation 
i. e. S. erst im Entstehen begriffen war. 
So nannte man mit Vorliebe die Angliederung von Klöstern 
an einen Orden incorporatio?). Diese Wortbedeutung ist sogar 
1) Z. B. Schmidt, UB. Hochst. Halberstadt II, 580 f. Nr. 1663 (1297): 
dem Kapitel U. L. Frauen wird gestattet (durch den B.) damus eisdem exnunc 
unam precariam unius videlicet prebende proximo et immediate in ecclesia 
s. Marie vacantis. dantes ipsis auctoritatem plenam et licentiam liberam fructus 
illius prebende sic vacantis vendendi distrahendi seu alienandi, ad vitam 
duorum tamen hominum seu personarum, pro libito voluntatis sue in sub- 
sidium, videlicet ad solvenda ipsorum debita etc. 
i 2) Entweder auf Lebenszeit z. B. eines Prälaten oder doch auf eine 


bestimmte Anzahl von Jahren. Vgl. namentlich Sartori I, 1, S. 338 mit 
Beispielen. 

3) Z. B. Schmitz, UB. v. Heisterbach S. 139 Nr. 35 (1216): Das 
Zisterzienser-Generalkapitel entspricht der Bitte des Abts von Clarkamp, eine 
Abtei schwarzen Ordens dem Zisterzienserorden zu inkorporieren. Oder 
S. 189 f. Nr. 100 (1247): Cum priorissa et conventus monasterii de aula sancti 
Petri, Colonieusis diocesis, gestantes habitum Cisterciensis ordinis et instituta 
servantes eidem incorporari desiderent — nimmt Innozenz IV. die Inkorporation 
vor und unterstellt dann Kloster als filia dem Abt von Heisterbach. Ferner 
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mals ziemlich häufig. Ein besonderes Unterwerfungsverhältnis. 
rd häufig daneben angeordnet !). 


Aber auch noch andere untechnische Anwendungen des 
ortes kommen vor. So wird z. B. oft das Filiationsverhaltnis 
unit benannt. Eine Tochterkirche wird gegenüber der Mutter- 
rche als inkorporiert, incorporata, annexa oder ähnlich bezeichnet. 


Daß damit nicht eine Temporalherrschaft irgendwelcher Art, 
atronat oder Inkorporation im gewöhnlichen Sinne, gemeint war, 
igt sich namentlich in jenen Fällen, wo die letzteren Verhältnisse- 
aneben besonders genannt werden Auch darüber unterrichten 
n besten Einzelbeispiele. Im Jahre 1302 inkorporiert (wenn auch 
icht unter diesem Ausdruck) Bischof Hermann von Halberstadt 
em Kloster Wasserleben die dortige Pfarrkirche?). Diese wird 
ber als inkorporiert der Kirche zu Huslere bezeichnet), worunter 
ber otfenbar hier nur ein Filiationsverhältnis gemeint ist; denn 
ie wahre Inkorporation erfolgt hier zugunsten einer anderen 
irche, nämlich eben des Klosters der Zisterzienserinnen zu 
Vasserleben. Patronat und proprietas an der Kirche stand bisher 
lem St. Johanneskloster zu, dessen Propst und Konvent der 
nkorporation natürlich ebenso wie der Erzdiakon des Sprengels 
ind der Rektor der Kirche zustimmen). Das Kloster Wasserleben. 
iat dem Erzdiakon einen ferto und ebenso in Erinnerung des 
alten Unterwerfungsverháltnisses dem St. Johanneskloster einen 
áhrlich zu bezahlen. Die Kirchenhufe zu Wasserleben verbleibt 
diesem Kloster (St. Johann)?). Nur so kann die Stelle m. E. auf- 


S. 200 Nr. 112 (1248), 209 Nr. 123 (1252). Aber noch S. 299 Nr. 222 (1310) : 
Peticio facta generali capitulo super incorporacione abbatie Vallis giacie et 
quod sit filia de Estrebach etc. Oder Kehr, UB. Hochst. Merseb. S. 360 
Nr. 438 (1279): quod eedem sanctimoniales . . ordini Cisterciensium fuerant 
incorporate etc. 

1) Vgl. z.B. Boehme, ÜB. des Klosters Pforte I. S. 268 Nr. 267 (1279): 
(Bischof von Merseburg für das Nonnenkloster Marienthron) — indulgemus . . 
quod supra dicte sanctimoniales sint et permaneant incorporate ordini Cyster- 
Ciensium cum omnibus iuribus et libertatibus eiusdem ordinis, hoc adiecto, 
quod abbati Portensis monasterii . . perpetuo sint subiecte et tam nobis 
quam nostris successoribus respondeant de iuribus episcopalibus etc. 
| 2) Schmidt, OB. Hochst. Halberst. ll, S. 605 f. Nr. 1713. 

3) ecclesiam parrochialem in Waterlere, ecclesie in Huslere incorporatam. . 

4) (Vor. N.) ad ecclesiam s. Johannis extra muros Halb., una cum iure 
patronatus ac aliis iuribus universis iure proprietario nullo medio pertinentem, 
de consensu prepositi ac conventus eiusdem, voluntate quoque archidyaconi 
necnon rectoris ecclesie predicte accedente, in monasterium dominarum ordinis 
Cysterciensis in Waterlere degentium pure ac simpliciter transferimus etc. 

) Et mansus, que ecclesie Waterlere attinebat, apud ecclesiam s. 
lohannis liber remaneat et solutus. Es war da also wohl noch anderes 
Kirchengut der Pfarrkirche vorhanden, sonst hätte die Inkorporation keinen. 
Sinn gehabt. 
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gefaßt werden, wenn die Kirche zu Huslere nicht das St. Johannsst 
selbst war und dort eben ein älteres Inkorporationsverhälts 
bestand. (Huslere kommt sonst nicht vor. Auch von Neuere 
wird als Inkorporation gelegentlich die Herstellung (oder Wiede 
herstellung) des Filiationsverhältnisses verstanden, namentlich be 
abhängigen Kapellen ohne eigenen Geistlichen !). 


| Wieder in ganz anderem Sinne wird dann endlich der Ausdruc 
incorporatio im Bereiche des kirchlichen Rechtes namentlich in 
der konziliaren Praxis gebraucht. Hier bedeutet er Angliederungen 
an die auf den Konzilien vertretenen Gesandtschaften, Ausschüsse 
u. dgl.?) oder an das ganze Konzil?). Diese Art «Inkorporation: 
hat also mit den gewöhnlichen Einverleibungen nichts zu tun, 
selbst wenn dabei von kirchlichen Ämtern und Stellen die Rede ist‘). 


Noch in der 2. Hälfte des 13. Jh. wird aber umgekehrt der 
Ausdruck incorporatio für solche Vorgänge, die nach der näheren 
Beschreibung zweifellos bereits wahre Einverleibungen sind, doch | 
nicht allgemein verwendet. Im Jahre 1262 nimmt Bischof Volrad | 
von Halberstadt eine solche Inkorporation von Kirchen und einem 
bischöflichen Amte vor’). Er sagt, daß er die Kirchen, deren 
Patronat und volle Kollation bisher ihm zugestanden hatten, mit 
allem Besitz in der Art dem Domkapitel übertrage, daß bei ihnen 
bleibende Vikare durch das Kapitel eingesetzt werden und mit 
einem genügenden Teil der Früchte ausgestattet werden sollten 5) — | 
alles Übrige solle dem Präbendengute der Kanoniker zufallen. 
Die Ausdrucksweise ist also, besonders für jene ältere Zeit, allein 
nicht entscheidend, vielmehr die Wortbedeutung in jedem Falle 
erst festzulegen. | 


Erzb. Werner v. Mainz bestátigt 1263 eine Verfügung seines 
Vorgängers, womit dieser die Kirche Witmare, deren Patronat ihm 


1) Z. B Schmidt, a. a. O. Il, S. 5841. Nr. 1671 (1297). 

2) Vel bes. das Konzil von Basel in der Ausg. der Wiener Akad. 
(Monumenta Conciliorum generalium) Conc. Basil. Il, S. 150 ff. Sessio X, 
Cap. 2: Qui fuere incorporati etc. Oder bes. S. 340 if. Cap. 19: De incor- 
poratione regis Romanorum, ambasiata ducis Burgundiae etc. Feiner S. 342 ff. 
Cap. 20: De causa additamenti ad iuramenta incorporandorum etc. — — 
iucorporati fuerunt reverendissimi domini Anthonius episcopus Ostiensis usw. 

343: qui in sua incorporacione dederunt iuramentum . . fuerunt oratores | 
comitis Armeniaci, incorporati XXIII huius, . . . Oder Sessio XVI, Lib. VII, 
cap. 21 S. E ff. . . incorporacio Dacie et Cipri regum etc. 

S. 363 Sessio XI, Cap. XXXI: si concilio fuerint incorporati etc. 
Oder S. 579 ff. Lib. VII, Cap. II und sonst häufig. 

4) Cap. XXI, Sessio Xl, S. 363 (vgl. vor. Ani): De inicio collacionis 
beneficiorum per concilium . 

5) Schmidt, UB. Hochst. Halb. II, S. 254 f. Nr. er 

6) ita ut decenter et commode valeant sustentari . 


. 
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‚ugestanden, jedoch von ihm zu Lehen gegeben war, beim 
eimfall dem Kloster Arolsen in folgender Art!) übertragen hatte 
inter Zustimmung seines Kapitels. Er gibt die Kirche pleno iure 
zu immerwährendem Besitz, damit aus ihren Gütern der Konvent 
Erleichterung seiner Notlage erfahre und der Propst die Kirche 
Dediene — unter Vorbehalt einer congrua portio für den Vikar?) 
und unbeschadet der Rechte des Erzdiakons. 

Ein besonders früher Vorläufer einer unio ef incorporatio 
einer (Stifts-)Kirche in eine andere ist die Einverleibung der Kirche 
zu Brügge in das Pfründengut des Utrechter Domstiftes?). Hier 
läge überhaupt der erste (mir bekanute) Fall einer Inkorporation 
i, e. S. vor, wenn nicht doch auch hier der Ausdruck einen 
anderen allgemeineren Sinn haben sollte, was mir wahrscheinlich 
ist. Im Jahre 1124 wird die aus Laienhand zurückgewonnene 
Marienkirche zu Brügge in der Art dem Domkapitel übertragen 
(durch Bischof und Dompropst, unter Zustimmung der hoch- 
stiftischen Stände, des prioratus, d. h. der priores), daß der jeweilige 
Propst von Brügge durch den Domdekan und das Kapitel ein- 
zusetzen sei‘). Sooft ein Kanoniker von Brügge nach Utrecht 
komme, solle er dort wie ein Domkanoniker leben und den 
Chor frequentieren und dem Dekan wie die übrigen Domherren 
Obödienz leisten. Ausdrücklich wird.durch diese besonders nahe 
Verbindung die untergebene Kirche als dem Domkapitel uniert 
und inkorporiert bezeichnet’). Und doch liegt da wohl nur eine 
besondere Form der Temporalherrschaft und einer Verbrüderung 
unter Kirchen vor. 

Wird aber selbst später von der Assignation oder Inkorpo- 
ration einer Kirche z. B. in ein Kloster oder Stift gesprochen, 


1) Westfäl. UB. IV, 3 Nr. 939 S. 485. 

2) ut prepositus, qui ibidem pro tempore fuerit, officiet ipsam ecclesiam, 
sicut postor vel officiarii faciant, congrua portione vicario ibidem reservata . . 

3) 2. Cartular v. Utrecht Nr. 9 Muller S. 142. Vgl. auch Nr. 81 des 
1. Cartulars. ' 

4) Ecclesia sancte Marie in Brugge .. . sancti Martini libertati est 
assignata et tradita, quam libertatem qualicumque ratione prius confirmaverat 
apostolica auctoritas. Est autem huius tradicionis talis condicio: Siquando 
canonici . . s. Marie priventur suo preposito, unus ex eis cum assensu suorum 
confratrum Traiectum veniens in capitulo s. Martini, prepositum sibi dari 
orabit, quem decanus et liatres communiter successione perpetua, omni 
respectu episcopi et majoris prepositi excluso, tamquam super propria et 
speciali possessione sua providebunt et illius electioni tradent. 

5) Preterea ad maioris concordie unitatem visum est fratribus pium et 
honestum, ut quandocumque aliquis fratrum illorum huc venerit, more claustrali 
se habeat, chorum frequentet et obedientiam. decano tamquam ceteri servet. 


Quia igitur sic est unita et incorporata huic ecclesie illa, quotienscumque 
aliquis . . obierit, . . anniverserius etc. 
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so ist es zunächst noch oft unsicher, ob hierunter die einfache 
Übertragung des Patronates oder die Herstellung eines näheren 
Verhältnisses der übertragenen Kirche gemeint sei. Mit dem 
früher genannten Falle v. Halberstadt völlig gleichzeitig ist z. B. 
auch der folgende!). Bischof Volrad inkorporiert nach reiflicher 
Überlegung die Pfarrkirche Scherben dem Deutsch. Ordenshause 
in Halle, das den Patronat jener Kirche durch Kauf des Grund- 
stückes, woran er haftete, erworben hatte. Die Leitung der Kirche 
sollte durch Mitglieder des Ordens oder Weltgeistliche erfolgen. 
Über deren Einkünfte und nähere Stellung ist nichts gesagt. 
Immerhin spricht hier die Wahrscheinlichkeit für eigentliche Ein- 
verleibung. Sonst wäre ja ein besonderes wohlüberlegtes Ein- 
schreiten des Bischofs nicht nötig gewesen. Ähnlich andere Fälle. 

Nach diesen allgemeinen Festlegungen wollen wir nun 
die Einzelheiten des Rechtsinstitutes der Inkorporation in ihren 
wichtigsten Zügen kennen lernen. 


1) Schmidt a. a. O. S. 263 Nr. 1056 (1262). 
(Schluß folgt.) 


Il. Kleine Beiträge. 


— 


1. Befreiung von den Verbindlichkeiten der höheren Weihen. 
Von Prof. Dr. Johann Haring, Graz. 


Die einmal gültig empfangene Weihe kann niemals auf- 
gehoben werden; jedoch kann auch der Majorist ganz oder 
teilweise von den Verpflichtungen der höheren Weihe entbunden 
werden. Es kann dies geschehen auf Giund eines apostolischen 
Reskriptes; der Hauptfall aber ist Befreiung von den klerikalen Ver- 
pflichtungen auf Grund des Kanon 214 (erzwungene Ordination, 
ohne daß später, durch freiwillige Ausübung der Weihe eine 
Gutheißung der Ordination eingetreten wäre). Der Kodex unter- 
läßt es, den Grad des metus gravis näher zu bestimmen. Man 
kann wohl an die Analogie im Eherecht (Kanon 1087) denken. 
Kanon 211, S 1 deutet an, daß in einem solchen Prozeß ein 
doppeltes Verfahren eingehalten werden kann (decreto vel sen- 
tentia ad normam can. 214). Kanon 1993 ff. führt weiter aus, 
daß der interessierte Kleriker ein Gesuch an die Cong. Sacram. 
zu richten hat, die entscheidet, ob ein gerichtliches oder ein 
Disziplinarverfahren einzuleiten sei. Im ersten Falle wird die 
Angelegenheit dem Ordinarius, dessen Diózese der Kleriker zur 
Zeit der Ordination angehörte, zur instanzenmäßigen Entscheidung 
überwiesen. Im zweiten Falle wird der Ordinarius lediglich mit 
der Instruktion des Informativprozesses betraut. Es ist nach 
Analogie des Informativprozesses super matrimonio rato et non 
consummato ein judex instructor, ein defensor vinculi und ein 
actuarius zu bestellen. Für die Durchführung des Informative. 
prozesses wird von der Kongregation eine eigene Instruktion 
gegeben. Nach Abschluf der Erhebungen wird das ganze 
Material dem defensor zur Erstattung eines Gutachtens über- 
wiesen. Hierauf legt der judex ad tramitem disciplinae unter 
Angabe der Gründe (expositis rationibus tum facti tum juris) 
schriftlich seine Meinung nieder. Hat nicht der Bischof selbst die 
Untersuchung geführt, sondern ein Delegierter, so hat dieser sein 


votum de merito petitionis abzugeben. Das gesamte Material ist dann 
Archiv für kath. Kirchenrecht. CVII. 36 
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der Sakramentenkongregation zur Entscheidung vorzulegen. Im 
nachfolgenden die vorgedruckte Instruktion. 
Sacra Congregatio de Sacramentis. 


Illme ac Rme Domine! 


Preces sacerdotis NN. istius dioecesis N. ab hac s. Cong. 
de Sacr. receptae sunt, quibus ipse postulat, ut ab oneribus sol- 
vatur in sacris ordinibus susceptis, ad tramites can. 214 C. j. c. 

Verum sacerdos, qui contendit se gravi revera vi aut metu 
coactum, eosdem sacros ordines recepisse, neque eamdem 
ordinationem postea ratam habuisse, hoc legitime probet necesse 
est. Huiusmodi processum conficiendi hisce litteris H. S. Con- 
gregatio facultatem Amplitudini tuae tribuit, servatis normis 
can. 1995 et sequ. et exinde, congrua congruis referendo, ob- 
servata Instructione a S. Congregatione edita die 7. Maii 1923 
in processibus super matrimonio rato et non consummato. 

Processus itaque judiciali forma erit instruendus, adhibita 
quoque actuarii opera pro actis conscribendis ad normam 1585; 
et ad hoc datur Tibi facultas idoneam personam subdelegandi ad 
huiusmodi processum conficiendum; ac praeterea sive A. T., sive 
judici subdelegato, fit potestas, alios idoneos ecclesiasticos viros 
subdelegandi, ut excipiant examen testium legitime absentium. 

In primis itaque erit deputandus a judice defensor vinculi 
seu validitatis sacrae ordinationis, qui ad omnes et singulos actus 
citari atque audiri debebit. Hic interrogatoria exhibebit, super 
quibus, eo semper adstante, formali examine et praevio jurejurando 
sacerdos actor et testes interrogandi sunt. A sacerdote vero ex- 
quiratur suae familiae conditio, qua in aetate esset, dum ad sacros 
ordines fuit promotus, et quamnam modo agat; quo minarum genere 
aut incusso metu aut aperta vi coactus fuerit ad sacros ordines 
suscipiendos; et de minis in specie, quas ipse passus sit, vel de 
saevitiis sive inlatis, praesertim tempore proximo sacrae ordinationis. 

Item interrogandus erit sacerdos de conquestionibus hac de 
re vel de signis interni dissensus panditi, tam antea, quam in ipso 
actu et post receptos sacros ordines; an et cui patefecerit suam 
contrariam voluntatem et qualem praecise interius habuerit animum 
in. actu sacrae ordinationis. Utrum sacrum ordinem unquam et 
quoties, et ubi exercuerit, et divinum officium recitaverit, an 
umquam contra sacram ordinationem et huius adnexa onera reclam- 
verit; et unde factum sit, ut causae introductionem aut prose- 
cutionem ad haec usque tempora distulerit. 
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Denique rogandus est sacerdos actor, ut inducat testes 
consanguineos, affines, familiares et extraneos, qui de praemissis 
omnibus circumstantiis certiores esse possint. 

Deinde hi testes formali examini subjiciendi erunt, adstante 
defensore sacrae ordinationis, et ad eiusdem interrogatoria rogandi 
erunt de circumstantiis assertae vis aut coactionis eiusque causis, 
tum praesertim interrogandi erunt, prouti casus ferat, an patrem 
aut matrem actoris aut quemque alium accusatum de vi aut metu 
incusso, noverint et exploratam habuerint eorum indolem et agendi 
rationem erga actorem. Utrum hi, natura sua, talis essent severitatis, 
ut merito timeri possit, ipsos minas esse executuros; et an actor 
pro sua indole esset tam timidus et pusillanimis, ut eiusmodi minis 
aut saevitiis ita deterreri potuerit, ut ad sacros ordines vi revera 
aut gravi metu coactus accesserit, quin eas vitare potuerit. | 

Quidquid vero actor deponat in suo examine, erit a testibus, 
quos judex satis instructos reputaverit, inquirendum, ut illius 
assertiones aut confirment, aut corrigant, aut respuant, ei utrum 
facta asserta sibi nota sint, referant. Si in instructione processus 
appareat adesse aliquem vel aliquos de re bene edoctos, hos 
judex ex officio citet et examini subjiciat eadem servata methodo. 

Facultatem sibi reservabit judex, in quolibet examine, sive 
actorem sive reum ad novum examen revocandi, nec praeter- 
mittat judex alligare in processu informationes parochi aut alterius 
idoneae personae attestationem de fide, quam actor et singuli 
testes merentur. Absoluta processus informatione, judex omnia 
acta tradat sacrae ordinationis defensori, ut suas exaret animad- 
versiones, quas processui erunt inserendae. 

Deinde judex, juxta can. 1993, S 1, ad disciplinae tramitem 
proferat sententiam ; seu, non constituto trium judicum tribunali 
collegiali, requisito a can. 1576, $ 1, n. 1, in processibus judi- 
cialibus, ipse, qui processum instruxit, pronuntiet de merito 
petitionis actoris, expositis rationibus tum facti tum juris. 

Praeterea si non ipse Episcopus, sed alius eius vices gerens, 
processum instruxerit, hic det suum votum circa meritum quaes- 
tionis, quod addendum erit processui, ad H. S. C. transmittendo, 
servatis consuetis normis et cautelis. 

Interim Amplitudini Tuae fausta adprecor. 

Romae, die .— . |. | | . 1927. 


. . Secretarius. 
Officialis. 
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2. Erbbegräbnis, Friedhofsordnung und »Extrakommerzial- 
qualitát« des Friedhofs. 


Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Josef in Freiburg i. Br. | 


Dem Urteil des preuß. OVG. v. 26. Jan. 26 (Jur. Wochen- 
schr. 27, 1285) liegt folgender Sachverhalt zugrund: Zu Sch in 
Westfalen wurde i. J. 1828 für die zur Kirchengemeinde Sch. 
. gehörigen Gemeinden ein neuer Friedhof angelegt. Die Ver- 
teilung der Begräbnisplätze wurde in der Weise vorgenommen, 
daß den einzelnen Hofbesitzern gegen Zahlung von 2 Talern für je 
2 Begräbnisplätze Stellen zur Beerdigung ohne Zeitbeschränkung 
zur Verfügung gestellt wurden. Auf Grund der Friedhofsordnung 
v. J. 1922 und Beschlusses der Amtsversammlung wurde sodann 
als Zeitpunkt der Beendigung der Nutzungszeit für alle i. J. 1828 
bei der Anlage des Friedhofs erworbenen Begrábnisstellen der 
1. Apr. 1928 festgesetzt. Kl., der Rechtsnachfolger eines jener 
Stellenbesitzer vom J. 1828 war, verlangte im Verwaltungsstreit 
Aufhebung der Beschránkung der Nutzungszeit; das OVG. wies 
die Klage ab mit der Begründung : der Friedhof sei eine Gemeinde- 
anstalt; über die Benutzung einer solchen kónne die Gemeinde 
ihren Mitgliedern das Nähere vorschreiben, selbst wenn diese 
gegen Entgelt das Benutzungsrecht erworben haben; nur mit 
dieser aus den öffentlich -rechtlichen Befugnissen und dem 
Eigentum der Gemeinde sich ergebenden Einschránkung komme 
ein dem einzelnen Mitglied eingeräumten Sonderrecht zur Be- 
nutzung zur Entstehung. Dagegen kónne dahin gestellt bleiben, 
ob dem Kl. eine Befugnis privatrechtlicher Natur auf immer- 
wáhrende Benutzung zustehe; hierüber habe das ordentliche 
Gericht zu entscheiden. — 

In der Anm. zu diesem Urt. ebenda verneint Fleischer die 
vom OVG. unentschieden gelassene Frage; er führt aus: auch 
durch entgeltlichen Erwerb einer Begräbnisstelle könne eine 
immerwáhrende Befugnis privatrechtlicher Natur nicht erworben 
werden. Friedhöfe seien dem öffentlichen Verkehr entzogen; 
der Erbbegräbnisberechtigte habe am Friedhof das Nutzungs- 
recht einer ganz bestimmten Stätte; alles Nähere, insbesondere 
sogar sein Recht zu deren Ausschmückung regele die Friedhofs-O. 
Jedenfalls habe auch der Berechtigte keinen Widerspruch gegen 
die Schließung des Friedhofs einschließlich der Erbbegräbnisse, 
aus Gesundheits- oder verkehrspolizeilichen Gründen; er habe 
in solchem Fall nur einen Anspruch auf Entschädigung, nicht 
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aber auf unentgeltliche Gewährung einer Ersatzstelle auf dem 
neu angelegten Friedhof. — 


In der vom OVG. unentschieden gelassenen Frage ist der 
Ansicht Fleischers nicht beizustimmen. Die Gemeindeversammlung 
kann wohl eine Friedhofs- O. erlassen, d. h. allgemeine Grund- 
sätze über die Benutzung des Friedhofs aufstellen; aber sie kann 
nicht das dem Kl. als einzelne Gemeindeangehörigen zustehende 
Sonderrecht beseitigen. Denn des KI. Erblasser hatte durch 
Vertrag v. J. 1828 ein Erbbegrábzis erworben, d. h. die Gemeinde 
war verpflichtet zu gestatten, daß Kl. (seine Frau und seine 
Kinder ') an der bestimmten Stelle begraben werden. 


Dieses Benutzungsrecht war auf den Kl. übergegangen, und 
wenn die Beseitigung zum Wohl der Gemeinde erforderlich war, 
so konnte dem Kl. dieses Recht nach Art. 153 Abs. 2 RVerfassung 
nur entzogen werden auf dem geordneten Wege der Enteignung, 
also nur gegen Entschádigung. Zwar erlangt der Erwerber der 
Erbbegräbnisstelle mangels erfolgter Eintragung kein Eigentum 
oder dingliches Recht an dem Platz ($$ 873, 1090 BGB.), sondern 
lediglich ein Forderungsrecht gegen die Gemeinde; aber der Art. 
153 Abs. 2 umfaßt subjektive Privatrechte aller und jeder Art, 
RG. 105, 253; 109, 319; J. W. 24, 800). Folglich konnte jener 
Beschluf der Gemeindeversammlung, der ohne Enteignungs- 
verfahren und ohne Entschädigung das Erbbegräbnisrecht aufhob, 
es dem Kl. nicht entziehen, er war insoweit nichtig.. Das gilt 
ganz besonders im Fall der Schließung des Friedhofs: ist diese 
wegen Mangels an Raum oder aus gesundheitspolizeilichen Gründen 
erforderlich, so kann sie von der Gemeinde (mit der etwa 
erforderlichen kirchenbehórdlichen Genehmigung) rechtswirksam 
beschlossen werden; aber der Anspruch der Erbbegrábnisberech- 
tigten wird hierdurch nicht beseitigt?). Ist seine Beseitigung zum 
"Wohl der Gemeinde erforderlich, so muß dies im geordneten 
Enteignungsverfahren gegen Entschädigung erfolgen. Der Berech- 
tigte braucht sich also nicht die Anweisung des Begräbnisplatzes 
auf dem neuen Friedhof gefallen zu lassen und er hat auch nicht 


1) Ueberhaupt alle Nachkommen, soweit der Platz reicht, ebenso 
Adoptivkinder und die Ehefrauen der Nachkommen; dies entspricht der 
natürlichen Auffassung. Die entgegengesetzte Auffassung von Schön, Evangel. 
Kirchenrecht 2, 534 Anm. 5a erscheint nicht richtig; S 681 Il 11 ALR. 
bezieht sich nur auf Kirchenstähle. In erster Linie enscheidet natürlich die 
Friedhofs-O. 


2) So schon Preuß. KO. v. 17. Okt. 1822 bei Koch Anm. 53 zu S 185 
ll 11 ALK. 
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Anspruch auf einen solchen; die Entschädigung ist vielmehr in 
Geld zu leisten !). | 

Aber nur der Eingriff der Friedhofs-O. in Sorderrechte is 
unzulässig; im übrigen regelt sie die Rechisverhältnisse am Friedhol 
unbeschránkt. Übernimmt also die Gemeinde die Bewirtschaftung 
des Friedhofs, insbesondere die Pflege der Gräber in eigne Ver 
waltung, so daß sie alle Grabpflege zu tarifmäßigen Gebühren selbst 
übernimmt und die gewerbsmäßige Ausübung von gärtnerischen 
Verrichtungen durch andere Personen als ihre Friedhofsgärtner 
untersagt, so steht den Grabstelleninhabern (und ebensowenig 
den selbständigen Gärtnern) hiergegen kein Widerspruchsrecht zu; 
sie sind an einen solchen Beschluß gebunden; ein unabänderliches 
»Sonderrecht«, die Grabbesorgung gerade durch selbständige 
Gärtner besorgen zu lassen, war ihnen nicht eingeráumt?;. 

Die Bemerkung von Fleischer, daß Friedhöfe dem bürger 
lichen Verkehr entzogen seien, bedarf einer Berichtigung. Aus 
gegangen sei hier von dem vom Kammergericht im Jahrb. für 
Entsch. 21, 297 entschiedenen Fall. Der Eigentümer verkauft einen 
Teil seines Grundstücks an die Gemeinde zur Anlegung eines 

Friedhofs; die hierzu erforderliche Genehmigung der Behörde ist 
erteilt und die Gemeinde bewirkt auf dem erworbenen Land 
Beerdigungen. Aber Eigentum erwirbt sie an dem Land erst durch 
Auflassung und Eintragung (SS 873, 925); kann sie Entpfandungs- 
erklärungen der Realgläubiger nicht beibringen, so sind die 
vorhandenen Hypotheken auf das Trennsiück der Gemeinde mil 
zu übertragen, der Friedhof also mit Hypotheken belastet. 

Und da nach § 1147 BGB., also nach Reichsrecht der Gläubige! 
ein Recht auf die Zwangsversteigerung des veiplandeten Grund 
stücks erwirbt, so sind die früheren Preußischen Gesetze, durch 
die die Zwangsversteigerung von Friedhöfen für unzulässig erklärt 
wird, durch das neue Recht beseitigt. (Art. 1 Abs. 2 EGZVG. 
mit Art. 55 EGBGB.). Andernfalls könnte ja der Eigentümer die 
Sicherheit seiner Gläubiger dadurch beseitigen, daß er das Grund- 
stück als Friedhof verkauft; der Ersteher erwirbt also Eigentum 
‚auch an dem Teil des versteigeiten Grundstücks, der als Friedhof 
benutzt wird. Der Friedhof ist also nicht, wie Fleischer annimmt, 
dem bürgerlichen Verkehr entzogen. — Wohl aber äußert hiet 


1) Die früher hierüber bestandene Streitfrage (Schön a. a. O, 533 Anm. 4 
ist also durch die RVerf. beseitigt. 

2) Die-entgegenges. Ansicht des RG. in Bay. Rechtspflege Zeitschr. 28, 66 
erscheint danach nicht begründet. | 
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die Eigenschaft als Friedhof in anderer Richtung Wirkung: jedes 
Mitglied der Gemeinde kann von dieser für sich und seine 
Angehörigen Gestattung des Begräbnisses auf dem Gemeinde- 
friedhof beanspruchen, und dieses aus der Öffentlichkeit des 
Friedhofs und der Gemeindezugehörigkeit fließende Recht wird 
nicht beseitigt dadurch, daß der Friedhof den Eigentümer wechselt. 
Der Ersteher erwirbt das Grundstück nur frei von nicht einge- 
tragenen und nicht übernommenen Privatrechten; jenes durch 
die behördliche Widmung des Friedhofs zum Öffentlichen Zweck 
begründete Benutzungsrecht der Gemeindemitglieder könnte 
wieder nur durch Akte des öffentlichen Rechts beseitigt werden; 
insoweit hat der Friedhof noch heute »Extrakommerzialqualität« 
(vgl. RG. 31, 217). Der Ersteher wird also zwar Eigentümer des 
Friedhofs, er kann aber nicht Herausgabe von der Gemeinde 
verlangen, muß vielmehr jede weitere Verfügung der Gemeinde- 
behörde so dulden, als ob der Friedhof Gemeindeeigentum wäre; 
er hat also anch nicht Anspruch auf die Nutzungen und auf die 
* Gebühren für Grabstellen, die vielmehr nach öffentlichem Recht 
der zur Unterhaltung verptlichteten Gemeinde zufließen (SS 667, 
762, 818 II 11 ALR). Die Widmung des Friedhofs zum 6ffent- 
lichen Zweck hindert eben die Geltendmachung des piivaten 
Rechts !). 


Das Ergebnis dieser Untersuchung ist danach im Wesentlichen: 


Wer ein Erbbegrábnis von der Friedhofgemeinde erwirbt, 
erlangt gegen diese den Anspruch, daf er, seine Frau und seine 
Nachkommen auf einem bestimmten Platz des Friedhofs begraben 
werden. Dieser Anspruch ist ein Sonderrecht des Erwerbers; 
folglich kann die Gemeinde, obwohl sie im Allgemeinen durch 
ihre Friedhofsordnung die Rechtsverhältnisse betreffs des Friedhofs 
unbeschránkt regelt, dieses Sonderrecht nicht anders beseitigen, 
als auf dem geordneten Wege der Enteignung. Denn Art. 153 
Abs. 2 RVerfaß. umfaßt subjektive Privatrechte jeder Art. Das 
gilt auch für den Fall der Schließung des Friedhoís. Diese 
beseitigt also nicht den Anspruch des Erbbegräbnisberechtigen. 


1) Vel. Josef m Württ. Rpfig. Zeitschr. 26, 145 gegen Brunner im Preuß. 
Verwaltungsbl. Bd. 46,53. 
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3. Die Bezüge der Geistlichen im Fürstentum Liechtenstein. 
Von Justizrat Adolf Lindt in Darmstadt. 


Das Priesterkapitel hat an den Landtag eine Eingabe gerichtet, 
in welcher es auf die wirtschaftliche Lage verweist. Für die Tage 
des Alters, der Arbeitsunfähigkeit und andauernder Krankheit wird 
eine Versorgung erstrebt. Von den Gemeinden sei nichts zu 
erwarten, da sie nach eingetretener Arbeitsunfáhigkeit einen 
anderen Geistlichen entlóhnen müßten. Darum müsse die Volks- 
vertretung angerufen werden. 

Es werden die nachstehenden Postulate aufgestellt : 
| 1. Wir stellen den Grundsatz auf, daß der Geistliche nach 
40 Dienstjahren Anspruch erheben könnte auf die volle Pension. 

2. Zur Grundlage des Ausmaßes der Pension nehmen wir 
den jeweilen üblichen Pfarrgehalt, also heute 3000 Franken. 

3. Als Pension erhält jeder Geistliche soviel, als ihn trifft 
nach der Anzahl der, Dienstjahren in Liechtenstein, also nach 
10 Jahren 750 Fr., nach 20 Jahren 1500 Fr, nach 40 Jahren 
3000 Fr. usw. 

4. Die Liechtensteiner sind schon nach 1 Jahr für Dienst 
im Inland pensionsberechtigt, die Nicht-Liechtensteiner nach 10 
Jahren für Dienst im Inland. Die Pensionäre erhalten ihre Bezüge, 
wo immer sie sich aufhalten werden. 

5. Der Diözesanbischof entscheidet, ob ein Geistlicher arbeits- 
unfähig ist. 

6. Die Geistlichen verpflichten sich, einen jährlichen Beitrag 
zu leisten, dessen Höhe sie dem hohen Landtag zu bestimmen 
überlassen. Doch möge derselbe in Anbetracht unserer Lage 
nicht zu hoch angesetzt werden. Diejenigen Geistlichen, welche 
später keinen Anspruch auf Pension erheben oder nicht erheben 
können, erhalten ihre Beiträge zinsfrei zurück. 

7. Übergangsartikel. Diese Pensionsbestimmungen gelten 
für die Gemeindeseelsorger, welche mit 1. Januar des laufenden 
Jahres im Amte waren. Für die anderen möge der hohe Landtag 
in anderer entsprechender Weise Fürsorge treffen. Die Beschlüsse 

wurden einhellig gefaßt. 
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4. Eine Entscheidung des Hl. Offiziums über die kirchliche 
Gerichtsbarkeit in Ehenichtigkeitsprozessen 
zweier akatholischer Eheleute. 
Von Professor Dr. Nikolaus Hilling in Freiburg i. Br. 


I. Die katholischen Ehegerichte beschäftigen sich in der 
Regel nur mit der Frage der Gültigkeit solcher Ehen, bei denen 
beide Teile oder wenigstens ein Teil der katholischen Kirche 
angehórt. Über die Gültigkeit bzw. Ungültigkeit rein akatholischer 
Ehen fällen sie grundsätzlich kein Urteil, da es ihnen fern liegen 
muß, sich in die religiösen Angelegenheiten anderer Konfessionen 
einzumischen. Nur auf indirekte Weise kann die Frage bezüglich 
‘der Gültigkeit einer rein akatholischen Eheschließung für die 
katholische Kirche in Betracht kommen, insofern z. B. ein Katholik 
den bürgerlich geschiedenen Eheteil einer rein akatholischen Ehe 
wieder heiraten will. In diesem Fall muß die Kirche zunächst 
ein Urteil über die Gültigkeit der ersten Ehe abgeben, bevor sie 
die EheschlieBung des Katholiken mit dem geschiedenen Ehe- 
teile, dessen anderer Ehegatte noch am Leben ist, zulassen darf. 
Diese indirekte Veranlassung zur Führung eines Ehenichtigkeits- 
prozesses kann für die Kirche sowohl bei den Ehen ungetaufter 
Personen wie bei den Eheleuten eines christlichen, aber nicht 
katholischen Bekenntnisses vorliegen. Jedoch besteht zwischen 
den beiden genannten Ehen ein großer Unterschied, bei den 
Ehen der Ungetauften leitet sich die Kompetenz der Kirche nur 
aus dem indirekten Interesse des Katholiken, der mit einem un- 
getauften Ehegatten eine neue Ehe eingehen will, her, bei den 
getauften Eheleuten ist dagegen die katholische Kirche ratione 
:sacramenti direkt zustándig. can. 1960. 

Vor einiger Zeit hat der Erzbischof von Freiburg bezüglich 
der kirchl. Gerichtsbarkeit in Eheprozessen zweier akatholischer 

Eheleute in Rom eine doppelte Anfrage gestellt: 1. Kann der 
katholische Gerichtshof über die Gültikeit der Ehe zweier 
Akatholiken ein Urteil fällen? und 2. Welches Gericht ist bei 
solchen Prozessen zuständig? Zur Bequemlichkeit der Leser 
mögen die gestellten Fragen und die darauf erteilten Antworten 
zunächt im vollen Wortlaute mitgeteilt werden. 


Num. Prot. 250/1922. Romae, die 8. aprilis 1925. 
Illustrissime ac Reverendissime Domine, 


In Congregatione generali S. R. et U. Inquisitionis, propositis 
sequentibus dubiis ab A. T. expositis, utrum nempe: 
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1. Tribunal ecclesiasticum iudicare possit de validitate matri- 
monii duorum acatholicorum'), instante parte acatholica, quae 
nempe cum catholico contrahere vult, aut parte catholica acatholico 
nupturiente, aut utraque, aut solo Promotore iustitiae? 


2. Quod tribunal competens sit eiusmodi causae, an loci, in 
quo matrimonium celebratum est, vel domicilii aut quasi-domicili 
partis acatholicae, vel catholicae instantis? 

Emi et Rmi Patres una mecum Inquisitores Generales respon- 
dendum mandarunt: 

Ad 1. Recurrendum in singulis casibus. 

Ad 2. Ut in Collectanea de Propaganda Fide (pars II n. 2170)?). 

Quam Emorum Patrum resolutionem Ssmus approbare 
dignatus est. 

Et fausta cuncta atque felicia Tibi a Domino apprecor. 

A. T. Revmae addictissimus. 

| R. Card. Merry del Val. 


Ilmo et Revmo D. Archiepiscopo 
Friburgen. 


1) In der mir gütigst vom Hochwürdigsten Erzbischóflichen Ordinariate 
in Freiburg zur Verfügung gestellten Abschritt steht »cat! olicorum«. Es muß 
aber oflenbar acatholicorum heißen. Diese Lesart hat auch Zichmann, Leur- 
buch des Kirchenrechts auf Grund des CJC* 1926, XXII. 


2) Publiziert A. S. Sed. Bd. 36 S. 165 f., identisch mit dem Dekret 
Nr. 2170, in den Collect. Propag tom II. 

Dubia circa competentiam in causis matıimonialibus. Ordinarius Colonien. 
ad pedes S V. humiliter provolutus sequentia dubia enodanda proponit: 

l Num in omnibus causis matrimonialibus, in quibus de validitate 
matrimonii agitur, praeter forum domicilii mariti, etiam forum contractus et 
forum connexionis sive continentiae tamquam sutficiens sit habendum; et 
quatenus affirmative: 

Il Num aliquis ordo sit servandus. ita ut prae ceteris Ordinariis, quibus 
ratione contractus vel continentiae procedere fas sit, is Episcopus sit competens 
et processum instruere debeat, in cuius dioecesi maritus domicilium habeat. 

Feria Ill loco IV, die 23 Junii 1903. | 

In Conyrevatione Generali S. R. et U. Inquisitionis, re mature perpensa, 
praehabitoque DD. CC. voto, Emi ac Rmi DD. Cardinales in rebus fidei et 
morum Inquisitores Generales decreverunt: Standum Instructioni pro Statibus 
Foederatis Americae anno 1888 editae et ex Decreto S. O anno 1891 ad dioe- 
ceses Regni Borussici extensae ac responsioni ad |. in Decreto S. O. lato 
teria V loco IV, die 30 Junii 1892, quae ita se talet: »Coniupes in causis 
mixtarum nuptiarum subsunt Episcopo, in cuius dioscesi pars catholica domi- 
cilium habet; et quando ambo sint catholici. quia pars haeritica in Ecclesi: m 
reversa sit, subsunt Episcopo, in cuius dioecesi domicilium habet maritus«. 

Quando vero agitur de matrimonio mixto contrahendo cum haeıetico 
separato per divortii sententiam tribunalis civilis ab haeretica, erit Episcopus 
domicilii partis catholicae, ad quem spectat iudicare an contrahentes gaudeant 
status libertate. 

Sequenti vero feria VI, die 26. eiusdem mensis et anni, SSmus D. N. 
Leo div. prov PP. XIII, per facultates Emo Caid. Secıetario largitas, reso- 
Iuiionem Emorum adprobavit. I. Can. Mancini, S. R. et U. I. Notarius. 
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II. Zur Erläuterung dieser beiden wichtigen Entscheidungen 
des Hl. Offiziums vom 8. April 1925 gestatte ich mir, einige 
Bemerkungen hinzuzufügen. Die erste Antwort besagt, daß das 
kirchliche Ehegericht bei allen Prozessen, die die Gültigkeit einer 
rein akatholischen Ehe betreffen, vorher die Entscheidung des 
Hl. Offiziums einholen soll. Diese Entscheidung ist neu; denn 
bislang konnten die kirchlichen Gerichte ohne weiteres über die 
Annahme oder Ablehnung eines solchen Prozesses entscheiden. 
Vgl. z. B. das Urteil der Rota Southwarcen. nullitatis matrimonii 
(Vanderbilt-Malborough) vom 29. Juli 1926, in: A. A. S. XVIII, 
501. Nach unserer Resolution muß dagegen in jedem einzelnen 
Falle an das Hl. Offizium rekurriert werden. Indes ist die neue 
Anweisung durchaus berechtigt. Denn es liegt vor allem im 
Interesse des konfessionellen Friedens, daß die katholischen 
Ehegerichte rein akatholische Ehen nur in solchen Fällen ihrer 
Jurisdiktion unterziehen, in denen ein dringendes Interesse auf 
seiten der katholischen Kirche vorhanden ist und ferner wenigstens 
ein Teil der akatholischen Eheleute ein solches Gesuch an den 
zuständigen kirchlichen Gerichtshof stellt. Zwar bestimmt can.1960, 
daß die Ehesachen unter Getauiten kraft eigenen und ausschließ- 
lichen Rechts vor den kirchlichen Richter gehören. Jedoch hat 
dieser Canon nur die grundsätzliche Kompetenz der katholischen 
Kirche im Auge. Er besagt nicht, daß die katholischen Gerichts- 
höfe verpflichtet seien, ohne weiteres die Eheprozesse der 
Protestanten anzunehmen. Zwar hat das kirchliche Gesetzbuch 
den einfachhin Exkommunizierten, zu denen pro foro externo auch 
die Protestanten zu rechnen sind, nicht wie den Excommunicati 
vitandi und den per sententiam declaratoriam vel condemnatoriam 
Exkommunizierten die Parteifähigkeit vor Gericht völlig entzogen; 
es haben aber die ersteren trotzdem keinen Rechtsanspruch auf die 
Erhebung einer Klage, weil sie sie der Zensur verfallen sind. Vgl. 
can. 1654 und 87. Daher ist es Sache der Kirche in jedem einzelnen 
Falle zu entscheiden, ob die Eheklage eines Nichtkatholiken 
angenommen werden soll oder nicht. Früher war für ein solches 
Urteil bezüglich der Annahme oder Ablehnung das kirchliche 
Ehegericht zuständig, jetzt ist die Entscheidung dem Hl. Stuhle 
vorbehalten. Dieses Vorbehaltsrecht hat ein gewisses Analogon 
in der am 28. Januar 1916 von der Sakramentenkongregation 
aufgestellten Reservation bezüglich der Entscheidung, ob die in 
can. 1098 vorgesehene Form der Noteheschließung (allein vor 
zwei Zeugen) in solchen Fällen angewandt werden darf, in denen. 
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der zuständige Pfarrer infolge der Staatsgesetze an der Ehe 
assistenz moralisch behindert ist. Auch in diesem Falle resol- 
vierte die Sakramentenkongregation: Recurratur in singulis casibus. 
Siehe A. A. S. VIII, 36 und mein Eherecht des CJC. (1927), 111. 
Ist somit die erste Antwort des Hl. Offiziums an den Erz 
‘bischof von Freiburg völlig gerechtfertigt und ihre Übereinstimmung 
mit den Vorschriften des CJC. nachgewiesen, so erheben sich gegen 
die zweite Antwort meines Erachtens gewisse Bedenken. Geht- 
man von dem methodisch allein richtigen Standpunkte aus, daß 
die Fragen und Antworten in einem Kongregationsreskript als 
ein zusammengehöriges, organisches Ganze betrachtet werden 
müssen, so ist unsere Entscheidung dahin zu interpretieren, dad 
allein das Domizil oder Quasidomizil des Katholiken, der den 
bürgerlich geschiedenen Ehegatten einer rein akatholischen Ehe 
wieder heiraten will, den örtlichen Gerichtsstand für die hier in 
Frage stehenden Ehenichtigkeitsprozesse bildet. Das Hl. Offizium 
hat mit dieser Erklärung einfach auf das früher geltende Recht 
zurückgegriffen. Nach meiner Auffassung steht dieselbe aber mit 
dem can. 1964 in Widerspruch, der für die Eheprozesse aller 
Getauften das forum matrimonii contracti oder das forum domi- 
cilii vel quasidomicilii partis. conventae bzw., wenn nur ein Teil 
katholisch ist, partis catholicae für maßgebend erklärt. In meiner, 
in diesem Archiv CV, 97 ff. erschienenen Abhandlung, Eherechtliche 
Kontroversen und Probleme, habe ich unter V, »Der Gerichtsstand 
für die Nullitätsprozesse christlicher Eheleute akatholischen Be . 
kenntnisses« unter Berücksichtigung der bislang veröffentlichten - 
Literatur diese These ausführlich zu begründen versucht. E 
erübrigt sich deshalb, an dieser Stelle darauf zurückzukommen, 
zumal da ich keine wesentlich neuen Beweisgründe beizubringen 
weiß und die beigebrachten für völlig ausreichend halte. Nur 
will ich hinzufügen, daß ich neuerdings an einem anonymen — 
Mitarbeiter der römischen Zeitschrift Jus Pontificium insofem 
einen neuen Bundesgenossen gefunden habe, als dieser in Band VI 
(1926), 157 ff. unter der Rubrik »Consultationes« energisch das 
forum matrimonii contracti bei den Eheprozessen akatholiscnef 
Eheleute verteidigt. » Quotiescumque ergo agitur de iudicio 
ferendo super validitate aut minus matrimoniorum haereticorum, 
ratione novi matrimonii ab haeretica parte divortiata contrahend! 
cum parte catholica, certe videtur nunc competentem esse iudicem 
catholicum in cuius dioecesi illud protestanticum matrimonium, 
per sententiam divortii dissolutum, celebratum fuit. Atque hot 
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ratione primi tituli (sc. can. 1964), id est celebrati, matrimonii 
seu contractus . .« Diese beiden Sätze kann ich aus voller Seele 
unterschreiben. Ferner stimme ich mit dem Autor ganz überein,. 
wenn er unmittelbar fortfahrend schreibt: Verum idem dicendum: 
est ex secundo quoque titulo, id est domicilii. Denn es ist 
einleuchtend, daß derjenige, der die erste Hälfte des can. 1964 
auf die rein akatholischen Ehen bezieht, auch den zweiten Teil. 
darauf beziehen muf, wofein nicht ausdrücklich etwas Anderes. 
in dem can. bestimmt ist. Nun ist letzteres aber in unserem. 
Falle nur bezüglich des forum domicilii vel quasidomicilii partis: 
catholicae geschehen, aber nicht bezüglich des forum domicilii 
vel quasidomicilii partis conventae. Infolge dessen kann dieser 
zuletzt genannte Kompetenztitel sowohl auf rein katholische wie- 
auf rein akatholische Ehen angewandt werden. Man könnte: 
allerdings, wie ich bereits früher ausgeführt habe, den Einwand 
erheben, daß sich die ganze zweite Hälfte des can. 1964 nur auf 
rein katholische und Mischehen bezieht, weil am Schlusse von: 
der Konfession die Rede ist. Dem widerspricht aber 1. der 
voraufgehende can. 1960, in dem von den Eheprozessen der 
Getauften die Rede ist, und 2. der Umstand, daß bei der Ein-- 
'schränkung auf die katholischen und Mischehen die Kompetenz- 
titel für die rein akatholischen Ehen zu sehr eingeschränkt seien. 
Immerhin ist jedoch eine solche Einschränkung der zweiten Hälfte - 
des can. 1964 eher möglich, als die Einschränkung des ganzen: 
Canon auf die reinkatholischen und Mischehen. Denn im letzten 
Falle wären die rein akatholischen Ehen bei der Kompetenz- 
bestimmung völlig übergangen, was ganz und gar undenkbar ist,. 
ohne dem Gesetzgeber einen schweren Vorwurf zu imputieren. 
Daher kann ich dem Verfasser der Antwort in dem »Jus. 
Pontificium« nicht darin beitreten, daß er das forum domicilii 
vel quasi domicilii partis catholicae auch auf den Fall bezieht, 
daß ein Katholik den bürgerlich geschiedenen Ehegatten einer 
rein akatholischen Ehe wiederheiraten will. Denn in dem can. 
1964 ist offenkundig nur von dem katholischen Teil die Rede, 
der bereits eine Ehe geschlossen hat, aber nicht von einem solchen, . 
der erst eine Ehe eingehen will. Ferner steht der genannten 
Auslegung der can. 1971 entgegen, der nur den Eheleuten selbst 
und (bei ihrer Natur nach Öffentlichen Ehehindernissen) dem. 
Kirchenanwalt ein Klagerecht auf Nullitát der Ehe zuerkennt. Ich 
halte demnach eine Anwendung des can. 1964 auf den katholischen 
Teil, der erst im Begriffe steht, eine Ehe zu schließen, für völlig. 
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ausgeschlossen. Eher könnte man sich zum Beweise dieser These 
auf can. 1020 $ 1 berufen, der den trauungsberechtigten Pfarre 
anweist, sorgfältig zu untersuchen, ob der beabsichtigten Ehe 
schließung irgend ein Hindernis entgegensteht. Jedoch ist hier von 
einer ganz anderen Materie die Rede. Die Untersuchung hat in 
unserem Falle nur festzustellen, ob die früher geschlossene rein 
akatholische Ehe gesetzmäßig für ungültig erklärt ist (vgl. can. 1069 
§ 2), die Ungültigkeitserklärung selbst muß aber von dem in car. 
1964 als kompetent bezeichneten Richter geschehen. Mithin kann für 
die Frage der Zuständigkeit des katholischen Richters bezüglich 
der Ungiiltigkeitserklarung einer rein akatholischen Ehe nur die 
Vorschrift des kirchlichen Prozeßrechts, insbesondere des can. 1964, 
in Betracht kommen. 

Was endlich die äußere Rechtskraft der Entscheidung des 
Hl. Offiziums vom 8. April 1925 anbetrifft, so ist ihr eine über 
den Einzelfall hinausgehende Geltung nicht beizulegen. Denn 
sie ist bislang in dem amtlichen Publikationsorgan des Hl. Stuhles 


nicht publiziert worden. Da sie aber unzweifelhaft unter die 
Vorschrift des can. 17 § 2 fällt, wonach Interpretationen, die em 


Gesetz einschränken oder ausdehnen oder ein zweifelhaftes Gesetz 
erklären, der Publikation bedürfen, so wäre eine amtliche 
Promulgation für unseren Fall unbedingt erforderlich. Hierzu 


kommt noch, daß durch das Motu proprio Benedikts XV. »Cum | 


iuris« vom 15. September 1917 (A. A. S. IX, 483) die authentische 
Auslegung allein der Interpretationskommission des CJC. vor 
behalten ist. Aus diesen Gründen kann derbesprochenen Resolution 
nur eine spezielle Rechtskraft für den einzelnen Fall, d. i. für 


den Fragesteller, zugesprochen werden. Eine solche darí nicht — 


in Abrede gestellt werden. Sie ist um so mehr anzuerkennen, als 
der Hl. Vater die Resolution bestätigt hat. 


| 
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5. Richardus Anglikus als Glossator der Compilatio I. - 


Von Prot. Dr. Franz Gillmann in Würzburg. 


Richardus, nach seiner Heimat Anglikus zubenannt, welcher 
zu Bologna studierte und ebenda am Ende des 12. und zu Anfang 
des 13. Jahrhunderts lehrte'), ist bekannt als Verfasser einer 
Summa de ordine iudiciario?), einer Summa distinctionum zum 
Gratianischen Dekret?), ebenso von Casus decretalium zur Compi- 
latio I+). Insbesondere hat er auch eine Glosse zur Compilatio I 
geschrieben, und gerade dieses Werk soll den Gegenstand der 
folgenden Darlegungen bilden. 

Johannes Andreä nennt in der Einleitung seiner Novella 
in decretales Gregorii LX. den Richardus Anglikus unter. den 
notatores der Compilationes antiquae an secbster Stelle und in 
der Einleitung seiner Additiones ad speculum Guilelmi Durantis 
schreibt er weiterhin, daß dem Richard die Glosse zu c. 7 Ex litteris 
X IV. 1 ad v. intelligentiam zuzugehören scheine’). Außerdem 
behauptet Joh., es sei schwierig die Glossen Richards von denen 
des Rufinus und denen des Rodoikus Modici-Passus zu unter- 
scheiden, da die Alten zur Bezeichnung dieser drei Autoren sich 
der gleichen Sigle »R.« bedient hätten ®). 


Die hier züerst entstehende Frage lautet, ob Richards Glosse 
uns erhalten, näherhin wo dieselbe zu finden sei. 


Schulte hat in seiner Abhandlung »Literaturgeschichte der 
Compilationes antiquae« usw. zwölf Hss mit Glossen Richards 
namhaft gemacht”), wozu gemäß Schultes eigener Angabe?) als 


]) Ueber Richards späteren Lebenslauf sind wir nicht zuverlässig unter- 
richtet. Namentlich behauptet Schulte (Quellengeschichte I, 183) ohne hin- 
reichende Begründung, R. sei im J. 1237 als Bischof von Durtiam gestorben. 
Vgl. L. Wahrmund, Die Summa de ordine iudiciario des Ricardus Anglikus 
[Quellen zur Geschichte „des rómisch-kanonischen Prozesses im Mittelalter 
2. Bd. 3. HJ, Innsbruck 1915, S. XIII—XVI. 

2) Die neueste Ausgabe stammt von Wahrmund. 

3) Das Werk ist noch nicht gedruckt.- Bezügl.der Hss vgl.Sdtultea.a.O.Anm.5. 

4) Die Vorrede und eine größere Zahl von Biuchstücken finden sich 
veröffentlicht bei Laspeyres, Bernardi Papiensis Summa decretalium, Ratisb.1860, 
p. 327 — 3 2. — Betr. der Hss vgl. Schutte, Literaturgeschichte der Compilationes 
antiquae, besonders der diei ersten, Wiener Sitzungsberichte, philos.-hist. Kl. 66 
(1871) S. 57 f.; Arhiv 1922 S. 68. 

5) Die bezüglichen Texte sind abgedruckt z.B. bei Laspeyres |. c. p. 359sq., 
362; bei Schulte, Quellengeschichte I, 210, 242. 

6) S. bei Laspeyres p. 362sq.; bei Schulte S. 242. | 

7) W. S.-B. a. a. O. S. 75. Es sind folgende Hss: Cod. 231 der Berliner 
Staatsbibliothek, Cod. F. 33 der Stiftsbibliothek von Melk, Cod. 362 der Stadt- 
bibliothek von Angers, Codd. 355 und 462 der Stadtbibliothek von Chartres, 
Codd. Can. 19 [P II. 6] und Can. 21 [P. Il. 10] der staatlichen Bibliothek 
Bamberg, ein Bonner Kod. (Bibl. Bóceings), Cod. 864 der Trierer Stadtbibliotek, 
Codd. Ye 80 und Ye 52 der Universitdtsbibliothek Halle und Cod. D. 6 der 
ständischen Landesbibliothek Fulda. — 8) A.a. O. S. 98. 
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dreizehnte Cod. D. 5 der ständischen Landesbibliothek Fulda zi 
zählen ist. Zudem kommen auch in allen sonstigen Tankreds 
Apparat zur Comp. I enthaltenden Hss, z. B. in Cod. 968 de 
Leipziger Universitátsbibliothek, in Cod. lat. Vat. 1377 und in 
Cod. Borghesianus 264 Richardglossen vor!) Einmal behaupte 
Schulte nebenbei, daß in Cod. Halensis Ye 80 der Apparat des 
Richardus zur Comp. I sich finde?), er scheint aber diesen Tat: 


bestand nicht weiter verfolgt zu haben, da er in seiner Quellen 


geschichte (a. a. O. S. 1849) unter den Hss mit Glossen Richards 

auch jene von Halle mitversteht. Ich selber habe — bisher ohne 

Beweis — behauptet, daß die fragliche Hallenser Hs*), ebenso 

Cod. Bamberg. Can. 20 [P. II. 7] ^) sowie Clm. 63525) den Apparat 

des Richardus Anglikus zur Compilatio I enthalten). Nunmehr 
soll der Beweis für meine Behauptung erbracht werden. 


In dieser Hinsicht ist zunächst von Belang, daß verschiedene 
in unseren Hss enthaltene Glossen in dem Apparat des Clm. 3879 
(=E)?) zur Comp. I die Sigle »Ri.« tragen, welche ohne Zweifel 
niemand anders als Richardus Anglikus bezeichnen. So lautet 
in E (f. 6‘ c. 2) die Glosse zu c. 2 Qui in vivorum Comp. 11.8 
zu einem nicht bezeichneten Wort: »$ S.(cil.) scienter. Ri.«. In 
Cod. Bamberg. Can. 20 (=B) (f. 3‘ c. 2] und in Clm. 6352 (=F) 
[f. 5' c. 1] lesen wir eod. ad v. adhiberi: »$ S.(cil.) [deest: F} 
scienter«®). — Die Glosse zu c. 4 De illis Comp. I IV. 1 ad v. 
de periurio heißt in E (f. 62‘ c. 2): »S Qualiter est periura, 3! 
per eam non steterit, ut I. de matrimonio contra. inter hec (I) Ex 
litteris (c. 3 Comp. I IV. 17)? R., quia temerarium fuit ab initio 
sacramentum et incautum et minus debita deliberatione prestitum. 
Ri.« In unseren drei Hss lautet die Glosse eod.: »§ Qualiter 
est periura [B: periurium; F: periura], si per eam non steterit, ut l. 
de matrimonio contra. inter. ec. Ex litteris? R., quia temerarium 
fuit ab initio sacramentum [B: sacmtumtum] et incautum et minus 


1) Noch weitere Hss mit Richardglossen werden später zur Sprach 
kommen. — 2) W. S.-B. a. a. O. S. 932, — 3) S. oben S. 370%. — 
4) S. Archiv 1995 S. 4942. — 5) S. Archiv 1926 S. 1804. — 6) Zur Ver 
meidung von Mißverständnissen (vgl. Wahrmund a. a. O. S. XVI?) sel m 
drücklich hervorgehoben, daß wir in Clm. 16083 (Cod. S. Nicol. Patav. 8) 
nicht die Glosse Richards zur Comp. I, sondern dessen Casus decretalium 2y 
Comp. I vor uns haben. — 7) Vgl. darüber einstweilen Archiv 1925 S. 52 d 
Hierzu sei jetzt nur bemerkt, daß in E zahlreiche Glossen des Richardus UP 
ebenso des Petrus Hispanus nachgetragen sind. 

8) In B fehlt det Text von c. 2 cit., die zugehörigen Glossen sind dagegen 
mitgeteilt. In Cod. Halen. Ye 80 (= I) fehlt diese Glosse (cf. f. 5° c. 1. — 
] Pet. Nel aspera l. c. p. XXXII-XXXIX ; Schulte, Literaturgeschichte 2 * 
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debita deliberatione prestitum !).« — Weiterhin finden wir in E 
(f. 63 c. 1) zu c. 6 Ex litteris Comp. I IV. 1 ad v. scientia: »§ Qui ` 
sit s.(cil.) doli capas (!), ut I. t.(it.) I. Accessit (c. 6 Comp. I IV. 2). 
Quod planum est circa sponsalia, matrimonium autem contrahi non 
potest au (!) choeundi potentiam, ut I. de fri. et ma. Quod sedem 
(c. 3 Comp. LIV. 16). Ri.« In unseren Hss heißt es eod. ad v. et 
etate: »Quis [I: quamvis] sit s.(cil.) doli [B: soli doli] capax, ut I. t. I. 
[[: proximo] Accessit. Quod planum est circa sponsalia, matri- 
monium autem contrahi non potest ante coeundi potentiam, ut I. 
de fri. et ma. Quod sedem«?). — Eod. ad v. et etate hat E 
(1. c.): »S Nam furiosi contrahere non possunt, ut I. XXXII. Q. VII. 
Neque fu. (c. 26), nisi per intervalla dilucida, ut VII. Q. I. Quamvis 
triste (c. 14). Ri.« Unsere Hss lesen eod. ad v. idonei scientia: 
»S Nam furiosi contrahere non possunt, ut I. XXXII. Q. VII. 
Neque fu., nisi per intervalla dilucida [B, F: dillucida], ut VII. 
Q. I. Quamvis triste?).« — Eod. ad v. recurratur steht in E (l. c.): 
»S Per se vel cautum interpretem in illa lingua, ut ff. de V. o. 
(D. 45,1) 1. (L) in fi. Ri.« Unsere Hss lesen eod.: »$ Per se vel 
cautum interpretative (!) in illa lingua, ut ff. de v. o. 1. I. in fi. *).« 

Eod. ad v. in sensu retinere hat E (l. c. c. 1 sq.): »S Argum. 
ad communem verborum significationem recurrendum nec ab eis 
sine manifesta causa recedendum, ut ff. de legat. M. Non aliter 
(D. 32, 69). Ri. 

I. de con. di. IHI. Retulerunt (c. 86), 

ff. de supell. le 1. Labeo (D. 33, 10, 7), 

S. de decimis Ad audientiam (c. 13 Comp. I III. 26). d.(ernard.), 

I. XXIII. (XXII) Q. II. Is autem (c. 4) et Q. V. Humane (c. 11), 

I. instit. de inutil. sti. Quot. (S 18 I. 3, 19), 

C. de V. sig. Cum quidam (C. 6, 38, 4), 

I. di. XXVI. Deinde (c. 3), 

C. de procurat. (C. 2, 12) 1. I, 

I. de codicill. Cum virum (C. 6, 36, 3), 

I. di. XXXIII. Si quis viduam (c. 13), 

C. de fidei con. (C. 6, 42) 1. III. Contra 

ff. de usuf. le. Si alii (D. 33, 2, 19). 


1) Bf.34c2; Ff.5l'c1;If.44c.2. — 2Bf.34'c1; Ff. ol’ 
c.2;11f.44' c.l. — 3) LI. cc. — Tankred hat eod. die Glosse: »S Nam 
furiosi . possunt, XXXII. Q. VII. Q. I. aom eoe dd ()] Quamvis triste 
et IIl. Q. IX. Indicas (c. 14). R.« [Cod. Lips. 968 (=D) f. 49c.1. — MLli.cc. 
— Tankred liest eod. ad v. intellexerit: »Id est dicat se intellexisse. al.(an.). 
S Per se vel cautum interpretem . . . in fi. R.« (D f. 49 c. 1). 
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$ Verborum ambiguitas quandoque incidit in iuditiis, quando 

que in contractibus, quandoque in testamentis, de quibus nihi 
ad presens. In iuditiis circa litis exordium plus creditur actor 
quam reo, ut ff. dev. o. Inter sti. S I. (D. 45, 1, 83 S 1). Postea 
in confessionibus urgeri debet confitens, ut certum confiteatur, 
sin autem, id accipietur, quod magis expedit adversario, ut ff 
de confessis l. Certum (D. 42, 2, 6) et ff. de inter. ac. De etate 
(D. 11, 1, 11). In sententiis iuditiis (!) est interpretatio. Set si 
delegatus est, tantum eadem die interpretari potest, ut ff. de reg. 
iu. l. Paulus et S. de of. i. de. In litteris (c. 14 Comp. 1 I. 21). 
Idem dicendum est et de pretoriis stipulationibus, ut ff. de pretoris 
sti. 1. In pretoriis (D. 46, 5, 9). In contractibus et pactis distinguo: 
Aut certum est, quod consenserunt, et tunc valet, quod agitur; 
aut certum est, quod non consenserunt, et tunc nichil nichil (!) 
agitur, ut ff. de contrahen. enpt. In venditionibus (D. 18, 1, 9) et 
XXX. Q. II. Ubi (c. un.); aut dubitatur, quid senserint!), et tunc 
subdistinguo, quia aut valet secundum unam partem intellectum?) 
aut secundum utramque. In primo casu conmodissimum est id 
accipi, ut res, de qua agitur, magis valeat quam pereat, ff. de re. i.l. 
Quot. In secundo casu inspicimus, quod verisimilius est, ut fi. de 
v. o. Eum qui $ ult. (D. 45, 1, 56 $ 8), et quod quandoque consuevit 
accidere, ut di. XXVIII. De syrac. (c. 13), vel contra eum interpretatur, 
qui pactum apposuit. Quod si non appareat, contra eum, cui 
profuturum est, ut ff. de ¥. o. Quicquid (D. 45, 1, 99) et ff. de pact. 
Veteribus (D. 2, 14, 39). Ri.« Unsere Hss lesen eod.: »$ Arg. ad 
communem [B: comunem] verborum significationem recurrendum 
nec ab eis sine manifesta causa recedendum [I addit: est], ut 

ff. de legat. III. Non aliter, 

I. de con. di. IIH. Retule., 

ff. de suppell. le. 1. Labeo, 

S. de decimis Ad audientiam. b., 

I. XXII. Q. ll. Is autem et Q. V. Humane. 


S Ar. contra?) I. inst. de inutil. sti. Quot., 
I. XXII. Q. V. Quacumque (c. 9), 
C. de v. sig. Cum quidam, 
I. di. XXVI. Deinde, 
C. de procurat. 1. I., 


1) Von späterer Hand ist vor »senserint« »con« beigefügt. — 2) $^ 
»intellectum« ist an Stelle des ausradierten »m« »s« geschrieben. — 3) m 
F fehlt »Ar contrac; B hat »Ar. contra« vor »I. XXIL Q. I.. .« und von 
spáterer Hand »contra« vor »l. instit. . .« 
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I. de con. di. II. In calice (c. 83), 
C. de codicill. Cum virum, 
I. di. XXXIII. Si quis viduam. 


§ Verborum ambiguitas . . In sententiis iudicis . . secundum 
unam partem intellectum . . vel contra eum interpretamur . . 
Quod si non apparet . . (Alles — von hier belanglosen Varianten, 
offenbaren Versehen und Auslassungen abgesehen — genau wie 
in E) .. et ff. de pact. Veteribus« !). 


Sodann kommt in Betracht, daß auch im Apparat des 
Vincentius Hispanus zur Comp. I Glossen mit der Sigle «Ri.« 
sich finden, bzw. daß in diesem Apparat auf Richardglossen 
verwiesen wird, die gleichfalls in unseren Hss stehen. So schreibt 
Vinc. zu c. 3 Ceterum Comp. I I. 2 ad v. in expensis: »§ Arg. 
victum victori in expensis condempnandum, II. Q. I. Inprimis (c. 7) 
et C. de sunptuum recuperatione 1. I. P. X. (C. 10, 69, 1) et alia, 
que hic habes per Ri., C. de iudiciis Properandum § Si autem 
(c. 3, 1, 13$ 6) ..«?). Die hier angezogene Richardglosse 
lautet: »$ Arg. victum . . condenpnandum, ut I. II. Q. I. Inprimis, 


C. 1. X. de sumptuum recuperatione [B: de presunptuum repe- 
ratione] 1. I., 


L III. Q. III. Que fieri non debent (dict. Gr. § 6 p. c. 4), 
I. de appell. Reprehensibilis (c. 42 Comp. I IL. 20) in fi., 
C. de iudic. Properandum $ Sive alter, 

I. de dolo et contu. Ex litteris (c. 2 Comp. III. 10) in fi., 
I. de penis Calunpniam (c. 5 Comp. I V. 32), XI. c. ult. 


$ Arg. contra hic a sensu contrario et ff. de iudic. Eum qui 
temere (D. 5, 1, 79), C. de fructibus et litis ex. Non 
ignoramus (C. 7, 51, 4), 

I. de iudicibus S Oportet (Nov. 82 c. 10). 


1) Bf. 34’ c. 1sq.; F f. 51° c. 2, 1sqq.; 1 f. 44' c. 1 sq. — Tankred hat 
eod. ad v. recte intelligentibus die Glosse: »Aıg. ad communem . . . est re- 
cedendum, ff. de le. Ill. Non aliter, de con. di. HII. Retulerunt, I. de v. si. 
Intelligentia 1.(ibro) e.(odem) [c. 5 Comp. I V. 36], ff. qui et a quibus Prospexit 
D. 40, 9, 12), ff. de suppellectili le. Labeo. Arg. contra XXII. Q. V. Quacumque, 
C. de ¥. sie. Cum quidam, de condi. II. In calice. R.« (Cod. Bamberg. Can. 19 
[= A] f.49° c. 2; Cod. Bamb. Can.21 (= C) f.63°c.2; Df.49c.1). — 
Ad v. retinere hat Tankred — von Varianten abgesetien — die gleiche Glosse 
wie unsere Hss: »§ Verborum ambiguitas . . . et ff. de pactis Veteribus«, mit der 
Sigle »R.« (D f. 49 c. 1). — Aus dem Vorstehenden geht hervor, daß Johannes 
Andreä mit seiner Vermutung (s. oben S. 575), die Glosse zu c. 7 X IV. 1 ad 
v. intelligentiam sei Eigentum Richards, das R:chtige trifft. Sarti dagegen ist im 
n er wenn er Johanns Angabe für fehlerhaft hält (Sarti - Fattorini 

1 
2) Cod. Lips. 983 (= G) f. 1' c. 1. 


37 * 
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Solutio: Cum utraque pars bona fide litigat, neutra pars 
sumptibus aggravatur. Secus cum altera pars temere ligitaverit, 
ut innuitur I. aut. de iudicibus $ Oportet, et in hac opinione 
sunt multi. Hodie autem semper bona fides presumitur, cum 
utraque pars.de [deest: B] calumpnia iuret, donec constiterit in 
contrarium« !). — Zu c. 7 Si autem Comp. I I. 2 ad v. copiam 
nequiverit habere hat Vinc.: »S Propter ferias repentinas, secus 
propter sollenpnes, ff. ex quibus c. maiores Set et si S Si ferie 
(D. 4, 6, 26 S 7), et est arg., quod si per aliquem non stat, 
quominus aliquid fiat, non debet ei imputari, ff. conmodati Argentum 
(D. 13, 6, 20), ff. de adulteriis Si maritus (D. 48, 5, 16[15]), et 
habes per Ri. Est autem hoc brocardicum generale. Fallit tamen, 
quia inputatur ad penam, de quo non tenetur quo ad culpam, 
I. de homicidio Inspectis P. II. (c. 5 Comp. II V. 6), ut (1!) dicitur, 
quod si misi tibi argentum per nuntium bonum et notum et incidil 
(in) latrones vel abiit retro, non teneor conmodati«?). Die ein- 
schlägige Richardstelle eod. heißt: «S Arg. quod si non stat per 
eam, quominus agat, nichil?) sibi deperit et est arg. ex eodem, 
quod prescriptio tantum contra disides currit, ut 

I. II. Q. VI. Anteriorum (c. 28) et [deest: I] 1. Biduum (c. 29), 

I. XVI. Q. III. Porro, Placuit (cc. 14, 15), 7 

C. de inof. t. Contra maiores (C. 3, 28, 16), 

ff. de adult. Si maritus in prin., | 

I. VII. Q. I. Pastoralis (c. 42), . 

ff. de acquir. r. do. Adeo $ Appellatione (D. 41, 1, 7 § 10), 

I. XVI. Q. II. Si a [deest: F] sacerdotibus (c. 10), 

C. de pre. XXX. an. Cum notis. $ Illud (C. 7, 39, 7 § 4); 

ff, famil. herc. Si heres (D. 10, 2, 7), 

I. de appell. Ex ratione (c. 8 Comp. I Il. 20), 

C. de annali ex. 1. I. (C. 7, 40, 1) in fi. 

Arg. contra C. adversus usuc. 1. I.« (C. 7, 31, 1)4). 

Zu c. 14 (10) Quod diligentia C. I I. 4 ad v. cum catholica lesen 
wir bei Vinc.: »§ Tunc enim erat in scismate, quia fovebat octoviano 
(!) contra alexandrum nunc (!), tunc curreret prescriptio contra eum, 
I. de prescrip. (Comp. I II. 18) c. I. et c. De quarta (c. 6). Arg. 
quod exconmunicatus post absolutionem omnia iura recuperat, 
que per eam amiserat, XV. Q. VI. Nos sanctorum (c. 4), I. de 
| DBfl'cl;Ffl'c2;lfí1'c.2. — Bei Tankred hat diese Glosse 
die Sigle »R.« (A f.1’ c. 2; D f. 1' c. 2, ebenso im Trierer Cod. 864. ver 


Schulte, Literaturgeschichte a. a. O. S. 79; vgl. ebenda S. 107. — 2) Gt 
2. — 3) B und F haben »ubi«, was aber in B nachträglich in »nihile 


c. 2. 
korrigiert ist. — 4) B .1' c. 1; Ff.2c.1; 1 f.2 c. 1sq. 
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hereticis Sicut (c. 6 Comp. I V. 6) et in aliis per Ri., 1. de con. pre. 
vel ecclesie non va. Quoniam diversitatem 1.’ III. (c. 2 Comp. III III. 8). 
Fallit hoc post annum exconmunicationis, XI. Q. III. Rursus, 
Quiconque (cc. 36, 37). Fallit in accusatione . .« 1). Unsere Hss 
haben eod. ad v. ut nec [I ad v. cum catholica]: »S Arg. quod 
excommunicati [F: excommunicatum] post absolutionem omnia 
iura recuperant, que per eam amiserunt, 

I. XV. Q. VI. Nos sanctorum, Juratos (c. 5), 

. de hereticis Sicut ait, 

. III. Q. III. Beatus (c. 2), 

. Ill. Q. I. c. L, IL, 

. VI. Q. I. Illi qui (c. 3), 

. de pen. di. I. Verbum (c. 51), 

Il. de reg. iu. Omnis res (c. 1 Comp. I V. 37), 

C. de sententiam pas l. ult. (C. 9, 51, 13), 

I. II. Q. III. S Hinc colligitur (dict. Gr. p. c. 7). 

Arg. contra I. II. Q. III. Consanguineorum (c. 4). 

Solutio: Prima pars vera est, si fama et eius consequentia 
excipiantur. Hanc etiam non excipio, cum [Codd: tum] infamia 
tantum canonica [B: infamatum canonica] per sententiam fuerit 
irrogata« ?). 

Zu c. un. Magnus Comp. I I. 11 ad v. infamatur bemerkt 
Vinc.: »S Ricardus: i. e. punitur, vel melius infamatur ecclesia, 
i. e. ipsi clerici, qui indigne promoventur, conventi accione tutele vel 
mandati, ff. de hiis qui notan. in. Furti S Mandati« (D. 3, 2, 6 § 5)?). 
Die fraglichen Hss haben eod.: »S Quid si prohibente creditore 
fuerit quis in clericum promotus? R.: Non deponetur, set bona 
sua cedunt in solutionem. Que si non sufficiant, accedent bona 
episcopi, qui abstulit occasionem negociandi, ut arg. LXXVII. | 
(LXXXVIII) Fornicari (c. 10). Ergo expone: infirmatur ^), i. e. inde 
puniatur«*). — Zu c. 2 Ex litteris Comp. I II. 4 ad v. vicissim 
erklärt Vinc.: »§ Magister p. (etrus hispanus) ita quod una sententia, 
quia iudices melius poterunt dirimere conpensando omnia, arg. ff. 
que sententia sine ap. res. l. I. $ Si apud (D. 49, 8, 1 S 4). 
Tamen illa lex intelligitur, quando iudices causa spreta super 
altera pronuntiaverant. Cum quo facit Ri. Set ambo male dicunt. 
Teneret enim sententia super una, licet non ea sententia decideretur, 
et alia, cum sententia contra generalem ordinem non esset lata, 
quo casu non teneret, C. de sententiis et interlo. Cum prolatam 


1) G f. 2 c. 2. — 9 Bí2cl; FE e2; If2 c «2. 3 Gf6 
€.1. — 4) B hat im Text »infirmatur.« — 5) Bf.5c.1; F f.7'c. 2; 1f.7'c.2. 
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(C. 7, 45, 4), II. Q. VI. S Diffinitiva (dict. Gr. S 2 p. c. Al) 
Unde spreta sententia de reconventione tenet alia, appellandum 
tamen est, C. de ap. (C. 7, 62) 1. I. Nec obstat C. (!) que 
sententia l. I. S ult., quia statim, i. e. eadem die debet de alia 
sententiare«!). Vinc. nimmt hier Bezug auf Richards Glosse zu 
c. 3 Miramur Comp. I Il. 4 ad v. respondeatis: »S Sicque fit, 
ut continentia iuditii [I: iudici] non dividatur [F: dividitur], ut C 
de iud’, 1. Nulli (C. 3, 1, 10). 

§ Nec valeret |I: valet] sententia, si spreta questione alterius 
in altera causa iudicaretur, ut ff. quando ap. non est ne. (D. 49,8) 
l. I. S ult., 

C. de conpensat. 1. Neque scriptura [F: scriptum] C. 4, 31, 6), 

ff. de vari. et extra. co. (D. 50, 13) 1. I. S ult. 

S. de oífitio iu. de. Causam matrimonii (c. 21 Comp. I I. 21) 
contra. Solutio: Hec numquam fuit in possessione [B: possessionem] 
et ideo iudicium possessorium intendere non potuit. Nam ubi 
possessorium intenditur, nulla exceptio nocere potest, ut I. de 
restit. spd. Item cum quis (c. 6 Comp. I Il. 9), nisi secundum 
quosdam in continenti [B: intinenti] sit paratus eam probare, ul 
ff. ad exib'. 1. III. S Ibidem« (D. 10, 4, 3 $ 13)). 

Zu c. 4 Audita Comp. I II. 9 ad v. postquam nuntius schreibt 
Vinc.: »§ Et ita idem est in nuntio quod et in principali persona, 
si iter arripiat. Quod concedit Ri., arg. I. de appell. Meminimus 
(c. 9 Comp. I II. 20). R. contra: Aliud est in nuntio, aliud in 
persona principali. Quandocumque enim mittat nuntium, cogetur 
ipse venire ad causam, et quod aliud sit in nuntio, habes II. Q. V. 
Biduum in fi, Non solent (c. 30) in fi«5). Die bezügliche 
Richardglosse eod. ad v. contumatia lautet: »$ Qualiter fuit 
contumax [Codd.: si incontumax], cum nuntium ad papam misisset? 
R.: Quia post citationem misit, ne sit contra I. de appell. 
Meminimus«*). — Zu c. 23 Comp. I. II. 13 ad v. tacito quod 
laicus est heißt es bei Vinc.: »S Quare dicit tacito, cum etiam 
laicorum intersit sacerdotes fornicarios accusare, ut S. XXXII. di. 


1) G f. 12’ c. 2. . 
2) BE. 11 c1; Ff. 17 c. 2; 11.16 c. 2. — E hat eod. ad v. compellant: 
»§ Nec valet sententia, si spreta alterius questione alterius causa iudicaretur 
ut ff. de sententia, que sine appellatione l. I. § ult., C. de conpen. . . C08: 
1.1. S ult. R.« (f. 21 c. 1). Cod. Halen. Ye 52 (= K) hat statt »R.« » A.«(lan.) 
[pars 3 T 19 c. 2. — Ueber K vgl. Schulte, Literaturgeschichte a. a. O. S.86—91. 


G f. 13' c. 1. dq 
4) B f. 11’c.2; Ff. 18 c. 2. — I schließt f. 16* c. 2 mit c. 1 Intelleximus 


. Comp. I Il. 5 v. quendam in virum und iáhrt f. 17 c. 1 fort mit c. 4 Persona’ 
Comp. I 1l. 20 v. aliqua stare. Auch das zugehörige Stück der Glosse fehl 
volistandig. 


Richardus Anglikus als Glossator der Compilatio 1. 983 


Nullus (c. 5)? R.: Non intererat istius, quia eius parrochianus 
non erat. Quid ergo de denuntiatione evangelica dicemus? R.: 
lla fit ad penitentiam, set iste agebat ad benefitii spoliationem, vel 
aliter secundum Ri.') etiam si exprimeret, nichilominus impetraret, 
arg. XXXII. di. Nullus. Set non valet hoc nec umquam per 
. illud c. hoc probabitur, quia exponit ibi indubitantur (!), i. e. per 
sententiam. Credo ergo, quod non posset impetrare, si exprimeret, 
arg. S. e. De cetero (c. 14), Il. Q. VII. c. L, IL, IIl. Unde caute 
dicit Zacito. Si enim expressisset, non impetrasset. Tamen 
admittuntur ad denuntiationem«?). Unsere Hss lesen eod.: »S Quare 
dicit tacito, cum etiam laicorum . . ut I. di. XXXII. Nullus? R.: 
Non. . set iste aget [deest: B] ad beneficii spoliationem« ?). 
Ferner bemerkt Vinc. zu c. 4 Si vero Comp. I II. 17 ad v. 
Si vero: »§ Hoc c. fortiter impugnat opinionem baz.(iani), quod 
si aliquis invitus iuraverat aliquid dare, non tenetur illud adimplere, 
XXII. Q. III. Inter cetera (c. 22). Unde hic exponebat superlativum 
per positivum: gravissimo, i.e. gravi, vel licet dicat papa »non 
est tutum«, tamen iste contravenire potest. y (gucc.). Si iuravit, 
debet dare, XXII. Q. II. Si quid (c. 6) I. e.(od.) t(it) r. H. 
Super constitutione I’. II. (!). Pro baz. tamen facit finis illius I. 
de iudiciis Cum non ab homine P. Il. (c. 3 Comp. II II. 1). Vel 
responde secundum Ri. in glosa ibi posita, que incipit: Hic 
plerique erraverunt a vero et ab utero locuti sunt falsa dicentes, 
sive suum sive alienum per iuramentum quis refutaverit, non 
debet venire contra. Legatur ergo c. de metu a prelato iuste 
illato, qui restitutionem non habet, ut ff. quod metus causa 
L. Continet (D, 4, 2, 3), et iuris executio non: habet iniuriam, ff. 
de iniuriis Iniuriarum SI. (D. 47, 10, 13 § 1). Nam cum vis infertur 
ac adversario, restituitur non obstante sacramento, ut S. de 
resti. spolia. Sollicite (c. 1 Comp. I Il. 9), vel legatur, cum metus 
infertur ab adversario et vere datur retentio« ^). In unseren Hss 
lesen wir eod.: »§ Ut intelligatur per secundam 1. C. (!) qui metus c. 
§ Hic plerique erraverunt . . . falsa. Legatur ergo c. de 
metu ... l. Continet. Nam cum vis . . . datur retentio« *). 
Zu c. 4 Pervenit Comp. I Ill. 18 ad v. ab utraque parte 
, faciatis schreibt Vinc.: »S Quomodo erit istud, cum unus sit in 
anglia, alius i: lombardia? Ricardus, quod ipsi iudices debebant 
mittere in lombardiam, ut cum (!) ibi prestaret iuramentum de 


1) Es ist wohl zu lesen: »secundum Ri, vel aliter . .« — 2) G f. 16 
cl — 3)Bf.l4cl1;Ff21'c2 — 4Gf17c.2. — 5)Bf.15 
c. 1; F 1.23.6. 2. 
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calumpnia coram aliquibus, et ita deferri ad se. Vel forte est 
speciale in hoc cast, quod per procuratorem prestetur, S. de 
sacramento calumpnie per totum. Alias enim ipsi actores in 
propriis personis prestare debent, C. de iure iu. propter calunp. 
(C. 2, 58 [59]) 1. Il. Vel expone breviter (?) ab utraque parte 
adversario !) tenerii (!) et no.(ta): Qui de calumpnia iurare non 
vult, causam amittit, C. de iuramento calumpnie 1. II., in aut 
Principales?) et S. de iuramento calumpnie Imperatorum« (c. 5 
Comp. I 1. 35 [84] 5). Vinc. hat hier die in unseren Hss eod. ad 
v. prestare faciatis enthaltene Glosse im Auge: »S Qualiter in- 
telligit utramque? Nam altera pars fuit bononie et altera in anglia 
nec etiam potest sacramentum calumpnie per procuratorem pre- 
stari, C. de iure iurando propter c. 1. III. R. [deest: F]: Licet 
iurari non possit hoc casu per procuratorem [I deest: propter- 
procuratorem], potest tamen mitti ad absentem, ut iuret, arg. 
S. de testibus Si qui (c. 24 Comp. 1 II. 13). Vel melius dico: In 
negociis ecclesie in arbitrio iudicis pendet, an iurent principales 
persone vel [I: an] alie, ut S. de iure i. propter ca. In pertrac- 
tandis« (c. 4) 4). 2 

Zu c. 2 Quorundam Comp. I Ill. 22 ad v. patiaris hat Vinc.: 
»S Nisi ecclesia adeat hereditatem. Nam pro ea quantitate tenetur 
ratum habere, quod ipse gessit, ut XII. Q. V. Si episcopus (c. 5), 
ff. de re. iu. Ex qua persona (D. 50, 17, 149), de residuo potest 
in integrum restitui, ut S. de in integrum re. Requisivit (c. un. 
Comp. 1 I. 32 [31]). Non bene inspexit litteram ricardus, qui hanc 
glosam hic signavit, quia hic agitur de rebus propriis ipsius 
episcopi, non ecclesie« *). Die fragliche Richardglosse steht wort- 
wörtlich in unseren Hss: »S Nisi ecclesia . . . Requisivit« [F: 
Requiscivit] ). — Zu c.17 Ex multiplici Comp. I IIl. 26 ad v. 
talis conventio bemerkt Vinc.: »S Nisi ergo conventio precessisset, 
omni decimatione privaretur presbiter. Contra arg. S. e. Dilecti 
(c. 6). Item arg. ex hoc c, quod rebus nondum habitis potest 
quis renuntiare. Set contra ff. de acquirenda heredi. Is qui 
(D. 29, 2, 13), ff. de re. iu. Qui pre. (D. 50, 17, 174). Solutio: 
Non potest quis renunciare iuri, antequam sibi conpetat ut ibi, 
pascisci (.) tamen antea potest, ut hic et ff. de pactis L Et. 
heredi. $ Filia (D. 2, 14, 21 S 3). Ri.?)« In unseren Hss lautet 


1) Mit anderer Tinte ist »rum« beigefügt. —. . dazu Savigny, 
Geschichte des rómischen Rechts im Mittelalter 4 (1850), 5 — 3) Gf. 27’ 
c. — 4B f.24' c. 1sq.; Ff.37 c.2; I f. 28* 9) G f. 28 c. 2. 


e BE 25 cl: F £.38 c. l; 11.9.2. — Notare. 
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diese Richardglosse eod. ad v. quietas: »§ Arg. quod rebus non- 
dum habitis possit quis renuntiare. Set contra 

ff. de acquir. her. Is qui, 

fi. de re. iu. Qui potest. Solutio: Non potest . . conpetat 
IF: conpetit] . ., pacisci [F: pacissci] . . 1. [deest: I] Et heredi. 
S Filia. [I: Similia] !). 

. Zu c. 28 Prohibemus Comp. I Ill. 26 ad v. transferre hat 
Vinc. diese Glosse: »§ Nunquid episcopus potest dare laico 
decimam in feudo, ubi habet consuetudo? R.: Non, quia tantum 
levitis conpetunt, XVI. Q. I. Revertimini (c. 65), S. e. Fraternitatem 
«c. 8), quod intelligo de iure spirituali, quod laicis conpetere 
non potest, S. de prescriptione c. ult. (c. 10 Comp. I Il. 18). Est 
ibi tamen quoddam ius civile, quod concedi potest, arg. ff. de 
usucapionibus Non solum $ Qui pig. (D. 41, 3, 33 $ 4). Ri. Et 
forte illud ius non potest concedi in se suosque successores, 
arg. I. e. Ad hec (c.27). Quod omnino concedo, quod episcopus 
non possit concedere in se et suos successores ius decimarum 
percipiendarum laico, XVI. Q. VI. (VII) Pervenit (c. 3). Sic ergo 
laicus etiam ius percipiendo non prescribit, quia labitur iuris 
ignorantia vel etiam habet malam fidem, quorum utrumque inpedit 
prescriptionem iure nostro. In re tamen civili prescribet, set cum 
conveniendus sit coram suo iudice, videtur, quod semper optineat. 
Set non est verum, quia de decimis semper in foro nostro 
respondere debet. Est et alia ratio, quare non posset prescribere, | 
quia nomine alieno possidet«?). Die fragliche Richardglosse | 
lautet in unseren Hss eod. ad v. chrıstiana sepultura {I ad v. 

Si quis vero]: 

»S I. XIII. Q. II. Pro obeuntibus (c. 21) 

I. XXI. Q. HI. Ciprianus (c. 4)?). 

S Numquid autem in feudum dari possunt, ut habet con- 
suetudo? R.: Non, quia secundum vetus t.(estamentum) debent 
esse cibus levitarum, qui serviunt in domo domini, ut XVI. 
Q. I. Revertimini, debentque eis dari, a quibus spiritualia recipi- 
untur, S. e. Fraternitatem. Preterea feudum transit ad heredes, 
donatio vero decimarum nequaquam, ut I. e. Ad hec. Quod 
intelligo de iure [B, F addunt: de] spirituali, quod laicis con- 


1) Bf.27'c.2; Ff. 42 c. 2; If. 33' c. 2. -— Bei Alanus hat diese Glosse 
— von Varianten wird abgesehen — die Sigle »R.« (Ef. 51' c. 1, K f. 47 c. 2), 
desgleichen bei Tankred (A f. 40’ c. 2; D f. 40' c. 1), ebenso im Trierer Cod. 
864 (s. Schulte, Literaturgeschichte a. a. O. S. 80). — Cf. gloss. ord c.3 X 


Ill. 30 ad v. quietas. — 2) Gf.32c.1. — 3) Nach B gehört ol. XRI. — 
Ciprianus« zur Glosse ad v. laicos. 
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petere ron potest, ut S. de prescript. c. ult. Est ibi tamen [I: ta- 
men ibi] quoddam ius civile, quod concedi potest, ut ff. de 
usuc. Non solum S Qui pig.« (D. 41, 3, 33 $ 4) Y). 

Zu c. 2 Si quis presbiter Comp. I V. 23 ad v. fueri 
degradatus lesen wir bei Vinc.: »§ Set pone degradatum cele 
brare missam, numquid conficit? Videtur, quod sic, quia ordinem 
non admittit (), ut XX. Q. III. Eos qui (c. 3, I. Q. I. Quod 
quidam (c. 97), I. de con. di. I. Ostenditur (c. 32), XXXIL 
Q. VII. Licite (c. 2). Arg. contra di. L. Accedens (c. 10), XI. 
Q. III. Episcopus (c. 65), di. LXXXI. Dictum (c. 8, XXIII. Q. 
VIII. Clericus (c. 5), S. de servis non ordi. Nullus ad gradum 
(c. 4), di. LII. Nulli (c. 2). R.: Ipsum non credo sufficere (!). 
Potuit enim ecclesia auferre potestatem, quam contulit, quamvis 
enim (!) non possit caracter auferri sicut nec stigma militi. Magis 
enim videtur istud, s.(cil.) quod possit conficere, et (!) procedere 
ex execontione (I) ordinis quam ex ordine, e£ hoc secundum Ri. 
Set male dicit. Contra enim video in heretico, de con. di. Il. 
Quomodo (c. 41), I. Q. I. § Sic enim (dict. Gr. p. c. 39), licet 
videatur contra XXIII. Q. I. Scisma (c. 34 S 4), ubi dicitur, quod 
»non est Christi corpus, quod scismaticus conficit«. Set ita 
expone: Non est, s.(cil.) sibi vel aliis, qui de manu eius scienter 
suscipiunt. Potestas enim confitiendi potius pervenit ex ordine 
quam executione ordinis, unde cum isto (!) semper caracter 
remaneat ordinis, semper conficere potest«?). Die berührte 
Richardglosse lautet in unseren Hiss eod.: »$ Set pone degra- 
datum celebrare, numquid conficit? Videtur, quod sic, quia ordinem 
non amittit [F: admittit], ut I. XX. Q. III. Eos qui, I. 1. Q. I. Quod 


quidam, I. de con... (Alles genau wie in G, nur daß vor den 
einzelnen Dekretzitaten stets, abgesehen von »contra di. L. Acce- 
dens«, »L« steht) . . Ipsum non credo conficere . . . nec stigma 


militi« ?). 

Zu c. 4 Quoniam Comp. I Ill. 33 ad v. infra Illlor. menses 
lesen wir bei Vinc.: »S. e. Queconque (c. 2) contra, 

S. de etate preti. Eam (c. 5 Comp. I I. 8) contra, 

S. XVI. Q. VII. Si plures (c. 36) contra. 

Solutio: Si infra Illlor. menses dilfinitum non fuerit, quis. 
debeat optinere, episcopus tunc ibi personam instituet, ut hic 


1) B f. 28 c. 1; Ff.42' c.2; 1 f. 84' c. I. 
2) G f. 55° c. 2. 


3 Bf.50'c.1; F .74* c. 1; 1f. 71" c. 2 — Bei Tankred hat diese 
Glosse wieder die Sigle »R.« (C f. 93 c. 2; D f. 71° c. 2). 
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-dicitur, nec contradicit Eam te, quia quod infra Iior. menses 
fit, infra VI. fit. Js vero, qui obtinuerit, eamdem representabit, 
I. e. t. Si vero (c. 15). Quod autem dicitur XVI. Q. ult. Si plures, 
eo casu obtinet, quando ecclesia nondum erat dotata, quo casu 
. exaudio I. e. c. I. et Il. Quod vero dicitur S. de officio prelati 
Cum nos (c. 5 Comp. I I. 23), obtinet ante Ilor. mensium ad- 
ventum, quia interim ibi tunc yconomus ponetur. Vel solve ut 
Ri. S. de etate Eam te l'. e.')« Vinc. verweist hier auf folgende 
in B und F zu c. 5 Eam te Comp. I I. 8 ad v. infra VI. menses 
stehende Glosse: 

»l de iure pa. Quoniam in quibusdam (c. 4 Comp. I III. 33) 

contra, | 
I. XVI. Q. VII. Si plures contra. 

Solutio: Ubi contentio est inter eos, quos constat esse 
patronos, stabit episcopus saniori parti. Si partes sunt pares, 
distinguat merita electorum, di. LXIII. Si forte (c. 36). Si pares 
sunt meritis, sit locus gratificationi, ut I. de iure pa. Cum ad- 
vocatus. Si hoc non potest fieri sine scandalo, auferat inde 
reliquias et eas signet et observe. usque ad tempus concordie, 
I. de iure pa. Quecumque. Cum autem inter litigantes est 
contentio, quis eorum sit patronus, exspectet episcopus usque 
ad sex menses et tunc sua auctoritate, nisi prius convenerint 
[B: convenerunt], ecclesie provideat in sacerdote ad presentationem 
eius, quem iustam causam fovere crediderit salvo iure alterius, 
si postea obtineat, ut I. de iure pa. Si aliquando (c. 15). Set si 
. noluerit episcopus tantum exspectare, in fine trium mensium hoc 
faciat, I. de iure pa. Quoniam in quibusdam. Si autem inter 
episcopum et patronum ‘sit dissensio, tunc episcopus supponat 
ibi ycononum [B: conumum] pro fructibus conservandis, ut I. de 
of. et po. i. or. Cum vero plurimi etc.« (c. 5 Comp. I I. 23)?). 

Aus dem Vorausgehenden ist ersichtlich, daf verschiedene 
als Richardsches Gut feststehende Glossen von den Alten mit 
der Sigle »R.« bezeichnet werden. Mit dieser Tatsache kommen 
wir zu einem neuen Beweismoment für die Richtigkeit meiner 
These. Es trágt námlich eine Unmasse von weiteren in unseren 
Hss vorfindlichen Glossen bei andern Glossatoren die Sigle »R.«, 
woraus sich ergibt, daß auch alle jene Glossen dem Richard 
zuzusprechen sind. Und daraus legt sich der Schluß nahe, daß. 
unsere Hss mit ihrer Unmasse von Richardglossen wirklich die- 


1) G f. 34’ c. 2. 
2) Bf. 4 c.1; F f.6c.1. In I fehlt diese Glosse (cf. f. 6 c. 1). 
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Richardglosse zur Comp. I enthalten. Nach Johannes Andre 
"könnte allerdings, wie wir wissen (s. oben S.575), die Sigle >R. 
ebensowohl auf Rufinus oder Rodoikus wie auf Richard gehen 
Allein Johannes ist hier, wie schon Schulte!) richtig erkannt hat, | 
im Irrtum. Was Rufinus angeht, so scheidet er als Glossator 
irgend einer der Compilationes antiquae überhaupt aus. Zur 
Bezeichnung des Rodoikus aber bedienten sich die Alten, soweit 
ich sehe, der Sigle »Ro« So Petrus Hispanus in der Glosse 
zu c. 1 Duobus Comp. IIV. 4 ad v. si permiserit, wo er schreibt: 
»S Inhonesta videtur hec conditio, sub qua sponsalia suspenduntur. 
Cum enim sponsalia non teneant, nisi ea extiterit [E: ex ea extitit], 
sequitur, ut videtur, quod primus coitus inter eos sit [W deest: 
quod-sit] tantummodo fornicatio. Item sic hec vera [W: verba] 
sunt, carnalis conmixtio post desponsationem [E: dispensationem] 
non ubique [W: ubicunque] matrimonium operatur, quod contra 
videtur supra c. II. [deest: W]. inmo secundum hoc secundus 
coitus exigeretur [E: exigetur] aut presentialis consensus, guod 
concedit ro. et illud asserit locum habere, ubi sponsalia pure 
contrahuntur .. .«*) »Ro.« kann hier nur Rodoikus bedeuten. | 
Zweimal begegnen wir der Sigle »Ro.« (=Rodoikus) in der Glosse 
Gilberts zu seiner Dekretalensammlung?): Einmal in der Glosse 
zu c. un. Fraternitatis Coll. Gilb. qui clerici vel. voventes IV. 4 
ad v. longitudo: »Simile 1. I. t. e. Consuluit (c. 7 Comp. I IV. 6) 
contra. Eadem est solutio, vel, uf dicit Ro., ratione temporis et 
filiorum ibi voluit dispensare, vel ibi sine questione manserunt, 
hic secus. Et nota, quod quandoque favor filiorum et temporis . 
dispensationem facit fieri, ut S. XXXV. q. VII. c. L, C. de ritu 
nuptiarum Qui in provincia, S. de eo qui duxit in matrimonium 
(Comp. I IV. 7) c. I, infra de cognatione spirituali Laudabilem. 
S. de symonia Non satis (c. 7 Comp. I V. 2), infra qui matr. 
accusare non possunt Ex litteris contra. Set ibi repellitur accusator 
tanquam suspectus, quia tanto tempore tacuit, nec fuit illud 
matrimonii approbatio, set accusatoris suspicio«‘); das andere 
Mal in der Glosse zu c. 4 Coll. Gilb. De regularibus de symonia 


1) Literaturgeschichte a. a. O. S. 101; Quellengeschichte a. a. O. S. 1865, 
— Sarti (l. c. p. 387) und noch Phillips (Kirchenrecht 4, 21742) übernehmen 
Johanns Behauptung. Vgl. auch Singer in dessen Rufinusausgabe (Paderborn 
1902) S. LX 73. 

2) Cod. Wirceburg. Mp. th. f. 122 f. 24’ c. 1; E f. 67° c. 1sq. 

3) Vgl. hierzu Archiv 1924 S. 2523. 

4) Cod. Fulden. D 5 (— H) f. 118 c. 1. — Der Text ist bereits abge- 
druckt bei Schulte, Die Kompilationen Gilberts und Alanus', W. S.-B.65, 616f. 
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V. 2 ad v. adeant: »Nunquid propria auctoritate transire poteiit? 
Videtur, quod non, nisi crimen publicum fuerit, ut XVII. q. IN. 
Mandamus, Statuimus (cc. 2, 3). Abbas ergo episcopi auctoritate 
hoc faciat. Ro. dicit propria auctoritate hoc posse fieri, arg. S. 
de regularibus et transeuntibus ad religionem Sane 1. I. (c. 10 
Comp. I Ill. 27), S. XVIII. q. Ils Due« (c. 2). Auch Vincentius 


2 


Flispanus hat für »Rodoikus« die Sigle »Ro.« Er bemerkt zu c. 5 
Fraternitatem Comp. I III. 24 ad v. frequentius celebrantur: »S Hec 
est ratio, quare potius sepeliuntur homines in religiosis locis, 
quia frequentius ibi divina celebrantur. Set nonne tantum valet 
sacrifitium, quod fit kic istis quantum eis, qui sunt in sancto iacobo 
et econverso? Ita de con. di. V. Non mediocriter (c. 24). Solutio: 
Presumitur tamen, quod maiorem remissionem consequantur quam 
ibi. Unde Ro. modici passus: Quidam honor videtur amplius 
deferri hiis, qui sunt in maiori ecclesia sepulti quam qui in minori, 
et tamen orationes ita prosunt istis sicut illis, et inducebat simile: 
Vas pomorum offertur priori et tamen non anplius habebit ipse quam 


1) H f. 123 c. 1. Vgl. W. S-B. a. a. O. S. Ge17. — »R.« ist aud: bei 
Gilbert Ricardus. Denn wenn G. zu c.1 Vestra Coll. Gilb. de cohab. cler. 
et mul. Ill. 1 ad v. condempnatur schreibt: Insufficiens est ista descriptio, 
cum non omne notorium sit tale. Nam ante sententiam potest esse notorium, 
ut S. de divortiis Porro (c. 3 Comp. I IV 20), S. de filiis presbiterorum c. ult. 
1.1. (c.12 [11] Comp. I 1.9). Dic ergo, ut notavit R. S. de sortilegis Ex 
tuarum« (c. 3 Comp. I V. 17) [H t 105 c. 1; W. S.-B. a. a. O. S. 616). so zielt 
er damit sicherlich ab auf folgende in unseren Hss zu c. 3 cit. ad v. notorium 
aufbewahrte Stelle: »S De crimine notori» habemus ut hic 

S. de simonia Insinuatum est (c. 12 Comp. I V. 2), 

S. de appell. Pervenit, Consuluit, Significavit [deest: I] (cc. 15, 16, 24 

Comp. I II. 20), 

S. de filiis presbiter. Conquerente (c. 4 Comp. I I. 9), 

C. de accusat. l. Ea quidem (C. 9, 2, 7), 

S. de sponsal. et matrim. Veniens ad nos p. [B: b.; I: Veniens] (c. 15), 

l. extra. Vestra duxit [F deest: I. — duxit]. 


S Quid [F hat: Quidam. Auch B hatte Quidam, doch ist »am« aus- 
radiert. Die Vorlage hatte wohl »Quid a« (= Quid autem).] sit notorium, 
certant doctores et adhuc sub iudice lis est. Lutius [F: litius] tamen 7/7. sic. 
diffinivit: Notorium est, de quo quis canonice condenpnatur, ut extra. Vestra 
(c. un. Comp. II Ill. 1). Non infitior (deest: I] illud esse notorium est tale. 
Hug. autem dicit notorium crimen eius, qui convincitur aut confitetur. Set sic 
expono ignotum per ignotius, cum tam confiteri quam convinci multipliciter 
acc piatur. Dico igitur, quod [F: qui] crimcn notorium est, cuius testis est’ 
populus et dissimulationi non est locus. Hec diffinitio probatur ff. de instito. 
ac. I. Set si pupillus S Proscribere (D. 14, 3, 11 § 8), ff. de ritu nupt. 1. Palam 
(D. 23, 2, 43) in principio, I. di. LXI. In sacerdotibus ‘c. 2) [B deest: I. — sac.] 
in fine, ff. de v. sig. 1. Palam (D. 50, 16, 33) [B deest: ff.—Palam; F deest: 
in pr.—Palam (Homöoteleuton [!])]. Populum intelligo maiorem partem populi, 
ff. ad municipal. 1. Qui maior (D. 50, 1, 19). »Testis« [deest: I] dixi [F deest: 
municip. — di], non [deest: B] sola fama, set rei notitia [B: notia]. Dissi- 
mulationem autem expono, que iudicem movere possit« (B f. 50 c. 1; F f. 73* 
c.2; If. 71 c. 1 sq). — In B sind die zwei ausgelassenen Beweisstellen von 
der gleichen Hand nachgetragen. In F steht bei »palam« ein Auslassungszeichen.. 
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quidam monachus«!). Das Gleiche ist festzustellen hinsichtlich 
Tankreds, der die vorstehende Glosse des Vincentius wörtlich, 
auch »Ro. modici passus« [D hat »medici«] übernommen und 
mit der Sigle »vic.« versehen hat?). 


Johannes Andreà machte völlig willkürlich aus »R.« »Ro« 
So z. B. lesen wir bei ihm zu c. 3 Indecorum X I. 14 (= c! 
Comp. I I. 8): »§ .. In glo. ultima (scil ad v. intra XIII. 
annum) ibi sed non est ita: Vide, quod dixi de ar. a contrario 
de electione Publicato super ultima glos. et in fi., vel ibi diri, 
quod de iure conmuni, hic autem, à quo anno possit episcopus 
dispensare. Ro. Lau. et Gof.«*) In Wahrheit handelt es sich hie 
um die Glosse Richards zu c. Indecorum cit. ad v. /. XIII. 
annum: 


»S. de of. electi Cum in sacris (c. 16) [12] Comp. II. 4), 
I. e. A nobis (c. 7) [F. I. e. Nobis contra, S. de o. e. C 
in s.] contra [B addit: contra] Solutio: Licet hic prohibeatur 


[B: prohibetur] in anno XIII., non tamen conceditur in Xi., nisi 
in eo faceret morum probitas, quod alias temporis prolixitas, "i 
di. LXXVII. Monachus (c. 9), C. de preposito sacrorum scri. | 
Unicuique (C. 12, 19, 7). Ut |deest: I] ibi ostenditur, quod d 
iure communi possit, hic, a quo anno episcopus dispensar 
possit *).« — Die gleiche Bewandtnis hat es mit Johanns Äußerung 
zu c. 5 Ex parte X Ill. 28 (= c. 1 Comp. IL III. 15): »$ In gl i 
(sc. ad v. post appellationem) in fi. Et est simile de elec. Cum 
nobis olim in prin. Scire debes, quod supra de app. Qua front 
in parte decisa dicebatur, quod propter appellationem creditoris 
petentis sibi debita differebatur sepultura, si heres erat solvendo. 
Dicebant ibi Ro. et Ala., quod ibi loquebatur (papa) secundum 
consuetudinem anglicorum, et dicebat Tan.(cred.), quod eis "i 


1) G f. 29' c. 2. 

2 Cf.47'c.2, £48 c.l; Df.38 c2. — Diese Vincentius-, i 
Tankredstelle hatte Johannes Andreä im Auge, als er im Prooem. Addit. 2 i 
specul. schrieb: »Rodoicus habuit cognomen Modici passus; de ipso dixi pos 

incentium de sepult. c. Fraternitatem (c. 3 X Ill. 28) super Ill. glosa« 6 
Laspeyres |. c. p. 362; Schulte, Quellengeschichte a. a. O. S. 242). me 
Fraternitatem cit. bemerkt nämlich Joh.: »..§ In glo. III. (sc. ad v. frequentius 
ibi presdmptio: Et ratio, ut dicam in ti. et in fi. secundum Ro. modici passus, 
qui dabat si.(mile) de canistro pomorum oblato abbati: Abbas maiorem honore 
consequitur et omnes pariter gaudent. Vin.« (ed. Trid. 1512 f. 81 c. 3). ur 
( c. p. 370) und ihm folgend Schulte (Quelleng. a. a. O. S. 1867) beziehen 
die fragliche Aeußerung Johanns irrig auf dessen gleich nachher mitzuteilen 
Note zu c. 5 Ex parte X III. 28. 


3) Ed. Trid. 1512 f. 105 c; 4. 
4Bf.4c.1;Ff.5'c.2;If.5'c.2 
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anglicis erat credendum ").« Johann benützt hier Tankreds Glosse 
zu c. 41 Qua fronte Comp. I II. 20 ad v. tradendum: »S Videtur, 
quod hoc stare non possit, quoniam ei vivo communicavimus, 
ergo et mortuo communicare debemus, ut XXIII. Q. II. Sane 
(c. 3). Item alia sacramenta ei concessa sunt, ergo istud negari 
non debet. Preterea res dilationem non capit, ergo non tenet 
appellatio, ut ff. de appell. recip. vel non 1. ult. (D. 49, 5, 7) 
et S. $ prox. Leges huic loco expresse contradicunt: C. de 
sepulcro vio. l. £.(in.) [C. 9, 19, 6], in auten. ut cum de appellat. 
cogno. $ Meminimus coll. VIII. (Nov. 115 c. 5 $ 1), in auten. 
ut defuncti seu fun. coll. V. (Nov. 60). Solutio: Quod supra 
dictum est, ius commune est et Aic dominus papa respondet 
secundum consuetudinem anglicorum [A: anglorum] e£ hoc notant 
R. et ala., quibus tanquam anglicis est credendum. Vinc.(entius) 
distinxit, utrum ex contractu teneatur . . . ¢.«(ancred.)?). Zu c. 
Qua fronte cit. ad v. appellationis obstaculum interponat lehrt 
Richard: »S Arg. quod non tenet appellatio in his, que dilationem ?) 
non capiunt, ut 

I. II. Q. VI. S De possessione (dict.Gr. § 18 p.c.41), 

C. de sepul. vio. l. ult., | 

ff. de feriis (D. 2, 12) 1. I. S IL, 1. Solet (3), 

I. di. V. Baptizari (c. 3). b. in fi., 

I. de con. di. IHI. Quando quis (c. 128). 
Arg. contra‘) I. e. c. S [deest: F, I] proximo. 


Solutio: ius regulare est, ut pendente appellatione nil in- 
novetur et quod recipiatur [B : recipietur] nisi in casibus specialibus, 
in quibus non admittitur appellatio et [deest: B] inter eos est, 
s.(cil.) ubi res dilationem [B: dillationem] non capit. S vero sequens 
consuevit legi de usurariis. Vel quod verius [B: verus] credo, illius 
regni tangit consuetudinem. Vel aliter: Licet ius strictum prohibeat 
(l: prohibeatur] aliquid innovari pendente appellatione, tamen 
preponderat [I: prependeat] equitas in contrarium, ut S. (!) de 
iudic. Placuit (C. 3, 1, 8) et [F: ex] maxime in hac causa, ut ff. 
de relig. Sunt persone« (D. 11, 7, 43)5). 


1) Ed. Trid. f. 82 c. 2. 

2 A f28c.2; C f. 35 c. 2. Der Text ist Eus aber nicht fehlerírei 
gedruckt bei Schulte, Literaturgeschichte a. a. O. 

3) Die Hss haben »dilapidationem«. Doch Y » $ »pida« getilgt. 

4) In F fehlt hier wie a a sehr häufig »Arg. contra«. 

9 B f. 19 c. 2; F f. 29° I f. 20'c. 1. — Vgl. hierzu Schulte, 
Literaturg. a. a. O. S. '95, WO jedoch. insbesondere zu lesen ist: ». . ar. I. e. 
§ prox. contra. Solutio: [bi regulare est . .« (K pars 5 f. 4* c. 2). "Zugleich 
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Zu c. 6 Sane X III. 32 (= c. 6 Comp. I HI. 28) bemerkt 
Joh. Andrea in seiner Novella: ». . S In gl. II. (scil. ad v. 


ist klar, daß die dortige Glosse bis »Sunt persone« einschl. dem Richard 
zugehórt. Dem möchte ich schon jetzt beifügen, daß das Bruchstück des 
Appaiats zur Comp. I in K pars 5 (f.1’ c. 2 — f. 5’ c. 2) zum größeren Teil 
aus Richardglossen besteht. So ist gleich die allererste Glosse, zu c.] 
Audientiam Comp. 1 IV. 1 ad v. desponsabatur: »Hec aiectio nulla fuit. Nam 
ex aus desponsatur ad hopus unius fratıum, alt. alter (I) eam abere non potest, 
ut XXVII. q. Il. S. quis uxorem (c. 14), nisi forte ante septem a.(nnos) fuerint 
sponsalia contra(c)ta, üt I. ti. prox. Accessit (c. 6)« (f.1' c. 2) Richards 
Eigentum. In unseren Hss heißt es eod.: »S Hec adieccio . . ad opus . ., 
non potest alter eam habere . . annos sunt sponsalia contracta |I: contrata]. . 
Accessit« (B f. 34 c. 2; F f. 51 c.2; If. 44c 1). 

Schulte hat völlig Recht, wenn er a. a O. S. 98 f. das »R.« in der Rank 
glosse zu c. 3 Super eo de cogn. spir. Comp. I IV. 11 ad v. consuetudine: 
»§ Dicit R., quod consuetudo bene facit, quod matrimonium inter istos non 
est« (K pars 5 f. 2’ c. 2) auf Richard bezieht. Die Richardglosse eod. ad v. 
in ecclesia tibi conmissa lautet: »S Consuetudo enim, que velud canon 
specialis illius loci est, potest facere, ut iste persone legittime vel illegittime 
[B, F deest: vel i], de quibus nichil precipit canon, di. XI. Catholica (c. 8), 
di. XII. Nos consuetudinem« (c. 8) [B 1. 39' c. 1; Ff.58'c.1; 1f.52° c. 2; 
vgl. Schulte a. a. O. S. 93". Die von Schulte ebenda mitgeteilte Alanus- 
glosse zu c. 1 Utrum Comp. I IV. 11 ad v. consuetudo hat diesen Wortlaut: 
»§ Nota consuetudinem facere personas legitimas ad contrahendum minus 
legitimas [E deest. min. 1.]J, ut sequenti c. et econverso et [E: ut I. e. c. ult. et 
econverso, ut] intra de frig. et malef. Super eo, Quod sedem (cc.2, 8 Comp. IV. 16). 
Quod concedo, licet quidam ut ug. etiam in hoc articulo alexandrum reprehendant « 
[E, H: reprehendat] (E f. 71 c. 1; H f.59' c. 2; K pars 3 f. 66 c. 1). 

' Die oben erwähnte Randglosse fährt fort »Hug. autem dicit hanc non 
esse decretalem, vel si est, locutus est ut magister, non ut papa. Vel alio 
modo dicere possumus: Ubi dicitur, quod separari debeat, si consuetudo 
obstat, verum est ad tempus et hoc propter scandalum; dignum est enim, ut 
in eo puniantur, in quo delinquerunt. Et no.(ta) quia reprehendit ug. alexan- 
drum, quia consuetudo validum validum (!) impedimentum non est ad matri- 
monium rescindendum. Set dico, quod hic loquitur de contrahendo, quo casu non 
miror, sz [K: set] contraria consuetudo et scandalum impediunt contrahendum. p.« 
(etr. hisp.). (Daß nicht »set«, sondern »si« zu lesen ist, ergibt sich mit GewiBheit aus 
Petrus selbst, welcher schreibt: ». . quo casu non minor (!), si consuetudo con- 
traria cum scandalo inpediat contrahendum« |Cod. Wirceb. th. f. 122, f. 25 c.2].) 

Was nun bei Schulte unmittelbar danach folgt, ist in der Hss nicht 
ein Bestandteil dieser Glosse, sondern eine neue selbständige Glosse, u. zw. 
nicht etwa zum gleichen Kapitel oder auch nur zum gleichen Titel, sondern 
zu c. à Quoniam (!) sedem de frig. et malef. Comp. I IV. 16 ad v. frigiditatem, 
also laufend: »S Aut dices matrimonium fuisse inter istos aut non; si fuit, 
ergo nullatenus separandi erant nisi ob causam fornicationis, ut s. de coni. 
leprosi c. Il. Male igitur dicit papa, quod ille intravit locum Re.(ligiosum) et 
ipsa nubere potest. Si dicas non fuisse, quoniam impedimentum  precessit, 
hoc planum est. Set id quod dicitur, quod D naturalem frigiditatem 
Ro.(mana) ecclesia nullos separare consuevit, intelligas secundum glosam ibi 
positam. Ve) potest (!) dicere matrimonium fuisse inter illos, set sic [K: sis] 
quomodo per verba tantum contractum et non per carnalem copulam con- 
sumatum. Intravit igitur vir m.(onasterium), quoniam a canone sibi erat con- 
cessum et lepra interveniente. p.(etr.) ys.«(span.) [K pars 5 f. 2' c. 3J. Nach 
dieser Konstatierung ist ohne weiteres klar die Hinlálligkeit der von Schulte 
(a. a. O. S. 96, 106) im Hinblick auf die fraglichen Glossen aufgestellten Be- 
hauptung, »p.« werde von »p.ys« sehr genau, auch in derselben Glosse 
geschieden, bzw. Petrus Hispanus zitiere selbst einen Petrus. In Wirklichkeit 
sind »p.« und »p. ys.« zweifellos identisch. — Leider hat auch Freisen, 
Geschichte des kanonischen Eherechts S. 530 all die vorstehenden Texte in 
der Schulteschen Fassung ohne Kritik übernommen. 
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sacrum velamen) ibi Respondeo: Secundum Ro., Lau., Tancr, 
. et Vin. et idem no.(tatur) XXVIII. di. Quia sunt (c. 10) et c. 
. sequ.«!) Auch hier ist »R.« tatsächlich = Ricardus, welcher eod. 
ad v. imponat schreibt: »S Set quid si vetula fuerit, ut S. e. 
Cum sis (c. 4)? R.: Non sufficit. Nam in episcopo est speciale, 
quod hic dicitur.«?) — Ganz das Gleiche gilt in folgenden zwei 
Fällen: Zu c. 7 Ex publico eod. schreibt J. A.: ». . $ In glos. II. 
(scil. ad v. sufficienti cautione ibi putarem: Secundum Ro., Tanc. 
et Phi.(lipp.) . .«?) In Wirklichkeit kommt Richard in Frage. Er 
glossiert eod. ad v. sufficienti cautione: »S Cuiusmodi erit 
[deest: F] hec cautio? R.: Arbitrio iudicis conmittitur, arg. di. 
XXIII. (B, I: XXI.) Quamquam« (c. 6)*. — Eod. heißt es bei 
J. A.: ». . § In gl. nunquid (sc. ad v. infra duorum) ibi Credo: 
Secundum Ala., Ro., Tanc. et. Phi.«5) Hier schreibt der allein 
in Frage kommende Richard ad v. infra duorum mensium spatium : 
»S A quo tempore curret? R.: A tempore denuntiationis facte a 
iudice, ff. de calunp. 1. Annus (D. 3, 6, 6) et S. de appell. Super 
eo quod interdum (c. 12 Comp. I II. 20) in fi.« 9). 

Zu c. 3 Scientes X III. 39 (= c. 4 Comp. F III. 34) lesen 
wir bei J. A.: »In glos. Il. (sc. ad v. ab initio) ibi est arg.: 
Secundum Ro.«") Hier ist Johanns Ergänzung abermals falsch. 
Denn es handelt sich sicher um diese Richardglosse eod. ad v. 
ab initio: »§ Arg. initium spectandum, ut 

I. I. Q. I. Principatus (c. 25), 

C. de bonis que li. 1. Cum oportet (C. 6, 61, 6) in fi. 9), 

I. XVI. Q. III. Si sacerdotes (c. 10), 

ff. de penis 1. Si quis $ Qui abor. (D. 48, 19, 38 § 5)°), 

I. I. Q. I. Quibusdam nar. (c. 117) 9, 

(I. XI. Q. IL) ') Vulterano (c. 25) !?), 

C. communia de usuc. (C. 7, 30) 1l. I. [deest: B] et 

[deest: B, I] ult. 

I. de con. di. I. Placuit ut altar. (c. 26), 

ff. conmodati (D. 13, 6) 1. L, 

I. di. VI. Testamentum [I: Testimonium] (c. 1). 

Arg. contra, s.(cil.) [B, F: si] finem spectandum, 

I. qui fi. sunt leg. c. Tanta (c. 6 Comp. 1 IV. 18), 


1) Ed. Trid. f. 104 c. 4. — 2) B £.29'c.1; 
c2. — 3) Ed. Trid.f.105c.1. — 4) Bf.29'c.2; Ff. 
— 5) Ed. Trid. l.c. — 6) B. f. 29° c.2; Ff.45c.2; If. Ed. 
Trid. f. 131 c. 3. — 8) Diese Beweisstelle fehlt inl — 9) 'Gleichfalls. — 
10) Gleichfalls. — 11) In B ist mit blasserer Tinte nachgetragen : »XII. q. II.« 
— 12) Auch diese Beweisstelle fehlt in I. 


Archiv für kath. Kirchenrecht. CVII. 38 


mh ow 
wm -e 
N 


594 | Gillmann 


I. aut. [B: na.] de nupt. $ Quia vero hac. (Nov. 22 c. 28), 

I. XXII. Q. Il. Quod ait (c. 18), 

ff. qui sa. da. co. |. Julianus (D. 2, 8, 11). 

Contra medium non spectandum [B, F deest: Contra - spect, 

I. de pen. di. IIl. S 1. in fi.- 

I. VII. Q. I. Suggestum (c. 46). 

Arg. contra, s.(cil.) [B, F: Si] medium esse spectandum 

[F: spectanda], ut ibi: 
Cum media semper gaudebam ludere forma, 
Maior enim mediis gratia rebus inest, _ 

S. de test. [B: restit.] Cum tu fili (c. 16 Comp. I II. 13), 

I. di. XLV. Disciplina, Sunt namque (cc. 9, 14) ?»), 

ff. si pars her. pe. l. Autiqui (D. 5, 4, 3), 

I. XXIII. Q. III. Quidam, cum bonorum (c. 18) ?), 

ff. de penis |. Respiciendum (11), 

C. de custo. reorum [F: rerum] 1. Si quis (C. 9, 4, 2) in fi. 

$ Initium dico spectandum, quociens queritur, an contractus 
valeat vel non, agatur ex quo [lies: eo] lis (:) [lies: vel] non 
[deest: I] ?). Item in maleficio vel quasi, cum queritur, an corr 
trahatur ex eo obligatio pene vel non et quanta. Item in decretis 
et conquestionibus et [deest: B] omnino in quolibet negotio, ex 
quo actio oriri potest. Non obstat exemplum de matrimonio lie 
[B, F: li]. Nam in [deest: B, F] similibus ratihabitio retrotrahitur 
et sic initium spectatur. Non obstat, quod dicitur de libero 
spectando medio (I: med. sp.]. Nam hoc locum habet (B: hab. 1] 
in dissensione opinionum et opinio media auctoritate principis 
corroboratur. Non obstat, quod dicitur finem spectandum. Tunc 
enim id observatur, cum queritur, an quis dederit vel non seu 
quando dedisse videatur vel quando possederit vel restituere sive 
capere debuerit, ut I. [deest: B, F] aut. de nupt $ Quia vero 
hactenus« ^). | 


1) Gleichfalls. — 2) Gleichfalls. — 3) In B ist bei »ex quo Jis« 
nachträglich über »quo« »eo« geschrieben »is« durch daruntergesetzte 
Punkte gestrichen. — 4) B f. 32° c.2; F f.49' c. 1; 1 f. 4l' 2 


In anderen Fällen läßt Joh. das »R.« (Tankreds) unverändert. So schreibt 
er z.B. zu c. 2 Monachi X III. 35 (= c. 2 Com. I Ili. 30): »§ In glo. alle. 
proprium (sc. ad v. administratione permissum) ibi de viduis - 1. XVI. (!) q. Ul. 
Si qua. R. .. ibi reprehensibile: Usu vero moderno tieri potest cum VO 
luntate abbatis, ut usum habeat. Tamen hoc paium differt a symonia R.‘ 
(ed. Trid. f 114 c. 3). Auch hier ist R.=Ricardus, dessen Glosse zu c.2 cit. 
ad v. nec peculium lautet »$ Nisi pro iniuncta ad vinistratione, I. e. c., €180 
multo minus proprium habere possunt [B: possit], ut 

XII. Q. I. Non dicatis (c. 11), 
S. de regularibus Ad petitionem (c. 1), 
I. XVII. Q. II. Abbates (c. 16). 
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In der Einleitung zu den Addit. ad spec.') behauptet Johannes 
weiter, die Glosse zu c. 2 Quoniam Comp. I IV. 8 ad v. generali 
precepto trage die Sigle des Rodoikus. Aber auch hier. geht J. 
irre. Die fragliche Glosse ist tatsächlich Eigentum des Richardus, 
lautend: »§ Arg. generale verbum generaliter intelligendum, 

l. de con. di. IIII. Ut ostenderet (c. 133), 
ff. de procurat 1. Procurator cui (D. 3, 3, 58), 
I. di. XVII. Si romanorum (c. 1), 
I. instit. de re. di. S Nichil autem interest?) (S 42 I. 2, 1), 
I. de con. di. HII. Si quicquid (c. 35), 
C. de fidei con. li. 1. I. Cum iur. (!)?) C.7, 4, 14), 
I. XII. Q. I. Delictissimus (c. 2), 
ff. mandati Creditor S Lutius‘) (C. 17, 1, 60 § 4). 
Immo etiam infinita equipollet universali, ut 
ff. de accept. 1. Pluribus (D. 46, 4, 60), 
I. XXIII. Q. v. Si non licet (c. 9), 
S. de v. si. I. Hec verba cuius5) (D. 50, 16, 69), 
ff. que in fra. cre. (D. 47, 2) LIL S I, 
I. XXVIII. Q. I. Ydolatrie (c. 5). 
§ Ar. contra, quia indefinita equipollet universali, 
S. de decimis c. Ad audientiam, 
ff. de legat. III. Non aliter (D. 32, 69), 
I. I. Q. I. Sunt nonnulli [B, F: nulli] (c. 114), 
I. de con. di. II. Liquido (c. 54). 
S Ar. contra, quia generale verbum restringitur, ut 
I. II. Q. Il. Omnes leges (c. 2), 
ff. de pig. 1. Obligatione (D. 20, 1, 6), 
I. XVI. Q. I. c. ult. v. Omnibus*) (c. 68 pr.), 
ff. de servit 1. Si cui (D. 8, 1, 9), 
ff. de procurat. I. Mandato (D. 3, 3, 60), 


§ Arg. contra I. XXVII. Q. I. Monacho (c. 32), 
C. L. 


I. XVIIL Q. I. : 
I XXVII. Q. 1. De viduis (c. 42), 


frangeretur, ut l. de conditionibus Quicunque (c. 1 Comp. I IV. 5). Tamen 
hug. dicit eum non esse monachum per c. infra ca, XXXII. Q.H. Solet (c. 6). 
Usu vero moderno cum voluntate abbatis fieri potest, ut usum habeat, 
quamvis a simonia parum deest: F] differt« [B, F: distet] (B f. 30 c. 1; 


F f. 45‘ c. 2; If 37° c. 1). Weitere Beispiele dieser Art folgen. unten. 


1) S. bei Laspeyres 1. c. p. 362sq.; Schulte, Quelleng. a. a. O. S. 242. 
— 2) Diese Belegstelle fehlt in I. — 3) Fehlt ebenfalls inl. — 4) Gleichfalls. 
— 5) Gleichfalls. -- 6) Gleichfalls. 
38 * 
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I. di. LXXV. Quod die (c. 5), 
ff. de transact. Qui cum tu. S Transact. ') (D. 2, 15, 9 S 1). 


Solutio: Verbum generale generaliter accipitur, ut infra in 
rubrica, nisi constet contrahentem vel testatorem de aliquibus 
specialiter intellexisse, C. de transact. l. Age cum (C. 2, 4, 3), 
vel nisi sensus non patiatur, ut II. Q. Il. Omnes in contraria 
rubrica. Quod autem dicitur in fi(ne) universali equipollere, 
regulare est in iure, quamvis distinguatur in artibus. Et hec est 
ratio, quia quod [deest: B] simpliciter dicitur nec lege vel canone 
determinatur, generaliter intelligitur, ut XXXI. Q. I. Deus (c. 12). 
Excipitur tamen semper princeps [B: principes]. Nam eius inter- 
pretatio tam necessaria quam generalis, ut C. de leg. et com. 
(C. 1, 14) 1. I.« [B, F: L]2). 

Immerhin verdient in diesem Zusammenhang die folgende, 
— wenn ich mich nicht täusche — einen Glossator »R.« er- 
wähnende Stelle unserer Hss und bei Alanus besondere Be- 
achtung. Zu c. 4 Prout Comp. I Il. 10 ad v. utpote lite stieß 
ich auf die Glosse: »$ Ubi causa mera spiritualis est et nullum 
temporale conmodum expectatur [B: expecta], credo ante litem 
con. heremoditium contrahi posse, ut I. qui filii sunt le. c. ult. 
(c. 8 Comp. I IV. 18, XXIII. Q. II. Sane pro. (c. 6), item ubi 
timetur testes persone presentes deficere, ut ff. ad 1. acquil. In 


1) Gleichfalls. 

2) Bf.88'c.2; F f. 57° c. 2; I f.51° c. 2. — Joh. Andreä bemerkt in 
der Novella eod.: »S In glo. no. quod ibi in iure: Princeps tamen semper 
excipitur, cuius interpretatio est tamen recessaria quam generalis, C. de le. et 
con. 1.1. R.« (ed. Trid. f. 21 c. 4. Unter »R.« versteht er gemäß seiner An- 
gabe in der Einleitung zu den Addit. ad spec. den Rodoikus. — Phillips ver- 
mutet (Kirchenrecht 4, 21743), der in c. 2 Super eo X 1.21 (= c. 38 Comp. I 
I. 18) ad v. dispensare erwähnte »R.« sei Richardus. Indessen ist gerade 
dieser »R.« nicht Richardus. Denn die Richaidglosse zu c. Super eo cit. ad 
v. debent ordinibus privari heißt: »§ I. di. XXXIII. Lector (c. 18) contra. 
Solutio: Ibi ostendit martinus, quid liceat pape aut quid aliis episcopis, s (cil.) 
de [deest: F] dispensando cum bigamo ad subdiaconatum, quod non est contra 
apostolum. Usque ad diaconatum non posset, ut mihi per hoc c. videtur, 
s.(cil.) ut [deest: B] statuat sic dispensandum. Alias autem petentibus [B: 
penitentibus] nichil est diffinitive positum, ut I. aut. de referendariis« [B: refen- 
dariis] (Nov. 10) [B f.5 c. 2; F f.8 c.1; I f. 8 c. 1]. Demnach stammt der 
Anfang der gloss. ord. ad v. dispensare allerdings von Richard. Aber der 
später erwähnte »R « kann nicht mit ihm identisch sein. Denn der dem »R.« 
in den Mund gelegte Ausspruch fehlt in der Richardglosse. Es handelt sich 
vielmehr wohl um Rufinus, von dem schon nach Johannes Andrea (s. Laspeyres 
l. c. p. 362; Schulte, Quellengeschichte a. a. O. S. 241) an der fraglichen 
Stelle die Rede ist, wiewohl Ruf. zu c. 18 D. XXXIIII. keine Erklärung gibt. 
Vgl. Singers Rufinusausgabe S. LXI, 83, 82. — In der gloss. ord. zu c: 1 Si quis 
X IV. 3 (= c.2 Comp. I IV. 3) ad v. viro incumbit probatio ist »R.« wieder 
— Richardus. Denn dieser schreibt eod : »S Quia caput est mulieris vir, ut 
XXXIII. Q. I. Si quis uxo.« (c. 3) [B f. 37 c. 1; Ff.55 c. 2; I f. 48' c. 2]. 
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le. (D. 9, 2, 40), set tunc atestationes clause [deest: F] reservantur 
usque post litem con. R. addidit [B: adid’.; F: ad ide]') C. de 
usur. pupill. l. ult. (C. 5, 56, 4) et C. de testi. I. ult. (C. 4, 20, 20) 
hic, cum dixit iac(obus), quod in his casibus [F: actibus] tam 
actor quam reus poterit audire testes, et quamvis hec testificata 
didicerit, nichilominus tamen [F addit: est] in iuditio post alios 
inducet«?). Unter offenbarer Verwendung dieser Glosse schreibt 
Alanus eod. ad v. vel saltem: »S In causa criminali ante litem 
con. testes possunt recipi et ad diffinitivam sententiam procedi 
secundum canones, ut XXIII. Q. III. De illicita (c. 6), HI. Q. VHI. 
Decernimus (c. 10), I. de testibus In nomine domini [deest: K] (c. 3 
Comp. I II. 13). Idem in mera [H: mere; K: mecha] spirituali, 
ubi anime periculum vertitur, ut I. qui filii sint legi. Causam 
(c. 4) et c. ult. et I. qui matrimo. accusare pos. c. I. Si autem 
anime periculum non vertitur, secus, ut extra t.(itulos) [deest: K] 
Ad hoc deus (c. 1 Comp. III Il. 3). In causa vero civili nec ad 
diifinitivam sententiam ante litem con. procedetur [E, H: pro- 
ceditur] nec testes recipientur, nisi cum timetur, quod testes 
defitiunt [H: defitiant; K: deficiantur], ut ff. ad 1l. aquil. Si de- 
letum [H deest: ut — deletum]. Set tunc attestationes clause 
reservantur usque post li.(tem) con. R.?) etiam casum addidit 


[deest: E] C. de usuris pupil. l. ult. et C. de [K: pro] testibus . 


l. ult. Jac(obus) dicebat, quod tam actor quam reus in his 
casibus potest audire testes et nichilominus postmodum [K: 
postea] in iuditio procedere ut prius« [H deest: ut prius] 4). 

Wer ist unter dem »R,.« zu verstehen? Ich glaube nicht 
fehlzugreifen, wenn ich ihn mit dem Legisten Rogerius identifiziere, 
zumal im nämlichen Zusammenhang der Legist Jakobus erscheint 
und Richard unmittelbar vorher eine Reihe von weiteren Zivilisten 
mit Namen nennt?) Schwierigkeiten macht das »hic«. 


1) Die Auflösuna »R.(espondeo): Ad idem« (facit) oder »R.(espondet) 
ad idem« halte ich nicht für wahrscheinlich. — Vgl. übrigens u S. 601. 

2 Bf 12’ c. 1sq.; Ff. 19 f. 3. Die Glosse steht auch — vor hier 
belanglosen Varianten abgesehen — in K pars 5f. 3 c. 2. An der kritischen 
Stelle heißtes hier: »R addid’.«, wobei das erste »d« durch darunter gesetzten 
Punkt gestrichen ist. — In I fehlt die Glosse aus dem oben (S. 482)!) ange- 
gebenen (irund. 

3) Wenn ia der Richardglosse »R.« hier = »Respondeo« oder »Respondet« 
wäre, so würde »R« bei Alanus an dieser Stelle natürlich Richard bedeuten. 

4) Ef.28'c. 15; Hf. 19 c. 2; Kf. 21’ c. 1sq. K fügt die Sigle »A.« bei. 

5) Rich. bemerkt námlich vorher ebenfalls ad v. utpote lite: »S Arg. 
non posse difíinitivam ferre sententiam absente altera parte nisi post litem 
con, quod plane concesserunt bulg(arus) et ugo, al.(bericus). Martinus 
autem ef d cretiste dicunt etiam ante litem con. hoc fteri*posse, arg. in aut. de 
litig. S Omnem (Nov. 112 c. 3) et XXIIII. Q. LI. De illicita (c. 6) in fi., II. Q. VIII. 
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Nachdem also feststeht, daß »R.«, insoweit es sich um einen 
Dekretalenglossator handelt, nur als Sigle für Richardus Anglikus 
in Betracht kommt, soll nunmehr eine größere Anzahl von weiteren 
auch in unseren Hss begegnenden R.-glossen mitgeteilt werden. 

In E zunächst fand ich zu c. 4 De familiis Comp. I I. 10 
ad v. extraneas die Glosse: »S Ergo assensu (!) contrario socio 
eiusdem loci relinquere potest. Simile ff. de leg. II. Cum pater 
(D. 31, 77). R,.« (1. 9 c. 2). Diese Glosse steht in unseren Hss 
eod. ad v. in extraneas personas transmittere: »l. instit. de succes. 
libertorum $ Set nostra (S 3 I. 3, 7) econtra [F: extra]. Solutio: 
Hic de rebus nactis occasione ecclesie, ibi de aliis. $ Ergo a 
sensu contrario confratri |F: cunfratri] eiusdem loci relinquere 
potest. Simile ff. de leg. Il. Cum pater').« Zu c. un. Sicut 
Comp. I I. 30 ad v. Sicut hat E: »$ Sindicus iurabit de calumpnia 
sicut [E: sicum] tutor, cum uterque legittimam habeat ad- 
ministrationem, ut C. de iur. iura. propter ca. 1. H. Et videtur, 
quod debeat esse laicus, ut hic in fine, XI. q. I. S Ex his (dict. 
Gr. p. c. 47), aut. de sacros. ecclesiis Ne apud alium et I. de 
iure iur. calunp. c. I. At quis eum constituet? Arg. quod epi- 
scopus XVIII. q. Il. Hoc tantum (c. 1), I. inst. de cura. § ult. 
(S 6 I. 1, 23) et LXXXVIII. c. I. [E deest: Arg.—c. I.] et X. Q. II. 
Hoc ius porrec. (c. 2), C. de his qui ad ecclesiam confu. Presenti 
(C. 1, 12, 6), C. de sacros. ec. Omnes $ In hac (C. 1, 2, 24). 
Contra arg. VIII. Q. IN. Cum simus (c. 3), I. de iuram. calunp. 
Imperator. (c. 5 Comp. I I. 35 [34]), ff. de mun. et ho. Munerum 
S Defensores (D. 50, 4, 18 813). R« (f.17 c, 2. Unsere Hss 
haben eod. ad v. cum fausto: »$ Qui bene iurabit de calunpnia 
sicut tutor, cum . . I. aut. de scis. e. $ Ne apud alium et infra 
de iu. iuran. propter c. c. I. At quis eum constituet? Ar. quod 
episcopus, XVIII. q. H. Hoc tantum, I. instit. de curatoribus S ult., 
I. LXXXVIII c. L, X. Q. IL Hoc ius... S Contra VIII. (IX) Q. HI. 
Cum simus . . . Imperatorum inme (!), S. de transact. Contingit 
Decernimus, et ego auctoritate huius c. premissis consentiens R.(espondeo) 
capitulis, quod post litem con. intelliguntur, vel inteiligitur ibi [K addit: de] 
sententia condempnationis, s.(cil.) pene, que fertur in citatos contumaces, ut 
II. Q. V. Quisquis (c un.), et in aut. sententia legitima vocatur interlocutoria, 
S.(cil.) circa sunptus |B: suptus] et iudicii observationem« (B f. 12^ c. 1; F f. 19 


c 2). Auch diese Glosse tindet sich in K (f. 3° c. 2), ad v. contestata. — 
Ueber R = Rogerius s. auch W. S.-B. 64 (1870), 123. — Ueber Rogerius selbst 
vgl. Savigny a. a. O. S. 194—224. 

Auch der von Johannes Faventinus in seiner Summa, zu c. 16 C. XXVIII 
q. 1 erwähnte Magister »Ro.« (s. die Stelle bei Singer, Rutinusausgabe S. LV f.) 
ist m. E. Rogerius. Rolandus kommt nicht in Betracht, da er weder in seinem 
Stroma noch in seinen Sentenzen von der bedingten EheschlieBung handelt. 

1) Bf5c.1;Ff.7'c.1; 11.7' c. 1. 
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(c. 3 Comp. 11.27), ff. de mu... $ Defensores«!), Übrigens hat K 
hier (f. 15' c. 2) die gleiche Glosse wie E, nur mit der Sigle «a.«, 
so daß wir hier sicher eine von Alanus übernommene Richardglosse 
vor uns haben?). Indessen hat auch K zu c. 4 Comp. I. 10 ad v. 
extraneas (s. oben) die Glosse: »Ergo a sensu contrario socio 
eiusdem loci relinquere potest«, mit den Siglen >R. A.« (f. 8° 
c. 1). Auch in H steht diese Glosse, jedoch ohne Sigle (f. 7’ c. 2). 

Ferner schreibt Alanus zu c. 8 Ad hec Comp. I I. 23 ad v. 
statutum: »S Secundo, et hoc est ex quadam benignitate. § Infra 
de appellatio. Personas (c. 4) contra. Solutio: Intelligo, quod 
tempore appellationis interposite sibi faciat disiunctam, que hic 
continetur, alioquin nichil est dictum. "Vel dic: A lege, non a 
iudice. R.«?). Die bezügliche Richardglosse eod. heißt: »I. de 
appell. . . nichil esse dictum. Vel dic: statutum a... iudice*); 
sodann zu c. 1 lustitiam Comp. I I. 34 (33) ad v. precipiat: 
»S Ergo quis potest conpelli conpromittere. Quod verum est 
in iudicem, set non in meros arbitros, et hoc quotiens suspec- 
tum iudicem allegat et non appellat, ut XI. Q. I. Pervenit (c. 39), 
et infra XX. dies debet recusari, ut C. de sent. et interlo. (C. 7, 
45), aut. Et consequenter, et infra triduum post recusationem 
tenetur arbitros eligere, ut C. de iudiciis Cum specialis (C. 3, 1, 18). 
R,..«°). Dem entspricht in unseren Hss die Glosse eod.: »§ Ergo 
quis potest conpelli conpromittere. Quod verum est, quociens 
suspitionem iudicis allegat et non appellat, ut XI. Q. I. Pervenit, 
et infra XX. potest recusare, s(cil.) ante litem con., et post recu- 
sationem infra triduum tenetur arbitros eligere, C. de iudic. 1. 
Cum specialis«®). — Zu c. 1 Quoniam Comp. I 1 35 (34) ad v. 
idoneis advocatis lesen wir bei Alanus: »S !d est procuratoribus. 
Videtur ergo, quod [H addit: procurator] debeat esse laicus [H: 1. e.] 
quia si clericus non iurat in sua causa, ergo multo [deest: H, K] 
minus in aliena, ut I. de peculio [H addit: clericorum] Inquirendum 
(c. 1), XLVI. di. Sicut (c. 10). R.«?). In unseren Hss heißt es eod.: 
»$ Videtur, quod [I addit: non] debeat laicus... XLVI. Sicut« ^). 

Zu c. 3 Miramur Comp. I II. 4 ad v. respondeatis schreibt 
Alanus: »Respondere tenetur convento [E: conventio], non aliis, 


D) BBf.9c.1; Ff. 14c. l. In I fehlt diese Glosse (cf. f. 13° c. 2). — 
2) In H endigt die Glosse mit »Imperatorum« (f 14 c. 2), onne Sigle. — 3) Ef.15 
c. 2; K f. 14 c. 1; K beginnt mit »L. de appell.« und hat am Schluß »R. A.« 
— E führt fort: »De hoc plenius habetur ]. de ap. c. m rd el Du — 
In H fenlt die Glosse ud (cl. t. 12° c. 2). — 4) B e ]; F- 12* 
c. 1;If 12^c.2.—5) Ef.18c :; Hf. loc 1; K f. 16’ . — K hat die 
Siglen iri m 69Bf.9'c1; i1 14^ c2; I f. 14' c. 2. * JEL 18° c. 1; 
H f. 15 c 2. In K tiágt diese Glosse die Sigle »A.« (f. 16° c. 2). — 8) BES 
c2:Ff.15c 1; I f. 14’ c. 2. 
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ut C. de conpen. Eius (C. 4, 31, 9), cum distinctione tamen ff- 
e. t. In rem. (D. 16, 2, 18) R.«)). Unsere Hss lesen eod.: 
»§ Respondere debent convento, set non alii, ut C. de conpensat. 
l. Eius, quod tamen distingue, ut ff. e. In rem.«?) 

Zu c. 31 Questioni Comp. I II. 20 ad v. statim glossiert 
Alanus: »$ S. c. prox. contra. Solutio: Ibi iuravit stare mandato 
ecclesie, hic vero specialiter ipsius episcopi. Vel ibierat excommuni- 
catus ex incerta causa, hic ex certa, secundum 5. Vel hic expone: 
statim: S i. e. post XL. dies, ut hoc c. [deest: H] ab illo 
determinationem recipiat, secundum p.(etr. hisp). Vel hic 
appellavit, ne aliquid ab ecclesia sibi iniungatur, ibi, ne ab illa 
persona, quam forte suspectam habuit, secundum R. Vel hoc c. 
preiudicat illi secundum ug. [E: y]. Vel hic, cum appellat, ne 
faciat id, quod se facturum iuravit, illud, cum [H:.est] ob aliud. 
Quid ergo iuravit [H: iuraverit], attendatur . .« 3). Unsere Hss 
lesen eod.: »S Vel i. e. I. XL. dies ut S.(upra) [c. 30], vel forte 
excommunicatus est hic in casu, pro quo a principio non licuit 
appellare, ergo et [B: in] nodo statim estretrudendus [B: retradendus ; 
F: retrahendus], S. e. Cum sit (c. 5) in fi. in eandem sententiam. 
§ Vel hic subterfugii causa appellat, S.(upra) ex causa iusta. S. c. 
prox. contra, Solutio: Ibi iuravit stare mandato ecclesie, hic 
mandato episcopi, vel ibi erat excommunicatus pro incerta causa. b. 
Set melius dico, quod si appellet, ne aliquid sibi ab ecclesia in- 
iungatur [B: iniungantur] iuramento suo derogat nec est audiendus 
ut hic; si autem appellet, ne quid sibi ab isto excommunicatore, 
quem habet suspectum, iniungatur [F: iniungantur], tenet appellatio, 
ut supra. Hoc quoque sonat ipsa littera que iuramento etc. 
Non derogat, si superioris mandato obediat. 5.« ‘). 

Weiterhin bemerkt Alanus zu c. 4 Clericos Comp. I III. 2 
ad v. ne in eandem fornicationem: »§ Arg. quod [deest: K] non 
est alicui iniungendum aliquid, de quo est verisimile, quod non 
teneat, ut XXII. [K: D.] Q. I. In novo (c. 3) et Q. V. Ille qui (c.5) [H, 
K deest: I. In — Q.]. Et hec est ratio, quare iuvenibus non in- 
iungitur solenpnis penitentia, ut L. di. Penitentes (c. 63). R, 5).« 


1) E f.2l c.1; > f.19 c.2. K hat die Siglen »R. A.« H hat bloß bis 


»et non aliis« (f. 17 c. 
2) B f. | ISP i T 6.2; 14.16" ¢ 2: 
SERS 2; H f. 28 ¢.1; Kf.31’ c. 1. Vgl. Schulte, Literaturgesch. 
a. a. O. S. 98 f. hat am Schluß die Sigle »A.« 
4) B f. 18 Cp 
D ee » at eod. ad v. subterfugii: » S Hic subterfugii . . iusta. R.« 
‘c¢ 
5)Ef.38c.2; Hf.3lc 2; K f.35c.1. K hat die Siglen »A. R.« 
Doch scheint A durch darunter gesetzten gestrichen. 
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nsere Hss lesen eod.: »$ Arg. quod non iniungatur alicui, de 
10 verisimile est, quod non teneat, ut XXII. Q. V. Ille qui. Et 
ec est ratio [I: r. e), quare [I addit: in] iuvenibus . . Penitentes ').« 
- Zu c.4 Fraternitati Comp. I III. 37 ad v. monachis hat Alanus: 
S Nomine suo, monasteriis enim non videtur prohibitum secun- 
um FR. Immo, quia gen(u)s est negotiationis?).« Unsere Hss 
ringen eod.: »$ Claustralibus. Nam conventui non videtur 
rohibitum ).« — Zu c. 6 Sicut Comp.I V. 2 ad v. morte mulctavit 
chreibt Alanus: »§ S.(cil.) spirituali, dum dixit: Pecunia tua etc. 
Act 8, 20). Vel referatur ad mortem temporalem. Nam cum pignore 
osito [H: in pargo positus] volaret ad summa, per preces petri 
-orruit in ima et mortuus est. R.«4). In unseren Hss lesen wir hier: 
"S Spirituali, dum [deest: B, F] dixit.. tua etc., ut I. Q. I. Reper- 
untur (c. 7). .. ad mortem [F: maiorem] temporalem. Nam [deest: 
B] cum... mortuus est5).« — Zu c. 10 Forus Comp. I V. 36 
ad v. tres testes bemerkt Al.: »S Secundum consuetudinem 
alicuius loci fuit hoc vel forte ius commune tempore Ysidori. Hodie 
est ius commune, quod ubi numerus non adicitur testium, duo 
testes suffitiunt, ut III. q. III. 1. Ubi numerus (c. 3 § 26). Vel 
secundum R. quod hic dicitur [K deest: q. h. d.], intelligendum est 
de tribus generibus probationum, de quibus premisit9).« In unseren 
Hss steht eod. ad v. VI. persone: »l. III. Q. Ill. c. I. contra. 
Solutio: In maiori numero minor continetur, ut ff. de arbitris 1. 
Diem (D. 4, 8, 27). Set nonne duo sufficiunt testes, ubi numerus 
non addicitur? R.(espondet) III. Q. IM. Ubi. R.(espondeo): Hic 
intelligitur de triplici genere testium, s.(ciL) personarum, in- 
strumentorum et fame, et intelligo hoc c. in facto dubio. Nam 
secus in notorio et ubi reus confitetur "?).« 

Überaus zahlreich sind bei Tankred die auch in unseren 
Hss wiederkehrenden R.-glossen. Die Anführung sämtlicher - 
Belege ist selbstverständlich hier nicht möglich. Es soll nur noch 
eine größere Anzahl von Beispielen folgen. 


I F f.31° c. 1; If. 22 c. 2. 


2) E f.62c. K f.57' c. 1. — K hat am Schluß die Sigle »A.« H 
liest: »$ Nomine Aen monas. . prohibitum secundum regulam (!). Immo .. 
negotiationis est« (f. 51' c. 2). 

) MiP E Stl; 1£43/e1. 

. l; K £72 c.2. In E steht ein »q« (f. 78 c. 2). 

; Ff.64° c.1; 17.59% ¢. 1. 

> Hf. 82% c. 2; K f. 88' c. 2 K hat am Schluß die Sigle »A.« 

.9; F £.79' 2; I f. 78 c. 2 — Tankred schreibt eod.: 
. Vel sicut dicit R.. nomine trium testium intelligas triplex genus proba- 

tons, d de oa premissum est, scil. testium, instrumentorum seu fame« 
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Zu c. 4 Inter Comp. I I. 2 ad v. quodcunque lesen wir be 
Tankred: »S Arg. cum quis honeratur ad duorum alterum sub 
alternatione, quod voluerit prestando liberatur, - 

I. inst. de her. inst. $ Si plures (S 6 I. 2, 14), 

ff. de leg. II. Si ita (D. 31, 3), 

S. XXXVI. Q. I. De raptoribus (c. 3), 

ff. de collegiis (D. 47, 22) 1. I., | 

I. de prebendis Referente (c. 9 Comp. I III. 5), 

I. de excessu prelatorum Preterea (c. 4 Comp. I V. 27), 

ff. de iure dotis Plerumque (D. 23, 3, 10) in fi., 

C. de inst. vel rest. Generaliter (C. 6, 25, 7 [6]) in prin. 
$ Ubi autem disiunctive sub diversis conditionibus legatur, novis 
sime est parendum, 

ff. de con. et d. Sub diversis (D. 35, 1, 51), 

ff. de rei ven. 1. Nisi (si) malit (D. 6, 1, 11), 1. Tul. S Idem 

(17 8 1), 

C. de con. iud'. 1. pnlt. (C. 5, 58, 2). 

Arg. contra S. de con. di. III. De penitentibus (c. 17), 

l. inst. de legatis 8 Si generaliter (8 22 I. 2, 20), 

S. XXVI. Q. VII. Tempora (c. 2). Solutio: Hec contraria - 
sunt sophistica, ut potest liquere per singula, set prima pars 
pure vera est, nisi promissor fuerit in mora, ff. de legatis Il. Si 
ita. R.«!). Die nämliche Glosse findet sich — von hier belang- 
losen Varianten abgesehen — in unseren Hss eod., ohne Sigle’). 

Zu c. 2 Osius Comp. I I. 4 ad v. quod litteras populi acceperit 
bemerkt Tankred: »$ Nota, quod vane voces populi non sunt 
audiende, VIII. Q. I. Licet ergo (c. 15), C. de penis Decurionum | 
filii (C. 9, 47, 12), ff. de appell. Si constat (D. 49, 1, 12), LXI. 
di. Miramur (c. 5) in principio. R.«*). In unseren Hss lesen wit 
eod.: »$ No.(ta), quia [deest: F.] vane voces . ., ut I. VIII. Q. I 


1) A f£1'/c2; Df.l' clisg -- 2Bf.1'cl1;Ffl'c2 
If.1'c2 — Ausl ist die Glosse — ohne die Beweisstellen — abgedruckt 
bei Laspeyres |. c p. 323. (Lies aber insoesondere »datore, nicht »data«.) 
Doch ist hier nach »Si ita« beigefügt: 

»l. II. Q. VI Ei qui appellat (c. 41), 

I. de of. vic. Mandata (c. 1). 5b.« 
Danach könnte es scheinen, als ob die ganze Glosse Bernhards Eigentum sei. 
Dies trifft jedoch nicht zu. Denn nach den deutlichen Verweisungszeichen 
im Text und bei der Glosse in | gehört diese Beifüpung nicht zur fraglichen | 
Glosse, sondern ist eine eigene Glosse zu c. 5 Si quando eod. ad v. modis 
omnibus. Auch in B und in F ist der handschriftiiche Beiund der gleiche, 
nur fehlt in F die Sigle. Die eıste Glosse ist also volistándig Richardsches 
und nur die letztere Bernhardsches Gut. — Cf. gloss. ord. c. 4 X I. 3 ad V. 
istorum, wo statt »prima pars« »prima rubrica« steht. — 3) D f. 2 c7 
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icet ergo, C. de penis 1. Decurionum, I. LXXVIII. Si quis pec- 
inia (c. 9), ff. de appell. Si constat, I. LXI. Miramur in prin.«!). 


Zu c. 14 (10) Quod diligentia Comp. I I. 4 ad v. ratam 
zbermus hat Tankred: »§ Ex dispensatione, ne sit contra di. 
CII.) Nos consuetudinem (c. 8). R.«?) Genau die gleiche Glosse, 
hne die Sigle haben unsere Hss?). — Eod. ad v. aquilegensis 
cclesie schreibt Tankred: »$ Que eo tempore non erat catholica. 
>< *). In unseren Hss steht eben diese Glosse, wieder ohne Sigle 
od. ad v. reverentia eiusdem ecclesie: »S S.(cil.) aquilegensis, 
ue . . catholica 5).« — Zu c. 15 (11) Licet Comp. I I. 4 ad v. 
d malum hoc vitandum schreibt Tankred: »§ Arg. ad cautelam 
uturorum aliquid statuendum, XXIII. di. In nomine domini (c. 1), 
>. I. Q. VII. Convenientibus (c. 4), I. de servis non ordi. c. I. 
Arg. contra ff. de usuris (D. 22, 1) 1.1. R.«*). — Unsere Hss 
zeben eod.: »§ Arg. ad c. f. aliqua esse statuenda, 

. di. XXIII. In nomine, 

. I. Q. VII. Convenientibus, 

. LXII. Cum adrianus (c. 29), 

. LXXXII. Quia (c. 4), 

. de servis non or. c. I. Arg. contra 
. di. XCVI. c. I. in fi, 

ff. de usuris 1. I. arg. contra«?). 


Zu c. 16 (12) Cum in cunctis Comp. I I. 4 ad v. remo- 
veantur glossiert Tankred: »$ S. LXXIIII. Consuluit (c. 9) contra. 
So.(lutio): Cum iste suscepit alterum connexorum, tenetur ad 
reliquum. In aliis autem clericis secus. R.«®) Unsere Hss haben 
eod.: »§ I. di. LXXIII. . . Secus in aliis cleiicis.«?) — Eod. ad 
v. si canones non obsistant schreibt T.: »S Ut puta factus est 
irregularis sine culpa sua post investituram. R.«'*). Genau die 


bum (aeq t (usq Mel — jud 


1B f.1'c.2; Ff.2c.2; 11.2 c.2. — Cf. gloss. ord. c. 2 X I. 6 ad 
v. populi. 
2) D. f. 2' c. 2. 
3Bf 2c.1; Ff. 2‘ c. 2; 1 f.2' c. 2. — Alanus glossiert eod.: 
»Supple: Postquam ‘facta fuerit, ‘vel intellige: quod iam confirmaverat ex 
dispensatione, ne sit contra di. Xll. Nos consuetudinem« (Ef.3c.2; Hf. 2' 
& 2; pi 3 c. 1). 5 hat die Sigle »al'.« 


Df.2'c 

re Fr 4:27:62: 18.27.02 

6) D f. 2' c. = 

Bf2c 1; Ff.2'c.2; If. 2'c. 2 — Cf. gloss. ord. 6 X1 
6 ad v. pulang 

8) Cf. 3'c. 2; DF. 3 e . Vgl. Schulte, Literaturg. a. a. O. S. 107 f. 

9Bf.2c 3; F f.3 c. 3. In I (f 3 c. 1) fehlt diese Glosse. — Cf. gloss.. 
ord. c. 7 X 1.6 id v removed antur. 

10) C f. 3' c. 2 f. 


;Df.3c.2. Vgl Schulte a. a. O. S. 108. 
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-gleiche Glosse steht in unseren Hss '). — Zu c.21 (18) Significat 
Comp. I I. 4 ad v. pro unitate bemerkt T.: »§ Servanda, XIII 
[A: XXII; D: INJ] Q. II. Quamquam (c. 2). Et iuratur ex his 
causis, que his versibus [A: versiculis] continentur: 

Pax et fama, fides, reverentia, cautio danpni, 

Defectus veri poscunt magna caveri«?) Unsere Hss lesen 
eod. ad v. pro obedientia: »§ Iuratur enim ex VI. causis, [F: 
casus], ut his versibus [B: verbis] docetur: 

Pax... l 

Defectus veri [F: viri] sibi querunt magna tueri« 3). 


Zu c. 2 De servorum Comp. I I. 10 ad v. genuerit hat T.: 
»§ Ex ancilla domini, cum qua fugit, qui proles sequitur ventrem, 
nisi obviet loci: consuetudo, ut I. de coniug. serv. Licet (c. 3 
Comp. I IV. 9). R.«^). Unsere H. haben eod.: »§ Ex ancilla 
domini, a quo fugit [B: sugit], quia proles sequitur [B, F: sequatur; 
doch ist in B »sequatur« in »sequitur« verwandelt] ventrem, nis 
obviet . . Licet« 5), — Eod. ad v. ignotum sit hat T.: »$ Alis 
et sibi notum; nam si XX. annis bona fide fuisset in libertate, 
tutus esset, ut C. de prescrip. que pro lib. et non contra |. 
Prestat firmam. R.«®). Unsere Hss lesen eod.: »§ S.(cil.) alii 
[F: allis] et sibi notum . . 1. Prestat?).« Eod. ad v. sacerdoti 
hat T.: »S Quare non tuetur eum ordo sacerdotalis, ut di. LIM 
Ex antiquis (c. 9)? R.: Hic rigor, ibi dispensatio, vel hoc est 
verum in fugitivis, illud in aliis. R.«®). Unsere Hss bringen eod. 
ad v. vilis persona: »§ Quare . . ordo sacerdotii . . . hoc 
verum . . aliis?).« 


Zu c. 1 De his Comp. I I. 13 ad v. ex coricubinis finden 
wir bei T.: »§ Viventibus [deest: D] uxoribus. R.« 1°). Unsere 
Hss lesen eod.: »§ Vel viventibus uxoribus«''). — Eod. ad V. 
posthabuerunt hat T.: »$ Id est spreverunt, XXXII. Q. III. Dixi 


I) Bf.2c2;Ff3c2; 11.8 c2. 

2 A f.4c.1; Df.4 cl. 

3) B f. 2' c. 2; Ff.3' c2; If.4c. 1. — Cf. gloss. ord. c. 4X 16 
ad v. pro unitate. 

4Af£7c2; DET c. |. 

5 Bf5c1;FE7'c1;1£17c.2 

XN t T | 

7) Bf. 5c 1; F f. 7! 7c 

8A17c2 In D fehlt NS T! c b. — Tankred fahrt for: | 


»Vel expone: sacerdocii i. e. clericatus, ut I. de cohabi. cleri. Si quip | 
(c. 3 Comp I lil. 2), et tunc non est contra illud c. Ex antiquis. t« (ll C - 
V A E 


IT! 2; 8 c.l 
1) Bf.5c.2; Ff.8c.1; 1f. 8 c. 1. 
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C. 3). R.«'!). Unsere Hss haben eod.: »§ Id e$t spreverunt 
m: spreventibus], ut XXXII. . . Dixit sarra« 2). — Zu c. 1 Anti- 
ronus Comp. I I. 26 ad v. nam si hoc sibi schreibt T.: »§. 
>.Ccil.) quod esset offensam vestram incursurus. R..«®). Unsere 
diss haben eod.: »§ S. quod . . eorum incursurus« ^). — Zu c. 2 
Quotiens eod. ad v. rati hat T.: »S No.(ta) hic figuram, que 
dicitur themesis, scil. eiusdem dictionis divisio. R.«5. Unsere 
Hss haben die gleiche Glosse, jedoch ohne Sigle9). — Zu c. 4 
Cum pritem eod. ad v. non duximus erklärt T.: »I. de transact. 
Statuimus (c. 2 Comp. I T. 27) contra. Solutio: Hic turpis pacti 
suspicio suberat, ibi non. R.«?). Unsere Hss haben hierzu die 
gleiche Bemerkung. Es fehlt nur »ibi non. R.«9S. — Zu c. 1 
Perlatum Comp. I I. 31 (30) ad v. proposuit hat T.: »§ No (ta), 
quod multum valet iuris protestatio, ut hic, XXXI. Q. II. Lotharius 
(c. 4), di. XXVIII. Diaconi (c. 8). Set quid si non audet protestari? 
Non obest, C. de rebus cre. Generaliter S Ipse (C. 4, 1, 12 $ 2aı.. 
Arg. XXXIII. Q. II. Non satis (c. 3) in prin, quod intelligo, si 
constet in iudicio R.«°). Auch diese Glosse haben unsere Hss: 
»S No.(ta), quia [B, F: qui] multum . . de rebus c. 1. Genera- 
liter. . . Quod intelligo, set (!) de hoc constet in iudicio !).« 


Zu c. 2 Inherentes Comp. I I. 35 (34) ad v. delegare finden 
wir bei T.: »$ I. e. c. ult. contra. Solutio: Non dicitur ibi, quod 
in propria persona cogatur iurare, et ideo habet hoc benefitium. 
R.«"), Unsere Hss lesen eod. ad v. noverint: »I. e. Constitutus. 
(= c. ult) in fine [I deest: i. |.] contra. Solutio: . . persona 
conpellatur . . istud benefitium« !?). — Zu c. 4 In peıtractandis 
eod. ad v. iurantis hat T.: »S Id est in propriam animam, cum le- 
gitimam habuerit administrationem. Secus est in procuratore. A). « '?). 
Unsere Hss bemerken gleichíalls: »S Id est . . habeant amminis- 
trationem. Secus in procuratore« 14). — Zu c. 5 Imperatorum eod. - 
ad v. amittere glossiert T.: »§ Nam pena [D : penam] non iurantis. 


1Af.7'c2; Df.8c.1.—2)Bf.5c.2; Ff.8c.1; 1f. 8c. 1. 
— 3) A f. 12! c1.— 4 Bf.8c.2; Ff.12'c2; I. 12' c. 2— 
9A f. 12’ c. 2.—6)Bf. 8 c. 2; F f. 13 c. 1; I f. 12° c. 2.— 7) A f. 1V c. 2. 
—8)Bf.8'c.I;Ff.13c.1; 1f.13c. 1.— 9 A f.]14c. 11 — 10 Bf. 9 
c 2; F f.14 c.2; I f. 14 c. 1. — Cf. gloss. ord. c. 1 X I. 40 ad v. proposuit. 
— 11) D f. 15' c. 1. — T. fährt fort: »§ Michi videtur, quod illi statuendum 
est, et hec et precedens loquitur, cum causa universitatis est, quia tunc dele- 
gatur hoc offitium sindico vel actori. £.« (l. c.) — 12) B f. 9’ c. 2; F f. 15 
c2;1f15c.1.—13)A f. 15 c. 1; D f.ló^ c. L — 14) B f. 10c. 1; 
Ff. 15'c. 1; Lf. 15 c.2. 
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est hec, ut amittat causam suam, sive sit actor sive. reus, ut C 
e. t. 1. [I. [D addit: et], aut. Principales. R.«'). Unsere Hss haben 
hier ebenfalls: »$ Nam . . hec est, . . actor [F: auctor] . ., ut 
C. e. t. in aut. ibi posito« (= Principales) 2). 

Zu c. 9 Intelleximus Comp. I II. 1 ad v. in tua proposuit 
lesen wir bei T.: »$ Forte quod vellet ab eo sub tali pretextu 
recedere dum [nachträglich ist darüber geschrieben: divertere. 
Dico] tamen, quod non potest Nam ut ait Augustinus, apud 
omnes gentes hoc sacramentum est, nec est inter eos dispar 
professio. Frater enim est, quamvis excommunicatus, XVII. Q. Ill 
De presbiterorum (c. 23). R.«*). Unsere Hss haben die gleiche 
Glosse: »§ Forte quod . . . recedere. Dico tamen . . ut ait [F: 
agit] . . est hoc sacramentum . . Frater [F: super] enim est . 
ut XVII. . . De presbiterorum« 1); eod. ad v. per alium hat T.: 
»S Licet sibi per alium, quod per se non licet, S. de filiis presbiter. 
c. Ex tua (c. 11 [10]) R.«°). Unsere Hss stimmen hiermit überein: 
»§ Ergo licet . ., ut S. de... tua«9), — Zu c. un. Solvitur 
Comp. II. 6 ad v. pactionis schreibt T.: »§ Inter evam et diabolum 
habite. R.«”). In unseren Hss lautet die Glosse: »$ Habite inter 
evam et diabolum« [B: diabulum]®). — Zu c. un. Omnes Comp. 
I. II. 7 ad v. Omnes hat T.: »§ Dicit R. et consentit ei ala., quod 
hoc c. loquitur de consilio vel est locale vel [deest: D] per tacitum 
consensum pape ei derogatum est . .«®). Unsere Hss haben hier 
ad v. mercatum: »S Hoc dicit (!)'°) esse [B: esset] locale ve 
consilium vel per t. c. p. abrogatum«!'). — Zu c. 2 Sententia 
Comp. I II. 19 ad v. non potest iure subsistere hat T.: »§ Si 
feratur contra ius constitutionis, secus si feratur contra ius litigatoris, 


1)A1.15c2; Df. 15% c. 2. 
2 B f. 10 c. 2; F f. 15" c. 2; I f. 15’ c. 1. — Auch Alanus hal 


diese Glosse übernommen: »§ Nam p. n. i. hec est, ut causam suam amittat, 
ut C. e. t. aut. Principales« (E f. 19 c. 2; H f. 15’ c. 2; K f. 17' c. 2) 
K hat gr »A.« 

3) 


c. 1. 
4 Bf 10 c2; F f. 16’ « 1; I f. 16 c. 2. 


6 c. 1. 
| ) BT. 10’ c. 2; Ff. 16° c.1; If. 16 c.2. Auch K pars 5 hat diese 
Glosse jt à D 2 


A ; Ff. 17 c.2. Auch diese woe hat K (f. 3° c. 1). 

9) A f16c2; Cf 21 c.2; Df.17 c 

10) K pars 5 f. 3° c. 1 liest: »§ Hodico« (Y, ii übrigen wie B und F. 

11) Bf. 11 c. 2; F f. 17 c. 2. — Alanus erklärt ad v. Omnes: »S Hoc 
c. vel est locale vel de consilio loquitur vel p. t. c. p. abrogatum [H : abrogatur], 
tf. de [deesi: H] leriis« [E decst: ft. def.) (Et. 21 c 2; Hf. 17’ c. 1; K f. 19' c. 1). 
— Johannes Andreä teilt die Tankredglosse mit u. zw. diesmal genau nach 
Tankred: »Dixit R. et Ala, ei consentit . .« (ed. Trid. f. 33 c. 
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I. Q. VI. S Diffinitiva R.«'). Genau die  nàmliche Ld: haben 
unsere Hss, aber ohne die Sigle ?). 


Zu c. 21 Relatum Comp. I Il. 20 ad v. in sua malitia 
eiláutert T.: »§ No.(ta) quod appellatio non tenet ad fovendam 
maliciam manifestam, ut S. e. Cum sit ro. S fin., S. e. Consuluit, 
Pervenit, (Qui) ex querimoniis et c. Preterea R.«*). Unsere Hss 
lesen eod.: »§ No.(ta) quod appellatio non tenet ad fovendam 
maliciam manifestam interposita, S. e. Cum sit, Consuluit et c. 
Pervenit, c. Preterea, Qui ex querimoniis« 4). — Zu c. 25 Relatum 
Comp. I II. 20 ad v. Relatum bemerkt T.: »§ Proximum c. S. 
(c. 24) fuit missum sulfraganeis et istud ipsi archiepiscopo, in 
quo illud idem continetur &.«5). Unsere Hss lesen ebenso: »$ 
Prox. c. S. missum fuit . . illud [deest: I] idem [deest: F] con- 
tinetur«®). — Zu c. 29 Cum B Comp. I II. 20 ad v. quod 
in legatione regis esses schreibt T.: »§ Arg. quod regia auctoritas 
excusat, arg. XVIII. di. Si episcopus (c. 13), LXIII. di. Salonitane 
(c. 24), in aut. Quomodo oporteat episcopos § Illud (Nov. 6 
c. 2), XXIII. Q. VIII. Si autem vobis (c. 28). Arg. contra XXIII. 
Q. VII. Quo ausu, Reprehensibile (cc. 26, 19), XXV. Q. I. Omne 
(c. 8), XII. Q. II. Quicumque milituin (c. 4). Solutio: Si manda- 
tum regis preveniat mandato cuiuslibet prelati preter pape, dico 
regi obtenperandum, maxime si ab eo regalia habuit, ut XXIII. 
Q. ult. 8 Ecce quod (dict. Gr. p. c. 20). Si autem papa vocavit 
etiam post exe(m)plo petri [D deest: e. p.] relictis etiam, si opus 
est, omnibus et omnibus regalibus sequatur dominum papam. 
R.« 1). Eben diese Glosse steht in unseren Hss: »§ Arg. quod.. 
excusat, I. di. XVIII. Si episcopus metus (!) .. Reprehensibile, 
c. Si quis (c. 27) . . Omne, I. XI. Q. III. Iniustum (c. 89), I. 
XVI. Q. VII. Si quis episcopus, Si quis prin. (cc. 14, 25), I. XII. ... 


1) D f. 24 c. 2. 

2) B f. 16 c. 2; F f. 24* Sn 

3) A f. 26 c. 1; D f. 26’ c. 1. — Auch im Trierer Cod. 864 hat die 
Glosse x S « (s. Schulte, Literaturg. a. a. O. S. 83). 

4 


c. 2; F f 27 c. 2; IL f. 18 c. 2; Schulte a. a. O.). — Die 

Alanusylosse eod. lautet: »§ No (ta) quod non tenet appellatio mans ad 
fovendam Ha m, S. e. Cum sit ıomana in fi., Consuluit« (E f. 33 c l; 
H f. 27 c. 1; K t. 30 c. 2. — In K steht nach »manifestam« und am Schluß 
»A.« (s. SR a.a. O) Wir haben es aber bei Alanus wieder mit einer 
offenbaren Entlehnung aus Richard zu tun. Schultes Angabe (a. a. O. S. 821) 
ist demnach unzutretfend. 

5) A f.26 c.2; C £.32' c.2; D f.26° c. 2. 

6) Bf.18c. 1; Ff.27' c 1; I f. 18' c. 2. Diese Glosse findet sich 
gleichfalls in K f. 4’ c. 1. 

7) C f. 338/c.1; D f. 27 c. 2. — T. fährt fort: »Unde iste debuit 
venire ad cardinalem auctoritate petri. vinc.« (ll. cc.). 
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mandatum cuiuslibet prelati preter papam, dico regi obediendum... 
regalia habuerit . . papa vocaverit, exemplo petri relictis retibu: 
eliam, si opus est, et omnibus regalibus [F: regularibus]... 
papam«'), — Eod. ad v. accedere teneris lesen wir bei T.: »$ 
Quamvis iudex non esset, debuit enim [deest: C, D) ire e 
allegare excusationem [A: iurisdiccionem] suam, ut ff. de iudic 
Si quis ex aliena (D. 5, 1, 5) et S. e. t. Si duobus (c. 7), maxime 
si in suo territorio inveniretur, ff. de iurisd. omni. iudi. I. ult 
(D. 2, 1, 20) R.«2). Unsere Hss haben eod.: »$ Quamvis suus 
iudex nón esset, ut ff. de iudic. Si quis ex ali, maxime si i. s. 
t. i, ut ff. . . ult.«?). — Zu c. 20 Ad hec Comp. I II. 20 ad v. 
iuditio schreibt T.: »§ Quare non precise compellitur stare 
mandatis ecclesie, ex quo iuravit? Quia a gravamine sibi in- 
iuncti mandati appellavit R.«^). Unsere Hss geben eod.: »S Quare 
n. p. coguntur stare mandato e., ex quo iuraverunt? Quia a 
g. S. i. m. appellant« 5). — Zu c. 33 Ex querimoniis Comp. I II. 20 
ad v. quandoque filii heißt es bei T.: »S S. e. Personas (c. 4). 
R.«*). Die fraglichen Hss haben gleichfalls: »S. e. t. Personas: ?). 
— Zu c. 41 Qua fronte Comp. I II. 20 ad v. non videmus hat T.: 
»§ Nam iure posset ei dici: Peccasti, quiesce, ut IIl. Q. VII. 
§ Idem testatur (dict. Gr. p. c. 2) R.«®). Genau die nämliche 
Glosse steht eod. in unseren Hss?). — Ebenso hat T. zu c. 42 
Reprehensibilis Comp. I lI. 20 ad v. nulla penitus conmonitione 
premissa: »$ Quod est iniustum, ut XII. Q. II. Indigne (c. 21). 
R.«'") und unsere Hss haben desgleichen: »§ Quod iniustum 
[F: iustum] est . . [ndigne« !'). 


1) B f. 18 c. 2; Ff. 28 c. 1; If. 19c. l. — Cf. gloss. ord. c. 19 X 
Il. 28 ad v. in legatione regis. | 

2 A f. 26’ c. 2; C f. 33 c. 1; D f. 27 c. 2. 

3) B f. 18 c. 2; F f. 28 c. 1; I f. 19 c. l. — Auch diese Richardglosse 
hat in K (f. 31 c. x^ die Sigle »A.« In E hat die Glosse keine Sigle (f. 34 c. 1), 
ebenso nicht in H (f. 28 c. 1), wo übrigens der Anfang der Glosse ver- 
stümmelt ist. — b gloss. ord. \. c. ad v. obtentu appellationis. 


4) A f. 27 c. t. 
9) Bf. 18 c. 2; F f, 28 c. 1. In ee die "PEN (cf. f. 19 c. 2). 
Sie en m roue .a gravamine sibi iniuncto . .« (f. 4’ c. 1). 


7T) B f. 18° c. 1; F f. 28 c. 2; I f. 19 c. 2. Die Glosse steht auch 

in K (f. 4' E 1). 
8) A f. 28 c. 2. 
9) Bf. 19 c. 2: F f. 29' c. 1; 20 Die Glosse findet sich 


I f. c. 2. 
auch in K (f. 4' c. 2). — CH. P ord. c. 25 X ll. 28 ad v. pervertere. 


10) D f. 28' c. 2. 
D B f. 19 c. 2; F f. 29° c. 2; If. 20' c. 1. Die Glosse steht auch 
pr f. 4' c. E — Alanus hat genau die gleiche Glosse (E f. 36 c. 1; 


K 
H f. 29' c. 1; K f. 35 c. 2. K fügt die Sigle »A.« bei. 
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Zu c.43 Ad hec Comp. I II. 20 ad v. suspectum schreibt T.: 
>S Arg. quod iudex ordinarius potest [D: ponet] recusari, ut S. 
de iuditiis c. II, S. III. Q. V. Quia suspecti (c. 15). Quod verum 
est et debet fieri in scriptis [D: insscriptis] hec recusatio, ut Il. 
Q. VI. Si quis in quacumque (dict. Gr. p. c. 39), et si absens 
fuerit iudex, qui recusatur, coram iudice civitatis recusetur, C. de 
iudiciis Cum specialis (C. 3, 1, 18), et potest fieri talis recusatio 
(D deest: t. r.) post acceptum libellum conventionalem usque ad 
XX. dies, ut III. Q. Ill. Offeratur (dict. Gr. S 5 p. c. 4). Set infra 
triduum post recusationem conpellitur arbitros el'gere, ut C. de 
iudic. Cum specialis et 1. Apertissimi (16). R.«!). Unsere Hss 
lesen eod.: »$ Arg. quod ordinarius iudex recusari possit, ut S. 
de iuditiis c. III. 5. Que recusatio debet fieri in rescriptis (!), 
Il. ©. VI. . . coram maiore iudice .., ut C. de iudiciis . . libellum 
L(nfra) XX. dies, ut .. Set infra triduum conpellitur . ., ut hic. 
et C. de . . Apertissimi«?). 


Zu c. 47 Vel ex malitia Comp. I II. 20 ad v. necessitas hai 
T.: »Nam maiora minoribus preponi debent, ut III. Q. XI. Prius 
est (c. 4). R.«*). Unsere Hss lesen: »§ Nam... Q. XI. c. I. et 
II.« 4). — Eod. ad v. infra summam marcarum XX. finden wir 
bei T.: »§ S. e. t. Ad (I) appellationibus (c. 11) contra Solutio: 
De plano concedo, quod hoc velut posterius ad se trahit priora, 
nec hic oportuit illius fieri mentionem, cum non sit rescripta. 
Vel illud dicatur ius commune et istud similiter, quia tunc (|!) 
esset hominum malitia multa, medela data est per gregorium (VIII.), + 
quam cessare credo, ubi morbus cessavit, ut XXXV. Q. III. Quod. 


1) A f. 28' c. 1; D f. 29 c. 1. — Auch der Trierer Cod. hat hier die 
. Sigle »R.« (vgl. Schulte a. a. O. S. 84). — Allgemein sei bemerkt, daß Schultes 

Ausführungen a. a. O. S. 82—84 abwegig sind, da zwar ein Verhältnis der 
Abhängigkeit von K, bzw. seiner Vorlage — soweit die Hss den Apparat des 


Alanus zur Comp. I enthält — gegenüber I, bzw. seiner Vorlage, nicht aber 
umgekehrt besteht. 


2) F f.30 c. 1; I f. 20' c. 2. B hat diese Glosse nicht (f. 19 c. 2). 
Im Text von B ist infolge eines Homöoteleuton von c. 42 v. prelati sine 
causa sofort übergegangen zu c. 43 v. (super aliqua causa) fuerit appellatum 
Der fehlende Text ist nachträglich beigefügt, ebenso die zugehörige Glosse 
zu c. 42, nicht aber die Glosse zu c. 43 ad v. suspectum. — Auch diese von 
Alanus so gut wie wörtlich übernommene Aidtardglosse ist in K (f. 33^ c. 1) 
mit »A.« gezeichnet (s Schulte a. a. O.) während in E (f. 36 c. 2) und in H 
(f. 29' c. 2) die Sigle fehlt. (Bei Schulte ist selbstverstándiich zu lesen, wie 
es auch deutlich in K steht: libellum conventionalerz.) 

3) D f. 29 c. 2. | 

4) B f. 19 c. 1; F f. 30 c. 2; I f. 21 c. 1. Auch diese Glosse steht in 
K pers 5 f. 4' c. 2. — Alanus schreibt eod. ad v. maioribus: »$ Maiora 
minoribus preponi debent, ut III. Q. XI. [E: X.; K: VIII.) Prius« [E f. 36' c. 2; 
H f. 30 c. 1; K f. 33' c.2). K hat hier wiederum die S gle »A.« 
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scripsi (c. 20 § 1) R.«?). Unsere Hss geben eod.: »§ S. e. c. De 
appellationibus contra. Solutio: De plano dici potest, quod hoc 
velud . . trahat . ., cum [F: cura] non íuit rescripta. Vel illud 
dicatur [F: dicitur] ius commune. Quod cum esset hominum 
malicia ad noxam tractum, medela data est per gregorium, ... 
cessaverit, ut XXXV. Q. III. Quod scripsi« ?). 


Diese Beispiele mögen genügen?) Ich könnte ibre Zahl 
beliebig vermehren. Gelegentlich werden unten weitere folgen. 


Einen Beweis für die Richtigkeit meiner Aufstellung bildet 
schließlich der Umstand, daß wir in unseren Hss einer Reihe von 
Glossen begegnen, in denen der Verfasser auf seine Distinctiones, 
bzw. auf seine Summa distinctionum hinweist. Zweifellos ist 
unter diesem Werk die Summa distinctionum des Richardus 
Anglikus zu verstehen, wie auch tatsächlich Tankred mehrere der 
einschlägigen Glossen mit der Sigle »R.« versieht. So heißt. es 
zu C. 4 Cum sis Comp. I III. 28 ad v. ita senex: »S Nam in 
multis consideratur etas, ut plene in distinctionibus notavi di. L. 
Domino sancto« (c. 28)*. — Zu c. 8 Ad nostram Comp. I III. 
27 ad v. ante consumationem XIIII. anni susceptum habitum 
deposuit bringen unsere Hss: »§ Arg. non dici factum, quod 
non perseverat factum, ut 

I. Q. I. Constat (c. 111), 

ff. quod cum eo qui in al. [F: aliis] p. I. Si filius (D. 14, 
9, 5)°), 

I. XXIII. Q. VI. Vides (c. 3), | 

ff. quorum leg. (D. 43, 3) 1. I. 8 pnlt, Quod ait pre. 
(8 119), 

I. de penit. di IHI. Si ex bono (c. 8)*), 

ff. de in rem v. 1. Versum (D. 15, 3, 10 § 6)9), 

. I. di. LXIII. Qanto (c. 10), 
ff. de rei ven. Is qui se (D. 6, 1, 25) 9), 
I. XXIII. Q. I. Que dignior (26). 


—— — —M M —— — 


. 1) D f. 29 c. 2. — T. fährt fort: »Vel istud temporale, illud perpetuum, 
vel istud equius, set per contrariam consuetudinem illud prevaluit, vel ista 
non fuit promulgata in publicum. £« (I. c). — 2) B f. 19' c. 1; F f. 30 c. 2; 
If. 21 c. 2. Rich. fährt fort: »Vel intelligatur minima [I: in m.] causa ibi, cuius 
summa [B: suma] rei petite [B: petiit| sufficit sumptibus. Nam si minor [B: mino] 
fuerit, non auditur appellans, ut hic et II. Q. VI. I. Anteriorum« (c. 28) [IL cc]. 
— 3) S. auch oben S. 3711. — 4) Bf.29' c. 1; F f. 44' c.2; 1 .36' cl. 
— 5) Diese Autorität fehlt in I. — 6) Gleichfalls. — 7) Gleichfalls. — 
8) Gieichíalls. — 9) Gleichfails. l 
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Arg. contra C. de contrahen. enpt. I. Non idcirco (C. 4, 38, 12), 


I. D Q. V. Horrendus [B: orrendus; F: orendus] 
c. 17), 


ff. quorum leg. 1. I. $ Prodest (B: prodem] (8 14)!), 
C. de transact. l. Quamvis (C. 2, 4, 39), 

I. di. IIII. In istis (c. 3), 

ff. de re. i. Cum pretor in heredem (D. 50, 17, 127) ?), 
I. XXVI. Q. V. (VI) Agnovimus (c. 13). 

Solutio: Ubi constat de facto et eius qualitate, non est de 
eius perseverancia inquirendum. Nam sufficit per punctum tempo- 
ris constitisse in favore. Tamen aliquando correctionis fingit ius 
hoc nunquam extitisse, ut plene notavi di. L. Ferrum (c. 18). 
Cum vero [I addit: idem] de specie facti constat, set de inten- 
tione facientis dubitatur, ad perseverancie recurrimus [F: recurimus] 
presumptionem «?). — Zu c. 1 De peregrinationibus Comp. I 
IIl. 29 ad v. magis accepta lautet die Glosse: »§ No.(ta) hic 
compensationem boni ad melius admittendam, quod in di.(stincti- 
onibus) plene notavi, quando admittatur conpensatio, di. LV. Si 
evangelica« (c. 13) 4). — Zu c. 2 Non magnopere Comp. I III. 37 
ad v. ne sub occasione haben unsere Hss: »§ No.(ta): Sub 
pretextu boni vel conpensatione non est malum faciendum, ut I. 
e. c. I [F, I deest: L.—I, 

I. I. Q. I. Non est putanda (c. 27), 

I. XII. Q. V. Forte (c. 3), 

I. XXVII. Q. II. Si tu absti. (c. 24), 

I. de usur. Super eo (c. 3 Comp. I V. 15), 

I. XXXII. Q. III. Sicut satius (c. 8), 

I. XXII. Q. II. Primum, Ne quis (cc. 8, 14). 
Arg.contra®) XI. Q. III. Antecessor (c. 104), 

I, XXXIII. Q. V. Tunc salva. (c. 7), 

S. de iuramentis Pervenit (c. 9 Comp. I II. 17). 

Solutio: Quando admittitur conpensatio vel quando non, 
collige in distinctione posita di. LV.c. ult. (c. 13). Vel dicas 
primam rubricam de plano veram, et contraria sic est exponenda: 
Sub conpensatione boni malum non [deest: B, F] est faciendum, 
i e. illud, quod est de genere malorum, i. e. quod alias esset 


JJ eo — 2) Gleichfalls. — 3) Bf. 9c; Ff.44c.1; 

1 f. 3 . 2. — Cf. gloss. ord. c. 8 X Ill. 31 ad v. statim penituit. — 

Vielleicht ist auch einschlägig die Glosse zu c. 8 Uxoratus Comp. I Ill. 28 ad 

v. ad habitandum secum assumat: »S Quia omnis talis prohiberetur [B: pro- 

hibetur] duplicitas, u£ dicitur in ae XII. Q. II. Cognovimus« is 29) 
Bf. 29° c. 2; Ff.45 c. 2; I f. 37 c.J] — 4Bf.30c1;rFf.35'c.1; 
f. 37 c. 1. — Vgl. Schulte a. a. O. S. 80. — 5) »Arg. contra« fehlt in F. 


39* 
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malum, nisi canonis auctoritate excusaretur, ut patet per c.(apitula) 
sub, ea posita«'). Tankred, der diese Glosse vollständig — von 
belanglosen Varianten abgesehen — übernommen hat, fügt nach 
»posita« »R.« hinzu ?). 
Zu c. 2 Cum fortius Comp. I V. 1 ad v. exilium haben 
die fraglichen Hss: »$ Exilium distingue, ut in summa distincti- 
onum scripsi II. Q. I. Inprimis« (c. 7)°). Zu c. 9. Continebatur 
Comp. I V. 10 ad v. sine licentia: »l. c. prox. contra. Solutio: 
Hic fuit in culpa, ut S. e.*) probatum est, vel dicas sibimet dis- 
pensationem reservasse et est simile //. Q. VI. Ideo (c. 10) et in 
distinctione ibidem posita«'). Sicher handelt es sich hier nicht 
um eine Distinktion irgend eines beliebigen Autors, sondern um 
eine solche des Verfassers. Auch diese Glosse trägt bei Tankred 
die Sigle »R.«®). Zu c. 3 Super eo Comp. I V. 15 ad v. quia 
cum scriptura: »S Arg. pretextu boni malum non esse faciendum 
| I. I. Q. I. Non est putanda’), 
I. XXXII. Q. V. Si dicat (c. 1), 
S. ne clerici vel mo. c. 18). Idem [deest: I] 
I. XII. Q. V. Forte, 
I. XXXII. Q. III. Sicut satius [I: laicus], 
. L di. XII. Quod ait (c. 1), 
ff. de re mili. (D. 49, 16) 1. III. S In bello (15)?). 
Arg. contra !°) I. XVI. ©. I. Monachi (c. 35), 
I. XXXIII. Q. II. Si quod verius (c. 9) ?), 
I. XXXIII. Q. III. Ipsa pietas (c. 24) 2), 
I. XXVIII. Q. I. Cave (c. 15), 
S. de iuramentis Pervenit, 
I. XVIII. Q. II. Due (c. 2), 
I. di. XIII. Nervi (c. 2), 
I. XXXIII. Q. V. Tunc salvabitur, 
I. XI. Q. Ill. Antecessor [I: ancessor]. 
Solutio: Nunquam pretextu [F: protextu] boni est malum 
faciendum et sic plane [deest: I] intelligo primum generale [B, F 


1) Bf.33'c.2; F f.50' c.2; If. 43'c.1. — 2) Af. 48’c.2; DE.48 
c. l. — Cf. gloss. ord. c. 3 X Ill. 50 ad v. obtentu. — 3) B f. 42° c. 2; 
F f. 63' c. 1; I f. 58’ c. 1; Sdiulte a. a O. — 4) Ad v. ipsius diaconi 


(I: incautus]: »S In hoc fuit clericus in cu Ipa, quod ludum miscuit cum laicis, 
ut I. II. Q. VII. Laicos (c. 5), I. di. XXIII. His ieitur (c. 3) in prin. Nec enim 
ludus Pu wr debet esse inpunitus, ut ff. eod. Interdum § Cum eo« 
(D. me 2, 50 § 4) [B f. 48 c. 1; F f.71 c.1; 11. 67 c. 2). — Cf. loss. ord. 


c. V. 12 ad v. ipsius diaconi. — 5) B f. 48 c. 1; F f.71 c. 1; 11.67' 
c1. — 6)Af68c.1; Df 6 c1. — 7) Diese Beweisstelle fehlt 
in — 8) Gleichíalls. — 9) Gleichfalls. — 10) »Arg. contra« fehlt in 


I. 
F, wie so oft. — 11) Auch diese Beweisstelle fehlt in I. — 12) Gleichfalls. 
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generalem]. Non potest autem dici malum, quod canonis fit 
IF: sit] ;I: fit c.] auctoritate. Tunc autem locus est conpensationi, 
sicut patet per hec contraria, cum locus est dispensationi. Dis- 
pensandum est autem, cum suadet pietas, cum pulsat necessitas, 
cum blanditur utilitas. Quod verum est, nisi dissuaserit enormitas 
conmissorum vel cautela futurorum, uf plenius distinxi |B, F: 
distincxi] 7. Q. VII. $ Multorum« (dict. Gr. p. c 5)'). Auch diese 
von Tankred — mit Weglassung einiger Beweisstellen — über- 
nommene Glosse trägt bei ihm die Sigle »R.«2). | 

Zu c. 3 Quod autem Comp. I V. 33' ad v. non suo iudice 
haben unsere Hss: »$ Suus [F: servus] autem iudex efficitur 
non suus [B, F: suis; I addit: ut] pluribus modis, ut plenius 
dixi III. C. (B: Ill. C. V.], Q. VI. in distinctione ibi posita« 3). — 
Einschlägig ist auch die Glosse zu c. 19 Appellationi Comp. I 
Il. 20 ad v. deferendum: »§ Quam si non admiserit, deponitur, 
ut II. Q. VI. Decreto (c. 11), aut infamis efficitur, ut C. de 
appellatio. I. A proconsulibus (C. 7, 62, 19), aut L. libris ar.- 
(genteis) punitur, ut C. de enpt. au. 1. IL, nisi sit casus, ubi lege 
vel canone appellare prohibeatur, ut in distinctione, que ponitur 
II. Q. VI.: Inhibetur appellatio et que etc.« +). 

Somit ist bewiesen, daß B, F und I eine Masse von Glossen 
Richards zur Comp. I bieten. Ich gehe aber noch einen Schritt 
weiter und behaupte voller Zuversicht, daß wir in den fraglichen 
Hss die Glosse Richards zur Comp. I vor uns haben. Alles 
spricht dafür, einen Gegengrund habe ich nicht gefunden. Und 
zwar enthält B f. 1 — f. 54' c. 1 im großen und ganzen, von 
späteren leicht erkenntlichen Zusätzen abgesehen, die soweit ich 
sehe größtenteils von einer und derselben Hand geschriebene 
reine und volle Richardiana. Auch in F f. 1 — f. 77 c. 2 liegt im 
wesentlichen die in der Hauptsache von einer und derselben 
Hand geschriebene reine und volle Richardiana vor. Doch 
findet sich in F von f. 18 c. 2 an auf nicht wenigen Seiten eine 
ältere Glossenschicht, welche der Hauptsache nach identisch ist 


1) Bf. 49c. 2; Ff. 72’ c. 2; 1 f. 69' c. 1. — Die »Lösung« steht 
auch, aber bis zur Unverständlichkeit verballtiorat, bei Schulte a. a. O. S. 81. 

2 Af.69°c 2,Cf.9 ; Df. 70c. 1. — Cf. gloss. ord.c.4 X 
V. 19 ad v. dispensationem. 

3) B f. 58 c. 1; F f..78/ c. 1; 1 f. 76 c.1. 

4Bf l7'c. 1; Ff.27c.1;If 18 c. 2. — Auch diese Distinktion 
ist sicher Richardsches Gut. — Der auch hier von Richard abhängige Alanus 
bemerkt: » . . nisi [K: ut] sit [H: qui sint] casus, ubi a papa vel a principe 
vel leve vel canone appellate prohibeatur, qui [deest: HJ poar solent 
(He solet ie os Men c1; H f. 27 c. 1; K f. 30 c. 2). 
— Vgl. Schulte a. a. O. S. 82 l 
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mit der in E und K stehenden älteren, voralanischen Glossen- 
schicht. So steht z. B. in F f. 22' c. 2 zu c. 4 Ex studiis Comp. 
1 Il. 16 ad v. intellige die auch in E (f. 27' c. 1) und in K 
(I. 25 c. 2) vorfindliche, dagegen in H (f. 22' c. 2) und B 
(f. 14' c. 2) fehlende ') Glosse: »S. di. XLVI. Sunt qui (c. 2), 
S. XVI. Q. I. Si cupis« (c. 5). 

Ferner hat F (f. 22' c. 2) zu c. 5 Nullus eod. ad v. subter- 
fugit die Glosse: »S. XL Q. I. Christianis (c. 12) in f.«(ine); 
eod. ad v. innocentie: »S. XXII. Q. IHI. Innocens« (c. 23) fl. c.]; 
eod. ad v. confitetur: »S. III. Q. VIII. Decrevimus« (c. 10) [I c.]; 
zu c. 6 Nonne eod. ad v. £acendo: 

off. de reg. i. Qui tacet (D. 50, 17, 142). Contra 

ff. de interro. ac. De etate S Nichil (D. 11, 1, 11 S 7), 

S. di. XXVI. Diaconus (c. 1 D. XXVID, 

S. di. XXV. Qualis (c. 4), 

S. XV. Q. IM. (Ill) Ex eo (c. 2), 

ff. de iudic. S Cum pretor (D. 5, 1, 12), 

ff. de condit. et de. Cum ita« (D. 35, 1, 63) [L c.]; 
zu c. 7 Mandata eod. ad v. vita: »S. de edict. Postquam« (c. 11 
[7] Comp. I I. 4) fl. c]; 
zu c. 8 Quosdam eod. ad v. quanto viciniores 

»S. XII. Q. I. Qui et humanis (c. 24), 

S. XXIII. Q. II. (I) Paratus (c. 2), | 

ff. ad sill. 1. II. $ Item« (D. 29, 5, 3 § 26) [l. c]; 
zu c. 9 Quanto eod. ad v. in vicino: »S. di. XVI. Quod dictis« (1) 
(c. 14) [f. 23 c. 1]; zu c. 10 Scribam eod. ad v. et neglectis: 
ff. () de of. vicarii Manda.« (c. 1 Comp. 11. 20) [l.c]; zu 
c. 11 Quia eod. ad v. verisimilitudinem non habet: 

»S. de rest. ex. Solicite (I) (c. 1 Comp. I II. 9), 

C. ne de sta. def. Si mater (C. 7, 21, 6), 

ff. de testibus Testivum (!) S Eius. (D. 22, 5, 3 S 2), 

I. qui filii sint le. Trasmi. (!) (c. 3 Comp. I IV. 18), 

I. de spon. du. Tua fuerit« (!) (c. 7 [9] Comp. 1 IV. 

4) ll. c]; 

zum Titel de iureiurando: »S Ad hunc t. spectant 

S. II. Q. V. forte [lies: fere] per totum, 

S. XXII. per totam causam. 5'.« (l. c.)?); 

1) Auch von den im Folgenden aus F mitgeteilten Glossen gilt, soweit 
nichts anderes angemerkt wiru, daß sie in Eu K stehen, in H und B fehlen. 

2) In E fehlt »per totum, S. XXII.< — Nebenbei sei bemerkt: Nach 


Schultes Angabe könnte es scheinen, als ob die von ihm (a.a O. S. 91 lit. s) 
aus K mitgeteilte Bernhardglosse eine vereinzelte Erscheinung wäre. In 
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zu c. 1 Nullus Comp. I II. 17 ad v. dispensatio: »S. di. XXVIII. 
De siracu.« (c. 13) [l. c.]; eod. ad v. conpellat: 
»S. XI. Q. HI. Nolite (c. 22), 


S. XIII. Q. II: Quenquam« (!) [c. 2] (l. c.); zu c. 2 Debitores 
eod. ad v. cogendi sunt: »S Argumentum quod usuras solvere 
non est peccatum, S. XXII. Q. I. Si peccatum« (c. 14) [L. c.] ); zu 
C. 3 Ad nostram eod. ad v. restituant: 

»S. II. Q. II. per totum, 


S. II. (ID Q. (I. et) II. per totas« (f. 23 c. 2); 
eod. ad v. pagina: 


»S. di. XLVII. c. IL, 


I. de iudeis (!) Preterea« (c. 9 Comp. I V. 15) [Ll c]; 
zu C. 4 Si vero eod. ad v. in interitum: | 

»S. XXII. Q. II. Si aliquis (!) (c. 16), 

S. XV. Q. VI. c. I, II. Contra 

S. de restit. ex. Accepta« (c. 2 Comp. I II. 9) [l. c.]; 
eod. ad v. dare materiam: 

»S. di. L. De his (c. 34), 

S. XXIII. Q. VIII. Et pridem (c. 17), 

ff. de vi. pu. (D. 43, 11) Quod ceca (lege: Qui cetu) arg., 

I. de spon. et matri. De his« (c. 4 Comp. I IV. 1) [L c.]2). 


Zu c. 42 Reprehensibilis Comp. I II. 20 ad v. consuetudo 


hat F allein: »S Argumentum ratione consuetudinis reprehensibile 
ab ecclesia tollerari, 


I. de temporibus or. c. II. arg.« (f. 29' c. 2). 


Wirklichkeit kehren Bernhardglossen dieser Art an der Spitze der betreffenden 
Titel in K ebenso regelmäßig wieder wie in E. Vgl. Ardiv 1925 S 520 f. 
— Schulte hat die voralanische Glossenschicht in K nicht erkannt. — Übrigens 
gehöit die fragliche Bernhardglosse nicht zu c. 2 de clericis pugn. in duello 
Comp. 1 V. 12 — wie Schulle behauptet (a. a. O) —, sondern nach den ganz 
deutlichen Verweisungszeichen — was sich auch aus dem Inhalt mit voller 
Sicherheit ergibt — zu aem Titel De adulterio et stupro. Es trifft auch 
nicht zu, daß die Rubrik (de cler. pug. in duello) ausgeblieben sei (Schulte 
a. a. O). sie steht in K vollständig f. 79' c. 2 wie in E f. 86' c. 1. Die Glosse 
selber aber lautet: »S Ad hunc t.(itulum) pertinet S. XXXII. Nulius, Preter 
(cc. 5, 6, Ad hoc vero (dict. Gr. S 1 p. c. 6) et di. LXXXI. Tantis, Si quis 
clericus, Romanus, Si qui sunt, Si quis amo. (cc. 3, 10, 11, 15. 16) et S. di. L. 
Si quis diaconus (c. 29) et S. XXXII. Q. I. in plerisque c.(apitulis) et Q. [K 
addit: et Q.] VII. S Sunt in fo. etc (dict. Gr. p. c 10) usque S Hi: que aucto. 
(dict. Gr. p. c. 16). b’.« (E f. 86' c. 2; K f. 80 c 1). Bei dem Titel De cleric. 


pugn. in duello findet ein Hinweis auf Parallelstellen im Dekret überhaupt 
nicht statt. 


1) Richard hat eod. ad v. iuramento: »§ Arg. quod . . Pan l. 
XXII. Q I. Si peccatum et c. Quamv:s (c. 15). &.« (B f. 14° c.2; Ff.23 c. 1). 


2) Hier stimmt unsere Hs nicht genau mit E und K überein. Doch jst 
hier nicht der Ort, den Unterschied im einzelnen festzustellen. 
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. Eod. ad v. sententiam ferat hat F — ebenso wie E (f. 36 c.l 
und K (f. 33 F. 2); dagegen fehlt die Glosse in B, (H) und I, 
also bei Richard —: »S Argumentum archidiaconum cohertionem 
herede [lies: habere], 

I. de his que infi. (!) a ma. par. c. Cum in concum (1!) (c. um. 

Comp. I III. 10), | 

I. de appellationibus Ad nostram (c. 3 Comp. I II. 20), 

S. di. XLIII. Si in ple. (c. 20), 

S. XVI Q. VII. Nullus omno (!) (c. 11). Contra 

S. de iudic. Decernimus« (c. 2 Comp I. II. 1) fl. c.]; 
eod. ad v. suspensionis hat F — mit E und K; die Glosse fehlt 


in B, H und I —: »Argumentum quod suspensus sicut excontra 
vocatis (lies: excommunicatus) appellare non potest, 
ar. S. II. Q. II. (D Notum (!) (c. 12), ^ 


ar. S. XI. Q. II. Si episcopus forte« (c. 4) [l. c.]; 
eod. ad v. persequendam appellationem: »§ Argumentum quod 
multa prohibentur, que post facia convalescunt, 

S. II. Q. I. Nemo episcopus (c. 11) arg., 

S. di. XXVII. Si vir (c. 3) arg., 

S. XXXII. Q. VII. Hii qui sani (c. 25) arg., 

S. II. Q. VI. Biduum (c. 29) arg.« (f. 29' c. 2). 

Auferdem stofen wir in F auf eine weitere Glossenschicht, 
die jedoch jünger ist als die Richardianascicht. So heißt es 
z. B. zu c. 4 Translato Comp. I I. 1 ad v. sacerdotio: »Tunc 
transferebatur sacerdocium, cum petro dictum est: Pasce« (Io | 
21,17) ff. 1 c. 2]. Zu c. 8 Ad hec Comp. I I. 2 steht die Be- 
merkung: »$ ludex non debet cognoscere vel inquirere, utrum 
littere sint inpetrate tacita veritate. Non propter hoc haberetur 
suspectus« (f. 2 c. 2. F 2' c. 2 oben steht: »$ Corrunpuntur 
etiam interdum clerici, set magis presumitur de laycis«. Zu c. 10 
(6) Sepius Comp. I I. 4 lautet die Glosse: »$ Tribus articulis 
datur invitis prelatus: si negligenter eligere, si minus ydoneum 
elegerint vel malum, cum dissenciunt eligentes. Tunc minori 
parti et infirmiori danpnius (!) est prelatus« (f. 2° c. 1). Zu c. 4 
Ad aures Comp. I I. 6 wird erklärt: »Ibi loquitur de monachis, 
quibus non est velle neque nolle sine nutu ab b)atis, hic vero 
de cericis« (f. 3 c. 2). Zu c. 4 Conquerente Comp. I I. 9 ist 
angemerkt: »Iste non pro paterno delicto punitus est, set quia 
factus est (irregularis« (f. 6 c. 2). Zu c. 10 (9) Constitutus 
Comp. I I. 9 ist beigefügt: »Iste non est restitutus ante cause 
cognitionem propter scandalum vel ideo quia dubitabatur de 
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iniusta spoliatione vel quia agebatur hic petitorio, non pessessorio« 
(f. 6° c. 2). Zu c. 11 (10) Ex tua eod. ad v. per priores litteras 
nostras heißt es: »Ergo propria auctoritate circa eos non poterat 
dispensare, similiter nec alius episcopus« (f. 7 c. 1); zu c. 2 De 
servorum Comp. I I. 10: »Istud c. loquitur secundum lunbardum 
(D, in qua partus deteriorem partem sequitur« (f. 7 c. 2); eod.: 
»Quidam dicunt, si aliquis (servus) in presbiterum ordinetur, domino 
reclamante sit retendus (!) ei« (1. c.); zu c. 3 Nullus eod.: »Hoc 
c. dicitur derogatum, q(u)i(a) videtur iniquitatem continere« 
(f. 7' c. 1); zu c. 1 De his Comp. I I. 13 ad v. posthabuerunt: 
»Id est postposuerunt secundum unam lecturam et unam positionem 
casus. Set tunc non facit (ad) propositum magistri. Alia leccio 
verior, ut due divisiones sint: post una(m) habuerunt alteram« 
(f. 8 c. 1); ad tit. De officio archidiaconi: »$ Capitula ista locuntur 
secundum varios (!) consuetudines diversarum ecclesiarum« (f. 8 
c. 2 ; zu c. 2 Ad audientiam Comp. 11.20: »$ De vicariis anglicane 
ecclesie intelligendum mirandum de isto, qui post XX. annos 
vicariam repetiit, cum etiam (si) per III. epdomadas abesset, alius 
ab episcopo sibi posset de iure substituit (!). Non ideo (!) quod 
sit de iure, set papa recita(t', quod factum est« (f. 9 c. 2); zu c. 21 
Causam Comp. I I. 21 ad v. coacta: »Ergo datur intelligi, quod 
si sponte confessa fuerit, separandi essent, quod factum est. 
(magnum sacramentum est matrimonium.) Alibi non invenitur, 
quod matrimonium dicatur sacramentum« (f. 11‘ c. 2); zu c. 22 
Relatum eod.: »$ Litis contestatio fit per narrationem et respon- 
sionem et etiam per porrectionem libelli iudice«(!) fl. c.]. 
Übrigens ist die Zahl dieser Glossen verhältnismäßig klein. 
Die erst in späterer Zeit beigefügten Glossen lasse ich un- 
berücksichtigt '). Viele Glossen sind wegradiert oder abgewaschen. 
B und F sind, wie schon aus den im Vorstehenden gemachten 
Mitteilungen zur Genüge erhellt, voller Fehler. In F insbesondere 
fehlt, worauf gleichfalls schon hingewiesen wurde, sehr häufig 
das für das Verständnis so bedeutsame »Arg. contra.« Durch 
die ganze Hss hindurch heißt es regelmäßig »pras« statt »pars«. 
Einen besonders drastischen Beleg für die Unzulänglichkeit der 
Schreiber bildet die Glosse zu c. 21 (18) Significasti Comp. I I. 
4 ad v. aprocrisiariis. Sie lautet in B: »§ Id est secretariis. Nam 
qui(!) virgo dicitur in ebrio aliena, in crego appocrisa, in latino 


1) Nur eine. f. 77° c. 1 stehende spätere Glosse soll hier einen Platz 
finden, lautend: Widergelt, precium, quod datur in reconpensacione alicui(u)s 
fei vel in reconpensacionem presbiteri.« 
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secrata« (f. 2^ c. 1); in F.: »$ Id est secretariis. Nam qui virgo 
dicitur in ebreo aliena, in greco apocrisa, in latino secreta 
(t. 3‘ c. 1). Viel besser ist die Lesart in I: »§ Id est secretaniis. 
Nam qui virgo dicitur in hebreo alma"), in greco apocrisa, in 


latino secreta« (f. 3* c. 2). 
I bietet überhaupt im allgemeinen einen besseren Glossen- | 


text (f. 1—f. 78"). Dagegen sind in I, wie schon aus den 
vorausgehenden Mitteilungen ebenfalls hervorgeht, nicht bloß 
die Beweisstellen vielfach reduziert, man vermißt auch häufiger 
ganze Glossen, deren Fehlen nicht ohne weiteres mit einem 
Versehen des Abschreibers zu erklären ist?). 


1) Laspeyres, der diese Stelle auch mitteilt (a. a. O. S. XXXV 58), 13ßt 
ohne Grund nach »alma« »(sic !)« drucken. 

2) So ist in I auch auspelassen die große Richardglosse zu c. 4 Cum 
dilecti Comp. I III. 15 ad v. cum res minus dimidia: »S Quare non restituit 
ecclesiam, cum de eius lesione constaret? Constituitur enim ecclesia contia 
ecclesiam, ubi altera tantum ledatur, ut ff. de min. Verum S Item queritur 
(D. 4, 4, 11 § 6), ff. quibus ca. ma. 1. ult. (C. 2, 53 [54], 5. R.: Quia hoc 
non erat allegatum, vel forte quia alia ecc'esia similiter lederetur, cum tempore 
emptionis eiiam aliam rem tanti lucrı invenisset, et ideo melior est [deest: F] 
condicio possidentis, if. min. Verum S Item queritur. Set a quo tempore et 
usque ad quod tempus restituitur ecclesia? Dicunt quidam. quod perpetuo, 
quia ecclesia semper minor intelligitur, ut S. der. in integrum c. I AZ dicunt, 
quod tantum [B: tamen] usque ad quadrienium a tempore contractus, quo 
ledebatur. Et hoc dicunt pro infinitate vitanda, ff. de dan. infi. [deest : F] Qui 
bona § ult (D. 39, 2, 13 § 15). Alii dicunt, quod restitutio ista non habet 
locum imprescriptionibus (!). Mihi vero videtur, quod et quidam sentiunt 
[B: setiunt], quod cum ecclesia non mutet etatem, ut XXV. anno inteliigatur 
constituta, et sic scripsi [F: anal S. de in integrum re. Set ut magis 
sibi faveamus, dico eam XII. [F: XI] anno constitutam. Nam iure pupilli 
utitur res publica, ut C. 1. XI de iure rei. p. 1. Rempublicam (C. 11, 30, 3). 
Set ecclesia utitur iure rei p., ut C. de sacro. s. ec. Ut inter (C. 1, 2, 23). Ergo 
et ecclesia iure pupilli utitur, quod canone conlirmatur, cum pupillus ab 
oculi pupilla censeatur, Il. Q. ViI. Accusatores (c. 15 $2). Restituitur [B: 
restituuntur] ergo ecclesia, ubi sui facilitate [B: facilitatem] vel adversarii calli- 
ditate leditur, ut ff. de min. 1. Non omnia (44). Quod verum est, ubi [deest: B] 
ius commune sibi deficit, ut ff. de min. |. In cause (16). Set in prescriptione, 
que minuiibus currebat [deest: F], in contiactibus, puta vicenali (I), et (!) 
mino:ibus currebant, ipso iuie est tuta, ut C. quando in integrum r. non est 
ne. l. ult. (C. 2, 52 [53], 7]. Set quantum ad maiores prescriptiones, puta XL. 
annorum, dico quod si ÍF: sibi] ab initio ipso iure non tenuit contractus, 
usque ad XL. annos iure communi tuta est, ut S. de prescript. De quarta 
(c. 6 Comp. I Il. 18). Ubi autem ipso iure contractus tenuit, lesa est tamen 
ecclesia, hic conparans ecclesiam pupille et eam constituens XIIL annorum 
ut Ihesum, cum primo miracula fecerit, usque ad XVII. [lege: XII] annos eam 
jn iutegrum restituo [B : restitututio]. Si vero XXV. anno constituatur [B: con- 
stituant], usque ad quadrienium tantum a tempore contractus in integrum 
restituetur [F: constituatu']. Primum mihi videtur maiori [B: mairi] favore 
niti. Nam [B, F: et utinam] equitate subnixum (est)« (B f. 24 c. 1—3; F f. 36’ 
-c. 1 3) Die hier angerufene Stelle findet sich zu c. un. Requisivit Comp. I 
I. 32 (31) ad v. iure minoris: »S Ut restituatur infra quadriennium a tempore 
contractus. Nam cum statum non mutet, intelligitur in anno XXV? con- 
stituta. Vel dic: lure minorum censetur in contractibus, non in presciip- 
tionivus« (B f.9 c. 2; F f.14' c. 1; Z f. 14 c. 2. — Die große Glosse steht 
auch in K p. o f. 5' c. 1. 
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Die erste Glosse, pr. ad v. Juste iudicate lautet: »I. X1. Q. II. 
; Cum ergo« (dict. Gr. p. c. 77)'); die zweite eod. ad v. secun- 
lum faciem: »l. e. Q. I. [B: II] Marcion« (c. 64)?); die dritte 
(Od. ad v. ut ostendatis: »§ Nam per exteriora opera presumitur 
B: presumit] de interioribus [B, F: inferioribus], XXXI. Q. II. 
c. I.« 3); die vierte eod. ad v. Qua enim mensura: >]. II. Q. I. 
Deus« (c. 20)2); die nächste eod. ad v. de talento: 

»I. de simonia Cum sit (c. 9), 

I. VIII. Q. III. Cum simus« (c. 3)5); 
die folgende eod. ad v. cautus: »I. di. XLIII. In mandatis« 
(c.2)9); die weitere eod. ad v. in patrocinio: >I. II. Q. III. 
$ Prevaricatio« (!) [dict. Gr. 8 2 p. c. 8|"); die folgende eod. ad 
v. iustus: »I. XI. Q. III. Qui recte« (c. 66)*); die letzte eod. ad 
v. imperfectione : »C. de veteri iure enuc. (C 1, 17) 1. IL.«?). 

Die viertletzte Glosse, zu c. 12 Quod non est Comp. I V. 37 
ad v. in lege necessifatis heißt: »S Arg. necessitatem et inlirmi- 
tatem excusare, ut 

I. de con. di. IIII. (III) Pervenit (c. 12), 

[. di. XLI. Quisquis, Delicie (cc. 1. 2), 

I. di. LXXX. (LXXXI) Non oportet (c. 28), 
I. de con. di. I. Sicut non alibi (c. 11), 

I. XXIII. Q. ult. Si nulla (c. 15), 

| S. e. t. Qui infirmus« (c. 3) !"); | 
die drittletzte, zu c. 13 Indignum eod. ad v. alienum- 
»§ Collige casum extra. Ex tua relatione, Y. I. Q. II. Quam pio« 
(c. 2)'); die vorletzte eod. ad v. pro spiritualibus: »S. de 
simonia Ex dilig.« (c. 19) !?); die letzte, zu c. 14 Quamvis eod. 
ad v. pastoris excusatio: 

Xl. di. LXXXI. Dictum (c. 8), 
I. I. Q. I. Quod quidam (c. 97) in fi. {I deest: in f£], 
I. di. LXVIII. c. ult. in fi.« [B deest: in f.] ?). 


Wenn wir uns zur Würdigung: des so festgestellten Werkes 
wenden, so ist dasselbe, obwohl ein großer Teil der Glossen 
nur aus Hinweisen auf bezügliche Parallelstellen besteht, doch 


D) Bf.1c.1; Ff1c.1;lIf.1c1. — 2)Ll.cce. — 3) LI ce. 
— 4)Ll. cc. In B ist von späterer Hand beigefügt: »et 1. de simonia Cum 


— 8)LI cc. — 9 | . 718! c. 2. 
— II) L.c. — 12)Blc.;Fl.c. In Ifehlt diese Glosse. — 13) Bf. 54’ 
c1; F f 80 c.2;1f#.78° c.2. In B und F folgt noch die Definition von 
sregula«: »§ Regula diffinitio dicitur compendiosa reium conplecteus uni- 
veisitalem.« — Ct. Bernard. Summ. decret., ed. Laspeyres p. 282sq. 
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als ein wirklicher Apparat zu bezeichnen, welcher den an einen 


Kommentar zu stellenden Anforderungen in weitgehender Weise 
entspricht. Zunächst sind nicht wenige Glossen der Kritik der 


Quellen gewidmet. So schreibt der Verfasser zu c. 1 Instruendi 
Comp. I I. 10 ad v. prenotato: »§ Quod [B: Quia] habetur in 


ea parte c., que hic non este); zu c. 2 De servorum eod: »$ 
Hoc ponitur [B: punitur] pro palea di. LIII[« (c. 6)?); zu c. 4 
Cum satis Comp. I I. 15: »S Hoc idem c. est I. de institutioni- 
bus« (= c. 3 Comp. I III. 7)*); zu c. 6 Ceterum Comp. I I. 35 


(34): »$ Hoc est pars c. Pervenit, quod positum [I: parcum] est 


integrum 1. de fideius. (c. 4 Comp. I III. 18) et ibi exponemus« *); 
c. 7 Quia eod.: »$ Hoc I. de fideius. exponetur, ubi c. integrum 
legetur« (c. 5)°); zu c. 3 Cum sat sit Comp. I III. 7: S. de offitio 


archid. idem c.« [deest: B, F] (= c. 4 Comp.I I. 15)9; zu c.1 | 


Qui in vivorum Comp. I III. 8: »§ Hoc idem c. [deest: B, Fl 
S. de etate preficiendorum« (= c. 2 Comp. 11. 87); zu c. 5 
Episcopi [I: Ipsi] qui Comp. I IIl. 11: »8 Hoc est pars c., quod | 
est XII. [F: IL] Q.H. Et si illic (c. 39)5); zu c. De possessionibus | 
eod.: »S Hoc idem c. [deest: B, F] positum et expositum est S. de — 
in integrum re. [deest: B, F] Requisivit« (= c. un. Comp. 11.32 — 


[31)3); zu c. 4 Ego qui Comp. I Ill. 21: »§ Pars C. XII. Q. I. 
Nolo (c. 10 § 3) et intelligitur de his, qui propriis renuntiaverunt, 
I. de statu mo. c. Monachi« (2)!9); zu c.3 Licet Comp. I IV. 4 ad 
v. verum post consensum: »S Hoc c. expositum est et positum 
[I deest: et p] S. de conversione coniugatorum« (= c. 2 Comp.I 
HI. 28) !); zu c. 1 Accepisti Comp. I IV. 16 ad v. post annum: 
»§ C. de repudi. 1. In causis (C.5, 17, 10) contra, I. aut. de nupt. 
§ Per occasionem (Nov. 22 c. 6) contra. Solutio: Autenticum de 
tempore continuo intelligitur et ideo prolixius tempus datur. Nam 
ibi a tempore nuptiarum currit tempus, hic autem a tempore 
visus. Vel melius secundum hug., cum hoc c. intitulatum non 
habeat auctorem, non est autenticum«?) ; zu c. 14 Ad hec Comp. I 
IV. 19 ad v. consuetudo: »§ Hoc cap. positum est et expositum 
S. de testibus [B, F: Hoc c. de testibus ponitur et expo s)itum] 
(= c.8 Comp. I II. 13)!3); zu c. 10 De cetero Comp. I V. 1: 

DBfí4'c2;Fí. 762; 17c2. — ALU. Uo 


) 
c. 1; FE8'c1;I18' c 1 — 4)Bf.10c.2; "fl [Hu I t. 15* c.1. 
— 6)lL.cc. — 6B1.22/c1;Ff 34^ c 1; 11.2 

‘c 2 B f 5' t 


9 : JI; FE : : «d | : 

c.2; I f 29 c. I. 11) B f. 37 c. 2; F f.55'c.2; I f. 49 c. 

12) B £ 40 ©. 2; F f. 59° c. 2; EE 54e 1 — 13) BE 48 c. 1; Ff 62° c1; 
c 
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S Hoc c. positum est et expositum S. de testibus« (c. 14 Comp. I} 
. 13) '); eod. ad v. At si clerici: »§ Hoc c. positum est et 
xpositum S. de iudiciis« (= c. 6 Comp. I 1I. 1)?); zu c. 17 
um clerici Comp. I V. 2: »$ Hoc capitulum positum est et 
xpositum S. de pactis« (= c. 6 Comp. I I. 268); zu c. 1 
resenti Comp. I V. 5: »8 Hoc c. positum est pro palea di. 
JHII. circa finem« (c. 18) ..5); zu c. 2 De presbitero Comp. I V. 12: 
8 Hoc capitulum positum est et expositum S. de corpore viciatis« 
== c. 1 Comp. I. 12)5; zu c. 1 De illis Comp. I V. 14: »§ Hoc 
+. positum est pro palea V. (VI) Q. III. in fi.« (c. 5)%; zu c. 1 
>ueris Comp. I V. 20: »§ Hoc c. positum est pro glossa XV Q.I.«”); 
u c. 4 Fures Comp. I V. 26: »Hoc c. [deest: B, F] ponitur 
I: po. est] pro palea XIII. Q. II. in fi.« (c. 31)9; zu c. 3 Ad 
aures Comp. I V. 27: »§ Hoc c. est positum et expositum S. de 
institutionibus« (c. 2)?); zu c. 3 Cum et plantare Comp. I V. 28 
ad v. /n ecclesiis: »§ Hoc c. est positum et expositum S: de 
capell'. monachorum« (=c. 2 Comp.I Ill. 32) 1°); zu c. 4 Quotiens 
Comp. I V. 29: »§ Hoc c. positum est palea II. Q. V.« (c. 17); 
zu c. 1 Cum sit Comp. I V. 34: »§ Hoc c. est positum et ex- 
positum S.t. [deest: F] de conditionibus« (= c. 2 Comp.I IV. 5) '?). 

Zu c. 9 (5) Si archiepiscopus Comp. I I. 4 ad v. ut in tractatu 
ordinandorum bemerkt Richard: »§ Verba bernardi« [B:bernadi] ?). 
Einmal hebt er hervor, daf ein Kapitel bei dem beireifenden 
Titel nicht einschlägig sei '®). 

Auf textkritische Bemerkungen stieß ich an versciitedenes. 
Stellen. So schreibt R. zu c. 5 De cetero Comp. I I. 27 ad v. 
absque episcopali auctoritate: »S Alia littera: Set census absque 
[F: asque] episcopali auctoritate sub hoc pretextu ecclesie, cui 
preest, non est inponendus, et si fuerit inpositus, vitam eius, qui 
solverit etc.«'5); zu c. 1 Si attenuatus Comp. I III. 15 ad v. 


DETRE Pf 68° c.2; 1 £58! c.1, — 2) L an 

.2; Ff. 65‘ 1f6l cl — 4)Bf.45c.2; F b “Te ] f. po 
32% Po . XXXVI, — 5) B f 48 c. 2; Fi 7 ci; 11.68 
.1; Schulte a. a. O. S 84. Hier ist abermals (s. oben S. 6142) zu bemerken, 
8 es sich in K — das Gleiche gilt von E und von H, also bei Alanus — nur 
eine aus vielen bei Richard gefundenen Glossen dieser Art handelt. — 
B f.48’c.1; Ff.71' c.2; If 68/c1. — 7) B f 50c.2; F$.74 c.2; 
0.2 — 8) B f. 50* c. 2; Ff.75c.1; 1f.72°c.1. — 9) B f. 51 c. 2; 
.70' c.1; 1 f. 73 c. 1. — 10) B f.51' c. 1; F175'c2; I f. 73* c. 1. 

11) Bf. 52c.1; Ff.76' c. 1; 1f. 74' c. 1; Laspeyres l. c. p. XXXVI®2. 
— 12Bf.53c.1; Ff.78 c 111.76 c. 1. — 13Bí2cl;rf.2'c.l. 
In I fehlt diese Glosse (cf. f. 2' c. 1. — 14) Zu c. 8 Ad audientiam Comp. I. 
V. 29 ad v. purgationem canonum: »S Per hoc [B: hoc per] verbum. probo, 

uod hoc c. non facit ad titulum« B f.52c.2; F f.77c.1; 1 £. 75 c. 1). Vgl. 
peyres I. c. p. XXXVI93, — 15) B .8 c. 2; F f. 13' c. 2; Lf. 13° c.1. 


san 
p3 


Br 
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vendiderit: »Verius legatur (F: legator; I: legetur], ut species 
ponatur pro genere, i. e. vendere pro alienare. Alienat autem, 
qui pignori dat, ut S. de rebus ecclesie al’. Nulli (c. 4 Comp. I HI. 11). 
Et sic expone vendiderit, i. e. pignori obligaverit, et plana sunt 
omnia, I. di. XLII. S L«'); zu c. 8 Fraternitatem Comp. I III 26 
ad v. canonicis secularibus: »S De his est [deest: B] dubium. 
Est tamen simile XVI. Q. I. Questi (c. 46). Intelligo tamen de 
ortis ecclesie adiacentibus, qui penitus sunt inmunes etiam a 
tributis, ut XXIII. Q. VIII Sanccitum [B, F: Sacerdotum] (c. 25), 


et sic non est contra I. e. Ex parte (c. 10) nec illud S. Delicti 


(!) (c. 6). Dicit tamen A.(ug.) hoc [F: hec] verbum non esse 
in textu«?*); zu c. 4 Quicunque Comp. I III. 35 ad v. e£ nonam 
el decimam: »S Hic debet esse aut et est sensus: Si hoc 
non fecerint, deponantur, vel intelligatur exemplum, . ut idem 
sit in [F: infi] VII. et in octava et sic de singulis portionibus, 
quatenus superest, ut S. e. c. proximo«?); zu c. 1 In plateis 
Comp. I 1V. 3 ad v. aquas: »§ Id est bonas operationes tuas 
dispone et eris tamquam lignum, quod plantatum est secus 
decursus aquarum etc. (cf. Ps 1, 3), vel melius aquam, s.(cil.) 
doctrines ); zu c. 2 Quesivit Comp. I IV. 20 ad v. Quesivit: 
»S Hoc c. originalis satis retinetur sensus. Verba tamen multa 
sunt variata [B: varieta] et intercisa, ut per originale [F: orriginale] 
patet« ^); zu c. 1 Presenti Comp. I V. 5 ad v. Presenti concilio: 
»$ . . Textum [B: et exitum] corrupit [deest: B; I: corrumpit] et 
mutavit papiensis, ut ibi [B, F: ubi] (scil. c. 18 D. LIV) patet 
ex litterae 5). 

Mit der /nterpunktion beschäftigt sich die Glosse zu c. 2 
Si quis Comp. I V. 23 ad v. emendare potuerit minime’), 
[B, F: emendare non potuerit] regis iudicio dampnetur exilio: 
>§ Hic muta punctum et mutabitur iudicium, ut I. II. Q. I. Deus 
omnipotens (c. 20) in prin.« 9). 

Allenthalben greift sowohl die Wort- als auch die Sadh- 
erklärung Platz, wobei häufig Fragen der Grammatik, bisweilen 


1) Bf.24c.1; F  39c.2; 1127' c. 1. — Diese Glosse steht auch 
in K P, 5f5'c l (bis »omnia«). 
2 B f. 27 c. 1; Ff. 41 c. 1; I f. 32' c. 1, wo jedoch »Dixit-textu« fehlt. 
3) B f. 33’ c. 2; F f. 50 c. 2; I f. 42' c. 2. 
55 c.2; I f. 48' c. 2 — Bis »aquarums steht die 


4Bf3/c.l;Ff. 
Glosse auch in K p. 5 f. 2 c. 2. 
9) B f. 42 c. b: Ff.62/c.1; 1 f. 57' c. 1. Vgl. Laspeyres 1. c. p. XXXVI €, 
— Die Glosse steht auch in K f. 5 c. 1. 
6) Bf. 45 c. 2; F f.67 c. 1; I f.62' c. 2. Vgl. Laspeyres 1. c. p. XXXVI®. 
7) In F ist »minime« nachgetragen. 
8 B f. 50' c. 1; Ff.74' c. 1; 11.72 c.1 
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ich historische!) und geographische?) Gegenstände eine Rolle 
ielen. Auch an etymologischen Versuchen fehlt es nicht. So 
'hreibt R. zum Titel De donationibus: »$ Donatio est datio 
\eest: B] ex liberatitate procedens quasi dono datio [I: datis] . .«5); 
i C. 2 Accepisti Comp. I IV. 4 ad v. carinam: »S Carina autem 
icitur ab [F: ad] hominum carentia |F: carentium]. Nam illis XL. 
iebus includitur penitens [B: penites; F: penitentes] veluti 
nachorita« [[: annachorita]‘); zu c. 10 Forus Comp. I V. 36 ad v. 
uius contrarium est ocium: »§ Quasi negans ocium«5); eod. 
d v. invenit: »S No.(ta) quod argumentum est, quod [deest: B] 
sola investigatione invenit veritatem. Unde dicitur argumentum 
Juasi argute inventum rei dubie fidem faciens« €); zu c. 11 eod. 
ad v. pactum quasi ex pace factum: »S Unde pactio quasi pacis 
actio. Est autem pactum duorum pluriumve sensus in idem, ut 
ff. de pactis [[: paccis] (D. 2, 14) 1. I. in prin« ?). 

Häufig sind bei Richard die meistens aus Bernhards Summa 
decretalium entnommenen Definitionen. Soeben lernten wir die 
Begriffsbestimmung von pactum kennen. Früher wurden bereits 
die Definitionen von crimen notorium (S. 589*), temesis (S. 605), 
regula (S. 619'*) und donatio (s. oben) mitgeteilt. Weiterhin gibt 
Richard die Begriffsbestimmung von Gewalt?), Furcht?), Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand) dolus, contumatia !!), 


1) C. 14 (10) Quod diligentia Comp. I I. 4 ad v. electi: »S Qui erat 
suftraganeus Bine (Bt.2c 1; Ff.2'c.2; 1f.2'c.2. Vgl. oben S. 603. ` 
2) C. 2 Litteras Comp. I I. 5 ad v. lundonen. archiepiscopo: »§ Lun- 
donensis [F: lindonsis] ecclesia est sedes archiepiscopalis [B, F: episcopalis 
in dacia« (B f. 3 c. 1; Ff. 4' c. 1; 1f.4'c 1); c 4 Ex tiansmissa eod. ad v. 
apud monasterium sancti salvatoiis: »S Quod est cella ecclesie sancti nicolai« 
(l:s.n.e] (B.f. 3 c. 2; Ff.5c.1; If.5 c. 1) Vgl. Laspeyres l.c. p. XXXV 58, 
3) B f. 24' c. 2; F f. 37' c. 1; I f. 28’ c 2. Die Glosse steht auch in 
K i. 5’ c. 2. — Vgl. Bernard. Summ. decret., ed. Laspeyres p. 90. 
4), Bf.37c2; F f.55'c.1; I f. 49c.1. Die Glosse steht auch in 


K f. 2 c. 2. 
3 f. 54 c. 2; F f. 79' c. 2; I f. 78 c. 1. 

6) B f. 54 c. 2; F f. 79' c.2; 1 f. 78 c. 2. 

7) B f.54 c.2; Ff.80 c. 2; 1178 c.2. — Tankred hat die gleiche 
Giosse, mit der Sigle »R.« (A f. 77 c. I). — Vgl. auch oben S. 617 f. 

8) Zum Titel De his que vi metusve causa fiunt (Comp. | 1. 31 [30}) 
ad v. vi schreibt R.: »§ Vis est maioris [B, F: maiori] rei impetus, cui non 
potest resistic (B f. 9 c. 1; F f. 14 c. 1; I f. 14 c. 1). 

Eod. ad v. metusve: Metus est periculi causa mentis trepidatio« 
(ll. cc). — Cf. Bernard. Sum. decret. 1. c. p. 28. 

10) Zum Titel De in integrum restitutione (Comp. 1 1.32 [31]) bemerkt 
R.: »§ In integrum restitutio est prioris status vel iuris redinteeratio« (B f. 9 
c€2;1f.14 c. 2). In F fehlt die Glosse (ct. f. 14^ c. 1). — Cf Bern. l. c. p. 27. 

11) Zum Titel De dolo et contumatia lesen wir: »S Dolus est calliditas 
[B, F: caliditas] ad aliquem [B, t: ecclesiam] decipiendum adhibita. S Con- 


tumatia est erga iudicem vel prelatum inobedientia« (B f. 12 c. 1; F f. 15^ c. 2). 
— Cf. Bern. |. c. p. 4l. 
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Beweis !), Vermutung ?), Urteil ), Zahlung), eulogium*), Schaden £), 
Gerechtigkeit?) usw. 

Eine weitere Liebhaberei Richards ist die Aufstellung von 
Schemata. Es sollen hierfür nur zwei Belege folgen. Zum Titel 
De significatione verborum (Comp. I V. 36) hat R. dieses Schema: 

| | naturaliter, ut latratus 1") canum significat 
f iram et gemitus infirmorum dolores. — 
Quid sitsigni- | in vocibus J Primus est philosophorum. 


ficare. R.: De duo ad placitum, ut hoc nomen ricardus 
re9) aliqua si significat ricardi personam.— Secun- 
gnum facere. dus gramaticorum. 


| ; per institutionem, ut hec littera a signi- 
»§ Hic) Ios J | ficat hoc elementum a. — Tertius fere !!) 
videamus | candi R: | omnium liominum. 
PX per similitudinem, ut arca noe !3) signi- 
| ficat ecclesiam et david Christum. — 
! Quartus theologorum !3). 
per usum, ut circulus significat venale 
vinum. — Quintus vulgarium. 
per naturam, ut urina!) intensa dis- 
temperantiam '5) caloris designat 16), — 
| | | Sextus phisicorum !7).« 


in rebus 
quattuor 


— 


1) Zum Titel De probationibus (Comp. I ll. 12): »§ Probatio est rei dubie 

per argumenta qualiscumque ostensio [B, F: offensio. b.« (B f. 12° c. 2; 

f. 19° c. 2). — Auch K nat diese Glosse: »De probationibus. robrica (1): 
Probatio . . . offensio« (f. 3^ c. 2). — Cf. Bern. l. c. p. 43. 

2) Zum Titel De presumptionibus (Comp. I Il. 16): »$ Presunptio est 

arg. aliquantulum movens iudicem ad credendum« (B 1f. 14*' c. 1; F f. 22' c. 1). 


— Cf. Bern. 1. c. p. 50. 
3) Zu c. I Iudicium Comp. I H. 19 ad v. determinat »§ Est sententia 


diffinitio controversie iudicialis« (B f. 16 c. 1; F f. 24^ c. 2. — Cf. Bern. 


l. c. p. 57. 
4) Zum Titel De solutionibus (Comp. I III. 19): »S Solutio est redditio 
eius, quod debetur« (B f. 24' c. 2; Ff. 37’ c. 1; If. 28'c. 1). — Diese 
Glosse steht auch in K: »De solutionibus. robrica: Solutio . . debetur« 
(t. 5° c. 2). — Cf. Bern. 1. c. p. 88. 

9) Zu c. 12 Nos quidem Comp. I III. 22 ad v. eulogio: »S Eulogium 
dicitur sermo conpendiosus [B: copendiosus] et autenticus, arg. if. de custo. 
et ex. Non est« (D. 48, 3, 11) B f. 25° c. 1; F f.38' c. 2; I f. 30 c. 2]. 

Zum Titel De dampno dato (Comp. I V. 31): »$ re eae est 
diminutio vel iactura in rem vel personam data« (B f. 52‘ c. 1; F f. 77 c. 23. 
I f. 75 c. 2). — Cf. Bern. |. c. p. 261. 

7) Zu c. 10 Forus Comp. 1 V. 36 ad v. iustitia: »S Iustitia enim est 
perpetua et constans [Codd.: constantis] voluntas ius suum unicuique tribuens, 
ut instit. de iusti. et iure« 1 I. 1, 1) (B f. 54 c.1; F f. 79’ c.2; 1 f. 78 c. 1]. 


8) 3) I: hoc. — 9)I B und F fehlt »Dere.« — 10) B: lactractus; 
F: lactratus. — 11) B: ferre. — 12) B: acanoe arca noe. — 13) B: teo- 
' logorum. — 14) B, F: urinam. — 15) F: disteperantiam. — 16) F: desigat. — 


17) B f. 53'; F f. 79; 18.77. — Cf. Bern. l. c. p. 278. Cf. eod. p. XXXV&, — 
Daß wir in dieser Glosse zugleich auch einen schlagenden Beweis für die 
Richardsche Urheberschaft dieses Apparates vor uns haben, bedarf keiner 
Hervorhebung. | 
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Zu c. 10 Forus Comp. I V. 36 ad v. nunc parte ablata 
macht R. folgendes Schema: 
prosopopeiam), i. d. informationem nove per- 
sone, ut de con. di. III. Queris (c. 129); 

hic antonomasiam ?), cum per excellentiam 5) ali- 
quid cuiquam^) specialiter ascribitur, XXXII. 
Q. VII.*) Apostolus (c. 3); 

hic principium dictionis ablatum, et est figura, 
que dicitur afferesis 9). Simile X. Q. III. Priscis 
(c. 2, XXV. Q. II. De ecclesiasticis (c. 8); 

hic parten dictionis poni pro tota persinodochem ?). 
Simile XXXII. Q. HII. Meretrices (c. 11), XII. 
Q. V. Penale (c. 13);  . 

antitosim esse?), cum ponitur casus pro casu, ut 
di. LXXIIII. (LXXV) Ordinationes (c. 7), I. XVIII. 
Q. II. Quidam (c. 10); | 

liptoten?), cum plus dicitur et minus significatur, 


»S Circa in- 
proprietatum XXXI. Q. 1. Quomodo (c. 10), XXXII. Q. VII. 
excusationes Quid in omnibus (c. 16); 

nota ') pleonasmon, cum apponitur superflua dictionum 


adiectio, XX. Q. IIl. Presens (c. 4), ut regulare 
monachum ; 
themesim !^), cum eadem dictio !!) interciditur, fi. 
de minoribus Quod si de speciali (D. 4, 4, 26), 
ff. de rei vendi. Si post accep. (D. 6, 1, 18); 
sincopam, cum quid aufertur de medio, ut VIII. 
Q. I. Audacter (c. 18) pro audaciter; 
yroniam !?), cum quid per derisionem '*) dicitur, 
ut XI. Q. Ill. Ad mensam (c. 24) in fi. ; 
ephegesis '4) est expositio !») precedentis, di. XLVII. 
(XLVI) Sicut nec suo'5) (c. 10), di. XLVI. 
Seditionarios '7) (c. 8); 
antropospaton, cum atribuatur deo, quod con- 
venit homini, ut XXIIII. Q. I. Odi et proieci« 
| (c. 28) 9). 
1) B, F: notas. — 2) I: anthomasiam. — 3) B: excelentiam.  — 
4) deest: F. — 5) B: Q. II. VIL. — 6) B: afferensis. — 7) I: sinodochen. 
— 8) I:antithosis est. — 9) B, F: liptorem. — 10) B, F: temensim. — 11) F: 
dicto. — 12) F: yronam; B: pronam. — 13) Codd.: divsionem. — 14) B, F: 
ephegesesis. — 15) B: xpo. — 16) I: quo. — 17) B: Seditionales; I: seditiarios. 
— 18) B f.54; F f. 79*; It 78. — CI. gloss. ord. c. 10 X V. 40 ad v. parte 


ablata, wo jedoch die Glosse irrtümlich die Sigle »Ala.« trägt. Bei Alanus 
findet sich von einer derartigen Glosse absolut nichts. Cf. E f. 97 c. 2; H f. 82° 
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Bei der Besprechung von Richards Quellen muß zuerst die 
. von ihm häufig herangezogene Hl. Schrift genannt werden So 
lesen wir zu c. 3 Qualiter Comp. I I. 26 ad v. opere: »$ 1. XXIII. 
Psalmista (c. 20) et illud: Que procedunt ex labiis. meis, non 
faciam irrita (Ps 88, 35), inciduntque [B, F: incideritque] in illud, 
ut verba cum effectu accipiantur, ut I. de prebendis (!) Relatum 
(c. 4 Comp. I Ill. 4) in fi.’)«; zu c. 10 Quoniam Comp. I III. 1 
ad v. mane: »§ luxta illud: Primum regnum dei querite (Lk 12, 
31), et illud: Et [deest: F, I] mane oratio mea preveniet te 
(Ps 87, 14), I. di. LXXVI. An putatis« (c. 13)?); zu c. 12 Clerici 
Comp. I III. 2 ad v. V. civitates: »1. XXXII. [I: XXXVII] Q. VII. 
Flagicia (c. 13). 

8 S.(cil.) sodomam et gomorram, Seboim [I: sibom], Segor (!) 
et eleale (!), quarum due perierunt ex vicinilate, tres ex proprio 
delicto (cf. Gn 19, 24 sq.), ut 

I. de p. di. I. Set et continuo (c. 46), 

C. de indult. 1. Cum vir nubit« (C. 9, 9, 30 (31]) 5). 

Ferner zu c. 3 Ut mensure Comp. I 11. 15 ad v. et in 
capitulari continetur: »§ In levitico«*); zum Titel De decimis 
et primitiis et oblationibus (Comp. I III. 26): »8 Primitias dico 
in aridis [B: aridas; 1: arridis] et liquidis continere. rei partem 
sexagesimam. Dicitur enim in ioele (!): Tolletis VI. partem cephi (t) 
et offeretis primitias mihi. Cephi autem est decima pars cori« 
(cf. Ez 45, 13, 14)°); zu c. 7 Causam Comp. I IV. 18 ad v. regi 
possessionum iudicitium relinquentes : »§ Set quid ad regem, cum 
tantum duo sint gladii [B: cladii] ut in evangelio (cf. Lk 22, 38) 


c.2; K f. 88' c.l. — Dagegen hat die gloss. ord. eod. ad v. iure dis- 
ceptant zutrelfend die Sigle »R.« = Ricardus. Denn Richard schreibt eod. 
ad v. qui causam dicunt: »§ Ergo constat ad presbiteros iurgia non 
ertinere, quia non tenentur iuris esse periti, ut di. XXXVIII. Que Dose (c. ? 
Secus aut autem de archidiacono, ut di XXV. c. L« (B f.54 c.2; F 
78 c.2 
Johannes Andred bemerkt in seiner Novella eod.: ».. S In gl. ar. contra 
(sc. ad v. tres testes) ibi dici: secundum R. et T.« (ed. Trid. f. 102 c. 2). Hier 
hat Joh. seine Vorlage mit Recht nicht in »Ro.« geändert. Denn »R.« ist 
nach dem Voraufgehenden (s. oben S. 601) ohne Zweifel »Richard«. 
1) Bf. 8c.2; Ff. l3c.1; 15$.18' c. 2. — Cf. gloss. ord. c. 3 X 1.35 
ad v. compleantur. 
‚Be. a 2; F f.31 c2; I f.22 c.1. — Die Glosse steht auch in 
K pars 5 f.5oc 
3) B f. 20^ e. 2; Ff.32c.1; I f. 23 c. l. — Cf. gloss. ord. c.4 X V. 
3l ad v. quinque 
4) B f. 24 c. 1; Ff.36' c. 1. — In I fehlt die Glosse. Hier lautet der 
Text »et in epistolari domini caroli continetur« (f. 27' c. 1). In F ist »domini 
caroli« von späterer Hand nachgetragen. In A p. 5 heißt die Glosse eod.: 
»Id est in levitico, ubi continentur c. domini. € (f.5* c. 1). 
5) B f. 26' c.2; F f. 40 c. 2; I f. 31° E 
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et alterum habeat papa, ut I. XXXIII. Q. Il. Inter hec (c. 6), et 
alterum imperator, ut di. XCVI. Duo sunt (c. 10), et sicut in 
spirituali gladio [B: cladio] omnes sunt subditi pape, ita in 
seculari omnes imperatori, ut VII. Q. I. In [B: An] apibus 
(c. 41). Unde constat omnia romano imperio fuisse subiecta teste 
lucano'). Unde etiam in evangelio: Exiit edictum a cesare 
augusto, ut describeretur universus orbis (Lk 2, 1). Set qualiter 
edictum mittere poterat nisi per suos, ut II. Q. I. Inprimis (c. 7)? 
Set contra: Patet [F: petet] reges multos imperatori non subici. 
Videtur enim, quod sicut per violentiam essent subditi, quod 
violenter possint [F: possunt] ad propriam redire libertatem. Item 
leguntur reges invicti precipiente dominio (cf. Eccli 18, 1), quod 
de imperatore non invenitur, ut I. Q. 1. Dominus de.« (c. 87)*). 

Zu c. 2 Quesivit Comp. I IV. 20 ad v. ita quod ei alii 
nubere non licebit: »$ Secus tamen, ubi numquam fuit ratum 
matrimonium. Nam tunc si recesserit [F: successerit], qui remanet, 
cum alia contrahere potest, ut XXVIII. Q. I. (Codd.: II.) Si 
infidelis (c. 7). Si vero conmanere sine blasphemia voluerit in 
inpari [I: pari] coniugio, dimitti potest. Dat tamen consilium 
[F: conscilium; I: concilium] apostolus, ut retineatur (cf. 1 
Cor 7, 12sq.). Si tamen dimissa fuerit, eo casu non superducetur 
alia, ut XXVIII. Q. I. Iam nunc (c. 9), Sic enim (c. 9) in med’. 
Et est simile in hoc casu. [udeam autem etiam volentem co- 
habitare, non potest retinere, ut XXVIII. Q. I. Sepe« (c. 12)5); 
zu c. 13 Ex parte Comp. I V. 1 ad v..accusare: »§ Numquid 
non aliquem de fratribus accusare non possunt? ‚Item numquid 
non evangelio denunciare tenetur (cf. Mt 18, 15, 17), VII. (ID 


Q. I. Si peccaverit (c. 19)? R.: Standum est generali, cum nulla 
reperitur exceptio, ut 


1) Dieser Text findet sich in Lukanus’ Bellum civile wörtlich nirgends, 
inhaltlich dagegen an verschiedenen Stellen, so I, 22, /09sq., 160, 285—288; 
VIL, 425. — Ich verdanke diese Feststellung der Güte des Herrn Geleimrat 
Dr. Hosius. 

2 Bf.41'c. 2; F f. 62 c. 1. — Richard fährt fort: »Nam universitas 
civitatis [deest: F], multo magis regni iurisdictionem [B, F: iuris com] et 
imperium conferre potest, ut in aut. de defensoribus ci. S Interim (Nov. 15 
c. 1), et exercitus [B: exercitas] eligit imperatorem, pari ratione [B: rationem] 
et regem, ut XCIII. Legimus (c. 24). Item cum uterque tam imperator quam 
rex eadem auctoritate (B deest: e. a.], eadem consecratione, eodem crismate 
inungitur, unde ergo potestatis diversitas, ut XVI. Q. [. S Ecce sufficienter 
(dict. Gr. S zn c 40)? Item teste canone animadversionem plenam habent 
reges, ut I. XXIII. Q. V. Regum (c. 23), c. Rex debet« (c. 40) [B I. c.; F f. 62 
c. 1sq. — In I fehlt diese Glosse (cf. f. 56' c. 1). 

3) B f. 42 c. 2; F f.62' c. 2; 1 f.57' c. 1. — Auch K hat diese Glosse: 


"Secus .. etiam inpari coniugio . . conscilium .. dimissa fuerunt. . ut XXVIII. 
4. I. Sepe« (f. 3 c. 1 sq.). 
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S. de coniugio lepro. c. Quoniam« (c. 2 Comp. I IV. 8); 
zu c. 5 Quociens Comp. I V. 2 ad v. maximum: | 
»1. I. Q. I. Cito turpem (c. 16). 
I. XXXII. Q. VII. Quid in omnibus (c. 16) contra. ' 
Solutio: lbi exponitur gravius i. e. communius. Communicat 
enim suum esse interioribus et exterioribus [B deest: et e.] et 
polluit corpus et animam teste apostolo: Omne peccatum intra 
corpus etc. (cf. 1 Cor 6, 18). Vel gravius i. e. generalius vel 
turpius, vel interrogatio non [I addit: non] notat inpossibilitatem, 
set difficultatem, ut de p. di. I. Sacerdos« (c. 59)?); zu c. 20 Et 
si questiones eod. ad v. contempnunt [1: contenpnant]: »§ Hoc 
hodie est quedam hereticorum secta, ut veritatem iurare nolint 
[I: nolunt], quia dicitur in matheo (5, 35), »ne omnino iuremus«, 
ut XXII. Q. I. In novo« (c. 3)§). | 
Zu c. 1 Quoniam Comp. I V. 4 ad v. ad subsidium. corporis 
schreibt R.: »$ Hoc enim faciebat Ihesus [I: iohannes], qui 
sequentes se tam spirituali [B: spiritualibus] esca quam corporali 
refecit, ut in evangelio, | 
I. di. XXXVIIII. $ Ecce (pr.), 
I. di. LXXXVI. Fratrem, Non satis« (cc. 6, 14)4); zu c. 11 
Ad abolendam Comp. I V. 6 ad v. nisi mittantur: »$ No(ta) 
ergo neminem [B: nemine] predicare posse, nisi mittatur [F: 
mittamur]. Unde legitur apostolis dixisse: Euntes predicate omni 
creature (Mk 16, 15). Item alibi: Ecce mitto vos (Mt 10, 16; 
Lk 10, 3). Unde ysaias hoc officium sitiens [B: faciens] missionem 
expectavit dicens: Ecce ego, mitte [Codd.: mitto] me (Is 6, 8) 
ut VII. Q. I. In scripturis (c. 9), S. de sancto equicio [F: 
euguitio, ut XVI. Q. I. § Hoc idem datur« (dict. Gr. p. c. 40)5; 
zu c. 1 Nobilis Comp. I V. 30 ad v. ingerimus: »S Arg. pf0o 
vulgari purgatione I. II. Q. V. 8 Hoc autem (dict. Gr. p. c. 20), 
c. Sepe contingit (23), c. Statuit (25), c. Si episcopo (23). 
Contra [deest: I] I. XXVII. Q. II. Quod interrogasti (c. 29), 
I. e. per totum t.(itulum), 
I. II. Q. V. Consuluisti (c. 20), c. Monomachiam 
(22) et c. Mennam (7) in ti., 
1) B f. 43 c. 2; F f. 64 c. 1; I f. 59 c. 2. — Hierher gehört auch die 
Glosse zu c. 3 Litteras. Comp. I I. 35 (84) ad v. canones autem. »§ . . Talis 
(sc. mera spiritualis) est quelibet causa, ubi quis denuntiatur ad penitentiam, 


ubi precipit dominus: Si te non audierit, dic ecclesie, ut ll. Q. I. peccaverit 
(c. 19), X1 Q. III. Precipue (c. 3) in fi. . « (Bf. 10 c. 1; Ff 15 c.1; If. 15 c 1) 
— 2)Bf.43c 2; FE 64 c. 2; TE 59! c. l. re; F f. 66 
cli[t6lo2. — d) Bf.45c. 1; F f. 68^ c2;1162c.2. — 5) Bf 46 
c. 2; F f. 68'c.2; I f. 64' c. 1. 
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S. t. proximo Ex tuarum (c. 5 Comp. I V. 29), 

In evangelio: Non temptabis deum ete. (Mt 4, 7), 

I. XXII. Q. IHI. (II) Queritur (c. 22), 

I. XXIII. Q. IHI. (VIII) Si nulla« (c. 15); 
zu c. 10 Nulli Comp. I V. 34 ad v. privilegio: »8 Aliquo, quod 
adhuc eis datum sit. Set numquid posset aliquem excipere, ut 
numquam incideret in aliquem canonem? R.: Hoc non esset 
dispensare, set mandatum apostoli (!) perturbare, ubi dixit: Sit 
tibi sicut ethnicus et p. (Mt 18, 17), ut II. Q. I. Multi« (c. 18)?); 
zu c. 14 Parrochianos eod. ad v. excommunicatos: »$ Set qua- 
liter potest aliquis canon esse late sententie [B, F: sent. 1], cum 
per evangelium anmonitio semper precedat vindictam (Mt 18, 15), 
ut XII. Q. Il. Indigne (c. 21), XVII. Q. IHI. Si quis deinceps 
(c. 22)? Harum [B: Haurum] est anmonitio hominis, de qua 
habetur in cap. Si peccaverit, et anmonitio legis ut hic. Inno- 
centius enim cotidie anmonet [I: anmone] (sc. c. 29 C. XVII q. 4). 
Unde illud evangelii: Habent moysem [B: moysen] et prophetas 
(Lk 16, 29), i. e. prophetias« |B, F: propheticas]*); zu c. 3 Quod 
dicitur Comp. I V. 36 ad v. factum: »1. XXVII. Q. II. [F: VII] 
Priusquam (c. 42). Et nota, quod vacat hic arg. a sensu [F: 
assensu] contrario, ut S. de elect. (c. I.) b. Et est modus [I: in 
hodus] loquendi: Sede a dextris meis [deest: B], donec ponam 
etc. (Ps 109, 1). Non tamen sequitur, quod postea sederit a 
sinistris« (B: assinistris] ^); zu c. 9 Quesivit eod. ad v. infirmum: 


1) B f. 52 c. 2 sq.; Ff 77 c.2sq.; I f 75 c. l. — Die Lösung lautet: 
»Nullus debet temptare deum, dum habet, quid rationabili consilio [F: conscilio ; 
I: concilio] faciat, ut XXII. Q. II. Queritur. Ergo dum crebre [F: crebe) scit 
scandalum ex infamia nec fides habetur sacramento infamati, nullum video 
superesse consilium [B: conscilium; 1: concilium; F: conscilio], nisi quod 
divino se iudicio expurget. Nam quod sibi non creditur, ex infirmitate non 
credentis procedit, ut S. de elec Significasti (c. 21 (1*) Comp. I I. 4) in medio. 
Et sic sancta dei [deest: I] tenet [B, F: tenet} ecclesia. Unde cum de tali 
purgatione mentionem faceret alexander, examinationem non prohibuit, set 
pro benedictione nummos accipere pronibuit, ut I. de penis Licet (c. 3). Nam 
cum necessitas inminet, congregato [F, 1: congregatio] fratrum consoıtio 
sortem proicere possumus, ut a deo veritas manifestetur, ut XXVI. Q. IL Non 
exemplo (c. 4), di. XLV. Disciplina (c. 9). I. Q. II. § Item peccato (dict. Gr. 
p.c. 11). Contraria ergo capitula de purgatione clericorum intelligo, ut in 
eis patet ex littera« (B f. 52 c. 3; F f. 77 c. 3; I f. 75 c. 1 sq.). 

2 B f. 53' c.1; Ff. 78° ©. 2, T f. 77 c..L. 

3) B f. 53' c2; F f. 79 c. 13 I f. 77 c.2. 


4) B. f. 54 c. 1; F f. 79 c.2; I í. 77' c. 2. — Bei Tankred hat diese 
Glosse — von Varianten wird abgesehen — die Sigle »R.« (A. f. 76' c. 1). 
Auch die gloss. ord. hat hier (zu c. 4 X V. 40 ad v antequam convenirent) 
die Sigle »R.«, ändert aber »(quod postea) posuerit«. Hierzu bemerkt Johannes 
Andred: »R. — Joh. hält sich. hier also an seine Vorlage — dixerat, quod 
postea sederit a sinistris« (ed. Trid. f. 99 c. 4). 
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»§ Contrarium videtur esse in apostolo, ubi dicitur: Infirmatur 
quis in vobis? Inducat presbiteros ecclesie, qui orent super eum 
(Jak 5, 14). Set hec pluralitas presbiteros binarium exigit, ut 
III. Q. III. 1. Ubi [F: ult.] (c. 3 $ 26). Solutio: In necessitate 
intelligitur, que legem non habet, de con. di. I. Sicut« (c. 11)! 
zu c. 10 Qui ex timore Comp. I V. 37 ad v. debeat: »S Qui 
timor non est ex caritate nec aliquis sine dilectione deo placere 
potest, quia illarem [F, I: yllarem] datorem diligit deus (deest: F) 
(2 Cor 9, 7), ut XXIII. Q. VI. § Ex hiis« (dict. Gr. S 1 p. c. 4)?. 
In welch ausgiebiger Weise und mit welcher Zitationsart R. 
alle Teile des corpus iuris civilis einschlieBlich der Authentiken 
des Kodex benutzt hat, ist aus dem Vorausgehenden ohne weiteres 
ersichtlich. Einmal wird auf die lex lombarda Bezug genommen?) 
Ebenso stark wie das corpus iuris civilis wird das Gratianisce 
Dekret und die Comp. I herangezogen. Die Dekretzitate beginnen 
regelmäßig mit »I.«, was sowohl »in« als auch »infra« bedeuten 
kann. Der Hinweis auf die Belege aus der Comp. I erfolgt 
regelmäßig mit S.(upra) oder I.(nfra) unter Beifügung der Titelrubrik 
und des Kapitelanfangs. Ausnahmsweise steht statt »S.« oder »l«. 
»extra«, So zu c. 3 Litteras Comp. I I. 35 (34) ad v. canones: 
»§ .. Item totum tempus treuguarum [I: treugarum] ad causam 
ecclesie spectat, ut extra. de treuguis [I: treugis] Treuguas 
[I: treugas] (c. 1 Comp. I I. 24). . De dotibus matrimonii et 
ecclesie non omitto, extra. de dote (Comp. I IV. 21) c. 1, X. Q. I. 
Decretum (c. 3) . . . Mixta vero (causa) est, que seculari persone 
conpelere potest, in re tamen spirituali consistit ut in iure 
patronatus, ut extra. de iudic. Quanto (c. 5 Comp. I II. 1) et 
de iure patro. Ad aures (c. 19 Comp. I III. 33) . .«4); zum Titel 
De plus petitionibus (Comp. I II. 6): »$ Plus petit aliquis . - - 
causa, ubi duo sub alternatione promittuntur et alterum petitur 
[deest: B] precise, quod fieri non potest, ut in extra. De 
rescrip. Inter ceteras« (c. 4 Com. I I. 2)°); ebenso zu c.8 
Ex conquestione Comp. I II. 9 ad v. mulieri: »$ Etiam 


1) B f. 54 c. 1; Ff. 79' c.1; I1 f. 78 c.l. — Bei Tankred hat diese 
Glosse die Sigle »R.« (C f. 99' c. 1; D. f. 77 c. 1). 

2) B f.54' c. 1; F f. 80c.2; Lf. 78° c. 2. — Vgl. auch oben S. 616, 
6175 (619), 621. 

3) c. 8 Presbiteri Comp. I V. 32 ad v. conpositio: »§ Hec conpositio 
er legem lombardam [l: leges lombardas] est sexcentorum solidorum 
[p: annorum], ut XXII. rin Q. Il. Qui occideiit« (c. 27) IB. f. 52° c 1; 
F f. 77° c. 1; I f. 75' c. 1. — Cf. gloss. ord. c. 2 X V. 37 ad v. compositio. 

4) B. f. 10 c 3; FE 15 ¢ 25g; Lf 15c A i 

5 B f. 11 c. 2; F f. 17 c. 2. 
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pendente causa alimenta prestentur, ut extra. de accusat. Ex 
parte (c. 13 Comp. I V. 1), C. de or. cog. (C. 7, 19) J. ult.«?); 
zu c. 9 Si de terra Comp. I V. 28 ad v. unicuique: »S . . extra. 
de officio et pot. i. de. Gratum (c. 23 Comp. I I. 21) in fi. 


U deest: extra. — fi] . . Hoc tantum non est verisimile, quod 


[B: quo] quis in detrimentum suum consentiat, nisi hoc ex- 
primatur, ut extra. de presumptio. Quia verisimili. (c. 11 Comp. I 
II. 16)... .«?). An drei Stellen fand ich »extra.« mit Kapitels- 
anfang ohne Titelangabe *). | 

Richard beschránkt sich indessen nicht auf die Dekretalen 
der Comp. I, er nimmt auch auf die sonstigen, namentlich auf 
die neueren päpstlichen Erlasse ziemlich weitgehende Rücksicht. 

Ich stieß auf folgende Dekretalen Alexanders II.: Cum te 
consulente +), Consuluit 5), Veniens €), Super eo quod sollici- 


I) B f. 12 c. 1; F 18' c.2. 

2) Bf.51'c.2; Ff. 76'c 1; If. 74 c. 2. 

3) c. 2 Ad presentiam Comp. I 1. 9 ad v. fraus sive dolus: »§ .. Solutio: 
Quamvis excusatio sit fraudulenta, tamen quia super hoc dubitatur, admittitur 
(F: admittatur], maxime ad convincendam maliciam, ut extra. Cum sacro 
(sancta), secus cum non dubitatur . . . Item licet in fraudem nihil faciendum 
sit, tamen factum plerumque tolleratur, aut in favorem (F: favore] ultime 
voluntatis, ut C. de necessariis he. (C. 6, 27) 1 I., aut in lavorem [F: favore] 
sacramenti, ut di. LIIIl. Ex antiquis (c. 9), aut in favorem [F: favore] secum 
bona fide contrahentis, 7. extra Propositum« (B1.4 c.2; Ff.6 c.2;1f.6c.2) 
[Letztere Dekretale ist in der gleichen Glosse bereits zitiert: »l. de eo qui 
duxit matrimonio quam pol. Propositum« (c. 1 Comp I IV. 7); c. 1 Si quis 
conmodaverit Comp. I Ill. 13 ad v. suscipietque dominus iuramentum: »S Id 
est iurabit per dominum, non per creaturam. Constat enim, quia proximo 
prestat sacramentum, ut XXII. Q. V. Ecce (c. 10), unde etiam proximus remittere 
potest, si observanciam habet, ut extra Preterea (c. 2 Comp. 1 IV. 1), de. re. i. 
Omnis res« (c. 1) [B f. 23° c. 2; F f. 36 c. 1; 1 f. 27 c. I[; c. 2 Super eo 
Comp. I V. 34 ad v. ad apostolicam sedem venire: »S Nisi aliam habuerint 
exceptionem, quia excipiuntur . . inimicitie, ut extra. De cetero (c. 16 
Comp. I V. 34) . .« (B f. 53; F f. 78; I f. 76). 

4) c. 7 Quamvis Comp. I I. 21 ad v. iuxta voluntatem; »S Set ne 
preiudicetur impetranti, si fuerit appellatum, debet consentire ipse. Potest 
tamen iudex ap. re. ad papam committe(re), cum sibi sententiam reservat, ut 
extra. Certe O consulente (c 1 Comp. 11 I. 12) [B 1. 6' c. 1; F f. 10 c. 1]. 
In B ist bei »Certe« »er« ausradiert. In I fehlt diese Glosse (cf. f. 10 c. 1). 

9) c. 12 Eos quidem Comp. I II]. 22 ad v. ibi non potest: »§ Nam 
quod non valet, ut apo, valeat, ut valere potest, ut... / extra Consuluit 
(c. 1 Comp. II V. 4), XXIL q Ill. Inter cetera (c. 22 . .« (Bf. 25' c. 1; 
F f. 39 c. 1; 1f. 30 c. 2; c. 5 ludei sive Comp. I V. 5 ad v. in domibus - 
»§ No.(ta) quod iudicat ecclesia de his, qui foris sunt. Repellit enim 
qu . ne sinagogas novas constituant, extra. Consuluit« (B f. 45; F f. 67; 

6) c. 4 Relatum Comp. I Ill. 24 ad v. sive in vita: »S Ingreditur quis 
monasterium in vita .. Si non habet heiedes, est tamen ilectus, reddentur 
[B: redentur; F: reddetur] sibi bona, ut aliud monasterium adeat [B: adtat], 
ut extra. Veniens (c. 1 Comp. Il V. 2) . .« (B t. 26; F f. 39°; E f. 48° [In I 
fehlt die Glosse]; c. 2 Monachi Comp. I III. 30 ad v. non precio: »l. I. Q. II. 
$1. et [deest: B] c. Placu t (1) et c. Nullus 13), extra. Veniens« (B f. 30 c. 1; 
F f. 45° c. 2; I f. 37° c. 1); eod. ad v. ad sacros ordines: »S Remanebit 
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tudo !), Non sine multa?) und Licet de universis®). Von Gregor VIII. 
tst die Konstitution Ex administratione®), von Lucius I/I. die 
Konstitution Vestra duxit ^) benützt. Von den Dekretalen 
Klemens’ III. sind angeführt: Fraternitatem 9), Bone memorie”, 


tamen in monasterio et quod datum est, reddetur heredibus, ut XX. Q. IL 
Constituit (c. 5). Set si exire voluerit et ad strepitum iudicialem pervenire, ' 
Vip sibi, quod dedit, ut aliud ingrediatur monasterium, ut extra: Veniense 
Il. cc). 

1) c. 3 Veniens Comp. I IV. 13 ad v. quod publice contraxisset: »1. VL 
Q. II. Si tantum [F: tutum] (c. 2). S Quid ergo faciet ecclesia? R.: Consulet, ut 
monasterium ingrediatur, ut S. de conversio. con. Ex publico (c. 7 Comp. I III. 28). 
Qui si publice hoc negat et uxor debitum petat, non tamen reddet contra 
conscientiam, ut XI. Q. Ill. Tunc vera (c. 62). Ecclesia tamen verbis suis 
fidem habere non debet, set iuste precipiet [I: precipiat], ut eam cognoscat, 
et iuste resistet et iuste innocens excommunicabitur |F: et s iuste ress inocens 
excabitur; I: excusabitur]. luste dico quoad ordinem iudicii, set non quoad 
causam. Si(mile) extra. Super eo quod sollicitudoc (c. 1 Comp. II IV. 7) 
[B f. 39' c. 2; F f. 59 c. 1; Lf. 53 c. 2. Die Glosse steht auch, mit unbe- 
deutenden Varianten in K p. Of. 2' c. 2. — Vel. Arhiv 1924 S. 5—40. 

2) c. 5 Iudei sive Comp. 1 V 5 ad v. in domibus : No (ta), quod iudicat 
ecclesia de hiis, qui foris sunt. Repellit enim iudeos ... 


Ne secesas nd deest: B] firmas habeant) extra, Non sine multa (c. 1 Comp. 111.20) 


. .« (B f. 45; F f 67; I f. 63). — Tankred hat diese ganze Glosse so gut wie 
wörtlich übernommen und mit der Sigle »R.« versenen (A f. 64* c. 2). Cf. 
gloss. ord. c. 5 X V. 6 ad v. permittantur, an deren Schluß gleichfalls 
zutreffend die Sigle »R.« — Ricardus steht. 

3) Eod. (=c. 21 X II. 20) ad v. utantur: »l. XXIII. Q. II. Ipsi pi. 
[B: na.] (c. 24! contra. Solutio: Dicunt quidam [B: qui duorum]: Hlud in 
criminali, hoc [B: hos] in civili causa [B: oi] est inteliigendum. Vel melius 
expono festibus suis, i.e. pro parte sua inductis, fidelibus tamen. Nam 
infideles [F: infedeles] numquam contra christianum etiam in civili causa ferre 

ossunt testimonium, ut di. XXXVII. Si du veri (c. 13) et extra. Licet 
B: liceret] de universis (c. 1 Comp. Il Il. 2. Quod autem dicitur C. de 
hereticis et ma. l. Quoniam (C. 1, 5, 21) in fi., credimus per predictos canones 
abrogatum, 1. t.(itulo) I. c ult. (c. 11 Comp. I V. 6) [B f. 45' c. 1; Ff. 67' c 1). 
In I fehlt diese Glosse (cf. f. 63 c. 1). 

4) c. 2 Debitores Comp. 1 Il. 17 ad v. domino reddere iurumentum: 
»§ Nisi maluerit ab episcopo petere absolutionem iuramenti, ut extra. no.(vella) 
Ex administrationis (c. 4 Comp. II Il. 16). Ultilius enim est eis retinere 
quam [deest: B] petere . . .« (Bf. 15 c. 1; F f. 23 c. 1). 
| 9) S. oben S. 5891, í 

6) c. 1 Nullus Comp. I I. 4 ad v. fratres: »S Superstites. Nam ubi de 
pluribus vel duobus unicus est superstites [In B ist »it« ausradiert], se non 
potest eligere, set [F addit: et] alium, X. Q. II. Si yconomus (c. 2 S 11) I. e. 
Sepius (c. 10 [6]) b. 

Consuetudo non facit ius, nisi sit antiqua, LXV. De persona (c. 4), 
c. Mos antiquus [B: anquus] (6), ff. de leg. et se. con. Diuturna (D. 1, 3, 33), 
di. XI. Consuctudinis (c. 4), extra. titulum Fraternitatem« (B f. 1* c. 2; 
F f. 2 c3; 112 c. 2). »Fraternitatem« s. bel Migne, P. L. 204, 1499 (Jaffe' * 
n. 16608). 

7) c. 10 (9) Constitutus Comp. ] I. 9 ad v. non preiudicantibus: »S Quid 
valet hec adiectio? Nam [I: ma] per eam alique [I: aliqua] iuste non revo- 
carentur [F: revocatetur] et que veritati vel iustitie preiudicarent [F: predicarent], 
per se deficerent. R.: Utique deficerent quo ad formam, set non quo ad 
communem iustitiam, ut 1. de officio iu. dele. Intelleximus (c. 11 Comp. I I. 21). 
Per hanc autem adiectionem ex toto deficient, ut S. de elec. () Ad hec (c. 8 
Comp. 1 I. 2), Cum inter (c. 3 Comp. I [. 5), in novella Bone memorie (c. un. 
Comp. II Il. 21) in prin. . .« (Bf. 4' c. 2; F f. 7 c. 1; 1 £.7 c. 1). 
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lobis !), A nobis ex parte?), Quamvis ad: abolendam?), Ad 
uestiones*), Pervenit?) und In presentia). Von den Dekretalen 


1) c. 6 At si clerici Comp. I ll. 1 ad v. minora: »§ In officio et 
eneficio retinendo vel recuperando et etiam in maioribus in penitentia 
10deranda [F: moderando], de con. di. III. (III) De. penitentibus (c. 17), et hec 
otest ante depositionem, non post, ff. de postul. (D. 3, 1) I. I. S Deinde (9), 
i. L. Si quis presbiter (c. 22), inmo ante controversiam motam, non post, ut 
xtra. no{veila) Nobis (c 9 Comp. II V. 2), tf. de adult. S Idem pollioni 
D. 48, 5, 39 [38] S 6), S Incestum (S 7), C. ad I. a. Ex morte« (C. 3, 35, 3) 
Bf. 10'c.!; Ff.16c.2; I f. 16 c. 1]; c. 18 De symoniace Comp. 1 V. 2 
d v. remanere: 

» Clemens Ill. Nobis contra, 

I. I. Q. V. c ult. contra [deest: B]. Solutio: Hic cum in fraude et 
lispendium ordinati ipso ignorante datur peccunia :B: pecunia], ibi vero cum 
ecus, ut patet ex illo c. Nobis« (B f. 44 c. 2; F f.65' c. 2; I f. 61 c. 2); c. 20 
=t si questiones eod. ad v. quid in mente: »§ Ergo si in mente habuit 
iquam venalitatem exercere, quamvis ipso ignorante sibi tamen fecissent 
reiudicium. Quod verum est, ut I. I Q. V. c. ult, nisi in odium eius hoc 
ecissent, ut clemens Ill c. Nobis. Ergo res inter alios acta aliis preiudicat. 
Set contra S. de filiis [B addit: preiudicat] presbiterorum Presentium (c. 3). 

S No.(ta) sola voluntate simoniam conmitti, ut I. Q I. Qui studet (c. 11), 
et solam voluntatem puniri, ut [deest: B] S. qui filii sunt le. c. ult. in fi. b.« 
[deest: I] (B f. 44' c. 1; Ff 66c.2; 1 f. Gl' c. 2. — Letztere Glosse hat 
auch ZanRred: »S Ergo... nisi in hodium eius fecisset, ut extra. Il. e. t. 
Nobis« (A f. 63' c. 2), mit der Sigle »R.« — Nebenbei bemeikt, schreibt 
Johannes Andred zu c. 23 Matthaeus X V. 3 (=c. 21 Comp I V. 2) wieder | 
richtig: »§ .. In gl hoc ideo (sc. ad v. consulis) ibi salvari: secundum R. 
et Ala.« (ed. Trid. f. 17 c 1). Denn es handelı sich um eine Glosse Richards. 
welcher eod. schreibt: »S Quamvis consilii [B: conscilii; I: concilii] verbum 
ale ee ad hoc faciendum obligatur ...« (Bf. 44' c.2; Ft.66'c.1; 

t. c. 2). 

2) c 8 Ad hec Comp. I Il. 13 ad v. tanquam suspecti: »S Nisi post 
contractum didicerint veritatem, in novella A nobis: ex parte S l.« (c. 4 
Comp. II IV..1?) (B f. 13 c.2; Ft. 22' c. 11; c. 2 Ex litteris Comp. | IV. 14 
ad v. post motam questionem »§ [n novella A nobis ex parte S I. contra« 
(B f. 40 c. 1; F f. 59' c. 15; EL f. 534 c. 2). 

3) c. 9 Veniens Comp. I II. 13 ad v. ut ille qui: »I. novella Quamvis 
ad abol'. (c. 6 Comp. II V. 2) contra Solutio: Vel illud novum et hoc vetus, 
vel hoc de participe muneris et sceleris, illud de participe sceleris tantum« 
(B f. 13 c. 2; F f. 20' c. 2). | 

4) c. 1 Non licet Comp. I lll. 11 ad v. ad aliam: »S Ergo stultorum 
opinio est confusa, quam recitant XII. Q II. Bone (c. 74) et VI. Q. 1. S Sicut 
enim [deest: F] papa (dict. Gr. p. c. 47). Constat enim, quia [B: qui quia] nec 
conmutare |B: conmittare] nec donare potest sine consensu anbarum [^: anborum] 
capellarum. [n conmutatione autem capellarum procedendum est, ut docet 
clemens III. c. Ad questiones« (c. 2 Comp. II 111.13) [B f. 23 c. 2; E t. 35' c. 1; 
l. f. 26° c. 1] (Die Glosse steht auch in K f. 5 c. 2. — Cf. Laspeyres l. c. p. 
XXXVIII 73); c. 5 Intelleximus Comp. [ III. 26 ad v. cum temporalibus [I ad v. 
redditus]: »S Ergo spiritualium conmutatio permittitur. Set contra I. XIL Q. II. 
Diaconi (c 35) et [deest: I] S. de prebendis Maioribus (c. 10 Comp. I III. 5). 
Solutio: Auctoritate episcopi fieri conmutationem posse spiritualium per se et 
temporalium per se [B deest: et t. p. s. (Homóoteleuton [!])]]. ut /. extra Ad 
questiones« (B f. 27 c. 1; 11.32 c. 2) [In F fehlt diese Glosse (cf. f. 40‘ c. 2)]; 
c. 10 Quamvis simus Comp. I Ill. 33 ad v. religioso loco: »S Numquid non 
[deest: F] similiter layco? R.: Licet alii aliter sentiant, miti videtur laico 
concedi posse. Quod probari potest per ipsam iuris patronatus diffinitionem. 
Tiansfertur ergo donati»ne. ut hic, et successione [B deest: ergo—suc.], ut I. 
(deest: Bj XVI. Q. Vil. Filiis (c. 31). permutatione, ut extra. Ad questiones, 
XVI. Q. Vil. Nemini (c. 4), et alienatione universitatis, ut I. e. Cum seculum« 
(c. 16) (B f. 31 c. 2; F f. 47 c.2; 1 f. 39! c. 1]. 
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Cölestins III. werden Per falsarios!), Prudentiam?) und Uni 
versitatis?) zitiert. 


5) c. 1 De diacono Comp. 1 IV. 6 ad v. recipere: »1. XVII. Q. IML Si 
quis suaden. (c 29) contra. Solutio: Potest dici, quod esset legatus roman 
ecclesie in sua parrochia, vel etiam de conventuali tuit ecclesia et ideo potuil 
eum absolvere, ut S. de vita clerico. c. ult, vel forte impedivit eum etz 
senilis [F, 1: semel] vel inimicitie [I deest: vel 1.] vel valetudo [I: invalitudo| 
corporis, ne [B addit: mortc] romam mitteret(ur), ut extra. Pervenit. (c. ô 
Comp. Il V. 18) [B f. 38 c. 1; F f. 56' c. 1; 1 f. 50 c. 2] (Die Glosse steht auc 
in K, f. 2^ c. 1); c. 2 Super eo Comp. I V. 34 ad v. ad apostolicam sedem 
venire: »S Nisi aliam habuerint exceptionem, quia excipiuntur . . . 

Etas senilis [B, F: semel] et sexus muliebris | 

Valitudo corporis | 

Offensionis pravitas : 
(B f. 53; F f. 78; 1 f. 76; E f. 95); c. 7 Mulieres eod. ad v. absolvi: »/. extra. 
Pervenit no.(vella) contra. Solutio: lllud ex privilegio speciali, istud de iur 
communi, vel illud de propriis delictis [B, F: delicatis], hoc autem de fortic 
ribus« (B f. 53 c. 2; F f. 78' c. 1; I f. 76' c. 2). 

6) c. 8 Perlatum Comp. I IV. 18 ad v. Ba ake »S Set male, ut 
clemens Illus c. In presentia (c. 3 Comp. II IV. 1). Nec hic excusatur, qui 
dispensavit, set mulier, que simpliciter nupsit Arg. S. de eo qui pol. ad. c 
Propositum et XVII. Q. Il. Nos novimus |l: nolumus] (c. 2), nisi forte allegat: 
lueiit parentela« (B t. 41‘ c 2; F f. 62 c. 1; 1 f. 56' c. 2). Die Glosse finde 
sich auch in K (f. 3 c. 1). Vgl. Laspeyres 1. c. 

1) c. 8 Ad hec Comp. I I. 2 ad v. consuevit: »§ Arg. semper haber 
dum respectum ad consuetum stilum romane |F: ratione ; auch B hatte »ratione:, 
was aber in »romane« korrigiert ist] curie, 

I. extra. no.(vella) Per falsarios (c. 3 Comp. Il V. 9), 

I. de testibus co. c. Quemlibet (c. 1 Comp. I Il. 14), 

ff. ad se. con. [l: Secundum] mac. (D. 14, 6) 1. Ill, 

l. di. XXVIII. De sirac.« [F deest: I. — sirac.| (c. 13) [B f. 1' c. 2; 
F f. 2 c. 2]. In I, fehlt gerade: »l. — talsarios« (f. 2 c. 2. — Cf. gloss. ord. 
c. 12 X V. 39 ad v nequaquam consuevit aliis. ° 


2) c. 26 Quesivisti Comp. I Il. 20 ad v. que supra dicta sunt: » 
No(ta), quod determinationes [F: de terminis rationes] premisse in sequentibus 
clausulis non repetuntui, ut 

I. de con di. HII Et M episcopi (c. 7 D. V), 

ff. de v. sig. Si cum [I: Sicut] fundum (D. 50, 16, 126), 

I. de pen. di. III. S Verum (dict Gr. S 2 p. c. 7), 

ff. de fideicon. lib’. (D. 40, 5) 1. ult. [l deest: I. de pen. — ult], 

I. de pen. di. Il. Paulisper (c. 40 § 5), 

ff. de ac. enp. et ven. 5i venditor (D. 19, 1, 38). 

Extra Prudentiam (c. 16 [17. VI. 1193] Comp. U IL 19) /Jaffë 

n. 17019] con'ra...« (B f. 18 c. 1; F f. 27' c. 1; I f. 18° c. 2). 

3) c. 2 Super eo Comp. I V. 34 ad v. iocosa: »§ Cum volenti non 
fiat violentia, ut 1f. de iniur. (D. 47, 10) 1. L, numquid incidit in canonem, qui 
clericum volentem verberat? R. ipsum incidere, quia quamvis non [F: in] 
persone, ordini tamen violentiam infeit. Item quamvis violentas manus not. 
initiat, inicit tamen temetarias, quod equipollet, ut clemens (1!) Ill. c. Uni- 
versitatis« (c. 13 Comp. Il V. 18) (B f. 53 c. 1; F f. 78 c.2; I 1. 76 c. 2]; c 
Si vero aliquis eod. ad v. abstineri: »S Arg. contra hoc quod dicit eos non 
esse iure ipso a communione fidelium privatos, set tantum a sacramentis 
[B: assacramentis; F: ad sacramentis]. Ad hoc [F: idem] 

I. e Graviter (c. 13) et [s addit: con. et] c. Consuluit (8), 

Il. XVII. Q. IHI Si quis (c. 29), ut [lege: v.] anathema, 

I. extra. Universitatis, de appell. Petvenit« (c. 15) [6 f. 53 c. 2; F f. 78° 
c. 1] (In I iehit diese Glosse (cf. f. 76° c. 1]); c. 7 Mulieres eod. ad v conmittat 
[I ad v. conmitti probatur): »S Arg. quod mandator incidit in canonem, 


Extra. Pervenit« 
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Besondere Erwähnung verdient der eigentümliche Sprach- 
ebrauch Richards, wonach unter rubricae die einzelnen Autoritäten- 
ruppen, unter concordantie die einzelnen Glieder einer solchen 
Jruppe verstanden werden. Es soll hier (vgl. oben S. 595 f.) 
venigstens noch eiz Beleg seinem vollen Wortlaut nach folgen. 
u c. 2 Significavit Comp. I IV. 7 ad v. ne ad secundam rever- 
atur schreibt R.: »S Arg. quod ab initio non valet, nec postea 
:'onvalescat, licet ad casum perveniat, a quo incipere potuit, ut 

I. inst’. de legat S An servo (S 32 I. 2, 20), 

I. IT. Q. I. Inprimis, ubi (!) nunquam (c. 7 S 1 in fi.), 
I. inst’. qui t. fa. non pos. S ult. (S 5 I. 2, 12), 

L XXXVI. Q. II. c. ult., 


ff. de servit. l. Pro parte (D. 8, 1, 11), 
I. inst’. de nupt. 8 Et hec adeo (S 1 I. 1, 10), 


ff. de v. o. Inter sti. $ Sacram [I: Sanctam] (D. 45, 
1, 83 S 5). | 


I. extra. Universitatis, quia nichil interest. utrum quis mandet [I: mandat] 
vel faciat, ut 
I. di. L. Si quis viduam (c. 8), 
ff. de vi et vi ar. (D. 43, 16) I. I. S Quot. (13), 
1. XVI. [I: XV] Q. VI. (V.) Consuetudo (c. 1), 
ff. [E: I] de re. i. 1. Hoc iure (D. 50, 17, 152), 
I. XI. Q. ult. Si is qui (c. 101), | 
ff. de adult. Si quis adulter (D. 48, 5, 34 (33]) S I. Solutio: Quidam 
concedunt de plano, quod mandator incidat in canonem, quibus ego consentio. 
Dicit tamen magister hug., quod non incidat, set in detestatiore criminis 
mittitur ad curiam, et illi consentirem, si celestinus III. non contradiceret« 
(B f. 53 c. 2; F f. 78' c. 1; It. 76' c. 2). cf. Laspeyres !. c. p. XXXXIII'8, 
Welchem Papst die oben (S. 619) eıwähnte Dekretale Ex tua relatione 
zukommt, vermag ich nicht zu sagen. Das Gleicle gilt von der Konstitution 
Ad audientiam in c. 5 Ex tuarum Comp. 1 V. 29 ad v. cognoveris: »S No.(ta) 
numerum conpurgatorum arbitrio iudicis relinqui, 
I Il. Q. V. Omnibus (c. 19), In me(dio), 
I. extra. Ad audientam, 
I. 1l. Q. V. Presbiter si a plebe [B: ablebe] (c 13), 
S. de adulteriis Signilicasti« (c. 6) [B f. 52 c. 2; F t. 76' c. 2; If. 74' c. 2). 
Laspeyres bemerkt (I. c. p. XXXVII), er habe in I mehrere Dekretalen 
sowohl Klemens’ Ill. als Colestins lll. angeführt gesehen, aber fast nirgends 
unter Titeliubriken, sondern nur unter Beiiügung des Papstnamens. In der 
. zugehörigen Anmerkung schreibt dann L, nur in der nicht mit »b.« signierten 
Glosse zu c. 8 Fraternitatem de decim. Comp. I JIL. 26 ad v. voluntate habe 
er mit den Worten ut inlia eod. Fx parte »c. 10 de decim.« erwähnt geiunden. 
Hierzu ist zu bemerken, d: c. 10 cit. selbstverstandlich nicht von Colestin ll., 
aber auch nicht von Klemens IIl, sondern von Alexander lll. stammt. Daß 
aber die Kapitel der Comp. I von Richard regelmäßig — auch in | — mit 
Angabe der Titelrubrik zitiert werden, ist oben (S. 630) hervorgehoben. Auch 
in den — nicht mit »b.« signierten — Glossen zu c. 8 cit. wird noch viermal 
auf Dekretalen der Comp. | mit Angabe der Titelrubrik verwiesen. Die frag- 
liche Glosse ad v. voluntate lautet: »S Hic notatur adrianus, quia intellexerat 
hoc geneialiter tam de cistrensi ordine quam omnibus alis, quod per partem 
^ E est, retractatum hic ef I. e. Ex parte« (B f. 27 c. 2; Ff. 41 c. 2; 
I f. 32' c. 2). 
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8 Arg. contra I. XXX. Q. I. Ad limina (c. 7), 
ff. de servit. 1. Ut pomum [B, F: pontum] (8), 
J. XXXIII. Q. IL In lectum (c. 6), 
ff. ad 1. cor. de fal. 1. Deo (b [D. 48, 10, 10], 
I. XXXII. Q. VII. Hii qui (c. 25), 
ff. de re. iu. In ambiguis (D. 50, 17, 85) S I., 
l. di. LV. Precepta, Si evangeli. (cc. 12, 13). 

Solutio: Prima rubrica locum habet, cum perpetuum subest 
impedimentum, secunde adaptatur [!: additur] illud generale: 
Multa impediunt faciendum, que non dirimunt factum. Quod 
enim bene factum est, non irritatur, nisi lege vel canone modus 
irritationis exprimatur, ut per has contrarias patet concordantias. 
Quod autem perpetuo fieri prohibetur, quovis casu incidente 
prohibicio perseverat, ut in prima rubrica !).« 

Die Gewohnheit als Kirchenrechtsquelle spielt bei R. eine 
beträchtliche Rolle. Es sollen hier jedoch nur noch ein paar ein- 
schlägige, auf englische und lombardische Verhältnisse Bezug 
nehmende Glossen mitgeteilt werden. Zu c. 3 Ad nostram 
Comp. I II. 17 ad v. deductis expensis erklärt R.: »§ No.(ta), 
quod hoc solum conputatur in fructu, quod superest [B: super) 


deductis sunptibus, ut 
ff. famil’. herc. 1. Fundus (D. 10, 2, 30), 


I. XII. Q. II. Vobis (c. 23), 

ff. depositi Qui privilegium (D. 16, 3, 8), 

S. de in in. restit. Requisivit (c. un. Comp. 
I I. 32 [81]), 

C. de fruct. et lit ex. (C. 7, 51) L I. 

Arg. contra [F deest: a. c.]I de decimis Cum homines (c. 4), 

I. XVI. Q. ult. Quicunque, Decime [B: 

decurare] (cc. 4, 5). 


Solutio: Credo, quod nullum iudicium hoc genus deduc- 
tionis [B: decurionis] impediat, ut ff. famil'. herc. in 1. Fundus 
[B: funditus. Quod autem de decimis dicitur, plus consuetudine. 
quam [B: quanti] ratione apud anglicos obtinet?) ;« zu c. 4 Cum 
homines Comp. I III. 26 ad v. sine fraude et diminutione: »S Arg. 


1) B f. 38’ c. 2sq.; Ff.57' c.1;1f.51' c 1. Cf. gloss. ord. c. 2 X 
IV. 7 ad v. revertatur. — Am Schluß der oben (S. 634?) teilweise angeführten 
Glosse zu c. 26 Comp. I Il. 20 ad v. que supra dicía sunt heißt es nach 
Anführung der »Arg.« und der »Arg. contra« am Schluß der »Lösunge: »Nam 
alie concordantie in prima rubrica posite non tangunt propositum« (B f. 18 
c. 1; F f.27' c. 1; L 1. 18' c. 2). 

2 Bf.15 c. 1; F f. 23 cl. 
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lod sine diminutione non deductis sumptibus dande sun 
Cime, ut 
S. de iure iu. Ad nostram (c. 3). 5. 
S. e. Pervenit (2), Nuntios (3), Dilecti (6) v. [I: ut] 
plenarie, Licet (11) in f, Conmissum (18). 
S Quamvis forte iure communi possint sumptus deduci, 
o» tarnen in anglia, quia longissimo lempore contraria inolevit 
nsuetudo. Potest tamen dici, quia in [deest: B] fructibus [F: 
icti] terre et arborum nulla est deductio, quia manus [deest: B] 
21 in his secretius operatur et [deest: I] ut in partu, di. LVI. 
asci« (c. 5)!). | 
Zu c. 1 De precariis Comp. I III. 12 ad v. precarie hat 
.: » Tres sunt species precariarum: una, que non distat ab 
sufructu, ut I. XII. Q. II. Precarie (c. 44); alia [B: et a.], que 
e quinquennio [B: quinnio] in quinquennium renovatur ut hic 
. I.; tercia, que durat usque in tertiam generationem, ut de 
onsuetudine lombardie [B: lonbadie] habetur, nec potest ante 
empus possessor expelli, ut C. locati 1. Ede« [l| (C. 4, 65, 3) ?). 


Was die von R. benützte Liferatur angeht, so spricht er 
ıligemein von den magistri, den legiste, den decretiste, ebenso 
begegnen wir den Ausdrücken: dicunt quidam, quidam legunt, 
intelligunt quidam, secundum quosdam, sunt qui dicunt, hic 
respondeant qui dicunt, alii dicunt, licet alii aliter sentiant usw. 
Im besonderen aber benützt er vor allem die G/ossen des Bernhard 
von Pavia zur Comp. I, von denen er eine große Zahl unter 
ausdrücklicher Beifügung der Sigle »b.« übernommen hat. 
Laspeyres hat viele derselben l. c. p. 323—326 aus I zum Ab- 
druck gebracht, aber durchaus nicht, wie Laspeyres p. XXXVIII 
urig angibt, »fere omnes«. Ob Richard außer den signierten 
noch weitere Glossen aus Bernhards Glossen entlebnt hat, kann 
ich nicht sagen. Sicher hat R., wie sich schon aus dem Vorauf- 
gehenden ergibt, auch Bernhards Summa decretalium ohne 
Quellenangabe in nicht geringem Maße verwertet?). Schulte ist 
der Anschauung (a. a. O. S. 85), insbesondere die Glosse zu 
€. 2 Ad aures Comp. I Ill. 7 ad v. vicarios instituere sei 
Bernhards Eigentum. Allein dies trifft nicht zu. 


.27 c. 1; F f. 40° c. 2; 11.32 c. 2. — Vgl. oben S. 590 f. 


1) B f 

2) B f. 23‘ c.1; F f. 36 c.1; If. 27 c.1. Die Glosse steht auch in. 
c. l. 78. | 

3) V. 


K f. 5' — CE Bernard. |. c. p. 


gl. Laspeyres 1. c. p. XXXV 6°, 
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Die fragliche Glosse lautet: »§ Arg. contra archidiaconos, ix 
instituere possint vel alios [B, I: alias] sua auctoritate cohercere, 
S. de offitio archi. Cum sit (c. 4), 
I. di. XCIII. Dictum (c. 3), 
I. di. XCII. Diaconi ecclesie sunt (c. 6), 
I. XVI. Q. ult. Nullus (c. 11), 
I. de censibus Cum apostolus (c. 6), 
I. de pen. di. I. Verbum dei (c. 51). 
S Arg.contra!) I. di. XXV. Perlectis (c. 1), 
l. di. LXXXIIII. (LXXIV)?) Honoratus (c. 8), 
l. XII. Q. II. De laicis (c. 46), 
I. di. LXIII. Si in plebibus (c. 20) et c. Quia sancta 
(28) in fi)., 
I. di. LXXXVIII. Episcopus gub. (c. 7), 
I. di. XCII. Legimus (c. 24), 
Il. VII. Q. I. In apibus (c. 41). Set quid eis liceat, 
quid non, dictum est S. de offitio archidiaconi in summa« [B: 
summo] 4). 

Schulte glaubt nun, »in summa« könne nur auf Bernhards 
Summa gehen. Indessen scheitert diese Auffassung entscheidend 
an der Tatsache, daß Bernhard in seiner Summa decr. a. a. O. 
gar nicht davon handelt, was den Archidiakonen erlaubt sei, 
was nicht?) Tatsächlich verweist hier Richard auf seine eigene 
bezügliche Gesamtdarstellung beim Titel De officio archidiaconi ô). 


1) B: »S Arg. pro eis.« In F fehlt »arg. c.« 

2) In B ist ein »X« ausradiert. 

3) I deest: »et c. — fi «. 

4) Bf.22'c.1; F f.34' c. 1; I f. 25' c. 1. 

9) Vgl. Laspeyres' Ausgabe p. 16. 

6) Er schreibt zu c. 2 Ut archidiaconus Comp. 1 I. 15 ad v. positorum: 
»l. di. XXV. Perlectis (c. 1) contra. Solutio: Licet quedam pertineant ad offitium 
archipresbiteri vel sacriste, preordinator tamen loco episcopi est archidiaconus 
ut hice (B f. 5'c. 1; Ff.8c.2; If.8 c. 2; eod. ad v. corrigat: Ergo 
cohertionem habet . .« (il. cc); zu c. 3 Offitium eod. ad v. curam habeat: 
»S Ut episcopo excessus [F: excesus] nuntiet, non ut sua auctoritate disponat, 
di. XXV. Perlectis« (B f. 5' c. 1; F f.8' c. 1; I. f. 8' c. 1); zu c. 4 Cum satis 
Comp. 1 I. 15 ad v. ecclesiarum curam conmittere: »S Cum archidiaconus sit 
oculus [I: occulus] episcopi, ut di. XCIII. Diaconi (c. 6), qui potius intelligitur 
nuntiator quam dispositor [I deest: q. d]. Item eius est instituere de regula, 
cuius est deponere, et sic archidiacono non licet instituere sine speciali mandato 
episcopi, ut XVI. Q. VII. Nullus (c. 11). Non tamen debet episcopus alii hoc 
delegare quam ei. Nam sic eius oflitium evacuaretur neque pef se ipsum 
debet episcopus curam conmittere, arg. LXXXVIII. Episcopus gub., 1. di. LXII. 
Si in plebibus« (B f.5*' c. 1; F. .8' c. 1; 1 £.8' c. 1); zu c.5 Archidiaconis 
eod. ad v. et consensus accesserit: »S Quem adesse intelligo, si expresse non 
prohibuerit, XVI. Q. I. Sunt nonnulli (c. 25), ff de procurat. 1. Mutus (D. 3, 3, 43), 
secundum baz. |I: bas], secus secundum hec [F: h'.] (lege: hug.]. 

§ Cum sit legatus, nec animadvertere potest nec graviter verberare, set 
maiora ad episcopum mittere, ff. de of. procon. et le. 1. Si quid erit (D. 1, 16, 11), 
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Summa« bezeichnet nicht eine bestimmte Schrift, sondern hat 
ıgefähr die gleiche Bedeutung wie bei Bernhard in dem immer 
iederkehrenden »Illud in summa notandum«. 

In B und F steht am Schluß der Glosse zu c. 8 Contro- 
ersiam Comp. Ill. 18 ad v. decimationem: »I. de v. sig. Causa 
>. 13) contra. Solutio: Non hoc dicitur regalis donationis firmitate, 
et apostolici privilegio (!) auctoritate« !) die Sigle »h'.«, was nur 
luguccio bedeuten könnte. Allein es handelt sich hier um einen 
chreibfehler. Die Sigle ist, wie sich aus K p. 5 f. 4 c. 2 ergibt, 
n Wirklichkeit auch hier »5«. 

Nach Schulte (a. a. O. S. 85) wäre eine Glosse zu c. 3 
Jerum Comp. I IV. 5 »am Ende gezeichnet »R. I«, was auf 
Richardus und Joh. Galensis gehen kann«. Schulte ist hier 
wieder vóllig im Irrtum. Es kann sich nur um die Glosse ad v. 
conditione eod. handeln, lautend: »§ S.(cil.) licita, ut prohibetur 
omnis alienatio. Set contra in aut. coll'. VIIII. de alienatio. enph'. 
Sanctissima (Nov. 120 c. 9). Set quicquid ibi dicatur, plus credo 
canoni XII. Q. II. Aurum (c. 70). Immo etiam si tenerat pactum, 
posset tamen pro necessitate vendi, ut de legat. III. ]. Pater filium 
(D. 32, 38) R, [deest: B] I. [deest: F], ff. de fidei con. li. 1. 
Cum fidei heredis« (D. 40, 5, 9)?). »R. J« steht also nicht am 
Ende und dann ist die Kürzung zweifellos wie so oft aufzulösen 
in »Resp. prim.« 

Es findet sich bei R. am Schluß der Glossen tatsächlich 
nie eine andere Sigle als »b.« Nur eine einzige Ausnahme muf 
ich konstatieren. Wohl?) zu c. 2 Debitores Comp. I II. 17 ad v. 
reddere iuramentum lautet die Glosse: »§ Numquid a iuramento 
liberatur, qui sic solvit? Non videtur, ut ff. de solutionibus 1. 
Qui sic solvit (D. 46, 3, 55) et 1. Qui hominem § ul't. (34 § 11), 
nec ad creditorem pervenire videtur, quod apud eum non esse (!) 
mansurum, I. de pen. di. IHI. Si ex bono (c. 8) et di. I. l. 
Divorcium [F: duorum] (c. 21). R.5« »R.« ist hier == Ricardus. 
In E ist diese Glosse wie so viele andere (vgl. oben S. 576°) 
nachgetragen zu c. 3 Ad nostram eod. ad v. sicut iuraverint 
mit diesem Wortlaut: »§ Quero, an tali solutione a periurio 


di. XXV. Perlectis. Cum iurisdictione [F: iurisdictionem] modicam debet habere 
cohertionem, ut 
ff. de offitio eius cui man. est iu. l. ult. (D. 1, 21, 5), 
I. de appell. ES c 42) [B f. 5' c. 2; Ff 8' c. 1; 1f 8' c. 1}. 
1) B. y 16 c. 1; 
2) B f. 37' c. 2; "56 c2: I f. 50 c. 1. 
3) Das Verweisungszeichen fehlt sowohl im Text als bei der Glosse. 
4) B f. 14' c. 1; F f. 22! c.2. 


640 | Gillmann 


liberetur. Qui enim solum (!), ut recipiat, non liberatur, ut ff. de 
solutionibus Qui non solvit, ff. de solut Qui hominem S ult., 
nec ille videtur quid capere, quod oportet restituere, ut ff. de 
re iudi. (! Non videtur (D. 50, 17, 13), nec ad illum pervenit, 
qui (!) penes ipsum mansurum non est, ut ff. de v. sig. Aliud 
est capere« (D. 50, 16, 71) [f. 28 c. 1]. 

Von Dekretisten werden namentlich erwähnt — abgesehen 
von Gratian selbst!) — je einmal Johannes von Faenza *) und 
Kardinalis?), öfter Bazianus?) und am häufigsten Huguccio?). 


1) c 15 Pervenit omm. I II. 20 ad v. ipsa iniectione: »§ Arp. contra 
hoc, quod dicit gratianus Xl. Q Ill. S Evidenter (dict. Gi. p. c. 24) et contra 
io. et baz., qui dicunt, quod vapulator clericorum tantum ipso iure privatur 
communione sacramentorum, non autem fidelium. Ad hoc idem contra eos 
est I. e. proximo c. Pıoposuit (38), 1. de sententia exco. Si vero« (c. 3) 
[B f. 17° c. 1; Ff.26' c.2; 1 f. 18 c.1]; c. 8 Veniens Comp. I IV. 6 ad v. 
. votum simplex: »S Nota, quod votum simplex multociens reperitur ut hic et 

S. c. prox. et di. XXVII. $ uli. Set [F: sed] hec verba »votum sollempne« nusquam 
in auctoritate reperiuntur. Unde pro gratiani |B: per gram] verbo ab [deest: 
B, F] alexandro vocatum est simplex votum, quod si per (deest: B] verba de 
futuro. Verba enim nostra referuntur ad usum [B, F: advsum] ut XXVII. Q. IL 
Genuit« (c 40) [B f. 38' c. 1; F f. 57 c.2; 1 £51 c. 1; vgl. Schulte, Literaturg. 
a. a. O. S 85]; c. 14 Parrochianos Comp. I V. 34 ad v. excommunicatos: 
»S Quo ad colloquium et cibum et omnia non obstante sententia baziani 
[l: basiani] et graciani, ut XI. [F: VI.| Q. Ill. S Ut evidenter« (B f. 53‘ c. 2; 
F f. 79 c 1; 1 f. 77 c. 2). Cf. Laspeyres |. c. p. XXXVII 73, 7, 

2) S. Anm. 1. 

3) c. 25 Quoniam Comp. I Ill. 26 ad v. a deo tibi datam: »§ Set 
nonne dabuntur [d, F: dabbuntur] (scil. decime), ubi coloni recipiunt spiritualia? 
R.: Non. Nam hic confunditur car(dinalis) cum suis secuacibus. Dantur 
enim fructus ratione pred orum |F: predicorum], non personarum, ut ff. de 
public. | [Imperatores (D 49, 4, 7), XVI. Q I. Si quis laicus (c. 42) et I. e. De 
terris (c 28), XVI. Q I. Decime (c. 66) et if. de censi. I. Forma« (D. 50, 15, 4) 
[B f. 28 c. 2; F f 43c. 1; If. 34' c 2]. Tankred hat diese Glosse übernommen, 
unter Beifügung der Sigle »R.« (D f. 41 c. 2. — Cf. gloss. ord. c. 13 X Ill. 
30 ad v. eidem ecclesiae. 

4) c 14 De cetero Comp. I 1l. 13 ad v. ad testimoium: »S Ecce, confusio 
baziani, quod nullus laicus in causa [B: omni] criminali possit contra clericum 
testificari neque ipsum accusare, ut 

I. Il. Q. VII. Laicos, In sancta (cc. 5, 4), 

I. VI. Q. 1. Beatus (c. 5), 

S. e. t. Testimonium« (c. 1) [B f. 13° c. 1; Ff. 21 c.1]; c. 1 Vir 
Comp. I IV. 22 ad v. benedictio iterari non debet: »§ Nulla enim sacramenta 
sunt iteranda, ut 

I. 1. Q. 1 Quod quidam (c. 97), 

I. de con. di. Ill. Ostenditur (c. 42), | 

I. XXIII. Q. VII. |F: XXVII. Q III] Quemadmodum (c. 4). Set teste bar. 
diversa est super hoc [F: hec] ecclesie [F: ecclesia] consuetudo, ut benedicantur 
etiam nuptie, cum bigamus ducit [deest: 1] virginem, nec dico (B, F: de eo} 
iniuriam fieri sacramento, ubi consuetudo pape nota hoc [B: hoc n.] habet, 
alias excusare non potest. Non [B: ut] enim plus potest tacitus consensus 
[B: eo n se asus] quam expressus, ut ff. de reg. iur. Qui potest (D. 50, 
17, 174), ff. de lev. et se. con. l. De quibus (D 1, 3, 32) [B f. 42‘ c. 2; 
F f. 63 c. 2; 1 f. 58 c. 2]; c. 11 Suscepimus Comp. I V. 10 ad v. ab altaris 
obsequio: »§ No.(ta), quod dicit ab altaris obsequio. Psalmos enim canere 
a et alia oftitia exercere, set nunquam eucaristiam conticere, ut di. L 

iror (c. 4) et de con. di. l. c. 1. et 1l. Q. VII. Si quis omnem (c. 2). Set hoc 
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intelligo de homicidio corporaliter post baptismum commisso nec legitur cum 
aliquo tali dispensatum et in hoc dico cum baz. [l: bas.]. Set Aug. distinguit, 


ut di. L. Sepe (c. 50), c. Hii qui« (52) [B f. 48 c. 1; F f. 71 c. 2; If. 67' c. 1], 
S. auch oben S. 6385. | 


9) c. 1 Quemlibet Comp. 1 Il. 14 ad v. minime: »§ Arg. testes cogendos 
non esse, 
ff. de his quibus ut indigne (D. 34, 9) 1. V. S Etati (9), 
S. t. prox. Porro (c. 13) in fi., c. Ex parte (23), 
I. Q. V. (VI) Statuendum (c. 38), 
. Q I. I. Nec honore (dict. Gr. p. c. 9), 
. Q. II. Precarie (c. 4), 
. t. c. Sane (c. 5). 
e testibus (D. 22, 5) I. 1, 
A Q. Ill. Quisquis (c. 80), 
I, XXVII Q. III. Itaque cen. (c. 20), 
C. de testibus Si quando (C. 4, 20, 19), 
I. e. Testes (c. 6), 
ff. de tabul' exiben. Locum S Hoc (D. 43, 5, 3 S 8), 
ff. de mino. XXV. |. Etsi S ult’. (D. 4, 4, 29 § 2). 

Solutio: De iure humano testis (B addit: est] esse conpellitur. qui non 
repellitur, nisi privilegium vel excusationem habeat, iure canonum secundum 
Aug. conpelli possunt, qui se iactant scire veritatem, et ego secundum leges 
testes conpellendos non tamen directo credo, set per denuntiationem, cum 
mortaliter peccent celantes veritatem, ex quo fuerint adiurati, ut verum dicant, 
ut S. e. Ex parte (c. 28 Comp. 1 II. 13) in fi. De his autem, qui amore vel 
hodio se subtrahunt, dico, quod [B addit: re] directo possunt, ut hic« 
(B f. 14 c. 2; F f. 22 c. 2). 

c. 1 Monachi Comp. I III. 24 ad v. e£ petitione ecclesie: »1. XIII. Q. Il. 
Ultima (c. 4) contra. Solutio: Secundum hug. hoc c. locale est et ob causam 
datum erat anglicisob nimiam electionem [I: illectionem] monachorum (Bf. 26 c. 1; 
F f. 39 c. 2; 1 f. 30' c. 2); c. 4 Cum ınstitisset Comp. 1 IV. 6 ad v. enormiter: 
»S Magis. hug. intelligit c. de laico promoto in subdiaconum [B, F: subdiacono] 
de facto, quia in veritate non potest suscipi aliquis sacer ordo [B: sacerdotio], 
nisi habuerit aliquem [B: aliqua; F: aliquam] de minoribus ordinibus [deest: 1]. 
Nam sacri ordines vocantur sacerdotium, ut S. de cohabi. clericorum Si 
quispiam (c. 3), ad cuius collationem necessarius est aliquis de minoribus 
ordinibus, ut di. XL. Sicut viri (c. 8)« (B f. 38 c. 2; F f. 56' c,2; 1f. 50' c. 1; 
vgl. Schulte a. a. O. S. 92 f.]; c. 6 Tanta Comp. I IV. 18 ad v. erit spurius : 
»S Hoc intelligo, ubi uterque eorum hoc scelus scivit. Nam ubi alter 
ignoravit, sicut ad [deest: Fİ voluntatem ignorantis tolleratur matrimonium, 
ita et proles, ut S. de eo qui contraxit cum ea c. Propositum (c. 1) et 1. XXVII. 
(B: XXVII) Q I. c. lgitur (c. 13. Idem enim [B: eram] est iudicium de 
matrimonio et prole et ubi alterum tolleratur, et alterum, ut XXXII. Q. IHI. c. 
Dicat (9). Dicit (deest: B] tamen magister hug., quod proles hec est legittima 
quo ad successionem [I: susceptionem], set non quo ad promotionem [B: 
promunitionem]. Set ego non distinguo [B: distingo], quia nec canon 
distinguit« (B f. 41‘ c. 1; F f. 61' c. 2; If. 56' c. 1); c. 8 Si quis Comp. I V. 1 
ad v. corrigere: »S Ammonitio enim in accusatione precedere debet etiam in 
notorio, licet nulla [F: nullam ; in B ist »m« abgewaschen, aber noch sichtbar] 
ibi admittatur dispensatio. Ideo secundum quosdam nec [B: ne] accusator 
litibus et sumptibus fatigetur, ut melius in (!) [in B von späterer Hand aus- 
gestrichen] disciplina ecclesiastica observetür, ut XXIII. Q. V. Excommuni- 
catorum (c. 47). Et si quis non premoverit exceptionem, tali repelletur et 
insuper punietur, ut lI à. VII. Accusatio, S1 quis gratia [in B abgewaschen] 
(de 19, 20). Set si super hoc ipso sit controversia [F : controversiam], an 
deest: F] ammonitio precesserit licet alibi qui excipit, exceptionem probare 
debet, ut ff. de probat. In except. (D. 22, 3, 19) in prin., hic tamen accusator 
probavit se ammonuisse [F : amovisse], tum quia exceptio est negativa, cuius 
per rerum naturam nulia est probatio, ut VI. Q. V. S ul't., tum quia secundum 
evangelium ideo testes adhibentur, ut si reus ammonitionem negaverit, possint. 
illi probare. Set (F: si] pone: Non ammonuit, vult tamen [B addit: nec] se 
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Von Legisten sind genannt Bulgarus'), Martinus?), Jakobus?;, 


corrigereammonendoetpostea denuntiando. Arg. est quodadmittatur[B: admittitur] 
1.11. Q Vill. Sul't. Tamen magister hug. eum repellit puniendo, in quo deliquite 
[B : deliquid] (B f. 43 c. 1; F f. 63' c. 2; [In I fehlt die Glosse (cf. f. 58* c. 2)]. 

c. 8 Licet Comp. | V. 32 ad v. pecuniariam: »S Arg. ecclesiam non 
debere pecuniariam penam exigere, ut 

| XVI. Q. VI. Cognovimus, De lapsis, Episcopo, Illud (cc. 3, 4, 6, 7). 

I. I. Q 1. Nullus episcopus (c. 100), 

S. de simonia Nemo presbiterorum (c. 13), 

L di. LXXXIII. Si aul episcopus (c. 1). 
Arg. contra [B, F deest: a c.] I. XXIII. Q. V. Si vos (c. 35), 

I, XVII. Q. MI. [B: HI] Quisquis (c. 21), 

l. di. XVIII. [F: Xvilil.] Quoniam quidem (F, I: quidam] (c. 7). 
{B:arg.contra]l. XVI. Q. I. Statuimus (c. 55), 

I. Xil. Q. IIl. Cum devotissimam (c. 8), 

I. XXXVI Q. I. de raptoribus (c. 3), 

S. de raptoribus In archiepiscopatu (c. 3). 

Solutio: Secundum magistrum hug. semper illa pena est infligenda, 
que timeatur magis. Ego avaro pena peccuniaiia infligetur, prodigo corvoralis, 
S (cil) ut corpus verbere vel ieiunio maceretur, arg. I. XXU. Q V. (IV) Ea 
vindicta (c. 51) Alii dicunt in hoc consuetudines diversarum ecclesiarum esse 
attendendas, alii autem dicunt tantum in casibus canonice expressis pecuni- 
ariam penam exigendam. Ego autem dico, quod cum deiictum cunmittitur, quod 

eccuniariam recipit extimationem, quale dampnum est omnis co:poralis iniuria 
[B : iuriam] homini vel ecclesie illata, tunc peccuniarie puniri potest Adulterium 
autem [B:an; F:am|, periurium, mors hominis liberi quantum ad ecclesam non 
[deest: I] recipiunt estimationem et ideo nec [deest : B] peccuniarie pn debent, 
ut hic et in suis similibus« (B 20 f.52' c. 2; F f. 77' p. 1sq.; 1f. 75'c.2). 

C. 13 Causa Comp. I V 40 ad v. ecclesiarum bonis: »§ Quid hic vocat 
ecclesiam? Dicit aldricus [A, C, D: alb'icus], quod bona ipsa [l: tempora] 
sunt loci muro conclusi ad instar vacantis hereditatis illius, que vicem persone 
optinet [I: obtinet]. Alii dicunt, quod sunt ideest: I] universitatis illius 
{I addit: illius] loci, arg. Xll. Q Il. Nulli liceat (c. 3. At ego [B: ergo; F: 9] 
credo cum mag. hug., quod sint res dei, et cum omnia sint eius, hec tamen 
specialius, ut I Q. III Salvator (c. 8), ubi dicitur: Donum dei res est ipsi 
ecclesie oblata. Ad idem XVI. Q. I. In canonibus (c 57), I XXIII Q. VIII. Convenior« 
(c.21) [Bf.51c.2 sq. ; F f.80c. 1; 1f. 78*' c. 1]. — Bei Tankred hat diese Glosse die 
Sigle »R.« (A 1.77 c 1; Df.77'c.1), desgleichen in der gloss. ord. c. 13 X V.40 
ad v. solis ecclesiarum. C hat »t.«(anc.). — S. auch oben S 589!, 620. 622, 635 Anm., 
638", 610! ; Archiv 1925 S.5113. Zu letzterer Stelle ist zu Lemerken, daß die Glosse 
wie in B so auch in F (f.61' c. 2) und in I (f.56'c.1) nur bis »quam apostolicus« 
einschließlich reicht, daß aber in Fund I »I. de con. di. lil. Ce'ebritatem in ti.« fehlt. 

1) c. 10 Relatum Comp. I Ill. 22 ad v. in ore duorum: »S Per hoc 
verbum dixit bulgarus [F : bulearius] nusquam [deest: 1] maiorem numerum 
ex necessitate exigendum et leges contrarias per evangelium esse abrogatas 
et pium est nos hoc idem fateri Dicunt tamen quidam, quod ‘hic numerus 
est exclusivus minoris numeri |B: minoribus nomeri] et non maioris. Unde 
non incassum (B, F: incasum] premittitur [B: presumitur]: Non stet unus 
contra alium, set in ore etc. Vel posset subaudiri: ubi numerus testium non 
est expressus, ut III. Q. Ill. S Item« (c. 3 S 26) [B f.25* c. 1; F f. 38* c. 2; 
I f. 30 c. 2]. Vgl. Laspeyres 1 c. p. XXXVI. — Vermutlich ist Buleatus 
auch gemeint in der folgenden von Richard übernommenen Beinhardelosse 
zu c. 22 Relatum Comp I 1. 21 ad v ubi autem: »S .. . No.(ta) secundum 
b.(ulg.) liti: con.(testationem) tieri sine scriptis, ut ff. de eden. (D. 2, 13) 1. I. 

I. III. Q. Ill. Offeratur (dict Gr. S 5 p. c. 4) contra, 

l. de libell. ob. Hygmarus [B, F - Himarus] (c. un) contra. Solutio: 
Dico, quod sine scriptura nemo contestari tenetur, potest tamen quis sollen- 

nitatibus renuntiare, si voluerit, ut S. e. De causis (c. 5) 5b « (B 5e. 1: 
Ff 11 c. 1; Ef. 11 c. 2. — S. auch oben S. 5975. — Über Bulgarus vgl. 
Savigny a. a. O. S. 75—123. 
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Hugo), Rogerius?) (?), Alberikus °), Aldrikus ^) Johannes 
Bassianus‘), Pillius®) und Lotharius ?). T 


iudicem ordinarium recusari posse, lil Q. V. Quia suspecti (c. 15), 

I. de appell. c. Si iniuria [l: in uua] (D, 

C. de iudic. Apertissimi (C. 3, 16, 1), 

l. de foro c. V., 

I. II. Q. Vi. Placuit (c. 35). 

C. de turis. o. i. Nemo (C. 3, 13, 4). 
$ Arg. contra [F deest: a. c.] fl. ad munic. (D. 50, 1) 1. 1, 

tt. de legat. Ill. (D. 32) Si quando (!), 

C si quacunque preditus [F: predictus] po. (C. 5, 7) I. L, 

C. quando impr. inter pu. et vi. (C. 3, 14) L 1, 

ff. de liberali causa Si pariter (D. 40, 12, 9). Solutio: Dico cum 
martino ordinarium recusari posse et mecum [F: metunt] dicunt canones« 
(B f. 10c.2; Ff. 16c. 1; If. 15’ c. 2). Vgl. Satulte a. a. O. S. 82. — S 
auch oben S. 5375. — Vpl, über Martinus Savigny a. a. O. S. 124—140. 

3) S. oben S. 597. — Vgl. über Jakobus Savigny a. a. O. S. 141—164. 


1) S. oben S. 5975, — Vgl. über Hugo Savigny a. a. O. S. 155—170. 
2) S. oben S. 597. 
3) c. 2 Ceterum Comp. I I. 3 ad v. consuetudo: »S Arg. pro bona 
consuetudine, ut 
. P. X. de susceptoribus Nemine(m) (C. 10, 72, 4) in fi., 
] di XI. Catholica, Ecclesiasticarum (cc. 8, 5), c. Consuetudinem (6), 
I. di. XII. Ila (c. 11), idem ['ege: I.] de sepul. De uxore (c.7 Comp.l III. 24), 
I. XXXII. Q. II. Obiciuntur (c. 7), 
I. di. 1 Consuetudo (c. 5), 
C. que sit longa con. I. Consuetudo (C. 8, 52, 2), 
l. insti de iure naturali S Ex non scripto (S 9 I. 1, 2), 
ff. de testibus (D. 22, 5) 1. HIL in fi., | 
ff. de inoffitio () proconsul'. (D. 1, 16) 1. IH. 
Solutio: Consuetudo, que non est legi contraria, tenet;.que legi contraria 
est, ita demum eo loco [B, F: loci] tenere debet, si princeps hoc scit [F: sit] 
et tollerat [F: tollat, quod probatur per illud generale de tacito consensu. 
Albricus autem dicit ibi admitti consuetudinem contra legem, ubi pactum 
speciale admitteretur (B: amittéiur; F: admittenturi (B f. 1* c. 2; Ff. 2c.2; 
I f. 2 c. 3 sq); c. 19 Causam Comp. I II. 18 ad v. publicate: »S Si enim 
non [deest: Bi essent publicate, po-sent adhuc super veteribus recepti testes 
inquiri, arg. ff. de questionibus 1. Repeti (D. 48, 18, 16) secundum al.« 
(B f. 13' c. 2; F f. 21° c. I). Auch K hat diese Glosse: »§ Si nou essent . . 
Repeti. al’.« (f. 4 c 1). Nach Savigny a. a. O. S. 225 ist »al.« die Sigle für 
Atberikus. — Über Alberikus vgl. Savigny a. a. O. S. 225—230. | 
4) S. oben S.642 Anm. — Über Aldrikus vgl. Savigny a. a..O. S. 231—236. 
9) c. 7 Quamvis Comp. I I. 21 ad v. delegare: 
»S*.e.c.IL, 
C. de iudic. I. A iudice (C. 3, 1, 5), 
C. de caduc. tol. (C 6, 51) 1 I. S Ne autem (9) in fi., 
C. de pedaueis iu. Placuit (C. 3, 3, 4). 
‘Contra [deest: B, F} C. de iudic., in aut. Ad hec Solutio: Job [B: ioh'] in- 
telligit illud, cum quis coynitionem cause delegat sibi sententia reservata et 
hic supple: quod est: vices suas interponat, ut ibi« (B f. 6'c. 1; F f. 10 c. 1; 
I f. 10 c. 1; cf. Laspeyres |. c. p. XXXVII9); c. 34 Super eo Comp. I II. 20 
ad v. propter incidentem.questionem : »S Incidens est questio (B : queostionis], 
per quam fit preiudicium principali, ut cum (F: con] petitor dicitur esse servus 
vel non habere mandatum. Super hac incidenti est pronunciandum et appellan- 
dum, ff. de prevaricat. (D. 47, 15) 1. Ill. ut hc et tf de minor. 1 Intia utile 
.. (D. 4, 4, 3). loba. [1: Iojtamen dicit super incidenti esse cognoscendum, set. 
non pronunciandum, ut C. de ordine co. (C. 7, 19) 1. ll. Emergens autem est, 


41* 


2) c. 3 Nos in eminenti Comp. I Il. 1 ad v. iuditium evitare: »§ Arg 
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Von nichtjuristischen Schriftstellern wird je einmal auf die 
Dichter Ovid'), Lukanus?) und Klaudianus?) Bezug genommen. 


Bei Besprechung der Adfassungszeit des Richardschen 
Apparats können wir uns nunmehr kurz fassen. Zunächst ist 
Diplovatatius sicher im Unrecht, wenn er behauptet, Richard 
habe die erste Glosse zu den compilationes antiquae heraus- 
gegeben 4). Sodann wissen wir, daß Richard bei der Ausarbeitung 


qua queritur de induciis et testibus et huiusmodi et hic credo pronunciandum 
et appellari posse, arg. ff. qui sat. co. l. Arbitrio (D. 2, 8, 9), e e.(odem) 
secundo (c. 13). Arg. contra C. de ep. (B: ept.] audi. (C. 1, 4) 1. I.« (B f. 18' 
c. 1; F f. 28' c. 1; Ef. I9' c. 1); c. 5 Calunpniam Comp. I V. 32 ad v. cautum - 
»§ Nam tunc victus presens sunptus suos de condenpnatione [B: condemp- 
nationes] deducet, secundum pi. [B, F: p.]. Vel si condempnetur victori in 
sumptibus, tunc deducet, quantum ipsemet expendit, et hoc secundum iob.« 
(B f. 52° c. 2; F f. 77' c. 2; 1 f. 76 c. 1). — Über Johannes Bassianus vgl. 
Savigny a. a. O. S. 298—311. 
6) S. Anm. 5. — Ueber Pillius vgl. Savigny a. a. O. S. 312—353. 
7) c. 6 Nonne Comp. | II. 16 ad v. negavit: »§ Arg. taciturnitatem pro. 
consensu haberi, | 
I di. XXVIII. Diaconi (c. 8), i 
C. de his qui a non do. ma. I. ult. (C. 7, 10, 7) in prin., 
1 I. Q. VI. Biduum (c. 29), 
ff. soluto ma. (D. 24, 3) 1. II. S ult., 
I. di. LXV. c. ult., 

, C. de nupt. Si ut proponis (C. 5, 4, 5). 

Arg. contra [F deest : ar. c.] ft. de inter. ac. De etate S In fi. (1) (D. 11, 1, 11, $7) 
.l. di. LXXXVI. Tanta (c. 24), 

l. de con. di. II Cum pro par. (c. 77), 
ff. de procurat. Filius S Invitus (D. 3, 3, 8 § 1), 
I. XXII. Q. Il. Ne quis (c. 14). 

Solutio: Ubi datur actio, secundum lotha.rium), [F : loth'a.] expressus 
consensus est necessarius, ut ff. de probat. (!) Filius S Invitus, ubi sola datur 
exceptio, sufficit tacitus, di. LIHI. c. Si servus (c. 20). Et sunt hec casualia. 
Nam verum est, quod qui tacet, non loquitur, verum est tamen ipsum non 
negare, ut ff. de r. iu. I. Qui tacet« (D. 50, 17, 142) [B f. 14' c. 2; F 1.22*' c. 2]. 
Ueber Lotharius vgl. Savigny a. a. O S. 385 —390. — K p. 5 hat zu c. 6 cit. 
ad.v. tacendo (f. 4 c. 1) die Glosse, welche eod. als Glosse der älteren Schicht 
in E (f. 27' c. 2) und in K p. 3 (f. 25° c. 1) steht. Ueberhaupt sind nicht 
wenige Glossen in K p. 5 diesen Glossen der älteren Schicht in E und K 
0. 3, bzw. ihrer Vorlage entnommen. Auch diesen Tatbestand hat Schulte 
nicht erkannt. | 

1) œ 7 Sicut dignum Comp. I V. 10 ad v. si forte: »S Hoc expono 
sub figura, que dicitur ypallage [B, F: ypalage] sub hac forma: Si moliebantur 
violentiam, quam impedire [I: inpendere] debebant [F : debeant]. aliquin non 
esset ibi sensus et est simile in pone ph ovidii metamorphoseos [B, F : 
metamorphoseas] (cf. I, 384 sqq.) et I. XXXII. Q. I. Cum [B: Cu] renuntiatur 
(c. 9) in me.«(dio) [B f. 47‘ c. 1; F f. 70‘ c. 1; I f. 66' c. 2]. 

2) S. oben S. 626. 

3) c. 10 Quoniam Comp. I Ill. 1 ad v. ab adolescentia : 

»l. XII Q. I. Omnis (c. 1), 

I. XXI. (XX) Q. lil. Proclivius (c. 2), 

l. aut. de monachis S Hinc autem (Nov. 5 c. 2). Unde claudianus: 

ere s Proclivior P proclavior] usus 

In peiora datur.« (B f 20 c. 1; Ff.31c.1; If. 22 c. 1. Cf. M. G 
auct. antiqu. 10, 160. — Die Glosse steht etwas verändert auch in K p. 5 1.5 c.1 

4) Opus de praestantia doctorum, hsg. v. Pescatore, Berlin 1890, p. CLII 
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unserer Glosse seine Summa distinctionum zum Gratianischen 
Deekret bereits geschrieben hatte. Andererseits ist zu beachten, 
daß Richard selbst in der Vorrede zu dieser Summa seines 
Kommentars zur Comp. I. als eines fertigen Werkes Erwähnung 
tut’). Er scheint also den Kommentar vor Veröffentlichung der 
Summa distinctionum gemacht zu haben. Die gleichfalls vor 
diesem Zeitpunkt ausgearbeitete Summa de ordine iudicario 
entstand nach Wahrmund (a. a. O. S. XX) i. J. 1196. Unseren 
Kommentar wird man etwas spáter ansetzen müssen, aber jeden- 
falls nicht weit unter die Regierungszeit Cólestins III. (1191—1198) 
herab, da nur dreier Dekretalen dieses Papstes uud keiner einzigen 
Innocenz’ III. Erwähnung geschieht. Daß Richard bei Herstellung 
des Apparats außer den Glossen Bernhards noch andere vor sich 
hatte, folgt mit Bestimmtheit auch aus seiner Bemerkung zu 
c. 1 De his Comp. I I. 13 ad v. De his: »S Per glosas hic 
positas dupliciter legitur c., et de bigamis non ordinandis et de 
filiis bigamorum spuriis similiter non promovendis?).« Man wird 
zunächst an die auch von Petrus Hispanus erwähnten Glossen 
des Rodoikus Modici-Passus (s. oben S. 588) denken kónnen. 
Als Entstehungsort unseres Werkes wird nach Lage der 
Sache nur Bologna in Betracht kommen. England, die Heimat | 
Richards, scheidet aus, da ein dort schreibender Autor sich der 
Formulierung »credo illius regni tangit consuetudinem« (s. oben 
S. 591) kaum bedient hätte. 


Richards Apparat hat häufige Benützung erfahren. Wir 
finden Glossen von Richard bei Petrus Hispanus, in reichem 
Maße hat ihn Alanus verwertet, Vincentius Hispanus hat ihn 
massenhaft abgeschrieben, Tankred hat, wie gleichfalls aus dem 
Vorausgehenden ersichtlich ist, eine sehr große Zahl von Richards 
Glossen — meistens mit der Sigle »R.« — übernommen. Aus 
Tankred gingen sie dann, zum Teil unter Beifügung von »R.«, viel 
häufiger aber ohne diesen Beisatz in die glossa ordinaria über. 


Zum Schluß soll noch eine größere Anzahl von mehr oder 
weniger interessanten Richardglossen hier einen Platz finden. 


1) »Ne quis insufficientiam huic operi opponat, sclat me . . generalium 
eT d in commento decretalium addidisse . .« (bei Wahrmund a. a. O. 
4 


2 Bf.5c.2; Ff.8c.1; If. 8c. I. — In den Casus decretalium 
zur Comp. | schreibt R. selbst zu c. I cit.; »Quidam uxores habentes filios 
spurios suscipiunt ex voncubinis. tandem mortuis uxoribus matiimonium (?) 
contrahunt cum concubinis. De hiis dicimus vel de filiis, quod modo promoveri 
tollerentur, set in futurum repellantur« (Cod. Wirceb. th. f. 122 f. 2 c. 2). 
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. Über die verschiedenen Bedeutungen des Wortes Kirche 
schreibt R. zu c. 4 Querelam Comp. I V. 3 ad v. prefatam ecclesiam: 
| Malignantium, unde psalmus: Et ecclesiam malig.- 
(nantium) non introibo (cf. Ps 25, 5); 
Collectio fidelium, ut I. de con. di. I. Ecclesia (c. 8); 
| Murorum [F: mirorum] ambitus [B, F: ambitris], ut 
I. de con. di. I. De fabrica (c. 24); 
Obventiones [B: obventionis] ecclesiastice ut hic; 
. | Corpus Christi, ut XXVI. Q. II. Set illud« (c. 9)") 
Eine Dispensation vom Naturrecht ist auch nach R. nicht 
angängig. Er bemerkt zu c. 1 De peregrinationis Comp. i III 29 
ad v. et attendat qualitatem persone: »§ Ad quid hec considerabit, 
cum contra ius naturale nullus possit dispensare?.R.: Nulla est 
hic dispensatio, nam votum supplet, qui illud in melius con- 
mutat, ut S. de iure i. Pervenit« [B: pervenerit] (c. 10) *3); zu 
c. 4 De illo Comp. I IV. 13 ad v. penitentia sibi condigna: 
»§ Qualiter dispensabitur in primo genere -affinitatis et primo?) 
gradu? R.: Hic necessitas dispensationem inducit [B: indicii]. 
Omnem enim necessitatem necesse habet ecclesia +) sanare. Ergo 
cum non possit eos iuste separare, necesse habet illicitum licitare. 
Set hic obici potest de sorore carnali. Set R., quia illud non 
solum ecclesia, set ius naturale prohibet et ideo non est locus 
dispensationi . .« 5) | 
Der Papst könnte nicht ohne Sünde einem eines Mordes 
schuldigen Diakon Dispensation zum Empfang der Priesterweihe 
erteilen: c. 7 Consuluit Comp. I IV. 6 ad v. ad sacerdocium: 
»§ Nec credo papam dispensare posse sine peccato in sacerdotio 
cum homicida, ut 
de con. di. I. c. I, 
L Vill. [F: VI.) Q. I. In scripturis (c. 9), 
I. di. L. Miror (c. 4), 
I. I. Q. VII. Si quis omnem« (c. 2)*). 


1) B f. 45 c. 1; F f. 66' c. 3; I f. 62 c. 2. — Cf. gloss. ord. c. 4 X 
V. 4 ad v praefatam ecclesiam. — 
2 Bf. 3V c. 1; F t. 45'c 1; If. 37 c. 2. R. fährt fort: »$ Quidam 
dicunt in voto continentie esse matrimon um spirituale et ideo non admittit 
dispensationem, secus in voto abstinentie« (il. cc). 

3) Die Hss haben »post«. Doch ist in B aus dem ursprünglichen »post« 
»primo« gemacht. | | " 

4) Die Hss haben »ecclesiam«. In B ist »m« nachträglich gestrichen. 

= 9 B f.33'c2; Ff.59c1; If 53c.2. Auch K hat diese Glosse: 

»§ Oualiter . . et primo gradu . . ecciesia . . locus dispensationis« (f. 2' c. 2). 
ki so E f. 38‘ c. 1; f.57 c. 2; I f. 51 c. l. Die Glosse steht auch in 
unte T. 


»$ Dicitur 
, ecclesia 
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Im Fall der affinitas superveniens können in nicht voll- 
zogener Ehe Lebende anderweitig heiraten auf Grund vieler 
Dispensation, beruhend auf der Annahme, daß unter den Be- 
treffenden nie eine Ehe bestanden habe: c. 3 Veniens Comp. IIV. 13 
ad v. et illa alii nubere: »§ Qui [F: quia] legunt hoc c. de 
sponsa de futuro, facile est exponere, ut S. de sponsal'. Requisivit 
(c. 12). Set si est sponsa de presenti, est uxor, ut XXVII. Q. Il. 
Coniuges (c. 6). Si uxor, qualiter ea dimissa, maxime cum non 
intret monaterium, contrahet cum secunda [B: secundam]? R.: 
Ex multa dispensatione, que [B, F: quo] finget matrimonium 
inter eos numquam Juisse, ne peccatum bigamie incurrant. Simile 
XXVII. Q. Il. Desponsatam puellam (c. 27), S. de conv. con. 
IF: cu] Ex publico« (c. 7) !). 

Was das Verhältnis von Kirche und Staat betrifft, so ist 
die Auslegung der Kirchengesetze nicht Sache des Kaisers, aber 
auch die Auslegung der Staatsgesetze nicht Sache des Papstes, 
außer sofern sie sich auf kirchliche Personen beziehen: c. 1 
Quoniam Comp. I I. 35 (34) ad v. interpretari: »8 Nunquid posset 
(B addit: et] inperator [F: intpr] similiter canones interpretari? 
R.: Non. Nec etiam ad papam legum interpretatio [F: inter- 
pretatatio] spectat, nisi quatenus leges personas tangunt eccle- 
siasticas, ut di. XCVI. Cum ad verum (c. 6) et Infra qui filii 
sunt legitti. c. pnlt« [B: ult.]?). Im übrigen sind die Staatsgesetze 
auch kirchlicherseits maßgebend, wenn sie mit Kirchengesetzen 
nicht im Widerspruch stehen: c. 1 Lex Comp. 1 IV. 2 ad v. Set 
neque mundane leges: »§ Set pone leges prohibere, quid esset? 
R.: Staretur legi [B, F: lege], si nichil contraruim haberetur in 
canone, ut di. I. c. I-et XV. Q. HI § Cum autem« (dict. Gr. p. c. 4)?). 

Ausführlichen Aufschluß über die »causae ecclesiasticae«, 
bzw. über das privilegium fori erhalten wir in der Glosse zu 


——M 


D B f.39'c2; F f. 59 c. 1sq.; I f. 53 c. 2. Die Glosse steht mit 
belanglosen Varianten auch in K f. 2' c. 2. 

Bfí9'c2; Ff 15 ¢ 1; If 14'c.2. — Vincentius Hispanus 
hat auch diese Glosse ohne Quellenangabe übernommen (G f. 11 c. 2. — 
Ueber die beiden, nacn Richard in Huguccios Nachlolge getrennten Gewalten 
s. Archiv 1925 S. 5412. — Unter Umständen kann es nach R. gleichzeitig mehr 
als einen Kaiser geben, aber es kann immer nur einen Papst geben: c. 2 
Consilio Comp. I Ill. 4 ad v Zodoici: »l. VII Q. I. In apibus (c. 41) contra. 

olutio: Cum unus iure communi esse deberet, pro bono pacis tollerati sunt 
duo Set numquid possent duo pape simul esse? R.: Non, us tunc [deest: 1] 
tunica [B: timor] domini divide:etur (ct. Io 19, 23 sq.), XVI. Q. VII. Sicut 
domini« (c. 19) [B f.21 c. 2; F f 32' c. 2; I f. 23' c. 2]. Die Glosse stent 
auch in K p. 5 1. 5 c. l. — S. auch oben S. 607 f., 626 f. | 
e 


3) B f. 36 c. 1; F f. 53' c. 2; I f. 47 c. 1. Die Glosse steht auch in 
Kpsf.2cl. | 
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c. 3 Litteras Comp. I I. 35 (34) ad v. canones autem: »8 M 
preces domini G.!) conmotus dico causam ecclesiasticam aliam 
meram civilem, aliam meram spiritualem, aliam mixtam. Mer 
civilis ecclesiastica est, que nulla alia ratione ecclesiastica esl, 
nisi quia persona ecclesiastica convenitur, puta peccunia vd 
possessio vel crimen intenditur contra personam ecclesiasticam, 


ut I. XI. Q. I. Experientie (c. 15), c. Continua (5), c. Si quis 


e fratribus (32). Mera spiritualis est, in qua quicunque?) cor 
venitur, forum ecclesie expectatur principaliter habitu respectu 
ad salutem anime. Talis est causa matrimonii, ut XXXV. [I: XXV] 
Q. VI. Multorum (c. 10). Talis. . (s. oben S. 628") . . in fi. Et sic 
potest intelligi, ut omnis causa ad ecclesiam per denuntiationem 
deferatur, cum in omni causa [B addit: ad ecclesiam] quis de 
[deest: B] alterius iniustitia, que est peccatum, conqueratur, ut 
XI. Q. I. Relatum (c. 14) et 8 Ex his omnibus (dict. Gr. p. c. 47). 
Talis est [F addit: omnis] causa, que solo iure divino crimen 
esse estimatur ut crimen usurarum, ut XIII. Q. III. c. Nec hoc 
quoque (c. 8 [7]), item causa decimarum, XVI. Q. I. Statuimus 
(c. 55), idem retentio oblationum, XIII. Q. II. (B, F: LJ Qui 
oblationes (c. 10), item causa sacrilegii, XVII. Q. IIII. Si quis in 
atrio, Si quis suadente (cc. 7, 29). Talis est omnis causa, in qua 
de sacramentis ecclesie [[: ecclesiarum] tractatur, in baptismate, 


in ordine, I. Q. I. Quod quidam (c. 97), in dedicatione ecclesiarum, | 


de con: di. I. Sollenpnitates (c. 16), In VII. donis baptismi, XXX. 
Q. I. c. L, in confirmatione, reconciliatione, ligatione, absolutione, 
LXVIII. Corepiscopi (c. 5), di. L. Ponderet (c. 14), in officiorum 
celebratione, di. XCI. Eleutherius (c. 1), in emunitate cimiterii 
et omnibus rebus infra contentis, XVII. Q. III. Quisquis (c. 21), 
item in conmaternitate [B, F: conmaternitatem], XXX. Q. Ill. 
per totum, item totum . . [s. oben S. 630] . . Treugas, idem in 
omnibus votis, XXVII. Q. I. per totum, de dotibus . . [s. oben 
S 630].. Decretum, idem in cohertione ecclesiasticarum per 
sonarum [deest: I], di. LXXXI. [B: LXXX] Dictum (c. 8), XXVII 
(I: XVII] Q. I. Si homo (c. 19), item in cohertione laicorum ad 
observantiam omnium eorum, que lege divina precipiuntur [B: 
precipitur] observari laicis, ut X. Q. I. Placuit (c. 12). Alie vero 
sunt mixte. Mixta . . [s. oben S. 630) . . Ad aures?).« 


1) Wer dieser »G.« ist, wissen wir nicht. 

2) B hatte »in quacunque«. Dies ist korrigiert in »qua cum quis«. 

3) B f. 10 c. 1—3; F f. 15 c. 1—3; If. 15 c. 1sq. — Den Schluß der 
Glosse s. bei Laspeyres p. XXXVI". 


| 
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Zum privilegium immunitatis äußeıt sich R. u. a. folgender- 
1aBen: Zu c. 1 Sancitum Comp. I III. 34 ad v. absque ullo 
ervitio- »§ Hoc potest intelligi de eo (sc. mansu), qui [B, F: 
uod] in [deest: F] dotem assignatur, nam alia, que postea ac- 
juiruntur, transeunt cum honere [F: bone re] suo, ut I. e. c. Set 
wid si in predio tributario fundetur ecclesia [B, F: ecclesiam]? 
Videtur, quod non possit [B addit: quod] tributum [deest: F; 
B addit: possit) ab alio peti quam possideatur predium, ut C. 
sine censu vel reliquis [I addit: sine censu] (C. 4, 47) 1. I, ff. 
de pig. ac. l. Sane (D. 13, 7, 17). R., quod auctoritate concilii 
et imperatoris statim") fundata [B: fundatur] ecclesia relaxatur 
tributum, ut XXIII. Q. VIII. Secundum« (c. 24)?); zu c. 4 Non 
minus Comp. I Ill. 36 ad v. princeps provinciarum: »8 Arg. 
quod inmunes sunt sacerdotes ab omni exactione secularium 


personarum, ut 
I. XXIII. Q. VIII Convenior(c. 21), S Quam- 
vis [I deest: S Q] (dict. Gr. p. c. 22), 
C. de sacro. s. ec. l. Placet (C. 1, 2, 5), 
I, XVI. Q. I. § Novarum (dict. Gr. p. c. 40), 
I. XI. Q. I. Si tributum (c. 27), 
C. de sacro. s. ec. Ad instructionem [F: 
Administrationem] (7)?), 
I. XI. Q. I. Sacerdotibus (c. 41). 
SArg.contra[F deest: Ar. c.) J. XXIII. Q. VILI. Tributum (c. 22), 
I. XI. Q. I. Magnum (c. 28), 
C. de episcopis et c. 1. De his clericis 
(C. 1, 3, 3), 
S. de censibus c. I. in fi., 
ff. de publicanis I. Imperator. (D. 39, 4, 7). 
Solutio: Que usibus celestibus dedicantur quo ad funda- 
tionem ecclesiarum vel ortum vel mansum vel cimiterium, in- 
munia sunt, cetera autem cum honere transeunt ad ecclesiam, 
ut S. de censibus c. I.« *). 
Vom Weihesakraments-Charakter spricht R. in der Glosse 
. zuc.]1 Si quis Comp. I V. 35 ad v. iterum ordinetur: »§ Cum 
, mulli sacramento sit facienda iniuria, ut [deest: I] S. de secundis 
. |B: servis] nupt. Vir vel mu. (c. 1), constat quod si semel 


1) In B ist von späterer Hand am Rand: beigefügt »ex quo.« - 
2) B f. 32 c. 2; F f. 49c. 2; I f. 41' c. 1. 

3) In B fehlt diese Belegstelle. 

4B f. 33' c. 1; Ff. 50' c. 1; If. 43 c. I. 
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caracterem |B, F: caracteret] suscepisset. [B: accepisset] ante 
baptisma, non iteraretur postea. Ad idem facit di. XXXII. $ Verum 
(dict. Gr. p. c. 6) in fi, I. Q. I. Cum paulus« (c. 26)?). Näherhin 
den bischöflichen Charakter erwähnt R. in der Glosse zu c. ! 
Tempore Comp. I V. 7 ad v. ex laicis: »§ No(ta) [B, F: non) 
habito saltu, aliquo s (cil) ordine pretermisso. Set insimul forte 
pretermissis [F; pretermissus] inteisticiis omnes minus iuste con 
tulit [I: contulerit. Laico enim caracter episcopalis dari non 
posset, ut I. [deest: F, I] di. XL. Sicut viri« (c. 8)?. Wie seine 
Landsleute Alanus und Stephan Langton (s. Archiv 1924 S. 254', 
151) so kennt auch R. einen Zhecharakter, indem er zu 2 Que 
sivit Comp I IV. 20 ad v. forma servetur [| ad v. semper con) 
 duges erunt] schreibt: »Nam caracter semel habitus amitti 
F: admitti] non potest, ut 

I. I. Q. I. Quod quidam (c. 97), 

I. XXXII. Q. VII. Licite (c. 2), 

- L de con. di. HII. Ostenditur (c. 32), ` 
I. XXIII. Q. VIII c. ult., 
I. XXXII. Q. VII. Tantum« (c. 27)?). 
Von der Notwendigkeit der Form, bzw. der forma verborum 

bei Spendung der Sakramente handelt R. in der Glosse zu c. 1 
Quanta Comp. I I. 5 ad v. secundum formam canonum: »$ 
No.(ta): Ubi forma certa desideratur, ea nume lotum factum 
de iure irritatur, mr 

I. di. XXIII. Quorundam (c. 14), 

I. 1. Q. VI. S Diffinitiva, 

I. de con. di. III. In sinodo, Si revera (cc. 83, 30), 

I. VI. Q. III. Denique (c. 3), 

I. LXVIII. Corepiscopi (c. 5)4), 

ft. de appell. Imperatores (D. 49, 1, 21), 

I. aur de man. prin. S Scito (Nov. 17 c. 3), 

I. II. Q. I. Inprimis (c. 7) in fi., 

I. di. LIT., Sollicitudo (c. un ), 

I. XXX. Q. V. Nostrates (c. 3), 

. C. de formulis sublat. (C. 2, 57) 1.1.5), 

L instit. de v. o. S In hac re (8 1 I. 3, 15). 
(Contra) *) C. qui admittuntur ad bo. pos. (C. 6, 9) 1. ul’t. 


1) B f.53* c. 2; F f. 79 c. 2; If. 79' c. 1. Vgl. auch oben $.586. 


—, 2) B f. 46' c. 2; F f. 69° c. 1; 1E 65* c. I. — 89Bt.42c2;FÍ6/ 
c.2; 115. 57' c. . Ci. gloss. ord. c 2 X IV. 19 ad v. coniupes erunt. — 4)Diese 
Autorität lehltin F. — 5) Gleichíalls. — 6) In B stest »contía« von mapas 


Hand vor »1. XXX. Q. V. Nostrates«. 
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Solutio: /n sacramentis quedam forma statuta est, qua [F:quia] 
nissa nil agi dicitur [B addit: quo ad forma(m)], ut in baptismo, 
| ordinatione, in [deest: F] missa, et ubi dicitur, quod forma 
erborum vel iudicii non observata totum irritetur, ibi hoc obser- 
atur [B: observetur]. Alias autem [B addit: non] habet locum 
leest: F] solutio illius generalis: Quod contra leges fit [B: sit], 
er leges dissolvi [B: disolvi] meretur, quam cueras I. de matri- 
10nio contra inter ec. Videtur« (c.1)?). — Speziell über die forma 
erborum bei der Eheschließung bemerkt R. zu c. 1 Duobus 
somp. I IV. 4 ad v. et ore consentit: »§ Arg. verba necessaria 
sse in matrimonio sicut in aliis sacramentis, in baptismo et 
ucharistia et ordine et in aliis. Set dico, quod in illis est certa 
yerborum forma statuta, quibus omissis nichil agitur. In hoc 
sacramento secus, ut S. de sponsalibus Ex litteris (c. 6). Opus 
2st tamen verbis vel alterius modi inditio« ?). 

Für die Begierdtaufe kennt R. noch nicht die Bezeichnung 
baptismus flaminis; denn er schreibt zu c. 2 Apostolicam Comp. I 
V. 35 ad v. pro eo offerre: »S Quamvis enim baptismum aque 
non habuit nec [B, F: nunc] sanguinis, baptismum tamen habuit 
contritionis« ?). 

Der Episkopat ist nach R. ein ordo: c. 4 Quotiens Comp. I 
V. 29 ad v. ordinis: »§ S.(cil.) episcopalis, et est arg., quod 
episcopatus sit ordo, |. di. XXXII. Cum omnis (c. 1), I. di. LIII. 
Si servus (c. 20), I. di. LXXXVIIII. Ad hoc« (c. 7)*). 

Der Brautsegen ist nach R. ein Sakrament: c. 8 Cum in 
ecclesie Comp. 1 V. 2 ad v. benedictionibus nubentium: »S Arg. 
[deest: B] quod sacramentum est. Quod probatur, ubi statim 
sequitur aliis etc. et S. de secundis nupt Vir vel mu. Ergo 
debet esse gratuitum, ut I. Q. I. Gratia« (c. 1)°). 

Die Ausdehnung des privilegium canonis betr. (s. oben 
S. 634°) lesen wir in der Glosse zu c. 5 Si vero aliquis Comp. 
I V. 34 ad v. nutrientem comam: »§ No(ta) quod quamvis 
dicatur [!: dicat] et sit apostata, ut S. de vita clericorum Clericus 
(c. 4), tamen semper habet privilegium innocentii, ut S. de vita 
cleri. c. Statuimus (9). Set pone eum tonsuram habere, percussor 


)Bf.3c1; Ff.4c.2;1f.4c.2. — 2Bf.37c2;Ff55'c.l; 
| f. 49c.1. — Auch K hat diese Glosse (f.2 c.2. — 3) B f. 53'c. 2 
Ff79c2; 1£.77'c2. — 4B152c1; Ff. 76 c2; 18.74 c. 1. 
— Yankred | hat diese Glosse — mit Variationen — übernommen. Sie trägt 
bei ihm die Sigle »R.« (A f. 73' c. 2. — 5) Bf.43' c. 1; F f.64'c.2; 
1 f: 59° c. 2. — Vgl. oben S. 6404; Ardiv 1925 S. 1568. | EK. 
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.autem credat simulationem esse. R. ignorantiam iustam non ex 
et ideo percussor teneri debet. ltem licet deliquerit aliter qua 
credat, tamen teneri debet, quia delinquere voluit [B: voluerij 
ut ff. de iniuriis I. Eum qui (D. 47, 10, 18). R.: Dico ipsu 
iniuriarum [B : iuriarum] teneri, non tamen in canonem incidisse). 
Über die Dauer des Noviziats im Fall, daß ein Ehegatt 
vor dem Ehevollzug ins Kloster geht, spricht sich R. aus in de 
Glosse zu c. 7 Ex publico Comp. I III. 28 ad v. ad religionen 
transire : »§ Quid si transeat ad religionem [B, F, E: probationem] 
R.: Religio [E: legio] sine probatione non [deest: F] debe 
suscipi. Ergo uno a canone permisso [B: permissio] permittitu 
et reliquum, ut S. de off. iu. de. (I) Preterea (c. 9 Comp. I I. 2) 
Set numquid expectabit maritus finem probationis? Dicunt 
quidam, quod ita; set tempus probationis erit hic (deest: P) 
tantum duorum mensium. Quod non credo, immo nisi ad mati- 
tum revertatur, conpellenda est habitum religiosum suscipere ¢ 
post expectet maritus per triduum. Quem si eo tempore non 
deposuerit, numquam deponere vel seculariter vivere [B: viverel] 
poterit, ut S. de regularibus Ad nostram (c. 8), c. Super eo« (97) 
Wenn nun der eine Ehegatte wirklich ins Kloster eintritt, 
so bleibt zwar die Ehe bestehen, der in der Welt zurückgebliebent 
Gatte kann aber gleichwohl heiraten: c. 2 Verum Comp. I III. 28 
ad v. ad secunda vota possit transire: »§ Set numquid non 
remanet [B addit: XX.] uxor? R.: Ita, set aliam potest accipere 
ergo [F: erga] duas vivas simul habere. Set contra I. XXXI. Q. 1. 
Quomodo (c. 10). R.: Secundam in [deest: B, F] veritate habel 
primam [B: prima] autem sic dicitur habere, ut uxor sit, set non 
ut obsit, quin [F: qui] possit habere secundam, arg. de con d 
MII. c. IL, et fingunt [F: fungunt] canones eam non esse net 
admitterent in contrarium probationem [I: probationes], ut dictum 
est S. de presumpt. Quanto« (c. 9)§). | 
Über die Auflösung einer nicht vollzogenen Ehe dur 
eine nachfolgende vollzogene äußert sich R. zu c. 4 (6) Sollicit- 
tudini Comp. J IV. 4 ad v. consuetudo dahin: »$ Que a peccato 


1) B f. 53 c. 2; F f.78 c. 2; 1 f. 76' c. 1. 

2) B f. 29’ c. 2; F f. 45 c. 2; I f. 37 c1; E f. 54' c. 2. í 

3) B f. 29 c. 2; F f. 44' c 2; I f 36' c. 1. — Alanus nimmt au 
diese Glosse Bezug, wena er eod. ad v. remanere glossiert: »$ Quidam 
dicunt, quod [deest: K] manet vinculum coniugale, set prorsus inefficax propter 
ingressum. Verius, quos omnino runpitur per ingressum« [H: in ingress! 
(E f. 54 c. 2; H f. 45 c. 1; Kf 50 c. 1). K fügt die Sigle »A.« bei, E 4 
fort: »Quod est speciale in hoc casu, secus inter inlideles, quorum alter 
convertitur«. 
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cusat usque adeo, ut sit matrimonium cum secundo et maneat 
m eo non obstante, quod dicitur S. e. Accepisti (c. 2). Set 
imquid eodem!) loco [deest: B] et [B: in] eodem casu est. 
atrimonium cum primo? R.: Non. Set qualiter potest aliqua 
nsuwetudo facere, quod consensus de presenti inter personas 
gittimas non faciat (deest: B) matrimonium? R, : Ante carnalem 
pulam plura licet circa matrimonium statuere quam post, ut 
. de conv. coniu. Ex publico (c. 7). 

S Quid dicemus de fide matrimonii, quam sponsa priori 
yonso debebat? R.: Ubi talis est consuetudo, ibi omnis consensus 
sque ad carnalem copulam dicitur esse de futuro, et si fides 
e futuro violetur, tunc penitentia triennalis infligetur, ut di. XXVII. 
[: XXXVII] Si vir« (c. 3)?). Schon vorher schrieb R. zu c. 1 
)uobus eod. ad v. ef adherebit uxori priori: »S Nisi mala 
onsuetudo bononie aliud inducat, que permittit eum cum secunda 
nanere [deest: F], si primam non cognovit, set secundam:« ?).. 

Zum Ehehindernis der gesetzlichen Verwandtschaft erklärt. 
3. zu c. un. Si qua Comp. I IV. 12 ad v. per adoptionem: 
>I. XXX. Q. III. Ita (c. 1). quamdiu: S Ergo postea possunt, ut. 
sit arg., quod cessante causa cesset effectus, ut 

S. de servis non or. c. Nullus (3) 5. [B: li.] 

I. inst. de nupt. $ Et hoc adeo (S 1 I. 1, 10) contra. 

Solutio: Ibi de filia vel nepte adoptiva, hic de sorore« *). 

Der Ehevollzug ist zu jeder Zeit, auch gleich nach dem 
Eheabschluß zulässig: c. 6 Si aliquis Comp. I IV. 20 ad v. 
infra tempus penitentie: »S Ergo omni tempore, ergo fortius cum. 
abstinentia [B addit: non est] vel continentia?) non est vindicta®), ut. 

1) In B ist »eodem« durchgestrichen. 

2 Bf.37'c.1; F f. 55° c.2; I f.49 c.2. — Auch hier nimmt Alanus 
auf die Glosse Richards Bezug, wenn er eod. ad v. convenientius erklärt : 
»§ Hic non expresse istam consuetudinem reprobat, set [H: et] est S.(upra) 
reprobata expresse in precedenti c. et I. e. Super eo (c. 6 [8]). Unde simpliciter 
dicendum est, quod male faciunt bononienses, qui post sponsalia de presenti 
cum una, si aliam duxerint et eam carnaliter cognoverint, cum illa [H : secunda] 
permanent. Possunt tamen accusari, si placet, in hunc modum, ut dicatur 
ipsos contrahere potius sponsalia de futuro, licet verbis de presenti usi fuerint. 

el aliter: Consuetudo runpit precedens matrimonium non consumatum, sicut 
alibi facit ecclesie constitutio, scilicet ubi alter coniugum citra carnalem 
copulam transit ad religionem« (E f. 68 c. 1; Hf. 57 c. 1; K f. 63 c. 1). 
K hat die Sigle »A«. 

3) B f. 37 c. 2; Ff.55'c. 1; If. 49 c. 1. Die Glosse steht auch in: 
Kp.51.2c.2, — Vgl. Schulte a. a. O. S. 85. 

4) B f. 39' c. 1; Ff. 58'c. 2; If. 52' c. 2. Cf. gloss. ord. c. un. X 
IV. 12 ad v. quamdiu. — Vgl. Archiv 1926 S. 175, 1804. 

5)In F fehlt »vel c.«, doch steht nach »abstinentia« ein Auslassungszeichen. 


6) B hatte »vindicata«, woraus durch Tilgung von »v« und »a« »indicta«. 
gemacht ist. l 
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. XXXIII. Q. V. Si dicat (c. 1), 
. XXVII. Q. II. Sunt qui (c 19). 
. I. Q. III. Salvator (c. 8) in fi., 
. XXVIII. Q. I. Uxor (c. 4) in fi., 
. XXIII. Q. III. Si ecclesia (c. 42), 
. de con. [B: condit] di. I. Quando astamus (c. 70). 

Solutio: Cum pure sine temporis!) adiectione JB, F: 
adiectionem] dicatur [deest: I] redde, statim peti potest, quia 
nullum spatium temporis lege vel canone est assignatum. Non 
tamen stalim debet venire cum sacco et folle, set aliquantulum 
temporis expectabitur (B: expectantur; F: expectatur], ut ff. soluto 
ma. 1. Quod dominus (!). Non enim intelligitur posse reddi, 
. quod conmode reddi non potest, ut ff. de y. sig. 1. Nepos (D. 50, 
16, 125), XXII. Q. 1I. Faciat« (c. 15)?). 

Über die bürgerlichen Wirkungen der Exkommunikation, 
insbesondere über die Entbindung vom Vasallentreueid schreibt 
R. zu c. 7 De braibantionibus Comp. I V. 6 ad v. nisi societate 
[I ad v. abiuratis|: »S Set nonne iuraverunt et illud possunt 
absque interitu salutis eterne adimplere? Ergo dominus tenetur. 
Solutio ab sumptione in termino. Numquid idem iuris est in eo, qui 
iuravit die certa soluturum ticio X., cum ea die sit excommunicatus? 
R.: Et idem iuris credo [F deest: Set nonne — credo]. 

S Set quid ad papam talem penam infligere? Numquid 
idem facere posset pro quolibet mortali peccato? R.: Quicumque 
apud ecclesiam [B addit: qua] pro quacumque causa fuerit 
contumax, hanc penam [deest: F] meretur sustinere. Set domino 
excommunicato ipse iure suspenditur fidelitas. Dicunt quidam, 
quod non, nisi secunda et specialis super hoc emanaverit sententia 
ut hic et in suis similibus. Set eorum opinionem exaudio tantum 
in [B: et] speciali familia, ut XI. Q. IIT. Quoniam (c. 103). Alios 
autem ipso iure dico suspensos, cum non [B addit: sint| possint 
excommunicatis communicare [B: excommunicatus comucare], ut 
XL Q. Il. Cum excommunicato [c. 18). Quod evidentius [F: 
eradentius| patet in prelato circa obedientiam [I: obbedienciam] 
subiectorum« ?); ad v. abiuratis [I ad v. relaxatos]: »§ No(ta) 
vasallos excommunicatorum a fidelitate $) relaxatos, ut | 

I.XV. [B: XII.] Q.VI. Nos sanctorum (c.4), c. Iura.(5), 
I. XIIII. (VIII) Q. III. Nonne (c. un.). 


Arg. contra 


pa pg e pe pt pnd 


1) B hatte »ipsas«, woraus nachträglich »temporas« gemacht wurde. — 
2) Bf.42'c.1; Ff.63c.1;I£ 58c.1. — 3) Bf 45'c.2; Ff.68c.1; 11. 64c1sq. 
— 4) F hat »aífidelitate«. B hatte »ad ffidelitate«, doch ist »d.« und »f.« getilgt 


Richardus Anglikus als Glossator der Compilatio I. 655 


rg. contra?) I. XI. Q. III. Cum excommunicato, 
II. XI. Q. III. Quoniam multos (c. 103) 
I. XI. Q. IL!. Iulianus (c.94) et c. Inperatores 98) 
Solutio: Hec contraria intelliguntur de speciali familia, qui 
b anathemate excipiuntur ut ibi, hic autem de aliis vasallis *).« 
Für den Primat des Gewissens tritt R. mit Entschiedenheit 
in. Er schreibt zu c. 1 Perniciosa Comp. I I. 23 ad v. secundum 
juod canones censent: »§ Arg. iudicandum potius secundum 
llegata et canones quam secundum conscientiam, ut 
I. XI. Q. Ill. Summopere, Quamvis (cc. 70, 75), 
I. e. Si sacerdos (c. 6), 
ff. de acqui. her. Is qui pu. (D. 29, 2, 15), 
I. II. Q. I. Deus omnipotens (c. 20), 
I. III. Q. VII. Iudicet (c. 4), 
I. VI. Q. II. Si tantum, Placuit (cc. 2, 3). 
(Arg. contra) ff. quis a quo ap. 1. Apgellari (D. 49, 3, 2), 
I. de iu. iu propter ca. In pertractandis (c. 4), 
I. XI. Q. IIl. Tunc vera (c. 62), 
ff. de of. pre. Illicitas (D. 1, 14, 6) S L, 
I. XI. Q. III. In cunctis (c. 52), 
C. de iudic. Rem (C. 3, 1, 14), in aut. Hodie, 
I. di. Vil. Qui (1: Q. III] contempta (c. 6), 
C. ut que desunt advo. (C. 2, 10) 1. I., | 
I. XXVIII. Q. I. S Ex his (dict. Gr. p. c. 14). 
Solutio: Dicunt omnes, quod contra conscientiam nemo est 
condempnandus, secus in solutione. Nam reddere rationem pro 
misericordia pium est, di. L. Ponderet (c. 14). Vel aliter: Quociens 
allegata repugnant conscientie, tociens est negotium alii delegan- 
dum, ut ff. de iu. o. Pretor [I deest: ut — Pretor] (D.2, 1, 17), aut 
si alii conmode delegari non potest, iudicem nunquam deserat 
[deest: B] interiorem, ut XI. Q. Ill. Tunc vera«?); zu c. 4 In 
pertractandis Comp. I I. 35 (34) ad v. vobis visum fuerit über- 
nimmt R. die gleiche Anschauung Bernhards: »S Arg. secundum 
conscientiam iudicandum, ut S. de of. iu. or. c. I. d.« [deest: I]4). 


1) B hat vor »I. XIII. .« von späterer Hand »contra«. 
2) B f. 45' c. 2; F f.68 c. 1; I f. 64 c. 1. 
3Bf.7'c2;Ff.1i'c2;If.1ll'c.2. 


4 B f10 «1; F f.l5'c.1; Lf. 15 c.2. — S.auch oben S. 632!- 
— Vgl. weiterhin oben S 2282, 3703: Archiv 1926 S. 1804. 
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6. Joseph Hollweck 7. 
Von Domkapitular Professor Dr. Ludwig Bruggaier in Eichstätt. 


Das vergangene Jahr riß eine schmerzliche Lücke in die 


Reihe der deutschen Kanonisten: Prälat Dr. Joseph Hollweck, 
der weit über die Grenzen seines engeren bayerischen Heimatlandes 
hinaus bekannte und gefeierte Kirchenrechtslehrer, entschlief am 
10. März 1926 nach schwerem Leiden am Sitze seines langjährigen, 


reich gesegneten Wirkens in der von ihm heiß geliebten, alt- 


ehrwürdigen Bischofsstadt Eichstätt. Seine hervorragende Be- 
deutung auf dem speziellen wissenschaftlichen Gebiete, dem diese 
Zeitschrift zu dienen bestimmt ist, wie auch seine treue und 
tatkräftige Anhänglichkeit an das Archiv rechtfertigen es, daß in 
diesen Blättern ein schlichtes Bild seines Lebens und Wirkens 


gezeichnet wird '). 

Joseph Hollweck erblickte das Licht der Welt am 16. Januar 
1854 in dem reizend gelegenen oberpfälzischen Dorf Pfaffenhofen 
bei Kastl, Bezirksamt Neumarkt, als der Sohn frommer, biederer 
Okonomenseheleute. In dem nahen Amberg begann er seine 
humanistischen Studien, die er in Eichstätt fortsetzte und am 
7. August 1874 abschloß; in Eichstätt genoß er auch unter 
hervorragenden Lehrern seine philosophisch -theologische Aus- 
bildung. Nachdem er am 8. Juni 1879 durch den hochseligen 
Bischof Dr. Franz Leopold Freiherrn von Leonrod die hl. Priester- 
weihe empfangen hatte, war er bis zum Jahre 1885 mit größtem 
Eifer als Kaplan in Raitenbuch, Kipfenberg, Neumarkt i. O. und 
am Dome zu Eichstätt in der Seelsorge tätig. Am 19. September 
1885 wurde er als Assistent in das Bischöfliche Seminar berufen, 
womit Hollwecks Lebensarbeit sich der wissenschaftlichen Lauf- 
bahn zuwandte. Während der nahezu fünf Jahre, in denen er 
diese Stellung innehatte, verstand er es, sich das Vertrauen und 
die Anhänglichkeit der Alumnen zu erwerben und dieselben bei. 
seinen Vorlesungen über Katechetik und Rubrizistik wie bei Leitung 
der Predigtübungen fruchtbar anzuregen und zu fesseln. Am. 
26. Februar 1890 wurde Hollweck an der Universität Freiburg i. Br. 
zum Doktor der Theologie promoviert und bereits am 18. März 
desselben Jahres — nach dem Ableben des Professors Dr. Philipp 


1) Vgl. Romstöck Frz. Sales, Personalstatistik und Bibliographie des 
bischófl. Lyzeums in Eichstätt Ingolstadt 1894, 44 und 129; Eichstätter Volks- 
zeitung 1926 Nr. 57 (Prof. Dr. L. B:uggaier); Jahres-Bericht über die B. 
philos.-theol. Hochschule in Eichstätt 1925/26, 6—9 (Rektor Dr. Michael Rackl). 
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lergenröther — erfolgte seine Ernennung zum Dozenten des 
\irchenrechtes, der Homiletik und der Patrologie an der theo- 
ogischen Sektion des Bischöfl. Lyceums in Eichstätt. Seit seiner 
m 17. März 1892 vollzogenen Ernennung zum Professor las er 
tatt Patrologie Theorie der Katechese, bis er ab 2. Januar 1897 
lie Vorlesungen über Homiletik und Katechetik mit jenen aus 
ler Kirchengeschichte vertauschte. Zu Anfang des Wintersemesters 
1899/1900 übernahm er neuerdings Katechetik, während er mit 
Beginn des darauffolgenden Studienjahres das Lehrfach der 
Kirchengeschichte abtrat und fortan neben den Vorlesungen über 
Kirchenrecht und Katechetik noch ein zweistündiges Kolleg über 
bayerisches Verwaltungsrecht abhielt. In diesem Umfange war 
Hollweck nunmehr auf seinem Lehrstuhle an der Eichstätter 
Hochschule tätig, bis ihn am Ende des Studienjahres 1919/20 
nach 60 Semestern akademischer Lehrtätigkeit ein immer hart- 
näckiger auftretendes Leiden nötigte, seinen Bischof um Ent- 
bindung von der Verpflichtung zur Abhaltung von Vorlesungen 
zu bitten. Sein sehnlicher Wunsch, nochmals so viele Kräfte zu 
sammeln, daß ihm die Abhaltung wahlfreier Kollegien über Stoff- 
gebiete möglich würde, die im Rahmen der bei uns üblichen 
Institutionenvorlesungen nicht oder doch nicht ex professo 7 
behandelt werden  kónnen, sollte sich leider nicht mehr 
erfüllen. 

Den eben gezeichneten äußeren Rahmen der Gelehrten- 
Laufbahn des Verewigten füllt eine selten reiche, erfolggekrönte 
Lebensarbeit im Dienste der katholischen Wissenschaft. Hollweck 
war ein ebenso glänzender Lehrer wie hervorragender Gelehrter. 

Zum Lehrer befähigte ihn vor allem eine überaus glückliche, 
ja hinreißende Lehrgabe, die ihm von Natur eignete, aber auch 
in unermüdlicher Arbeit fort und fort durch ihn gepflegt und 
gefördert wurde. Jedes seiner Worte, das er auf dem Katheder 
sprach, war gewählt und abgemessen, eine reife Frucht peinlich 
gewissenhafter Forschung und Vorbereitung, getragen und gestützt 
durch seine eindrucksvolle Persónlichkeit; vorzüglich wie sein 
Wort, waren auch sein eindrucksvoller, oft hinreißender, tiefen 
Eindruck hinterlassender Vortrag und die ihn begleitenden, aus der 
Geschlossenheit seiner Persónlichkeit gleichsam herausgewachsenen 
Aktionen. Es war nicht etwa jugendliche Unart, sondern spontane 
Anerkennung all dieser Qualitäten, wenn die Schüler diesen Lehrer 
in aufrichtiger Verehrung die »Majestät« nannten. Dazu kam in 
Hollwecks Auftreten und Lehren ein für die Bildung treukirch- 
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lichen Geistes in den künftigen Priestern überaus wertvoller, ebenso 
stark wie wohltuend fühlbarer Unterton glühender Liebe zu 
heiligen Kirche und den ihrer Sorge anvertrauten unsterblichen 
Seelen. Kam dieser Grundzug seines priesterlichen Wesens bei 
all seinen Vorlesungen immer wieder zum Ausdruck, so besonders 
bei jenen aus der Katechetik, in denen der sonst ernste, ja fast 
streng erscheinende Gelehrte ein überaus reiches, inniges Gemüt 
offenbarte und seinen Schülern eine große Hochschätzung des 
katechetischen Amtes wie eine tiefe übernatürliche Liebe zu den 
Kindern in das priesterliche Wirken mit hinausgab. Bei den 
Vorlesungen aus dem kanonischen Rechte widmete er unter 
scharfer und klarer Herausstellung der juristischen Begriffe der 
Rechtsdogmatik peinliche Sorgfalt, pflegte aber auch mit liebe 
voller Hingabe die sog. Einleitungshistorie und die Aufzeigung 
der ratio legis und der tieferen Zusammenhänge der einzelnen 
Rechtsinstitute. Was er bei Erörterung von Fragen grundsätzlichen 
Charakters in machtvoller Überzeugung ausführte, war wertvollstes 
Lehrgut, das er seinen Hörern wie einen unvergeßlichen Bestand 
ihres Wissens für das Leben bot. Als Lehrer der Kirchengeschichte 


war er vor allem Meister der Pragmatik — die Herausschälung | 


und scharfe Zeichnung der großen Zusammenhänge waren seine 
besondere Stärke. Gewiß werden die zahlreichen Theologen aus 
allen Gauen Deutschlands wie des nahen und des fernen Auslandes, 
die zu Hollwecks Füßen zu sitzen das Glück hatten, allzeit 
begeistert und dankbar seiner als ihres vorbildlichen Lehrers 
gedenken, der eine so reiche Saat :n ihren Geist und in ihr 
Herz gestreut hat. 

Als Gelehrter entialtete Hollweck eine ungemein fruchtbare 
literarische Tätigkeit. | 

Zahlreich sind die Artikel und Abhandlungen, die er in 
größeren Tagesblattern und wissenschaftlichen Fachzeitschriften 
schrieb, nicht selten, um in eben auftauchende, aktuelle Fragen 
einzugreifen!). In letzterer Hinsicht sei besonders auf zwei Fälle 


1) Es seien hier folgende Artikel Hollwecks aufgeführt: De ministro 
sacramentorum in: Pastoralbiatt des Bistums Eichstätt 1882, 153—154, 157—161 
und 164—166; Das Ehehindernis der Clandestinität: a. a. O 1892 und 1893 

assim; Zur Geschichte des bayerischen Schulwesens im 16. Jahrhundert in: 

istorisch-politische Blätter 114, 718—749; Kann der Papst seinen Nachfolger 
designieren? in: A.f.k K. R. 74, 329; Zur Designationsfrage: a. a. ©. 77, 411; 
Zur Pfründebaulast in Bayern: a. a. O. 89, 360; Veräußerung kirchlicher Kunst- 
gegenstünde in: Deutsche Gesellschaft für christliche Kunst. 1900, 3—11; Zur 
Abwehr gegen Prof. Dr. Freisen in: Der Katholik 1902 (auch als Sonderabdruck); 
Die katholischen Gelehrten und der Index in: Augsburger Postzeitung 1902, 
Nr. 18, 19, 20, 32; Briefe über das Auftreten des Grafen Paul Hoensbroech 
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hingewiesen. Im Jahre 1906 stellte sich Hollweck mit der ihm 
eigenen Energie an die Spitze des damals mächtig anwachsenden 
Kampfes gegen die altbayerische Pfründebaulast und es gebührt 
ihm hierin das Verdienst, daß durch seine unermüdliche Tätigkeit 
die Bewegung eine Intensität erreichte, die dazu führte, daß die 
Staatsregierung zwar den bisherigen Rechtsstandpunkt aufrecht- 
erhielt, jedoch das Tragen der zweiffellos drückenden Baulast 
erleichterte. Wenn Hollweck in diesem Kampfe nicht nur die 
dringende Reformbedürftigkeit der bayerischen Verwaltungspraxis 
betonte, sondern zugleich auch deren Rechtsverbindlichkeit bestritt, 
so erwies sich allerdings sein Standpunkt in letzterer Rücksicht 
gegenüber den sorgfältigen archivalischen Forschungen Konrads 
und Mandels nicht als haltbar'). Lebhaft griff Hollweck auch in 
den besonders in den Jahren 1904 bis 1914 heftig geführten 
katechetischen Methodenstreit ein und brachte seinen bezüglichen 
Standpunkt vor der groBen Offentlichkeit vorzüglich in seinem auf 
dem Münchener Katechetischen Kurs des Jahres 1907 gehaltenen 
Vortrag über die »Textanalytische Methode« zum Ausdruck’). 
Daß er hiebei der »neuen« (Münchener) Methode allzu reserviert 
gegenübertrat, darf wohl ohne Widerspruch festgestellt werden; 
hingegen traf Hollweck zweifellos das Richtige in der Lehrbuch- 
frage; hier trat er bezüglich der Unterstufe warm für die Einführung 
eines Bibelkatechismus ein, »der im Anschluß an ausgewählte 
biblische Erzählungen, die frei und in kindlicher Sprache gegeben 
sind, die nötigen Katechismuswahrheiten bóte«?). 

Neben zahlreichen Artikeln und Abhandlungen verfaßte 
Hollweck auch eine ansehnliche Reihe von Schriften und Werken 
aus dem Gebiete der von ihm vertretenen Disziplinen. Hier 
Stehen an erster Stelle seine kirchenrechtlichen Publikationen, 
die sich wie seine Vorlesungen durch ebenso sorgfältige rechts- 
historische wie rechtsdogmatische Bearbeitung auszeichnen und 
stets mit reichstem Quellenmaterial belegt sind, sodaß Hollweck 
unbestritten zu den ersten Kanonisten seiner Zeit gezählt ward. 
Die Wertung seiner Persönlichkeit wird erst in das volle Licht 
gerückt, wenn man bedenkt, daß er aus eigenster Kraft und in 
in München: a. a. O. 1903, Nr. 126ff.; Beitiáge zur Geschichte des Klosters 
Rebdorf in: Sammelblatt des Hist. Vereins Eichstätt 29, 46-64; Monumenta 


Eystettensia: a. a. O. 29, 97—108 und 30, 87— 95. 


1) Dr. Meurer Chr., Bayerisches Kirchenvermögensrecht. IIl. Stuttgart 
1919. 519—225. 


2) Separatabdruck aus dem Münchener katechetischen Kurs 1907. Kempten 
«und München 1908 


3) A. a. O. 7. 
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selbständigster Arbeitsweise zu solcher Höhe emporstieg. Von 


seinen kanonistischen Werken seien besonders hervorgehoben: 


sein mit Aufwand großer Gelehrsamkeit ausgearbeitetes »Lehrbuch 
des kath. Kirchenrechts«'), das als die reife Frucht seiner Lehr- 
tätigkeit auf dem Katheder des kanonischen Rechtes angesprochen 
werden darf und anerkanntermaßen?) einen hervorragenden Ehren- 
platz unter den kirchenrechtlichen Lehrbüchern einnimmt, sowie 
seine Arbeit über »Die kirchlichen Strafgesetze«?), worin er »den 
gesetzestechnisch sehr beachtenswerten und gelungenen Versuch 
unternahm, das (vor dem CJC geltende) kirchliche Strafrecht in 
die Form eines modernen Strafgesetzbuches zu bringen« 5); die 
hiebei von ihm gewählte Einteilung des Stoffes ist für das Stiaf- 
recht des neuen kirchlichen Gesetzbuches maßgebend geworden 5). 
In kirchengeschichtlicher Hinsicht bewegen sich Hollwecks Publi- 
kationen fast durchwegs auf dem Gebiete der Diözesangeschichte; 
hier verdient besonders seine Schrift über »Das Bischófliche 
Seminar in Eichs!átt«*) erwähnt zu werden. 

Für das hohe Ansehen, das Hollweck sich erworben hatte, 
zeugt deutlich die Tatsache, daß er in den Jahren 1909 bis 1912 
füntmal für je ein Semester zur Mitarbeit an dem Entwurf und 
.der endgültigen Redaktion des neuen kirchlichen Gesetzbuches 
nach Rom berufen wurde. Mehr denn einmal hat Kardinalstaats- 
sekretär Gasparri, der als die Seele des großen kirchlichen 
Kodifikationswerkes angesprochen werden muß, bei offiziellen 
Anlässen Hollwecks Namen und Verdienst in ehrenvollsten Worten 
hervorgehoben. Vou seinem Bischof wurde er, als dieser 1901 
sein goldenes Priesterjubiläum feierte, zum Geistlichen Rate 
ernannt, das bischöfliche Domkapitel Eichstätt wählte ihn 1906 


1) Dr Hergenróther Phil., Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts. 2. 
Neubearbeitete Auflaye Freiburg i. Br. 1905. 

2) Vgl. Dr. Hilling. Nik.. Studium und Wissenschaft des Surclienrechls 
in der Gegenwart in A. f. k. K R 161, 23. 

3) Die kirchlichen Strafgesetze, zusammengestellt und kommentiert. 
Mainz 1899. 

4) Dr. Eichmann Ed, Das Strafrecht des Codex Juris Canonici. Pader- 
born 1920. 26. 

5) Die übrigen von ihm veröffentlichten kirchenrechtlichen Werke sind 
folgende: Der Apostolische Stuhl und Rom. Eine Untersuchung über die 
rechtliche Natur der Verbindung des Primates mit dei Sedes Romana. Mainz 1895; 
Das kirchliche Bücherverbot. Ein Komm ntar zur Konstitution Leo XII. 
»Olficiorum ac munerum« vom 25. Januar 1897. Mainz 1897. Das Civileherecht 
des bürgerlichen (jesetzbuches, dargesteiit im Lichte des kanonischen Ehe- 
rechtes. Mainz 1900. Das Testament des Geistlichen nach kirchlichem und 
bürgerlichem Recht. Mainz 1901. »taat und Kirche. 1904. 

6) Festschrift zum 50 jährigen Jubiläum seines Bestehens. Eichstätt 1888. 
Vgl. im übrigen Anm. 2. 
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zu seinem Mitgliede und der Hl. Vater Papst Pius X. zeichnete ihn 
1 910 anläßlich seiner Mitarbeit bei der Neukodifikation des kirch- 
lichen Rechts mit der Würde eines päpstlichen Hauspralaten aus. 
Noch würde ein wesentlicher Zug am Bilde Hollwecks 
fehlen, würden wir nicht seiner selten ausgeprágten Liebe zu 
seiner engeren Heimat wie zum grofen bayerischen und deutschen 
Vaterlande gedenken. Gerade diese hervorstechende Eigenschaft 
seines Charakters, verbunden mit seiner besonderen Neigung zur 
Pflege geschichtlichen Forschens, lassen es begreiflich erscheinen, 
daß Hollweck durch mehr denn zweieinhalb Jahrzehnte ein 
rühriges Mitglied und sechs Jahre ein ausgezeichneler erster 
Vorstand des durch seine Publikationen angesehenen historischen 
Vereines Eichstätt und außerdem ein hochgeschätztes Mitglied 
der Gesellschaft für fränkische Geschichte war. 


Zuviel der Arbeit hatte Hollweck durch eine lange Spanne Zeit 
sich zugetraut; dies und nicht zuletzt die bitteren Enttäuschungen, 
die der unselige Weltkrieg dem zu tiefst vaterländisch fühlenden 
Manne brachten, hatten seine scheinbar eiserne Gesundheit unter- 
graben. Daß er, der in so bevorzugter Weise an dem großen 
neuen Gesetzgebungswerke der Kirche mitschaffen durfte, nach 
dessen Publikation sich schriftstellerisch nicht mehr mit demselben 
zu befassen vermochte, mutet uns wie eine schmerzliche Tragik 
in seinem arbeitsreichen Leben an. Obwohl in seiner Kraft 
sichtlich gebrochen, schleppte sich Hollweck, ein echter Sohn 
seiner oberpfálzischen Heimat mit ihren nie wankenden Bergen 
und Felsen, bis in seine letzten Lebenstage mit staunenswerter 
Energie in den Chor und in das Ordinariat und schlof auf 
diese Weise sein langes, erfolggekróntes Leben so, wie er es 
zu führen gewohnt war, als ein Mann der Tat und treuer 
Pflichterfüllung. Als solcher wird er — des sind wir sicher 
— ftirder von allen in Ehren anerkannt und genannt werden, 


die gleich ihm mit Liebe und Hingabe kanonisches Recht 
studieren und dozieren. 


7. P. Josef Laurentius S. J. 7 
Von Professor P. Karl Brust S. J. in Valkenburg. 
Still und erbaulich wie er gelebt, starb am 22. März 


1927 im lgnatiuskolleg zu Valkenburg (Holland) P. Josef 
Laurentius S. J. In der großen Öffentlichkeit ist sein Name 
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nicht bekannt geworden, denn seine reichen Talente und 

schwachen Körperkräfte stellte er ganz in den Dienst der 
Amtspflichten, die er innerhalb seines Ordens zu erfüllen hatte, 
und der wissenschaftlichen Arbeit. Als Mitarbeiter des Archiw 
für katholisches Kirchenrecht und als Kanonist von guten 
Namen ist er aber den Lesern dieser Zeitschrift sicher nicht 
unbekannt. 

Josef Laurentius wurde geboren am 24. Dezember 1861 zu 
Krefeld. Nach Absolvierung seiner Gymnasialstudien trat er am 
1. Oktober 1879 in das Noviziat der deutschen Jesuiten, das 
sich damals zu Exaten in Holland befand. Er mußte ins Ausland 
gehen und dort die längste Zeit seines Lebens zubringen, weil 
der Orden, dem er sich anschließen wollte und dem er zeitlebens 
mit ganzer Liebe und Hingebung anhing, aus seinem Vaterland 
verbannt war. Nach Ablauf des Noviziates vervollständigte er 
seine humanistischen Studien von Herbst 1881 bis Herbst 1883 
im Kolleg zu Wynandsrade (Holland). Drei Jahre (1883—1886) 
studierte er dann scholastische Philosophie in Blyenbeck und 
Exaten, wo die philosophische Lehranstalt seiner deutschen Ordens- 
provinz damals war. Zu seinen Philosophieprofessoren gehörten 
Gelehrte wie die Patres Dressel, Tilmann Pesch, Cathreir Nach 
Vollendung seiner Philosophie war er für zweı Jahre Lehrer an dem 
großen Jesuiteninternat »Stella Matutina« in Feldkirch (Vorarlberg). 
Im Herbst 1888 konnte er im Theologat seiner Ordensprovinz 
zu Ditton-Hall (England) das Studium der heiligen Wissenschaft 
beginnen. Zu seiner Zeit dozierten theologische Disziplinen im 
Kolleg zu Ditton-Hall u a. die Patres Christian Pesch, Stentrup, 
Sasse, Knabenbauer. Nach dem dritten Jahr seines Theologie- 
studiums (1891) wurde er zum Priester geweiht; am Ende des 
vierten machte er erfolgreich das große Schlußexamen über die 
gesamte Philosophie und Theologie. Sodann bezog er zur 
weiteren Ausbildung im kanonischen Recht die Universitas 
Gregoriana in Rom, wo damals der berühmte Kanonist P. Franz 
Xaver Wernz S. J., sein späterer Ordensgeneral, Kirchenrecht 
dozierte, Er promovierte dort 1894 im kanonischen Recht und 
kehrte dann nach Holland ins Kolleg von Wynandsrade zurück, um 
dort sein drittes Probejahr zu machen. Nach dessen Beendigung 
(1895) beriefen ihn seine Obern auf den Lehrstuhl für Kirchen- 
recht im Ignatiuskolleg zu Valkenburg (Holland). Hier im Ignatius- 
kolleg hat er mit kleinen Unterbrechungen bis zu seinem seligen 
Ende segensreich gewirkt: als Professor des Kirchenrechts vor 
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3595——1913 und von 1907—1911 auch als Studienpräfekt der 
anzen großen Studienanstalt. Seine Gesundheit war immer sehr. 
schwach: seine Mitbrüder glaubten ihn oft am Rande des Grabes. 
Ind diese schwache Gesundheit war ihm bei seinen Arbeiten oit 
in großes Hemmnis. Was ihn als Dozenten auszeichnete, war 
chte Wissenschaftlichkeit, Knappheit und Klarheit der Fassung, 
Zuverlässigkeit der Doktrin, weniger Glätte und Gewandtheit der 
prachlichen Darstellung. 1913 zwang ihn körperliche Schwäche 
lie Professur niederzulegen. Aber zu seiner großen Freude blieb 

hm doch so viel Kraft, daß er als Spiritual seine reiche 

Erfahrung und seine große Liebe in den Dienst seiner jüngeren 

Mitbrüder stellen konnte. Als dann im Jahre 1916 sein Nach- 

folger auf dem Lehrstuhl des Kirchenrechts als Divisionspfarrer ins 

Feld gerufen wurde, half er gerne aus und trug den Theologie- 

studierenden seiner Ordensprovinz wieder das kanonische Recht 

vor (1916 bis 1919). Als Vicepostulator pro Causa Canoni- 

zationis B. Petri Canisii (1921—1925) tat er das Seinige, daß 

der Heiligsprechungsprozeß zu einem glücklichen Ende geführt 

wurde. 

P. Laurentius war ein hochgeschätzter, vertrauenerweckender 
Berater. Papst Pius X. machte ihn zum Konsultor der päpstlichen 
Kommission für die Kodifikation des kanonischen Rechts. Von 
1908— 1911 und von 1915--1925 war er amtlich bestellter 
Konsultor seiner Provinzialobern. Auf der 27. Generalkongregation 
seines Ordens 1923 half er tätig mit bei der Neukodifikation 
und Angleichung seines Ordensrechtes an den neuen Codex 
Iuris Canonici. An der Revision der Konstitutionen mehrerer 
religiöser Genossenschaften nahm -er maßgebenden Anteil. 
Wie vielen Mitbrüdern und andern Ratbittenden er außerdem 
mit klugem, weitherzigem, liebevollem Rat geholfen hat, weiß 
Gott allein. 

Als Schriftsteller wurde P. Laurentius vor allem bekannt 
durch seine »Institutiones Juris Ecclesiastici«, die er 1903 zum 
erstenmal herausgab. Das Buch fand die verdiente Anerkennung 
und konnte 1914 schon in dritter Auflage erscheinen. Als P. 

. Wernz General seines Ordens wurde, mußte er seine schrift- 
stellerische Tätigkeit aufgeben und die Vollendung und Neu- 
herausgabe seines »lus Decretalium« einigen Mitbrüdern anver- 
trauen. Für die Neuauflage des dritten Bandes, des »lus admini- 
Strationis Ecclesiae Catholicae«, und des vierten Bandes, des »Ius 
Matrimoniale«, gewann er P. Laurentius, der das vorzügliche Werk 
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erweitert und angepaßt an die inzwischen erlassene new 
‚Gesetzgebung 1908 bzw. 1911 erscheinen ließ. Für Wetzer unt 
Weltes Kirchenlexikon, 2. Aufl., schrieb P. Laurentius die Artikel 
»Rationalismus« (10, 796—801), »Staatskirche« (11, 688—691) und 
» Todesstrafe« (11, 1824—1828). Im »Archiv für katholische: 
Kirchenrecht« veröffentlichte er mehrere größere Aufsätze: »Die 
vorbehaltene Suspension und das Dekret des hl. Offiziums von 
23. Juni 1886« (79, 79 ff); »Anwendbarkeit der Lehre von da 
Privilegien im kirchl. Recht« (81, 273 ff); »Zur Entwicklung und 
zum heutigen Bestande des titulus Missionis« (86, 447 ff). In 
den »Stimmen aus Maria Laach« (später »Stimmen der Zeit) 
ließ er u. a. folgende Artikel erscheinen: »Denkmalspflege und 
kirchl. Eigentumsrecht« (65, 273 ff); »Freiheit der Religionsübung 
im Deutschen Reich« (68, 21 ff); »Der Syllabus in ultramontaner 
und antiultramontaner Beleuchtung« (71,241 ff); »Öffentliche Tätig- 
keit auf Grund kath. Überzeugung« (86, 255 ff); »König von 
Gottes Gnaden« (86, 374 ff); »Zur Veröffentlichung des Rechts 
buches der kath. Kirche« (95, 43 ff); »Trennung von Staat und 
Kirche« (96, 475 ff); »Aus der Verfassung des Deutschen Reiches: 
(98, 265 ff). Auch für die »Theologisch-praktische Quartalschrift 
(Linz) lieferte er mehrere, meist kleinere Beiträge. Als Ergänzung 
seiner »Institutiones Iuris Ecclesiastici« gab er 1919 noch einen 
»Conspectus Codicis Iuris Canonici« heraus. Er dachte noch an 
eine Umarbeitung und Anpassung seiner Institutiones an den 
Codex Iuris Canonici und leistete dafür schon kleinere Vorarbeiten. 
Aber zur Ausführung des Planes reichten die Kräfte nicht mehr. 
Seit Herbst 1923 waren seine Kräfte fast vollständig erschöpft 
Mitte März 1927 warf ihn eine Grippe mit anschließender Lungen- 
entzündung aufs Krankenlager und machte am 22.desselben Monats 
seinem arbeitsreichen irdischen Leben ein Ende. 


R. I. P. 


HI. Kirchliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Anweisung des Hl. Offiziums, betr. die sinnliche und 
sinnlich-mystische Literatur, vom 3. Mai 1927. 
A. A. S. XIX, 186. 


Inter mala huius aetatis funestissima, quae doctrinam christi- 
anam de moribus penitus subvertunt atque animabus, Iesu Christi 
emptis pretioso Sanguine, admodum nocent, imprimis unmeranda 
sunt ea litterarum genera quae sensualitati et libidini aut etiam 
lascivo cuidam mysticismo indulgent. Huiusmodi sunt praecipue 
fabulae romanenses, narratiunculae commenticiae, dramata, comoe- 
diae, quarum quidem scriptionum incredibiliter fecunda sunt haec 
tempora quotidieque maior ubique copia diffunditur. 
Quae ingeniorum commenta quibus tam multi, maximeque 
iuvenes, tantopere capiuntur, si pudoris et honestatis finibus, non 
sane angustis, continerentur, non solum sine fraude delectare, sed 
etiam ad legentium mores conformandos prodesse possent. 
Nunc vero satis dolere non licet, ut dictum est, ex hac 
affluentia librorum in quibus magna cum fascinatione nugacitatis 
par inest turpitudo, gravissimam animarum iacturam exsistere. 
Etenim quam plures huius generis scriptores fulgentissimis ima- 
ginibus impudica facta depingunt; obscoenissima quaeque, modo 
tecte, modo aperte et procaciter, omni castimoniae lege neglecta, 
enarrant; subtili quadam analysi vitia carnalia vel pessima describunt 
eaque cunctis orationis luminibus et lenociniis exornant adeo ut 
nihil iam in moribus inviolatum relinquatur. Id omne quam 
perniciosum sit, praesertim adolescentibus, quibus fervor aetatis 
difficiliorem efficit continentiam, nemo est qui non videat. Volumina 
autem illa, tenuia saepe, parvo venalia prostant apud bibliopolas, 
per vias et plateas civitatum, in stationibus, quae dicuntur, viae 
ferreae, eademque in manus omnium mira rapiditate veniunt et 
familias christianas in magna et lectuosa frequenter discrimina 
adducunt. Nam quis ignorat litteris eius modi phantasiam fortiter 
excitari, effrenatam libidinem vehementer aee et cor in coenum 
turpitudinum trahi? 


666 Die sinnliche und sinnlich-mystische Literatur. 


Ceteris vero fabulis amatoriis multo peiores solent ab ii 
proferri qui, horribile dictu, pabulum morbosae sensualitatis rebu 
sacris cohonestare non verentur, amoribus impudicis quamdam 
pietatem in Deum et religiosum mysticismum, falsissimum quidem, 
intexendo: quasi Fides cum rectae vivendi normae negligenti, 
imo impudentissima infitiatione, componatur et virtus religions 
cum morum depravatione consocietur. Contra, sanctum est vitam 
aeternam neminem consequi posse, qui, licet veritates divinitus 
revelatas vel firmissime credat, praecepta tamen a Deo data non 
custodit, cum christiani hominis ne ipsum quidem mereatur nomen 
quicumque fidem Christi professus, Christi vestigiis non ingreditur: 
»Fides sine operibus mortua est« (lac, 2, 26) monuitque Salvator 
noster: »Non omnis qui dicit mihi Domine, Domine, intrabit in 
regnum caelorum, sed qui facit voluntatem Patris mei, qui in 
caelis est, ipse intrabit in regnum caelorum« (Matt., 7, 21). 


Ne quis vero illa opponat: in pluribus illorum librorum 
nitorem et ornamenta orationis vere laudanda inesse, psychologiam 
hodiernis inventis congruentem praeclare doceri, lascivas autem 
corporis voluptates eo reprobari quod exprimantur, ut suni, 
foedissimae, aut quod interdum cum conscientiae angoribus 
coniunctae ostendantur, vel quod patefiat quam saepe extrema 
turpissimi gaudii luctus cuiusdam poenitentiae occupet. Nam neque 
scribendi elegantia, nec medicinae aut philosophiae scientia — 
si modo his litterarum generibus ea continentur — nec mens, 
quaevis ea sit, auctorum impedire unquam possunt quominus : 
lectores, quorum generatim, propter naturae corruptionem, magna | 
est fragilitas magnaque ad luxuriam propensio, paginarum immun: | 
darum illecebris sensim irretiti, et mentibus pervertantur et cordibus 
depraventur, ac, remissis habenis cupiditatum, ad scelera omnis . 
generis delabantur, vitamque ipsam, sordibus oppletam, fastidientes, 
haud raro se ipsi interimant. 


Ceterum quod mundus, qui sua quaerit usque ad contemptum 
Dei, his libris delectetur, eosdemque divulget, mirandum non est; — 
sed maxime dolendum, a scriptoribus qui christiano nomine Se — 
iactant, operam studiumque in tam exitiosas litteras confer. 
Numquid fieri potest ut principiis ethicae evangelicae adversando, 
adhaereatur lesu benedicto, qui omnibus, ut carnem cum vitiis 
et concupiscentiis suis crucifigant, praecepit? »Si quis vult — 
inquit — post me venire, abneget semetipsum, et ole crucem 
suam, et sequatur me« (Matt, 16, 24). 
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Atque eo quidem audaciae et impudentiae scriptores proces- 
se ron paucos videmus, ut ea ipsa vitia suis libris in vulgus 
argant, quae Apostolus vel nominari a christifidelibus vetuit: 
ornicatio autem, et omnis immunditia . . . nec nominetur in 
bis, Sicut decet sanctos« (Eph., 5, 3). Discant isti tandem 
quando se duobus dominis servire non posse, Deo et libidini, 
ligioni et impudicitiae. »Qui non est mecum — ait Dominus 
sus —— conira me est« (Matt.. 12, 30), ac certe cum Iesu Christo 
on sunt scriptores sordidis descriptionibus bonos depravantes 
lores, quisocietatis civilis ac domesticae sunt verissima fundamenta. 

Itaque perspecta litterarum lascivarum colluvie, quae quoquo 
nno latius omnes fere nationes inundat, Sacra haec Suprema 
ancti Officii fidei et moribus tuendis praeposita Congregatio, 
\postolica auctoritate ac nomine SSmi Domini Nostri Pii Divina 
rov. Papae XI, omnibus locorum Ordinariis mandat, ut omni qua 
xossunt ope tanto tamque praesenti malo mederi conentur. 

Profecto ipsorum est, qui a Spiritu Sancto positi sunt regere 
Ecclesiam Dei, in omnia, quae in suis dioecesibus typis impri- 

mantur et edantur, solerter diligenterque invigilare. Neminem 
autem illud effugit, libros, qui toto orbe hodie vulgantur, longe 
crebriores esse quam qui a Sede Apostolica examini possint 
subiici. Propterea Pius X s. r. Motu-proprio »Sacrorum Anstistitum« 
haec edixit: »Quicumque in vestra uniuscuiusque dioecesi prostant 
libri ad legendum perniciosi, ii ut exsulent fortiter contendite, 
solemni etiam interdictione usi Etsi enim Apostolica Sedes ad 
huiusmodi scripta e medio tollenda omnem operam impendat, 
adeo tamen iam numero crevere, ut vix notandis omnibus pares 
sint vires. Ex quo fit, ut serior quandoque paretur medicina, 
quum per longiores moras malum invaluit«. 

Nec vero talium voluminum et opusculorum pleraque, quam- 
quam perniciosissima, speciali Supremae huius Congregationis 
censura plecti valent. Quare Ordinarii ex canone 1397 $ 4 C. I. C. 
per se aut per Consilia a vigilantia, quae quidem Summus idem 
Pontifex, litteris encyclicis »Pascendi dominici gregis« instituit, 
sedulo naviterque gravissimum istud munus explere studeant; 
neque opportune denunciare in dioecesanis Commentariis praeter- 
mittant eosdem libros uti damnatos et quam maxime noxios. 

Praeterea quis ignorat Ecclesiam generali lege iam statuisse, 
ut libri pravitate infecti, qui morum integritatem data opera vel 
ex professo laederent, vetiti haberentur omnes, perinde ac si in 
Indicem librorum prohibitorum relati essent? Consequitur inde 
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ut peccatum letale ab iis admittatur qui sine permissione debit: 
librum non dubie salacem legant, etiamsi ab auctoritate ecclesi 
astica non sit nominatim damnatus. Et quia de hac re, maxim 
quidem momenti, falsae et exitiosae opiniones obtinent inte 
christifideles, ideo locorum Ordinarii pastoralibus admonitionibus 
curent, ut imprimis parochi eorumque adiutores animum in id 
intendant, et fideles opportune edoceant. 

Insuper omnibus declarare qui libri nominatim, pro singularum 
dioecesium necessitatibus, ipso iure prohibiti sint Ordinarii ne 
omittant. Quod si fideles a volumine quopiam arcere efficacius 
celeriusque se posse existiment si peculiari decreto illud improbent, 
hoc suo iure omnio utantur oportet sicut, gravioribus causis 
postulantibus, id ipsum consuevit S. Sedes, ad praescriptum 
canonis 1395 S 1 C. I. C.: »Ius et officium libros ex iusta causa 
prohibendi competit non solum auctoritati ecclesiasticae pro universa 
Ecclesia, sed pro suis subditis Conciliis quoque particularibus e! 
locorum Ordinariis«. 

Denique haec Suprema Sacra Congregatio omnes Archiepis- 
copos, Episcopos et reliquos locorum Ordinarios iubet, occasione - 
relationis dioecesanae, quidquid contra libros lascivos statuerint 
et exsecuti sint, Sancto Officio manifestare. 


Ex aedibus Sancti Officii, die 3 Maii 1927. 
L. 1 S. | R. Card. Merry del Val, a Secretis. 


2. Entscheidung des HI. Offiziums, betr. die Teilnahme | 
der Katholiken an akatholischen Kongressen zur 
Vereinigung der Kirchen, vom 8. Juli 1927. | 
A. A. S. XIX, 2781), 


Occasione conventus, qui diebus 3—21 promixi mensis 
Augusti habebitur Lausonii in Helvetia, propositum est Supremat | 
Sacrae Congregationi S. Officii dubium: | 

»An liceat catholicis interesse vel favere acatholicorum con 
ventibus, coetibus, concionibus, aut societatibus quae eo spectant į 
ut omnes christianum nomen utcumque sibi vindicantes uno 
religionis foedere consocientur?« | 


1) Vgl. oben 348 das Schreiben des HI. Offiziums vom 11. April 1927, 
betr. die Hochkirchliche Bewegung. 
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In Congregatione Generali, Feria IV, die 6 Iulii 1927, Emi 
Revmi. Domini Cardinales in rebus fidei et morum Inquisitores 
nerales respondendum mandarunt: 

» Negative, atque standum omnino decreto ab hac ipsa 
prema Sacra Congregatione die 4 Iulii 1919 edito De parti- 
‚atiorte catholicorum societati „Ad procurandam christianitatis 
itatem *«. 

Ssmus Dominus Noster Pius div. Prov. Pp. XI sequenti 
xia V, die 7 eiusdem mensis et anni, in solita audientia R. P. D. 
dsessori S. O. impertita, relatam sibi Emorum Patrum resolutionem 
»probavit et publicari iussit. 

Datum Romae, ex Aedibus S. Officii, die 8 Iulii 1927. 


; Aloisius Castellano, 
. Y S. Supremae S C. S Off. Notarius. 


. Indult der Sakramentenkongregation an den Fürstbischof 
von Breslau, betr. die Gestattung der Meßzelebration 
in loco non sacro, vom 7. März 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1927, 36.) 


Für den Seelsorgsklerus der Diaspora,. der häufig auch in 
loco non sacro und wohl auch sine ministro zu zelebrieren genótigt 
ist, war es bisher nach can. 822 S 4 nur möglich, in aliquo. 
extraordinario casu et per modum actus diese Erlaubnis zu 
gewähren. Von der Sacra -Congregatio de Sacramentis ist dem. 
Gesuche um allgemeine Fakultät für alle derartigen Fälle durch 
Erlaß vom 7. März d. J. entsprochen. Ich gestatte deshalb für 
alle in Betracht kommenden Fälle bis auf weiteres die Feier der 
hl. Messe in domibus privatis, scholis publicis vel etiam in 
hospitiorum cubiculis et in quocumque loco privato, honesto 
tamen et decenti, ubi desunt ecclesiae vel oratoria, necnon sine 
ministro si deficiat. Als Voraussetzung gilt hierbei: dummodo 
adsit vera necessitas et abusus ne oriantur ; entscheidend ist a'so das 

Vorliegen einer seelsorglichen Notwendigkeit und die Vermeidung 
von Unzuträglichkeiten, die der Würde des Gottesdienstes wider- 
streiten. 

Breslau, den 24. März 1927. 

| Der Fiirstbischof. 
A. Kard. Bertram. 
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4. Dekret der Konzilskongregation, betr. die Priester, die 
ein Lehramt an Öffentlichen Schulen bekleiden, 
vom 22. Februar 1927. A. A. S. XIX, 99. 


Cum plures locorum Ordinarii postulavissent ut peculiaribus 
quibusdam normis sacerdotum disciplina, qui in publicis scholi 
docent, regeretur, haec Sacra Congregatio in plenariis comitiis diei 
15 Ianuarii huius anni decrevit servanda ea quae sequuntur; quae 
quidem SS. D. N. Pius divina Providentia PP. XI, in audientia 
die prima mensis Februarii ab Emo Cardinali huius Sacrae Congre 
gationis Praefecto habita, rata firmaque voluit eademque public 
iuris fieri mandavit. 

I. Sanctae Sedis praescripta de clericis et sacerdotibus publicas 
studiorum Universitates vel scholas Normales, quas vocant, frequen 
tantibus, firma maneant; praesertim vero ea quae Litteris Secretariae 
Status diei 20 Novembris 1920!) praecipiuntur, adamussim serventur. 

II. Sacerdotes, etsi magisterii titulum consecuti, adstricti, uti 
antea, suae quisque dioecesis servitio manent; proprioque Ordi- 
nario subiiciuntur. 

III. Curent Ordinarii ut hi sacerdotes docendi munus obeant 
in sua dioecesi, praesertim in sacris clericorum Seminariis vel in 
privatis scholis. | | 

IV. Sacerdos, huiusmodi munus atque officium in publicis 
scholis ne petat neque acceptet sine explicito Ordinarii sui consensu; 
qui quidem consensus est natura sua revocabilis. 

V. Ordinarius, graviter onerata eius conscientia, consensum 
ne concedat nisi iis qui pietate et doctrina excellunt, quique tum 
alumnis tum ceteris magistris privatim et publice exemplo sint. 

VI. Ordinarius permittere poterit ut sacerdos dioecesanus in 
aliam dioecesim magisterii exercendi causa se conferat, ea tamen 
lege ut susceptum munus ad nutum tum Ordinarii proprii tum 
Ordinarii loci retineatur. Itaque Ordinario in dioecesis servitium 
illum revocanti et Ordinario loci illum dimittenti, quocumque 

praetextu remoto, sacerdos parere tenetur. 
| VII. Ordinarius ne sinat ut sacerdos suae dioecesis in alia 
dioecesi magisterium ineat, nisi prius de re loci Ordinarium monuerit 
eiusdemque veniam obtinuerit. 

VIII. Sacerdos in aliena dioecesi magisterium initurus sine 
mora loci Ordinarium adeat, quem, iuxta can. 94 Codicis iuris 
canonici, ut Ordinarium suum, usquedum eo in loco commo- 


1) Quas literas circulares vide in numero sequenti. 
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rabitur, habere, eiusque vigilantiae auctoritati et correctioni se 
submittere debet. 
IX. Ordinarius vero loci poterit: 


a) 
b) 
c) 


d) 


f) 


praecipere, iusta de causa, arbitrio et prudentia eius 
aestimanda, ut sacerdos alicui ecclesiae sit addictus; 
statuere ut idem sacerdos peculiari vigilantiae Vicarii 
foranei vel parochi aliusve sacerdotis subsit; | 
exigere ut sacerdos referat in qua domo habitualiter 
commoretur et quibuscum personis cahabitet; vetare 
ne mulieres, de quibus suspicio esse possit, apud se 
retineat et quoquo modo frequentet; iubere, si id 
necessarium aut opportunum Ordinarius iudicaverit, 
ut penes aliquam religiosorum sodalium domum a 
se designandam degat; 

vetare ne docendi munus in scholis, quas vel solae 
puellae vel puellae simul et adolescentes celebrant, 
suscipiat; neve puellas privatim doceat atque instituat ; 
praecipere ut omnes et singulas obligationes com- 
munes clericorum servet; praesertim vero, ut collati- 
onibus seu conferentiis ad casus de re morali ac 
liturgica solvendos intersit; ut adiuvet parochum loci 
in religiosa puerorum institutione; ut diebus festis 
de praecepto brevem Evangelii aut alicuius doctrinae 
christianae captis explanationem habeat in Missa 
quam, fidelibus adstantibus, celebrat; 

monere, corripere et, si casus ferat, congruis poenis, 
ad normam sacrorum canonum, sacerdotem afficere, 
si a recto tramite deflexerit. 


X. Ordinarius loci, cuiusque anni scholastici expleto cursu, 
Ordinarium sacerdotis certiorem faciat de eiusdem vita et moribus. 
‚XI. Sacerdos magister e loco per notabile tempus dis- 

. cessurus Ordinarium eiusdem loci commonefaciat; ferias vero 
aestivas initurus suum eidem obsequium praestet; in dioecesim 
vero reversus, se sistat Ordinario suo eiusque mandatis fideliter 


obediat. 


. Contrariis quibuscumque non obstantibus. 
Datum Romae, ex Secretaria Sacrae Congregationis Concilii, 


die 22 Februarii 1927. 


L. S. 


D. Card. Sbarretti, Praefectus. 
1 lulius, Ep. tit. Lampsacen, Secretarius. 
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5. Zirkularschreiben des Kardinalstaatssekretärs an die 
italienisch. Bischöfe, betr. die Priester und Kleriker, 
die die Normalschulen besuchen, 
vom 18. November 1920. 
(ll Monitore Ecclesiastico 1927, 72.) 


Ill.mo e Rev.mo Signore. — Non di rado accade che giovani 
sacerdoti fanno istanza al proprio Vescovo per ottenere il per 
messo di frequentare i Corsi normali affine di conseguire il diploma 
per l'abilitazione all'insegnamento nelle scuole elementari pubb- 
liche; e vari Rev.mi Ordinari hanno domandato alla Santa Sede 
come. debbano regolarsi in proposito. 

E evidente che la scuola elementare, affidata al sacerdote, 
presenterebbe, specialmente ai giorni nostii, grandi vantaggi. Basta 
riflettere che il maestro miscredente è il vero tramite per cti 
passano nella popolazione delle campagne le idee piü perniciost, 
tanto per mezzo della cattiva educazione de lui impartita agli 
alunni, quanto mediante la deleteria influenza che esso esercita 
sugli adulti, i quali, al maestro, come alla persona più instruita, 
sogliono in molti casi far ricorso. 

È pure evidente che il sacerdote insegnante può esercitare 
nella scuola e fuori della scuola una vera opera di apostolato, 
sia coll'instillare buoni principi nell’animo dei fanciulli, sia ac 
quistando su i medesimi grande ascendente, e per mezzo di 
essi attirando alla Chiesa le loro famiglie eventualmente poco 
praticanti. | 

Oltre questi vantaggi d'ordine generale, il sacerdote stesso 
ne avrebbe non lieve utilità, specialmente quando potesse com 
ciliare l'ufficio di maestro con un ministero spirituale, ad es., 
di vice-parroco o di cappellano. Tale vantaggio sarebbe sensi- 
bilissimo, particolarmente nei piccoli centri, perché si fornirebbe 
a molti sacerdoti un' occupazione quotidiana di alta utilità sociale, | 
colla quale, non solo eviterebbero ogni pericolo di ozio, ma Sl 
procurerebbero i mezzi di superare le attuali difficoltà economiche. 

Dall’altro lato perd, se si considera l'ambiente in cui il 
giovane sacerdote deve vivere alcuni anni per conseguire il 
diploma di insegnante, e la speziale condizione in cui gli attuali 
regolamenti scolastici mettono il maestro elementare, sottometten- 
dolo all'autorità civile, che può trasferiilo a suo piacere, sembra 
cosa assai pericolosa lasciare aperta indistintamente al clero la 
via dell'insegnamento nelle pubbliche scuole. 
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L’esperienza ha purtroppo dimostrato che scarso vantaggio 
risente la Chiesa dagli ecclesiastici che attualmente insegnano 
nelle scuole pubbliche, mentre invece non & poco il danno che 
ne deriva generalmente alla disciplina dei medisimi ed alla inte- 
grità dei loro costumi. Non pochi sacerdoti che facevano di sé 
bene sperare mentre erano in seminario, frequentando poi i Corsi 
normali hanno perduto lo spirito ecclesiastico: altri poi inviati 
dal Provveditore agli studi in luoghi lontani dalla loro diocesi, 
privi della sorveglianza del proprio Ordinario e trovandosi soli 
in un ambiente nuovo e diverso, hanno preso le mariiere degli 


altri maestri secolari e si considerano in tutto come impiegati 
dello Stato. | 


Giova poi tener presente che se si lasciasse ai giovani 
sacerdoti libero campo di dedicarsi all'insegnamento nelle pub- 
bliche scuole, si correrebbe pericolo che, nelle attuali condizioni 
economiche, anche buoni sacerdoti, attirati dagli stipendi gover- 
nativi, abbandonerebbero gli uffici ecclesiastici che ora occupano. 


Da tutto ció segue che da una parte non sarebbe prudente 
un diniego generale del permesso di frequentare le Scuole normali, 
dall'altra, i Rev.mi Ordinari, tenendo sempre presenti i bisogni 
spirituali della propria diocesi, non devono accordailo se non in 
casi particolari ed ai sacerdoti che per le qualità di cui sono 
torniti fanno presumere che conserveranno intatto la loro vocazione 
sacerdotale, ed eserciteranno l'ufficio di maestro alla dipendenza 
assoluta del proprio Ordinario e non per i propri comodi, ma 
come una missione morale e religiosa. Anche in questi casi, 
però, sono necessarie le seguenti cautele, appunto per impedire 
qualunque detrimento dello spirito ecclesiastico nei medisimi: 


1° I Rev.mi Ordinari, come regola generale, non con- 
cederanno questo permesso, se non a chierici che abbiano già 


terminato i loro studi nel Seminario ed abbiano ricevuto l'Ordine 
del presbiterato. 


2° Proibiranno in modo assoluto la frequenza di scuole 
miste, di quelle cioé alle quali convengono anche studentesse, 
ed anzi indicheranno particolarmente la città dove il sacerdote 
dave recarsi per seguire i Corsi normali, preferendo quelle di 


provincia ove & piü agevole il controllo disciplinare e minori 
Sono i pericoli. 


3° Se il sacerdote in parola & obbligato a frequentare i 


Corsi normali fuori del luogo ove abitualmente risiede, deve 
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prendere allogio in un Istituto ecclesiastico, o presso un buo 
sacerdote. 

4° Se, per frequentare tali Corsi il sacerdote deve recan 
in altra diocesi, il suo Ordinario raccomanderà al Vescovo dd 
luogo di prenderlo sotto la sua direzione e vigilanza, e si tem 
esattamente informato sul di lui contegno. 

5° Ottenuto il diploma, dovrà il sacerdote ricordarsi che 
rimane come prima vincolato al servizio della diocesi e soggetto 
al proprio Vescovo; quindi non potrà assumere l'ufficio di maestro 
nelle pubbliche scuole senza il di lui consenso, consenso che 
di natura sua é revocabile. Sarà poi cura del Vescovo medesimo 
di riteneie per quanto puó, detto sacerdote in diocesi, aiutandolo 
a conseguire ivi un posto d'insegnante. Se poi cid non fosse 
possibile, potrà il Vescovo concedergli il permesso di recarsi 
altrove, ma s'intende che anche questo permesso é revocabile, 
per cui se, in seguito a mutate circostanze, il Vescovo giudicher 
opportuno che il sacerdote assuma qualche ufficio ecclesiastico 
in diocesi, potrà sempre imporglielo, senza che esso possi 
rifiutarsi anche allegando ragioni economiche o di carriera. 

6° Le norme summenzionate hanno effetto retroattivo, valgono 
cioè anche per gli ecclesiastici che attualmente frequentano i 
Corsi normali o già esercitano il magistero. 

7° Il Vescovo prima di accordare il permesso di frequentare 
i Corsi normali o di esercitare l'insegnamento nelle scuole 
pubbliche, farà firmare al sacerdote che lo richiede, le condizioni 
suindicate, avvertendo che ne potrà esigere l'osservanza anche 
colla comminazione di pene canoniche. 

Il sottoscritto Cardinale Segretario di Stato di Sua Santita 
nel comunicarle, per venerato ordine del Santo Padre, quanto 
precede profitta ben volentieri dell'occasione per confermarsi con 
destinta stima. 


Di V. S. Rev.ma 


Dal Vaticano, 18 novembre 1920. 
| Aff.mo per servirla 


P. Card. Gasparri. 
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6. Entscheidung der Konzilskongregation in Causa 
Romana et allarım über die politische Betätigung der 
Geistlichen, vom 26. Februar 1927. A. A. S. XIX, 138. 


Quesitum est ab hac Sacra Congregatione ut solverentur 
dubia quae sequuntur: 

>I. Utrum Ordinario ius sit et officium interdicendi per prae- 
ceptum actionem politicam viris ecclesiasticis, qui in ea expli- 
canda non se conforment instructionibus S. Sedis?« 

Et quatenus affirmative : 


»]l. An qui praeceptum violaverint et moniti non se emenda- 
verint, congrua poena puniri possint et debeant ad normam 
sacrorum canonum ?« 

lamvero Emi. Patres eiusdem Sacrae Congregationis, in 
plenariis comitiis die 26 Februarii huius anni habitis responderunt: 

Affirmative ad utrumque. 

Porro SS. D. N. Pius divina Providentia PP. XI in audientia 
diei 15 Martii insequentis resolutionem Emorum. Patrum dignatus 
est appiobare et confirmare, eandemque publici iuris fieri mandavit. 


L. S. D. Card. Sbaretti, Praefectus. 
1 Iulius, Ep. tit. Lampsacen, Secretarius. 


7. indult der Konzilskongregation an die Gesellschaft Jesu, 
betr. die Erfüllung der Osterkommunion durch Teilnahme 
an Volksmissionen oder Exerzitien, vom 25. Januar 1927. 
(Linzer Diözesanblatt 1927, 58.) 


Nach einer Mitteilung des hochwürdigen P. Provinzials der 
Gesellschaft Jesu hat die S. Congregatio Concilii mit Reskript 
vom 25. Januar 1927 der Gesellschaft Jesu neuerdings und zwar 
ad quinquennium, das Privileg gewährt, »vi cuius Christifideles, 
qui sacras Missiones vel spiritualia Exercitia, a sodalibus Societatis 
quocumque anni tempore tradita, frequentant, et tunc ad sacra- 
menta Poenitentiae et Eucharistiae accedunt, adimplere hoc actu 
possunt, posito Ordinarii locorum consensu, praeceptum annuae 
confessionis et Communionis«. 

Der Hochwürdigste Herr Bischof hat für die Diözese Linz 
diese Zustimmung am 10. Juni d. J. ausdrücklich erklärt. 
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8. Entscheidung der Religiosenkongregation, betr. die Jung- 
frauenweihe fir Frauen, die in der Welt leben, 
vom 25. Februar 1927. A.A. S. XIX, 138. 


Cum nonnulli locorum Antistites petiissent facultatem bene- 
dicendi et consecrationem Virginum conferendi foeminis absque 
votis religiosis in saeculo degentibus, iuxta ritum in Pontifical 
Romano descriptum, Sacra Congregatio de Religiosis exquisito 
voto plurium Revmorum. Consultorum rem definiendam Emis. 
Patribus proposuit, qui, in plenario Coetu ad Vaticanum habito 
die 25 Februarii 1927, re mature perpensa, dubio: »An expediat 
concedere facultatem dandi benedictionem et consecrationem 
Virginum mulieribus in saeculo viventibus« responderunt: »Ne 
gative et nihil innovetur.« 

Facta autem relatione SSmo. Domino Nostro Pio divina 
Providentia Papae XI, in audientia habita ab infrascripto Secre- 
tario, die 1 Martii eiusdem anni, Sanctitas Sua resolutionem 
Emorum. Patrum approbare et confirmare dignata est, et publici 
iuris fieri mandavit. 

Datum Romae, ex Secretaria Sacrae Congregationis de 
Religiosis, die 25 Martii 1927. 

C. Card. Laurenti, Praefectus. 


L. S. Vinc. La Puma, Secretarius. 


9. Entscheidung der Ritenkongregation, betr. die Weihe des 
Menschengeschlechts an das heiligste Herz Jesu, 
vom 28. April 1926. A. A. S. XVIII, 319. 


Sacrae Rituum Congregationi sequentia dubia pro oppor 
tuna solutione proponuntur : 

Pius Papa X s. m. per Decretum generale Sacrae Com 
gregationis Indulgentiarum, diei 22 augusti 1906, mandavit, ul 
singulis annis, die festo Sacratissimi Cordis lesu, in omnibus 
parochialibus templis, nec non in illis in quibus idem festum 
agitur, coram Sanctissimo Sacramento publicae adorationi exposito, 
formula Consecrationis generis humani Sacratissimo Cordi lesu 
recitaretur, additis Litaniis in honorem eiusdem Sacratissimi Cordis: 

Sanctissimus autem Dominus noster Pius Papa XI p“ 
Litteras Encyclicas Quas primas, diei 11 decembris 1925, pra 
cepit, ut postremo mensis octobris dominico die, in festo scilicel 
Domini nostri lesu Christi Regis, generis humani Consectal? 
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Sacratissimo Cordi Iesu quotannis renovetur, quam Pius Papa X 
S. m. singulis annis iterari iusserat, adhibita tamen Consecrationis 
formula, quam Sacra Rituum Congregatio per Epistolam diei 
17 octobris 1925 ad Ordinarios transmisit, ut die 31 decembris 
eiusdem anni recitaretur. 
» Hinc quaeritur: 

I. An etiam in festo Sacratissimi Cordis lesu peragenda sit 
consecratio generis humani, et in casu affirmativo quaenam for- 
mula adhibenda sit? 

ll. An in festo Domini nostri Iesu Christi Regis, praeter 
Consecrationis formulam, recitandae sint Litaniae de Sacro 
Corde Iesu? 

Et Sacra eadem Congregatio, audito specialis Commissionis 
voto, propositis dubiis respondendum censuit: 

Ad I. Quoad primam partem: Ad libitum; quoad secundam 
partem: adhibenda est formula per Epistolam diei 17 octobris 1925 
ab hac Sacra Congregatione ad Ordinarios transmissa. 

Ad Il. Affirmative. 

Atque, approbante SS.mo Domino Nostro Pio Papa XI, ita 
rescripsit atque declaravit. Die 28 aprilis 1926. 


1 A. Card. Vico, Ep. Portuen. et S. Rufinae, 
L. TS. S. R. C. Praefectus. 
Angelus Mariani, Secretarius. 


10. Entscheidung der Ritenkongregation in Causa Nagporensi, 
betr. die eigenen Kalendarien der religiósen 
Kongregationen, vom 14. Mai 1926. 

A. A. S, XVIII, 320. 


R.mus D.nus Episcopus Nagporensis sacrorum rituum Con- 
gregationi reverenter exposuit sequentia, nimirum: 

In decreto S. R. C. diei 28 februarii 1914 ad II, circa Festa 
localia quae a Religiosis recoli debent, legitur: »Congregationes 
seu Instituta utriusque sexus a S. Sede approbata et sub regimine 
unius praesidis generalis constituta, si ad recitationem Officii 
divini teneantur, proprium pariter habeant Calendarium.« 

Quaeritur : 

I. An per Congregationes seu Instituta supradicta intelligantur 
etiam Congregationes clericorum qui divini officii recitatione non 
obligantur nisi ob receptos ordines sacros seu maiores? 
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II. An qui pertinent ad praefatas Congregationes seu Insti | 


tuta, Orationi A cunctis addere valeant nomen Patroni praecipui 
propriae Religionis, in ecclesia ubi Missam celebrant, post 
recitatum nomen Sancti titularis eiusdem ecclesiae ? 

II. An sacerdotes dictae Congregationis seu Instituti habentis 
Calendarium proprium, et qui, ubi rectores et capellani regulariter 
addicti sunt sacro ministerio alicuius ecclesiae seu sacelli, tene 
antur recolere cum octava Sanctum titularem et dedicationem 
ecclesiae cathedralis nec non Patronum principalem loci set 
dioecesis ? 

Et sacra eadem Congregatio exquisito atque audito speciali 


Commissionis suffragio, re sedulo perpensa, rescribendum censuit 


Ad I. Affirmative in omnibus. 

Ad Il. Negative sine speciali Indulto Apostolico. 

Ad Ill. Negative; seu sine octava, iuxta Rubricas. 
Atque ita rescripsit ac declaravit, die 14 maii 1926. 


1 A. Card. Vico, Ep. Portuen. et S. Rutinae 
S. R C. Praefectus. 
Angelus Mariani, Secretarius. 


11. Anweisung der Ritenkongregation, betr. die Zelebration 
der hl. Messen beim Vierzigstündigen Gebet, 
vom 27. April 1927. A. A. S. XIX, 192. 


Ut ea, quae in Clementina Instructione atque in Decretis 
huius Sacrae Rituum Congrevationis iam praescripta fuerant circa 
Missas tempore Orationis XL Horarum celebrandas, novis Missalis 
Romani Rubricis omnino respondeant, eadem Sacra Rituum 
Congregatio, audito specialis Commissionis suffragio, haec decla- 
randa censuit, nimirum. 

I. Missa votiva solemnis de Ssmo Sacramento vel pro Pace 
permittitur iisdem diebus, quibus Missa votiva solemnis pro re 
gravi et publica simul causa celebrari potest, iuxta novas Missalis 
Romani Rubricas, tit. II, n. 3. Diebus autem quibus huiusmodi 
Missa impediatur, in Missa solemni diei currentis sub unice 
conclusione cum prima Oratione addatur Commemoratio de Missa 
votiva impedita; sed Oratio de Ssmo Sacramento, ob identitatem 
Mysterii, omittatur in Festis Passionis, Crucis, Ssmi Redemptoris, 
Sacratissimi Cordis lesu et Pretiosissimi Sanguinis, iuxta Decretum 
n. 3924 ad IV, diei 3 Iulii 1896. 
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Il. In eadem Missa votiva solemni de Ssmo Sacramento 
vel pro Pace, necnon in Missa solemni quae illius Missae votivae 
impeditae locum tenet, fiant tantummodo Commemorationes quae 
praescribuntur in Missa votiva solemni pro re gravi et publica 
Simul causa, iuxta novas Missalis Romani SEES tit. II, n. 3, 
et tit. V, nn. 3 et 4. 

IIl. In Missa votiva solemni pro Pace et in Missis privatis 
quae triduo expositionis celebrantur, addatur Collecta de Ssmo 
Sacramento, etiam occurrentibus Festis solemnioribus universalis 
Ecclesiae, numquam autem sub unica conclusione cum Oratione 
Missae, sed post Orationes a Rubricis praescriptas; haec tamen 
Collecta omittatur, si Missa vel Commemoratio in Missa occurrens 
sit de identico Domini Mysterio, et in Missis quae in Comme- 
moratione omnium fidelium defunctorum celebrentur. 

IV. In Missa votiva solemni pro Pace, etiamsi extra Dominicam 
celebretur, Symbolum addatur, iuxta novas Missalis Romani 
Rubricas, tit. VII, n. 3 et Decretum n. 3922, tit. II, S 3, diei 
30 iunii 1896. 

Facta autem Sanctissimo Domino nostro Pio Papae XI, 
per infrascriptum Cardinalem Sacrae Rituum Congregationi Prae- 
fectum, relatione, Sanctitas Sua praefatam Instructionem circa / 
Missas in Oratione XL Horarum celebrandas adprobavit, eamque 


adhibendam decrevit, contrariis non obstantibus quibuscumque. 
Die 27 Aprilis 1927. 


1 A. Card. Vico, Ep. Portuen. et S. Rufinae, 
S. R. C. Praefectus. 
L. T1 S E Angelus Mariani, Secretarius. 


12, Entscheidung der Ritenkongregation, betr. die Zelebration 
der hl. Messe vor dem in der Pyxis ausgesetzten 
hochwürdigsten Gute, vom 27. Juli 1927. 

A. A. S. XIX, 289. 


Sacrae Rituum Congregationi propositum fuit sequens dubium: 
»An liceat Missam cum cantu vel lectam celebrare coram 


Ssmo. Sacramento velato vel in pyxide exposito, intra vel extra 
tabernaculum?« Et quatenus Negative : 


»Utrum huiusmodi usus saltem tolerari possit ?« 


Et Sacra eadem Congregatio, audito specialis Commissionis 
suffragio, respondendum censuit: »Negative ad utrumque.« 
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Hac nacta occasione ipsa Sacra Rituum Congregatio decreta 
Nr. 3448, Societatis lesu, 11 Maii 1878, et Nr. 4358, Marianopolitans, 
17 Aprilis 1919, circa Missam et sacram Communionem in Altan 
expositionis Ssmi. Sacramenti, adhuc in suo robore manere de 
clarat; eorumque observantia a Rvmis. locorum Ordinariis peculian 
studio curanda est. 

Atque ita rescripsit ac delaravit, 


| die 27 Iulii 1927. 
1 A. Card. Vico, Ep. Portuen. et S. Rufinae. 


L. 7 S. S. R. C. Praefectus. 
Angelus Mariani, Secretarius. 


13. Indult der Ritenkongregation an den Bischof von Linz, 
betr. die Erlaubniserteilung zum Berühren der 
hl. Gefäße und der ersten Reinigung der 
Kirchenwäsche, vom 15. Februar 1927. 
(Linzer Diózesanblatt 1927, 41.) 


.. Kraft Apostolischer Vollmacht der S. Rituum Congr. vom 
15. Februar 1927, Nr. L 9/927, gestatte ich hiemit auf weitere 
fünf Jahre, das ist bis zum 8. März 1932, allen jenen Schwestern, 
die in Frauenklöstern oder in den verschiedenen Instituten der 
Schwesternkongregationen das Amt einer Sakristanin versehen, 
die heiligen Gefäße zu berühren und die Reinigung der Kirchen- 
geräte vorzunehmen, soweit dies zur Ausübung ihres Amtes 
gehört. Damit ist auch gestattet, daß sie die erste Reinigung 
der Purifikatorien, Pallen und Korporalien, die sonst den Majoristen 
obliegt, vornehmen. Das benützte Wasser ist in das Sakrarium 


zu geben. 7 Johannes Maria 
— Bischof. 


14. Erklärung der Kongregation der Seminare u. Universitäten, 
betr. die Verleihung des Doktorgrades der Theologie und Wi 
kanonischen Rechts, vom 27. April 1927. A. A. S. XIX, 19 


Quaesitum est a Sacra Congregatione de Seminariis et de 
Studiorum Universitatibus, utrum praescriptio in Litteris Encyclicis 
Pascendi (8. September 1907) contenta hisce verbis: »7heologia 
ac luris Canonici Laurea nullus in posterum | donetur, qui 
statum curriculum in scholastica Philosophia antea non elabore 
verint. Quod si donetur, inaniter donatus esto« adhuc vigeal. 
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Re Ssmo D. N. Pio PP. XI delata in audientia die 27 huius 
mensis ab infrascripto eiusdem Sacrae Congregationis van: 
Praefecto, Ssmus respondere dignatus est: 


Affirmative. Romae, e. S. Congregatione de Seminariis et 
de Studiorum Universitatibus, die 29. Aprilis 1927. 


C. Card. Bisleti, Praefectus. 
I f S: Jacobus Sinibaldi, Ep. Tiberiensis, Secretarius. 


15. Erklärung der Bibelkommission, betr. den theologischen 
Doktorgrad als Bedingung für die Erlangung der 
akademischen Grade in der hi. Schrift, 
vom 26. Februar 1927. A.A. S. XIX, 190. 


Ut nonnullis occurratur dubiis quae passim exorta sunt de 
interpretandis documentis pontificiis '), quibus laurea in theologia 
omnibus ad gradus academicos in Sacra Scriptura contendentibus 
praescribitur, Eminentissimi DD. Cardinales Rei Biblicae praepositi 
hanc declarationem edendam censuerunt. 


Ad gradus academicos in Sacra Scriptura contendere ii soli 
possunt: 


1. qui, expleto biennio philosophico, in aliqua Universitate 
aut Athenaeo a Sancta Sede adprobato cursum theologicum ad 
normam can. 1365 vel 589 regulariter peregerunt et ibidem 
lauream in sacra theologia legitime adepti sunt; 


2. vel qui, studiis iuxia praescriptiones iuris peractis in 
Instituto cui non est facultas apostolica concedendi lauream, per 
duos saltem annos in aliqua Universitate aut Athenaeo a Sancta 
Sede adprobato studia theologica prosecuti, doctores in sacra 
theologia ibidem. renuntiati sunt; 


3. vel Religiosi qui, studiis iuxta praescriptiones iuris peractis, 
in proprio Instituto adepti sunt titulum qui ipsis, ex facultate a 
Sancta Sede Religioni facta, ad instar laureae in sacra theologia 
legitime collatus est. 


Die autem 26 Februarii 1927, in audientia infrascripto 
Reverendissimo Consultori ab Actis benigne concessa, Ssmus 


1) Vgl. das Breve Pius’ X. »Scripturae Sanctae« vom 23. Februar 1994 
A. S. $. 36, 530) und das Breve Benedikts XV. »Cum Biblia Sacra« vom 
9. August 1916 (A. A. S. VIII, 305). 


[ET OO, 
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Dominus Noster Pius Papa XI. praedictam declarationem ratan 
habuit ac publici iuris fieri mandavit. 


L. tS Joannes Baptista Frey, C. S. $p. 
"em Consultor ab Actis. 


16. Entscheidung der Hi. Poenitentiarle, betr. das Verhalten 
der Katholiken gegenüber der Action Francaise, 
. vom 8. März 1927"). A. A. S. XIX, 157. 


Ab Episcopo N. N. propositae sunt Sanctae Sedi pro oppor 


tuna solutione sequentes quaestiones : 


:I. — Quelle attitude prendre au for interne et au for exteme — 


vis-à-vis d'ecclésiastiques : 
1) qui notoirement demeurent partisans, ou ligueurs, ou 


lecteurs (par abonnement) de l'Acfiom Française? | 


2) qui encouragent par des consultations théologiques 
ou simplement en paroles, dans la conversation, les 
fidéles à lire l'Acfion Francaise ou à la soutenir par 
des offrandes d'argent? | 


3) qui absolvent sans condition de bon propos & 
continuent d'absoudre des lecteurs d'Action. Française 
ou des chefs ligueurs d'Action Frangaise ?«. 


X — Quelle conduite l'Evéque ou les Supérieurs de 
Séminaires devront — ils avoir vis-à-vis des Séminaristes demeurant 
attachés à l'Action Francaise ostensiblement ou en secret?« 

əlil. — Quelle conduite tenir au for interne et au for exteme 

vis-à-vis des fidéles: 


1) Bezüglich der Erteilung der Leseerlaubnis der vom Hl. Vater auf 
den Index gesetzten Zeitung L’Actio ı Francaise — siehe oben S. 346 — hal 
Pius Xl. in einer Audienz vom 24. Febr dem Erzbischof von Paris folgende 
Eıklärung mitgeteilt, die in A. A. S. XIX, 185 abgedruckt ist: 1. Cum Summus 
Pontifex memoratum Commentarium Indici librorum prohibitorum inserueril, 
idem unus huiusmodi interdictione ac vetito exsolvere potest. 2. Attamen, 
pro sua in Gallia Episcopos benevolentia ac peculiari tiducia, eisdem facul- 

tem fecit, ut veniam dare queant, raro quidem ac gravibus tantum de caus, 
fidelibus suae cuiusque iurisdictioni subiectis, legendi Commentarii L'Ac/0" 
Française. 3. Quae autem generali modo iam habita sunt, aut in posterum 
habebuntur. rescripta legendi libros aut ephemerides prohibitos, veniam 10 
praebent memoratum Commentarium legendi, tam sollemni documento 4 
ipsa Sanctitate Sua praescriptum Quas quidem declarationes Augustus Pontifex 
Emo. Cardinali Archiepiscopo Parisiensi mandavit, ut cum ceteris universt# 
Galliae Cardinalibus et Archiepiscopis, in communem coetum mox convenluf®, 
communicaret, easque publici iuris fieri iussit. 
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1) qui lisent habituellement l'Action Française, ou y 
restent abonnés malgré les avis contraires qu'ils 
recoivent? 

2) qui, en tant que ligueurs, ménent le mouvement en 
faveur du journal l'Acfion Française, des doctrines 
fausses d'Action Française ou en faveur des dirigeants 
d'Action Francaise, qu'ils s’obstinent à conserver pour 
leurs chefs? 

3) qui continuent de subventionner avec ostentation ou 
en secret l’Action Francaise ?« 

.»IV. — 1) Ces lecteurs, ligueurs, propagandistes d'Action 
Francaise s'ils sont notoirement connus comme tels, 
peuvent-ils étre admis aux Sacrements, particuliere- 
ment á la Sainte Table? 

2) Les mémes peuvent-ils étre admis, ou tolérés, dans 
nos groupements catholiques: tels les groupements 
de la Fédération Nationale Catholique (Castelnau), de 
la Jeunesse Catholique, des Scouts catholiques?« 

Sacra Poenitentiaria Apostolica, de mandato SS.mi D.ni 
Nostri Pii Papae XI, mature perpensis questionibus a praefato 
Episcopo propositis, respondet uti sequitur: 

Ad Primum Quaesitum: Pro foro interno. — Monendi 
omnes graviter tanquam certis ac manifestis Supremae Auctoritatis 
Ecclesiasticae in re gravi mandatis ac praescriptionibus (non 
interest occulte ne an publice) renitentes; neque absolvendi nisi 
si et postquam serio resipuerint et scandalum congrue reparaverint. 

Pro foro externo. — Admonendi, ut supra, et corripiendi, 
ad tramitem canonum 2308 et 2309; et si quidem monitiones 
et correptiones incassum cesserint, procedendum ad tramitem 
canonis 2310. Confessarii vero, de quibus n. 3, si moniti non 
se emendaverint et scandalum poenitenti datum pro posse non 
reparaverint, suspendi poterunt, donec in propria contumacia 
perseverent, a sacramentalibus fidelium confessionibus audiendis. 

Ad Secundum Quaesitum: Si moniti non se emendaverint et 
scandalum, ad Superiorum praescriptum, congrue non reparaverint: 

In foro interno: non absolvantur; 

In foro externo: ad tramitem canonis 1371, dimittantur 
tanquam dyscoli et statui ecclesiastico non idonei. 


^ Ad Tertium Quaesitum: Si moniti de gravitate inobedientiae 
certis: ac manifestis Supremae Auctoritatis Ecclesiasticae in re 
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gravi mandatis ac praescriptionibus subiectionem  detrectaverir! 
et scandalum congrue reparare non curaverint: 

In foro interno: non absolvantur. 

In foro externo: habeantur ut publici peccatores et tanquam 
tales ab iis omnibus arceantur a quibus huiusmodi peccatore 
per sacros canones arcentur. | 

Ad Quartum Quaesitum: Ad I. — Negative, uti consequen 
responsionis supra datae. 

Ad II. — Nisi antea omnino ac publice se subiecerint a 
suae subiectionis sinceritatem serietatemque certis, iudicio Ordinarii 
argumentis ostenderint et efficaciter ipsius Ordinarii iudicio, scar 
dalum reparaverint, Negative. 


Episcopus autem prae oculis habeat praescriptum can. 221482. 


Datum Romae, ex Sacra Poenitentiaria, die 8 Martii 1927. 


L tS Fr. Andreas Card. Frühwirth, Poenit. Maior. 
° ` I. Teodori, S. P. Secretarius. 


17. Indult der Hi. Poenitentiarie an den Fürstbischof von 


Breslau, betr. die Erleichterung der gemeinsamen Feier der 


Kreuzwegandacht, vom 21. Juli 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1927, 85.) 


Sacra Poenitentiaria Apostolica 
Officium de Indulgentiis. 


Beatissime Pater. 


Hodiernus Episcopus dioecesis Wratislaviensis, ad pedes 
Sanctitatis Vestrae provolutus, humiliter petit, propter particulares 
locorum circumstantias, indultum, vi cujus 1. preces pii exerciti 
Viae Crucis, in ecclesiis memoratae dioecesis, in quibus Sacerdos 
commode haberi non potest vel quae uno tantum Presbytero 
sunt provisae, recitari possint per personam laicalem, a Rectore 
Ecclesiae deputandam; 2. in ecclesiis angustioribus, in quibus 
praescriptum de Sacerdotis locali motione peragenda adimplen 
nequit, et in ecclesiis amplioribus, in quibus Sacerdos a fidelibus 
longius remotis audiri vel intelligi non potest, Sacerdos vel, ul 
supra, persona laicalis e suggestu memoratas preces recitare valeat, 
dummodo fideles saltem in loco ubi sunt pro qualibet statione 
assurgant et genuflectant, ad eam se convertentes. Et Deus elc 


| 
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Die 21 iulii 1927. 


Sacra Poenitentiaria Apostolica benigne annuit pro gratia | 


uxta preces ad septennium. Contrariis quibuscumque non 
»bstantibus. 


CE US. sign. S. Luzio S. P. R. 
P. R. sign. S. de Angelis S. P. Off. 


18. Erlaß der Hi. Poenitentiarle, betr. die Ablásse für die 
feierliche Weihe an das heiligste Herz Jesu am 
Königsieste Jesu, vom 15. Februar 1927. 
A. A. S. XIX, 159. 


Pius PP. X, f. r., die 22 Augusti 1906, decrevit ut die festo 
SSmi Cordis lesu in ecclesiis paroecialibus, itemque in iis ubi 
idem festum peculiariter celebraretur, annua renovatio dedicationis 
humani generis SSmo. Cordi Iesu sollemniter perageretur, idest 
cum recitatione formulae consecrationis et litaniarum eiusdem 
SSmi. Cordis coram augusto Sacramento publicae adorationi 
exposito, et pro eadem sollemni dedicatione benigne concessit 
Indulgentiam septem annorum totidemque quadragenarum christi- 
fidelibus, qui, saltem contrito corde, piae caeremoniae interessent 
et ad mentem Summi Pontificis orarent: plenariam vero iis, qui 
praeterea confessi ad sacram Mensam accederent. Cum autem, 
ex Litteris Encyclicis Quas primas Ssmi. D N. Pii PP. XI. sollemnis 
eiusmodi dedicatio quotannis renovanda sit die festo D. N. Iesu 
Christi Regis, in Audientia die 4 Februarii 1927 inírascripto 
Cardinali Poenitentiario Maiori data, placuit eidem Ssmo. D. N. 
decernere, praefatas Indulgentias, a. s. m. decessore suo Pio X 
concessas, eodem die festo acquiri haud aliter quam die festo 
Ssmi. Cordis Iesu, in quo dedicatio adhuc fieri potest ad libitum iuxta 
Rescriptum Sacrae Rituum Congregationis diei 28 Aprilis 1926 !) 
ea tamen lege, ut adhibeatur, in utroque casu, formula ab eadem 
Sacra Congregatione die 17 Octobris 1925 vulgata. Contrariis 
quibuscumque non obstantibus. 

Datum Romae, in aedibus S. Poenitentiariae, die 15 
Februarii 1927. | 
L+S Fr. Andreas Card. Frühwirth, Poen. Maior. 

j i I. Teodori, S. P. Secretarius. 
1) Siehe oben Nr. 9. 


` 
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19. Urteil der Römischen Rota in Causa Westmonasteriensi, 
betr. die Ungültigkeit der Ehe wegen einer gegen das Wesen 
der Ehe beigefügten Bedingung, vom 11. ABUS 1927. 

A. A. S. XIX, 217. 


Die Römische Rota hat die Ungültigkeit der Ehe Marconi- 
O'Brien in zweiter Instanz bestätigt, weil dieselbe unter der 
conditio sine qua non geschlossen war, im Falle eines unglück- 
lichen Verlaufs die Scheidung zu begehren. 


si 


20. Entscheidung der Interpretationskommission des Cod. Jur. 
Can., betr. drei verschiedene Rechtsfragen, vom 6. März 1927. 
(Sakramentsbruderschaft, Beerdigungstaxen, Öffentliche 

Aussetzung des Allerheiligsten.) A. A. S. XIX, 161. 


Emi. Patres Pontificiae Commissionis ad Codicis canones 
authentice interpretandos, propositis in plenario coetu quae 
sequuntur dubiis, responderi mandarunt ut infra ad singula: 


I. — De confraternitatibus Ssmi. Sacramenti. 


D. I. — Utrum vi canonis 711 S 2 locorum Ordinarii stricte 
teneantur erigere in qualibet paroecia confraternitatem SS. Sacra- 
menti, an eius loco possint, secundum peculiaria adiuncta, in- 
stituere piam unionem vel sodalitatem SS. Sacramenti. 

II. — Ütrum archiconfraternitati Ssmi. Sacramenti in Urbe 
erectae, de qua in canone 711 S 2, ipso iure aggregatae sint 
tantum confraternitates Ssmi. Sacramenti proprie dictae, an etiam 
piae uniones aliaeque sodalitates Ssmi. Sacramenti. 

R. Ad I. — Negative ad primam partem, affirmative ad 
secundam. 

Ad II. — Affirmative ad primam partem, negative ad 
secundam. | 

IIl. — De indice funeralium taxarum. 


D. — An Religiosi, etiam exempti, subsint indici funeralium 
taxarum, de quo in canone 1234. 
R. — Affirmative. 


III. — De publica expositione Ssmi. Sacramenti. 


D. — An sub nomine Expositionis publicae, de qua 
in canone 1274 § 1, veniat etiam Benedictio eucharistica 
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uae palam exposito Ssmo. Sacramento in ostensorio, imper- 
ri solet i 


R. — Affirmative. 
Romae, die 6 mensis Martii 1927. 


P. Card. Gasparri, Praeses. 
- + S Ioseph Bruno, Secretarius. 


21. Beschlüsse der Fuldaer Bischofskonferenz 1926 über 
Rundfunk, Feldgottesdienste und Alkoholgenuß, 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Fulda 1927, 5.) 


Folgende Beschlüsse der Fuldaer Bischofskonferenz vom 
Jahre 1926 geben wir hiermit bekannt. 

1. Kirche und Rundfunk. 

Für die Verhältnisse in Deutschland ist es ratsam, von der 
Wiedergabe von Gottesdieusten und Predigten bis auf weiteres 
im Interesse der disciplina sacra Abstand zu nehmen. Kirchen- 
musikalische Darbietungen kónnen durch Rundfunk aufgenommen 
werden, wenn sie nicht im: Rahmen einer gottesdienstlichen 
Handlung erfolgen. Im übrigen sollen betr. Zulassung religiöser 
und weltanschaulicher Vorträge nach weiteren Erfahrungen: klare 
Richtlinien gegeben werden. Die Mitwirkung der Geistlichen 


bei Darbietungen durch Rundfunk unterliegt den Bestimmungen 
des Ordinarius loci. 


2. Feldgottesdienste. 

Da sich bei Feldgottesdiensten bei militärischen Gedenk- 
feiern Mißstände ergeben haben, bestimmt die Konferenz: Ge- 
meinsame liturgische Feiern sind stets abzulehnen. Eine Mit- 
wirkung der Geistlichen kann je nach den örtlichen Verhältnissen 
gestattet werden, wenn die Feier auferliturgisch ist. Es ist jedoch 
darauf zu sehen, daß dann auch in Kleidung und Unterlassung 
von Gebeten der nicht-liturgische, weltliche Charakter der Feier 
sich kundgibt. 

3. Schutz der Jugend gegen die Schädigung durch Alkohol- 
genu. 

Die Konferenz erklárt diesen Schutz für notwendig und 
billigt das ernste Streben der katholischen Jugend- und Jung- 
mánnervereine, ihre Veranstaltungen alkoholfrei zu halten, sowie 


ihre Mitglieder zur Enthaltung von Alkohol oder zu surest 
Mäßigkeit zu erziehen. 
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Eltern und Erziehern legt sie dringend nahe, Kindem 
alkoholhaltige Getränke nicht zu geben, sowie selber in Wor 
und persönlicher Haltung das Beispiel der Enthaltsamkeit oder 
strenger Mäßigkeit zu geben. Empfohlen wird die Unterweisung 
der künftigen Priester über die Schädigungen durch Alkohol und 
die kluge Arbeit an der Bewahrung der Jugend. 

Die Konferenz anerkennt, daß durch sachliche Aufklärung 
tiber die Nachteile des Alkoholgenusses in Vorträgen und Schriften 
alle Volkskreise von alten irrigen Anschauungen befreit werden. 

Die Konferenz fordert die Geistlichen auf, sich die Arbeit 
gegen den Alkoholmißbrauch sehr angelegen sein zu lassen. 


22. Erlaß des Bischöflichen Ordinarlats in Mainz, betr. die 
Ehedispensen, vom 23. Februar 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Mainz 1927, 8.) ` 


Nach einer Mitteilung des Hl. Offiziums ist vom 1. Januar 1927 
an die Oblatio pro Summo Pontifice bei Dispensen von den 


Hindernissen der disparitas cultus oder mixta religio, die auf | 


Grund der Quinquennalfakultäten oder sonstiger Vollmachten 
erteilt werden, auf 30 Lire (etwa 5—6 Mark) erhöht worden. 
Soweit die finanzielle Láge der Petenten dies móglich macht, ist 
deshalb in Zukunft der genannte Betrag von ihnen zu entrichten. 
Auch bei Ehedispensen anderer Art ist in Zukunft in gleicher 
Weise zu verfahren. 


2. Wir erinnern aufs neue daran, daß Dispensgesuche in 
Ehesachen rechtzeitig, also wenigstens 3—4 Wochen vor der 
Eheschließung, an uns einzureichen sind. Nur in ganz dringenden 
Fällen können in Zukunft Gesuche berücksichtigt werden, die 
erst ganz kurz vor dem Eheabschluß hier einlaufen. Die Pfarr 
geistlichen mögen die Gläubigen öfters im Jahre bei gegebener 
Gelegenheit über das Ehesakrament unterrichten und auch darauf 
hinweisen, daß sich die Brautleute rechtzeitig bei ihrem Pfarrer 
melden sollen. Auch in der Christenlehre und im Religions- 
unterricht ist hierüber zu sprechen. 


3. Dispensgesuche in Ehesachen haben alle vorgeschriebenen 
Angaben genau zu enthalten, andernfalls müssen sie zurück 
geschickt werden. Vgl. K.A. 1922 Z. 59, ferner die Verfügungen vom 
15. Juni 1917, 29. Mai 1918, 15. Januar 1919 und 19. Januar 1920. 


Kommissarische Vernehmungen in Ehesachen. 689 


Bei Aufstellung von Stammbdumen sind alle Namen der 
Männer und Frauen bis zum gemeinschaltlichen Stamm ein- 
schließlich zu nennen. Auch ist die Angabe des Orts und des 
Tages sowie der Name des Piarrgeistlichen und das Pfarrsiegel 
beizufügen. 

Als Dispensgrund kann bei Witwen nicht aetas superadulta, 
sondern nur aetas iunior (unter 30 Jahren) angeführt werden. 
Bei Dispens vom Hindernis der gemischten Religion müssen 
iustae ac graves causae (Can. 1061 CJC. geltend gemacht 
werden können. Angustia loci und aetas superadulta sponsae 
catholicae sind allein nicht genügend. 


Mainz, den 23. Februar 1927. 


Das Bischöfliche Ordinariat 
Dr. Mayer: 


23. Anweisung des Bischöflichen Ordinariats in Mainz, . 
betr. kommissarische Vernehmungen in Ehesachen, 
vom 25. Februar 1927. 

(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Mainz 1927, 8.) 


Immer häufiger muß unser Offizialat in Eheprozessen Geist- 
liche mit kommissarischen Vernehmungen betrauen. Damit nun 
das Ergebnis dieser Vernehmungen nicht wegen eines Formfehlers 
beanstandet werden kann, ist folgendes genau zu beachten: 

1. In der Regel werden drei Geistliche zu Vernehmungen 
in Ehesachen bevollmächtigt werden: ein Verhandlungsleiter, ein 
Sekretär und ein Defensor vinculi Wird ausnahmsweise kein 
Defensor vinculi bestellt, so hat der Verhandlungsleiter den 
Defensor vinculi des Bischöflichen Ehegerichts von Ort und Zeit 
der anberaumten Verhandlung zu benachrichtigen; diesem steht 
es frei, sich zur Verhandlung einzufinden oder nicht. 

2. Aufgabe eines Verhandlungsleiters ist es, Zeit und Ort 
der Verhöre zu bestimmen, zu diesen die zu vernehmenden Per- 
sonen schriftlich zu laden, sie zu vereidigen und ihnen die ihm 
vom Offizialat in einem verschlossenen, erst in der betreffenden 
Sitzung zu 6ffnenden Briefumschlag zugeschickten Fragen vor- 
zulegen. 

3. Der Sekretär hat das Protokoll zu führen. 

4. Der Defensor vinculi soll bei der Verhandlung die ihm 
zur Klarstellung des Tatbestandes etwa notwendig oder wünschens- 
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wert erscheinenden Ergänzungsfragen durch den Verhandlungs | 


leiter stellen lassen. 

5. Vor der Verhandlung schwört ihr Leiter vor den übrigen 
Geistlichen nnd jeder von diesen vor ihm, seine Pilicht genau 
nach den kirchlichen Vorschriften erfüllen zu wollen (Can. 1621, 
§ 1) Dabei legen sie ihre rechte Hand auf ihre Brust (Can. 
1622, S 1). 

6. Auf der schriftlichen Ladung, die am besten durch den 
Kirchendiener zugestellt wird, hat der Zeuge zu bemerken, daß 
er die Ladung erhalten hat. Kann er nicht erreicht werden, oder 
verweigert er das Erscheinen zum Verhór, so ist dies an das 
Offizialat zu berichten. Jn diesem Falle muß das Interrogatorium 
uneröffnet zurückgesandt werden. 

7. Jeder Zeuge ist einzeln, d. h. ohne die Gegenwart 

anderer Zeugen, zu vernehmen (Can. 1772, § 1). 

8. Bevor ein Zeuge vernommen wird, hat er nach ent- 
sprechender Belehrung über die Wichtigkeit des Eides (Can. 1622, 
§ 2) vor einem zwischen brennenden Kerzen stehenden Kruzifix 
folgenden Fid zu leisten: »Ich schwöre vor Gott dem Allwissenden 
und Allmächtigen, daß ich die volle Wahrheit und nichts als 
die Wahrheit sagen werde, so wahr mir Gott helfe und dieses 
sein hl. Evangelium.« Dabei erhebt der Schwörende die drei 
ersten Finger der rechten Hand, bei den letzten Worten aber legt 
er sie auf einen ihm vorgelegten Evangelientext (Can. 1622, $ 1). 

9. In dem vom Sekretär zu führenden Protokoll sind Ort 
(Haus) und Zeit (Tag und Stunde) des Verhöres, die Namen der 
geistlichen Teilnehmer an der Verhandlung, ihre Eidesablegung, 
Vor- und Zuname, Heimat, Konfession, Alter, Stand und Wohnung 
der Zeugen (Can. 1774) sowie ihre Vereidigung (Can. 1779) an- 
zugeben. Die Antworten auf die ihnen vom Richter vorgelegten 
Fragen müssen nicht bloß ihrem wesentlichen, sondern ihrem 
ganzen. zur Sache gehörenden Inhalt nach verzeichnet werden 
(Can. 1778). Die Antworten auf die Fragen des übersandten 
Interrogatoriums sind mit »zu 1, 2« usw. einzuleiten, ergänzende 
Fragen aber, die der Verhandlungsleiter bezw. der Defensor 
vinculi stellt, sind genau anzugeben. 

10. Nach dem Verhör ist die Niederschrift langsam und 
deutlich dem Zeugen vorzulesen, nachdem ihm bemerkt worden. 
ist, daß er sagen möge, ob etwas an dem Protokoll geändert 
oder weggelassen oder ihm beigefügt werden solle (Can. 1780, 
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S 1). Ist dies geschehen, so hat der Zeuge das Protokoll zu 
unterzeicinen. Dasselbe tun zur Beglaubigung der Verhand- 
lungsleiter und der Sekretär (Can. -1780, § 2). 

11. Das Protokoll nebst dem übersandten Interrogatorium 


ist vom Verhandlungsleiter möglichst bald unserem Offizialat zu- 
zustellen. 


Mainz, den 15. Februar 1927. 


Das Bischófliche Ordinariat 
Dr. Mayer. 


24. Erlaß des Bischöflichen Generalvikariats zu Paderborn, 
betr. die Errichtung eines Schlichtungsausschusses 
für Kirchenangestellte, vom Jahre 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diózese Paderborn 1927, 62.) 


Bei der Bischóflichen Behórde in Paderborn wird zum Zwecke 
der Schlichtung von Streitigkeiten aus dem Dienstverhältnis zwischen 
Kirchenvorstánden und Kirchenangestellten ein Schlichtungs- 
ausschuß gebildet. 

I. Zusammensetzung. 
1. Der Schlichtungsausschuß besteht: 
a) aus einem unparteiischen Vorsitzenden, 
b) aus zwei Besitzern aus dem Kreise der Kirchen- 
vorstände, 
c) aus zwei Besitzern aus oe Kreise der Kirchen- 
angestellten. 

2. Die Mitglieder werden auf die Dauer von drei Jahren 
von der Bischöflichen Behörde ernannt und zwar zu 1b und c 
je 2 ständige und je 2 unständige Mitglieder als Stellvertreter. 


II. Zuständigkeit. 

Der Schlichtungsausschuf ist zustándig für alle Streitigkeiten 
aus dem Dienstveiháltnis der Kirchenangestellten, ganz gleich, 
ob es sich um festangestellte Beamte oder um widerruflich 
beschäftigte Angestellte handelt, oder ob die Beschäftigung als 
hauptamtliche oder nebenamtliche anzusehen ist. 


III. Vorinstanz. 


l. Jeder Streitfall ist zunächst dem zuständigen Definitor, 
wenn dessen Gemeinde jedoch beteiligt ist, dem zuständigen 


44* 
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Dechanten, zu unterbreiten, der eine gütliche Vereinbarung 
anzustreben hat. 

2. Zu der Verhandlung können sowohl der Vertreter der 
Kirchengemeinde wie der Angestellte je eine andere Person 
mitbringen. 

3. Über die Verhandlung ist eine Niederschrift aufzunehmen 
und von allen Anwesenden zu unterzeichnen. Die Parteien können 
sich Abschriften der Niederschrift anfertigen. 

4. Der Definitor (Dechant) sendet die Niederschrift mit den 
übrigen Akten an die Bischöfliche Behörde. 


IV. Entscheidung des Schlichtungsausschusses. 


1. Ist vor dem Definitor (Dechant) keine gütliche sr 
erzielt worden, fragt die Bischöfliche Behörde zunächst bei den 
Parteien an, ob sie sich der Entscheidung des Schlichtungs- 
ausschusses unterwerfen wollen (falls dieses nicht schon im Dienst- 
vertrag steht). Die zustimmende Erklärung des Kirchenvorstandes 
muß vom Vorsitzenden und 2 weiteren Mitgliedern unterschrieben 
und untersiegelt sein. 

‚Nach Eingang und Erklärungen beruft der Vorsitzende den 
Schlichtungsausschuß. Dieser ist nur beschlußfähig bei An- 
wesenheit von 5 Mitgliedern. 

2. Ist ein ständiges Mitglied verhindert, hat es rechtzeitig dem 
Vorsitzenden Mitteilung zu machen, damit dieser ein unständiges 
Mitglied als Stellvertreter einladen kann. 

3. Bei der Verhandlung kann sich jede Partei durch einen 
mit schriftlicher Vollmacht Beauftragten vertreten lassen, außerdem 
kann jede Partei eine zweite Person zur Verhandlung mitbringen. 


4. Die Entscheidung des Schlichtungsausschusses bezieht 
sich sowohl auf den Streitfall der Parteien als auch auf die Höhe 
und Verteilung der Kosten. 


V. Ernennung der Mitglieder. 


Zu Mitgliedern werden berufen: 

1. als Vorsitzender Herr Domkapitular und Geistlicher Rat 
Pieper in Paderborn, 

2. als Beisitzer aus dem Kreise der Kirchenvorstände die 
Herren Pfarrer Schmidt in Paderborn und Pfarrer Dr. Wurm in 
Neuhaus, als Stellvertreter die Herren Pfarrer Struck in Fano 
und Pfarrer Dr. Funke in BAUEN, 
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3. als Beisitzer aus dem Kreise der Kirchenangestellten die 
Herren Küster Blum in Dortmund und Küster Bäumer in Dortmund, 
als Stellvertreter die Herren Küster Holtmann in Paderborn und 
Küster Schmadel in Dortmund-Dorstfeld. 


25. Erlaß des Bischöflichen Generalvikariats zu Paderborn, 
betr. Dienstverträge mit Kirchenbeamten und -angestellten, 
vom Jahre 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diózese Paderborn 1927, 63.) 


Anläßlich der Errichtung eines Schlichtungsausschusses (vgl. 
die betr. Bekanntmachung in diesem Stück!) ordnen wir an, daf 
mit jedem Kirchenbeamten oder Kirchenangestellten, der wenigstens 
600 Mk. Jahresverdienst hat, ein Vertrag zu schließen ist, soweit 
bislang keiner geschlossen wurde. Das gilt sowohl für haupt- 
amtlich vollbeschäftigte als auch hauptamtlich nichivollbeschäftigte 
oder gar nebenamtlich beschäftigte Personen. | 

Dienstverträge sind uns in dreifacher Ausfertigung einzu- 
reichen, ein Exemplar bleibt bei unseren Akten, zwei Exemplare 
gehen mit unserem Genehmigungsvermerk zurück, sodaß jeder 
Kontrahent eins erhält. 

In den Dienstvertrag ist aufzunehmen, daß im Falle von 
Streitigkeiten aus dem Dienstverhältnis sich beide Parteien dem 
Spruch des Schlichtungsausschusses bei der Bischöflichen Behörde 

unterwerfen wollen. 

Muster für Dienstverträge mit Küster und Organisten finden 
sich im Kirchl. Amtsblatt 1920 Seite 67. Wir machen jedoch 
auf folgende Punkte aufmerksam, die einer Änderung oder 
Erklärung bedürfen: 

1. Zu I § 3. 1. Hinter »Stunde« werden zweckmäßig die 
Worte eingeschaltet: »nachdem er sich davon überzeugt hat, daß 
die Kirche leer ist. — 

2. Zu 183.3. Das viermalige Schrubben im Jahre erscheint 
wohl nicht als ausreichend, die Zahl ist eventuell zu ändern. 
Statt »nach jedem Sonn- und Feiertag« wird besser gesagt »nach 
jeder Reinigung, die zweimal wöchentlich stattzufinden hat«. Das 
»einmalige« Abstauben der Altäre usw. dürfte statt »jährlich« 
»monatlich« vorgenommen werden müssen. 


3. Zu 1 $3.10. Hinter »Wegräumen« ist zu ergänzen »der 
Krippe und«. | | 
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4. Zu I S 3. 15. Hier ist bei größeren Gemeinden eventuell 
ein Zusatz zu machen über die Verpflichtung des Küsters, für den 
Pfarrer Ausgänge zu machen und in der Vereinstätigkeit zu helfen. 

5. Zu I $7. Die Fassung ist überholt. Bei hauptamtlichen 
Küstern dürfte der S 7 etwa folgendermafen lauten: 

»Der Küster erhält als Besoldung sämtliche Bezüge der 
Staatsbeamten der Gruppe IV in monatlichen Raten. (Küster 
organisten Gruppe V!) Bei vorhandener Dienstwohnung kommt 


der Ortszuschlag in Fortfall. Das örtliche Stelleneinkommen ein- | 
schließlich der Stolgebühren (Mindeststolgebühren) und sonstigen 


Nebenbezüge, soweit es sich nicht um Geschenke handelt, werden 


auf die Besoldung angerechnet. Die Pauschalierung der Stol 


gebühren und Nebenbeztige bleibt mit beiderseitigem Ein- 
verständnis vorbehalten. 

Der Beginn des Besoldungsdienstalters wird unter Anrechnung 
von 5 Anwürterjahren und ... Dienstjahren in X festgesetzt 
auf den 1... .« | 

Oder »Der Beginn des Vergütungsdienstalters wird festgesetzt 
auf den... . . Die Anwärterzeit dauert 5 Jahre«. 

Ist der Küster nicht vollbeschäftigt, rechnet man unter 
Zugrundelegung von 2700 Arbeitsstunden jährlich für eine volle 
Beschäftigung einen Prozentsatz aus und würde dementsprechend 
den S 7 beginnen: »Der Küster erhält als Besoldung X’ 
sämtlicher Bezüge usw.« 

6. Zu I $ 8. Eine einheitliche Fassung können wir für 
diesen Paragraphen nicht aufstellen, weil die Verhältnisse zu 
verschieden sind. Hauptamtliche Küster sollte man möglichst in 
die Westfälische Pensionskasse aufnehmen lassen. Wir empfehlen, 
in diesem Falle die Beiträge auf die Kirchenkasse zu übernehmen; 
eine gesetzliche Vorschrift über die Verteilung dieser Beiträge gib! 
es nicht, der Vertrag muß die nötigen Bestimmungen enthalten. 

Nach Aufnahme in die Pensionskasse fallen die Beiträge 
zur Invaliden- und Krankenversicherung fort. 

Wenigstens sollten die Kirchengemeinden für den Küster 
außer der Invalidenversicherung eine Zusatzversicherung bei »Pax« 
nehmen (vgl. die Beilage zum Kirchl. Amtsblatt 1927 Stück 6). 

7. Zul $ 9. Als dritter Satz dieses Paragraphen dürfte 
zweckmäßig einzuschieben sein: »Als wichtiger Grund gilt auch. 
die Leistungsunfähigkeit der Kirchengemeinde«. Der folgende 
Satz ist ganz zu streichen (vgl. $ 10). 
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8. Zu I S 10. Statt »Bischöfliche Behörde« ist zu setzen: 


 »der bei der Bischöflichen Behörde eingerichtete Schlichtungs- 


ausschuß für Kirchenangestellte«. Das Wort »anderen« ist zu 


streichen. 


9. Zu I S 12. kann fortfallen. Unter 1500 Mk. Jahres- 
arbeitsverdienst entstehen keine Stempelkosten, darüber hinaus 
ist die Kirchengemeinde mit ihrer Hälite frei. 


26. Erlaß des Bischöflichen Generalvikariats zu Paderborn, 
betr. die Umzugskosten der Geistlichen, vom Jahre 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diózese Paderborn 1927, 75) 


Die Bestimmungen über Umzugskosten in der Diózesan- 
synode sind vielfach falsch verstanden worden. Auch hat sich 
die Hergabe von Darlehen für diesen Zweck nicht bewährt. Wir 
geben im Nachstehenden die Bestimmungen der Synode, wie 
sie zurzeit gehandhabt werden, nochmals wieder. 


1.. Umzugskosten sind in der Regel von der Kirchen- 
gemeinde zu tragen, in die der Geistliche hineinversetzt wird. 
Ihrer Natur nach sind sie eine Art Dienstaufwandsentschädigung 


und infolgedessen bei Gesamtkirchenverbänden wie die Gehälter, 


von diesen zu tragen. 


2. Insoweit die Kirchengemeinde leistungsunfähig ist, muß 
sie der Geistliche tragen, falls er an dem neuen Orte Normal- 
gehalt bezieht. 


3. Nur wenn die Kirchengemeinde leistungsunfähig ist und 
außerdem der Geistliche nicht das Normalgehalt bezieht, kommt 
im allgemeinen ein Diözesanzuschuß in Frage, so z. B. bei Ver- 
setzungen auf Diasporavikarien und arme Landstellen. Auch 
kann ein Zuschuß in Frage kommen wegen der Höhe der Um- 
zugskosten, wenn z. B. ein Diasporavikar aus dem Osten auf 
eine normalbesoldete Vikariestelle im Westen versetzt wird und 
die Gemeinde leistungsunfähig ist. 


4. Unter Umzugskosten sind nur zu verstehen die Mobilar- 
transportkosten, wobei auf möglichste Billigkeit Bedacht genommen 
werden muß. Von drei Firmen sind Offerten einzuziehen. 


IV. Staatliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Neuere Erlasse des deutschen Reichs- und des preußischen 
Landesministers der Justiz, betr. die Trauungszeugnisse 
polnischer Wanderarbeiter, vom Jahre 1926 und 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1927, 95.) 


Der Reichsminister der Justiz. 
Nr. la 1450 B. 


Berlin W 9, den 21. Juli 1927. 


A 
: Voßstraße 5. 


Se. Eminenz, den Herrn Kardinal- 
Fürstbischof Bertram, Breslau. 

Eurer Eminenz beehre ich mich im Nachgange zu dem 
Schreiben meines damaligen Herrn Amtsvorgängers vom 5. Juli 
v. J. — Ia 2797 B — in der Frage der sogenannten Ausländer- 
trauungen folgendes zur geneigten Kenntnis zu bringen: 

In Verfolgung der am 8. Juni v. J. im Reichsjustizministerium 
‚mit Vertretern der katholischen Geistlichkeit abgehaltenen Be- 
sprechungen hat zunächst der Herr Preußische Justizminister 
gemäß seiner unter Nr. 3 und 5 jenes Schreibens erwähnten 
Zusage den in der Anlage mitgeteilten Runderlaß vom 10. Juli 
v. J. — 1.1249 — an die Oberlandesgerichtspräsidenten gerichtet. 
Hierdurch dürften namentlich Weiterungen, wie sie nach Mit- 
teilung der Herren Geistlichen den Verlobten infolge nicht ord- 
nungsmäßiger Legalisierung polnischer Ehefáhigkeitszeugnisse bis- 
weilen erwachsen sind, in Zukunft so gut wie ausgeschlossen sein. 

Die Frage, ob und in welcher Weise sich eine schnellere 
Erledigung deutscher Gesuche um Erteilung von Ehefähigkeits- 
zeugnissen und Standesregisterauszügen durch die polnischen 
Behörden erreichen lassen möchte, ist wiederholt Gegenstand 
eingehender Erörterungen zwischen Vertretern der Deutschen und 
der Polnischen Regierung gewesen. Die polnischen Vertreter 
haben dabei erklärt, Maßnahmen der gewünschten Art nicht in 
Aussicht stellen zu können, da man sich hiervon in Polen mit 
Rücksicht auf die Lage der polnischen Gesetzgebung keinen 
Erfolg verspreche, auch nach deutschem Recht eine weitgehende 
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Befreiung von der Beibringung solcher Urkunden möglich sei. 
Angesichts dieser Sachlage bin ich an den Herrn Preußischen 
Justizminister mit der Bitte herangetreten, unter Zurückstellung 
seiner früheren, im Schreiben meines Herrn Amtsvorgängers vom 
oO. Juli v. J. unter Nr. 4 mitgeteilten Bedenken erneut zu piüfen, 
ob sich zur Behebung der Schwierigkeiten nicht noch weitere 
Erleichterungen ermöglichen lassen würden ; insbesondere habe ich 
eine Anweisung an die Oberlandesgerichtspräsidenten empfohlen, 
wonach in Fällen, in denen seit der Absendung des Gesuches 
an die polnischen Behórden eine bestimmte Frist (etwa drei 
Monate) fruchtlos verstrichen ist, auf den Eingang der Urkunden 
regelmäßig nicht mehr gewartet zu werden braucht und über 
einen von den Verlobten gestellten Befreiungsantrag alsbald zu 
befinden ist. Zu meiner Genugtuung hat sich der Herr Preußische 
Justizminister meinem Wunsche nunmehr nicht weiter verschlossen 
und in Ergänzung seiner früheren Erlasse die in Abschrift bei” 
liegende Rundverfügung vom 17. März d. J. — 169 — an die 
Herren Oberlandesgerichtspräsidenten ergehen lassen. Ich glaube 
mich der Hoffnung hingeben zu dürfen, daß diese Maßnahme, 
die namentlich in kirchlichen Kreisen stets als besonders erwünscht 
bezeichnet worden ist, geeignet sein wird, die hervorgetretenen 
Mißstände soweit als möglich zu beseitigen und manchen Geist- 
lichen von schwerem Gewissensdrucke zu befreien. Den Regie- 
rungen der übrigen deutschen Länder habe ich von den erwähnten 
Rundverfügungen mit dem Anheimstellen Kenntnis gegeben, 
erforderlichenfalls den Erlaß ähnlicher Anordnungen in Erwägung 


zu ziehen. gez. Hergt. 


Abschrift zu RJM. Nr. Ia 1450 B. 


Der Preußische Justizminister. Eilt! 
1 1249. 


Berlin W 8, den 10. Juli 1926. 


Betrifft: Ausstellung von Ehefähigkeitszeugnissen namentlich 
für polnische Wanderarbeiter. 


Es sind bei mir Klagen, namentlich von seelsorgerischer 
Seite, darüber vorgebracht worden, daß die Bearbeitung der 
Gesuche insbesondere polnischer Wanderarbeiter um Befreiung 
von der Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses der Heimat- 
behórde. — Art. 48 A. G. B. G. B. — nicht durchweg mit der 
Beschleunigung erfolge, die im Interesse der Beendigung des 
wilden Zusammenlebens der Ehebewerber erwünscht sei, und 
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daß häufig auch durch einen unangemessen hohen Gebührensatı 
eine weitere Verzögerung und Erschwerung verursacht werde. 

Zur Behebung der hervorgetretenen Mißstände bestimme 
ich folgendes: 

1. Gesuche der bezeichneten Art sind mit jeder möglichen 
Beschleunigung, in geeigneten Fällen unter alsbaldiger Erbittung 
der Hilfeleistung des deutschen Seelsorgers der Ehebewerber zu 
erledigen. 

2. Nach Art. 18, Abs. 1 des am 1. Juni 1926 in Kraft ge 
tretenen deutsch-polnischen Vertrages über den Rechtsverkehr 
vom 5. März 1924 (R.G.Bl II. 1925, S. 139 f.) ist die in Art. 43, 
§ 3 A G.B.G.B. vorgeschriebene Bescheinigung des Konsuls oder 
Gesandten des Reichs, daß das Zeugnis von einer dafür zu- 
ständigen Behörde ausgestellt worden sei, für diejenigen Urkunden 
nicht mehr erforderlich, welche von einer obersten oder höheren 
polnischen Verwaltungsbehörde aufgenommen, ausgestellt oder 
beglaubigt worden und mit dem Siegel oder Stempel dieser Be- 
hörde versehen sind. Hierauf werden die Gesuchsteller hinzu- 
weisen sein, da es stets genügen wird, daß der Wojewode das 
Zeugnis der zuständigen polnischen Stelle beglaubigt, und dessen 
Beglaubigung keiner Legalisation bedarf. Der Umstand, daß 
von den Ehebewerbern ein Ehefähigkeitszeugnis der Heimat- 
behörde beigebracht worden ist, dem die ordnungsgemäße 
Legalisation fehlt, schließt lediglich die Verwertung des Zeug- 
nisses als Nachweis im Sinne der §§ 1, 3, Art. 43 A.G.B.G.B. 
aus, dagegen nicht, sofern Zweifel an der Echtheit des Zeugnisses 
nicht obwalten, die rechtliche Möglickkeit, es als Unterlage für 
die Entscheidung über ein Befreiungsgesuch gemäß § 4 a. a. O. 
zu verwerten. 

3. Bei dem notorisch geringen Bareinkommen der meisten 
hier in Betracht kommenden Ehebewerber werden regelmäßig | 
Billigkeitsgründe für eine Ermäßigung oder die Nichterhebung 
der Verwaltungsgebühr für die Bewilligung der Befreiung sprechen 


(8 4 der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung vom 29. Dez. 
1923 — G.S. 1924, S. 1 — und Verwaltungsgebührenordnung 
für Angelegenheiten der Justizverwaltung vom 3. Februar 1925 
— J.M.BI. S. 52 f. — Zusatz zu Tarif B). Auch dadurch kann 
zur beschleunigten Erledigung der Gesuche beigetragen werden. 


An I. V.: gez. Frilze. 


. den Herrn Kammergerichtspräsidenten und 
die Herren Oberlandesgerichtspräsidenten. 
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Abschiift zu RJM. Nr. Ia 1450 B. 
Der reu p ustministen 


Berlin W 8, den 17. März 1927. 


Betrifft: Ausstellung von Ehefähigkeitszeugnissen für polnische 
. Wanderarbeiter. 


In Ergánzung der Rundverfügungen vom 25. Oktober 1922 
— I. 1750 — und vom 10. Juli 1926 — I. 1249 — bestimme ich: 

Weist der Ehebewerber nach, daß seit der Angehung der 
zuständigen Behörde seines polnischen Heimatstaates (A. H. 285) 
drei Monate verstrichen sind, ohne daß er das erbetene Ehefähig- 
keitszeugnis erhalten hat, so sind in der Regel die Bemühungen 
des Ehebewerbers um die Erlangung des Ehefáhigkeitszeugnisses 
bei seiner Heimatsbehörde als erfolglos anzusehen. Demgemäß 
hat sich alsdann der Oberlandesgerichtspräsident darüber schlüssig 
zu machen, ob er ein Gesuch um Befreiung von der Beibringung 
des Ehefähigkeitszeugnisses bewilligen will. 


l. V.: gez. Fritze. 


2. Deutsches Reichsgesetz zur Änderung des am 28. April 19201) 
erlassenen Gesetzes, betr. die Grundschulen und die 
Aufhebung der Vorschulen, vom 26. Februar 1927. 

R. G. Bl. 1 S. 67. 


Der Reichtstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
mit Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird: 

S 1. S 2 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Grundschulen 
und Aufhebung der Vorschulen vom 28. April 1920 (Reichs- 
gesetzbl. S. 851), erhält folgende Fassung: 

Für private Vorschulen und Vorschulklassen gelten die 
gleichen Vorschriften, doch kann da, wo eine baldige Auflósung 
oder ein baldiger Abbau erhebliche wirtschaftliche Härten für die 
Lehrkräfte oder die Uuterhaltungstráger mit sich bringen würde 
oder aus örtlichen Gründen untunlich ist, die völlige Auflösung 
aufgeschoben werden. Wird ein Aufschub gewährt, ist dafür zu 
sorgen, daf die Gesamtschülerzahl der Vorschulklassen der Privat- 
schule den bisherigen Umfang nicht übersteigt. Ergeben sich 
durch die Auflósung oder den Abbau erhebliche wirtschaftliche 
Härten für die Lehrkräfte oder die Unterhaltungsträger, so ist aus 


1) Siehe dieses Archiv CIT, 113. 
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öffentlichen Mitteln eine Entschädigung zu gewähren oder durch 
sonstige Öffentliche Maßnahmen ein Ausgleich zu schaffen. Bevor 
diese Entschädigung aus Öffentlichen Mitteln oder ein Ausgleich 
durch sonstige Öffentliche Maßnahmen reichsgesetzlich geregelt 
und ihre Durchführung gesichert ist, darf der Abbau oder die 
Auflösung der privaten Vorschulen nicht erfolgen. 
S 2. Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 1927 in Kraft. 
Der Reichspräsident. Der Reichsminister des Innern. 


3. Erlaß des Regierungsprásidenten von Koblenz, betr. die 
Aufnahme von Anleihen seitens der Kirchengemeinden, 
vom 2. Juli 1927. 

(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diózese Trier 1927, 109.) 


Der a a nee | Koblenz, den 2. Juli 1927. 


Im vergangenen Jahre sind mir Anträge von Kirchen- 
gemeinden auf Genehmigung von Anleihen vorgelegt worden, 
die dazu dienen sollten, die Kosten von Erweiterungsbauten oder 
größeren Instandsetzungsarbeiten oder Grundstückserwerbskosten 
zu decken. Die Hilfsbedürftigkeit, Wichtigkeit und Unumgäng- 
lichkeit der Anleiheaufnahme wurde in manchen Fällen damit 
begründet, daß die Kirchengemeinden und ihre Gläubiger (Hand- 
werker, Lieferanten usw.) in die größten Verlegenheiten kommen 
würden, wenn die Anleihe nicht umgehend genehmigt würde 
und die bereits entstandenen Schulden infolgedessen nicht bezahlt 
werden könnten, oder daß der Grundstückskauf nicht durchgeführt 
werden könnte. Es mag'dahin gestellt bleiben, ob in allen Fällen 
der Erwerb von Grundstücken unbedingt notwendig war und die 
Belastung der Kirchengemeinde mit Schulden rechtfertigte. Es 
dürfte sich vielmehr meistens oder doch nicht selten um günstige 
Gelegenheiten gehandelt haben, die die kirchlichen Organe 
glaubten nicht vorübergehen lassen zu müssen. 

Zur Deckung solcher Anleihen muß naturgemäß die Kirchen- 
steuer in den kommenden Jahren zum Teil erhöht werden. Dies 
macht sich beim Steuerzahler noch mehr bemerkbar, wenn 
Umstände eintreten, die gleichfalls eine Erhöhung der Kirchen- 
steuer nach sich ziehen. Unter den heutigen ungünstigen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen muß aber jede unnötige Erhöhung der 
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Kirchensteuer unter allen Umständen vermieden werden, es muß 
vielmehr eine Herabsetzung der Kirchensteuer angestrebt werden. 
Die vorerwähnten Fälle veranlassen mich zu folgenden 
Bemerkungen: 
Nach den dort bekannten neuen Gesetzen über die staatliche 
Mitwirkung bei der kirchlichen Vermögensverwaltung bedürfen 
Beschlüsse der kirchlichen Körperschaften über Anleihen meiner 
Genehmigung. Die Genehmigung kann ich selbstverständlich 
nur erteilen auf Grund einer sorgfältigen Prüfung, die sich nicht 
nur auf' die Bedingungen der Anleihe und ihre Rückwirkung auf 
die von den Gemeinden zu tragenden Steuerlast zu ersirecken hat, 
sondern auch auf die Nofwendigkeit der Anleihe aus denjenigen 
Ausgaben, die aus der Anleihe bestritten werden sollen. Dieses 
wichtige Prüfungsrecht wird mir praktisch entwunden, wenn die 
Kirchengemeinden Unternehmungen, die sie nicht aus eignen 
verftigbaren Mitteln finanzieren können, schon vor Beschaffung 
fremden Geldes durchführen und erst nachträglich die Geneh- 
. migung zur Aufnahme von Anleihen zwecks Deckung der bereis 
entstandenen Schulden beantragen. Ein solches Vorgehen, wie 
ich es zu meinem Befremden nicht bei wenigen Kirchengemeinden 
in letzter Zeit feststellen mußte, widerspricht den Regeln einer 
geordneten Verrnögensverwaltung und dem Sinne der gesetzlichen 
‚Vorschriften über. die Genehmigungsbediirftigkeit kirchlicher An- 
leihen durch die Staatsbehörde. Ich bitte deshalb ergebenst, davon 
Kenntnis zu nehmen und die Kirchengemeinden zwecks Verhütung 
von Schwierigkeiten davon zu benachrichtigen, daß ich in Zukunft 
die Genehmigung zu Anleihen nicht mehr erteilen werde, wenn die 
Genehmigung erst nach Durchführung der Maßnahmen beantragt 
wird, zu deren Bezahlung die Anleihe dienen soll. Jede Kirchen- 
gemeinde kann, wennsie bestimmte Maßnahmen, insbesondere Neu- 
bauten, Umbauten, größere Instandsetzungen oder Anschaffungen 
plant, vorher mit einiger Sicherheit wissen, ob sie die Maßnahmen 
aus laufenden oder sonst verfügbaren Mitteln bestreiten kann 
oder ob sie fremdes Geld dazu braucht. In letzterem Falle ist 
es ihre Pflicht, vor Inangriffnahme der geplanten Maßnahmen 
meine Genehmigung zur Anleihe-Aufnahme nachzusuchen, damit 
ich pflichtgemäß prüfen kann, ob die geplanten Maßnahmen so 
notwendig sind, daß die Belastung der Kirchengemeinden mit 
Schulden gerechtfertigt ist. 
Sollten die Kirchengemeinden sich nicht hiernach richten, so 
fällt die Verantwortung für die Folgen, die sich aus der dann von 


702 Württembergische Kirchensteuern. 


mir verfügten Nichtgenehmigung der Anleihe ergeben, auf sie 
zurück. Es liegt daher im dringenden Interesse der Kirchen 
gemeinden, jede Anleihegenehmigung rechtzeitig im Sinne de 
vorstehenden Darlegungen bei mir zu beantragen. 

| Im Auftrage: Faust. 


4. Verordnung des württembergischen Kultusministeriums, 


betr. die Kirchensteuern, vom 21. März 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Rottenburg 1927, 125.) 


Auf Grund des Gesetzes über die Kirchen vom 3. März 1924 


(Reg.Bl. S. 93)') in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 
17. Februar 1927 (Reg.Bl. S. 117)*) wird mit Zustimmung des 
Finanzministeriums und im Einvernehmen mit dem Innenministerium 
folgendes verordnet?) : 


$ 1. Zuständigkeit der Oberdmter zur Genehmigung 
ortskirchlicher Steuerbeschlüsse. 


1. Die Genehmigung der ortskirchlichen Steuerbeschlässe 
wird den Oberämtern übertragen, soweit nicht der Ertrag der 
Ortskirchensteuer auf mehr als 30 v. H. der Summe der Einkommen- 
und Vermögensteuer und der staatlichen Grund-, Gebäude- und 
Gewerbesteuer zu veranschlagen ist, die nach der letzten Veran- 
lagung auf die Mitglieder der Kirchengemeinde entfällt. 


2. Das Oberamt hat in folgenden Fällen vor der Genehmigung 
die Entscheidung des Kultministeriums einzuholen: 

1) wenn die bürgerliche Gemeinde Einwendungen gegen 

die Höhe oder den Maßstab der Steuer erhoben hat, 

2) wenn die katholische Ortskirchensteuervertretung gegen 

den Haushaltsplan, der dem Steuerbeschluß zugrunde 
liegt, Einwendungen erhoben hat, 

3) wenn die katholische Ortskirchensteuervertretung zu 

einem Beschluß des Kirchenstiftungsrats, der ihr nach 

§ 226 Abs. 1 Satz 1 der Bischöflichen Verwaltungs 

ordnung für die Kirchenpflegen, Kirchengemeinden und 

ortskirchlichen Stiftungen vom 13. November 1925 


1) Abgedruckt in diesem Archiv CIV, 103—132. 
2) Abgedruckt in diesem Archiv CVII, 298 — 301. 


3) Vgl. die Kirchensteuerordnung vom Jahre 1925, in diesem Archiv CV, 
592—603. | 8 
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(Kirchl. Amtsbl. für die Diözese Rottenburg 11 S. 281) 
zur Äußerung mitzuteilen ist, keine zustimmende 
Äußerung abgegeben hat, 

4) wenn der Steuerbeschluß von einer durch die Ober- 
kirchenbehörde bestellten Vertretung der Kirchen- 
gemeinde ($ 42 der Evang. Kirchengemeindeordnung, 
Amtsbl. der ev. Landeskirche 21 S. 216) oder von einer 
Gemeindeversammlung (SS 77 und 78 der Kath. Kirchen- 
steuerordnung, Kirchl. Amtsblatt 11 S. 351) gefaßt ist, 

9) wenn der dem Steuerbeschluß zugrunde liegende Haus- 
haltsplan Ausgaben enthält, die durch Verfügung der 
Oberkirchenbehörde von Aufsichts wegen in den Plan 
eingestellt sind, oder wenn der Steuerbeschluß nach 
§ 21 des Gesetzes durch eine Anordnung der Ober- 
kirchenbehörde ersetzt ist. 

3. Wird ein Teil der Ortskirchensteuer nach S 86a Abs.1b 
oder c des Gesetzes an Stelle einer Landeskirchensteuer erhoben, 
so wird dieser Teil bei der Berechnung des Steuerertrages nach 
Abs. 1 nicht berücksichtigt. 

4. Die Genehmigung des Oberamts ist gültig, auch wenn 
es seine Zuständigkeit zu Unrecht angenommen hat. 

5. Für die Kirchengemeinden des Stadtbezirks Stuttgart nimmt 
das Polizeipräsidium Stuttgart die Aufgaben des Oberamts wahr. 


§ 2. Zuständigkeit der Oberdmter zur Genehmigung von 
Bezirksumlagen. 


1. Die Genehmigung der Umlagen der evangelischen Kirchen- 
bezirke wird den Oberämtern übertragen, soweit ihr Jahresbetrag 
3000 Rm. nicht übersteigt. 

2. Sind an dem Kirchenbezirk mehrere Oberämter beteiligt, 
so wird die Genehmigung von dem Overamt des Dekanatsitzes 
. im Einvernehmen mit den übrigen Oberämtern erteilt: als beteiligt 
gelten nur die Oberämter, deren Bezirk mindestens fünf Kirchen- 
gemeinden oder 5000 Kirchengenossen des <irchenbezirks an- 
gehóren. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den beteiligten 
Oberämtern entscheidet das Kultministerium. 

3. Die Umlagen bedürfen der staatlicher» Genehmigung nicht, 

a) wenn sie sich auí die Kosten der Bezirksvertretung 
und der Aufsicht über die Verwaltung des Ortskirchen- 
vermógens beschránken. 

b) wenn ihr Jahresbetrag unter 1000 Rm. bleibt. 
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$ 3. Nachweis des Steuerbedarfs. . 


1. Mit dem Haushaltsplan haben die Kirchengemeinden dem 
Oberamt die Berechnung des verfügbaren Verwaltungsvermögens 
nach der letztgestellten Rechnung sowie eine vorläufige Berechnung 
der in der letzten Rechnungsperiode verfügbar gebliebenen Mittel 
vorzulegen. Sind verfügbare Mittel zur Vermehrung des Grund- 
stocks oder besonderer Fonds verwendet worden, so ist dies in 
den Berechnungen ersichtlich zu machen. Auf Verlangen des 
Oberamts sind die Rechnungen vorzulegen. 

2. Für die Umlagen der evangelischen Kirchenbezirke gelten 
diese Vorschriften entsprechend. 


$ 4. Anhörung der bürgerlichen Gemeinde. 


1. Ist der Ertrag der Ortskirchensteuer auf mehr als 10 v. H. 
der Summe der Einkommen- und Vermógensteuer und der staat- 
. lichen Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer zu veranschlagen, 
die nach der letzten Veranlagung auf die Mitglieder der Kirchen- 
gemeinde entfällt, so hat das Oberamt dem Gemeinderat der 
beteiligten Gemeinde Gelegenheit zur Äußerung über die Höhe 
und den Maßstab der Ortskirchensteuer zu geben. Für die 
Äußerung ist eine angemessene Frist zu setzen. 

2. Die Kirchengemeinde kann die Äußerung der bürgerlichen 
Gemeinde vor der Vorlegung des Steuerbeschlusses einholen. 

3. Bei der Einholung der Äußerung (Abs. 1 und 2) ist der 
bürgerlichen Gemeinde der Haushaltsplan der Kirchengemeinde 
mitzuteilen. | 

4. Als beteiligt gilt eine bürgerliche Gemeinde oder Teil- 
gemeinde, wenn mindestens ein Viertel ihrer Einwohner der 
besteuernden Kirchengemeinde angehört. 

5. $ 1 Abs. 3 gilt entsprechend. 


` $ 5. Bekanntmachung des Besteuerurgsmafstabs. 


1. Soweit nicht der Maßstab der Orts- und Landeskirchen- 
steuer den Pilichtigen einzeln im Kirchenstenerbescheid mitgeteilt 
wird, ist er von der Kirchengemeinde vor Beginn des Steuer- 
einzugs Öffentlich bekannt zu machen. . 

2. Die Bekanntmachung kann durch öffentlichen Ausruf 
oder durch Ausschreiben in dem für amtliche Bekanntmachungen 
bestimmten Blatt oder durch öffentlichen Anschlag während des 
Zeitraums von zwei Wochen an dem für Anschläge der kirch- 
lichen oder bürgerlichen Gemeinde bestimmten Ort geschehen. 
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$ 6. Beitreibung der Steuern. 


Die Orts- und Landeskirchensteuern werden nach den Grund- 
Sätzen der Reichsabgabenordnung (SS 298 bis 354 AO.) bei- 
getrieben. Soweit sie von der Kirchengemeinde oder auf Grund 
einer Vereinbarung mit der Kirchengemeinde von der bürger- 
lichen Gemeinde beigetrieben werden, gelten für die sinngemäße 
Anwendung der Reichsabgabenordnung folgende Bestimmungen: 

1. An die Stelle des Finanzamts treten in den Fällen der 
SS 317, 334, 339 Abs. 2, 341 Abs. 3, 348 Abs. 2 und 354 AO. 
die Kirchengemeinden, in den übrigen Fällen der Ortsvorsteher 
oder ein durch den Gemeinderat aufgestellter anderer Beamter. 


2. Vollstreckungsbehörde ist der Ortsvorsteher oder der 
durch den Gemeinderat aufgestellte andere Beamte. Für die 
Vollziehungsbeamten gelten die Bestimmungen über die Ge- 


mieindesteuern entsprechend (vgl. Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 der Landes- 
steuerordnung). — 


3. An die Stelle des Landesfinanzamts tritt im Fall des 
S 298 Abs. 3 AO. das Oberamt, im Fall des $ 345 Abs. 3 AO. 
das Kultministerium nach Anhörung des Landesfinanzamts. Im 
Fall des $ 351 Abs. 1 AO. tritt an die Stelle des Finanzgerichts 
das Oberamt, an die Stelle des Reichsfinanzhofs der Verwaltungs- 
gerichtshof. 8 352 AO. findet keine Anwendung. 


4. Statt der Mahnungen (8 314 AO.) kann allgemein óffent- 
lich an die Zahlungen erinnert werden. 


$ 7. Geheimhaltungspflicht. 


1. Die Mitglieder der kirchlichen Steuervertretungen und 
die Beamten und Beauftragten der kirchlichen Kórperschaften 
sind verpflichtet, die Verhältnisse der Steuerpflichtigen strengstens 
geheimzuhalten, die sie bei der kirchlichen Besteuerung erfahren 
haben. (S 41 des Gesetzes über die Kirchen; $ 10 AO.) 

2. Zuwiderhandlungen -werden nach $ 376 AO. bestraft. 


$ 8. Verwendungsnachweis. 


1. Die Kirchengemeinden und die evangelischen Kirchen- 
bezirke haben dem Oberamt auf Verlangen die Verwendung der 
Ortskirchensteuern und der Beziıksumlagen durch einen Rech- 
nungsauszug nachzuweisen. 

2. Die Oberkirchenbehórden teilen dem Kultministerium 


vor dem Ende des dem Steuerjahr folgenden Rechnungsjahrs 
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eine Übersicht über die Verwendung der Landeskirchen- 
steuer mit. 


3. Auf Verlangen der zuständigen Staatsbehörden sind die 
Rechnungen vorzulegen. 


$ 9. Inkrafttreten. 
Die Verordnung tritt am 1. April 1927 in Kraft. 


5. Drei Urteile des Kammergerichts und der Landgerichte 
in Berlin und Altona, betr. die religiöse Kindererziehung, 
vom Jahre 1925 und 1957. 


(Kirchlicher Anzeiger für das Bistum Hildesheim 1927, 135.) 


I. 


Beschluß. | 


In Sachen des Amtsgerichts in D., betr. die religióse Er- 
ziehung der Kinder des K., hat der Zivilsenat Ia des Kammer- 
gerichts in Berlin in der Sitzung vom 16. Oktober 1925 auf die 
von dem K. in D. eingelegte weitere Beschwerde beschlossen: 


Der Beschluf der Ersten Zivilkammer des Landgerichts 
in L. vom 19. Juni 1925 und die Verfügung des Amtsgerichts 
in D. vom 13. Mai 1925 werden aufgehoben. 


Gründe. 


Der dem katholischen Bekenntnis angehórige K. war in 
erster Ehe mit Hedwig S. verheiratet. Diese war evangelisch. 
Sie ist am 13. November 1919 gestorben. Aus der Ehe sind 
zwei minderjáhrige Kinder im Alter von 9—11 Jahren hervor- 
gegangen. Die Kinder wurden evangelisch getauft. Nach dem 
Tode der Mutter ging der Vater mit Agathe Sch., die dem 
katholischen Bekenntnis angehört, eine neue Ehe ein. Die 
Kinder wurden nun vom Vater in die katholische Schule geschickt. 
Das Vormundschaftsgericht leitete aus diesem Anlaß und weil 
auch andere Erziehungsmaßregeln des Vaters und. der Stiefmutter 
das Wohl der Kinder zu gefährden schienen, gegen den Vater 
ein Verfahren aus S 1666 BGB. ein. Dieses endigte damit, daß 
dem Vater durch Verfügung des Vormundschaftsgerichtes vom 
13. Mai 1925 aufgegeben wurde, die Kinder der evangelischen 
Schule zuzuführen. Die von dem Vater gegen diese Verfügung 
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erhobene Beschwerde ist durch Beschluß des Langerichts in L. 
vom 19. Juni 1925 kostenpflichtig zurückgewiesen worden. 

Hiergegen richtet sich die weitere Beschwerde des Vaters. 
Ihr war der Erfolg nicht zu versagen. 

Das Landgericht stellt fest, der Vater habe sich mit seiner 
ersten Ehefrau dahin geeinigt, daß die Kinder evangelisch er- 
zogen werden sollten. Die Kinder seien deshalb zunächst in 
die evangelische Schule geschickt worden. In der erwähnten 
Einigung über die evangelische Erziehung erblickt das Land- 
gericht in Übereinstimmung mit dem Vormundschafisgericht einen 
Vertrag, der, da vor Verkündigung des Reichsgesetzes über die 
religiöse Kindererziehung vom 15. Juli 1921 geschlossen, gemäß 
§ 9 S. 1 dieses Gesetzes in Kraft bleibe. 


Allerdings könne der Vertrag gemäß § 9 S. 2 des Gesetzes 
auf Antrag des überlebenden Elternteils durch Beschluß des 
Vormundschaftsgerichtes aufgehoben werden. Da aber über einen 
dahingehenden Antrag noch nicht befunden worden sei, bestehe 
die bisherige Regelung fort, so daß die angefochtene Verfügung 
mit Recht ergangen sei. 


Die Stellungnahme der Vorinstanzen verletzt das Gesetz. 
Nach den beim Tode der Mutter geltenden Bestimmungen des 
Preußischen Rechts waren die Kinder in der Religion des Vaters 
zu erziehen, also im katholischen Bekenntnis. Ein hiervon ab- 
weichender »Vertrag« wäre gemäß § 77 Il 2 ALR. ungültig ge- 
wesen, konnte also nicht gemäß § 9 S. 1 Rel. Erz.-Ges. in Kraft 
»bleiben«. Der S 9 Rel Erz.-Ges., auf den die Vorinstanzen 
ihre Entscheidung gegründet haben, scheidet also ganz aus. In 
der vom Landgericht festgestellten Einigung der Eltern über die 
evangelische Erziehung der Kinder lag aber auch kein »Vertrag«. 
Vielmehr handelte es sich um ein bloßes Einigsein im Sinne 
des $ 78 II 2 ALR. Dieses Einigsein konnte begriffsmäßig nur 
so lange dauern, wie beide Elternteile lebten, fiel also mit dem 
Tode der Mutter (13. November 1919) fort. Nun konnte der 
Vater bestimmen, daß entsprechend der gesetzlichen Zuweisung 
katholische Erziehung stattfinden solle. Das hat er getan, und 
an der so entstandenen Rechtslage hat das Gesetz vom 15. Juli 
1921 nichts geändert (vgl. 8 4, 1 S. 2, 2. Abs. 1 Rel. Erz.-Ges.). 

Demgemäß waren die Vorentscheidungen aufzuheben, ohne 
daß noch eine Zurückverweisung in Frage kam. 


Berlin, 2. November 1925. 
45* 
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I. 
Beschluß. 


. [n der Familienrechtssache, betr. den am 28. Juli 1920 geb. 
Alfred D. hat die 3. Zivilkammer des Landgerichts auf die Be- 
schwerde des Vaters gegen den Beschluß des Amtsgerichts vom 
10. September 1926 in der Sitzung vom 22. März 1927 beschlossen: 
Die Beschwerde des Berghauers Adolf D. gegen den 
Beschluß des Amtsgerichts wird zurückgewiesen. 


Gründe. 

Die Eltern des Knaben Alfred D. haben am 29. Mai 1920 
die Ehe nach katholischem Ritus geschlossen. Dabei hat der 
Adolf das Versprechen abgegeben, daß die zu erwartenden Kinder 
katholisch erzogen werden sollten. Demgemäß ist der am 
28. Juli 1920 geborene Alfred katholisch getauft und erzogen 
worden. Ohne Zustimmung, ja gegen den ausdrücklichen Wider- 
spruch der Mutter hat der Vater das Kind, als es zu Ostern 1926 
schulpflichtig wurde, zur weltlichen Schule angemeldet. 

Er hat dann unter dem 29. Juni 1926 eine Eingabe an die 
Regierung gerichtet, worin er ausführt, daß es sein Wille sei, 
daß der Knabe in der weltlichen Schule unterrichtet werde, 
während seine Ehefrau, beeinflußt durch ihre Eltern, wünsche, 
daß der Knabe der katholischen Schule zugeführt werde. Die 
Folge davon sei häufiger Streit in seiner Ehe, er bitte deshalb 
um eine Entscheidung zu seinen Gunsten. Die Regierung hat 
die Sache an das Vormundschaftsgericht abgegeben. 

Vor diesem hat der Vater erklärt, er bestehe darauf, daß 
sein Sohn die weltliche Schule besuche, habe aber im übrigen 
nichts dagegen, daß seine Frau das Kind zu Hause im Sinne 
der katholischen Lehre erziehe. Die Mutter hat erklärt, daß sie 
auf der Erziehung des Knaben in dem katholischen Bekenntnis 
und seiner Unterbringung in der katholischen Schule bestehe. 

Unter dem 10. September 1926 hat das Vormundschafts- 
gericht einen Beschluß dahin erlassen: | 

Der Antrag des Antragstellers Adolf D. auf konfessions- 
lose Erziehung seines Sohnes Alfred D. wird kostenpflichtig 
zurückgewiesen. 

Der am 28. Juli 1920 geb. Alfred D. ist in der katho- 
lischen Religion weiter zu erziehen. 

Gegen diesen Beschluß hat der Vater die durch SS 19, 20 
RG. FG. zugelassene Beschwerde eingelegt, welcher. das Amts- 
gericht nicht abgeholfen hat. 
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Der Beschwerde war der Erfolg zu versagen. — Allerdings 
hat über die Wahl der Schule an und für sich der Vater als der 
in erster Linie Erziehungsberechtigte in der Regel allein zu ent- 
scheiden. Ist aber die Anmeldung zu einer bestimmten Schule 
als »Anderung des Bekenntnisses« anzusehen, so ist hierzu nach 
8 2 Abs. 2 des RG. vom 15. Juli 1921 die Zustimmung der 
Mutter erforderlich (vgl. Marx, das RG. über die religiöse Kinder- 
erziehung, S. 19). | 

Dies ist hier der Fall. Denn wie auch in den übrigen 
weltlichen Sammelklassen, wird auch in F. kein konfessioneller 
Religionsunterricht erteilt. Eine religiöse Erziehung im katho- 
lischen Bekenntnisse ohne katholischen Religionsunterricht gibt 
es aber nicht, und abgesehen davon ist die Teilnahme am 
Unterricht einer weltlichen Schule von dem hier maßgebenden 
Standpunkt der katholischen Weltanschauung und Pädagogik aus 
` völlig unvereinbar mit einer religiösen Erziehung in dem katho- 
lischen Bekenntnis. (So die eingeholte amtliche Auskunft der 
Regierung, Abteilung für Kirchen- und Schulwesen.) In der 
Unterbringung des Kindes in der weltlichen Schule lag also 
unter allen Umständen eine Änderung der bisherigen religiösen 
Erziehung, ohne Rücksicht darauf, daß der Mutter gestattet sein 
sollte, das Kind zu Hause im Sinne der katholischen Lehre zu 
erziehen. Das Verlangen des Beschwerdeführers, ihm zu ge- 
statten, das Kind ohne Zustimmung seiner Frau in der weltlichen 
Schule unterrichten zu lassen, bedeutete also tatsächlich das 
Verlangen, ihm die Erziehung des Kindes in einem anderen als 
dem bisherigen Bekenntnisse zu gestatten. Deshalb war das 
Vormundschaftsgericht berechtigt, über die Frage der religiösen 
Erziehung selbst zu entscheiden, obgleich der Beschwerdeführer 
an und für sich nur eine Entscheidung inbetreff der Schule 
verlangt hatte. 

Wenn das Vormundschaftsgericht sodann das Verlangen des 
Beschwerdeführers lediglich deshalb abweist, weil während des 
Bestehens der Ehe von keinem Elternteil ohne Zustimmung des 
anderen bestimmt werden kann, daß das Kind in einem anderen 
Bekenntnis als bisher erzogen werden soll, so ist dies allerdings 
rechtsirrtümlich. Denn im Falle der Meinungsverschiedenheit 
hat eben auf Anrufen eines Elternteils das Vormundschaftsgericht 
zu entscheiden, ob unter Berücksichtigung »der Zwecke der 
Erziehung« eine solche Änderung vorgenommen werden darf 
oder nicht. 
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Im vorliegenden Falle sprechen aber die »Zwecke der Er- 
ziehung« ganz unzweifelhaft gegen die Zulassung einer solchen 
Änderung. Denn das Kind ist bis zum schulpflichtigen Alter 
von der Mutter, in deren Händen naturgemäß die Erziehung 
während dieser Zeit fast ausschließlich zu liegen pflegt, 
katholischen Bekenntnis erzogen worden und besucht im übrigen 
seit Oktober 1926 die katholische Schule. Erfahrungsgemäß 
pflegen aber gerade religiöse Anschauungen, die dem Kinde in 
früher Jugend, zumal durch die Mutter, eingeprägt worden sind, 
nachhaltigen Eindruck zu hinterlassen. Das Kind würde daher 
in seiner ganzen geistigen und seelischen Entwickelung verwirrt 
werden, wenn es gezwungen würde, einen Unterricht zu empfangen, 
der alles das, was es bisher von der Mutter in religiöser Be- 
ziehung gelernt und erfahren hat, nicht nur völlig negiert, sondern, 
wie es nicht anders sein kann, auch als falsch bekämpfen muß. 
Wenn der Beschwerdeführer sich damit einverstanden erklärt hat, : 
daß die Mutter das Kind zu Hause weiter in der katholischen 
Lehre erziehe, so übersieht er völlig, daß eine derartige zwie- 
spältige Erziehung das Verderblichste wäre, was es für die seelische 
Entwicklung des Kindes überhaupt geben kann. Dies wäre, 
abgesehen davon, daß hierbei von einer »Erziehung im katho- 
lischen Bekenntnis«, wie schon gesagt, gar keine Rede sein kann, 
erziehungswidrig im höchsten Grade. Den Zwecken der Er- 
ziehung entspricht es daher im vorliegenden Falle allein, daß 
das Kind, dessen Erziehung offenbar auch künftig vornehmlich 
in der Hand der Mutter liegen wird, in deren Bekenntnis erzogen 
wird, wie bisher. — Es war daher wie geschehen, zu beschließen. 

Berlin, 4. April 1927. 

IIl. 
Beschluf. 

In Sachen des Hans Helmuth von Wicki, geboren am 
20. Sept. 1913, vertreten durch seinen Vormund, den Inspektor 
des Pflege- und Altersheims in Elmshorn, Kaufmann I. Andresen, 
Elmshorn, Schulstraße, hat die 1. Zivilkammer des Landgerichts 
in Altona auf die Beschwerde des katholischen Pfarramts in 
Elmshorn, vertreten durch den Pastor Heinrich Reiners, gegen 
die Verfügung des Amtsgerichts in Elmshorn vom 14. Januar 
1927 in der Sitzung vom 1. März 1927 beschlossen: 

Unter Aufhebung der  angefochtenen Entscheidung 
wird der Antrag des Vormundes, die Erziehung seines am 
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20. September 1913 geborenen Mündels Hans Helmuth von 
Wicki in der Konfession der evangelisch-lutherischen Landes- 
kirche Schleswig-Holsteins vormundschaftsgerichtlich zu ge- 
nehmigen zurückgewiesen. Die Entscheidung erfolgt ge- 
bührenfrei. | 

Griinde.. 

Durch Verfügung vom 14. Januar 1927 hat das Vormund- 
schaftsgericht auf Antrag des Vormundes genehmigt, daß dieser 
seinen am 20. September 1913 geborenen Mündel Hans Helmuth 
von Wicki in der Konfession der evangelisch-lutherischen Landes- 
kirche Schleswig-Holsteins erziehen läßt. ° 

Gegen diese Verfügung hat das katholische Pfarramt in 
Elmshorn durch den Pastor Reiners Beschwerde eingelegt und 
beantragt, den Antrag des Vormundes unter Aufhebung des 
angefochtenen Beschlusses zurückzuweisen. 

. Die Beschwerde ist zulässig. Aus der weiteren Fassung 
des S 7 des Reichsgesetzes über die religiöse Kindererziehung 
vom 15. Juli 1921 in Verbindung mit S 20, S 57 Ziffer 9 F. G.G. 
muß entnommen werden, daß den Religionsgesellschaften ein 
Beschwerderecht bei Streitigkeiten aus dem Reichsgesetz vom 
15. Juli 1921 zusteht; denn auch ihre Interessen können durch 
gerichtliche Entscheidungen über die religiöse Kindererziehung 
verletzt werden. 

Die Beschwerde ist auch sachlich begründet. Zwar hat 
der Vormund oder Pfleger, dem die Sorge für die Person eines 
noch nicht 14 Jahre alten Kindes zusteht, über dessen religiöse 
Erziehung mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichts zu be- 
stimmen (§ 3, Abs. Il, Satz 1 und 2, 8 5 a. a. O). Jedoch kann 
der Vormund eine schon erfolgte Bestimmung über die religióse 
Erziehung nicht ändern (S 3 a. a. O). Die verstorbenen Eltern 
des Hans Helmuth von Wicki, die katholischer Konfession waren, 
haben aber bereits eine Bestimmung über die religiöse Erziehung 
ihres Sohnes getroffen; denn sie haben den Knaben katholisch 
taufen lassen. Hans Helmuth von Wicki ist bisher auch in der 
katholischen Konfession erzogen worden und hat insbesondere 
am katholischen Religionsunterricht teilgenommen. Danach ist 
bereits eine Bestimmung über die religiöse Erziehung des Knaben 
erfolgt. Diese konnte nicht geändert werden. Die angefochtene 
Entscheidung war daher aufzuheben. 

Die Kostenentscheidung folgt aus 8 95 Pr. G. K. G. 
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6. Beschluß des bayerischen Obersten Landesgerichts, 
betr. die Aufhebung eines Vertrages über religiöse 
Kindererziehung nach Scheidung der Ehe, 
vom 4. August 1926. 

 (PreuBisches Pfartarchiv XV, 233.) 


Tatbestand: Die früheren Eheleute haben im Jahre 1917  notariell 
vereinbart, daß die aus ihrer Ehe zu erwartenden Kinder katholisch erzogen 
werden sollen. Seit 12. Juli 1924 ist die Ehe aus dem alleinigen Verschulden 
des Ehemanns rechtskräftig geschieden. Die Mutter beantragte am 4. Juni 1925 
beim VormG., nach SS 3, 9 RKEG. den Vertrag aufzuheben, um die Kinder, 
die sicht bei ihr befinden, in ihrem evangelischen Bekenntnisse erziehen zu 
können. Der Vater weigerte seine Zustimmung. Das VormG. hob den Vertrag 
auf. Das BeschwG. wies den Antrag ab. Die weitere Beschwerde hatte 
keinen Erfolg. 

Entscheidungsgründe: VormG. und BeschwG. sind sich nicht 
darüber einig, ob, wie bei Auflösung der Ehe durch den Tod 
eines Elternteils dem überlebenden Elternteile, bei Scheidung der 
Ehe dem schuldlos geschiedenen Elternteil ein selbständiges 
Recht zum Antrag auf Aufhebung des Vertrags nach $9 RKEG. 
zukommt. Es fragt sich, ob der Vertrag durch die Scheidung 
der Ehe unwirksam wurde. Nach dem Rechtsgedanken des 
§ 1635 BGB. wird durch die Scheidung der Ehe der schuldige 
oder mitschuldige Teil nur in der Ausübung des Rechtes, für die 
Person der Kinder zu sorgen, zugunsten des anderen Teiles 
beschränkt, sein Personensorgerecht lebt wieder in vollem Umfange 
auf, sobald die Beschränkung entfällt (s. auch RGZ. 102 S. 283). 
Die Rechtslage ist ähnlich, wie wenn die elterliche Gewalt des 
Vaters oder der Mutter ruht (SS 1676, 1677; 1686 BGB.). Eine 
weitere Frage ist, ob $ 9 RKEG. bei Lebzeiten der Eltern nur 
den beiden Elternteilen zusammen oder jedem ein selbständiges 
Antragsrecht einräumt. Der Wortlaut wie die Gründe der Vorschr. 
rechtfertigen nur die erstere Ansicht. $ 9 spricht für den Fall, 
daß der Erziehungsvertrag bei Lebzeiten der Eltern aufgehoben 
werden soll, nur von einem Antrag der Eltern, setzt demgegenüber 
den Antrag des überlebenden Elternteils, wenn ein Elternteil 
schon gestorben ist, und S 10 regelt den Fall, daß beide Eltern- 
teile vor dem 1. Januar 1922, dem Inkrafttreten des Gesetzes, 
gestorben sind. Nach der Entstehungsgeschichte des $ 9 wollte 
man das geltende Landesrecht, das Verträge über die religiöse 
Kindererziehung zuließ und hierfür zuweilen eine bestimmte Form, 
wie gerichtliche oder notarielle Beurkundung vorschrieb, tunlichst 
schonen und den Eltern ermöglichen, sich yon einem Vertrag, 
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der einen Gewissenszwang für sie bedeuten könnte, wieder zu 
trennen. Man erwog, daß ein Formalakt nur durch einen Fomalakt 
aufgehoben werden könne, und glaubte, daß sich am besten ein 
Beschluß des VormG. eigne, das in der Sache selbst gebunden 
sei, dem Antrag beider Eltern oder des überlebenden Elternteils 
auf Aufhebung des Vertrags stattzugeben. Danach kann kein 
Zweifel sein, daß bei Lebzeiten beider Elternteile ein Antrag der 
beiden Elternteile erforderlich ist und die Übereinstimmung beider 
Elternteile, die nach Landesrecht zur Aufhebung des Vertrags 
erforderlich gewesen wäre, durch den Antrag der beiden Elternteile 
ersetzt werden sollte. Diese Rechtslage wird durch eine Scheidung 
der Ehe nicht geändert. Wird die Aufhebung eines Vertrags 
nach $ 9 RKEG. begehrt, so hat das VormG. nur zu prüfen, ob 
es sich um einen altrechtlichen, bestehenden Vertrag handelt 
und ob ein Antrag beider Elternteile vorliegt. In eine sachliche 
"Prüfung, ob die Aufhebung des Vertrags zweckmäßig sei, darf 
das Vormundschaftsgericht nicht eintreten; richterliches Ermessen 
ist ausgeschlossen. 


7. Beschluß des Kammergerichts, betr. die Teilnahme der 
Kinder am Religionsunterricht, vom Jabre 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1927, 93.) - 


Das Kammergericht hat, wie wir dem Zentralblatt für die 
gesamte Unterrichtsverwaltung in Preußen (Jahrgang 1927, vom | 
20. Augus:) entnehmen, aus Anlaß eines Einzelfalles nachstehende 
Grundsátze aufgestellt: 

1. Für die Nichtteilnahme eines schulpflichtigen Kindes am 
Religionsunte.richt ist die Erklárung der Eltern erforderlich und 
ausreichend; einer Mitwirkung der Schulaufsichtsbehórde bedarf 
es nicht. 

2. Die Bestimmung der Reichsverfassung (Art. 149, Abs. 1) 
»Der Religionsuntziricht ist ordentliches Lehrfach der Schulen 
mit Ausnahme der bekenntnisfreien (weltlichen) Schulen« ist in 
dem Sinne aufzufassen, daß die Schule verpflichtet ist, dieses 
Fach zu lehren, aber nicht in dem Sinne, daß die Schüler genötigt 
seien, den Religionsunterricht zu besuchen. 

3. Solange die Erklärung der Eltern nicht vorliegt, darf der 
Religionsunterricht nicht nach Belieben versäumt werden, auch 
nicht mit Willen der Eltern. 
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8. Beschluß des Kammergerichts, betr. die staatliche 
Genehmigung zum Grunderwerb seitens der Kirche, 
vom 1. Oktober 1926. 

(Preußisches Pfarrarchiv XV, 211.) 


Tatbestand: Auf Grund der notariellen Auflassung vom 29. Januar d. 1 
ist die Eigentumsumschreibung der im Grundbuche von Holthausen Bd. 5 BI. 78 
verzeichneten Parzelle Flur 11 Plan Nr. 253 f,1 auf die Beschwerdeführerin 
beantragt; als Wert sind 23624 RM. angegeben. Das Grundbuchamt hat den 
Antrag wegen Fehlens der staatlihen Genehmigung beanstandet. Die 
Beschwerde hiergegen ist vom Landgericht zurückgewiesen. Auch die weitere 
Beschwerde ist erfolglos. 

Entscheidungsgründe: Das Kammergericht hat im Beschlusse 
1 X 615.26, der den Erwerb eines Grundstücks durch den Berliner 
Stadtsynodalverband betrifft, folgendes ausgeführt: 

Nach Art. 7 S 1 Abs. 1 PrAGBGB. bedürfen juristische 
Personen, die in Preufen ihren Sitz haben, zum Erwerb von 
Grundstücken der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde, 
wenn der Wert den ursprünglich auf 5000 Mk., dann durch das 
Gesetz vom 8. April 1924 (GS. S. 221) auf 3000 Goldmark und 
nunmehr wieder auf 5000 RM. (Preuß. Verordnung vom 2. Juli 1926 
$ 3 betr. Überleitung in neue Währungsverhältnisse [GS. S. 192]) 
festgesetzten Wert übersteigt. Nach Abs. 2 daselbst bedarf es 
der Genehmigung nicht für solche Personen des Öffentlichen 
Rechts, welche nach den für sie geltenden Gesetzen davon 
befreit sind. j 

Das frühere preußische Recht enthielt für den Erwerb von 
Grundeigentum durch kirchliche Körperschaften ausdrückliche 
Vorschriften. Das Gesetz »betr. die evangelische Kirchenverfassung 
in den acht älteren Provinzen der Monarchie« vom 3. Juni 1876 
(GS. S. 125) bestimmte in Art. 24 Ziff. 1 die Notwendigkeit der 
Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde zum Erwerb, 
Veräußerung und Belastung von Grundeigentum.‘ Dieser Rechts- 
zustand wurde durch die Einführung des BGB. nicht beeinflußt 
(Art. 86 EGBGB.). Das Kriegsgesetz zur Vereinfachung der 
Verwaltung vom 13. Mai 1918 (GS. S. 53) Art. 11 Abs. 1 beseitigte 
die Notwendigkeit der Genehmigung nur für die Veräußerung 
von Grundeigentum. | 

Das heute maßgebende nach der Staatsumwälzung die 
kirchlichen Rechtsverhältnisse der evangelischen Kirche völlig neu 
ordnende Staatsgesetz betreffend die Kirchenverfassungen der 
evangelischen Landeskirchen vom 8. April 1924 (GS. S. 221) 
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äußert sich über die Notwendigkeit der staatlichen Genehmigung 
zum Grundstückserwerb nicht. Es erwähnt in Art. 6 Fälle, in 
denen Beschlüsse der kirchlichen Organe der Genehmigung der 
Staatsbehörde bedürfen, z. B. bei Veräußerung von Gegenständen 
geschichtlichen usw. Wertes, Aufnahme von Anleihe und dgl. und 
zählt in Art. 19 unberührt bleibende bisherige staatliche Vor- 
schriften, z. B. über die Rechtsverhältnisse des Patrons, auf. Es 
bestimmt in Art. 20, daß alle diesem Gesetz entgegenstehenden 
Bestimmungen, mögen dieselben in den allgemeinen . Landes- 
gesetzen, den Provinzial- oder Lokalgesetzen begründet sein, außer 
Kraft treten. In der Begründung zu diesem Gesetz (Drucksachen 
Nr. 7266 Preuß. Landtag 1. Wahlperiode 1. Tagung 1921 23) 
ist zu. Art. 5 (jetzt 6) bemerkt, daß wie nach bisherigem Recht 
der Grundsatz der allgemeinen, alles ergreifenden Staatsaufsicht 
verlassen und das System der besonderen Angabe derjenigen 
Verwaltungsakte, die der Genehmigung der Staatsbehórde bedürfen, 
angenommen sei, so daß außerhalb dieser besonderen Fälle die 
Vermögensverwaltung frei sei, und ferner, daß die Genehmigungs- 
pflicht auf das unerläßlich erforderliche beschränkt ser (S 16); 
abschließend ist dann jedoch zu Art. 5 (jetzt 6) gesagt, daß außer 
den in diesem Artikel aufgeführten Fällen die gesetzlichen Vor- 
schriften über die Beschränkungen der toten Hand in Betracht 
kämen (Art. 6, 7 PrAGBGB.), die auch auf die Religionsgesell- 
schaften Anwendung fänden. | 
Der Beschwerdeführer ist der Ansicht, daß dieses die 
kirchlichen Verhältnisse von Grund auf neu ordnende Gesetz 
durch sein Schweigen über die Notwendigkeit der staatlichen 
Genehmigung beim Grunderwerb diese beseitigt habe. Er macht 
geltend, daß bei der Beratung des Entwurfs im Verfassungs- 
ausschuß der Standpunkt vertreten sei, die gesetzliche Aufzählung 
der staatlichen Befugnisse sei erschöpfend. Er meint, daß dadurch 
die Kirche zu den in Art. 7 $ 1 Abs. 2 erwähnten juristischen 
Personen gehöre, welche nach den für sie geltenden Gesetzen 
Grundeigentum ohne Genehmigung erwerben können, und führt 
dazu aus, daß es einer ausdrücklichen Ausschließung der Anwend- 
barkeit des Art. 7 S 1 Abs. 1 nicht bedurfte, wie denn auch 
anerkanntermaßen z.B. für Stadt- und Landgemeinden die Belong 
von der Genehmigung bestehe. 
Zu dieser Frage der Genehmigungsbediirftigkeit ist bereits 
in verschiedener Weise Stellung genommen. Das Preußische 
Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung vertritt 
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den Standpunkt der Notwendigkeit der Genehmigung (Min.-BL 
vom 8. Oktober 1925, Just.-Min.-Bl. 25 S. 379 und vom 9. Nov. 1925, 
ZBI. S. 347). 


Ebenso Schlüter in JurW. 1926 S. 954. Den gegenteiligen 
Standpunkt vertreten Güthe-Triebel GBO. 4 (Bd. II S. 1790 und 1880), 
das Landgericht Brieg in der Entscheidung vom 28. Sept. 192 
(JurW. 1926 S. 1479) und Konsistorialrat Professor Dr. Giese, das.). 


Das Kammergericht hat in der einen Grunderwerb des Erz 
bischöflichen Stuhls in Köln betreffenden Entscheidung vom 
18. Februar d. J. (JurRdsch. 26 Rechtspr. Nr. 943) die staatliche 
Genehmigung für nötig erachtet. Der Fall liegt ähnlich, weil 
auch in dem neuen Gesetz über die Verwaltung des katholischen 
Kirchenvermógens vom 20. Juli 1924 (GS. S. 585) im Gesetz 
selbst über die bisher nótige staatliche Genehmigung nichts gesagt, 
vielmehr nur in der Begründung auf die Anwendbarkeit des 
Art. 7 AGBGB. hingewiesen ist. Das Kammergericht hat in seiner 
Begründung ausgeführt: Die Befreiung der Stadt- und Land- 
gemeinde beruht darauf, daß in den sie rechtlich ordnenden 
älteren Gesetzen eine Genehmigung zum Grunderwerb nicht 
vorgeschrieben sei und das AGBGB., wie seine Begründung ergebe, 
in diesen Rechtszustand nicht ändernd habe eingreifen wollen; 
ein Satz, daß Schweigen eines neueren, eine juristische öffentlich- 
rechtliche Person ordnenden Gesetzes über die Genehmigungs- 
bedürftigkeit den Art. 7 S 1 Abs. 1 AG. ausschalte, lasse sich 
nicht allgemein aufstellen; es bedürfe der Untersuchung von Fall 
zu Fall und es bestehe kein Anlaß, diese Vorschrift durch ein 
Gesetz infolge seines Schweigens dann für ausgeschaltet anzusehen, 
wenn seine Begründung ausdrücklich von der Anwendbarkeit der 
Vorschrift ausgehe. 

Diese Begründung trifft auch den hier zu entscheidenden Fall. 
Auch die Hinweise auf die vóllige Neuordnung der kirchlichen 
Kórperschaften und die Art. 19 und 20 des Gesetzes kónnen 
demgegenüber nicht durchgreifen, zumal die letzteren offenbar 
die rein kirchlichen Rechte und nicht die allgemeinen staatlichen 
Aufsichtsrechte gegenüber jeder juristischen Person betreffen. 

Aus diesen Erwägungen ergibt sich die Erfolglosigkeit des 
Rechtsmittels. 
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9. Urteil des Oberlandesgerichts Kiel, betr. den Rechtsweg 
bei kirchlichen Abgaben, vom 8. Juli 1926. 


(Preußisches Pfarrarchiv XV, 270.) 


Vom Oberlandesgericht in Kiel ist durch rechtskräftiges 
Urteil vom 8. Juli 1926 eine Entscheidung gefällt, die ihrer all- 


gemeinen Bedeutung wegen nachstehend inhaltlich wiedergegeben 
wird. 


Die Kirchengemeinde Süderhastedt klagte gegen einen 
Landmann in Hindorf auf Leistung einer Naturalabgabe in Roggen. 
Die Abgabe war in Abteilung II des Grundbuchs für das Pastorat 
eingetragen und Martini jeden Jahres fällig. Im Kircheninven- 
tarium von 1809 ist folgendes eingetragen: 

»Zehnten des Pastorats. 


Von den Zehnten an Getreide und Vieh. Ein jeder Meent- 
haber und Hufner des Kirchspiels Stiderhastedt und der zu Felde 
bauet (außer der Doifschaft Frestedi) muß dem Pastori jährlich 
eine halbe Tonne Rocken messen, und wer eine halbe Meente 
hat, muß einen Himpten jährlich liefern. Und sollte ein Meent- 
haber mehr als eine Meente haben, so ist er doch verbunden, 
so viele Hufe oder Meente er hat, auch so viele halbe Tonnen 
Rocken zu messen . . . — Die Personen, welche dem Prediger 
diese halbe Tonne izt jährlich messen, sind folgende: in Hindorf: 
Jürgen Holm, Andreas Claußen, Michael Hennings, Heinrich 
Holm, Marx Claußen, Reimer Claußen, Nikolaus Holm«. 


Der Beklagte erhob in erster Linie die Einrede der Unzu- 
lässigkeit des Rechtsweges, indem er geltend machte, daß die 
Streitige Last nicht privatrechtlicher, sondern óffentlich-rechtlicher 
Natur sei, und daß der ordentliche Rechtsweg auch deshalb nicht 
gegeben sei, weil der Klägerin nach der Kabinettsorder vom 
19. Juni 1836 das Verwaltungszwangsverfahren zu Gebote stehe. 

Das Oberlandesgericht hat die Einrede der Unzulässigkeit 
des Rechtswegs für begründet erklärt. 


. Es führt zunáchst hierzu aus, daB das bereits durch $ 79 
T. 2 Art. 14 des Allgemeinen Landrechts bei Streit über eine 
Abgabepflicht unter besonderen Umständen gewährte rechtliche 
Gehör nur auf den Steuerpflichtigen, nicht auch auf den Steuer- 
berechtigten zu beziehen gewesen sei und daß das Gesetz betr. 
die Erweiterung des Rechtswegs vom 16. September 1867 ($ 15) 
die Rechte des Staats und der anderen mit Abgaberechten aus- 
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gestatteten öffentlich-rechtlichen Verbände nicht habe erweitern, 
sondern einschränken wollen, dagegen die Rechte der zu Abgaben 
Verpflichteten habe vermehren wollen. Aus dem Gesetz vom 
16. September 1867 könne deshalb die Zulässigkeit der Klage 
nicht hergeleitet werden. 


Bei der von uns unter dem 15. Oktober 1926 veróffent- 
lichten Entscheidung des Oberlandesgerichts Kiel (KGuVBL 
S. 192) hat dieses zwar die Zulässigkeit des Rechtswegs auf 
Grund des S 15 des Gesetzes vom 16. September 1867 bejaht. 
Dort war aber der Abgabepflichtige als Kläger aufgetreten. 


` Das Oberlandesgericht hat dann im Urteil vom 8. Juli 1926 
die Entscheidung über die Zulässigkeit des Rechtswegs davon 
abhängig gemacht, ob der Streit als eine bürgerlich-rechtliche 
Streitigkeit im Sinne des § 13 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
anzusehen ist, und hat zunächst geprüft, ob die streitige Last 
auf dem öffentlichen Recht beruht oder ob sie im Privatrecht 
ihre Grundlage hat. 


Dabei sind die Ausführungen über die Frage, welche Be- 
deutung die Eintragung der Last im Grundbuch hat, von Interesse. 
Das Oberlandesgericht sagt, es seien zwar nicht eintragungsfähig 
die sog. gemeinen Lasten, d. h. die auf einem nicht privatrecht- 
lichen Titel berühenden Abgaben und Leistungen, die auf dem 
Grundstück nach Gesetz oder Verfassung haften. Zu diesen 
gemeinen Lasten gehören gemäß Art. 2 Ziff. 1 des preußischen 
Ausführungsgesetzes zum Reichsgesetz über die Zwangsversteige- 
rung und Zwangsverwaltung vom 23. September 1899 Abgaben 
und Leistungen, die aus dem Kirchen- und Pfarrverband ent- 
springen oder an Kirche, Pfarre oder Kirchenbediente zu entrichten 
sind. Die Eintragung derartiger Lasten sei auch dann unzulässig, 
wenn die gesetzliche Verpflichtung noch außerdem durch Vertrag 
übernommen und daraufhin ihre Eintragung vom Grundstücks- 
eigentümer bewilligt und beantragt sei. Jedoch gelte dies alles 
nur für die nach dem 1. Januar 1900 erfolgten Eintragungen. 
Zur Zeit der Eintragung der streitigen Last, im Jahre 1887, sei 
nach 811 der damals geltenden preußischen Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 die Eintragung der vorstehend erwähnten ge- 
meinen Lasten zwar nicht notwendig, aber doch zulässig gewesen. 
Hieraus schließt das Oberlandesgericht, daß die Tatsache der 
Eintragung im Grundbuch nicht für die privatrechtliche Natur 
des streitigen Rechts spricht. — 
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Das Urteil geht weiter darauf ein, daß nach der in Recht- 
sprech ung und Rechtslehre überwiegenden Meinung die an Kirchen, 
Pfarren und Kirchenbediente zu entrichtenden Naturalabgaben auf 
dem alten Zehntrecht der katholischen Kirche beruhen und daß 
sich auch die hier streitige Abgabe auf die Kirchenhoheit stütze, 
weil es sich nach dem Sachverhalt um eine allgemeine Abgabe- 
pflicht handele, daß deshalb die Grundlage der Abgabepflicht 
Öffentlich-rechtlicher Natur gewesen sei. 


Es wird jedoch im Urteil darauf hingewiesen, daß dieser 
Ursprung der inStreit befindlichen Last für sich allein vielleicht noch 
nicht genügen möge, um das Vorhandensein einer bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeit nach S 13 des Gerichtsverfassungsgesetzes und 
damit die Zulässigkeit des Rechtswegs zu verneinen, wenn man 
mit dem Reichsgericht davon ausgehe, daß für die im öffentlichen 
Recht begründeten Ansprüche auf vermógenswerte Leistungen zu 
kirchlichen Zwecken grundsätzlich der ordentliche Rechtsweg 
nicht verschlossen sei (RGE. Bd. 111 S. 214). Hier handele es 
sich jedoch um eine Ausnahme von dieser Regel, weil nach der 
Kabinettsorder vom 19. Juni 1836 alle beständigen dinglichen und 
persönlichen Abgaben und Leistungen, welche an Kirchen und 
deren Beamte vermóge einer allgemeinen gesetzlichen oder auf 
notorischer Orts- und Bezirksverfassung beruhenden Verbindlichkeit 
— wie im vorliegenden Falle — zu entrichten sind, der exe- 
kutivischen Beitreibung durch die Verwaltungsbehórde unterliegen. 
Eine Wahl zwischen Rechtsweg und Verwaltungszwangsverfahren 
sei ausgeschlossen. Überall da, wo die Beitreibbarkeit im 
Verwaltungszwangsverfahren gegeben sei, sei der Rechtsweg 
schlechlhin unzulässig. Das preuß. Staatsgesetz vom 8. April 1924 
habe in Art. 19 Ziff. 3 die bisherigen staatlichen Vorschriften 
über die Beitreibung kirchlicher Abgaben unberührt gelassen. 

Aus vorstehenden Gründen ist die Klage wegen Un- 
zulässigkeit des Rechtsweges abgewiesen worden worden. 


Die Kirchenvorstände werden hiernach unter Beachtung der 
voıstehenden Ausführungen vor der Erhehung einer Klage auf 
Erfüllung einer Abgabepflicht stets zu prüfen haben, ob der 
Rechtsweg zulässig oder der Weg des Verwaltungszwangsverfahrens 


zu beschreiten ist. Nötigenfalls ist uns vorher Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 


Evangelisch-lutherisches Landeskirchenamt. 
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10. Entscheidung des preußischen Oberverwaltungsgerichts, 
betr. die Steuerpflicht eines im Ruhestande lebenden 
Gendarms, vom 16. November 1926. 
(Preußisches Pfarrarchiv XV, 293.) 


Der Kläger begehrt völlige Freistellung von der geforderten 
Kirchensteuer. Er stützt in erster Linie diesen Antrag darauf, 
daß er früher als im Dienste befindlicher Gendarm nach dem 
preußischen Gesetze von 1820 von der Kirchensteuer befrei 
gewesen sei, und daß er glaubte, diese Befreiung auch in seinem 
Ruhestand in Anspruch nehmen zu können. Der Regierungs- 
präsident hat dies verneint, weil mit der Zurruhesetzung die 
Zugehörigkeit zur Militärgemeinde erloschen sei. Der Kläger hat 
das preußische Gesetz, auf das er seinen Anspruch stützt, nicht 
näher bezeichnet, er meint. aber offenbar die Verordnung über 
die anderweitige Organisation der Gendarmerie vom 30. Dez. 1820, 
nach der die Landgendarmerie militärisch organisiert ist, und 
folgert in der Annahme, diese Verordnung habe auch für Hessen- 
Nassau Geltung, daraus, daß ebenso wie den Militärpersonen 
auch den Gendarmen Freiheit von den Steuern der ordentlichen 
Parochie ihres Wohnortes zustehen müsse. Nun gilt zwar für die 
1866 von Preußen neu erworbenen Landesteile die Verordnung 
nicht, sondern es besteht für sie die Verordnung, betreffend die 
Organisation der Landgendarmerie in den neu erworbenen Landes- 
teilen, vom 23. Mai 1867; diese hat die Verhältnisse der Land- 
gendarmerie jedoch in gleicher Weise geordnet wie die Verordnung 
vom 30. Dezember 1820. Aber darin hat der Kläger Recht, daß 
vor dem Erlasse der Verordnung über die Rechtsstellung der 
Landgendarmerie vom 10. März 1919, nach welcher die Ange- 
hórigen der Landgendarmerie in unmittelbarem Staatsdienste 
stehende Beamte sind, die Mitglieder der Landgendarmerie zum 
»Militärstande« zählten, und daß sie daher auf Grund des S 278 
Tit. 11 Teil II ALR. der ordentlichen Parochie ihres Wohnortes 
oder Standquartiers nicht unterwoifen waren. Nun gehören aber 
nach der ständigen Rechtsprechung des OVG. die in den Ruhe- 
stand getretenen Angehörigen des Militärstandes diesem Stande 
im Sinne jener Bestimmung nicht mehr an und haben daher auch 
keinen Anspruch mehr auf die Befreiung von den Kirchensteuern 
der Kirchengemeinde des Wohnsitzes. Unter diesen Umständen 
ist es im vorliegenden Falle unerheblich, daß nach der Verordnung 
über die Rechtsstellung der Landgendarmerie vom 10. März 1919 
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deren Angehörige in unmittelbarem Staatsdienste stehende Beamte 
sind und also nicht mehr dem Militärstande zugerechnet werden. 
Mit Recht hat daher der Regierungspräsident den auf seine 
Zugehörigkeit zum Militärstande gestützten Anspruch des Klägers 
auf Befreiung’ von den Kirchensteuern abgewiesen. 

Der Kläger hat aber noch den weiteren Einwand erhoben, 
daß bisher in der Kirchengemeinde es nicht erlorderlich gewesen 
sei, Kirchensteuern zu erheben, da die Besoldung des Pfarrers 
aus erheblichen Landeinkünften bestritten sei, auf welche die 
Geldentwertung keinen Einfluß gehabt habe; es sei daher nicht 
ersichtlich, zu welchen Zwecken Kirchensteuern erhoben werden 
sollten. Er.bemängelt damit die Notwendigkeit für die Kirchen- 
gemeinde, Abgaben zu erheben. Sein Einwand richtet sich 
also gegen das Etatsrecht der Kirchengemeinde und kann nach 
der ständigen Rechtsprechung des OVG. in dem gegen die 
Heranziehung gegebenen Rechtsmittelverfahren mit Einspruch, 
Beschwerde und Klage nicht geltend gemacht werden. Die Prüfung 
der Frage, ob die Kirchengemeinde den Betrag des durch 
Steuern aufzubringenden Bedarfs richtig bemessen hat, steht nur 


der Aufsichtsbehörde zu, die über die Genehmigung der Abgaben- 
erhebung zu befinden hat. 


11. Entscheidung des preuß. Oberverwaltungsgerichts, betr. 
die Steueríreiheit kirchlicher Dienstgrundstücke, 
vom 28. Januar 1927. 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1927, 93.) 


Das Oberverwaltungsgericht hat bezüglich der Dienstgrund- 
stücke, die zu Schulstellen oder Küsterschulstellen gehóren, unterm 
28. 1. 1927 (abgedruckt im »Centralblatt für die gesamte Unter- 
richtsverwaltung in Preufen« Jahrgang 1927 vom 5. August) den 
Grundsatz aufgestellt, daß das Grundstück als Dienstgrundstück 
auch dann gilt und daher frei von der Grundvermögenssteuer ist, 
wenn es verpachtet ist und der Pachtkontrakt der Genehmigung 
des Schulvorstandes resp. der Kirchengemeinde bedarf. »Nur 
dann würde das Schul- und Küsterland nicht mehr als Dienst- 
grundstück gelten können, wenn... die Landnutzung durch 
öffentlich-rechtlichen Akt unter Zustimmung der Beteiligten und 
Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde förmlich mit der 
Wirkung abgelöst oder aufgehoben worden wäre, daß dem 
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Stelleninhaber dauernd das Recht, die Selbstbewirtschaftung de 
Landes wieder zu übernehmen, entzogen worden ist.« 


Dieser Grundsatz wird naturgemäß auch für die Dienst 
grundstücke der Geistlichen gelten. 


12. Entscheidung des Reichsgerichts, betr. den Ausschluß des 
Rechtswegs wegen Entziehung eines innerhalb einer Kirche 
oder Rellgionsgesellschaft wirkenden Rechts oder wege 
AusschlieBung aus der Kirchen- oder Religionsgesellschatt, 
vom 15. März 1926. 
(Preufisches Pfarrarchiv XV, 19.) 


Auch über die Entziehung eines innerhalb einer geistlichen 
Gesellschaft wirkenden Rechtes steht der Rechtsweg nicht offen. 
Auch die Ausschließung aus einem nicht mit Korporationsrechten 
versehenen Ordensverbande stellt sich als die Entziehung eines 
innerhalb der katholischen Kirche wirkenden Rechtes, nämlich des 
Rechtes der Mitgliedschaft bei der kirchlichen Genossenschaft, 
und demgemäß als eine im ordentlichen Rechtswege nicht ar 
greifbare Strafe dar. Auf Grund einer ähnlichen Erwägung ist 
über die Frage, ob dem Mitgliede einer kirchlichen Bruderschaft 
mit Recht Mitgliedschaftsrechte entzogen sind, der Rechtsweg far 
unzulässig erklärt. Die Bruderschaften bilden unter den katholisch- 
kirchlichen Genossenschaften neben den Orden und Kongre- 
gationen den losesten Verband. Was fürsie in dieser Beziehung 
Rechtens ist, muß erst recht für die am straffsten organisierten Orden 
gelten. Bei allen solchen Vereinigungen würde die staatliche 
Entscheidung über das Fortbestehen von Mitgliedschaftsrechten 
einen Eingriff in die der Kirche eigentümlichen dogmatischen 
und sittlichen Auffassungen und eine Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten nicht nur dieser Gesellschaften, sondern der 
Kirche selbst bedeuten, eine Einmischung, wie sie nach def 
gekennzeichneten Entwicklung des preußischen Staatskirchenrecliis 
nicht mehr stattfinden darf. 


in  - A Te MEN 
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Urteil des deutschen Reichsgerichts, betr. die kirchlichen 

Dotationsansprüche an den Fiskus auf Grund der Säkulari- 
sation, vom 23. Juni 1927 "). 

(Mitgeteilt vom Apostolischen Protonotar Dompropst D. Dr. Johannes Linn 


eborn 
in Paderborn.) JE 
V erkündet IV. 722/1926. 
am 23. Juni 1927 ; 
gez. Jander Im Namen des Reichs! 
Gerichtsschreiber. 
In Sachen 


des /Preußischen Landesfiskus, vertreten durch die Regierung, 
Abteilung für Kirchen- und Schulwesen, in Magdeburg, 
Beklagten und Revisionsklägers, 
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Huber in Leipzig, ' 
wider | 
die katholische Kirchengemeinde: Sf. Petri und Pauli in Groß- 
Ammensleben, vertreten durch ihren Kirchenvorstand, 
Klägerin und Revisionsbeklagte, 
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Justizrat Dr. Schrömbgens 
in Leipzig, 
hat das Reichsgericht, IV. Zivilsenat, auf die mündliche Verhandlung 
vom 23. Juni 1927 unter Mitwirkung 


des Präsidenten Dr. Meyer und der Reichsgerichtsgeräte Seyffarth, 
Sayn, Dr. Boos, Dr. Hoeniger für Recht erkannt: 


Die Revision gegen das Urteil des 2. Zivilsenats des Ober- 
landsgerichts zu Naumburg a. S. vom 13. Juli 1926 wird 
zurückgewiesen. 


Die Kosten der Revisionsinstanz werden dem Revisions- 
kläger auferlegt. 


Von Rechts wegen. 


Tatbestand. Nachdem der Rechtsstreit auf Grund des Urteils des jetzt 
erkennenden Senats vom 2. Juli 1925 IV 377,25 (RGZ, Bd.111 Seite 211)!) in die 
Berufungsinstanz zurückgedrängt war, hat die Klägerin, unter Einschränkung 
ihres bisherigen Anspruchs auf die Zeit seit dem 1. Januar 1924, beantragt, 
den Beklagten zu verurteilen, daß er an sie zur Deckung ihrer persönlichen 
und sachlichen Kultuskosten aufer der seither gewährten jährl. Dotation von 
2728 RM. vom 1. Januar 1924 an jährlich weitere 1000 Mk. zahle uad zwar die 
rückständigen Beträge sofort, die künftig fällig werden am Fälligkeitstage der 
bisherigen Dotation jedes Jahres. Diesem Antrage hat das Oberlandsgericht 
durch das Urteil vom 13. Juli 1926 entsprochen. 


Mit der Revision verfolgt der Beklagte den Antrag auf Klagabweisung. 
Die Klägerin beantragt die Zurückweisung der Revision. 


1) Vgl. dieses Archiv Band 105, 638 und Band 107, 340. 
2) Abgedruckt in diesem Archiv 105, 633 tf. 
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Entscheidungsgründe. 


1. Das Oberlandesgericht hat sich in dem durch das frühere 
Revisionsurteil veranlaßten neuen Berufungsverfahren auf den 
Standpunkt des Reichsgerichts (RGZ. 111 S. 216 ff.) gestellt, daß 
die Kabinettsorder vom 25. September 1834 als ein Gesetz anzu- 
.sehen ist, das der bis zur Säkularisation eines Klosters von dieser 
versorgten Kirchengemeinde unter den in der Order bestimmten 
Voraussetzungen einen Anspruch gegen den Staat auf Dotation 
gewährt. Es hat an der Hand der in jenem Urteil (S. 222 f.) 
gegebenen Richtlinien von neuem geprüft, ob auf den vorliegenden 
Sachverhalt die Voraussetzungen des letzten der vier Fälle (S. 216) 
zutreffen, in denen nach der Kabinettsorder dem aufgehobenen 
Kloster gegen die Gemeinde eine (auf den Staat übergegangene) 
rechtliche Verpflichtung hinsichtlich der Seelsorge obgelegen habe. 
Das Berufungsgericht hat diese Frage nunmehr bejaht; es stellt 
fest und erwägt: 

In den nach der Kabinettsorder entscheidenden 44 Jahren 
von 1759 bis 1803 und schon vorher habe sich eine im Dorfe 
Groß-Ammensleben und der umliegenden Gegend durch gemein- 
schaftliche örtliche Beziehungen und koniessionelle Interessen 
nach Art einer Gemeinde verbundene Mehrheit von Katholiken, 
die zu keiner anderen katholischen Pfarrkirche eingepfarrt gewesen 
sei, im ununterbrochenen fehlerfreien Besitz von solchen die Seel- 
sorge im weitesten Umfang umfassenden Diensten befunden, wie 
sie unter gewöhnlichen Umständen von einer wirklich bestehenden 
Pfarre geleistet wurden.  Fehlerfrei sei der Besitz gewesen, weil 
er dem Kloster gegenüber weder auf Gewalt, Betrug oder Verheim- 
lichung, die garnicht in Betracht kämen, noch auf precarium 
beruht habe. Das ergebe sich aus der geschichtlichen Ent- 
wicklung. Die Klosterkirche sei vor der Reformation die Pfarr- 
kirche des Ortes gewesen. Das Kloster habe die Parochialrechte 
und -Pflichten gehabt; es sei auf Grund der katholischen Kirchen- 
ordnung zur Leistung der Pfarrdienste an die Gemeinde in 
Ammensleben verpflichtet gewesen. Als die Reformation in das 
Land gezogen sei, habe das Kloster seine Stellung zu wahren 
und Gottesdienste abzuhalten gesucht. Wenn auch der Landes- 
herr damit nicht einverstanden gewesen sei und sich seine Zu- 
geständnisse 1769 nur auf neue Ansiedler bezogen haben möchten, 
so habe das wohl das Verhältnis von Kirche und Staat zueinander, 
aber nicht das innere Verhältnis zwischen Kloster und Gemeinde 
nach der Kirchenordnung berührt. Auch im Missionsgebiet hätten 
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sich alte Piarreien erhalten können. Daneben könnten einzelne 
Patres Missionarpatente bekommen haben. Hieraus sei aber noch 
nicht der Schluß zu ziehen, daß alte Pflichtleistungen des Klosters 
nur noch vergünstigungsweise gewährt worden wären. In dem 
Bericht der staatlichen Kommission über die Aufnahme des 
Klosters vom Januar 1204 heiße es ganz im Einklang mit der 
alten Parochialpflicht, daß es die Bestimmung des Klosters 
gewesen sei, nicht nur den vom Stifter angeordneten (klösterlichen) 
Gottesdienst genau zu befolgen, sondern auch Gottesdienst zum 
Besten der katholischen Einwohner von Ammensleben und der 
umliegenden Gegend zu halten. Diese Seelsorge sei in dem 
Bericht ausdrücklich als Pflicht der Konventualen bezeichnet. Das 
sei nicht nur die Ansicht der Kommissare, sondern auch die des 
Abts gewesen, der die Verhandlungen unterschrieben habe. Es 
sei daher nicht daran zu denken, daß das Kloster seine Pfarr- 
dienste der Gemeinde bittweise geleistet habe, sondern anzu- 
nehmen, daß es in Fortsetzung der alten Parochialverpflichtung 
geschehen sei, daß auch die Gemeinde die Dienste als ein Recht 
entgegengenommen habe. Damit sei zugleich juristischer Besitz 
nachgewiesen. Auf den Grund, auf den die alte unbestreitbare 
Parochialverpflichtung des Klosters letzten Endes zurückgehe, 
komme es nicht an. Eine kirchenrechtliche Pflicht sei sie ge- 
blieben, ob sie auf einer alten Inkorporation oder sonstigen 
Anordnungen der Kirche beruht habe. 

Diese Begründung trägt die Annahme des vierten Falles 
der Kabinettsorder. In dem in dieser Sache ergangenen früheren 
Revisionsurteil ist (RGZ. Bd. 111 S. 223) gesagt: Die Kabinetts- 
order erfordere für den vierten Dotationsfall juristischen Besitz 

an einem Recht, was voraussetze, daß der eine Teil (die Gemeinde) 
die Leistung als Recht verlangt, der andere (das Kloster) sie in 
Erfüllung einer Pflicht gewährt habe; ob Recht und Pflicht aus 
der staatlichen oder kirchlichen Rechtsordnung abgeleitet worden, 
sei aber unerheblich. Dabei ist in Ansehung einer aus der kirch- 
lichen Rechtsordnung abgeleiteten Pflicht des Klosters allerdings 
nicht an die nach der Ordensregel bestehende allgemeine Aufgabe 
eines Benediktinerklosters zur Seelsorge, sondern an eine Pflicht 
gedacht, die sich nach der Überzeugung der Beteiligten aus dem 
besonderen kirchenrechtlichen Verhältnisse des Klosters zur 
Gemeinde ergebe. Dieser notwendigen Unterscheidung (RG. in 
JW. 1917 S. 228 Nr. 18, S. 231) wird das Berufungsgericht in- 
dessen gerecht, indem es feststellt, daß das Kloster in Ammensleben 
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den Katholiken im Dorfe und in der Umgebung die geistlichen 
Dienste in Fortsetzung der alten, d. h. aus der Zeit vor der 
Reformation herrührenden Parochialverpflichtung geleistet habe, 
daß die Leistung von der Gemeinde auch in diesem Sinne an- 
genommen worden sei. 

Es kann der Revision auch nicht zugegeben werden, daß 
das Berufungsgericht einem inneren Widerspruch veifallen sei, 
indem es einerseits, wie in seinem ersten Urteil, davon ausgehe, 
daß (abgesehen von dem vierten Falle der Kabinettsorder) irgend- 
ein Titel für die Entstehung eines Rechts der Gemeinde nicht 
nachgewiesen sei, anderseits jetzt bei Erörterung des vierten 
Falles der Kabinettsorder unterstelle, daß früher ein Recht der 
Gemeinde bestanden habe. Richtig angesehen, ist die Prozeß- 
lage die, daß das Berufungsgericht in den im ersten Revisions- 
urteil nicht beanstandeten Teilen seines ersten Urteils weder die 
förmliche Inkorporation einer schon bei Errichtung des Klosters 
(im 12. Jahrhundert) vorhanden gewesene Pfarrkirche oder eines 
anderen mit Seelsorgerpflichten belasteten Benefiziums in das 
Kloster noch eine spätere Inkorporation noch eine (nach den 
Normen des staatlichen Privatrechts beurteilte) Verpflichtung 
des Klosters aus Verträgen, die von Stiftern oder Schenkern zu 
Gunsten der Gemeinde abgeschlossen worden seien, noch eine 
vom Kloster ausdrücklich erklärte Übernahme der Verpflichtung 
zur Leistung von Pfarrdiensten für erwiesen erachtet hat. Ander- 
seits wird in dem zweiten Berufungsurteil angenommen, daß bis 
zur Reformation .eine kirchenrechtliche Parochialverpflichtung des 
Klosters, sei es auf Grund einer Inkorporation oder aus einem 
sonstigen kirchenrechtlichen Grunde, bestanden habe. Jene 
negative und diese positive Annahme widersprechen sich nicht, 
sondern ergänzen einander. 

Richtig ist, daß das Berufungsgericht seine Annahme, in der 
Zeit vor der Reformation sei nach Kirchenrecht eine Parochialver- 
pflichtung des Klosters entstanden, in dem vorliegenden Berufungs- 
urteil nicht näher begründet hat. Dies mag um deswillen nicht 
für notwendig gehalten worden sein, weil es für den Tatbestand 
des vierten Falles der Kabinettsorder nicht auf das Recht zum 
Besitze der Pfarrdienste, sondern nur darauf ankommt, daß diese 
Dienste von der Gemeinde als ihr rechtlich zustehend in Anspruch 
genommen und von der anderen Seite in demselben Sinne geleistet 
worden sind. Vor allem aber kommt in Betracht, daß die Worte 
im Berufungsurteil von der »alten unbestreitbaren Parochialver- 
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Xlichtung« nur dahin verstanden werden können, jene alte Ver- 
9flichtung sei als unbestreitbar vom Beklagten garnicht bestritten 
worden. Spricht doch auch noch die Revision davon, daß die 
^vamngelische Kirchengemeinde identisch sei mit der »aus der 
aistorischen Zeit stammenden Pfarrei Groß-Ammensleben«. Auch 
sie gibt damit zu, daß bis zur Reformation eine Pfarrei Groß- 
Arnmensleben bestanden habe. Deren parochus primitivus aber 
kann nach den vorliegenden Urkunden und den beiderseitigen 
Parteianführungen nur das Kloster gewesen sein, — das Kloster, 
das (nach der sich an den eigenen Vortrag des Beklagten im 
Schriftsatze vom 26. Januar 1922 anschließenden Feststellung des 
ersten Berufungsurteils) im Jahre 1563 anläßlich der ersten großen 
Kirchenvisitation »zur allgemeinen Einführung der Reformation 
auch auf dem platten Lande des Erzstifts« Magdeburg gezwungen 
wurde, einen evangelischen Pastor zu halten. Jedenfalls läßt die 
Annahme des Berufungsgerichts, die Einordnung von Ammens- 
leben in die ordentliche kirchliche Verfassung der Zeit vor der 
Reformation sei, wenn keine Inkorporation in das Kloster statt- 
gefunden haben sollte, in der Weise geschehen, daf der Bezirk 
durch eine anderweitige kirchliche Anordnung unter das Kloster 
als seinen parochus primitivus gestellt worden sei und daß auf 
diese Weise für das Kloster nach Kirchenrecht Parochialrechte 
und -Pflichten begründet worden seien, keinen materiellrechtlichen 
Irrtum erkennen. Auch ein prozessualer Verstoß im Sinne des 
S 313 Abs. 1 Nr. 4 oder $ 551 Nr. 7 ZP. O. liegt weder hier 
noch in einem anderen Teile des angefochtenen Urteils vor (vgl. 
RGZ: Bd. 65 S. 93. Bd. 86 S. 113; JW. 1926 S. 812 Nr. 9). 
Auch der Vorwurf der Revision ist unbegründet, das Be- 
rufungsgericht sei über die Tatsache hinweggegangen, daß das 
damalige Herzogtum Magdeburg noch während der entscheidenden 
44 Jahre zum Gebiete der nordischen Mission der katholischen 
Kirche gehórt habe. Im angefochtenen Urteil ist die damalige 
Zugehórigkeit des in Rede stehenden Gemeinde-Bezirks zu Missions- 
land ausdrücklich gewürdigt. Diese Würdigung steht in keinem 
Widerspruch dazu, daf im ersten Berufungsurteil gesagt ist: Im 
Mageburger Gebiet habe es, nachdem der Erzbischof in der Mitte 
des 16. Jahrhunderts evangelisch geworden sei, in Wirklichkeit 
keine katholische Pfarre gegeben, die Ausübung der Parochial- 
rechte durch römische Geistliche habe gänzlich geruht. Diese 
Feststellung bezieht sich nur etwa auf das erste Jahrhundert nach 
dem Eindringen der Reformation. Für die spätere Zeit ist dagegen 
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schon im ersten Berufungsurteil, was insbesondere die Verhältnisse 


in Ammensleben betrifft, festgestellt, daß die Klostergeistlichen 
nachweislich seit 1640, vielleicht auch schon vorher Kirchenbücher 
geführt und sonstige Parochialhandlungen vorgenommen haben. 
Es ist dort zwar weiter ausgeführt, daß damit dem damals geltenden 
Staatsrecht zuwider gehandelt worden sei. Aber darauf kommt 
es, wie im erstem Revisionsurteil (RGZ. Bd. 111 S. 222 f.) dar- 
gelegt ist, für das Tatbestandsmerkmal des fehlerfreien Besitzes 
im vierten Falle der Kabinettsorder nicht an. Die bloß ruhende 
Ausübung der kirchlichen Parochialrechte konnte wieder aufleben; 
und das ist, wie in dem neuen Berufungsurteil näher festgestellt, 
schon vor dem Jahre 1759, dem ersten der entscheidenden 44 


Jahre, geschehen. Die kirchenrechtliche Eigenart des Missions- 


organismus (im Vergleiche mit der ordentlichen kirchlichen Ver- 
fassung; Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts Bd. 2 
§ 98) ist nicht derart, daß nicht auch in Missionsland, insbe- 
sondere in den der katholischen Kirche durch die Reformation 
verloren gegangenen Gebieten, im Sinne des vierten Falles der 
Kabinettsorder Pfarrdienste hätten geleistet werden können, d. h. 
nach der zutreffenden Umschreibung dieses Begriffs durch das 
Berufungsgericht solche Dienste, wie sie unter gewöhnlichen Um- 
stánden von einer wirklichen Pfarre geleistet werden. Ob in den 
entscheidenden 44 Jahren in Ammensleben eine festfundierte Kloster- 
pfarre, was vom Berufungsgericht (im Anschluß an Hinschius, 
a. a. O. S. 363 Nr. 7) als kirchenrechtlich möglich angenommen 
ist, wirklich bestanden habe, konnte im Berufungsurteil, wie 
geschehen, dahingestellt bleiben. 

2. Die Kabinettsorder beschränkt die Dotationsansprüche 
gegen den Staat auf den »Ertrag des eingezogenen Klosterver- 
mógens«, nicht, wie es infolge eines Versehens bei der Nieder- 
schrift des ersten Revisionsurteils in den Ausfertigungen (S. 9 
Abs. 3 und S. 14 Abs. 2) sowie in dem Abdrucke RGZ. Bd. 111 
S. 216 und 222) heißt, auf den »Betrag« dieses Vermögens. Das 
Berufungsgericht geht bei seiner Entscheidung von dem richtigen 
Wortlaute der Kabinettsorder aus. Daß es dem Beklagten die 
Beweislast für die »Insuffizienz« auferlegt, wird von der Revision 
zu Unrecht beanstandet. Indem die Kabinettsorder den Dotations- 
ansprüchen die Befriedigung versagt, wenn und soweit zur Zeit 
ihrer Geltendmachung kein zu ihrer Deckung ausreichender Betrag 
des Klostervermógens vorhanden ist, stellt sie eine sogenannte 
rechtshindernde Tatsache auf (RGZ. Bd. 104 S. 340 f). Für eine 
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olche Tatsache trifft nach feststehendem Grundsatz denjenigen 
lie Beweislast, welcher sich auf sie beruft. Übrigens ist die Ver- 
eilung der Beweislast nach der Prozeßlage unerheblich. Denn 
las Berufungsgericht trifft auf Grund der unstreitigen Angaben 
der Klägerin über die Bestandteile des eingezogenen Klosterver- 
mógens die positive Feststellung, daß die Einkünfte dieses Ver- 
mögens, dessen Verlust nicht in Frage stehe, »auch heute noch« 
die geforderte Dotation bei weitem übersteigen. 


3. Eine zweite Schranke finden die Dotationsansprüche nach 

‘der Kabinettsorder darin, daß sie »nicht über die früheren Verpflich- 
tungen des Klostergeistlichen ausgedehnt werden dürfen«. Für 
den vierten Dotationstall bedeute das, so ist in dem von der 
Revision angezogenen Urteile des Senats vom 20. Oktober 1924. 
YN 614;23 ausgeführt, daß das Recht nur insoweit entstanden sein 
kónne, als es seit dem Jahre 1759 ausgeführt worden sei. Das 
ergebe sich auch schon aus dem allgemeinen Rechtsgrundsatze 
»quantum possessum, tantum praescriptum« (vgl. S 666 I. 9 $ 28 
l. 22 Pr. ALR:) Damit werde freilich nicht ausgeschlossen, daf 
der Staat verpflichtet sein könne, bei wachsenden kirchlichen 
Bedürinissen entsprechende Mehrleistungen machen zu müssen. 
Voraussetzung sei aber, daf der Rechtsbesitz der Gemeinde ent- 
sprechend gewesen sei, daß also das Kloster während der Er- 


sitzungszeit seine Leistungen den vermehrten Notwendigkeiten 
entsprechend erhóht habe. 


An dieser Rechtsauffassung ist festzuhalten. Der Vorwurf 
der Revision, daB das Berufungsgericht sich nicht auf diesen 
Rechtsboden gestellt habe, ist aber unbegründet. Das Berufungs- 

- gericht stellt fest: Während die alte Parochie vor der Reforma- 
: tion sich auf Ammensleben und die allernächste Umgebung be- 
schränkt habe, hätten sich nachher allmählich aus den wohl 
restlos zum evangelischen Glauben übergetretenen Pfarrbezirken 
der Umgegend die dort neu zugezogenen Katholiken an die 
: Klosterkirche angeschlossen. Das Kloster sei, wenigstens nach 
der Auffassung der Beteiligten während der entscheidenden 
44 Jahre, verpflichtet gewesen, die gesamten Kosten des je- 
weiligen kirchlichen Bedürfnisses innerhalb eines Umkreises bis 
mindestens zu einer Meile Entfernung zu tragen, und dieses 
Bedürfnis, das im 17. Jahrhundert anscheinend nur von einem 
Konventualen als Pfarrer befriedigt worden sei, habe sich schon 
bei der Säkularisation auf zwei Geistliche erstreckt. 
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Diese vom Berufungsgericht aus anderen Tatsachen ge- 
folgerten mittelbaren tatsächlichen Feststellungen lassen erkennen, 
daß das Berufungsgericht, was die Revision als nicht festgestellt 
ansieht, tatsächlich angenommen hat, nämlich einmal, daß in 
den Jahren 1759—1803 und vorher die Seelenzahl der vom 
Kloster kirchlich versorgten Bevölkerung allmählich gewachsen 
und die dadurch vermehrten kirchlichen Bedürfnisse vom Kloster 
nicht bloß bittweise, sondern auf Grund der Vorstellung von 
einer Rechtspflicht befriedigt worden seien, und sodann, daß in 
den entscheidenden 44 Jahren ein bestimmter, über die Grenzen 
von Dorf und Gutsbezirk Groß-Ammensleben hinausgehender 
örtlicher Bezirk vorhanden gewesen sei, dessen Einwohner sich 
gegenüber dem Kloster in ununterbrochenem fehlerfreien Besitz 
der Pfarrdienste befunden hätten. 

Mit ihren Angriffen auf die Beweiswürdigung des Berufungs- 
gerichts kann die Revision hier, wie auch sonst, schon nach 
S 286 ZPO. nicht gehört werden. Auch die auf eine Rüge der 
Verletzung des S 286 hinauskommenden Angriffe, daß in der 
Vorentscheidung nicht die sämtlichen Verhandlungs- und Beweis- 
ergebnisse berücksichtigt worden seien, können unter der Herr- 
schaft der Gesetze zur Entlastung des Reichsgerichts vom 
21. Dezember 1925 und 17. Dezember 1926 (RGBI. I 1925 S. 475, 
1926 S. 503) nicht beachtet werden. 

Daß zur jetzigen Parochie der Klägerin auch Orte gehören, 
die weiter als eine Meile vom Kloster entfernt liegen und erst 
seit 1829 neu eingepfarrt worden sind, hat das Berufungsgericht 
nicht übersehen. Es nimmt aber an, was wiederum auf tat- 
sächlichem Gebiete liegt und deshalb für die Revision unangreifbar 
ist, daß es sich hierbei nur um 5 Orte mit einer sehr geringen 
katholischen Bevölkerung handle und daß auch dann, wenn von 
diesen Orten abgesehen werde, die Versorgung der übrigen 
Angehörigen der Parochie die Unterhaltung von zwei Geistlichen 
erforderlich mache. 

Die Revision weist auch darauf hin, daß den beiden in 
der Zeit vor 1804 mit der Seelsorge in der katholischen Ge- 
meinde betrauten Konventualen nach den vorliegenden Urkunden 
auch andere Aufgaben obgelegen haben, nämlich die Darreichung 
der Sacra an die katholischen Glaubensverwandten in den Gar- 
nisonen Stendal und Salzwedel, von denen die eine jährlich 
viermal, die andere jährlich zweimal durch einen Konventualen 
zu bereisen war, und die Beaulsichtigung des von einem Or- 
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inisten und Schullehrer des Klosters erteilten Schulunterrichts. 
iese beiden früheren Nebenaufgaben der Klostergeistlichen, 
leren erste auch in den Gründen des Berufsurteils erwähnt ist) 
ehen der Annahme nicht entgegen, daß der Staat die Mittel, 
ie der Klägerin zu einer den gegenwärtigen Zeitverhältnissen 
ngepaßten Besoldung zweier Geistlichen fehlen, auf Grund seiner 
urch die Kabinettsorder festgestellten Pflicht zu ergänzender 
Jotation auch dann herzugeben hat, wenn die beiden Geistlichen 
etzt (infolge der Zunahme der katholischen Bevölkerung innerhalb 
les in den Jahren 1759—1803 bestehenden Seelsorgebezirks) 
durch ihren Hauptberuf voll in Anspruch genommen werden. 
Es handelt sich dabei um eine Erscheinung des Wachstums der 
kirchlichen Bedürfnisse, eines Wachstums das nach dem vorher 
erörterten Umfange des Rechtsbesitzes der Gemeinde in den 
Jahren 1759—1803 einen Anspruch auf entsprechende Mehr- 
leistungen des Staates begründen kann. 

4. Das Berufungsgericht hat die eingeklagte Jahreszahlung 
von 1000 Mk. unter dem Gesichtspunkte zugesprochen, daf schon 
die Notwendigkeit einer angemessenen Besoldung der beiden 
Geistlichen eine solche Erhöhung der Dotation rechtfertige. Es 
hat dabei die Bestimmungen der Kabinettsorder berücksichtigt, 
»daß, wenn etwa inzwischen einer Kirche oder Gemeinde . . .. 
diesseits eine anderweitige Dotation oder Aushilfe für den gottes- 
dienstlichen Bedarf gewährt worden ist, der diesfällige Betrag als- 
dann von dem rechtlichen Anspruch abgerechnet werden muß«. 
Eine hiernach anzurechnende »Aushilfe« hat es in den Zuwen- 
dungen erblickt, welche die Klägerin auf Grund des Gesetzes 
über die Bereitstellung von Mitteln zur Aufbesserung des Dienst- 
einkommens der katholischen Piarrer vom 17. Dezember 1920 
(Pr. G. 1921 S. 106) und der Ergänzungsgesetze vom 14. März 
und 7. August 1922 (Pr. G. S. 75, 279) vom Staate erhalten hat. 
Das zur Zeit der letzten Berufungsverhandlung bereits in Kraft 
getretene Gesetz vom 25. Mai 1926 (Pr. G. S. 167) ist im Be- 
rufungsurteil nicht mit angeführt. Dieser Mangel ist aber un- 
schädlich. Denn, wie auch die Revision anerkennt, dienen die 
der Klägerin aus dieser Quelle zufließenden Beihilfen nur dazu, 
das Gehalt ihres Pfarrers auf die gesetzliche Höhe zu bringen. Für 
den zweiten Geistlichen (Kaplan) wird aus diesen Mitteln nichts 
gezahlt. Dazu, daß auch dieser Geistliche in der vom Berufungs- 
gericht angenommenen angemessenen Hóhe (nach Gruppe IX der 
staatlichen Besoldungsordnung) besoldet werden kann, reichte, 
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wie die im Berufungsurteil angestellte Rechnung zeigt, die i 
Höhe von 2100 Mk. zur Unterhaltung der beiden Geistlichen 
bestimmte Dotation auch dann nicht aus, wenn sie jetzt in Reichs 
mark gleichen Nennbetrages gewährt wird; es fehlen jährlich 
mindestens die eingeklagten 1000 Mk. 


Auch soweit hier nicht besprochen, läßt das — 
keinen den Beklagten nachteiligen sachlich-rechtlichen Irrtum 
erkennen. Es hält auch, wie schon vorher zum Ausdruck gebracht 
ist, den Prozefangriffen der Revision stand. 
gez. Meyer. Seyffarth. Sayı. 

Boos. Hoeniger. | 


Ausgefertigt. 
Unterschrift. 
Amtmann beim Reichsgericht. 
Wert des Streitgegenstandes in der Revisionsinstanz 25000 RM. 


14. Urteil des Kammergerichts, betr. die Angabe des Religions- 
bekenntnisses bei der polizeilichen Meldung, 
vom 27. November 1925. 
(Preußisches Pfarrarchiv XV, 20.) 


Unter Berufung auf Art. 136 Abs. 3 der Reichsverfassung, 
hatte sich A. geweigert, bei der Anmeldung auf dem Meldeamt 
in Charlottenburg die Spalte 7 »Religion« auszufüllen. Das Amts- 
gericht sprach ihn wegen dieser Unterlassung frei. Dagegen hat 
ihn das Kammergericht verurteilt. In den Gründen wird aus- 
geführt, daß von der Angabe der Zugehörigkeit zu einer Religions- 
gesellschaft bei der polizeilichen Meldung in weitem Umfange 
mittelbar und unmittelbar Rechte und Pflichten abhängen. Es 
wird z. B. hingewiesen auf die Pflicht der Polizei, Person und 
Eigentum zu schützen, auf das Recht der Erziehungsberechtigten 
bezüglich der Einrichtung von konfessionellen Volksschulen 
(Art. 146 Abs. 2 R.V.), der Waisen auf einen Vormund ihres 
Bekenntnissen (BGB § 1603) und namentlich der Kirchen auf 
Steuererhebung (Art. 137 Abs.7 R.V.) Daher steht die an- 
gefochtene Vorschrift der Polizeiverordnung mit Art. 136 Abs. 3 
R. V. nicht in Widerspruch. 
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e Entscheidung des Reichsgerichts, betr. die Zulässigkeit 
des Rechtswegs bei Klagen der Kirchenbeamten 
wegen vermogensrechtlicher Ansprüche, 
vom 31. Mai!5. Juli 1926. 

(Preußisches Pfarrarchiv XV, 115.) 


Das Reichsgericht hat in der angezogenen Entscheidung den 
'tandpunkt vertreten,daßArt.129 Abs.1 S.4 R.V.: » Für die vermógens- 
echtlichen Ansprüche der Beamten steht der Rechtsweg offen«, 
iuch für die Beamten einer Religionsgesellschaft mit öffentlichen 
<drperschaftsrechten Geltung habe. Vgl. auch die Entscheidung 
des Oberlandesgerichts Frankfurt a. M., vom 22. Juli 1926, in: 
PreuBisches Pfarrarchiv XV, 334. Der von den genannten Gerichten 
eingenommene Standpunkt erscheint unhaltbar. Denn Art. 129 
R. V. widerstreitet in vielen Punkten dem in Art. 137 Abs. 3 ge- 
währleisteten Recht der Selbstverwaltung der Religionsgesellschaiten, 
das nur eingeschränkt werden kann, wenn die Einschränkungen 
für alle Korporationen, auch die privaten Vereine, gelten. Vgl. 
auch Gerhard Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs 
4 u. 5 (1926) 339. 


16. Entscheidung des Reichsgerichts, betr. die Teilnahme des 
Staats an der Verwaltung und Vertretung des Kirchen- 
vermógens, vom 2. Dezember 1926. 

(Preußisches Pfarrarchiv XV, 327.) 


Nach Art. 137 Abs. 3 S. 1 R.V. ordnet und verwaltet jede 
Religionsgesellschaft ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb 
der für alle geltenden Gesetze. Diese Vorschrift enthält nach 
ihrem positiven Inhalt unmittelbar geltendes Recht. (RGZ. 103, 
S. 94; 107, 290). Art. 137 Abs. 3 S. 1 bezieht sich aber nur 
auf innerkirchliche Angelegenheiten. Die äußeren Angelegenheiten 
der RelGesell. kann der Staat nach wie vor auf Grund des ihm 
verbliebenen, aus seiner Kirchenhoheit fließenden Aufsichtsrechts 
regeln. (RGZ. 103 a. a. O., Giese, R.Verf. 4 zu Art. 137, Anschütz 
4 das.) Insbesondere unterliegt im Interesse der allgemeinen 
Sicherung des Rechisverkehrs die Regelung der Frage, in welcher 
Weise eine rechtsfähige RelGesell. nach außen vertreten wird, 
der Mitwirkung des Staates (Lilienthal, die Staatsaufsicht über 
Religionsgesellschaften S. 21,. 43 ff). Die Beschränkung gilt 
aber auch im Verhältnis der Kirche zum Staate selbst. Nicht 
die Kirche, sondern der Staat bestimmt hier, was im einzelnen 
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als kirchliche Angelegenheit anzusehen ist. Die nähere Ab} 
grenzung liegt insoweit nach Art. 137 Abs. 8 dem Landesrecht ob. | 


Die Revision macht geltend, diese Mitwirkung enthalte einen 
unzulässigen Eingriff in die der klagenden Kirchengemeinde 
durch Art. 138 Abs. 2 R.V. gewährleisteten Rechte. Es handle 
sich um ein Vermögen, das lediglich kirchlichen Zwecken diene; 
keine weltliche oder staatliche Stelle habe Anspruch auf dieses 


Vermögen oder seinen Ertrag und keinerlei Rechte auf eine Be | 


teiligung an seiner Verwaltung oder Vertretung. Ein Eingrifi 
i. S. des Art. 138 Abs. 2 R.V. liegt aber nicht vor. Art. 138 


Ab. 2 will in erster Linie das Kirchengut und die Rechte am 
Kirchengut vor der Säkularisation schützen. Er verbietet zwar, 
indem er allgemein die Eigentums- und Vermógensrechte de 


Kirche gewährleistet, auch sonstige Eingriffe, aber nur insoweit 
als sie sich gegen den .Bestand dieser Rechte richten. Der 
Gegner muß also das Eigentum oder andere Nutzungs- oder 
Gläubigerrechte, zum mindesten ihren Ertrag in Anspruch nehmen 
wollen. Davon kann hier, wo es sich um die Mitwirkung des 
Staates bei der gesetzlichen Regelung der Vertretungsbefugnis 
hinsichtlich des Kirchenguts handelt, nicht die Rede sein. 

Der erste Teil der Begründung widerstreitet dem Wortlaute 
und dem Geiste der Reichsverfassung. Vgl. Josef Schmitt, Kirch- 
liche Selbstverwaltung im Rahmen der Reichsverfassung (19926), 
84 ff. 


V. Kirchenrechtliche Chronik. 
Vom 1. Juli bis zum 30. November 1927. 


Aus der voraufgehenden Zeit ist noch nachzutragen, daß 
die am 30. Juli 1921 errichtete Diözese Eupen-Malmedy, die 
mit der Diözese Lüttich uniert war — siehe dieses Archiv CI, 
150 — wieder aufgehoben und ihr Gebiet dem Bistum Lüttich 
einverleibt ist. Über diese Organisationsänderung berichtet 
Th. Grentrup in seiner 1927 erschienenen Schrift, Nationale 
Minderheiten und Katholische Kirche, S. 171: »Am 16. November 
1925 setzte der Apostolische Nuntius in Brüssel den Bischof 
von Lüttich davon in Kenntnis, daß die päpstliche Anordnung 
vom 30. Juli 1921 annulliert worden sei, und die Kreise Eupen 
und Malmedy als reguläre Teile der Diözese Lüttich zu gelten 
hätten. Der Bischof von Lüttich machte von dieser neuen Be- 
stimmung dem Klerus umgehend Mitteilung. In seinem Schieiben 
vom 19. November 1925 bemerkt er gleichzeitig, daß durch die 
Neuordnung in Wirklichkeit nichts geändert werde, und daß er 
seinen Koadjutor Bischof Kerkhofs zum Generalvikar von Eupen- 
Malmedy ernannt habe. »Inzwischen ist der Diözesanbischof 
Rutten am 17. Juli 1927 gestorben und der bisherige Koadjutor 
Kerkhofs an seine Stelle getreten. Vgl. auch Archiv für Politik 
und Geschichte V (19271, 248, wonach die Auflösung des Bistums 
Eupen-Malmedy bereits am 15. April 1925 durch den Papst voll- 
zogen ist. Hiernach hat das Bistum nur einen Bestand von 
nicht ganz vier Jahren gehabt. 

Am 31. Oktober 1926 errichtete Pius Xl. eine Apostolische 
Internuntiatur in Lettland (A. A. S. XIX, 245) und am 31. Januar 
1927 eine solche in Litauen (A. A. S. XIX, 247). Hierdurch ist 
die im Jahre 1922 für die drei Staaten Litauen, Lettland und 
Estland gegründete Apostolische Delegatur — siehe dieses 
Archiv CII, 138 — aufgehoben. Auf der Insel Sardinien wurde 
in Cuglieri ein P&pstliches Generalseminar zum heiligsten Herzen 
Jesu errichtet, das für sämtliche Theologiestudierenden der Insel 
aus allen elf Diözesen bestimmt ist. Die Leilung wurde den 
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' Vätern der Gesellschaft Jesu übertragen. Das neue Institut erhielt 
auch das Recht, die akademischen Grade in der Theologie 
und der Philosophie zu verleihen. Vgl. die Apostolische Bulle 
»Nostrarum partem« vom 5. August 1927, in: A. A. S. XIX, 334, 
und das päpstliche Schreiben an den Präfekten der Seminare 
und Universitäten vom 16. September 1927, a. a. O. XIX, 345. 

Papst Pius XI. bestätigte am 20. Juli 1926 die neuen 
Konstitutionen des Ordens der barmherzigen Brüder von Johannes 


von Gott (A. A. S. XıX, 176) und am 4. Oktober 1927 die des- 


Dritten Regularordens vom hl. Franziskus (A. A. S. XIX, 361). 


Auf kirchenpolitischem Gebiete stand während der Berichts- 
zeit die sog. Römische Frage wieder auf der Tagesordnung: 


Das amtliche Organ des Hl. Stuhles, der Osservatore Romano, — 


brachte am 14. und 15. Oktober 1927 zwei Artikel, in denen er 


ausführte: 1. daß die Römische Frage noch nicht gelöst sei, 


2. daß für die Unabhängigkeit des Hl. Stuhles ein souveränes 


Territorium, wenn auch von bescheidenem Ausmaße, gefordert - 


werde und 3. daß die Wiederherstellung der Territorialhoheit des 
Papstes allein durch das Königreich Italien ohne die Einwirkung 
auswärtiger Mächte geschehen müsse. Diese Veröffentlichungen 
erregten in Italien und im Auslande großes Aufsehen. Die 
italienische ‚Regierung hat in einem Erlasse des Foglio d’Ordini, 
die Restitution der weltlichen Herrschaft des Papstes abgelehnt. 
Damit ist die Frage vorläufig wieder an einem toten Punkte 
angelangt. Die Diskussion hat aber das Gute gehabt, daß aul 
beiden Seiten die Existenz einer Römischen Frage, die von der 
früheren italienischen Regierung überhaupt in Abrede gestellt 
wurde, zugegeben wurde. Hoffentlich kommt bald der Tag, an 
dem der italienische Staat das im Jahre 1870 getanene Unrecht 
wiedergutmacht. Er könnte durch eine solche Tat der Gerech- 
tigkeit nur selbst gewinnen. Das kleine territoriale Opfer würde 
durch die moralische Festigung des ganzen Staates mehr als 
bloß aufgewogen. 

Das englische Parlament hat im Dezember 1926 ein Gesetz 
angenommen, durch das mehrere Einschränkung der katholischen 
Kultusfreiheit aufgehoben wurden. Insbesondere wurde das 
Verbot der Prozessionen und des Tragens der geistlichen Kleidung 
außerhalb der Kirche und der Wohnung der Geistlichen beseitigt. 
In politischer Hinsicht sind die Katholiken noch von der eng 
lischen Thronfolge und dem Amte eines Lordkanzlers von Eng 
land ausgeschlossen. Auch können sie nicht das Präsentationsrecht 
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für eine Pfriinde der anglikanischen Kirche ausüben. Im Jahre 
1929 feiern unsere Glaubensgenossen in England das hundert- 
jährige Jubiläum der Katholiken-Emanzipation. 


Am 27. September dieses Jahres hat der Hl. Stuhl ein 
Konkordat mit Litauen abgeschlossen, dessen Wortlaut aber 
noch nicht veröffentlicht ist. Es ist dies der vierte Konkordats- 
abschluß nach dem Weltkriege. In Deutschland nehmen die 
Konkordatsverhandlungen einen schleppenden Gang. Da von 
unberufener Seite gegen die geplanten Abmachungen des Reiches 
und der Länder mit dem Hl. Stuhle vielfach mit irrigen Argu- 
menten gearbeitet wird, hat die letzte Fuldaer Bischofskonferenz 


vom 10. August 1927 folgende, sehr beachtenswerte Erklärung 
abgegeben: 


»Die Kunde von den Verhandlungen, die zwischen dem Vertreter des 
Heiligen Stuhles und der Staatsregierung über Neuordnung von Verhältnissen 
der katholischen Kirche und Preußen eingeleitet sind, hat Anlaß gegeben zu 
einer Bewegung in nichtkatholischen Kreisen, die den Episkopat mit Sorge 
erfüllt. Die in der Fuldaer Bischofskonferenz vereinigten Oberhirten haben 
daher beschlossen, die nachstehende Erklärung der Oeffentlichkeit zu über- 
geben. 

Die von gewisser Seite aufgestellte Forderung, der Staat solle die ein- 
schlägigen Angelegenheiten selbständig durch Staatsgesetz regeln, beruht auf 
einer irrigen Voraussetzung. Die von Christus dem Herrn gegründete Kirche 
leitet ihre Befugnisse unmittelbar von Christus und nicht von der Autorität 
des Staates ab. Staatliche und kirchliche Autorität sind jede auf ihrem Gebiete 
selbständig. Daiaus folgt von selbst, daß in Angelegenheiten, die gemeinsamer 
Natur sind und die Rechts- und Aufgabengebiete beider Autoritäten berühren, 
die Verhältnisse durch Vereinbarung beider geordnet werden müssen. Solche 
Neuordnung ist nach der tiefgehenden Umgestaltung von Verhältnissen des 
öffentlichen Lebens, die im letzten Jahrzehnt eingetreten ist, notwendig 
geworden. 

Für die katholische Kirche ist zur Neuordnung nicht der einzelne Bischof, 
auch nicht die Bischofskonferenz zuständig, sondern der Apostolische Stuhl 
da nach katholischer Glaubenslehre der Jurisdiktionsprimat des Römischen 
Papstes als Nachfolgers Petri, auf Christi Einsetzung beruhend, die Leitung 
der Gesamtkirche umfaßt, während dem einzelnen Bischofe nur die Hirten- 
' gewalt in der einzelnen Diözese übertragen ist, um in ihr nach des Apostels 

Wort »die Kirche Gottes zu regieren«!) in Unterordnung unter die höchste 
kirchliche Autorität. 

Daher hat das ganze katholische Volk ein Anrecht darauf, ‚daß die Neu- 
ordnung der Verhältnisse, bei der keineswegs ein Uebergriff in das Gebiet der 
staatlichen Zuständigkeit zu befürchten ist, durch Verhandlungen mit dem 
Heiligen Stuhle erfolge. Diese Verhandlung unmöglich zu machen, würde 
ein Eingriff in die Rechte der kirchlichen Autorität und des katholischen 


1) Apg. 20, 28. 
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Volkes sein, das nie und nimmer auf die Forderung verzichten wird, daß die 
Neuordnung der einschlägigen Verhältnisse auf dem Wege erfolgt, der ebenso 
den unveräußerlichen Rechten der katholischen Kirche wie der Stellung des 
Staates entspricht. Es würde nicht zum Frieden dienen, wenn solche New 
ordnung in einer Weise angestrebt würde, die auf die Grundrechte der kath. 
Kirche nicht geziemende Rücksicht nähme. 

Einzig zur Behebung von Irrtümern über die Natur und Notwendigkeit 
der schwebenden Verhandlungen und damit zur Wahrung des Olfentlichen 
Friedens möge diese unsere Erklärung dienen. | 


Im Deutschen Reichstage schweben zur Zeit noch die Ver- 
handlungen über ein Reichsvolksschulgesetz. Der Reichsminister 
des Innern hat einen neuen Entwurf zur Ausführung der Art. 146 
Abs. 2 und 149 der Reichsverfassung ausgearbeitet, der von dem 
in diesem Archiv CVI, 258 mitgeteilten früheren Entwurfe in 
einigen formellen Punkten abweicht. In Anbetracht der Wichtigkeit 
dieses Gesetzes lassen wir auch den neuen Entwurf im Wortlaute 


folgen, 
8 I. Abschnitt. Aufgaben, Formen und Kennzeichen 


der deutschen Volksschule. 


§ 1. Aufgabe und Ziel der deutschen Volksschule. 


1. Alle deutschen Volksschulen haben die gemeinsame Aufgabe, die 
schulpflichtige Jugend durch Unterricht auf der Grundlage des deutschen 
Kulturguts zu körperlicher und geistiger Tüchtigkeit heranzubilden und sie 
in Unterstützung, Ergänzung und Fortführung der elternlichen Erziehung zu 
sittlich wertvollen Menschen und zu Staatsbürgern zu erziehen, die fähig und 
bereit sind, der deutschen Volksgemeinschaft zu dienen. 

2. Die besonderen Aufgaben, die einzelne Schulformen ($ 2) nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes erfüllen, bleiben hierdurch unberührt. 

3. In allen Volksschulen ist darauf Bedacht zu nehmen, daß die 
Empfindungen Andersdenkender nicht verletzt werden (Art. 148 Abs. 2 RV.). 


$ 2. Die Formen der deutschen Volksschule. 


1. Es gibt folgende Formen der deutschen Volksschule: 
a) die nach Bekenntnissen nicht getrennte Volksschule (Gemein- 
schaftsschule), 
b) die Bekenntnisschule, 
c) die bekenntnisfreie Schule (weltliche oder Weltanschauungsschule). 
2. Diesen Schulformen ist — unbeschadet des Artikels 146 Abs. 1 RV. — 
im Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes freie Entwicklungsmöglichken 
zu geben. 


$ 3. Die nach Bekenntnissen nicht getrennte Volksschule 
(Gemeinschaftsschule). 
1. Die Gemeinschaftsschule steht grundsätzlich allen volksschulpflichtigen 
Kindern offen. 
2. Sie eríüllt die Unterrichts- und Erziehungsaufgaben der deutschen 
Volksschule auf religiös-sittlicher Grundlage ohne Rücksicht auf die Besonder- 
heiten einzelner Bekenntnisse und Weltanschauungen. Die aus dem Christentum 
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:rwachsenen Werte der deutschen Volkskultur sind im Unterricht und in der 
Erziehung lebendig zu machen. 

3. Der Religionsunterricht ist für alle Klassen ordentliches Lehrfach. Er 
wird nach Bekenntnissen getrennt erteilt. 

4. Bei der Anstellung der Lehrer ist die Gliederung der Schüler nach 
Bekenntnis und Weltanschauung tunlichst zu berücksichtigen. 


S 4. Die Bekenntnisschule. 


1. Voraussetzung für die Einrichtung einer Volksschule eines bestimmten . 
Bekenntnisses (Bekenntnisschule) ist, daß für die gemeinschaftliche Pflege dieses 
Bekenntnisses eine Religionsgesellschaft besteht, welche die Rechte einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts besitzt (Artikel 137, Abs. 5, RV.). 

2. Die Bekenntnisschule dient zur Aufnahme von Kindern eines 
bestimmten Bekenntnisses, sowie von Kindern eines verwandten Bekenntnisses 
(Abs. 8) ; doch können aus besonderen Gründen auch andere Kinder eingeschult 
werden. Durch die Aufnahme solcher Kinder verliert die Schule nicht den 
Charakter als Bekenntnisschule. 

3. Die Bekenntnisschule wird nach dem Bekenntnis näher bezeichnet 
als evangelische, katholische, jüdische Volksschule. Sie eıfüllt die Unterrichts- 
und Erziehungsaufgaben der deutschen Volksschule gemäß dem Glauben, in 

dem die Kinder erzogen werden. Lehrpläne, Lehr- und Lernbücher sind der 
Eigenart der Schule anzupassen. Im Leben der Schule sind, unbeschadet der 
Bestimmungen der Artikel 136, Abs. 4 und 149, Abs. 2, der Reichsverfassung, 
die dem Bekenntnis eigenen religiösen Übungen und Gebräuche zu pflegen 
und die dem Bekenntnis eigenen Feier. und Gedenktage zu berücksichtigen. 

4. Der Religionsunterricht ist für alle Klassen ordentliches Lehrfach 

5. An der Bekenntnisschule dürfen (abgesehen von den Ausnahmen der 
Abs. 6 und 7) nur solche Lehrkräfte hauptamtlich angestellt werden, die dem 
Bekenntnis der Kinder, für welche die Schule bestimmt ist, oder einem 
verwandten Bekenntnis angehören. Vorübergehende ent anderer 
Lehrkräfte ist aus besonderen Gründen zulässig. 

6. Zur Erteilung von gesondertem Religionsunterricht an Kinder eines 
Minderheitsbekenntnisses ($ 14 Abs. 2) kann eine dem Minderheitsbekenntnis 
ahgehórige Lehrkraft angestellt werden, wenn die Beschaffung dieses Unterrichts. 
auf andere Weise nicht möglich ist. Diese Lehrkraft kann auch mit anderem 
Unterricht betraut werden. 

7. Die Vorschrift des Abs. 5 Satz 1 bezieht sich nicht auf diejenigen 
Lehrkräfte, die zur Erteiluung des technischen Unterrichts verwendet werden. 

8. Bekenntnisse sind verwandt, wenn die obersten Stellen der zustandigen 
Religionsgesellschaften dies gegenseitig anerkennen. 


S 5. Die bekenntnistreie Schule (weltliche oder 
Weltanschauungsschule). 


1. Die bekenntnisfreie Schule ist für solche Kinder bestimmt, die keinem 
Bekenntnis angehören oder, soweit sie einem Bekenntnis angehören, nach dem 
Willen der Erziehungsberechtigten vom Religionsunterricht abgemeldet sind 
und nicht an einer Gemeinschaíts- oder Bekenntnisschule erzogen werden 
sollen. Sie steht jedoch aus besonderen Gründen auch anderen Kindern olfen. 
Durch die Aufnahme solcher Kinder verliert die Schule ilıren Charakter als 
bekenntnisfreie Schule nicht. 
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2. Sie erfüllt die Unterrichts- und Erziehungsauígaben der deutschen 


Volksschule auf allgemein sittlicher Grundlage ohne bekenntnismäßige oder 


weltanschauliche Bindung. Religionsunterricht wird nicht erteilt. 

3. An der bekenntnisfreien Schule ist als außerordentliches Lehrfach 
Unterricht in einer bestimmten Weltanschauung zu erteilen und auch im übrigen 
Unterrieht auf diese Weltanschauung Rücksicht zu nehmen, wenn für die Pflege 
dieser Weltanschauung eine Vereinigung besteht, der die Rechte einer Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts gemäß Artikel 137 Abs. 7 der Reichsverfassung 
gewährt sind, und wenn die Erziehungsberechtigten von wenigstens zwei 
Drittel der die Schule besuchenden Kinder dies beantragen. 


4. Zur Teilnahme an dem besonderen Weltanschauungsunterrichte kann 
kein Kind gegen den Willen der Erziehungsberechtigten gezwungen werden. 


5. An der bekenntnisfreien Schule können Angehörige jedes Bekennt- 
nisses sowie Bekenntnislose als Lehrer angestellt werden. Lehrer, welche 
die Voraussetzung für die Anstellung an einer Bekenntnisschule erfüllen, 
dürfen nicht gegen ihren Willen an einer bekenntnisfreien Schule verwendet 
werden. Bei nur vorübergehender Verwendung sind Ausnahmen aus besonderen 
Gründen zulässig. Im Falle des Abs. 3 ist bei der Anstellung der Lehrer die 
weltanschauliche Gliederung der Schüler tunlichst zu berücksichtigen. 


II. Abschnitt. Einrichtung und Umwandlung der Schulformen. 


§ 6. Begriff der Gemeinde. 


Unter Gemeinden im Sinne des Artikels 146 RV. und im Sinne dieses 
Gesetzes sind die Öffentlichen Verbände zu verstehen, die zur Errichtung und 
Unterhaltung der Öffentlichen Volksschulen für die ihnen zugewiesenen Ein- 


bestimmt sind. 
wohner bestimmt si § 7. Das Antragsrecht. 


l. Innerhalb einer Gemeinde ist zur Stellung eines Antrages auf Ein- 
richtung der in $ 2 genannten Schulformen oder auf Umwandlung einer 
Schulform in eine andere jeder deutsche Reichsangehörige berechtigt, dem die 
Sorge für die Person eines volksschulpflichtigen und die Volksschule besuchenden 
Kindes zusteht. Das Antragsrecht ruht, solange der Antragsberechtigte 
geschäftsunfähig oder nur beschränkt geschäftsfähig ist oder sich nicht im 
Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 

.2. Steht Eltern die Sorge für die Person des Kindes zu, so genügt es, 
wenn der Antrag von dem einen Elternteile gestellt wird, es sei denn, daß 
der andere Elternteil ausdrücklich widerspricht. In diesem Falle kann die 
Vermittlung oder Entscheidung des Vormundschaftsgerichts beantragt werden. 
Auf dessen Verfahren findet $ 2 Abs. 3 des Gesetzes über die religiöse 
Kindererziehung vom 15 Juli 1921 (Reichsgesetzblatt S. 939) Anwendung. 

3. Steht die Sorge für die Person des Kindes neben anderen Personen 
einem Vormund oder einem Pfleger zu, so gilt im Falle einer Meinungs- 
verschiedenheit zwischen Vater oder Mutter einerseits und Vormund oder 
Pfleger andererseits der Grundsatz des § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die 
religiöse Kindererziehung. 

4. Die Länder sind befugt, in besonderen Fällen auch solchen Personen, 
welche die deutsche Reichsangehörigkeit nicht besitzen, das Recht zur Stellung 
von Anträgen zuzuerkennen. 
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5. Das Antragsrecht kann nur in der Gemeinde ausgeübt werden, in 
der das Kind die Volksschule besucht. 


| 6. Die Landesgesetzgebung kann Bestimmungen treffen über die Über- 
tragung des Antragsrechts der Erziehungsberechtigten auf die Vorstände von 
Erziehungsanstalten und solche Personen, die fremde Kinder in Pflege haben. 


§ 8. Voraussetzungen des Antrags. 


Ein Antrag muß von den Erziehungsberechtigten von mindestens 40 
schulpflichtigen Kindern gestellt werden. 


Sind in einer Gemeinde weniger als 200 schulpflichtige Kinder vorhanden, 


so kann nach näherer Bestimmung des Landesrechts von diesem Erfordernis 
abgesehen werden. 


S 9. Vollzug des Antrags auf Einrichtung von Volksschulen. 


1. Einem vorschriftsmäßig gestellten Antrag auf Einrichtung einer der 
in S 2 genannten Schulformen ist stattzugeben, wenn die beantragte Schulform 
nicht oder nicht in einer ausreichenden Anzahl in der Gemeinde vertreten ist, 
und wenn die einzurichtende Schule einen geordneten Schulbetrieb auch im 
Sinne von Artikel 146 Abs. 1 RV. gewährleistet. 


2. Ein geordneter Schulbetrieb ist gewährleistet, wenn 

a) die in S 1 Abs. 1 und 2 aufgestellten Bildungsziele erreicht werden 
kónnen, 

b) die Schule nach Aufbau und Zahl der Klassen und Unterrichts- 
abteilungen nicht hinter derjenigen Mindesthöhe der Organisation 
zurückbleibt, die am 1. Januar 1927 in der Gemeinde rechtlich 
zulässig war. 

In Ausnahmefällen sind zum Schutze von Minderheiten von Erziehungs- 


berechtigten nach näherer Bestimmung der Länder Abweichungen von der 
Bestimmungen b zuzulassen. 


$ 10. Vollzug des Antrags auf Umwandlung von Schulformen. 


Einem rechtsgültig gestellten Antrag auf Umwandlung einer Schulform 
in eine andere ist stattzugeben, wenn die Erziehungsberechtigten von wenigstens 
zwei Drittel der die Schule besuchenden Kinder sich dafür aussprechen. 


§ 11. Anfechtung der Entscheidung. 


1. Die Entscheidung über einen Antrag ist nach näherer Bestimmung 
des Landesrechts in einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren anfechtbar. 

2. Gegen die Entscheidung des Verwaltungsgerichts findet die Rechts- 
beschwerde an das Reichsverwaltungsgericht nach Maßgabe eines besonderen 
Reichsgesetzes statt, Bis zum Erlaß dieses Gesetzes steht die Entscheidung 
im letzten Rechtszug den obersten Verwaltungsgerichten der Länder zu. 


$ 12. Zeitpunkt für die Stellung von Anträgen. 


l. Anträge gemäß § 5 Abs. 3 und $ 7 können jederzeit gestellt werden. 


2. Ein rechtswitksam abgelehnter Antrag kann frühestens nach drei Jahren 
wiederholt werden, es sei denn, daß wesentliche Veränderungen in der 
Zusammensetzung der Bevölkerung der Gemeinde eingetreten sind. 
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III. Abschnitt. Schulaufsicht und Schulverwaltung. 


S 13. 

1. Die Aufsicht über alle Volksschulen führt der Staat. 

2. Bei der Besetzung der Stellen der unmittelbaren fachmännisch vor- 
gebildeten Schulaufsichtsbeamten ist auf die Art der ihnen untersteliten Schulen 
Rücksicht zu nehmen. 

3. In die örtlichen Schulverwaltungskörper, denen Schulen unterstehen, 
an welchen Religionsunterricht ordentliches Lehrfach ist, ist je ein Vertreter 
der entsprechenden Religionsgesellschaft (evang. Pfarrer, kath. Pfarrer, Rabbiner) 
mit Sitz und Stimme aufzunehmen. 

4. Den Vertreter der Religionsgesellschaft beruft die Schulaufsichtsbehörde 
auf Vorschlag der betreffenden Religionsgesellschaft. 

5. Im Falle des $ 5 Abs. 3 ist entsprechend zu verfahren. 


IV. Abschnitt: Der Religionsunterricht in den Volksschulen. 


S 14. Allgemeines. 


1. Der Religionsunterricht wird von einem Angehörigen der betreffenden 
Religionsgesellschaft in Übereinstimmung mit ihren Grundsätzen unbeschadet 
des Aufsichtsrechts des Staates erteilt. Bekenntnisverwandte können zur 
Erteilung des Religionsunterrichts zugelassen werden. 

2. In den Gemeinschafts- und Bekenntnisschulen ist für Bekenntnis- 
minderheiten Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach einzurichten, wenn 
durchschnittlich mindestens zwölf Kinder des- betreffenden Minderheits- 
bekenntnisses in der Schule vorhanden sind, die am Religionsunterricht 
teilnehmen. 

3. Die Bestimmungen über Lehrplan, Lehr- und Lernbücher für den 
Religionsunterricht werden im Einvernehmen mit der Religionsgesellschaft 
erlassen. Auch bei der Festsetzung der Zahl der diesem Unterricht zur Ver- 
fügung stehenden Wochenstunden wirkt die Religionsgesellschaft mit. 


S 15. Privater Religionsunterricht. 


. 1. Falls in einer Gemeinschafts- oder Bekenntnisschule für die Be- 
kenntnisminderheit wegen zu geringer Schülerzahl Religionsunterricht nicht 
erteilt wird, sind auf Wunsch der Erziehungsberechtigten zur Ermöglichung 
eines privaten Religionsunterrichts Schulräume nebst Heizung und Beleuchtung 
unentgeltlich bereit zu stellen. Die weiteren Voraussetzungen und den Umfang 
der Bereitstellung bestimmt das Landrecht. 

2. Für Kinder, die einem Bekenntnis angehören und eine bekenntnisfreie 
Schule besuchen, ist auf Wunsch der Erziehungsberechtigten in gleicher Weise 
ein privater Religionsunterricht zu ermöglichen, es sei denn, daß innerhalb 
der Gemeinde die Möglichkeit zum Besuche des Religionsunterrichts in ihrem 
Bekenntnis an einer Gemeinschafts- oder Bekenntnisschule besteht. 


S 16. Einsichtnahme in den Religionsunterricht. 


Zur Einsichtnahme in den Religionsunterricht bestellt der Staat im 
Schulwesen erfahrene Beauftragte, die von der Religionsgesellschaft vor- 
geschlagen werden. Den obersten Stellen der Religionsgesellschaften ist 
Gelegenheit zu geben, sich davon zu überzeugen, ob der Religionsunterricht 
in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgesellschaft erteilt wird. 
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V. Abschnitt. Rechtsmittel. 


S 17. 


l. Entscheidungen der Behórden, durch die Rechte von Erziehungs- 
berechtigten berührt werden, die ihnen auf Grund der Reichsverfassung oder 
dieses Gesetzes zustehen, sind nach näherer Bestimmung des Landestechts 


im Wege eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens anfechtbar. S 11 Abs. 2 
findet Anwendung. 


VI. Abschnitt. Übergangs- und Schlußbestimmungen. 
S 18. Charakter der bestehenden Schulformen. 


1. Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden, nach Bekenntnissen 
nicht getrennten Volksschulen mit Religionsunterricht gelten als Gemeinschafts- 
schulen im Sinne des $ 3. 

2. Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden evangelischen, 
katholischen und jüdischen Volkschulen gelten als Bekenntnisschulen im 
Sinne des S 4. 

3. Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Volksschulen ohne 
Religionsunterricht (Sammelschulen) gelten als bekenntnisfreie Schulen im 
Sinne des S 5 Abs. 1 und 2. 

4. Sämtliche bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Schulen 
(Abs. 1—3) gelten in ihrer Schulform als beantragt im Sinne des S 7, wenn 
nicht rechtsgültige Anträge auf andere Schulformen gestellt werden. 

5. Die bestehenden, als beantragt geltenden Schulen sind unverzüglich 
in Übereinstimmung mit den Vorschriften der §§ 3-5 zu bringen, sofern sie 
diesen noch nicht entsprechen. 


S 19. Vollzug des Gesetzes. 


Die Länder haben die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Vorschriften so rechtzeitig zu erlassen, daß spätestens 2 Jahre nach seiner 
Verkündung mit der Durchführung begonnen werden kann. 


8 20. Gebiete des Reichs, die nach Art. 174 der Reichsverfassung 
besonders zu berücksichtigen sind. 


1. In den Ländern Baden und Hessen, sowie in dem ehemaligen 
Herzogtum Nassau tritt das Gesetz erst fünf Jahre nach seiner Verkündung 
in Kraft. 


2. Für diese Gebiete bleibt die Zulassung von Ausnahmen von der 
Bestimmung des $.9 Abs. 2 letzter Satz auf weitere 5 Jahre nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes dem Landesrecht übeilassen. 


In den früheren Berichten dieser Kirchenrechtlichen Chronik 
— siehe Band CIV, 144 f., CVI, 305 ff. — haben wir wiederholt 
auf die Schritte hingewiesen, die der deutsche Episkopat im 
Interesse einer gerechten Lösung der Aufwertungsfrage unter- 
nommen hat. Da aus Mangel an Kenntnis gegen die Bischöfe 
trotzdem noch Vorwürfe erhoben wurden, haben diese in einem 
Erlasse der Kirchlichen Amtsblätter die betreffenden Tatsachen 
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zusammengestellt. Dieselben legen ein glänzendes Zeugnis davon 
ab, daß die katholischen Oberhirten ihre Pflicht, Wächter der 
sittlichen Ordnung zu sein und die Gerechtigkeit zu schützen, 
voll und ganz erfüllt haben. Wir lassen daher ad perpetuam 
rei memoriam die betrelfende Kundgebung nach dem Wortlaute 
des Kirchlichen Amtsanzeigers für die Diözese Trier 1927, 142 
folgen : 

l. Bereits vor Erlaß der dritten Steuernotverordnung vom 14. Februar 
1924 wandte sich Se. Eminenz Herr Kardinal Berttam namens der Fuldaer 


Bischofskonferenz an Herrn Reichskanzler Marx und warnte vor den Un- 


gerechtigkeiten und Mángeln dieser Verordnung. 


2. Ein halbes Jahr später, im September 1924 wandte sich der Hem — 


Kardinal zum zweiten Male, diesmal öffentlich in der Presse, an den Herrn 
Reichskanzler und betonte die in der dritten Steuernotverordnung bezüglich 
der Aufwertung zutäge tretende Ungerechtigkeit und Unmoralität. Die längeren 
Ausführungen schließen mit dem Satze: »Namens der auf der Fuldaer Bischofs- 
konferenz vereinigten Oberhirten deutscher Diözesen richte ich an Euere 
Exzellenz die dringende Bitte, baldigst der Aufhebung der dritten Steuer- 
notverordnung näherzutreten und hinsichtlich der erörterten Fragen eine 
Regelung herbeizuführen, die den Anforderungen der Moral und Gerechtigkeit 
mehr entspricht.« 

3. Am 8. Dezember 1925 schrieb der Herr Kardinal Bertram namens 
der Bischöfe der Fuldaer Konferenz an das preußische Kultusministerium, die 
Bischöfe lehnten eine Ausdehnung der Vorrechte der politischen Gemeinden 
auf die Kirchengemeinden (nur 12!/2 prozentige Aufwertung, keine Rück- 
wirkung) ab und würden die kirchlichen Vermögensverwaltungen anweisen, 
von dieser Vergünstigung wenigstens gegenüber privaten Gläubigern keinen 
Gebrauch zu machen.’ 

4. Im Januar 1926 haben die genannten Bischöfe »Richtlinien für den 
katholischen Seelsorger in Fragen betr. Verhältnis von Aufwertungsgesetz 
und Moral« herausgegeben. In diesen Richtlinien ist schaıf zum Ausdruck 
gebracht, daß der Schuldner sich nicht ohne weiteres im Gewissen mit den 
Leistungen der gesetzlichen Aufwertung begnügen könne, und daß je nach 
Lage der Sache die moralische Aufwertungspflicht viel weiter greife als die 
gesetzliche. 

9. Dazu haben verschiedene Kirchliche Amtsblätter Erlasse einzelner 
bischöflicher Behörden über die moralische Aufwertungspflicht der kirchlichen 
Institute gebracht. 

Das Paderborner Amtsblatt hat z. B. folgendes veröffentlicht : 


Aufwertung von Anleiheschulden der Kirchengemeinden. 


I. Im $46 des Anleiheablösungsgesetzes vom 16. Juli 1925 war gesagt 
worden, daß die Reichsregierung die Vorschriften des Gesetzes über die 
Markanleihen der Gemeinden und Gemeindeverbände auf Markanleihen anderer 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften (Kirchengemeinden!) für anwendbar er- 
klären könne. 
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Die Fuldaer Bischofskonferenz hatte sich auf eine Anfrage des preuß. 
ultusministeriums gegen eine Ausdehnung der betr. Paragraphen auf die 
drchengemeinden erklärt. 

II. Trotzdem hat nunmehr die Reichsregierung in der 2. Verordnung 
ut Durchführung des Gesetzes über die Ablösung öffentlicher Anleihen vom 

. Juli 1926 folgendes bestimmt. 

S 16. Die Vorschriften der SS 40 bis 45 des Anleiheablösungsgesetzes 
Gemeinden und Gemeindeverbände!) werden auf Markanleihen 

1. der Religionsgesellschaften, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
von Religionsgesellschaiten sowie der Kirchen- und Pfründestiftungen für 
anwendbar erklärt, sofern diese Schuldner Körperschaften des öffentlichen 
Rechis sind. 

III. Damit sind die Vergünstigungen der SS 40 bis 45 für die Anleihen 
der politischen Gemeinden auf die der Kirchengemeinden ausgedehnt. 

Die Vergünstigungen sind der Hauptsache nach: 

1. Als Anleihen gelten alle Schuldverpflichtungen aus Schuldverschrei- 
bungen, auch Hypotheken- und Handscheinschulden. 

2. Rückwirkung findet nur statt, wenn der Gläubiger bei der Rück- 
zahlung einen Vorbehalt gemacht hat. 

3. Der Aufwertungssatz beträgt im allgemeinen nur 12 " Of, zahlbar 
mit Zinsen ab 1. Januar 1926 in 30 jährlichen Auslosungsraten. 

Wir erwarten von den Kirchengemeinden, daf sie entsprechend der 
Stellungnahme der Fuldaer Bischofskonferenz nur im Falle der hóchsten Not 
von diesen Vergünstigungen Gebrauch machen, insbesondere nicht gegenüber 
anderen kirchlichen Instituten und Privatgläubigern.« 


Aufwertung von Anleihen. 


»Unter Bezugnahme auf unsere Bekanntmachung Nr. 187 auf Seite 79 
des Kirchlichen Amtsblattes 1926 weisen wir erneut darauf hin, daß es Pflicht 
der Kirchenvorstände ist, in jedem einzelnen Falle gewissenhaft zu prüfen, 
ob neben der gesetzlichen Aufwertungspflicht nicht noch eine weitergehende 
moralische Aufwertungspflicht vorliegt. 

Es ist zu beachten, daß die für die Anleihen geschaffenen Objekte 
durchweg noch in ihrem vollen Wette vorhanden sind, und daf die betreffenden 
Gebäulichkeiten stets unbehindert von Wohnungszwangswirtschaft und Haus- 
zinssteuerpflicht voll ausgenutzt werden konnten. Anderseits sind natürlich 
auch die eigenen Inflationsverluste der Kirchengemeinden und die eigene 
Leistungsfähigkeit in Rücksicht zu ziehen. 

Wir kónnen es nicht billigen, wenn sich Kirchengemeinden ohne 
gewissenhafte Prüfung aller Umstände und der eigenen Leistungsfähigkeit 
grundsätzlich nur auf den gesetzlichen Standpunkt stellen wollen, so daß sie 
in vielen Fällen, namentlich gegenüber öffentlichen Geldinstituten oder 
Darlehnsgebern, wie Landesbank, Landesversicherungsanstalt, Sparkassen usw., 
die in der Inflationszeit die Rückzahlungen vorbehaltlos angenommen haben, 
überhaupt nichts mehr aufzuwerten brauchten.« 

6. Aus den angeführten Tatsachen folgt, daß die katholische Kirche in 
Deutschland die in den Aufwertungsgesetzen zutage tretenden Ungerechtigkeiten 
verurtellt und dieses wiederholt in amtlichen Erlassen zum Ausdruck gebracht 
hat. Wenn das in letzter Zeit nicht mehr oder nicht mehr so häufig geschieht, 
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liegt das daran, daß eine wesentliche Aenderung der Aufwertungsgesetz 
zurzeit als aussichtslos erscheint. 

Die Behauptung, die katholische Kirche habe in der Aufwertungsfrage 
geschwiegen, kann nur aus völliger Unkenntnis der Tatsacheri oder aus bis 
williger Absicht erhoben werden. 

7. Ebenso falsch ist die Behauptung, die deutschen Bischöfe wären 
einseitig für die Fürsten eingetreten, als es sich um die Öffentliche Ab 


stimmung über die Fürstenenteignung handelte. In jener Kundgebung, die 


durch die bevorstehende Abstimmung unmittelbar veranlaßt wurde, heißt es 
wörtlich: 

»In derselben Richtung bewegt sich die öffentliche Mahnung, die der 
Episkopat an die Gesetzgeber richtete, als bei den Verhandlungen über die 
Aufwertungsfragen Maßnahmen auftauchten, die nicht genügend Rücksicht 
nahmen auf den Grundsatz von Treue und Glauben, auf Verarmte und ihre 
Familien.« 


Da die staatlicherseits zugestandene Kirchensteuer vielfach 
nicht mehr ausreicht, um die laufenden -Bedürfnisse der katho- 
lischen Kirchengemeinden zu befriedigen, haben die preußischen 
Bischöfe die Erhebung eines sog. Kiraigeldes beschlossen. Das 
Kirchliche Amtsblatt für die Diözese Osnabrück und die Nord- 
deutschen Missionen 1927, 151 enthält hierüber folgende Mit- 
teilungen: 

Bereits in dem Erlaß des Herrn Ministers für Wissenschaft, Kunst und 
Volksbildung vom 4. März 1927 — .G1310 GI — ist auf Bedenken hin- 
gewiesen, die gegen die alleinige Benutzung der Einkommensteuer als 
Verteilungsmaßstab der kirchlichen Umlagen bestehen. Durch die Zuschläge 
zur Einkommensteuer wird eine große Zahl von Steuerpflichtigen, die recht 
wohl einen mäßigen Beitrag zu den Kirchenlasten entrichten könnten, über- 
haupt nicht oder nicht genügend erfaßt. Es ist dies eine der Ursachen viel- 
fach beklagter Mißstände im Kirchensteuerwesen, der unerwünschten Höhe 
der Hundertsätze der Kirchensteuer und unbilliger, unsozialer Belastungen, 
Deshalb hat der Herr Minister zur stärkeren Mitheranziehung der Realsteuer 
angeregt. Diese ist aber, wie der vorerwähnte Erlaß nicht verkennt, nicht 
überall möglich, auch nicht immer zureichend, um dem Uebel abzuhelfen. 

Immer stärker drängen die Verhältnisse dazu, den Kirchengemeinden 
neue Besteuerungsmöglichkeiten zu eröffnen, um einerseits den wachsenden 
seelsorglichen Bedürtnissen gerecht zu werden und doch dabei die meist 
dringend wünschenswerte Senkung der auf die Einkommensteuer gelegten 
Kirchensteuerzuschläge vorzunehmen zugleich im Sinne einer den Anforderungen 
der Billigkeit besser entsprechenden Verteilung der kirchlichen Lasten. Leider 
ist es ausgeschlossen, hierfür schon für das Kirchensteuerjahr 1927 staats- 
gesetzliche Grundlagen zu schaffen. Doch kann den Kirchengemeinden einst- 
weilen eine Behelfsmaßnahme geboten werden. 

Durch die nachstehend mitgeteilten Richtlinien erhalten die Kirchen- 
gemeinden die Ermächtigung, aufer den Kirchensteuerzuschlägen zy den 
staatlichen Steuern für das Rechnungsjahr 1927 noch eine von diesen un- 
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hängige Leistung, Kirchgeld genannt, von den Kirchensteuerpílichtigen zu 
ordern. i 

Der Mangel einer staatsgesetzlichen Grundlage hindert die Einforderung 
s Kirchgeldes nicht. Wir haben zu unseren Gläubigen das Vertrauen, daß 
> sich ihrer kirchlichen Pflicht (Ziffer 6, Abs. 1) bewußt bleiben und den 
ringen Betrag gern zahlen werden. Wegen des Mangels der staatsgesetzlichen 
rundlage scheidet nur die Möglichkeit einer Zwangsvollstreckung aus (Ziffer 6, 
bs. 2). Auch greift das im Kirchensteuergesetz geordnete Rechtsmittel- 
erfahren nicht Platz. Damit nicht Mißverständnisse bei den Pflichtigen ent- 
ehen, ist Mitteilung der Ziffer 6 in der öffentlichen Bekanntmachung (Ziffer 5) 
wie in den Benachrichtigungen der einzelnen Steuerpflichtigen (Ziffer 8, 
‚bs. 6) vorgeschrieben. Es versteht sich von selbst, daß auch sonst, z. B. in 
twaigen Mahnungen, alles vermieden werden muß, was den irrigen Glauben, 
ls sei die Leistung beitreibbar, erwecken könnte. 

Der Kreis der »Kirchensteuerpflichtigen« im Sinne der Richtlinien 
gibt sich aus S 2 des Kirchensteuergesetzes vom 14. Juli 1905 (G. S. S. 281). 
Jaher wird das Kirchgeld gemäß Zilfer 2 der Richtlinien mit den in Ziffer 3 
'orgesehenen Ausnahmen von allen über 21 Jahre alten Katholiken, welche 
der Kirchengemeinde durch ihren Wohnsitz angehóren, erhoben, gleichgültig, 
ob sie staatliche Steuein zu entrichten haben oder nicht. 

Eine Mitwirkung der Landesfinanzämter und Finanzämter bei der 
Erhebung des Kirchgeldes, zu der eine gesetzliche Verpflichtung nicht besteht, 
hat der Herr Reichsminister der Finanzen nur in dem sehr beschránkten 
Umfange des Abs. 2 der Ziffer 8 der Richtlinien zugestanden. 

Der Herr Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung hat sich 
mit diesem Erlaß und den anliegenden Richtlinien einverstanden erklärt. Er 
hat die Herren Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten hiervon ver- 
ständigt. 

Ridtlinien. 


1. Außer den Kirchensteuerzuschlägen zu den staatlichen Steuern können 
die Kirchengemeinden zur Deckung des kirchlichen Bedarfs für das 
Rechnungsjahr 1927 ein gleiches oder gestaffeltes Kirchgeld erheben. 

Dem pflichtmäßigen Ermessen der Kirchenvorstände und Verbands- 
vertretungen bleibt es überlassen, von dieser Möglichkeit Gebrauch 
zu machen. Die Einführung des Kirchgeldes ist jedenfalls dann ernstlich 
zu erwägen, wenn die Höhe der Zuschläge zur Einkommensteuer zu 
Bedenken Anlaß geben könnte. In solchem Falle sind, falls von der 
Erhebung des Kirchgeldes Abstand genommen wird, die Gründe, die 
seine Einforderung nicht ratsam erscheinen ließen, bei Einholung der 
aufsichtlichen Genehmigung zum Umlagebeschlu8 im Begleitbericht 
darzulegen. 

Wird die Erhebung des Kirchgeldes beschlossen, so ist im Umlage- 
beschluß anzugeben, welcher Teil des kirchlichen Bedarfs durch das 
Kirchgeld und welcher Teil durch die Zuschläge zu den staatlich 
veranlagten Steuern gedeckt werden soll. 

. Das Kirchgeld ist von jedem Kirchensteuerpflichtigen zu entrichten, 
der bei Beginn des Rechnungsjahres 21 Jahre alt gewesen ist. 

. Von der Entrichtung des Kirchgeldes sind beíreit: 
a) Eheírauen, die nicht dauernd von dem Ehemanne getrennt leben; 


NO 


Go 
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b) Personen, die öffentliche Fürsorge auf Grund der Reichsverordnug 
über die öffentliche Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 (ROBLI 
S. 100) genießen, außer wenn sie Zuschläge zur Einkommensteus 
zu entrichten haben. 
Wegen Erwerbslosigkeit oder anderer wirtschaftlicher Notstänk 
Erlaß zu gewähren, bleibt dem Kirchenvorstande überlassen. 
4. Das Kirchgeld beträgt für das Rechnungsjahr . . . . . . SRM 
Wird es gestaffelt, so betrágt es für das Rechnungsjahr : 
a) bei Kirchensteuerpflichtigen ohne eigenes Einkommen oder mit 


einem Einkommen unter 2000 RM. . . . ee .. 2 RM 
b) bei Kirchensteuerpflichtigen mit eigenem Einkommen von übe 
2000 RM. bis 5000 RM.. . . . <... ARM 


c) bei Kirchensteuerpflichtigen mit hóherem Einkommen . ., 6 RM 


5. Die Erhebung des Kirchgeldes ist öffentlich bekannt zu machen. In 
der Bekanntmachung ist ein Auszug aus diesen Richtlinien, enthaltend 
die Ueberschrift, Ziffer 1, Abs. 1, Ziffer 2 und 3, den in betracht 
kommenden Teil der Ziffer 4 und Ziffer 6, 7 sowie Datum und Vnter 
schrift mitzuteilen. 


6. Die Entrichtung des von der Gemeinde beschlossenen Kirchgeldes ist 
eine kirchliche Pflicht, ein Ausfluß der allgemeinen kirchlichen Ver- 
pflichtung eines jeden Gläubigen, zum Unterhalt der Kirchengemeinde 
nach Kräften beizutragen. Eine Zwangsbeitreibung findet nicht statt. 


7. Das von dem einzelnen Kirchensteuerpflichtigen zu entrichtende Kirch- 
geld wird von dem Kirchenvorstande festgesetzt. 


8. Eine Mitwirkung der Finanzämter bei der Festsetzung des Kirchgeldes, 
bei der Benachrichtigung und Zahlungsaufforderung sowie bei der 
Einziehung findet im allemeinen nicht statt. 


Auf Kirchensteuerbescheiden, die unter der Bezeichnung des Finanz- 
amtes ergehen, kann das Kirchgeld für das Rechnungsjahr 1927 nur dann 
mit vermerkt werden, wenn im ganzen Rechnungsjahre 1927 das Finanzamt 
lediglich die von der Kirchengemeinde ausgestellten Kirchensteuerbescheide 
unter seiner Bezeichnung verschickt, und wenn die Erhebung der Kirchen- 
steuer nur. durch Kassen erfolgt, die nicht der Reichsfinanzverwaltung an- 
gehören. 

Im übrigen erfolgt, sofern die Benachrichtigung und Zahlungsaufforderung 
wegen der Kirchensteuerzuschläge zu den staatlichen Steuern durch das 
Finanzamt geschieht, die Benachrichtigung und Zahlungsaufforderung wegen 
des Kirchgeldes durch den Kirchenvorstand in besonderem Bescheide. 

Wenn die Benachrichtigung und Zahlungsaufforderung wegen der 
Kirchensteuerzuschläge zu den staatlichen Steuern durch den Kirchenvorstand 
geschieht, kann hiermit die Benachrichtigung und Zahlungsaufforderung wegen 
des Kirchgeldes nach Bestimmung des Kirchenvorstandes in einem und demselben 
Bescheide verbunden werden. 

Sowohl im Falle des Abs.2 als auch des Abs. 4 sind die Kirchen- 
. steuerzuschläge zu den staatlichen Steuern und das Kirchgeld getrennt anzu- 
geben. 

In jedem Falle, mag der Bescheid wegen des Kirchgeldes mit dem 
Kirchensteuerbescheide verbunden werden oder besonders ergehen, ist bei 
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r Benachrichtigung und Zahlungsaufforderung wegen des Kirchgeldes der 
alt der Ziffer 6 wörtlich mitzuteilen. 


Osnabrück, den 8. April 1927. 
Das Bischöfliche Generalvikariat. 


Uber das neue Reichsgesetz zur Bekämpfung der Geschlechts- 
rankheiten bringt das Kirchliche Amtsblatt für die Diözese 
aderborn 1927, 95 folgende Ausführungen, die vom seelsorg- 
chen Standpunkte sehr beachtenswert sind. 


Der 1. Oktober 1927 war ein bedeutungsvoller Tag für unser Vaterland, 
in diesem Tage trat das am 18. Februar 1927 verabschiedete »Gesetz zur 
ekümpfung der Geschlechtskrankheiten« in Kraft. Wenn auch die Zahl der 
euen Gesetze sehr groß geworden ist, wird es doch notwendig sein, daß die 
Seelsorge dies Gesetz beachtet behufs Mitwirkung nach unseren Grundsätzen. 

Es wurde seit Jahren wiederholt in öffentlichen Versammlungen hin- 
sewiesen auf den in Preußen bestehenden Widerspruch bezüglich der gewerbs- 
mäßigen Unzucht. Nach dem deutschen Strafgesetzbuche (S 361 Nr. 6) ist 
gewerbsmäßige Unzucht ein Delikt, wird von der Polizei verfolgt und entsprechend 
bestraít. Wenn die Dirne sich aber der polizeilichen Aufsicht unterstellt 
(Reglementierung), wird sie nicht bestraft. Dabei wird von vielen Ärzten 
behauptet, daß diese polizeiliche Kontrolle nur sehr geringen Schutz bietet 
vor Ansteckung. Das ist nun vorbei. Seit dem 1. Oktober ist gewerbsmäßige 
Unzucht kein Delikt mehr, wird also auch von der Polizei nicht verfolgt. 
Dafür ist nun ein Gesetz erlassen »zur Bekámpfung der Geschlechtskrankheiten«. 
Unterm 3l. August 1927 hat Preuflen eine «Ausführungsverordnung« mit 
Gesetzeskraft und eine »Anweisung« zur Durchführung des Reichsgesetzes zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten« erlassen. § 1 lautet: »Die durch das 
Reichsgesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 
den Gesundheitsbehórden erwachsenden Aufgaben werden den Stadt- und 
Landkreisen als Selbstverwaltungsangelegenheiten übertragen«. 

Also auch hier wieder, wie beim  Reichsjugend - Wohlfahrtsgesetz 

Kommunalisierung (und in natürlicher Folge Politisierung) der Arbeit. 

Wir sehen davon ab, die Einzelheiten des Gesetzes hier zu besprechen, 
wollen aber doch die Frage beantworten: »Kann und soll auf Grund dieses 
Gesetzes seitens der Seelsorge etwas Besonderes geschehen ?« Wir beantworten 
diese Frage mit Ja. 

Als am 2. Juli 1900 das preußische Fürsorgeerziehungsgesetz verabschiedet 
wurde, hatten wir in unserer Diözese den katholischen Erziehungsverein, der 
dieselben Ziele verfolgte wie das neue Gesetz. Das hatte zur Folge, daß 
dieser Verein vom Landeshauptmann in Münster zur Ausführung des Gesetzes 
in weitem Umfange in Anspruch genommen wurde. Provinzial-Anstalten sind in 
Westfalen überhaupt nicht gegründet worden. Ähnlich ist die Lage gegenwärtig. 
Die politischen Gemeinden sollen Aufgaben erfüllen, die bisher von der Polizei 
erledigt wurden. Es müssen deshalb neue, das ist Gesundheitsbehörden 
geschaffen werden, die aber mit der freien Wohlfahrtspflege zusammen arbeiten 
sollen. 

Dabei kommen in Betracht zunächst unsere beiden großen katholischen 
Fürsorgevereine: der katholische Fürsorgeverein für Mädchen, Frauen und 
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Kinder, Zentrale Dortmund, Rosenthal 32, und der katholische Mánner-Fürsorge 
verein, Zentrale Paderborn. Beide Vereine sind über ganz Deutschland 
ausgebreitet, haben seit vielen Jahren auf diesem Gebiete gearbeitet, reiche 
Erfahrungen gesammelt und erfreuliche Erfolge erzielt. Es sei nur darad 
hingewiesen, daß der katholische Frauen-Fürsorgeverein jetzt in 412 Städten 
besteht und im letzten Jahre 89000 gefährdete Mädchen und Frauen betreut hat 
Der um mehrere Jahre später gegründete Männer-Fürsorgeverein besteht in 
120 Städten. Alle Mitglieder arbeiten ehrenamtlich. 


Für die Seelsorge ergeben sich vor allem zwei Aufgaben: 

l. In den großen Städten muß durch die katholischen Stadtverordneten 
und andere einflußreiche Persönlichkeiten dahin gewirkt werden, daß bei 
Bildung der neuen Einrichtungen (Gesundheitsämter) die religiös-sittlichen 
Interessen im Auge behalten werden. Das gilt namentlich bei Auswahl der 
beamteten Persönlichkeiten. Diese müssen Gewähr dafür bieten, daß sie | 
entsprechend dem Gesetze die freie Wohlfahrtspflege zur Arbeit heranziehen. 
Dies verlangen wir, weil es die Erfahrung lehrt, daß die religiösen Beweggründe 
bei den gefáhideten Personen am wirksamsten sind, namentlich, wenn ihnen 
ein praktischer Weg zur Rettung gezeigt wird. Ein protestantischer Universitäts- - 
professor (Facharzt) erklärte unlängst unserem Facharbeiter: »Wir müssen 
nicht nur die Krankheit heilen, sondern den Menschen. Gelingt uns das nicht, 
ist unsere Arbeit umsonst«. 

2. Unsere beiden katholischen Fürsorgevereine müssen gefórdert und 
auch finanziell unterstützt werden. Es wird wesentlich darauf ankommen, daß 
in den größeren Städten sogenannte Vorasyle (Rettungshäuser) errichtet werden, 
in denen gemäß S 16 des neuen Gesetzes die gefährdeten Personen anuli- 
genommen werden kónnen. Der Frauen-Fürsorgeverein hat bereits in den 
verschiedenen Städten Deutschlands 83 solcher Vorasyle gegründet. Es sind 
aber weit mehr notwendig, denn die kranken oder gefährdeten Personen 
kónnen nicht in polizeiliche Haft, auch meistens nicht in Krankenhauser 
aufgenommen werden. 

Es dürfte sich empfehlen, daß in den großen Städten ein Geistlicher 
besonders beauftragt wird, das neue Gesetz zu studieren und für geeignete 
Mitarbeit von katholischer Seite zu sorgen. Vielleicht findet sich auch in 
jedem Dekanat ein Geistlicher, der auf diesem Gebiete sich besonders einarbeitet. 
Gelingt es uns, gute Aıbeit zu leisten, wird man seitens der Stadtverwaltung 
diese nicht zurückweisen. Es wird die Möglichkeit geboten, mit Personen in 
Verbindung zu treten, die uns sonst nicht kommen. Die Mitglieder der zwei 
katholischen Fürsorgevereine werden im Auftrage und nach Anweisung der 
Seelsorger arbeiten. Die Exerzitien befähigen sie zu diesem Laienapostolat. 
Die Erfahrung hat aber auch gezeigt, daß sich geeignete Vereinsmitglieder in 
genügender Anzahl finden, wenn wir sie in praktischer Weise hinweisen auf 
das Beispiel, das der göttliche Heiland uns gegeben hat. Vgl. Joh. 4, 1—42; 
Joh. 8, 1—11 und Joh. 12, 1—11. 

Es ist gewiß beachtenswert, daß gerade der jungfräuliche Johannes 
(und: zwar er allein) diese drei Ereignisse aus dem Leben Jesu berichtet. 


Der Erzbischof von Paris, Kardinal Dubois, hat im Oktober 
1927 angeordnet, daß die bis zum Trennungsgesetze von 1905 
üblichen feierlichen Gottesdienste in der Notre-Damekirche zu 
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eginn der parlamentarischen Sitzungen und der Wiederaufnahme 
er Funktionen bei den Gerichten und an den Hochschulen 
ieder stattiinden sollen. Die Vertreter der öffentlichen Behörden 
nd die Gläubigen sind zur Teilnahme einzuladen. 

Vom 3. bis 20 August 1927 tagte zu Lausanne die Welt- 
onferenz für Glaube und Verfassung (World Conference on 
‘faith and Order), die von rund 500 Delegierten besucht war. 
Menn die katholische Kirche auch nicht an dieser Veranstaltung 
yeteiligt war!), so steht doch nichts im Wege, daß wir Katho- 
iken dem Bestreben unserer getrennten Brüder nach Wieder- 
ıerstellung der Einheit im Glauben und in der Verfassung die 
nerzlichsten Sympathien entgegenbringen und zu dem göttlichen 
Stifter unserer Kirche beten, daß er bewirken möge, ut omnes 
unum sint. Joh. 17, 21. 

Am Königsfeste Christi, dem 30. Oktober 1927, weihte der 
Hl. Vater in der Peterskirche den ersten eingeborenen Japaner 
Monsig. Hayasaka zum Bischof von Nagasaki. Nach der Kon- 
sekrationsfeierlichkeit hielt der Papst eine Homilie. Vgl. A. A. S. 
XIX, 379. 

In /rland fand ein Plenarkonzil statt, dem der Erzbischof 
von Armagh als päpstlicher Legat prásidierte. Der Hauptzweck 
dieses Konzils war, die Diózesangesetze den Vorschriften des 
neuen Kirchlichen Gesetzbuchs anzupassen. Vgl. das pápstliche 
Breve vom 17. Juli 1927, in: A. A. S. XIX, 309. 

Die für den 11. und 12. Oktober 1927 festgesetzte Didzesan- 
synode zu Regensburg konnte nicht zum Abschlusse gelangen, 
da der Bischof am ersten Tage der synodalen Tagung starb. 

In der letzten Zeit sind in Deutschland mehrere Selig- 
sprechungsprozesse in Angriff genommen worden, so vom Erz- 
bischof von Köln der Seligsprechungsprozeß der 1859 zu Düssel- 
dorf verstorbenen Klosterfrau Emilie Schneider, Tochter vom 
hl. Kreuz?), und vom Bischof von Padeıborn der Seligsprechungs- 
prozeß der 1881 verstorbenen Stifterin und Generaloberin der 
Genossenschaft der Schwestern der christlichen Liebe Pauline 
von Mallinckrodt’). 

Zur Unterstützung der Theologiestudierenden wurde in der 
Diózese Hildesheim das Godehardswerk*) und für ganz Deutsch- 


1) Vgl das Verbot des Hl. Offiziums oben S. 668. 

2) Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiözese Köln 1927, 5. 

3) Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Paderborn 1927, 59. 
4) Kirchlicher Anzeiger für das Bistum Hildesheim 1927, 111. 


752 - Personalnadhrichten. 


land das Frauen-Apostolat für Priesterberufe‘) gegründet. An 
der Spitze des letzteren steht Ihre Königliche Hoheit Frau 
Prinzessin Immakulata, Herzogin von Sachsen, in Freiburg i. B. 


Personalnachrichten. 


Am 15. Juli 1927 starb der Fürstbischof Johannes Raffl 
von Brixen, am 11. Oktober während der Tagung der Didzesan- 
synode der Bischof Antonius von Henle von Regensburg und 
Ende September der Weihbischof K/under von Kulm. 


1) Kirchliches Amtsblatt für das Bistum Meißen 1926. 


VI. Literatur. 


— 


Rezensionen und Referate. 


1. Preußisches Pfarrarchiv. Zeitschrift für Rechtsprechung und 
Verwaltung auf dem Gebiete der evangelischen Landes- 
kirchen. Sammlung der ergehenden Gesetze und Aus- 
führungsbestimmungen, der gerichtlichen und verwaltungs- 
gerichtlichen Entscheidungen, der Erlasse der staatlichen 
und kirchlichen Zentralbehörden, sowie der wichtigsten 
Verfügungen der Konsistorien. Unter Mitwirkung von zahl- 
reichen Gelehrten herausgeg. von Kurt von Rohrscheidt. 
XV. Band. (XII u. 388.) Berlin, Vahlen, 1926. M. 8.—. 
Der letzte Band dieses Organs, dessen Inhalt in unserer 

Zeitschrift regelmäßig besprochen wird, enthält folgende acht 
Abhandlungen: 1. Fretzdorf, Die Verfassungsurkunde für die 
evangelische Kirche der altpreußischen Union in der Freien Stadt 

Danzig S. 1 ff. Wie schon der Titel ausdrückt, bildet die 

evangelische Landeskirche der Freien Stadt Danzig trotz der 

politischen Trennung des Staatsgebiets von Preußen einen 
integrierenden Bestandteil der Evangelischen Kirche der alt- 
preußischen Union. Mit Rücksicht auf die Eigenart des Gebietes, 
insbesondere der staatlichen Selbständigkeit, hat die Danziger 

Kirchenverfassung einige Besonderheiten. Der Gesamtverband 

führt die Bezeichnung Landessynodalverband, und seine Organe 

haben den Titel Danziger Landessynode und Danziger Landes- 
kirchenrat. Ein besonderer Rechtsausschuß ist für das Danziger 

Gebiet nicht vorgesehen. Obwohl die Danziger Staatsverfassung 

nicht das Trennungsprinzip des Staates von der Kirche nach 

dem Muster des Art. 137 der deutschen Reichsverfassung auf- 
gestellt hat, ist dieser Grundsatz doch praktisch durchgeführt. 

Es sind aber. die früheren finanziellen Beziehungen zwischen 

Staat und Kirche aufrecht erhalten worden. 2. R. Breust, Staats- 

leistungen an die Landeskirche in Braunschweig S. 16 ff. Im 

Anschlusse an seine früheren Ausführungen über diesen Gegen- 


stand — vgl. dieses Archiv CVI, 699 f. — teilt der Verfasser die 
Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. . 48 
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Entscheidung des Reichsgerichts mit, daß den Pfarrern auf Grund 
der Art. 138 und 173 R.V. die’ staatlichen Gehaltszuschüsse in 
derselben Höhe wie vor der Staatsumwälzung zu zahlen seien. 
3. W. Gustavus, Die Relicionsvergehen, insbesondere die Gottes- 


lästerung und die Beschimpfung von Religionsgesellschaften im 


amtlichen Entwurf eines Allgemeinen Deutschen Strafgesetzbuchs. 


S. 97 ff. Es wird besonders betont, daß in dem Entwurfe von 1924 


die Religionsdelikte der Gotteslästerung und der Beschimpfung 


der christlichen Kirchen nicht mehr vorkommen. »Mit alledem 
wird eine Entwicklung zu Ende geführt, die man vielleicht als 
` zwangsläufig ansprechen mag, die aber derjenige, der in der 
christlichen Religion und in keiner anderen das alleinmögliche 
Fundament der Lebensgüter unserer Rasse erblickt, schmerzlich 
empfinden wird.« 4. K. Schwarzlose, Orientalische Kirche und 
Protestantismus S. 193. Trotz der bedeutenden Unterschiede 
zwischen beiden Kirchen hält der Verfasser eine gegenseitige 
Annäherung für möglich. 5. Ernst Kunze, Was bedeuten die 


Ausdrücke »Geistlicher«, »geistlich« in der Verfassungsurkunde 


der altpreußischen Union? S. 201 fi. 6. Besig, Die rechtliche 
Bedeutung des Taufaktes für die Fragen der religiösen Erziehung 
S. 305 if. Ist die Taufe als Erziehung in einem bestimmten 
Bekenntnis gemäß $ 2 Abs. 2 des Reichsgesetzes über die 
religiöse Erziehung der Kinder vom 15. Juli 1921 aufzufassen? 
B sucht dieses zu bestreiten. Jedoch würde diese Annahme 
zu praktischen Schwierigkeiten führen, und außerdem steht die- 
selbe mit dem Bericht des Ausschusses über den Entwurf dieses 
Gesetzes in Widerspruch. Man muß deshalb den Wortlaut des 
Gesetzes möglichst weit interpretieren. 7. K. Schwarzlose, Rom 
und Norwegen S. 309 fi. Obwohl Norwegen zur Zeit nur eine 
Handvoll Katholiken zählt, glaubt der Verfasser vor einer Re- 
katholisierung dieses Landes warnen zu müssen. Einige Kon- 
versionen (Sigrid Undset und der Direktor der Volkshochschule 
Lars Eskeland) und die Gründung von Klöstern haben es ihm 
angetan. »Immer aber muß wieder und überall als auf die 
Hauptschwäche des Protestantismus der Finger auf seine äußere 
und innere Zerrissenheit und Uneinigkeit, auf den Gegensatz der 
theologischen Richtungen gelegt werden. Diese macht ihn nicht 
bloß schwach der geschlossenen Einheitsfront der römischen 
Kirche gegenüber, sondern verleidet auch vielen Evangelischen 
die Zugehörigkeit zu ihrer Kirche und machi sie zu leichten 
Opfern der römischen Propaganda, weil sie drüben Einheit, 
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utoritat, Ruhe und einheitlichen Glauben finden.« 8. Lambrecht, 
Jie sogenannten Vierzeitengeldrenten im Lande Braunschweig 
. 312 ff. | 


Freiburg i. B. — | N. Hilling. 


2. Sosius d'Angelo, lus Digestorum additis iurium nostri temporis 
praesertim iuris canonici adnotationibus. Tomus I: Pars 
generalis vol. 1 (XVI u. 675.) Rom, Marietti, 1927. L. 55.—. 


Dieses Werk gehört einer juristischen Bücherreihe an, die von 
der juristischen Fakultät der päpstlichen Universität S. Apollinare 
in Rom herausgegeben wird. Die genannte Fakultät ist die einzige 
in Rom, in der zugleich das Zivil- und das Kirchenrecht in aus- 
führlicher Form vorgetragen wird. Nach der Praefatio soll das 
vorliegende Digestenbuch kein neues wissenschaftliches Werk 
über das rómische Recht darstellen, sondern nur als Vorlesungs- 
schema dienen. Dieser Zweck ist vorzüglich erreicht worden. 
Denn zu allen Fragen, die die Grundlagen des Rechts betreffen, 
hat der Verfasser in ausführlicher Weise in dieser Pars generalis 
Stellung genommen. Nach einer kurzen Einführung über die 
Methode des Buches behandelt der 1. Abschnitt das objektive 
und der 2. das subjektive Recht. Der zweite Abschnitt zerfällt 
in die Lehre von den Rechtssubjekten (Physische und juristische 
Personen), den Rechtsobjekten und den Rechtsgeschäften. Der 
Aufbau ist also durchaus sachlich gehalten und entspricht der 
bei uns üblichen Methode. Nur ist die Lehre von der Zeit bei 
d'Angelo in dem Titel über die Rechtsgeschäfte untergebracht, 
während sie bei uns vielfach als ein selbständiger Abschnitt dar- 
gestellt wird. Die der Darstellung des römischen Pandektenrechts 
hinzugefügten Anmerkungen beziehen sich hauptsächlich auf das 
italienische, französische und deutsche Recht. Gelegentlich finden 
sich aber auch Hinweise auf andere Rechtssysteme, z. B. das 
englisch-amerikanische und spanische Recht. 

Für die Studierenden des Kirchenrechts ist das Ius Digestorum 
ganz besonders zu empfehlen, weil das kanonische Recht der 
allen und neuen Zeit speziell berücksichtigt wird. Das rómische 

Recht ist nicht bloß eine Hilfswissenschaft für das Studium des 
kanonischen, sondern dessen Grundlage, da das erste zu einem 
großen Teile aus dem letzten hervorgegangen und auf ihm auf- 
gebaut ist. Im heutigen Kirchenrechte ist der Doktorgrad in 
beiden Rechten strikte nur für Auditoren der Rota (can. 1598 
§ 2) vorgeschrieben. Die Bestimmung des can. 1657 § 2, daß 
48* 
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die Gerichtsadvokaten den Doktorat oder wirkliche Erfahrenhert 
wenigstens im kanonischen Rechte besitzen müssen, gibt aber 
genugsam zu erkennen, daB die Promotion in beiden Rechten 
auch für diese erwünscht ist. Ferner verlangt can. 1520 § 1 von 
den Mitgliedern des Diózesanverwaltungsrates, daß sie, soweit 
es móglich ist, auch im bürgerlichen Recht erfahren sind. 


Wie sehr die Erforschung des rómischen Rechts auch heut- 
zutage noch eine internationale Angelegenheit ist, ersieht man 
daraus, daß bei d'Angelo auch die deutschen Romanisten Savigny, 
Mommsen, Krüger, Windscheid, Dernburg, Jhering, Lenel, 
Gradenwitz u. a. sehr oít zitiert werden. Das Buch ist dem be- 
kannten, im Rufe der Heiligkeit 1902 versiorpenen Juristen 
Contardo Ferrini gewidmet. 

Der Ausdruck promulgatio ist etymologisch nicht von 
»provulgare«, sondern von pro-mulcare (schlagen) abzuleiten. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


3. B. Ojetti, Commentarium in Codicem luris Canonici. Liber 
l: Normae generales. [Pontificia Universitas Gregoriana.] 
(VIII u. 354. Rom, Gregorianische Universitat, 1927. 


In dem vorliegenden Werke bringt der bekannte römische 
Kanonist Benedikt Ojetti S. J., Professor an der Gregorianischen 
Universität zu Rom, einen ausführlichen Kommentar zum ersten 
Buche des C.J.C., das die Allgemeinen Normen enthält. Da 
der ziemlich stattliche Band nur die ersten 86 Canones des 
Kirchlichen Gesetzbuchs kommentiert, ist von selbst ersichtlich, 
daß jedem einzelnen Canon eine eingehende Exegese zu teil 
werden konnte. Der Verfasser hat für diese Auslegung nament- 
lich die klassischen Autoren der Vorzeit Augustinus, Thomas, 


Suarez, Sanchez, Schmalzgrueber u. a. herangezogen, aber auch - 


die neueren Schriftsteller, auch solche des römischen Rechts, 
wie z. B. Savigny, Dernburg, Windscheid, Ferrini, ergiebig benutzt. 

Aus dem Gesagten geht bereits zur Genüge hervor, daß 
wir es mit einem hervorragenden wissenschaftlichen Werke zu 
tun haben, das allen Fachgenossen mit bestem Gewissen emp- 
fohlen werden kann. Als bloßes Lehrbuch für die ersten Anfänger 
des kanonischen Rechts kommt es natürlich nicht in Betracht. 
Der Abschnitt, der sich mit den Rechtsquellen beschäftigt, 
S. 7—25, ist meines Erachtens etwas zu kurz ausgefallen und 
hat die vorhandene neueste Literatur nicht genügend ausgeschöpft. 
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An Einzelheiten erlaube ich mir zu bemerken, daß Ojetti 
nergisch für den Privilegiencharakter der Konkordate eintritt, 
Jezw. sich der von Wernz aufgestellten Theorie anschließt, daß 
die einzelnen Bestimmungen der Konkordate je nach ihrem 
Inhalte, ob sie eine geistliche oder eine zeitliche Angelegenheit 
betreffen, bloße Pıivilegien oder Vertragsartikel sind. Wie diese 
Hypothese mit dem einheitlichen Charakter der Konkordats- 
urkunden und einer paritätischen Stellung der Kontrahenten in 
Einklang zu bringen ist, erscheint mir unerfindlich. Meines 
Erachtens ist diese Theorie geeignet, die Konkordate für die 
Praxis zu einer reinen Sphinx zu machen. Ferner verficht der 
Verfasser den Satz, daß die früheren Konkordate mit der Änderung 
der Staatsverfassung erloschen seien. Zum Beweise des letzten 
Punktes stützt er sich vor allem auf die Konsistorialallokution 
Benedikts XV. vom 21. November 1921, in: A. A. S. XIII, 521 ff. 
Als innere Gründe führt er an: 1. daß die Änderung der Staats- 
form einen neuen Staat begründe und 2. die Umwandlung der 
Monarchie in eine Republik bezüglich der Ausübung der dem 
Staate von der Kirche gewährter Rechte eine bedeutsame 
Änderung zum Schaden der kirchlichen Interessen hervorrufen 
könne. Wenn wir diese beiden Argumente auf die deutsche 
Staatsumwälzung von 1918 anwenden, so scheinen sie in hervor- 
ragendem Maße Geltung zu haben. Denn es handelte sich hier 
nicht bloß um eine Änderung der Staatsform, sondern des Staats- 
prinzips, in dem in Art. 1 der Reichsverfassung vom 11. August 
1919 die Volkssouveränität proklamiert wurde. Damit ist der 
alte Staat gleichsam in seiner Wurzel und seinem innersten Kern 
getroffen, so daß man juristisch wohl von einem neuen Staate 
reden kann. Vgl. auch die deutschen Staatsrechtler Rauschenberger, 
Staatsstreich und Revolution, 13, und Stier-Somlo, Deutsches 
Reichs- und Landesstaatsrecht I, 50, die die Ansicht von dem 
Untergange des alten Staates durch die Revolution vertreten. 
Was das zweite Argument anbetrifft, so haben kompetente Be- 
urteiler, wie Ulrich Stutz, Die päpstliche Diplomatie unter Leo XIII. 
Nach den Denkwürdigkeiten des Kardinals Domenico Ferrata, 
101, und Max Fhr. von Hussarek, Zum Tatbestande des landes- 
fürstlichen Nominations- und Bestätigungsrechts für die Bistümer 
in Osterreich 1848—1918, in: Zeitschrift der Savigny-Stiftung für 
Rechtsgeschichte, Kan. Abt. XVI (1927), 233, darauf hingewiesen, 
welche Bedenken und Nachteile mit dem staatlichen Nominations- 
und Vetorechte bezüglich der Bischofswahlen verbunden sind, 
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wenn diese aus der Hand eines Monarchen in die eines parla E 
mentarischen Regimes gelangen. Weiter fallen noch die funda 
mentalen Änderungen auf dem Gebiete des Verhältnisses von 
Kirche und Staat — prinzipielle Loslösung des Staates von der 
Kirche und Preisgabe des christlichen Staates — ganz erheblich 
in die Wagschale. Hiernach dürfte den Gründen Ojettis für das 
Erlöschen der Konkordate auf Grund der veränderten Staats- 
verfassung zuzustimmen sein. Vgl. auch R. Leiber, Zur Konkordats- 
frage, in: Stimmen der Zeit, Sept. 1927, 409 ff., der jedoch nur 
behauptet, daß die Gültigkeit der alten Konventionsbullen nicht 
außer Zweifel steht. 


Freiburg i. B. . N. Hilling. 


4.. A. De Meester, Juris Canonici et Juris Canonico-civilis 
compendium. Nova ed. ad normam CJC. Tom. I—III, 1. 
(IX u. 328; XIII u. 533; VIII u. 424.) Brügge, Desclée, - 
De Brouwer & Co., 1923 u. 1926. 
Dieses Kompendium hat bereits eine Geschichte. Es wurde - 

zum ersten Male 1866—1869 von P. De Brabandere, dem > 

nachmaligen Bischofe von Brügge, herausgegeben. Die dritte 
und vierte Auflage besorgte Van den Berghe, die fünfte und 

sechste Van Coillie, die siebente Mathieu und die achte (1914— 16) 

De Meester. Sämtliche Bearbeiter waren Professoren des Kirchen- 

rechts am Priesterseminar zu Brügge und haben dieses Buch, 

das die Nachfolger gleichsam als Vermächtnis aus der Hand ihrer 

Vorgänger in Empfang nahmen, ihren kirchenrechtlichen . Vor- 

lesungen zu Grunde gelegt. Wie schon der Titel anzeigt, ist in 

dem Werke nicht bloß das Kirchenrecht, sondern auch das 

Staatskirchenrecht behandelt. Ferner haben die Verfasser bezw. 

Bearbeiter einen großen Wert auf die Darstellung des geltenden 

Lokalkirchenrechts (Provinzial- und Diözesanrechts) gelegt. 

Das Buch, das sich bereits in seiner früheren Gestalt eines 
großen Ansehens erfreute und häufig in der Literatur zitiert wurde, 
ist in der neuen Auflage natürlich sehr stark umgearbeitet worden, 
so daß es in vielen Punkten als ein beinahe völlig neues Werk 
angesprochen werden kann. Die Neubearbeitung ist aber so 
geschickt und so gründlich ausgefallen, daß ich nicht daran 
zweifle, daß der Ruhm des alten Unternehmens auch auf das 
neue übertragen werden wird. Namentlich ist die Darstellung 
durch die scharfe Herausarbeitung der juristischen Prinzipien und 
die Anwendung derselben auf die Praxis ausgezeichnet. Als ein 
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abinettstück möchte ich die Lehre von den Beziehungen zwischen 
irche und Staat und von den Konkordaten bezeichnen I, 110—170, 
as mit zu den besten Ausführungen gehört, die ich je über 
iesen Gegenstand gelesen habe. Dagegen ist der Abschnitt 
ber das Gewohnheitsrecht (I, 188—190) meines Erachtens etwas 
u dürftig. Im III. Bande, der das Sachenrecht behandelt, ist 
lie Lehre von den Sakramenten völlig ausgelassen. 

Zum Schlusse noch einige Einzelheiten. I, 222 wäre bei 
lem Erlöschen der juristischen Personen auch der Fall der 
reiwilligen Auflösung einer kirchlichen Vereinigung zu erwähnen. 
|, 261 ist m. E. der Ausdruck »Tabernae« zu eng interpretiert, 
wenn er mit Kabarett, Kaffe oder Bar wiedergegeben wird. 
Wenigstens für das gemeine Recht ist diese Auslegung nicht 
zutreffend. Das I, 259 genannte Brügger Diözesanstatut, das 
allen Geistlichen das Fahren in der 3. oder untersten Klasse der 
Eisenbahn verbietet, erscheint heute vielleicht wenig zeitgemäß, 


da es als arbeiterfeindlich gedeutet werden kónnte. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


5. Joh. Victor Bredt, Neues evangelisches Kirchenrecht für 
Preufen. (511.) Berlin, Stilke, 1927. M. 12.—. 


Bredts groß angelegtes Werk des neuen evangelischen 
Kirchenrechts für Preußen behandelt im 1. Bande (1921) die 
historischen Grundlagen bis 1918 und im 2. (1922) die Rechtslage 
nach 1918. Vgl. die Besprechungen in dieser Zeitschrift 101, 
164 f. und 103, 248 f. Der vorliegende 3. Band enthält eine 
ausführliche Darstellung der neuen Kirchenverfassungen 1. der 
ev.Kirche der altpreußischen Union, 2. der evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers, 3. der ev.-luth. Landeskirche Schleswig- 
Holsteins, 4. der ev. Landeskiche in Hessen-Cassel, 5. der ev. 
Landeskirche in Nassau, 6. der ev.-reformierten Landeskirche der 
Provinz Hannover 7. der ev.Landeskirche Frankfurt a.M. Außerdem 
werden noch die Kirchenverhältnisse in den abgetretenen preußischen 

, Landesgebieten kurz besprochen, von denen Danzig und Memelland 
einen Bestandteil der unierten Kirche Altpreußens bilden. Da 
die genannten Kirchen dem am 25. Mai 1922 gegründeten Deutschen 
Evangelischen Kirchenbunde angehören, ist die Verfassung des 
letzteren im Wortlaute mitgeteilt und durch einige Bemerkungen 
erláutert. 


Wer sich über den gegenwärtigen Stand der Verfassung der 
evangelischen Kirchen in Preufen orientieren will, findet in dem 
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III. Bande von Bredts Neuem evangelischen Kirchenrecht für 
Preußen ein geeignetes Nachschlagewerk. | 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


6 Franz Triebs, Praktisches Handbuch des geltenden kanonischen 
Eherechts in Vergleichung mit dem deutschen staatlichen 
Eherecht. Für Theologen und Juristen. II. Teil (208—435) 
Breslau, Ostdeutsche Verlagsanstalt 1927. M. 6.—. 


Dem ersten, 1925 erschienenen Teile des »Praktischen 
Handbuchs « von Franz Triebs habe ich bereits in Band CV, 
. 203—299, dieser Zeitschrift eine ausführliche und sehr anerkennende 
Besprechung gewidmet. Die damals besonders hervorgehobenen 
Vorzüge 1. der wissenschaftlichen und selbständigen Bearbeitung 
und 2. der eingehenden Berücksichtigung des deutschen staatlichen 
Eherechts kehren auch in dem vorliegenden II. Teile wieder. 
Nachdem ich denselben von Anfang bis zu Ende durchgelesen 
habe, stehe ich sogar unter dem Eindruck, daß die Fortsetzung 
des Werkes noch besser gelungen sei als der Anfang. Wer vor 
allem auch die äußere Form der Triebschen Darstellung auf sich 
wirken läßt, die die einzelnen Hauptpunkte geschlossen behandelt 
und nicht in Einzelstücke zerreist, wie das leider vielfach geschieht, 
der wird auf Grund der materiellen und formellen Eigenschaften dem 

Triebschen Handbuch mit den ersten Platz in der eherechtlichen 
~ Literatur zu erkennen müssen. Damit die gewaltige Gedanken- 
arbeit, die der Verfasser auf diesem wichtigen Gebiete geleistet 
hat, einen möglichst großen Nutzen bringe, möchte ich den 
Wunsch aussprechen, daß das Handbuch auch in fremde Sprachen 
übersetzt werde. Denn dieses würde sicherlich dazu beitragen, 
daß die eherechtliche Doktrin mehr vereinheitlicht und mit 
manchen, lange Zeit fortgeschleppten irrtümlichen und schiefen 
Ansichten aufgeräumt würde. 

Hiermit soll natürlich nicht gesagt sein, daß ich allen 
Ausführungen von Triebs zustimme. Vielmehr habe ich mich in 
meinem kurzen Leitfaden des Eherechts des CJC. in manchen 
Kontroversfragen, z. B. bezüglich der Ehehindernisse der Schwäger- 
schaft aus der Ehe zweier Ungetaufter, der öffentlichen Ehrbarkeit 
aus einer propter defectum consensus ungültigen Ehe und der 
Zivilehe in einem anderen Sinne entschieden als der Verfasser 
des Handbuchs, ohne jedoch dessen Gegengründe dadurch in 
Abrede stellen zu wollen. Denn naturgemäß gibt es in dem 
heutigen Eherecht, das erst vor zehn Jahren eine so grofe 
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Jmgestaltung erfahren hat, zahlreiche Kontroversíragen, die sich 
ait wissenschaftlichen Gründen nicht in durchschlagender Weise 
ntscheiden lassen. Man muß sich in vielen Fällen mit einer 
robabelen Lösung begnügen. 

Wenn Triebs S. 320 f. die katholisch Getauften, aber von 
Jugend auf in der akatholischen Religion Erzogenen von dem 
Ehehindernisse der cultus disparitas (can. 1070 S 1) ausgenommen 
wissen will so widerspricht das der Mitteilung der Propaganda- 
kongregation vom 1. April 1922, die ich in diesem Bande oben 
S. 179 f. veröffentlicht habe. Irrtümlich ist m. E. die auf S. 223 
aufgestellte Rechtskonstruktion, wonach die aus der katholischen 
Kirche förmlich Ausgetretenen, die sich aber keiner häretischen 
und schismatischen Sekte angeschlossen haben, wegen »des 
Rechtsgrundsatzes von der Konstanz der Tatsachen« nach als 
Katholiken im Sinne des can. 1060 (über das Ehehindernis der 
gemischten Ehen) zu betrachten seien. Denn die Tatsachen sind 
nicht konstant geblieben, sondern offenbar verändert. Zwar 
fällt die Ehe, die ein vom katholischen Glauben abgefallener 
Katholik mit einem katholischen Ehegatten eingeht, nicht unter 
das Ehehindernis der mixta religio, aber es ist auch keine rein 
katholische Ehe. Der CJC. hat diesen Fall in can. 1065 $ 1 eigens 
geregelt. Zu subtil ist die Distinktion zwischen »Pflicht der - 
Ehelosigkeite und »Eheunfähigkeit« (S. 336). Denn da das Gesetz 
der Ehelosigkeit für die Majoristen eine lex plus quam perfecta 
ist, die die entgegengesetzte Handlung unerlaubt und ungültig 
macht, so kommt dasselbe praktrisch und in concreto auf die 
Eheunfähigkeit hinaus. Auf S. 241 wird die irrtümliche Ansicht 
vertreten, daß die nicht vom Papst persönlich vorgenommene 
Dispensation des Ehehindernisses der gemischten Religion stets 
ex potestate delegata geschehe. Denn in vielen Fällen können 
auch die Diózesanordinarien und sogar die Pfarrer ex potestate 
ordinaria, quae ipso iure adnexa est officio (can. 197 § 1) 
dispensieren. Unter Berufung auf can. 1586 veıtritt Triebs S. 301 
die Ansicht, daf propter bonum publicum der Kirchenanwalt 
eine Ungiiltigkeitsklage wegen Impotenz erheben könne, obwohl 
dieses Ehehindernis nicht natura sua Öffentlich sei. Dem wider- 
spricht jedoch can. 1971 $ 1, der die Klageberechtigten er- 
schópfend aufzählt. Diese Spezialvorschrift geht m. E. der 
allgemeinen Bestimmung in can. 1586 vor, der außerdem ex 
professo nur von der Einsetzung (constitutio) eines Kirchen- 
anwalts handelt und dessen Befugnisse nur in confuso erwähnt. 
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Hierzu kommt noch, daß der Ebheproze& nicht einfachhin als 
eine causa contentiosa, von der in can. 1586 die Rede ist, gelten 
kann. Als Analogon kann ferner can. 1973 angezogen werden, 
nach dem allein die Eheleute das Recht haben, die Dispensation - 
von matrimonium ratum tantum nachzusuchen. Wenn propter 
bonum publicum eine Ehenichtigkeitsklage vom Kirchenanwalt 
erhoben werden soll, für die er gemäß 1971 nicht zuständig ist, 
so ist nach meinem Dafürhalten eine spezielle Fakultät vom 
Hl. Stuhle einzuholen. 
Freiburg i. B. N. Hilling. 


7. Timotheus, Schäfer, O. M. Cap., De Religiosis ad Normam 
Codicis Juris Canonici. Compendium. [Lehrbücher zum 
Gebrauch beim theologischen und philosophischen Studium.] 
(XIX u. 727.) Münster i. W., Aschendorff, 1927. M. 14.— 
Bereits im Jahre 1923 hat P. Timotheus Schäfer ein um- 

fangreiches Lehrbuch des Ordensrechts herausgegeben, das in 

Band 103, 275 dieser Zeitschrift angezeigt wurde. Die vor- 

liegende lateinische Bearbeitung ist noch erheblich umfangreicher 

ausgefallen. Denn die Seitenzahl ist von 406 auf 727 gestiegen. 

Wie die übrigen kirchenrechtlichen Schriften des Verfassers 

so ist auch die vorliegende durch Reichtum des Stoffes und 
klare und übersichtliche Darstellungsweise ausgezeichnet. Sie läßt 
aber stellenweise die tiefere juristische Behandlung vermissen. So 
findet sich z. B. in diesem Buche gar keine genügende Heraus- 
arbeitung des Begriffs der potestas dominativa, obwohl derselbe 
für das Ordensrecht von grundlegender Bedeutung ist. Bevor 
diese fundamentale Frage nicht genügend geklärt ist, kann man 
meines Erachtens den Lesern überhaupt keine wissenschaftliche 
Kenntnis vom Ordensrecht vermitteln. So ist es z. B. nach 
meinem Dafürhalten ganz unmöglich, daß der Papst, wie Schäfer 
behauptet, eine potestas dominativa besitzt. Er müsste sonst 
den Orden als Mitglied angehören. Bezüglich der Mitgift der 
weiblichen Ordensleute ist die interessanteste Rechtsfrage: die 
nach dem Eigentum derselben. Schäfer hat dieses Problem 
überhaupt nicht erörtert. Er behauptet auf S. 291 einfach ohne 
jede Begründung, daß die Mitgift der Schwester gehört (com- 
petit). Was soll mit diesem Ausdruck gemeint sein? Doch wohl 
nicht das Eigentumsrecht, da gemäß can. 582 die Professen 
der feierlichen Gelübde eigentumsunfähig sind. 


Freiburg i. B. | N. Hilling. 


Acta conciliorum oecumenicorum. 763 


8. CodexTheodosianus, recognovit P.Krueger. Fasc. II. Lib.VII— 
V IIT. Lex. 8% (8. 287—318.) Berlin, Weidmann, 1926. M. 7.50. 
Als Fortsetzung des 1923 erschienenen ersten Faszikels — 
iehe diese Zeitschrift CIII, 269 f. — ist jetzt der zweite Faszikel 
arschienen, der die Bücher 7 und 8 enthält. Da der ganze 
Codex Theodosianus aus 16 Büchern besteht, ist somit die erste 
Hälfte in der neuen Edition publiziert. Leider ist inzwischen 
der verdiente Herausgeber am 11. Mai 1926 im 87. Lebensjahre 
gestorben. Vgl. den Nachruf von Fritz Schulz in der Zeitschrift 
der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte 47. Band, Romanistische 
Abteilung S. Xff., in dem auch näheres über die wechselvolle 
Geschichte dieser Edition und über das Verhältnis zu der 
Mommseschen Ausgabe mitgeteilt wird. 

Wenn sich das hohe Alter des Herausgebers auch bei 
dieser Ausgabe bemerkbar macht und dieselbe den früheren 
Glanzleistungen des berühmten juristischen Philologen nicht gleich- 
kommt, so dürfte das Werk wegen seines handlichen Formats 
und billigen Preises doch manchen Kanonisten willkommen sein. 
Hoffentlich gelingt es dem Verleger, die Edition zum Abschlusse 
zu bringen. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


9. Acta conciliorum oecumenicorum iusu atque mandato socie- 
tatis scientiarum Argentoratensis ed. Eduardus Schwartz. 
Tomus I. Concilium universale Ephesenum Vol. V Pars 
prior Fasc. III (S. 225—320) M. 16.—. Pars altera Fasc. V 
(XVIII u. 321—416) M. 18.—. Tomus I. Vol. I. Pars 
prima (XXVI u. 128.) M.40.—. Pars tertia (104.) M. 38.—. 
Berlin, De Gruyter, 1924— 1927. 


Schon zu wiederholten Malen haben wir in dieser Zeitschrift 

auf das große Editionsunternehmen der Acta conciliorum oe- 
cumenicorum hingewiesen. Die letzte Anzeige in Band 104, 397 
. behandelte Tomus l Concilium universale Ephesenum Vol. V Pars 
prior Fasc. I—II. An diese drei Faszikel schließen sich die 
beiden oben zuerst genannten Faszikel unmittelbar an. Sie ent- 
halten die Epistula synodica des hl. Cyrillus in der lateinischen 
Übersetzung des Dionysius Exiguus, ferner die Collectio Sichar- 
diana mit den zwölf Anathematismen Cyrills gegen Theodor 
von Mopsuestia und Nestorius und den Dekreten der Synode 
der Orientalen (Johannes von Antiochien), die Collectio Ques- 
neliana mit den Briefen des hl. Anathasius an Epictet und des 
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hl. Cyrill an Johannes von Antiochien und Nestorius und die 
Collectio Winteriana mit der Auslegung des nizänischen Glaubens 
bekenntnisses durch Cyrill, dem Berichte der Synode der Orientalen 
an den Kaiser und anderen Briefen. 

Die beiden folgenden Faszikel geben die Akten de 
Ephesenischen Konzils in griechischer Sprache wieder, soweil 
dieselben in der Collectio Vaticana enthalten sind. Zum ersten 
Male wurden die griechischen Akten 1591 zu Heidelberg heraus 
gegeben. Dann erschien 1608 zu Rom der erste Band eine 
Konziliensammlung, die auch die Akten des dritten allgemeinen 
Konzils von Ephesus enthielt. Endlich hat in den Jahren 1875 
und 1877 der Engländer Philipp Eduard Pusey zwei Bände der 
Akten neu ediert. Da jedoch die voraufgehenden Editionen den 
kritischen Ansprüchen der Gegenwart nicht mehr genügten, hat 
Eduard Schwartz eine völlige Neuausgabe veranstaltet. Alle 
Freunde der Patrologie, der Dogmengeschichte und des Kirchen 
rechts werden dem Münchener Philologen für seine monumentale - 


Leistung Dank wissen. Durch diese Neuedition ist die Konzilien- - 
sammlung von Mansi in den betreffenden Teilen veraltet, Daher 


sollten alle größeren theologischen und kanonistischen Bibliotheken 
auf die rechtzeitige Anschaffung der Acta conciliorum oecumeni- 
corum bedacht sein. 

Freiburg i. B. N. Fiilling. 


10. Ludwig Wahrmund, Quellen zur Geschichte des römisch- — 


kanonischen Prozesses im Mittelalter. IV. Band. 1. Heft: | 
Excerpta legum edita a Bulgarino causidico. (XXX u. 17) - 
2. Heft: Die Summa »Quicumque vult« des Johannes 


Bassianus (XIII u. 8) 3. Heft: Die Summa »De actionum 
^ varietatibus« des Placentinus (XXIV u. 87.) 4. Heft: Die 
Summa de ordine iudiciario« des Magister Damasus (XX 
u. 62.) Innsbruck, Wagner, 1925 und 1926. M. 19.—. 
Unsere Zeitschrift hat zuletzt in Band 97, 657—662 aus- 
führlich über das große Editionswerk der mittelalterlichen Prozef- 
schriften, das Ludwig Wahrmund im Jahre 1905 zu veróffentlichen 
begonnen hat, berichtet. Nachdem die Fortsetzung des Unter- 
nehmens durch die ungünstigen Verhältnisse der Nachkriegszeit 
lange verzögert worden, ist sie erfreulicher Weise 1925 wieder 
in Fluß gekommen. 
l. Die Ausgabe des ersten Heftes stützt sich auf zwei Hand- 
schriften der Pariser Nationalbibliothek und der Vatikanischen 
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bliothek in Rom. Der Verfasser ist der bekannte Bologneser 
rist Bulgarus (nicht Bulgarinus), die Entstehungszeit um 1048 
zusetzen und als Entstehungsort Bologna anzunehmen. Auf 
unsch des päpstlichen Kanzlers Aymericus verfaßt, hat die 
Dhandlung den Charakter einer Gelegenheitsschrift, ist aber 
cht ohne Bedeutung. 

2. Für das zweite Heft sind drei Handschriften aus Paris, 
adua und Wien zu Grunde gelegt. Der Autor, Johannes 
assianus, ist ein Schüler des Bulgarus. Seine Schrift ist wahr- 
cheinlich kurz vor 1170 zu Mantua verfaßt. Ihr wissenschait- 
cher Wert ist nicht hoch anzuschlagen, jedoch hat sie auí die 
Jurchitihrung des Schriftlichkeitsprinzips für die Klage einen 
roßen Einfluß ausgeübt. | 

3. Bei der Edition des dritten Heftes sind acht Handschriften 
yenutzt. . Noch im Jahre 1897 hatte G. Pescatore in Greifswald 

eine neue Ausgabe veranstaltet, die jedoch von Wahrmund als 
unzureichend bezeichnet wird. Der Verfasser war aus Piacenza 
gebürtig und starb 1192 zu Montpellier. Er hat die Schrift 
wahrscheinlich in der ersten Hälfte der 60er Jahre des 12. Jahr- 
hunderts zu Mantua (Summa Mantuana) verfaßt. Der Inhalt 
bietet eine interessante Studie über die verschiedenen Arten der 
Klagen. Unter den verschiedenen Bedeutungen von Ius wird 
auch die des »cibus delicatior« erwähnt. (S. 7). 

4. Das vierte Heft hat wie das erste nur zwei Handschriften 
(Paris und Wien) zur Unterlage. Der Verfasser, auch Damasus 
Boemus genannt, lehrte zu Beginn des 13. Jahrhunderts als 
Magister decretorum zu Bologna. Er schrieb die vorliegende 
Abhandlung 1210—1215. Dieselbe berücksichtigt auch das 
kanonische Recht in großem Umfange. Vgl. z. B. die Aus- 
führungen über die iurisdictio contentiosa und voluntaria auf 
S. 31 f. Sehr schwungvoll schildert Damasus die Tätigkeit der 
Advokaten: Testium depositionibus lectis et instrumentis hinc 
inde probatis et editis insurgunt vicissim causarum patroni, qui 
gloriosae vocis confisi munimine lapsa erigunt, fatigata reparant 
et causarum dirimunt ambigua fata. (S. 57.) Vgl. l. 14 C. II, 7 de 
advocatis diversorum iudiciorum. Neuerdings hat H. Kantorowicz, 
in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Kan. 
Abteilung XVI (1927) dem Damasus eine eindringende Studie 
gewidmet, in der er diesem die Autorschaft des Ordo iudiciarius 

abspricht und nachweist, daß der Zuname Boemus auf einen 
Kanonisten Petrus zu beziehen ist. Denn der einzige Gewährs- 
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mann Wilhelm Durantis hat in den ältesten Ausgaben seines 
Speculum die Lesart Damasus, Pe. Bohemus, Petrus Papiensis, 


während in den späteren das Pe. ausgefallen und Bohemus un | 


mittelbar mit Damasus verbunden ist. Aus diesem Druckfehler 
ist der spätere Irrtum entstanden. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


11. Anton Stauner, Diözesansynode Ein kirchenrechtlich- 
. historischer Versuch mit den liturgischen Gebeten der Regens- 
burger Diózesansynode 11. und 12. Oktober 1927. 16". (29.) 
Regensburg, Pustet, 1927. 
| Der Stadtpfarrkooperator von St. Emmeran in Regensburg 
Anton Stauner hat aus Anlaß der bevorstehenden Diózesansynode 
eine kleine Broschüre herausgegeben, die namentlich wegen der 
liturgischen Gebete den Synodalen willkommen sein dürfte. In 
den historischen Notizen sind mehrere Regensburger Diözesan- 
synoden erwähnt; die letzte fand 1660 statt. Sendzeugen oder 
Sendgeschworene wurden nicht nur in »ganz alter Zeit« gewählt, 
sondern der Brauch wurde auch noch in neuerer Zeit, z. B. auf 
der Kölnischen Diözesansynode von 1661, ausgeübt. Für die 
Diözese Köln wurden die Boten der erzbischöflichen Kurie mit 
diesem Amte beauftragt. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 
12. Michael Calmes, Zur Soziologie des katholischen Ordens- 


standes. [Staatsbürger-Bibliothek, 163.] (57.) M.-Gladbach, 


Volksvereinsverlag o. J. [1927.] M. 0.60. 


Mit dem Ordenswesen beschäftigen sich fast alle Soziologen, 
weil dieses eins der interessantesten soziologischen Gebilde ist. 
Die vorliegende kurze Monographie, anscheinend eine Doktor- 
dissertation, ist aber ausschließlich diesem Gegenstande gewidmet. 
Als spezielle Ordenstypen sind vor allem der Benediktiner-, 
Franziskaner- und der Jesuitenorden behandelt. In dem phäno- 
menologischen Teile hat der Verfasser namentlich auf die Kategorien 
Gesellschaft, Gemeinschaft und Bund abgehoben. Es wäre zu 
wünschen gewesen, daß für den Begriff des Ordensstandes und 
die Wirkungen der Ordensgelübde die Definitionen bezw. Normen 
des CJC. anstatt der Ausführungen im Kirchenlexikon von Wetzer 
und Welte zu Grunde gelegt worden wären. Über das Paternitäts- 
bezw. Filiationsprinzip des Benediktinerordens finden sich schöne 
Darlegungen bei Raphael Molitor, Religiosi iuris capita selecta 
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909). Im übrigen ist die kleine Schrift sehr dankenswert; sie 
ıthält viele wertvolle Anregungen, die das Verständnis des 
rdenslebens erleichtern. Man möchte den Wunsch aussprechen, 
aB das Thema noch ausführlicher behandelt werde. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


3. Joseph Mayer, Gesetzliche Unfruchtbarmachung Geistes- 
Feranker. [Studien zur katholischen Sozial- und Wissenschafts- 


ethik 3.) (XLIV u. 466.) Freiburg i. B., Herder & Co., 1927. 
M. 14.—. 


Das am Ende des 19. Jahrhunderts in den Vereinigten 
Staaten Amerikas aufgekommene Verfahren der Zwangssterilisation 
hat inzwischen auch in anderen Ländern Widerhall und Anklang 
gefunden, namentlich seitdem die früheren Methoden der Operation 
(Vasektomie beim Manne und Tuberektomie bei der Frau) durch 
Bestrahlung mit Röntgenstrahlen und Radium ersetzt sind. Da 
diese Frage tief in das Leben des Einzelnen wie der ganzen 
Gesellschaft eingreift und mannigfache Probleme der Sittlichkeit 
und Gerechtigkeit berührt, ist es äußerst wünschenswert, daß 
auch die katholische. Moraltheologie eingehend dazu Stellung 
nimmt. Während dieses in anderen Ländern bereits mehrfach 
geschehen ist, fehlte es bislang in Deutschland an einer eigenen 
monographischen Darstellung. Der Freiburger Theologe Jos. 
Mayer hat uns in dem vorliegenden Buche eine solche geschenkt, 
die deshalb eine große Beachtung verdient und, wie der rasche 
Absatz beweist, auch bereits gefunden hat. 

Als hauptsächlichstes charakteristisches Merkmal der Schrift 
ist hervorzuheben, daß der Verfasser unsere Frage möglichst 
allseitig zu beleuchten versucht. Er hat zu diesem Zwecke nicht 
nur die Arten der Sterilisation und ihre Wirkungen mit einer 
Genauigkeit beschrieben, die uns die Arbeit fast als eine medi- 
zinische erscheinen läßt, sondern auch die volkswirtschaftlichen, 
rassenhygienischen, phychiatrischen und kriminalistischen Motive 
die für die Frage nach der Erlaubheit und Notwendigkeit einer 
Zwangssterilisation Geisteskranker, erblich belasteter Verbrecher 
und ausgesprochen Minderwertiger in Betracht kommen können, 
ausführlich dargelegt. 

Ohne den Rahmen dieser Besprechung zu sprengen, kann 
ich auf die einzelnen Gedankengänge nicht näher eingehen. Ich 
beschíánke mich deshalb auf die Hervorhebung des Resultats 
und die Hinzufügung einiger kritischen Bemerkungen. Mayer 


768 Rezensionen und Referate. 


sucht an der Hand moraltheologischer Prinzipien nachzuweisen, 
daß, rein abstrakt betrachtet, die Ergreifung der Maßnahme eine 
Zwangssterilisation aus Gründen des öffentlichen Wohles gestattet 
sein kann, wofern sich nämlich der Staat in einem Notstande 
befindet und sich auf andere Weise der Ueberhandnahme 
schädlicher Elemente nicht erwehren kann. In concreto dagegen 
stellt der Verfasser die Erlaubheit in Abrede, da die vorhin 
genannten Voraussetzungen in der Gegenwart nicht gegeben 
seien. Gegen diese beiden Thesen läßt sich meines Erachtens 
kein begründeter Einwand erheben. Denn mag man die 
Persönlichkeitsrechte der Einzelnen mit der katholischen Sozial- 
lehre auch noch so hoch einschätzen, es ist doch kein Zweifel, daß 
das Wohl des Einzelnen hinter den Lebensinteressen der staat- 
lichen Gesamtheit zurückstehen muß. Es ist besser, daß ein 
Mensch sterbe, als das ganze Volk untergehe. Joh. 11, 50. 
Zuweit geht Mayer, wenn er S. 22 vom Standpunkte der 
Moralphilosophie aus behauptet, daß die erblich belasteten 
Gewohnheitsverbrecher und die ausgesprochen Minderwertigen 
das Recht der Zeugung verloren haben. Wie kann dann can. 103 
den Grundsatz aussprechen: Omnes possunt matrimonium con- 
trahere, qui iure non prohibentur, ohne den genannten Personen 
das Recht auf eine erlaubte und gültige Eheschließung abzu- 
erkennen? Ein solcher Gegensatz zwischen der Moralphilosophie 
und dem Kirchenrecht erscheint untragbar. Wohl kann es ein- 
zelne Fälle geben, in denen eine Eheschließung moralisch sünd- 
haft ist, z. B. wegen puren Leichtsinns der Nupturienten, ohne 
rechtlich verboten zu sein, aber im allgemeinen muß man an- 


nehmen, daß die vom Kirchenrecht erlaubten Ehen auch moralisch . 
erlaubtsind. Die vom Verfasser auf S.32 ff. beigebrachten Äußerungen - 


der katholischen Moraltheologie zur Frage des Zeugungsrechts 
Minderwertiger beziehen sich fast durchgehends nur auf eine 
Beschränkung des Zeugungsrechts. Hiervon ist aber die totale 
Beraubung sehr zu unterscheiden. Denn der Staat und die 
Kirche haben wohl das Recht und die Pflicht, Gesetze über den 
vernünftigen und zweckmäßigen Gebrauch der privaten Rechte 
ihrer Untergebenen zu erlassen, aber nicht die Befugnis, sie der 
selben vollständig zu berauben außer zur Strafe oder im Falle 
der Notwehr und des Notstandes. Mit Recht weist Mayer 
darauf hin, daß mit dem Zeugungsrechte auch die Pflicht der 
Ernährung und Erziehung der Kinder verbunden ist. Jedoch 
gilt diese Pflicht nur insoweit, als die Eltern dazu imstande sind; 
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eventuell müssen auch die Großeltern oder der Staat dafür auf- 
kommen. Irtümlich ist die Auffassung Mayers S. 126 ff., daß 
das Notrecht die einzige Quelle sei, aus der der Richter und der 
Gesetzgeber seine Vollmachten hernehme, und der Staat nicht 
von Gott die Aufgabe erhalten habe, an seiner Statt Sühne zu 
verlangen und der Gerechtigkeit genugzutun. Denn nach Leo XIII. 
(Encyclica Diurnum) ist die Gewalt der weltlichen Obrigkeit eine 
gewisse Mitteilung der göttlichen Gewalt. Die Verhängung der 
Todesstrafe kann durch die Notstandstheorie überhaupt in den 
meisten Fällen nicht gerechtfertigt werden, weil 1. die Existenz 
des Staates durch die Verbrecher in der Regel nicht gefährdet 
ist, und 2. es hinreichend andere Mittel gibt, die Verbrecher 
unschádlich zu machen. Zu ihrer Begründung bleibt daher für 
gewöhnlich nur die Vergeltungstheorie übrig, der überhaupt im 
Strafrechte, schon wegen des Mafstabes einer gerechten Straf- 
zumessung, die erste Stelle eingeräumt werden muß. 


Freiburg i. B. | N. Hilling. 


14. Mario Singer, Die gemischten Ehen nach dem Rechte der 
katholischen Kirche. [Zürcher Beiträge zur Rechtswissenschaft. 
Neue Folge Heft 6.] (VIu.111.) Aarau, Sauerländer & Co., 1927. 
M. 2.60. 


Der akatholische Verfasser hat sein Thema ruhig und sachlich 
bearbeitet, wie von einer akademischen Dissertation auch mit 
Recht erwartet werden konnte. Er sagt z. B. S. 87: »Daß die 
passive Assistenz abgeschafft worden ist, bedeutet für die Kirche 
die Ausmerzung einer durch ungünstige äußere Verhältnisse 
aufgezwungenen Übung, die mit den Grundsätzen der Kirche nicht 
gut vereinbar war«. Am interessantesten sind die historischen 
Ausführungen über die Stellung der katholischen Kirche zur 
Mischehe in den früheren Jahrhunderten, namentlich während 
der Zeit der Aufklärung. Jedoch ist die Literatur bei weitem nicht 
erschöpft. Vgl. z. B. die wichtigen Mitteilungen von A. Bertram, 
Geschichte des Bistums Hildesheim II (1925), 243 ff. über den 
Streit um Kautelen bei gemischten Ehen in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts. Irrtümlich behauptet Singer S. 89, daß die 
sanatio in radice auch bei einer Ehe möglich sei, die bereits 
durch den Tod gelöst sei. Dem widerspricht aufs deutlichste 
can. 1139 $ 1. Der Ehekonsens kann wohl einen Defekt haben, 
aber nicht defekt sein. S. 89. Das betreffende FigenschalsWort 
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müßte defizient lauten, worunter jedoch der fehlende und nicht 
der mangelhafte Konsens zu verstehen wäre. 
Freiburg i. B. N. Hilling. 


15. Joseph Noll, Das katholische Pfarramt. Sein Geschäftsgang 
und Interessenkreis. Für die praktische Seelsorge unter 
Mitwirkung zahlreicher Fachleute herausgeg. von J. N. 2. Aufl. 
(XXVII u. 608.) Wiesbaden, Rauch, 1927. Geb. M. 16.—. 
Neben den Einzelwerken der Pastoraltheologie, Katechetik, 
Homiletik, des Kirchenrechts und der Liturgik, die die einzelnen 
Materien systematisch und mit wissenschaftlicher Begründung 
bearbeiten, ist für die Seelsorger auch ein Nachschlagewerk am 
Platze, das in prägnanter Form bloß die tatsächlichen Normen 
und das Tatsachenmaterial bringt und sich dabei auf den gesamten 
Arbeits- und Interessenkreis des katholischen Pfarramts erstreckt. 
In früheren Jahren war hierfür das Buch von M. Brandenburg. 
Die Geschäfts-Verwaltung des katholischen Pfarramts üblich, das 
1899 in dritter Auflage erschienen ist, mit einem Nachtrage von 
1907. Während sich dieses Werk jedoch mehr auf die rein 
technische Seite der Bureauführung und die juristischen Fragen 
beschränkte, hat Noll den Umfang der behandelten Materien 
erheblich weitergezogen. Er berücksichtigt auch die rein geistlichen 
Funktionen, wie z. B. den Gottesdienst und die Sakramenten- 
spendung. Ein großen Teil seines Handbuches ist sodann dem 
kirchlichen Vereinswesen gewidmet, das sehr ausführlich dargestellt 
wird. Als besonderer Vorzug ist sodann zu erwähnen, daß der 
Herausgeber zahlreiche Fachleute als Mitarbeiter gewonnen hat, 
die zu den behandelten Gebieten meist in naher praktischer 
Beziehung standen. 

Durch das Zusammenwirken vieler Kräfte unter einer 
einheitlichen Leitung ist somit meines Erachtens ein praktisches 
Handbuch für die Pfarrer geschaffen worden, das sich durch Fülle 
des Stoffes und Zuverlässigkeit der Bearbeitung auszeichnet. 
Es dürfte nicht nur ein sehr nützliches, sondern beinahe ein 
unentbehrliches Hilfsmittel für die praktische und zeitgemäßige 
Verwaltung des katholischen Pfarramtes namentlich in Preußen 
darstellen. Das ist mein Gesamteindruck, den ich bei der ersten 
Lektüre gewonnen habe. Daß in dem. Werke einzelne Mängel und 
Fehler vorkommen, versteht sich von selbst und ist absolut unver- 
meidlich. Deshalb soll hierauf gar nicht näher eingegangen werden. 
Ich habe jedoch zu beanstanden, daß das Archiv für katholisches 
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Kirchenrecht, das seit vielen Jahren die partikularrechtlichen Erlasse 
und Entscheidungen des deutschen Diözesankirchenrechts sammelt, 
in keiner Weise erschöpfend und systematisch ausgenutzt worden 
ist. Es wäre nach meinem Daíürhalten die Aufgabe des Heraus- 
gebers, die Mitarbeiter auf diesen Punkt, der natürlich auch für 
andere Sammelwerke gilt, aufmerksam zu machen. 


Freiburg i. B. | N. Hilling. 


16. Max Bierbaum, Vorverhandlungen zur Bulle De salute 
animarum. Ein Beitrag zur römisch-preußischen Kirchen- 
politik auf Grund unveróffentlichter vatikanischer Archivalien. 
[Veróffentlichungen der Görres-Gesellschaft, Sektion für 
Rechts- und Sozialwissenschaft 48.] (VII u. 91.) Paderborn, 
Schöningh, 1927. M. 5.20. 


Der Münstersche Privatdozent Max Bierbaum hat vor einigen 
Jahren Nachforschungen in den römischen Archiven über die 
deutschen Konkordatsverhandlungen zu Beginn des 19. Jahr- 
hunderts angestellt. Als Frucht dieser Studien erschien im Jahre 
1926 die Schrift »Dompräbendar Heliferich von Speyer und der 
Münchener Nuntius Serra Cassano«, die im letzten Doppelheft 
dieser Zeitschrift S. 396 ff. angezeigt wurde. Die vorliegende 
Arbeit beschäftigt sich mit den Vorverhandlungen zur preußischen 
Zirkumskriptionsbulle De salute animarum. 

Der Verfasser bringt vor allem einzelne interessante Er- 
gänzungen über die Fragen 1. der Bischofswahl, 2. der Behand- 
lung der alten Domherren, die Mitglieder der früheren Kapitel 
waren, 3. der Verleihung von Kanonikaten an Universitätsprofessoren 
und 4. der Dotation der Bistümer und Kapitelsstellen. Wenn 
B. S. 15 im Anschlusse an Stutz behauptet, daß die Eigenschaft 
der Klugheit »an sich aus dem Rechtsgebiet herausíalle«, so 
widerspricht dem can. 331 $ 1 no. 4 CJC., wo die prudentia 
unter den für die Bischöfe geforderten Eigenschaften aufgezählt 
ist, und namentlich can. 2147 S 2 no. 1, der die »imperitia« als 
Amotionsgrund für die Pfarrer erklärt. Den Ausführungen über 
die Bedeutung von census, ital. censo auf S. 28 kann ich keine 
durchschlagende Beweiskraft beimessen. Namentlich halte ich 
die Übersetzung Schmeddings mit »Grundzinsen« nicht als un- 
richtig dargetan. Die Beruiung auf Ferraris ist nicht gerecht- 
fertigt, weil dieser offenbar das Zinsrecht im Auge hat. Er spricht 
ausdrücklich von dem Jus percipiendi pensionem annuam. Jedoch 
Steht nichts im Wege, auch die annua pensio selbst als census 
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zu bezeichnen, wie es z. B. F. X. Wernz, Jus Decretalium ui 


(1901), 237 tut. Vgl. ferner Reiffenstuel, Jus canonicum umi 
versum Lib. III tit. 20 de censibus, exactionibus et proctr 
rationibus S 1 no. 2, wo als census der canon annuus des 
Enphyteuta bezeichnet wird. 


Freiburg i. B. N. Hiilling. 


17. A. M. Koeniger, Zum Kapitel Kirche und Staat. Zwei Vor- 
träge. [Politik und Kultur, Schriftenreihe der Augsburger 
Postzeitung, Heft 5.] (61.) Augsburg, Haas & Grabherr, - 


1927. M. 1.50. 


Der erste Vortrag behandelt das kirchenpolitische System - 


der Reichsverfassung. Der Vortragende sieht in der Weimarer 
Verfassung »ein Werk der Vorsehung« und spricht den Satz aus: 


»In keiner Verfassung hat mehr gestanden von Religion, Kirchentum — 


und Gottesdienst.« Meines Erachtens dürfte der letzte Ausspruch 
hóchstens in quantitativer Hinsicht zutreffen. Der Ausdruck Kirche 


kommt übrigens nur einmal vor, nämlich in Art. 1371: Es besteht - 


keine Staatskirche.« 
Der zweite Vortrag hat die Überschrift: Kirche und Staat. 


Der Redner meint, man sollte, »das in Art. 137 V R. V. oder 


überhaupt in der Souveränität des Staates begründete Einspruchs- 
recht (bezüglich der Ernennung der Pfarrer) nicht durch theoretische 
Erörterungen wegdisputieren wollen.« Ich kann dieser eigen- 
artigen kirchenpolitischen Auffassung und ihrer Begründung durch- 
aus nicht beistimmen. Wie sehr haben die preußischen Katholiken, 
allen voran Windthorst in den achtziger Jahren des verflossenen 
Jahrhunderts gegen die Anzeigepflicht gekämpit? Vgl.J.B.Kißling, 
Geschichte des Kulturkampfs im Deutschen Reiche III, 347. 


Freiburg i. B. ` N. Hilling. 


18. Joseph Löhr, Ist eine staatliche »Kirchenhoheit« und eine 
besondere Staatsaufsicht über die Kirche mit der deutschen 
Reichsverfassung vereinbar? [Veröftentlichungen der Görres- 
Gesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft 47.] 
(IV u. 60.) Paderborn, Schóningh, 1927. M. 3.—. 


Die in der Titelüberschrift aufgeworfenen Fragen hat def 
Verfasser in Übereinstimmung mit der katholischen Literatur 
(Mausbach und Schmitt) verneint. Meines Erachtens mit Recht. 
Denn es konnte nicht die Absicht der verfassunggebenden 
Nationalversammlung sein, die Religionsgesellschaften einerseits 
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völlig autonom und selbständig zu machen wie die übrigen 
Bürger und Vereine und sie anderseits durch die Gewährung der 
öffentlichen Kórperschaftsrechte von neuem unter das Staatsjoch 
zu beugen. Dann hätte die Verfassung mit der einen Hand 
genommen, was sie mit der anderen gegeben. Der Abs. 3 des 
Art. 137 R. V. (Autonomie) muß daher dem folgenden Abs. 4 
(öffentliche Korporation) unbedingt vorgezogen werden, so daß 


der Inhalt des ersteren durch den des letzteren in keiner Weise 
geschmilert wird. 


Was jedoch die Begründung dieser beiden Thesen anbetrifft, 
so scheinen mir die Lóhrschen Ausführungen nicht völlig von 
allen Bedenken frei zu sein. Er legt z. B. Abs. 1 Art. 137 R. V.: 
»Es besteht keine Staatskirche« dahin aus, daf es nun staats- 
rechtlich gesprochen »keine Kirchen«, sondern nur noch Religions- 
gesellschaften gäbe und diese sämtlich grundsätzlich gleich seien. 
Ein solcher Satz von der Gleichheit aller Religionsgesellschaften 
findet sich aber nicht in der Weimarer Verfassung, sondern nur 
in den Grundrechten des deutschen Volkes vom 27. Dez. 1848 
S 147 worin es heißt: »Keine Religionsgesellschaft genießt vor 
anderen Vorrechte durch den Staat«. Außerdem hat Art. 137 Abs. 5 
selbst die Móglichkeit einer Abstufung der Rechte vorgesehen. 
Vgl auch die Entscheidung des Kammergerichts vom 14 Nov. 1924, 
in diesem Archiv 106, 288. Aus diesem Grunde ist auch die von 
Lóhr S. 13 gezogene Schlußfolgerung abzulehnen, daß der Staat 
von sich aus keinen Gottesdienst im Heere, in Krankenhäusern, 
Strafansialten usw. veransialten darf. Denn wer dieses Recht 
bestreitet, muß dem Staate auch das Recht der Anstellung von 
Militärgeistlichen usw. bestreiten, was der Verfasser aber aus- 
drücklich als erlaubt hinstellt. Wie verhält es sich ferner nach 
der Löhrschen Theorie mit Absatz 3 Art. 149 R. V.: »Die 
theologischen Fakultäten an den Hochschulen bleiben erhalten ?« 


Die vorliegende Studie macht den an sich dankenswerten 
Versuch, die kirchenpolitischen Bestimmungen der RV. in ein 
geschlossenes System zu bringen. Jedoch ist meines Erachtens 
ein solches Unternehmen von vornherein zum Scheitern verurteilt, 
weil dieser Abschnitt auf den Kompromissen verschiedener und 
entgegengesetzter Partettichtungen beruht und daher der inneren 
Konsequenz und Geschlossenheit entbehrt. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


774 Rezensionen und Referate. 


19. Kurt Wyrsch, Rechtsnatur und Verwaltung des Aargauischen 


katholischen Kirchengemeinde- und Landeskirchenvermögens. \ 


(XXI u. 180.) Baden (Schweiz), Dr. Wyrsch und Dr. Suter 

Wyrsch, 1927. Fr. 7.—. 

Eine ebenso solide wie praktische Darstellung, die aus der 
Schule von Ulrich Lampert hervorgegangen ist. Auf Grund der 
gedruckten und ungedruckten Rechtsquellen (Gesetze und Ent 
scheidungen) und der Literatur hat der Verfasser sein Thema 
nach allen Seiten hin gründlich bearbeitet. 


Soweit es angebracht erschien, ist sogar die Geschichte 
des Kirchenvermógens mit herangezogen. Es ist hinreichend 
bekannt, wie stark der Staat in den meisten Kantonen der Schweiz 
noch in das Rechtsleben der Kirche eingreift. Im Aargau hat er - 


noch die Verwaltung des ortskirchlichen Pfründenvermögens in 


seiner Verwaltung, während sich die landeskirchlichen Vermógens- 


fonds sogar noch in seinem unmittelbaren Besitze befinden. Daher 


ist der Wunsch des Verfassers nach einer größeren Selbständigkeit — 


der Kirche auf vermógensrechtlichem Gebiete nur zu berechtigt. 
Daß aus der vermögensrechtlichen Bevormundung der Kirche 
seitens des Staates der ersteren auch ein grofer Nachteil aul 
dem Gebiete der Seelsorge erwachsen kann, hat Wyrsch mil 
Recht hervorgehoben. Ganz unzeitgemäß ist auch S 68 des 
Aargauischen EG. zum ZGB, der lautet: »Zu Gunsten der Kirche 
oder geistlicher Zwecke darf niemand über mehr als den zehnten 
Teil seines Vermógens verfügen Ausgenommen sind Zuwendungen 
an aargauische Kirchengemeinden ftir deren gesetzlich anerkannte 
Zwecke.« 
Freiburg i. B. N. Hilling. 


20. Ernst Rudolf Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögens- 
rechte in der Weimarer Verfassung. (1V u. 106.) Tübingen, 
Mohr, 1927. M. 6.30. 

Diese juristische Untersuchung ist für die gegenwärtige 
Rechtslage des Kirchenvermögens gegenüber dem Staate in 
Deutschland von großer Bedeutung. Der erste Teil behandelt 
die Gewährleistung des kirchlichen Eigentums. Insbesondere 
wird der Unterschied zwischen der allgemeinen Eigentumsgarantie 
in Art. 153 R. V. und der Sondergarantie des Art. 138 II eingehend 
erörtert. Der zweite Teil betrifft die Ablösung der Staatsleistungen 
gemäß Art. 1381. Derselbe beschränkt sich keineswegs auf eine 
allgemeine Exegese der verfassungsrechtlichen Bestimmungen, 


ee 
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ondern hat auch eine große Fülle von detaillierten Einzeliragen 
asuistischer Natur erörtert. Namentlich wegen der Ausführungen 
les zweiten Teils bildet die Studie von Ernst Rudolf Huber eine 
vertvolle Ergänzung zu den früher in dieser Zeitschrift besprochenen 
Abhandlungen von J. Schmitt, Staat und Kirche. Bürgerlich- 
rechtliche Beziehungen infolge von Säkularisation 1919 (Archiv 
99, 173) und Die Ablösung der Staatsleistungen an die Religions- 
gesellschaften 1921 (Aichiv 101, 176), von A. Schott, Die Rechts- 
grundlagen der Staatszuschüsse zur katholischen Kirche in Hessen 
1922 (Archiv 103, 252) und von H. Müssener, Die finanziellen 
Ansprüche der katholischen Kirche an den preußischen Staat auf 
Grund der Bulle De salute animarum 1926 (Archiv 106, 341). 
Aufgefallen ist mir, daß der Herr Verfasser den Codex Juris 
Canonici nirgends zitiert. Hätte er denselben besser zu Rate 
gezogen, so würde er schwerlich den Satz (S.31) niedergeschrieben 
haben, daf die res sacrae sámtlich zum Kirchengute im kanonischen 
Sinne gehóren. Denn in can. 1510 wird scharf zwischen den res 
sacrae, quae in dominio privatorum sunt, und den r. s., quae in 
dominio privatorum non sunt, unterschieden. Auch hat der 
CIC. in can. 1499 82 die kirchlichen Institute mit juristischer 
Persönlichkeit als Subjekte des kirchlichen Eigentums erklärt, 
wodurch sich die Ausführungen des Verf. auf S. 37 f. erübrigen. 
Das Allg. Preuß. L. R. hatinII, 11 § 160 keine absolut gültige Theorie 
des ortskirchlichen Gemeindevermógens aufgestellt. Vgl. U. Stutz, 
Das Preußische A. L. und der Eigentümer des Kirchenguts, in 
Festgabe für Hübler 1905. Nicht zustimmen kann ich der 
Meinung, daß in dem Kultusvermógen des Art. 138 II. RV. nicht 
das Benefizialvermógen einbegriffen sei. Denn die Beneliziaten 
sind Kultusdiener, und der Ausdruck Kuliusvermógen ist an der 


genannten Stelle offenbar in einem weiteren und populären 
Sinne gebraucht. | 


Freiburg i. B. N. Hilling 


21. Theodor Grentrup, Nationale Minderheiten und katholische 
Kirche. [Quellen und Studien zum Nationalitätenrecht, 1.] 
(174.) Breslau, Ferd. Hirt, 1927. M. 7.—. 

Durch den unglücklichen Ausgang des Weltkrieges 1914 
bis 1918 ist das Problem der nationalen Minderheiten für Deutsch- 
land besonders akut geworden. Denn infolge des Ausscheidens 
von zahlreichen Deutschen aus dem Staatsverbande des deutschen 
Reiches sind diese Stammesgenossen einer fremdnationalen 
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Staatshoheit unterworfen und deshalb in der Erhaltung ihrer 
nationalen Eigenart mehr oder minder großen Gefahren ausgesetzt. 
Hierzu kommen noch die übrigen deutschen Bevölkerungsgruppen, 
die schon in den früheren Zeiten einer fremdnationalen Regierung 
unterworfen wurden oder sich ihr infolge der Auswanderung 
freiwillig unterstellten. 

Natürlich betrifft die Nationalitätenfrage direkt nur das rein 
politische und weltliche Gebiet. Mittelbar ist aber auch die 
katholische Kirche daran interessiert, weil die Religion und 
Kirche nicht völlig isoliert und von den weltlichen Kulturgebieten 
getrennt werden können. Es ist daher zu begrüßen, wenn der 
bekannte Vertreter des Kirchenrechts P. Theodor Grentrup aus 
der Steyler Missionsgesellschaft des göttlichen Wortes zu diesen 
bisher wenig behandelten Fragen in einer eigenen Schrift mit 
großem Erfolge Stellung genommen hat. 

Im ersten Teile beleuchtet der Verfasser die grundsätzliche 
Stellungnahme der katholischen Kirche zu den nationalen Rechten, 
Sitten und Gebräuchen ihrer Mitglieder, wie sie besonders in 
den Erlassen der Päpste, den Beschlüssen der Konzilien und 
neuestens im Codex Juris Canonici ihren Ausdruck gefunden 
hat. In einem eigenen Kapitel wird auch die Gesetzgebung der 
Kirche über die Verwendung der Muttersprache in der Seelsorge 
und die Behandlung der Volksgewohnheiten erörtert. Was den 
Codex Juris Canonici anbetrifft, so hat der Verfasser sich nicht 
bloß auf diejenigen Canones beschränkt, die sich ex professo 
mit unserem Gegenstande — Ritus und Nationalitätspfarreien — 
beschäftigen, sondern auch auf die Mittel und Wege hingewiesen, 
die den nationalen Minderheiten, z. B. durch Errichtungen von 
Stiftungen, Gründung kirchlichen Vereine, eine Wahrung ihrer 
nationalen Interessen ermöglichen. Ich möchte zur Ergänzung 
noch auf den can. 1417 hinweisen, der den Stiftern eines Bene- 
fiziums gestattet, mit Zustimmung des Ortsordinarius auch Be- 
dingungen in die Stiftungsurkunde aufzunehmen, die dem gemeinen 
Rechte entgegenstehen, wofern sie nur ehrbar sind und der Natur 
des Benefiziums nicht widerstreiten. Bezüglich der Kenntnis der 
Nationalitätssprache hätte noch auf die zuerst von Alexander V. 
(1409—10) eingeführte Kanzleiregel de idiomate (Reg. 20) hin- 
gewiesen werden können, wonach bei Sanktion der Ungültigkeit 
eine Pfarr- oder Seelsorgepfründe nur an solche Geistliche ver- 
liehen werden kann, die die betreffende Ortssprache verstehen 
und verständlich sprechen können. Die Grundsätze über die 


Scheeben, Der heilige Dominikus. TTT 


rhaltung der nationalen Sprache seitens des Volkes hat Leo XIII. 
ı dem Schreiben an den Episkopat von Böhmen und Mähren, 
om 20. August 1901 (Archiv für kath. K.R. 82, 99), in folgenden 
lassischen Sätzen autoritativ ausgesprochen: Insitum enim 
atura est, acceptam a proavis linguam amare tuerique velle. 
lobis quidem a dirimendis de re hac controversiis abstinere 
lecretum est. Profecto sermonis patrii tuitio si certos intra fines 
onsistit, reprehensionem non habet: quod tamen de ceteris 
yrivatorum iuribus valet, valere hic etiam tenendum est. Est 
gitur eorum, qui publicam rem administrant, sic, aequitate in- 
columi, velle integra singulorum iura, ut commune tamen civitatis 
bonum stet atque vigeat. Quod ad Nos attinet, monet officium 
cavere sedulo, ne ex eiusmodi controversiis periclitetur religio, - 
quae princeps est animorum bonum ceterorumque bonorum origo. 

Der zweite, spezielle Teil beschäftigt sich mit der tatsäch- 
lichen Lage, in der sich die deutschen nationalen Minderheiten 
in den einzelnen Ländern Europas befinden. Im ganzen werden 
zehn Länder behandelt, so daß die Schrift auf einer breiten 
Basis beruht. Die einzelnen Abschnitte enthalten zunächst eine 
statistische Übersicht über die Bevölkerungszahlen und sodann 
die kirchlichen und staatskirchlichen Vorschriften über die Be- 
handlung der nationalen Minderheiten, wobei die staatlichen 
Gesetze allerdings nicht immer mit der Praxis übereinstimmen. 

Hiermit ist der reiche und interessante Inhalt dieses Buches, 
das die Quellen und Studien zum Nationalitätenrecht würdig 
einführt, genügend angedeutet. Bei der Behandlung dieses 
Gegenstandes sind dem gelehrten Verfasser seine persönlichen 
Erfahrungen in den osteuropäischen Gebieten und seine erst- 
klassigen Kenntnisse auf dem Gebiete des Missionsrechts sehr 
zu statten gekommen. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


22. Heribert Christian Scheeben, Der heilige Dominikus. (XIV 


u. 459.) Mit drei Bildern. Freiburg i. B., Herder & Co., 
1927. 


Im Jahre 1922 schrieb der Breslauer. Kirchenhistoriker 
Berthold Altaner in der Vorrede seines Buches »Der hl.Dominikus. 
Untersuchungen und Texte«!) S. X: »Es ist allgemein bekannt 

1) Diese wertvolle Schrift ist der Schriftleitung des Archivs bereits vor 


fünf Jahren zur Besprechung eingereicht. Ich habe sie sofort an einen 
Rezensenten weitergegeben, konnte aber bislang trotz vieler dringender 
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und beklagt, daß bisher eine wissenschaftlichen Ansprüchen 
genügende Biographie des hl. Dominikus noch nicht erschienen 
ist.« Seitdem sind jedoch noch keine fünf Jahre ins Lan 
gegangen, bis dem erwähnten Mangel durch die vorliegende 
Lebensbeschreibung abgeholfen wurde. 

Der Verfasser hat sein Werk auf den besten Quellen auf 


gebaut, die er demnächst in Verbindung mit dem Archivar des 
Dominikanerordens P. Angelus M. Walz in einem eigenen Band 
herausgeben wird. Auch ist das Lebensbild des Heiligen in den: 
Rahmen der zeitgeschichtlichen Ideen hineingestellt, wodurch. 
viel Licht auf das Ziel und die Organisationspläne des Ordens 


stifters verbreitet wird. Mit besonderem Nachdruck wird auf 
das Vorbild des Petrus Waldes hingewiesen. Hieraufbezüglich 
heißt es auf S. 149: »Die ganze Universalität des Petrus Waldes 
findet sich allein wieder bei Dominikus von Caleruega. Was 


Waldes mit einfältigem Gemüt aus den Lesungen der Heiligen 
Schrift herausgefühlt hat, das hat Dominikus mit klarem, alle 


Phantastik abholdem Verstand erfaßt, hat es am Dogma der 


katholischen Kirche gemessen, von allen Irrtümern gereinigt und 
zum Programm für die katholische Kirche erhoben.  Dominikus 
bietet uns den ganzen Waldes, soweit er katholısch war, und 
damit den Sinn der ganzen religiósen Bewegung des 12. Jahr 
hunderts. Darin liegt die Giófe des hl. Dominikus, den Sinn 
seiner Zeit richtig gedeutet und das Problem der Seelsorge 
richtig formuliert zu haben. Nicht Armut allein und ihre 
apostolische Auswertung, sondern auch die Predigt, die Lehre, 
also den ganzen Apostel.« Infolge dessen führt Scheeben auch 
das klósterliche Armutsideal des hl. Dominikus auf das Vorbild 
des Petrus Waldes zurück und lehnt jede Beeinflussung durch 
den hl. Franziskus ab. 

Hiermit sind die grundlegenden Ideen des Dominikaner- 
ordens bereits angedeutet. Da letzterer aber einen von den 
alten Orden völlig abweichenden Typ der Ordensorganisation 
darstellt, waren noch zahlreiche andere Fragen mehr rechtlicher 
Natur zu lösen, die der Verfasser, der von Haus aus Jurist ist, 
mit anerkennenswertem Geschick in Angriff genommen hal. 
Vgl. z. B. das Verhältnis der Dominikaner zu den Augustiner 


Mahnungen noch keine Rezension erlangen. Da es mir mit zahlreichen andere 
Buchern nicht besser ging, war ich im Interesse der Autoren, Verleger un 
Leet gezwungen, die Bücherbesprechungen möglichst allein in die Hand zU 
nehmen. 
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horherren und den Ritterorden. Endlich möge noch hervor- 
ehoben werden, wie Scheeben es in seiner schönen, leicht 
esbaren Biographie verstanden hat, das Programm des hl. 
)ominikus auch auf die seelsorglichen Probleme der Gegenwart 
inzuwenden. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


23. Ludwig Frhr. von Pastor, Geschichte der Päpste seit dem 
Ausgang des Mittelalters. Band XII. Geschichte der Päpste 
im Zeitalter der katholischen Restauration und des Dreißig- 
jährigen Krieges: Leo XI. und Paul V. (1605—1621.) 
1.—7. Aufl. (XL u. 804.) Freiburg i. B., Herder & Co., 1927. 
M. 20.—. 


Der zwólfte Band der Pastorschen Papstgeschichte ist fast 
ganz dem Ponitifikate des Borghesepapstes Paul V. gewidmet, da 
die voraufgehende Regierungszeit Leos XI (Medici) nur 27 Tage 
dauerte. Aus der langen Amtszeit Pauls V. sind in kirchenpolitischer 
Hinsicht besonders der Streit des Papstes mit Venedig (Sarpi), 
die Gallikanischen Bestrebungen und das Lehrsystem Jakobs I. 
von England bemerkenswert. Auch spielte unter ihm der bekannte 
Fall Gallilei, der einen Konflikt zwischen der Naturwissenschaft 
und der Theologie heraufbeschwor. Bezüglich des inneren Lebens 
der Kirche machte unser Papst sich namentlich durch die Reform 
der rómischen Kurie und des Ordenswesens und durch die 
Herausgabe des Rituale Romanum verdient. Er hat die hl Francesca 
Romana und den hl. Karl Borromaeus kanonisiert. Nach Sixtus V. 
hat Paul V. durch glanzvolle Bauten mit am meisten zur 
Verschónerung der ewigen Stadt beigetragen. An seinen Namen 
erinnern die vollendete Peterskirche und der Quirinalpalast, die 
Paulinische Kapelle in S. Maria Maggiore, die Wasserleitung 
Acqua Poala, der Borghesepalast, zahlreiche Fontänen u. a m. 
Unter seinem Pontifikate gehörten die beiden berühmten Gelehrten 
Bellarmin und Baronius dem Hl. Kollegium an. 

Jedoch ist mit diesen kurzen Angaben der reiche [nhalt des 
Papstbuches keineswegs erschópit. Über den Rahmen einer 
bloßen Papstbiographie hinausgehend, hat Pastor auch das gesamte 
Leben der katholischen Kirche zu Beginn des 17. Jahrhunderts 
mit in den Kreis seiner Darstellung hineinbezogen. Es ist dieses 
insofern nicht ganz unberechtigt, als die katholische Kirche in 
der Rómischen Kurie den Mittelpunkt ihrer Verwaltung besitzt, 
von wo aus den einzelnen Teilgliedern stes neue Befehle, 
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Mahnyngen, Anregungen und Unterstützungen zu teil werden 
Je kritischer die kirchliche Lage in den einzelnen Ländern ist 
desto größer wird die Sorgfalt sein, die ihnen vom gemeinsamen 
Vater der Christenheit gewidmet wird. Wir ersehen aus dem 
vorliegenden Werke, mit welchem innigen Mitgefühl Paul V. die 
Verfolgung der Katholiken in Japan, Großbritannien und Irland 
verfolgte, welche Unterstützung er der Ausbreitung des Christentums 
in China und ‚Indien zu teil werden ließ und wie sehr er auf den 
Schutz der Katholiken in den deutschen und anderen Diaspora 
ländern bedacht war. Der Pontifikat Pauls V. endigte einige 
Monate nach der Schlacht am Weißen Berge (8. Nov. 1920) 
durch deren glücklichen Ausgang eine große Gefahr von der 
katholischen Kirche in Deutschland und der österreich-ungarischen 
Monarchie abgewendet wurde. 
Teils durch Erschließung neuer Quellen, teils durch Ver 
arbeitung alter Materialien hat Pastor uns auf dem Hintergrunde des | 
Lebens und Wirkens Pauls V. eine zusammenfassende Schilderung | 
über die Lage der katholischen Kirche von 1605—1621 entworfen, 
für die ihm alle Freunde der historischen Forschung zu großem 
Danke verpflichtet sind. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


24. Hermann Jahrreiß, Berechenbarkeit und Redi. [Leipziger 
rechtswissenschaftliche Studien 22.] (IX u. 110.) Leipzig, 
Theodor Weicher, 1927. M. 5.—. 


Der Verfasser unterscheidet bezüglich der Berechenbarkeit 
der Erfüllung zweierlei Arten von Normen: 1. die soziale Norm 
(= Norm '), die sich bereits eingebürgert hat, und 2. die gesetzte 
Norm (= Norm ?), deren Erfüllung noch problematisch ist. Auf 
dem Gebiete des Rechts entspricht der ersteren das Recht und 
der zweiten das »Recht«. Wie bereits angedeutet, trifft das 
Kriterrum der Berechenbarkeit nur für die soziale Norm und 
das ihr entsprechende Recht zu. Außerdem bezeichnet Jahrreiß 
als Recht noch die gesetzten Normen, die die überhaupt äußerste 
Befehlskompetenz einrichten. Mit Hülfe dieser Distinktion soll 
die Entstehung des Rechts und insbesondere das Verhältnis von 
Staats- und Völkerrecht erklärt werden. 

Die Ausführungen des Buches beruhen auf der Theorie 
des Rechtspositivismus. Jedoch ist der Verfasser dem Naturrecht | 
nicht ganz abgeneigt. Er schreibt S. 18 Anm. 46: »Von Natur- 
recht zu sprechen in dem Sinn, daß es sich handeln müßte um 
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ne der Natur des Menschen entsprechendes, und dieser Natur 
Igendes Recht, ist deshalb von vornherein theoretisch berechtigt. 
S wären das soziale Normen, deren Grundelement (Berechen- 
arkeitsmaßstab) aus Beobachtungen am Verhalten jedes Menschen 
1 der Lage X gewonnen wäre.« 


Freiburg i. B. N, Hilling. 


5. Irving Woodworth Raymond, The Teaching of the early 
Church on the Use of Wine and Strong Drink. (Studies in 
History, Economics, and Publical Law edited by the Faculty 
of Political Science of Columbia University, Number 286.) 
(170.) New York, Columbia University Preß 1927. D. 3.—. 


Wer meint, hier eine der üblichen Propagandaschriften für 
oder wider Prohibition zu erhalten, ist angenehm enttäuscht, eine 
durchaus objektiv gehaltene Untersuchung der Frage zu finden, 
wie sich das christliche Altertum zum Genuß Geistiger Getränke 
eründsätzlich und tatsächlich gestellt hat. Der Verfasser wollte 
anfangs nur das Mittelalter erforschen, merkte jedoch bald, daß 
das Mittelalter in allen wesentlichen Stücken auf der Antike ruht, 
und von hier aus. wurde er ganz zwangsláufig auf das Neue 
Testament und durch dieses wiederum auf das Alte Testament 
und die Anschauungen des Judentums geführt. Dem Buche 
hat die so entstandene Weitschichtigkeit nicht zum Nachteil 
gereicht. Auf diese Weise ist eine Geschichte des Alkohol- 
problems geschrieben worden, welche für die wichtigste Periode 
der Vergangenheit als grundlegend und in den Hauptfragen wohl 
auch als erschópfend bezeichnet werden darf. 


Die Prüfung der biblischen Zeugnisse erfolgt ausgiebig; 
sowohl die semitisch-palästinischen als die hellenistischen Quellen 
werden sorgfältig verhórt. Was die Essener betrifft, so hält 
Raymond dafür, daß sie keine Abstinenten waren. Besondere 
Aufmerksamkeit ist der Frage geschenkt, ob und inwieweit christliche 
Gedankengänge von der griechisch-römischen Kultur her beeinflußt 
worden sind. Die festzustellenden Berührungen scheinen dem 
Verfasser nur peripherischer Natur zu sein. Einen sehr breiten 
Raum nehmen begreiflicherweise die Analysen der patristischen 
Schriften ein. Hier fällt auf, daß die christlich-orientalische 
Literatur übergangen ist. Nur bei der Behandlung des Mönchtums 


kommt sie etwas zur Geltung und bei Gelegenheit der kirchlichen 
Gesetzgebung. 
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In ruhiger Abwägung der biblischen und der späteren 
historischen Nachrichten gelangt Raymond zu dem Ergebnis, daß 
Juden und Christen den Wein grundsätzlich als etwas Gutes, weil 
Gottes Geschöpf betrachteten. Eine Ausnahme machen bei den 
Juden die Rekabiten, die Nasiräer und die Therapeuten, in de 
Frühzeit des Christentums die Gnostiker verschiedenster Richtung, 
vor allem die Manichäer. Ungegorener Wein war etwas Seltenes, 
wenn nicht Unmógliches. Eine andere Frage ist die des Weim 
gebrauchs. Hier hat das Christentum kein allgemein bindendes 
Gesetz aufgestellt, sondern dem Gewissen des Einzelnen Freiheit 
gelassen bei aller nachdrücklichen und wiederholten Verurteilung 
der Trunkenheit aus hygienischen, sozialen, vor allem aus geistigen 
und sittlichen Erwägungen heraus. Trotzdem war volle Abstinenz 
zum Unterschied von den Sekten in der Alten Kirche selten. 
Später treten, aber vereinzelt Vorschriften für Mönche, Kleriker - 
und Frauen auf. Immer und immer wieder aber wird Rm. 14.21 
als Grundsatz angerufen. 

Freiburg i. B. Arthur Allgeier. 


26. Der Kleine Brockhaus. Handbuch des Wissens in einem Bande. — 
Lieferung 3 und 4. (S. 161—320.) Leipzig, F. A. Brockhaus - 
je M. 2.10. 
Die vorliegenden beiden Lieferungen reichen von den 
Buchstaben D—J. 
Unter den Stichwörtern finden sich auch viele kirchlicher 
und religiöser Natur. Sehr übersichtlich (mit Illustrationen) ist 
der Artikel Gerichtswesen bearbeitet. Unter den Personennamen 
habe ich die hervorragenden Theologen Hettinger (Apologet 
1 1890) und Heinrich (Dogmatiker + 1891) vermißt. Der päpst- 
liche Gregoriusorden hat jetzt nur drei Klassen; die anfangs 
bestehenden beiden Klassen des Großkreuz sind durch das 
Breve »Cum amplissima« vom 30. Mai 1834 zu einer Klasse 
vereinigt. Siehe Bernasconi, Acta Gregorii Papae XVI. I. 417. 
Freiburg i. B. N. Hilling. 
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die Erteilung des oca Segens bei Voiksmissionen und Exerzitien, 
vom 22. Oktober 1926 S. 262. 

22. Entscheidung der Ai. Poenitentiarie, betr. das Verhalten der Katholiken 
93, Et genüber der Action Frangaise, vom 8. März 1927 S. 682—684. 
ndult der Al. Poenitentiarie an den Fürstbischof von Breslau, betr. die 
Erleichterung der gemeinsamen Feier der Kreuzwegandacht, vom 21. Juli 
1927 S. 684 f. 

24. Erlaß der HI. Poenitentiarie, betr. die Ablässe für die feierliche Weihe 
an das heiligste Herz Jesu am Königsfeste Jesu, vom 15. Febr. 1927 S. 685. 

25. Urteil der Römischen Rota in Causa Southwarcensi, betr. die Ungültigkeit 
der Ehe wegen Furcht und Zwang, vom 29. Juli 1926 S. 262 

36. Urteil der Römischen Rota in Causa Westmonasterlensi, Bee. die Un- 
gültigkeit der Ehe wegen einer gegen das Wesen der Ehe beigefügten 
Bedingung, vom 11. April 1927 S. 686. 

27. Mitteilung des Kardinalstaatssekretärs, betr. die Anzeigen an das Hl. 
Offizium, vom 6. August 1926 S. 263. 

28. Zirkularschreiben des Kardinalstaatssekretürs an die italien. Bischöfe, 
betr. die Priester und Kleriker, die die Normalschulen besuchen, vom 
18. November 1920 S. 672—674. 

29, Erklärung der Bibelkommission, betr. den theologischen” Doktorgrad als 
dongs a für die Erlangung der akademischen Grade in der hl. Schrift, 
vom 26. Februar 1927 S. 681 f. 

30. Entscheidung der /nterpretationskommission des Cod. Jur. Can., betr. 
fünf verschiedene Rechtsfragen, vom 2ó. Juli 1926. (Stellvertretung beim 
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Chorgebet, Wechsel der Ordensoberen, Ablegung des Glaubensbekennt- 
nisses, Ordenspfarreien, Verhinderung der kirchl. Jurisdiktion) S 263 £ 
3l. Entscheidung der /nterpretationskommission des Cod. Jur. Can., betr. 
drei verschiedene Rechtstragen, vom 6. März 1927. (Sakramentsbruderschaft, 

Beerdigungstaxen, Öffentliche Aussetzung des Allerheiligsten) S. 686 f. 


b) Erlasse und Entscheidungen der bisdibflidien Behörden. 


1. Erlaß des Bischofs von Münster, betr. Veranstaltung weltlicher Festlich- 


keiten bei Primizen, vom 25. November 1926 S. 204 f. 

2. Verordnung des Fürstbischöflichen ordinenials zu Breslau, betr. den 
Bezug von Meßwein, vom Jahre 1926 S. 265 f. 

3. Erlaß des Bischöflichen Generalvikariats zu Paderborn, betr. MeBstiftungen, 
vom Jahre 1926 S. 267 f. 

4.Instruktion des Bischöflichen Ordinariats zu Linz, betr. die Deleyations- 
trauungen, vom Jahre 1927 S. 268—271. 

5. Instruktion des Bischóflichen Ordinariats in Linz, betr. das Verfahren bei 
Ehescheidungen, vom Jahre 1927 S. 272 f. 

6. Erla8 des Fürstbischóflichen Ordinariats zu Breslau, betr. die Eintragungen 
von Trauungen, Taufen und Beerdigungen in die Kirchenbücher, vom 
Jahre 1927 S. 273 f. 

7. Fastenordnung für die österreichischen Diözesen, vom Jahre 1927 S.274—276. 

8. Instruktion des Fürstbischofs von Breslau, betr. Obliegenheiten des Pfarrers 
bezüglich des Kircheneesanges, vom 8. Oktober 1926 S. 276—280. 

9. Erlaß des Bischofs von Trier, betr. die Gründung katholischer Mütter- 
vereine, vom 12. Februar 1927 S. 280—282. 

10. Erlaß des Bischöflichen Ordinariats zu Mainz, betr. die Abhaltung kirch- 
licher Sammlungen, vom 20. November 1926, S. 282 f. 

11. Mitteilung des Bischöflichen Ordinariats zu Speyer, betr. die Unfall- 
versicherung der Geistlichen und Kirchenangestellten der Diözese, vom 
10. Januar 1927 S. 284—287. 

12. Instruktion des Bischötlichen Generalvikariats zu Hildesheim, betr. die 
Maru yu der Hausangestellten der Geistlichen, vom 10. rebruar 1927 

13. Instruktion des Bischófl. Generalvikariats zu Hildesheim, betr. Invaliden-, 
Alters- und Hinterbliebenenversicherung der Kirchenangestellten, vom 
10. Februar 1927 S. 289 f. 

14. ErlaB. der Fuldaer fe Ue ERE betr. nichtkatholische Jugend- 
verbände vom Jahre 1926 S. 29 

15. Satzungen des ande für das Erzbistum Köln, vom 
Jahre 1926 S. 291 —297 

16. Beschlüsse der Fuldaer Bıschofskonferenz 1926 über Rundfunk, Feld- 

ottesdienste und Alkoholgenuß S. 687 f. 

17. Erlaß des Bischöflichen Ordinariats in Mainz, betr. die Ehedispensen, 
vom 23. Februar 1927 S. 658 f. 

18. Anweisung des Bischöflichen Ordinarlats in Mainz, betr. kommissarische 
Vernehmungen in Ehesachen, vom 25. Februar 1927 S 689—691. 

19. ErlaB des Bischöflichen Generalvikariats zu Paderborn, betr. die Errich- 
un a c EE für Kirchenangestellte, vom Jahre 1927 

20. ErlaB des Bischóflichen Generalvikariats zu Paderborn, betr. Dienst- 
verträge mit Kirchenbeamten und -angestellten, vom Jahre 1927 S. 693—695. 

21. Erlaß des Bischöflichen Generalvikariats zu Paderborn, betr. die Umzugs- 
kosten der Geistlichen, vom Jahre 1927 S. 695. 


IV. Staatliche Erlasse und Entscheidungen. 


- a) Staatliche Gesetze und Verordnungen. 


1. Erlaß des Österreichischen Bundesministeriums für Unterricht, betr. den 
Tischtitel, vom 22. Februar 1927 S. 298. 

2. Württembergisches Änderungsgesetz zum Kirchengesetz, vom 17. Februar 
1927 S. 298—301. 


Inhaltsverzeichnis des 107. Bandes. 803 


3. Deutsches Reichsgesetz zur Bewahrung- der Jugend vor Schund- und 
- Schmutzschriften, vom 18. Dezember 1926 S. 301—304. : 
4. ErlaB des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, 
betr. die Genehmigung der Steuerbeschlüsse der katholischen Gemeinde- 

verbánde, vom 8. April 1927 S. 305 f. 

5. ErlaB des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, 
betr. die Kirchensteuern, vom 4. März 1927 S. 306—316. 

6. Rundschreiben des deutschen Reichsfinanzministers, betr. die Einkommen- 
besteuerung der Plarrer, vom 14. September 1926 S. 316—320. 

7. ErlaB des Landesfinanzamtes Köln, betr. die steuerfreien Einkommen- 
bet äge der Geistlichen, vom 7. Mai 1927 S. 321. 

8. Erlaß des bayerischen Ministeriums für Unterricht und Kultus, betr. die 
Gesangstunden in Simultanschulen, vom 20. April 1927 S. 321 f. 

9. Verordnung des sächsischen Ministeriums für Volksbildung, betr die Aus- 
kunfterteilung über Teilnahme von Volksschulkindern am Religionsunter- 
richte, vom 2. Oktober 1926 S. 322. 

10. Neuere Erlasse des deutschen Reichs- und des preußischen Landesministers 
der Justiz, betr. die Trauungszeugnisse polnischer Wanderarbeiter, vom 
Jahre 1926 und 1927 S. 696—699. 

11. Deutsches Reichsgesetz zur Änderung des am 28. April 1920 erlassenen 
Gesetzes, betr. die Grundschulen und die Aufhebung der Vorschulen, 
vom 26. Februar 1927 S. 699 f. 

12. Erlaß des Regieiungsprásidenten von Koblenz, betr. die Aufnahme von 
Anleihen seitens der Kirchengemeinden, vom 2. Juli 1927 S. 700—702. 

13. Verordnung des württembergisdien Kultusministeriums, betr. die Kirchen- 
steuern, vom 21. März 1927 S. 702—706. 


b) Entscheidungen von Behörden und Geriditen. 


1. Urteil des Amtsgerichts in Gottesberg, betr. die religiöse Erziehung der 
Kinder aus Mischehen, vom 10. September 1926 S. 322 f. 

2. Urteil des Oberlandesgeridits Dresden, betr. die Abmeldung vom 
Religionsunterricht, vom 22. Dezember 1926 S 323 f. 

3. Urteil des preußischen Gerichtshofs zur Entscheidung der Kompetenz- 
konflikte, betr. die Erhöhung der kirchlichen Dotationsbeträge seitens des 
Fiskus auf Grund der Säkularisation, vom 20. März 1926 S. 324—340. 

4. Urteil des deutschen Reichsgerichts, betr. die fiskalische Ki chenbaulast 
= Sry der Säkularisation und des Patronats, vom 2 Dezember 1926 

— 344. 

5. Drei Urteile des Kammergerichts und der Landgeridite in Berlin und 

een: no die religiöse Kindererziehung vom Jahre 1925 und 1927 
. 706-711. 

6. Beschluß des bayerischen Obersten Landesgerichts, betr. die Aufhebung 
eines Vertrages über religiöse Kindererziehung nach Scheidung der Ehe, 
vom 4. August 1926 S. 712f. 

7. Beschluß des Kammergeridits, betr die Teilnahme der Kinder am Religions- 
unterricht, vom Jahre 1927 S. 713. 

8. beschluB8 des Kammergeridits, betr. die staatliche Genehmigung zum 
Grunderwerb seitens der Kirche, vom 1. Oktober 1926 S. 714—716. 

9. Urteil des Oberlandesgeridits Kiel, betr. den Rechtsweg bei kirchlichen 
Abgaben, vom 8. Juli 1926 S. 717— 719. 

10. Entscheidung des preußischen Oberverwaltungsgerichts, betr. die kirchliche 
Steuerpflicht eines im Ruhestande lebenden Gendarms, vom 16. November 
1926 ¢ 720 f. 

11. Entscheidung des preußischen Oberverwaltungsgeridits, betr. die Steuer- 
fieiheit kirchlicher Dienstgrundstücke, vom 28. Januar 1927 S. 7211. 

12. Entscheidung des Reidisgeridits, betr. den Ausschluß des Rechtswegs 
wegen Entziehung eines innerhalb einer Kirche oder Religionsgesellschaft 
wırkenden Rechts oder on Ausschließung aus der Kirchen- oder 
Religionsgesellschaft, vom 15. Mäız 1926 S. 722. 

13. Urteil des deutschen Reidisgeridits, betr. die kirchlichen Dotationsanspriiche 
an den Fiskus auf Grund der Säkularisation, vom 23. Juni 1927. S. 723—732. 
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14. Urteil des Kammereerichtts, betı. die Angabe des Religionsbekenntnisses 

. bei der polizeilichen Meldung, vom 27. November 1925 S. 732. 

15. Entscheidung des Reichsgerichts, betr. die Zulässigkeit des Rechtswegs 
bei Klagen der Kirchenbeamten wegen vermögensrechtlicher Ansprüche, 
vom 21. Mai und 5. Juli 1926 S. 733. 

16. Entscheidung des Reidisgeridits, betr. die Teilnahme des Staats an der Ver- 
waltung und Vertretung des.Kirchenvermögens, vom 2.Dezember 1926 S.733f£ 


V. Kirchenrechtliche Chronik. 
(Vom 1. Oktober 1926 bis zum 30. Juni 1927.) 


Weihe von sechs eingeborenen Bischöfen aus China durch den Hi. Vater 
am 28. Oktober 1926, Errichtung von drei Apostolischen Vikariaten in China, 
die dem einheimischen Klerus überwiesen wurden, Gründung eines ethnologischen 
Missionsmuseun s in Rom, blutige Kırchenverfolgung in Mexiko und Maßnahmen 
des Papstes gegen dieselbe, Verurteilung der Action frangaise durch den 
Apostolischen Stuhl, Abkommen zwischen dem Hl. Stuhle und Frankreich 
bezüglich der liturgischen Ehrenbezeugungen für die diplomatischen und 
konsularischen Vertreter Frankreichs in der Levante, Kirchenpolitische Ver- 
hältnisse Italiens, Protest des Papstes gegen die Unterdrückung der katholischen 
Pfadfinder, Wiedererrichtung eines Kreuzes im Kolosseum, Schreiben des Papstes 
an den Episkopat derTschecho-Siowakei betr.die Gründung von kleinen Seminarien 
und eines gemeinschaitlichen Collegium Nepomucenum in Rom für Heran- 
bildung des Klerus, Warnung des Hl. Olfiziums an die deutschen Bischöfe 
vor der Hochkirchlichen Bewegung, Brief Pius’ XI. an den Erzbischof von 
Köln, Kardinal Schulte, über die lobenswerten Bestrebungen des Katholischen 
Deutschen Frauenbundes zur Bekämpfung der sittengefahrlichen Mode, Er- 
klärung des hl. Johannes vom Kreuz zum Doctor ecclesiae, siebter Ergänzungs- 
band der Decreta authentica der Ritenkongregation, Eingehen der kirchen- 
rechtlichen Zeitschrift »Le Canoniste«, Katholische Aktion in Oesterreich, 
Abteikirche in Maria-Laach Basilica minor, Taxen für die Dispensen von den 
Ehehindernissen der Religions- und Konfessionsverschiedenheit, Diözesansynode 
in Eichstätt, Errichtung des limburgischen Diözesanpriesterseminars St. Georgen 
zu Frankfurta. M, Protest der preußischen Bischöfe gegen die Errichtung einer 
simultanen Lehrerakademie zu Frankfurt a.M., Errichtung der Stelle eines Cieneral- 
vikars für den deutschsprachlichen Anteil des Bistums Basel, Richtlinien des preuß. 
Episkopats zur sozialen Verständigung, Kundgebungen der preußischen Bischöfe 
zur Beseitigung der Wohnungsnot, Peisonalnachrichten S. 345—359. 


(Vom 1. Juli bis zum 30. November 1927.) 


Aufhebung der Diözese Eupen-Malmedy und Einverleibung dieses 
Gebietes in das Bistum Lüttich, Errichtung Apostolischer Internuntiaturen in 
Lettland und Litauen, Gründung eines päpstlichen Generalseminars für die 
Insel Sardinien in Cuglieri, Bestätigung der Konstitutionen des Ordens der 
barmherzigen Brüder von Johannes von Gott und des Dritten Regularordens 
vom hl. Franziskus, neue Erörterung über die sog. Römische Frage, Aufhebung 
katholikenfeindlicher Gesetze durch das englische Parlament, Abschluß eines 
Konkordats mit Litauen, schleppender Gang der Konkordatsverhandlungen in 
Deutscnland, Erklärung der Fuldaer Bischofskonferenz zu dieser Frage, neuer 
Entwurf eines deutschen Reichsvolksschulgesetzes, Erklärung der deutschen 
Bischöfe über die von ihnen getroffenen Maßnahmen zum Zwecke der Er- 
reichung einer gerechten Geldaufwertung, Erhebung eines sog. Kirchgeldes 
in den preußischen Kirchengemeinden, das Reichsgesetz zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten und die Aufgaben der praktischen Seelsorge, Wieder- 
einführung eines feierlichen Gottesdienstes in der Notre-Damekirche zu Paris 
bei Beginn der parlamentarischen Sitzungen und der Wiederaufnahme der 
Funktionen an den Gerichten und Hochschulen, Weltkonferenz für Glaube 
und Verfassung in Lausanne, Weihe des ersten eingeborenen japanischen Bischofs 
durch den Papst in der Peterskirche am 30 Oktober 1927, irisches Plenarkonzil 
in Armagh, Diözansynode zu Regensburg. Seligsprechungsprozesse der beiden 
Ordensfrauen Emilie Schneider und Pauline von Mallinckrodt, Godehardswerk in 
Hildesheim u.Frauen-Apostolat für Priesterberufe, Personalnachrichten S.735—- 792. 
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VI. Literatur. 
a) Rezensionen und Referate. 


1. Acta conciliorum oecumenicorum iussu atque mandato societatis scien- 
tiarum Argentoratensis ed. Eduardus Schwartz. Tom.I. Concilium uni- 
versale Ephesenum. Vol. V. Pars prior Fasc. INI. Pars altera Fasc. V. 
"Tom. 1. Vol. I. Pars prima et tertia. Berlin, De Gruyter, 1924— 1927. 
(N. Hilling.) S. 763f. | 

2. Bericht über die V. Diözesan-Konferenz zu Köln am 26. Oktober 1926. 
Köln, J. P. Bachem, 1926. (N. Hilling) S. 387—389. 

3. Bierbaum, Max, Dompräbendar Helfferich von Speyer und der Münchener 
Nuntius Serra-Cassano. Ein Beitrag zur rómisch-bayerischen Kirchenpolitik 
und zum Vollzug des bayerischen Konkordats im Jahre 1818.  [Ver- 
öffentlichungen der Görres-Gesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozial- 
wissenschaft 45.] Paderborn, Schóningh, 1926. (N. Hilling) S. 396—398. 
— —, Vorverhandlungen zur Bulle De salute animarum. Ein Beitrag zur 
römisch-preußisch. Kirchenpolitik auf Grund unveröffentlichter vatikanischer 
Archivalien. [Veróffentlichungen der Górres-Gesellschatt, Sektion für Rechts- 
u.Sozialwissenschaft 48.] Paderborn, Schöningh, 1927. (N Hilling.) S.771f. 

9. Bredt, Joh. Victor, Neues evangelisches Kirchenrecht für Preußen. Berlin, 
Stilke, 1927 (N. Hilling.) S. 759 f. 

6. Calmes.Michael, Zur Soziologie des katholischen Ordensstandes. [Staats- 
bürger-Bibliothek, 163.] M.-Gladbach, Volksvereinsverlag o. J. [1927.] 
(N. Hilling.) S. 766 f. 

7. Codex Theodosianus, recognovit P. Krüger. Fasc. Il. Lib. VII—VIII. 
Berlin, Weidmann, 1925. (N. Ailling.) S. 763. 

8. D'Angelo, Sosius, Jus Digestorum additis iurium nostri temporis praesertim 
iuris canonici adnotationibus. Tom.I: Pars gereralis vol. 1. Rom, Marietti, 
1927. (N. Hilling) S. 7551. 

9. De Meester, A., Juris Canonici: et Juris Canonico-civilis compendium. 
Nova ed. ad normam CJC. Tom.I—Ill, 1. Brügge, Desclée, De Brouwer & Co., 

* 1923 und 1926. (N. Hilling.) S. 7581. | 

10. Der kleine Brockhaus. Handbuch des Wissens in einem Bande. Lieferung 
1 und 2. Leipzig, F. A. Brockhaus, 1926. (N. Hilling.) S 404. 

11.— —, Handbuch des Wissens in einem Bande. Lieferung 3 und 4. 
Leipzig, F. A. Brockhaus. (N. Hiiling.) S. 782. 

12. De Smet, AL, Tractatus theologico-canonicus de Sponsalibus et Matri- 
monio. Ed. 4a. Brügge, Beyaert, 1927. (N. Hilling.) S. 382. 

13. ee 1928. Freiburg i. B., Caritasverlag, 1927. (N. Hilling.) 

. 40 


14. Chelodi, Joannes, Jus de Personis iuxta Codicem Juris Cenonici praemisso 
tractatu de Principiis et Fontibus J.C. ed. 2a. ab Ernesto Bertagnolli 
recognita et aucta. Trient, Libr. Ed. Trientum, 1927. (N.Hilling) S.378f. 

15. Gótz, Joh B., Das Pfarrbuch des Stephan May in Hilpoltstein vom Jahre 1511. 
[Reformationsgeschichtliche Studien und Texte 47/48] Münster i. W., 
Aschendoríf, 1926. (N. Hilling) S. 391—394. 

16. Grentrup, Theodor, Nationale Minderheiten und katholische Kirche. [Quellen 
ur cn zum Nationalitätenrecht, 1.] Breslau, Ferd.Hirt, 1927. (N.Hilling.) 

17. Held, Josef, Der Reichsrat, seine Geschichte, seine Rechte und seine 
Stellung nach der Reichsverfassung vom 11. August 1919. Dargestelit 
unter Berücksichtigung der Reformvorschläge der bayer. Staatsregierung. 
Erlangener jur. Diss. Regensburg. Gebr. Habbel, 1926. (N.Hilling ) S.402f. 

18. Hilling, Nikolaus, Die drei letzten Konkordate des Hl. Stuhles mit Lettland, 

Bayern und Polen. (Quellensammlung für das geltende Kirchenrecht 16.] 
ee i. B., Waibel, 1927. (Selbstanzeige.) S. 405 f. 

19. — —, Die fehlerhaften Rechtshandlungen und ihre Heilung. Eine kirchen- 
rechtliche Vorlesung. Mainz, Kirchheim & Co., 1927. (Selbstanzeige.) S.405f. 

20. Holzapfel, Heribert, Die Leitung des Dritten Ordens. Handbuch für die 
Direktoren. des Dritten Ordens vom hl. Franziskus. München, Franz A. 
Pfeiffer, 1925. (N. Hilling.) S. 406. 
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21. Huber, Ernst Rudolf, Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in 
der Weimarer Verfassung. Tübingen, Mohr, 1927. (X. Alling.) S.T74L 
22. Jahreif, Hermann, Berechenbarkeit und Recht. [Leipziger rechtswissen- 
schaftliche Studien 22.] Leipzig, Theodor Weicher, 1927. (N. Hilling.) S.I80L | 
23. Jemolo, Arturo Carlo, Elementi di diritio ecclesiastico. Florenz, Vallechi | 
1927. (N. Hilling. S. 379—381. | 
24. Israel, Carl, Reich — Staat — Kirche. Zwei Studien zu den kirchen | 
rechtlichen Bestimmungen der Reichsverfassung. Berlin, Vahlen, 1926. | 
(N. Hilling.) S. 400—402. | 

25. Kalsbadı, Adolf, Die altkirchliche Einrichtung der Diakonissen bis zu 
ihrem Erlöschen nr der Römischen Quartalschrift 22] - 
Freiburg i. B., Herder & Co, 1926. (N. Hilling) S. 389 f. 

26 Klein, Felix Joseph, Der Gütegedanke im Recht. (Gedanken für Freunde 
einer veredelten Rechtspflege.) Bonn, Gebr.Scheur, 1926. (N.Hilling.) S.403f. 
27. Koeniger, A.M., Zum Kapitel Kirche und Staat. Zwei Vorträge. [Politik 
und Kultur, Schriftenreihe der Augsburger Postzeitung, Heft 5.] Augsburg, 

Haas & Grabherr, 1927. (N. Hilling) S. 772. 

28. Kusei, Rado, Das Kirchenrecht der katholischen Kirche mit besonderer 
Berücksichtigung der Verhältnisse im Kónigreiche der Serben, Kroaten, 
und Slovenen. Anhang: Uebersicht der Quellen, der Vertassungs- und 
Verwaltungsgrundsätze des Kirchenrechts der morgenländischen Kirche. 
Laibach, jur. Fakultät, 1927. (N. Hilling) S. «3f. 

29. Linneborn, Johannes, Der katholische Theologe. [Merkblätter für Berufs- 
beratung der Deutschen Zentialstelle für Berufsberatung der Akademiker 
E. V.]. Berlin, Trowitzsch & Sohn, 1926. (N. Hilling.) S. 387. 

80. Lohr, Joseph, Ist eine staatliche »Kirchenhoheit« und eine besondere Staats- 
aufsicht über die Kirche mit der deutschen Reichsverfassung vereinbar? 
| Veróffentlichungen der Górres-Gesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozial- 
wissenschaft 47.] Paderborn, Schöningh, 1927. (N. Hilling.) S. 7721. 

31. Mayer, Joseph, Gesetzliche Unfruchtbarmachung Geisteskranker. [Studien 
zur katholischen Sozial- u. Wirtschaftsethik 3.] Freiburg i. B., Herder & Co., 
1927. (N Hilling. S. 767—169. , 

32. Noll, Joseph, Das katholische Pfarramt. Sein Geschäftsgang u. Interessen- 
kreis. Für die praktische Seelsorge unter Mitwirkung zahlreicher Fachleute 
herausgeg von J. N. 2. Aufl. Wiesbaden, Rauch, 1927. (N. Hilting ) S. 770f. 

33. Ojetti, B., Commentarium in Codicem Juris Canonici. Liber |: Normae 

enerales. [Pontificia Universitas Gregoriana.) Rom, Gregorianische 
niversität, 1927 (N. Hilling ) S. 756—798. 

34. Pastor, Ludwig Frhr. von, Geschichte der Pápste seit dem Ausgang des 
Mittelalters. Band XI Geschichte der Päpste im Zeitalter der katholischen 
Reformation und Restauration: Klemens VIII. (1592— 1605.) 1.—7. Aufl 
Freiburg i. Br., Herder & Co., 1927. (N. Hilling) S. 394—396. 

35. — —, Geschichte der Pápste seit dem Ausgang des Mittelalters. Band XII. 
Geschichte der Päpste im Zeitalter der katholischen Restauration und des 
Dieißigjährigen Krieges: Leo XI. und Paul V. (1605—162L.) 1.—7. Aufl. 
Freiburg i. B, Herder & Co., 1927. (N. Hilling.) S. 779 f. 

36. Preußisches Pfarrarchiv. Zeitschrift für Rechtsprechung und Verwaltung 
auf dem Gebiete der evangelischen Landeskirchen. Sammlung der er- 
gehenden Gesetze und Ausführungsbestimmungen, der gerichtlichen und 
verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen, der Erlasse der staatlichen und 
kirchlichen Zentralbehórden, sowie der wichtigsten Veríügungen der 
Konsistorien. Unter Mitwirkung zahlreicher Gelehrten herausgeg. von 
oe XV. Band. Berlin, Vahlen, 1926. (N. Hilling.) 


37. Raymond, Irving Woodworth, The Teaching of the early Church on the 
Use of Wine and Strong Drink. [Studies in History, Economics and 
Publical Law edited by the Faculty of Political Science of Columbia 

el 286.] New York, Columbia University Press, 1927. (A. Allgeier.) 
. 481 f. 


38. Rommen, Heinrich, Die Staatslehre des Franz Suarez S. J. M.-Giadbach, 
Volksvereinsverlag 1927. (N. Hilling.) S. 398—400. 
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39. Sartori, Cosmas, Enchiridion Canonicum seu Sanctae Sedis Responsiones 
post editum Codicem J. C publici iuris factae iuxta canonum Codicis 
ordinem digestae notulisque ornatae. Hankow, Missio Catholica, 1926. 
(N. Hilling.) S. 381 f. 

40. Schäfer, Timotheus, O. M. Cap., De Religiosis ad Normam Codicis Juris 
Canonici. Compendium. [Lehrbücher zum Gebrauch beim theologischen 
x DD en Studium.] Münster i. W., Aschendorff, 1927. (N. Hilling.) 


41. Scheeben, Heribert Christian, Der heilige Dominikus. Freiburg i. B., 
Herder & Co., 1927. (N. Hilling) S 777—779, 

42. Schmidt, Jakob, Grundzüge der Kirchengeschichte. Ein Hilfsbuch für 
akademische Vorlesungen und Privatstudium. Mainz, Kirchheim & Co, 
1925. (L A. Veit.) S. 398. 

43. Schmitz, Peter, Die Stellung der unehelichen Kinder im geltenden 
kanonischen Recht. St Gabriel bei Mödling, Missionsbuchhandlung, 1926. 
(N. Hilling.) S. 333—386. 

44. Singer, Mario, Die gemischten Ehen nach dem Rechte der katholischen 
Kirche. [Zürcher Beiträge für Rechtswissenscha!t, Neue Folge Heft 6.] 
Aarau, Sauerländer & Co., 1927. (N. Hilling.) 769 f. 

45. Staunet, Anton, Diözesansynode. Ein kirchenrechtlich-historischer Versuch 
nebst den liturgischen Gebeten der Regensburger Diózesansynode 11. u. 
12. Oktober 1927. Regensburg, Pustet, 1927. (N. Hilling) S 766. 

46. Teetaert, P. Amédée, Ord. Cap., La confession aux laiques dans l'église 
latine depuis le Ville jusqu'au. XIVe siécle. Etude de théologie positive. 
[Universitas catholica Lovaniensis. Dissertationes ad gradum magistri in 
facultate theologica consequendum conscriptae. Series II. Tomus 17.] 
Wetteren 1926. (F. Gillmann.) S. 360—378. 

47. Triebs, Franz, Praktisches Handbuch des geltenden kanonischen Ehe- 
rechts in Veigleichung mit dem deutschen staatlichen Eherecht. Für 
Theologen und Juristen II. Teil. Breslau, Ostdeutsche Verlagsanstalt, 
1927. (N. Hilling.) S. 760—762. 

48. Valle-Metzger, Bilder aus. dem Leben und Wirken des ehrwürdigen 
Dieners Gottes Dom Johannes Bosco. 2. u 3. Aufl. München, Verlag 
der Salesianer, o. J. (1927.) (N. Hilling.) S. 405. 

49. Wahrmund, Ludwig, Quellen zur Geschichte des römisch-kanonischen 
Prozesses im Mittelalter. IV. Band. 1. Heft: Excerpta legum edita a 
Bulgarino causidico. 2. Heft: Die Summa »Quicumque vult« des Johannes 
Bassianus. 8. Heft: Die Summa »De actionum varietatibus des Placentinus. 
4. Heft: Die Summa de ordine iudiciario des Magister Damasus. Innsbruck, 
Wagner 1925 und 1926. (N. Hilling. S. 764 —766. 

50. Wenner, Joseph, Die Rechtsbeziehungen der Mainzer Metropoliten zu 
ihren sächsischen Suffraganbistümern bis zum Tode Aribos (1C31). Ein 
Beitrag zur Geschichte der Metropolitanverfassung iu Deutschland. [Ver- 
öffentlichungen der Görtes-Gesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozial- 
wissenschaft 46.] Paderborn, Schóningh, 1926. (N. Hilling. S. 390 f. 

51. Wyrsch, Kurt, Rechtsnatur und Verwaltung des Aargauischen katholischen 
Kirchengemeinde- u. Landeskirchenvermógens. Baden (Schweiz), Dr. Wyrsch 
und Dr. Suter-Wyrsch, 1927. (N. Hiling.) S. 774. 


b) Literaturverzeidinis S. 407 —426; 782—795. 
c) Verzeichnis der bei der Redaktion eingelaufenen Bücher S.426—430; 796—798. 
d) Verzeichnis der eingesandten kirchlichen Amtsblätter S. 798 f. 
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LARRE T Arthur, Dr. theol. et phil., Universitätsprofessor zu Freiburg i.B. 
. 782. 


` 2. Boofi, C., Dr. phil. et iur., Pfarrer in Klein-Zimmern S. 33. 


3. Bruggaier, Ludwig, Dr. theol, Hochschulprofessor und Domkapitular in 
Eichstatt S. 656. 
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4. Karl S. J, Dr. iur. can., Professor des Kirchenrechts in Valkenburg 
. 661. 


5. Ernst, Johann, Dr. theol., Pfarrer a. D. in Bamberg S. 433. 


6. Gillmann, Franz, Dr. theol., Papstlicher Hausprälat, Geheimer Regierungs- 
rat und Universitätsprofessor zu Würzburg S. 192, 378, 575. 


7. Haring, Johann, Dr. theol. et iur., päpstlicher Hausprälat und Universitats- 
professor in Graz S. 561. | 


8. Hilling, Nikolaus, Dr. theol., iur. et phil, Universitatsprofessor zu 
Freiburg i. B. S. 3, 178, 379 ff., 400 ff., 569, 755 ff., 782. 


9. Josef, Eugen, Dr. iur, Rechtsanwalt zu Freiburg i. B. S. 186 und 564. 
10. Lindt, Adolf, Justizrat in Darmstadt S. 568. 


11. Linneborn, Johannes, Dr. theol. et phil, Apostolischer Protonotar und 
Dompropst zu Paderborn S. 324, 340, 723. 


12. Posch, Arnold, Dr. iur., Universitätsprofessor in Graz S. 44 und 497. 
13. Hic ai Andreas, Dr. theol. et phil., Privatdozent zu Freiburg i. B. 
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